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Editorial 


Die Geschichte, die in dieser Nummer von Marxismus erzählt wird, ist dic 
Geschichte der revolutionären Bewegung in Österreich seit Mitte der 20er Jahre. Es 
ist die Geschichte derjenigen, die gegen die sozialdemokratische Integration der 
Arbeiterbewegung in das kapitalistische System ankämpften. Es ist die Geschichte 
derjenigen, die gegen die stalinistischen Politik der friedlichen Koexistenz mit dem 
Imperialismus, der Volksfront mit Teilen der Bourgeoisie und die Unterordung 
unter die Interessen der sowjetischen Bürokratie die politische Unabhängigkeit der 
Arbeiterklasse verteidigten. Es ist die Geschichte derjenigen, die - mit tauglichen 
und weniger tauglichen politischen Positionen - versuchten, in Österreich einen 
Beitrag zur internationalen Revolution der Arbeiterklasse und zur Errichtung einer 
rätedemokratischen sozialistischen Weltrepublik zu leisten. 
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In int die Geschichte einer Bewegung, die gegen den Strom schwamm, die in 
Opposition zur Rechtsentwicklung in der Zwischenkriegszeit, zur faschistischen 
Diktntur und schließlich zur jahrzehntelangen relativen Stabilität des Kapitalismus 
noh 1945 stand. Es ist in der Folge auch die Geschichte einer politischen 
Nirömung, die - wie jede Bewegung in Isolation und Defensive - eine Reihe von 
Internen Auscinandersetzungen, Richtungsstreitigkeiten und  sektiererischen 
Verhultensweisen hervorgebracht hat. Es ist die Geschichte derjenigen, die unter 
ir Rovolutionäre sehr schlechten Bedingungen - mit unterschiedlichen Erfolg - 
huriniickig versuchten, das Beste rauszuholen, Grundlagen für spätere günstigere 
Nodingungen zu legen. 

Daboi hat sich cin reichhaltiger Erfahrungsschatz angehäuft - Erfolge und 
Mildorfolge im Organisationsaufbau, Errungenschaften und Fehler in politischen 
Iragon, Einflüsse von Gesellschaft und reformistischer Arbeiterbewegung und der 
Umgang damit ctc. Aus diesen Erfahrungen lassen sich eine Reihe von Lehren und 
Nuhlulfoigsrungen für die gegenwärtige und zukünftige revolutionäre Bewegung 
nblelten. Dann auch wenn sich die heutige gesellschaftliche Lage in Vielem von 
dan Wer Juhron oder den SOcr Jahren unterscheidet, so sind etliche Problematiken 
weiter exinton; weilgchende Isolation der revolutionären Kräfte von der realen 
Arßollorbowegung. Spannungsfeld zwischen opportunistischer Anpassung und 
söhtlororinch-verknöcherter Abschottung, Frage der politisch-programmatischen 
Nngo/Wolle einer Organisation. Aus diesbezüglichen und anderen Erfahrungen des 
Anterrolchischen Irotzkismus der letzten Jahrzehnte zu lernen, bedeutet 
letsiondlich nuch, das - positive und negative - Erbe der vorangegangen 
(ienerutionon von revolutionären Kiimpfern produktiv aufzunehmen. 


kwh k 


Im Zentrum dienor Nummer 9 von Alarxismus stecht cine ausführliche Arbeit von 
IHrloh Angervr, dlo vinon Überblick über die Entwicklung des Trotzkismus in 
(erreiuh von sinon Auflingon in den 20er Juhren bis heute gibt. Sie konzentriert 
sioh dubel nur die bisher kuum orforschten späten 40er und 50er Jahre. In der 
Nkisae Ubur den önterrolohlnchen Trotzkismus in den letzten dreißig Jahren zeigt 
sioh oinorsolis oin deutlicher Umgruppierungsprozch, andererseits, daß das relative 
Ciowicht dor 'Trotzkisten In der Linken gestiegen ist. 

Außerdem habon wir für diese Nummer den verschiedenen bestehenden Gruppen 
un trotzkintischer Tradition angeboten, cinen Beitrag über die eigene Geschichte 
‚u vorlon, Wir haben dabei angeregt, daß es sich dabei nicht um 
Ruhönftirberelen handeln soll, sondern um differenzierte Darstellungen, die auch 
Itnwicklungsphasen und Schwierigkeiten der jeweiligen Organisation 
problomatisioren, Wir haben uns außerdem vorbehalten, Texte, die sich 
Iwinplelnweise nicht auf die Geschichte der eigenen Gruppe, sondern auf Attacken 
yeyen andere Gruppen konzentrieren, abzulehnen. Das Angebot angenommen 
hawn jedenfalls die Gruppe ArbeiterInnenstandpunkt (ASt). die Revolutionär 
kommunistische Liga (RKL), die Sozialistische Alternative (SOAL) und die 
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(degenerierten) Arbeiterstaaten gegen den Imperialismus verbindet, eine Strömung, 
die für eine internationale revolutionäre Überwindung des Kapitalismus und 
rätedemokratisch organisierte Planwirtschaften eintritt. 


I. Überblick über den österreichischen Trotzkismus 1925 - 1945 
1. Bürokratisierung der Sowjetunion & Stalinisierung der Komintern 


Auf die russische Oktoberrevolution war ein dreijähriger, von heimischen | 
Reaktionären und den imperialistischen Mächten angezettelter Bürgerkrieg gefolgt. | 
Seine Auswirkungen waren für die junge Sowjetrepublik ökonomisch und politisch 
verheerend: Die Wirtschaft war zerstört und überdies von der internationalen 
Blockade betroffen. Durch das System des sogenannten Kriegskommunismus konnte 
mittels zentralisierter und autoritärer Leitung während des Chaos des Bürgerkrieges 
zumindest teilweise eine Grundversorgung aufrechterhalten werden - damit wurde 
aber der Untergrabung der Arbeiterkontrolle in den Betrieben und der späteren 
Bürokratisterung Vorschub geleistet. Außerdem hatten der Zusammenbruch der 
Industrieproduktion, die unvermeidliche Schließung vieler von Blockade und Krieg 
betroffener Großbetriebe während des Bürgerkrieges und die massive Abwanderung 
der politisch aktivsten Arbeiter zur Roten Armee den Arbeiterräten ihre Grundlage 
entzogen und die Arbeiterdemokratie entscheidend geschwächt - was ebenfalls die 
spätere Bürokratisierung erleichterte. Schließlich waren angesichts der 
Notwendigkeit möglichst großer Geschlossenheit in der schwierigen Situation in der 
Partei ein - zeitlich begrenztes Fraktionsverbot beschlossen worden, wodurch 
ebenfalls die Ausschaltung der Rätedemokratie und die Krrichtung einer 
bürokratischen Diktatur über die Arbeiterklasse begünstigt worden war 


Am schwersten hatte aber freilich das Ausbleiben der Weltrevolution gewogen. Die 
Bolschewiki hatte von Anfang an in der russischen Revolution nur den Auftakt zur 
internationalen und in der Ausbreitung der Revolution auf die entwickelteren Länder 
- vor allem auf Deutschland - die Voraussetzung für die positive weitere Entwicklung 
des russischen Sowjetstaates gesehen. Nach dem Scheitern der Räterepubliken in 
Ungarn und Bayern und der deutschen Revolution insgesamt, das neben dem Verrat 
der Sozialdemokratie teilweise auch durch sektiererische Fehler und die 
Unerfahrenheit der dortigen KPen verursacht worden war, war das rückständige 
Rußland isoliert geblieben. Als Folge des Abflauens der revolutionären 
Nachkriegskrise im Westen hatte die revolutionäre Kommunistischen Internationale 
(Komintern) ab 1920/21 auf die Zinheitsfrontpolitik gesetzt, d.h. darauf, die 
sozialdemokratischen Arbeiter durch Angebote der Zusammenarbeit mit deren 
Führung von der Richtigkeit der eigenen Politik zu überzeugen. 


Dadurch konnte die Entwicklung zur Bürokratisierung in der - auf revolutionäre 
Unterstützung aus dem Westen angewiesenen - Sowjetunion selbst aber nicht 
verhindert werden. Die Bürokratie, die sich zu großen Teilen aus alten zaristischen 
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Henmten tekrutiente, konnte die Macht der Sowjets und die Arbeiterdemokratie, die 
lach den Burgeiksieg ohnehin schon stark zersetzt worden waren, immer mehr 
sinken Lenin, der diese Entwicklung erkannte, führte seinen letzten Kampf gegen 
‚lie burokralisehe Degeneration der Sowjetunion. Er starb aber bereits im Jänner 
WE ohne seine Autorität wirklich in die Waagschale werfen zu können. 


Ahıtte der 2061 Jahre gewann die Bürokratie in der rückständigen und isolierten 
Suyjeiumen endgultig die Oberhand über die Arbeiterdemokratie. Der mit der 
Almilerklasse verwachsene proletarische Halbstaat wurde immer mehr durch einen 
Want mit einen abgehobenen Beamten- und Polizeiapparat ersetzt. Es fand eine 
poltsi he Konterrevolution statt, in der die Bürokratie die Arbeiterklasse politisch 
endete Auf ökonomischer Ebene wurden die ursprünglichen Pläne der 
Moba hewiki - eine von den Räten demokratisch geplante Wirtschaft entsprechend 
ilen Hedu fnissen der Arbeiter und der armen Landbevölkerung - von der Bürokratie 
Wiwe geschoben und eine bürokratisch geplante, auf die Bedürfnisse der 
Iwrinchenden Kaste ausgerichtete Wirtschaft etabliert. 


ist Genen Josef Dschugaschwili, genannt Stalin, der in der Revolution kaum eine 
Walle espnelt hatte, aber den Parteiapparat kontrollierte, gelangte an die Spitze der 
Make  Schrittweise beseitigten seine Clique und die Bürokratie die 
rlenlenmokiatie und schalteten jede mögliche Opposition aus. Nach einem Bündnis 
mit Gungan Sinowjew und Lew Kamenew, die die Stalin-Fraktion 1925 
ausimmöviienle, bildete er bis 1928 einen Block mit dem rechten Flügel um Nikolai 
Ilm Ab 1927, als die Linksopposition um Leo Trotzki, Eugen Preobraschenski, 
U litt Rukowski und Juri Pjatakow zerschlagen worden war, war die Herrschaft 
‚les Immokıntischen Apparats konsolidiert. 


Ir Siuherumgen und politischen Verfolgungen der stalinistischen Bürokratie 
i heten ch im besonderen gegen die bolschewistischen Kader. Die Partei wurde 
u Iinmertonentierten Bürokraten aufgefüllt, die der Stalin-Fraktion ergeben waren 
und el die die politisch bewußten Mitglieder an den Rand gedrängt wurden. 
umehmemd wurden oppositionelle Mitglieder gemaßregelt, aus der Partei 
Mape hilan udler/und verbannt. Den Schlußpunkt dieser Entwicklung bildeten die 
Epron Alaoskumer Prozesse 1936-1938, in denen sämtliche noch lebende 
bewi Alıtyeheder außer Stalın - aus der Zeit der Revolution und des 
Mph pens (meh absurde und gefälschte Anschuldigungen und erfolterte 
ml als faschistische Agenten oder ähnliches verurteilt, in den Selbstmord 
elle ade hingerichtet wurden. 


ie maie Theorie wurde unter der Diktatur der Stalinisten in dogmatisch 
wawe Lelusitze des sogenannten Marxismus-Leninismus verwandelt. Das von 
hren ntwickelte Konzept des Sozialismus in einem Land war die politische Antwort 
da dokaa anf das Ausbleiben der Revolution in den anderen Ländern: Gingen 
hr Hobe howiki davon nus, daß nur die internationale Revolution die Degeneration 
Is nwgn verhimdern könnte, erklärten die Stalinisten nun, daß nicht nur eine 
PE E nwi khung der sowjetischen Übergangsgesellschaft möglich wäre, sondern 
u die Verwirkhehung des Sozialismus in der Sowjetunion alleine. Dabei handelte 

ach vor allem um eme Theoretisterung der Eigeninteressen der herrschenden 


Bürokratie. Diese war an einer erfolgreichen proletarischen Revolution und del 
Errichtung von funktionierenden Rätedemokratien im Westen gar nicht interessiert 
weil dadurch auch ihre Herrschaft gefährdet werden hätte können. Hingegen stärkteı 
die Niederlagen der Revolutionen in Deutschland 1923 und in China 1927 die Mach 
der Bürokratie in der Sowjetunion, weil der Bevölkerung nun besser verkauft werderf 
konnte, daß die Ausrichtung auf die internationale Revolution nichts bringe. 


Die stalinistische Politik führte auch zu starken Schwankungen der sowjetischer 
Innen- und Außenpolitik: Bis 1928 weigerte sich Stalin, die von der Linksoppositio 
geforderte geplante und schrittweise Industrialisierung umzusetzen, um sein Bündnis 
mit den Kulaken (den Großbauern) nicht zu gefährden. Als die Kulaken in der Folge 
immer mächtiger wurden und 1928 die Lebensmittelversorgung der Städte bedrohten, 
änderte Stalin die Linie um 180 Grad: Es wurde eine unvorbereitete, unsystematischd 
und überhastete Industrialisierung begonnen, die mit brutaler Gewalt umgesetzfi 
wurde und die in der Bauernschaft Millionen unnötiger Opfer kostete.” 


Und auch international verfolgte die stalinistische Führung ab 1928 eine ultralinke 
Politik. Die sozialdemokratischen Parteien wurden in dieser sogenannten 3. Periode 
als sozialfaschisiisch bezeichnet. Neben der Kampfunwilligkeit der 
sozialdemokratischen Führungen war diese Haltung der Stalinisten eine wesentliche 
Ursache dafür, daß eine Zusammenarbeit der Arbeiterparteien zur Abwehr des 
Faschismus verunmöglicht wurde - wodurch die Machtergreifung der Nazis 1933 
begünstigt wurde. Durch die Katastrophe in Deutschland aufgeschreckt, änderten die 
Stalinisten ihren Kurs erneut um 180 Grad und entwickelten das Konzept der 
Volksfront. Angestrebt wurde jetzt nicht nur ein Bündnis mit den anderen 
Arbeiterparteien, sondern auch mit der sogenannten demokratischen Bourgeoisie) 
gegen den Faschismus. Diesem Bündnis wurden die Interessen der Arbeiterklasse | 
geopfert. Das führte etwa in Spanien dazu, daß die Stalinisten gemeinsam mit 
liberalen Bürgerlichen die für die soziale Revolution kämpfenden Arbeiter 
unterdrückten, die revolutionäre Offensive gegen den Faschismus abwürgten und so 
den Sieg Francos erleichterten.* Das Konzept der Volksfront, das nichts anderes als 
eine Neuauflage des menschewistischen Etappenkonzept darstellt, wurde am 7. 
Weltkongreß der Komintern 1935 offiziell beschlossen und war ab damals die 
verbindliche Leitlinie des Stalinismus. Die Konsequenz des Konzepts, die sogenannte 
friedliche Koexistenz mit den imperialistischen Mächten, steht in engem 
Zusammenhang mit dem Modell des Sozialismus in einem Land. Nichtsdestotrotz 
gab es weiter - je nach den aktuellen Bedürfnissen der Bürokratie - erhebliche 
Schwankungen in der sowjetischen Außenpolitik (z.B. Hitler-Stalin-Pakt 1939). 


Die ganze Entwicklung wirkte sich natürlich auch besonders auf die Komintern aus: 
Ab Mitte der 20er Jahre wurde die Stalinisierung in die verschiedenen Sektionen der 
Komintern getragen. 1927 waren auch in der Komintern (beispielsweise in Österreich 


? siehe zur Bürokratisierung der Sowjetunion: Leo Trotzki/Schriften 1.1 und 1.2: 
Sowjeigesellschaft und stalinistische Diktatur 1929-1940, Hamburg 1988; Arbeitsgruppe 
Marxismus: Der „reale Sozialismus “, in: Marxismus Nr.2, Dezember 1994. | 
* siehe dazu: Felix Morrow: Revolution und Krieg in Spanien, Essen 1976; Pierre Broue / 
Emile Temine: Revolution und Krieg in Spanien, 2 Bde., Frankfurt/Main 1968. 
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mler Doutschland) nahezu alle Oppositionsströmungen ausgeschaltet. Die Komintern 
wurde von einem Instrument der Weltrevolution zu einem außenpolitischen 
Werkzeug dor stalinistischen Sowjetbürokratie verwandelt, das jede Wendung 
mitmnchte und jeden Auftrag umsetzte. 1943 wurde sie schließlich von Stalin 
aufyelönt, um don westlichen Alliierten nachdrücklich zu signalisieren, daß sie keine 
welltevolutionären Absichten zu befürchten hätten.” 


3, Kinintehung und Entwicklung des internationalen Trotzkismus bis 1945 


Dio Internationale trotzkistische Bewegung entstand im wesentlichen aus der 
Linkiopposition gegen die Bürokratisierung der Sowjetunion und der Komintern. Die 
Ilnknoppositionellen gebrauchten zur Selbstcharakterisierung anfänglich keineswegs 
den Bogriff Zrotzkismus, sondern bezeichnten sich als Bolschewiki-Leninisten - 
womit nie gegen die Stalin-Clique ihren Anspruch anmeldeten, die rechtmäßigen 
Krhen der Partei der Oktoberrevolution zu sein. Erst als durch die stalinistischen 
ffhmierungskampagnen 7rotzkismus als Bezeichnung für die Linksopposition 
wellgeliend üblich wurde, nahmen ihn die Mitstreiter Trotzkis positiv an - auch wenn 
He wellorhin Begriffe wie Bolschewiki-Leninisten, Revolutionäre Kommunisten oder 
Newlutiondre Marxisten bevorzugten. 


In der ernten Phase der trotzkistischen Bewegung, 1923-1929, existierte noch keine 
Interintlonal zusammengefaßte linksoppositionelle Bewegung, sondern lediglich die 
Mulmhwwistisch-leninistische Fraktion in der Sowjetunion. Diese hatte zwar 
Oleninnungsgenossen und Sympathisanten in anderen Komintern-Sektionen, faßte sie 
aber - In der Hoffnung auf eine baldige Besserung der Lage in der Sowjetunion - 
lange nicht systematisch zu einer zentralisierten Bewegung zusammen. Dadurch 
Wurde wichtige Zeit verloren, wurden wichtige Chancen, wie die der Integration des 
tolatlv sinken linksoppositionellen Zeninbundes in Deutschland 1927, nicht im 
möglichen Ausmaß genützt. 


Die amwjetische Linksopposition und ihre internationalen Symathisanten formierten 
h nwinuhen 1923 und 1929 im wesentlichen um drei Fragen: erstens um die Politik 
der Nowjotunion, wobei die Linksopposition dabei gegenüber dem rechten Kurs 

von Stall und Bucharin die Vorbereitung und Durchführung einer schrittweisen 

Induntvlalisiorung forderte und für die Ausrichtung auf die Weltrevolution kämpfte.° 

Wer vwoite Punkt war das sogenannte anglo-russische Komitee, ein Komitee 

awinuhen russische und britischen Gewerkschaften, daß von den Stalinisten - 

eilaprochond ihren ebenso bornierten wie kurzsichtigen außenpolitischen Interessen - 

meh während dem 10-tägigen Generalstreik in Großbritannien im Mai 1926 

wulteohterhnlien wurde, obwohl dieser Streik von der britischen 

(iewerkschnitsführung verraten wurde und sich die Kooperation der sowjetischen 


taiohia zur Kntwicklung der Komintern: Pierre Frank: Die Geschichte der Kommunistischen 
Mermuttonule 1919-1943, 2 Bde., Frankfurt/Main 1981 

wohn tnan, Loo Trotzki: Der neue Kurs, 1924, Berlin 1972; Eugen Preobraschenski: Die 
Kene Okonomik, 1926, Berlin 1971. 


Führung mit diesen Gewerkschaftsspitzen für die britischen Kommunisten äuße 
negativ auswirkte. Beim dritten Punkt handelte es sich um die Kritik 
Linksopposition an der stalinistischen Politik in der chinesischen Revolution (192 
1927), die zur Unterordnung der chinesischen Kommunisten unter die bürgerlic 
nationalistische Kuomintang Tschiang-Kei-Tscheks führte - und schließlich zun 
Massaker yon Shanghai, das die Kuomintang unter Kommunisten und Arbeite 
anrichtete.’ Anläßlich des 10. Jahrestages der Oktoberrevolution wurde im Novembe 
1927 von der Bürokratie ein schwerer Schlag gegen die Linksopposition geführt 
Verhaftungen, Einschüchterungen, Verbannungen etc. Diese Terrorwelle, die di 
feste Etablierung der stalinistischen Konterrevolution markiert, endete schließlich mi 
der Abschiebung Trotzkis in die Türkei 1929.8 


Von dort begann der wichtigste Führer der nunmehr stark geschwächte 
sowjetischen Linksopposition mit dem systematischen Aufbau der /rternationale 
Linksopposition (ILO). Trotzki und seine Mitstreiter hielten in der nächsten Pha 
(bis 1933) weiter an der Perspektive der Reform der Komintern fest, d.h. an de 
Ziel, die Komintern wieder in ein Instrument der Weltrevolution umzuwandeln; 
Trotzki ging dabei davon aus, daß in der Komintern drei Strömungen bestanden 
hätten - der reformistische rechte Flügel, das bürokratische Zentrum und di 
bolschewistische Linksopposition. Der Kampf der Linksopposition stand in diese 
Phase weiterhin im Zeichen der Opposition gegen das Konzept des Sozialismus i 
einem Land und gegen die Bürokratisierung, im speziellen aber gegen den damalige 
ultralinken Kurs der Stalinisten - d.h. gegen die überhastete Industrialisierung in de 
Sowjetunion und gegen die Abkehr von der Einheitsfrontpolitik gegenüber de 
Sozialdemokratie in Westeuropa. Besondere Aufmerksamkeit widmeten die 
Trotzkisten dem Aufstieg des Faschismus in Deutschland (und Österreich), indem sie 
mit allen verfügbaren Kräften die aktive und kämpferische Einheitsfront de 
Arbeiterorganisationen gegen die Faschisten propagierten und auch in der Praxis 
vorexerzierten.” 


Aus der katastrophalen Versagen der KPD in Deutschland 1933 zog die ILO i 

März 1933 den Schluß, daß die KPD nicht mehr zu reformieren sei und deshalb i 
Deutschland eine neue revolutionäre Partei aufgebaut werden müsse. Als sich die 
Komintern zu einer offenen Selbstkritik unfähig erwies, kamen Trotzki und seine 
Mitstreiter ab Juni 1933 zu dem Ergebnis, daß sie als revolutionäre Internationale deg 
Arbeiterklasse gestorben sei und daß es notwendig sei, eine neue Weltparte 
aufzubauen. Ab Oktober 1933 sah man auch die Reform der KPdSU als hoffnungslo 
an und trat von nun an für eine politische Revolution gegen die bürokratisc 


7 siehe dazu: Leo Trotzki: Ergebnisse und Perspektiven der chinesischen Revolution, 1928 
in: Leo Trotzki/Schriften 2.1: Über China 1928-1940, Hamburg 1990, S.335-391. 


® zur Entwicklung der sowjetischen Linksopposition siehe: Ulf Wolter (Hrsg.): Die Li 


Opposition in der Sowjetunion 1923-1928, Dokumente, 6 Bde, Berlin 1976. 
? siche dazu: Leo Trotzki: Schriften über Deutschland, 2 Bde., Frankfurt/Main 1971. 
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llørrnohalt in der Sowjetunion ein'”, durch die die Arbeiterklasse sich die politische 
Maohi zurücknehmen und die geplante Wirtschaft rätedemokratisch organisieren 
milio 

Aun dor Aufgabe der Reformperspektive bezüglich der Komintern wurden ebenfalls 
IVJ3 die organisatorischen Schlußfolgerungen gezogen: Die ILO wurde in die 
Imernatiomde Kommunistische Liga (IKL) umgewandelt. Dieser Name drückte 
hørelts dio Eigenständigkeit aus, zeigte aber gleichzeitig an, daß man sich noch nicht 
ala nouo Internationale deklarierte. Entsprechend diesem Selbstverständnis versuchte 
man in der Folge, verschiedene subjektiv revolutionäre Kräfte außerhalb der 
Komintern (und der 2. Internationale) zu gruppieren, um mit ihnen gemeinsam eine 
neue (4.) Internationale zu gründen. Das führte bereits 1933 zur sogenannten 
hiklarung der Vier, die die IKL gemeinsam mit der deutschen SAP und den beiden 
hlederländischen linken Organisationen OSP und RSP'' herausgab und die sich für 
die Notwendigkeit einer neuen Internationale aussprach. 


Die Versuche, Kräfte für eine neue Internationale zu sammeln, führten schließlich im 
Herbai 1934 zum sogenannten Entrismus. Diese von Trotzki angeregte Taktik 
hedetets, daß Revolutionäre in Situationen sich zuspitzender Klassenkämpfe in 
Mlerminiinche Parteien eintraten, um dort die Konflikte zwischen der kampfbereiten 
Arbelterhinnis und der abwiegelnden Führung zuzuspitzen, Teile der reformistischen 
Arbelter Ir das revolutionäre Programm zugewinnen - und quantitativ gestärkt den 
Bruch mit der reformistischen Führung herbeizuführen. Diese Taktik wurde in den 
UBA und in Belgien sehr erfolgreich angewandt. In Frankreich hingegen konnte 
kaum davon profitiert werden. Ein Grund für den Mißerfolg in Frankreich lag darin, 
daß dar Iintrismus der Ligue Communiste, der französischen Sektion der IKL, in die 
sonlaldeimokratische SFIO intern stark umstritten war. Generell führte die Entrismus- 
Faktik In dor internationalen trotzkistischen Bewegung zu erheblichen Konflikten und 
Malte - wie wir sehen werden - auch für den österreichischen Trotzkismus wichtige 
Kanseuuonzen. 


E Man kann sicherlich darüber streiten, ob diese Chronologie - KPD und Komintern wurden 
ar der KIISU) und der Sowjetführung abgeschrieben - sehr logisch war. Denn bekanntlich 
Au ilor linch beim Kopf zu stinken an. 

NAP stohi für Sozialistische Arbeiterpartei. Sie entstand 1931/32 aus einer Linksabspaltung 
er ıleulmchen Sozialdemokratie, die die reformistisch-zurückweichende Politik der 
Parteifiiuung gegenüber dem Faschismus kritisiert hatte, wurde von Jakob Walcher und Paul 
fmlliuh - zwei chemaligen Führern der Rechtsopposition der KPD - geführt, wurde zu einer 
wbiltuion Ciegnerin des Trotzkismus - und zerfiel bald in der Emigration. Eines ihrer 
Miiylieden war dor spätere SPD-Vorsitzende Willi Brandt. 

Pie ONP onintand wie die SAP aus einer Linksabspaltung der Sozialdemokratie. Die RSP 
Nevolutiundre Sozialistische Partei) hingegen entstand 1927 aus einer von dem 

Wwerhachaftnfillirer Henk Sneevliet geführten Abspaltung der niederländischen KP. 1935 
funtımenon OSP und RSP zur RSAP (Revolutionar-Sozialistische Arbeiterpartei), die aber - 
An nia in don Differenzen zwischen Trotzki und der spanischen POUM letztere unterstützte - 
tun bin 1937 der trotzkistischen Bewegung angehörte. Sneevliet, der im niederländischen 
Witeistand solr aktiv war, wurde im April 1942 von den Nazis ermordet. 
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Auf programmatischer Ebene verfaßte Trotzki zwischen September 1935 und Aug 
1936 die Verratene Revolution”, sein Hauptwerk über die Degeneration 
Sowjetunion. Darin korrigierte er einige seiner früheren Ansichten und argumentierte 
daß der sowjetische Termidor - der Zeitpunkt der politischen Konterrevolution in dei 
Sowjetunion - mit der Durchsetzung der unumschränkten Macht der Stali 
Bürokratie in der Partei 1927 anzusetzen sei, d.h. daß ab 1927 (und nicht erst a 
1933) die politische Revolution der sowjetischen Arbeiterklasse gegen dir Bürokrati 
auf der Tagesordnung gestanden sei. Aus dieser (meines Erachtens richtigen 
Erkenntnis hätte man allerdings auch den (meiner Meinung nach logischen) Schl 
ziehen müssen, daß auch die Komintern, die ja seit Mitte der 20er Jahre ein willige 
außenpolitisches Werkzeug der Stalin-Bürokratie war, seit 1927 nicht me 
reformierbar war. In diesem Fall hätte man ab 1927 für den Aufbau neuer Parteie 
und einer neuen Internationale eintreten müssen." Trotzki hätte also als Folge seine 
Analyse von 1935/36 die Perspektive der Reform der Komintern zwischen 1927 ung 
1933 rückblickend als Fehler und letztlich als verlorene Zeit bilanzieren müssen. ) 
Zumindest für die österreichischen Trotzkisten wäre - wie wir sehen werden - ei 
eigenständige Perspektive ab 1927 auch günstiger gewesen. 


Die Jahre 1936 und 1937 standen für die internationale trotzkistische Bewegung, di 
sich seit 1936 Bewegung für die 4. Internationale nannte, im Zeichen der politische 
Auseinandersetzung mit der Volksfrontpolitik in Frankreich und Spanien'°, die di 
Arbeiterbewegung an die „demokratische“ Bourgeoisie fesselte und de 
aufstrebenden Faschismus den Weg ebnete. Im Zuge dessen kam es zum Bruo 
zwischen der trotzkistischen Bewegung und der spanisch-katalanischen POUM, 


sich diese an der spanischen Volksfrontregierung beteiligte (zumindest bis zw 
Unterdrückung durch letztere). Der Bruch mit der POUM hatte aber auc 
Auswirkungen auf andere Teile der Bewegung für die 4. Internationale - s 
unterstützen neben der niederländischen Sektion auch der Österreicher Kurt Landa 


12 Leo Trotzki: Verratene Revolution, Was ist die UdSSR und wohin treibt sie?, in: 
Trotzki/Schriften 1.2, S.687-1011, Hamburg 1988. 

1 Eine Aufgabe der Reform-Konzeption ab 1927 hätte für mich keineswegs zur Folge gehabt, 
überall die Orientierung auf die KPen aufzugeben. In den Ländern, wo das Sinn gemacht hätte 
(z.B. Deutschland, Italien, Jugoslawien ...) , hätte man sich weiter auf die Basis der Staliniste 
ausrichten können - durch Einheitsfronttaktik und eventuell Fraktionsarbeit. In anderen Lände 
aber, wo sich die klassenkämpferischsten Schichten der Arbeiterklasse nicht in der KP befande, 
(z.B. Großbritannien, Österreich ...), hätte man die erfolgsversprechendere Orientierung a 
andere Strömungen und Parteien suchen können. 

1 Natürlich läßt sich aus der Distanz von 1996 und im Wissen um die weitere Entwicklung dd 
Komintern leicht klugscheißen. Es kann hier deshalb keineswegs darum gehen, hie 
rechthaberisch Trotzki irgendeine Inkonsequenz nachzuweisen. Es geht vielmehr darum, sic 
darüber klar zu werden, daß selbst die Stalinismus-Analyse Trotzkis, die der sämtliche 
Zeitgenossen (und nicht nur diesen!) so deutlich überlegen ist, nicht vom Himmel fiel, sonde 
einem Entwicklungsprozeß unterworfen war, daß womöglich auch Trotzki etwa 1929 nicht d 
volle Ausmaß der Degeneration der Sowjetunion und der Komintern erkannt hatte. 

15 siehe dazu: Leo Trotzki: Revolution und Bürgerkrieg in Spanien 1931-1939, 2 Bde 
Frankfurt/Main 1986; Leo Trotzki: Wohin geht Frankreich?, Wien (ohne Datum). 
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die POLIM'". In den Jahren 1936 bis 1938 spielte freilich auch der Kampf gegen die 
Munknuer Prozesse eine wichtige Rolle für die Trotzkisten.'” Dabei ging es neben 
ılamı politischen Widerstand gegen die Welle von stalinistischen Verleumdungen auch 
um dlo physische Existenz der Bewegung: Nicht nur in Rußland wurden wirkliche 
(klor vermeintliche) Anhänger Trotzkis systematisch ermordet, auch außerhalb 
Aullland gab es eine Serie von Gewalttaten, durch die unter anderem die führenden 
ekintischen Kader Leo Sedow, Rudolf Klement und Ignaz Reiss ermordet 
wurden, 


JUAN wurde schließlich in Frankreich die 4. Internationale gegründet. Sie war 
Allerılings organisatorisch schwach und verfügte nur in weniger Ländern über eine 
wirkliche Verankerung in der Arbeiterklasse - was dazu führte, daß z.B. die polnische 
Nektion und der anwesende Vertreter der österreichischen Sektion, Georg Scheuer, 
øn «die Gründung eintraten. Die Mehrheit war sich dieser Schwäche wohl auch 
eh. ihr ging es aber darum, mit der Gründung die organisatorische und politisch- 
pragtanmatische Grundlage für den erwarteten Aufschwung der Bewegung nach 
dem erwarteten imperialistischen Krieg zu legen. Das Gründungsdokument der 4. 
Internationale war das von Trotzki verfaßte Übergangsprogramm'”, ein 
fevalutlonires Aktionsprogramm am Vorabend des drohenden Krieges, das die 
m innmatischen Errungenschaften der Bolschewiki, der revolutionären Komintern 
und der l.inksopposition zusammenfaßte und der reformistischen Trennung zwischen 
Minimal- und Maximalprogramm bei Sozialdemokraten und Stalinisten die Methode 
der Übergangsforderungen gegenüberstellte. Die Jahre 1938 und und das erste 
Halbjalır 1939 waren durch den Kampf gegen den heraufziehenden Krieg geprägt. 
1040 wurde Trotzki schließlich von einem stalinistischen Agenten in Mexiko 
ermordet, was für die 4. Internationale klarerweise einen schweren Schlag bedeutete. 


Auf dio Entwicklung und die Probleme der 4. Internationale während des Krieges soll 
an dlonor Stelle nicht näher eingegangen werden. Sie stellt keinen unverzichtbaren 
Rahmen für die Entwicklung des österreichischen Trotzkismus bis 1945 dar, da die 
AMerreichischen Trotzkisten seit der Annexion Österreichs durch Nazideutschland 
Wen dor internationalen Bewegung weitgehend abgeschnitten waren. Wir werden 
Welle unien - im Zusammenhang mit der internationalen Kontaktaufnahme der 

Wtreiohischen Trotzkisten nach 1945 - auch auf die Entwicklung der 4. 

ermallonnle während des Krieges kurz zurückkommen. Nach den einleitenden 
Rahimenhedingungen aber vorerst zur trotzkistischen Bewegung in Österreich - 

er gesagt: zur österreichischen Linksopposition in der KPÖ Mitte der 20er 
Bire! 


M alaha Hons Schafranck: a.a.O. 

tuho loo Trotzki: Stalins Verbrechen, Berlin 1973. 
IE | au Trotzki: Der Todeskampf des Kapitalismus und die Aufgaben der 4. Internationale 
(1! herpnmgsprogramm‘“), in: Leo Trotzki: Schriften zum Programm, Essen (ohne Datum) 
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3. Die Entstehung des österreichischen Trotzkismus in der KPÖ” 


Die frühe KPÖ unter der Führung des Ehepaares Paul und Elfriede Friedländer” wa 
von Isolation und Sektierertum, von Fraktions- und Cliquenkämpfen geprägt.” 
1919 segelte sie unter der Führung von Franz Koritschoner, Karl Tomann, Johannes 
Wertheim und des ungarischen Emissärs Ernst Bettelheim unter ultralinker Flagge 
mit einer deutlichen Tendenz zum Putschismus. Sozial stützte sich die KPÖ in diesen 
Phase vor allem auf Arbeitslose und Kriegsheimkehrer. In den Industriebetriebe 
hatte sie kaum Anhänger. 


Erst mit dem Übertritt Josef Freys”” und seiner Anhänger in 
Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft Revolutionärer Arbeiterräte (SARA) zu: 
KPÖ im Jänner 1921 änderte sich die Lage. Auf Drängen von Frey wurde die in de 
Komintern längst übliche Einheitsfrontpolitik auch in der KPÖ durchgesetzt. Di 
daraus resultierenden Erfolge in der Arbeiterklasse und erstmals auch direkt i 
einigen Betrieben brachten Frey die Führung der KPÖ. Aber die revolutionä 
Nachkriegskrise war im wesentlichen vorbei, und so ging der Aufschwung nu 
gemächlich. 

Und bald wirkte sich auch der in der Komintern ab Ende 1922 unter Sinowje 
Führung gefahrene ultralinke Kurs auf die KPÖ negativ aus. Frey geriet von de 
Komintern her unter Beschuß. Tomann, der für Zinheitsfront nur von unten” eintra 


Die Darstellung in den Kapiteln 1.3., 1.4. und 1.5. stützt sich auf folgende Quellen: Fri 
Keller: a.a.O.; Hans Schafranek: a.a.O., Arbeiterstimme - Zentralorgan der KPO 
(Opposition), Franz Modlik: Skizze des Trotzkismus in Österreich, Wien 1971; Interviews mi 
Franz Drexler und Heinrich Thomas. 

2° Elfriede Friedländer wurde später in der KPD unter dem Namen Ruth Fischer bekannt. 

?! siehe dazu und zur weiteren Entwicklung: Manfred Scharinger: Die Gründung der KPÖ und 
ihre Geschichte bis 1934, in: Marxismus Nr.3, Februar 1995 

?? Der 1889 in Strakonitz (heute Strakonice/Tschechien) geborene Josef Frey studierte 
1914 Rechtswissenschaften und war Redakteur der Arbeiterzeitung. Bei Kriegsbeginn mußte e 
als Reserveoffizier einrücken. Da er die Schranken zwischen Offizieren und Mannschafte 
weitgehend ignoriert, wurde er von der k&k-Offizierskaste isoliert. Als einem der wichtigs 
Führer der Wiener Soldatenräte nach dem Ersten Weltkrieg wurde ihm 1918 von d 
sozialdemokratischen Parteiführung der Posten des Wiener Polizeipräsidenten angeboten. Fre 
lehnte ab - genauer gesagt, er stellte u.a. die Bedingung, daß die alten monarchistise 
Polizisten durch einige 1000 bewaffnete Arbeiter ersetzt würden. Das kam einer Ablehn 
gleich, da die auf das Einschläfern der revolutionären Nachkriegsstimmung ausgerichtete S 
Spitze davon natürlich nichts wissen wollte. In der Folge zerkrachte sich Frey zunehmend f 
der Parteiführung. Daß Frey die ihm angebotene Karriere abgelehnt hatte, dürfte nie 
unwesentlich zum Selbstmord seiner - aus der berühmten SP-Familie Schlesinger stammende 
ersten Frau Anna beigetragen haben. Der Tod seiner Frau dürfte Frey noch jahrzehntelang st 
bewegt haben, da er, der sonst für seine distanzierte Art bekannt war, darüber in den spä 
30er Jahren Gespräche mit trotzkistischen Genossen suchte. 

?* Diese Art der „Einheitsfront‘“, die lediglich der sozialdemokratischen Basis die Kooperatig 
vorschlägt, kommt letztlich einem ultimatistischen Vorschlag gleich, mit der eigenen Fü 

zu brechen und sich der KPÖ anzuschließen. Der eigentliche Sinn der Einheitsfrontta 
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wurde gefördert. Schließlich 
setzte sich ein 
prinzipienloser Block der 
Ultralinken um Tomann und 
Koritschoner, die sich vor 
allem auf die Arbeitslosen in 
der KPÖ stützten, mit dem 
rechten Flügel um Josef 
Strasser gegen die Gruppe 
um Frey, die sich vor allem 
auf die KPÖ- 
Betriebsarbeiter stützte, 
durch. Frey wurde von der 
Komintern nach 
Deutschland abgeschoben. 


1923 bis 1925 wurde in der 


KPÖ die sogenannte 
Bolschewisierung, d.h. in 


Wirklichkeit die 
Bürokratisierung, 
durchgezogen. Nach der 
Niederlage des 
kommunistischen 
Aufstandsversuches in 


Deutschland im Oktober 
1923 kamen in der KPD die 
ultralinken Ruth Fischer und 
, Arkadi Maslow ans Ruder. 
Mn Es begann eine Hetze gegen 
j die sogenannten 

Josef Frey Einheitsfrontkapitulanten, 
d.h. vor allem gegen den 
Bam tdos rechten Flügels der KPD, Heinrich Brandler, den man für die Niederlage 
mwortlich machte. Das wirkte sich auch auf die KPÖ aus, da Frey 1923/24 
topinche Nähe zu Brandler nachgesagt wurde. In der KPÖ zeigte sich - in 
hiniødorlagen und anderen Desastern - bald der Bankrott des Anti-Frey-Blocks. 
wurde nun eine farblose Pufferfraktion unter Johann Koplenig und Gottlieb Fiala 
Pattolllihrung installiert. Diese Gruppe stützte ihre „Autorität“ ausschließlich auf 
badingunyslose Loyalität zur sowjetischen Führung, verfügte über keine eigene 
Inulo Linie und wurde deshalb parteiintern als der Sumpf bezeichnet. In der 
Ige heiriob die Pufferfraktion eine wirre Zick-Zack-Politik. Die einzige Konstante 


leh dor Sozialdemokratie an sich den gemeinsamen Kampf anzubieten, um den 
Ienmikratischen Arbeitern in der Praxis die Kampfunwilligkeit ihrer Führung vor Augen 
in, wird damit nicht erreicht. 


waren die bürokratischen Maßnahmen gegen Frey und seine Anhänger. Jedenfalls lie 
die Bolschewisierung in Österreich unter ultralinkem Vorzeichen ab. 


Von 1925 bis 1927 verschärfte sich die bürokratische Vorgangsweise gegen die 
sogenannten Freyiten zunehmend. Obwohl Sinowjew in der Komintern entmachtet| 
worden war und sich Stalin nun in einem Bündnis mit dem rechten Flügel u 
Bucharin befand, blieb in der KPÖ weiterhin die Pufferfraktion am Ruder. Sie war 
aufgrund ihrer sinowjewistischen Vorgeschichte von Stalin besonders zur 
Unterordnung erpreßbar. Frey, dem nun plötzlich Ultralinkstum vorgeworfen wurde 
begann ab Herbst 1925 mit der Organisierung einer Opposition gegen die 
Bürokratisierung. Diese Opposition hatte aber noch keine klare Linie und war no 
nicht trotzkistisch. So unterstützte Frey noch 1926 die stalinistischen Maßnahme 
gegen die russische Linksopposition. Die Unterstützung der Komintern-Führung fü 
die Ereignisse in der KPÖ erklärte er damit, daß sie über Österreich falsch informie 
sei. Es zeigte sich dabei eine gewisse nationalbornierte Haltung, der der Blick für die 
internationale Dimension abging. 


Der Parteiapparat ging ab 1926 systematisch daran, die Opposition zu zerschlage 
Dazu wurden verschiedenste Maßnahmen gesetzt: Diskussionsverbote, psychisch: 
Terror, Einbruchsdiebstähle, Sprengung von Mitgliederversammlungen und gezielt 
Einsatz von Schlägerkommandos gegen Oppositionelle. Die oppositionellef 
Leitungen von Linz, Steyr und den Wiener Bezirken Margareten, Favoriten 
Meidling, Währing, Brigittenau und Floridsdorf wurden zerschlagen. Außerde 
wurde der Versuch unternommen, die steirische Parteiorganisation durch di 
Verlegung von Mitgliederversammlungen und andere bürokratische Kniffe zu spalte 
und zu unterwerfen. In der Steiermark war der Apparat allerdings nicht erfolgreich 
80 von 100 Mitgliedern standen zur Opposition. Die Führung des Kommunistische 
Jugendverbandes (KJV) tat sich besonders eifrig gegen den Trotzkismus hervor und 
machte sich unter anderem für den Ausschluß des jugoslawischen Trotzkisten Vujd 
Vujovic aus der Kommunistischen Jugendinternationale stark. 


Die Komintern-Führung billigte all die bürokratischen Maßnahmen der KPÖ-Führu 
- und ignorierte beispielsweise eine Protestresolution der Vorarlberge 
Parteiorganisation. In der Folge sehen Frey und seine Anhänger - der nicht aus de 
Frey-Gruppe kommende Kurt Landau etwas früher - die internationale Dimension d 
Entwicklung. In ihrem Widerstand gegen die Parteiführung erzielt die Oppositio 
auch einige Teilerfolge: So kommen zu einer Versammlung in Wien-Brigittenau il 
November 1926 etwa 400 Anhänger. Im Jänner 1927 wird die Opposition allerdi 
schließlich wegen „menschewistischer Abweichung“ ausgeschlossen. 


4. Kommunistische Partei Österreichs (Opposition) 


Die Ausgeschlossenen begannen sofort mit der Herausgabe der Arbeiterstimme, oit 
professionell gemachten und gedruckten Zeitung, die weitgehend von F 
geschieben wurde und die die neue Gruppe finanziell schwer belastete. Zu & 
Nationalratswahlen im April 1927 rief die Arbeiterstimme angesichts der zwis 


Nusiuldemokratie und Bürgerlichen polarisierten innenpoltischen Situation - trotz 
wohnrfer Kritik an der Politik der Sozialdemokratie - zur Wahlunterstützung der 
NiAP auf, weil Wahlenthaltung ‚oder eine aussichtslose Stimme für die KPÖ letztlich 
lediglich der Bourgeoisie helfe.” Die Veranstaltungen der ausgeschlossenen KPöler, 
if denen diese Linie propagiert wurde, waren etlichen tätlichen Überfällen von 
KPÖ-Schlägertrupps ausgesetzt. Das Wahlergebnis schien jedenfalls der 
Arbeiterstimme recht zu geben: Die SdAP legte 224.000 Stimmen zu während die 
KPÖ mit 18.000 Stimmen ihr bisher schlechtestes Ergebnis erzielte. 


Im Mai 1927 wurde dann mit einer Konferenz die KPÖ (Opposition) gegründet. Sie 
organisierte vermutlich knapp 
400 aktive Mitglieder, davon 
etwa 250 in Wien, während die 
KPÖ-Führung insgesamt über 
etwa 3.000 verfügte.” Die in 
der KPÖ (O) Organisierten 
waren hauptsächlich Arbeiter 
aus der ehemaligen Frey- 
Fraktion. Dazu kamen die 
Gruppe um Landau, die im 
wesentlichen aus einigen 
Intellektuellen bestand, und 
einzelne Genossen aus der 
ehemaligen ultralinken Fraktion. 
Mit der KPÖ (O) gingen einige 
Wiener Bezirksorganisationen 
(v.a. Meidling, Ottakring, 
Floridsdorf, aber auch 
Margareten, Hernals und 
Brigittenau), Jugendgruppen in 
einigen Bezirken und die KPÖ- 
Organisationen von 
Hainburg/Donau und Voitsberg 
in der Weststeiermark. Die 
wichtigste Gruppe außerhalb 
a bostand - unter der Führung von Albert Pfneis! und Albert Wagner - in Graz, 
die KPÖ (O) zwischen 80 und 100 Mitglieder gehabt haben dürfte. Die Polizei 
into die Grazer KPÖ (O) inklusive Sympathisanten auf 300 Leute, die KPÖ 
fhlln Inklusive Sympathisanten) hingegen nur auf 100. In der Folge ging von der 


Kurt Landau 


+ 


$ Arhvlterstimme Nr.5/April 1927 

Mehaltnnck nchätzi dic Mitgliedszahlen etwas geringer, Angaben Freys von 1928 über 
(1) Mitglieder (an die 650 österreichweit; 90 in Ottakring, 50 in Meidling, 40 in 
wien, 400 in Wien insgesamt, 200 in der Steiermark, 130 in Hainburg) liegen allerdings 
We vlenilich über meinen obigen Schätzungen. Den stärksten Mitgliederstand dürfte die 
P(O) gelenftulls Hndo 1927 gehabt haben. 


Grazer Ortsgruppe, die politisch weit weniger gefestigt war als die Wiener, ein 
angesichts dem lokalen Kräfteverhältnis durchaus verständlicher - Druck aus, sid 
nicht länger mit Versuchen zur Reformierung der bürokratisierten und sektenhafte 
Kleinpartei KPÖ herumzuschlagen, sondern sich auf einen unabhängige 
Organisationsaufbau zu orientieren. 


Auf der Gründungskonferenz der KPÖ (O) im Mai 1927 wurde allerdings die 
Ausrichtung auf die Komintern als politische Perspektive beschlossen. Man verstand) 
sich als - gezwungenermaßen - externe Fraktion der KPÖ, was sich ja schon i 
Organisationsnamen ausdrückte, und lag damit auf der Linie der internationale 
trotzkistischen Bewegung. 


Auf der Konferenz waren 73 Delegierte anwesend (plus 180 Gäste). Über diese 
Delegierten existieren dank der peniblen Genauigkeit Freys präzise Aufzeichnungen 
Zehn von ihnen waren über 50 Jahre alt, 20 waren über 40, 34 über 30, neu 
zwischen 20 und 30 - der Altersschnitt lag also bei etwa 40. Unter ihnen waren nut 
drei Frauen. Die soziale Zusammensetzung sah so aus: 60 Arbeiter (davon 20 
Metallarbeiter), acht Angestellte, eine „proletarische Hausfrau“, drei Selbständige 
(ein Schneider, ein Schuster, ein Frisör) und ein Student. 44 waren seit 1920 ode 
länger KPÖ-Mitglied gewesen, viele waren vor der KPÖ in der SdAP gewesen. Fa 
alle waren seit langem in der Gewerkschaft, zwölf der 73 waren Betriebsräte. 2 
hatten politische Verfolgung erlitten, fünf hatten in der russischen Roten Armed 
gekämpft und einer in der ungarischen Roten Armee. Entgegen den stalinistisc 
Märchen bestand die KPÖ (O) also aus langgedienten, proletarischen Kadern de 
Arbeiterbewegung. 


Die erste Bewährungsprobe erlebte die KPÖ (O) bei den Auseinandersetzung um de 
Justizpalast im Juli 1927, also bereits zwei Monate nach ihrer Gründung. Die KP 
(O) hatte nicht nur eine weit realistischer Einschätzung der Ereignisse als die KPÖ” 
ihre Mitglieder waren in den Kämpfen auch sehr aktiv. Dabei wurde das KPÖ (O 
Mitglied Ingus beim Justizpalast von der Polizei erschossen. Der Linksoppositionelld 
Pramer versuchte die Losung Nehmt Waffen, wo ihr sie findet! in die Tat umzusetzen 
und wurde beim Sturm auf eine Waffenhandlung durch einen Schuß aus de 
Hinterhalt getötet. Lediglich die überwiegend aus Intellektuellen bestehende Gruppe 
um Landau, Karl Daniel, Ferdinand Kuba und Carl Mayer war während deg 
Auseinandersetzungen um den Justizpalast - mit fadenscheinigen Entschuldigungen 
nicht sehr aktiv, was intern später gegen sie verwendet werden sollte. Da 
Engagement der KPÖ (O) in den Kämpfen führte zu erheblicher Repression dure 
Polizei und Justiz: Die illegale Extraausgabe der Arbeiterstimme?” wurde konfiszie 


?6 Die KPÖ-Führung hatte die Bedeutung der Auseinandersetzungen zuerst unterschätzt. 
Nachhinein - nach einem Rüffel durch die Komintern - stilisierte sie die Ereignisse dann zut 
„Aufstand“. 

27 Die Extraausgabe der Arbeiterstimme enthielt folgende Losungen: „Generalstreik bis 2 
Sturz der Mörderregierung! Sofortige Bewaffnung der Arbeiter! Entwaffnung der Faschiste 
Reinigung der Polizei, Justiz, des ganzen Staatsapparats von den Konterrevolutionäre 
Schober muß sofort weg! Weg mit der Mörderegierung! Die ganze Masse muß auf den Piat 
Durch unsere Masse müssen wir die Brut erdrücken!“ 
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illo Druckerei besetzt und der Satz durch die Polizei zerstört. Es wurde eine Reihe 
vun Hausdurchsuchungen durchgeführt, und gegen den besonders aktiven Leopold 
Kult wurde ein Verfahren wegen „Verleitung zum Verbrechen des Aufstandes“ 
eingeleitet. Insgesamt hatte die KPÖ (O) diesen ersten praktischen Test bestanden: 
No hatte sich durch ihren Einsatz bei Teilen der sozialdemokratischen Arbeiter ein 
yowisses Ansehen erworben. Durch die politische Justiz wurde ihr einige Publizität 
witeil. Und sie knüpfte einige Kontakte zu kritischen Elementen am Rande von 
NIAP, Sozialistischer Arbeiterjugend und Schutzbund. Allerdings hatte Frey auf die 
meinten dieser Kontakte eine Art Monopolstellung. Sie wurden auch nicht 
syniomatisch vertieft und ausgeweitet, was in Zusammenhang mit der generellen 
Ausrichtung auf Komintern/KPÖ stand. 


Ian Verhältnis der KPÖ zur KPÖ (O) war klarerweise keineswegs freundlich. 
Nchließlich ging es um den politischen Kampf um die - nicht allzu zahlreichen - KP- 
Anhänger. Die KPÖ (O) organisierte zu diesem Zweck politische Vortragsabende. 
Die KPÖ griff regelmäßig zu den für den Stalinismus üblichen Mitteln: So kam es bei 
elncın Treffen des Einheitskomitees der Wiener Vertrauensmännerkonferenz nach 
ainor tätlichen KPÖ-Attacke auf einen linksoppositionellen Redner zu einer wilden 
Nullägerei. Schließlich wurden sogar Mitglieder der KPÖ (O) bei der Polizei 
denunziert. Und Frey trug nach einem KP-Überfall nach einer Gedenkveranstaltung 
Aul dom Zentralfriedhof erhebliche Verletzungen davon. Insgesamt handelte es sich 
bei don Übergriffen seitens der KPÖ um eine gezielte Methode, politische Diskussion 
au vorhindern. 
Pie Internationalen Verbindungen der KPÖ (O) waren anfänglich eher schwach 
Muyoprägt. Erst ab Oktober 1927 bekannte sich die KPÖ (O) eindeutig zu Trotzki 
und dor ILO. Die Arbeiterstimme war - im Gegensatz zu den Publikationen der 
deutschen Linksoppositionellen - anfänglich eher österreichborniert und beschäftigte 
p kaum mit internationalen Fragen. Der erste kontinuierliche internationale 
kontakt, auf den besonders Landau gedrängt hatte, entwickelte sich schließlich zu 
l.inksoppositionellen des deutschen Lerinbundes, der 1928 mit 6.000 
plledern ein Attraktionspol der ILO war. Dieser Kontakt erwies sich allerdings als 
Mis schwierig, da der überwiegende Teil der Führung des Leninbundes eine 
linko Vorgeschichte hatte und auf heftige Auseinandersetzungen mit Frey 
Mukblicken konnte. Der Leninbund wurde in der Folge auch in die internen 
Fan in der KPÖ (O) hineingezogen.”® Zu Trotzki und der Führung der ILO 
Na dlo KPÖ (O) lange Zeit keinen organisierten Kontakt. 


Berslin oin knappes Jahr nach der Gründung, im April 1928 kam es zur Spaltung der 
Ta) (O). Relativ unausgegorene politische Differenzen um die Perspektiven der 
Bewjetunion und um die Möglichkeit eines Kriegsbündnisses der Sowjetunion mit 
ner Imporinlistischen Macht verbanden sich mit den seit längerem existierenden 

sönlichen Konflikten zwischen Frey und Landau. Bei diesen Konflikten ging es 

herlich auch darum, daß Frey neben sich niemanden aufkommen lassen wollte - 
wol gar nicht Intellektuelle, gegen die Frey, der zwar selbst Akademiker war, in 


s bhole dazu die ausführliche Darstellung bei Schafranek. 
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Folge seines eigenen Karriereverzichts wohl eine tiefsitzende Aversion entwickelt 
hatte. Es kam zu unguten Szenen, zu Schreiduellen und Beschimpfungen (Landau 
wurde als „ausgehaltenes Bourgeois-Söhnchen“ bezeichnet). Schließlich wurden 
Landau und seine Gruppe (Daniel, Mayer, Kuba und Hans Thoma) wegen 
„halbkorschistischer, objektiv menschewistischer Auffassungen“ und wegen 
parteischädigenden Verhaltens aus der KPÖ (O) ausgeschlossen. In Wien blieben 
Landau & Co. weitgehend isoliert. Die Wiener Arbeiterbasis der KPÖ (O), von denen 
viele ihre eigenen negativen Erfahrungen mit der bildungsbürgerlichen SdAP- 
Parteiführung gemacht hatten, wurde von Frey mit intellektuellenfeindlichen Tönen 
gegen Landau und seine Anhänger eingestellt.” Besonders die beiden starken 
Arbeiterbezirke Meidling (der Heimatbezirk Freys) und Ottakring standen fest zu 
Frey. Auch Hainburg ging mit Frey, während die steirischen Genossen - teilweise aus 
unterschiedlichen Motiven - letztlich Landau unterstützten und mit diesem 
gemeinsam begannen, die Zeitung Mahnruf herauszugeben. 


Trotzki, der von der ihm persönlich bekannten Raissa Adler eher pro-Landau 
beeinflußt war, betrachtete die Spaltung als politisch illegitim und verlangte ultimativ 
die Einigung, zu der es aber, da sowohl Frey als auch Landau stur blieben und auf 
ihrem „Recht“ beharrten, nicht kam. Nachdem sich die Sache längere Zeit hinzog und 
Trotzki, da er sich über die Details der persönlichen Vorhaltungen kein klares Bild 
machen konnte, nicht - wie von Frey gefordert - bereit war, sich eindeutig auf die 
Seite der KPÖ (O) zu stellen, kam es um diese Frage 1930 zum organisatorischen 
Bruch zwischen der ILO und der KPÖ (0). 


Die sogenannte Mahnruf-Gruppe existierte mehr oder weniger noch bis 1934. Die 
Gruppe hatte in einigen steirischen Orten, wo sie de facto die KPÖ ersetzte, eine 
erhebliche Anhängerschaft - und erzielte in etwa in Voitsberg und Tregist Erfolge bei | 
Gemeinderatswahlen. Man verfügte in der Steiermark aber kaum über politisch 
qualifizierte Kader und Landau und seine etwa zehn Parteigänger in Wien konnten 


? So heißt es im von Frey verfaßten Beschluß zur Lage der österreichischen Opposition in 
belehrender Selbstzufriedenheit: „Dem Genossen Landau sagen wir (...) ein Intellektueller muß 
durch lange Jahre beweisen, dass er nicht nur reden und zu schreiben versteht, sondern auch vor 
allem, dass er standhaft ist, um der Sache willen Opfer, schwere Opfer auf sich nimmt. Welche 
Beweise von Standhaftigkeit, Opfermut, welche Beweise, dass er Verlockungen wiederstehen 
vermag, hat Landau bisher erbracht? Gar keine! In den langen Jahren der Kämpfe der 
Opposition sind an unseren Augen junge Intellektuelle genug vorbeigezogen. (...) Wo sind die 
heute? Bei der Bourgeoisie (...), bei der Sozialdemokratie (...), bei den Stalinisten (...). Wenn 
aber Landau mit der Ambition auftritt sozusagen der Führer der österreichischen Opposition zu 
sein und zu diesem Zwecke einen persönlichen Machtkampf führt, noch dazu in einer so 
unglaublichen Form, wobei er sogar die aktivsten Arbeiterkommunisten beschimpft, so sagen -į 
wir ihm: Du wirst lange Zeit brauchen, um Beweise für Standhaftigkeit und Opfermut zu 
erbringen; während dieser Zeit erarbeite Dir eine tiefere marxistische ökonomische Bildung und |} 
orientiere Dich gründlicher in sozialistischer Geschichte, lass ab vom Phrasendreschen, von 
blosser Bücherweisheit, lass ab von Selbstüberschätzung, Oberflächlichkeit, Aufschneiderei, 
bekämpfe in Dir alles Karrieristische und vor allem ändere von Grund auf Deine innere 
Einstellung zum Arbeiter und sammle lebendige Erfahrungen in der Arbeiterbewegung.“ (zitiert 
nach: Schafranek, a.a.0.) 
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das nicht ersetzen. Die Zeitschrift war sehr auf die steirischen Verhältnisse 
zugeschnitten. Als Landau schließlich 1929 nach Deutschland ging, verschlechterte 
sich die Situation weiter. Tendenzen der Anpassung an die übermächtige 
Sozialdemokratie, die unter den steirischen Linksoppositionellen aufgrund der 
politischen Schwäche schon in Zeiten der Mitgliedschaft in der KPÖ (O) vorhanden 
waren, verstärkten sich. Die Mahnruf-Gruppe hatte letztlich zuwenig politische 
Substanz, um zu überleben. 


1932 wurde mit den Bolschewiki-Leninisten (BL) eine offizielle österreichische 
Sektion der ILO gegründet. Daran beteiligten sich Berthold Grad aus der KPÖ (O), 
Mayer und Thoma von der Mahnruf-Gruppe und einige ehemalige Anhänger des 
rechten Flügels der KPÖ. Dieser Vereinigung schlossen sich nach 1934 schließlich 
einige ehemalige SdAP-Mitglieder um den ehemaligen Währinger Bezirksrat Franz 
Pnwelka an. Zu dieser Gruppe um Pawelka stand auch Heinrich Thomas in 
Verbindung. Die offizielle Sektion, die vorerst eine österreichische Beilage zur 
Zeitung der deutschen Sektion Unser Wort redigierte, gab erst nach 1934 eine eigene 
Zeitung heraus. 


Dle stärkste Organisation blieb also weiterhin die von Frey geführte KPÖ (O). Sie 
dürfe in den frühen 30er Jahren etwa 150-200 Mitglieder organisiert haben. Die 
iugenannten Kurs-Schulungen Freys” hatten teilweise bis zu 60 Teilnehmer. Es 
wurde die Vorfeldstruktur Arbeiterkulturbund Spartakus gegründet, die gesellige 
Voranstaltungen und Ausflüge organisierte und auch die Familien der Mitglieder 
Integrierte. 1931/32 erlebte die KPÖ (O) einen gewissen Aufschwung: In Linz und 


"" Iie Schulungen gingen streng nach den von Frey verfaßten Schulungsbroschüren vor. Diese 

Ntoschüren, die von Hand zu Hand weitergegeben und auch während des Krieges und sogar 

nach 1945 weiterverwendet wurden, bestanden aus zehn Teilen: 1) Klassen, 2) Staat, 3) Partei, 

4) Dinlcktischer Materialismus, 5) Strategie und Taktik, 6) Parteiaufbau, 7) Eroberung der 

ne R) Eroberung der Macht, 9) Verwendung der Macht, 10) Organisationsprinzipien der 
Min 


Donawitz wurden Gruppen formier, in Wien-Währing eine weitere 
Berzirksorganisation aufgebaut und in der Bauarbeitergewerkschaft eine 
linksoppositionelle Fraktion organisiert. 


Das Verbot der KPÖ im Mai 1933 traf auch die KPÖ (O). Im August wurde 
schließlich - parallel zur Roten Fahne der KPÖ auch die Arbeiterstimme verboten, 
nachdem sie zuvor schon mit weißen Zensurflecken übersät gewesen war. Wie die 
ILO zog auch die KPÖ (O) aus der deutschen Niederlage 1933 die Schlußfolgerung, 
daß eine Reformierung der KPen nun keinen Sinn mehr mache. Diese 
Schlußfolgerung drückte sich schließlich nach dem Februar 1934 in der Aufgabe des 
Namens KPÖ (O) aus. 


5. Kampfbund zur Befreiung der Arbeiterklasse 


Die verschärfte staatliche Repression gegen die gesamte Arbeiterbewegung nach der 
Zerschlagung des Widerstandes des Schutzbundes bedeutete auch für die 
österreichischen Trotzkisten den eigentlichen Wendepunkt zur Illegalität. Eine 
Woche nach dem Februarkämpfen fand - aus konspirativen Gründen am Kahlenberg 
bei Wien - die Umwandlung der KPÖ (O) in den Kampfbund zur Befreiung der 
Arbeiterklasse (benannt nach W.I. Lenins erster Organisation) statt. Man begann mit 
der Herausgabe der illegalen Zeitung Arbeitermacht und stellte sich auf eine längere 
Perspektive der Kadersammlung und -ausbildung ein. Frey verfaßte nach seiner 
kurzzeitigen Inhaftierung die Broschüre Die Lehren der Niederlage, die ein wichtiges 
Propagandainstrument gegenüber sozialdemokratischen Arbeitern werden sollte. 


Tatsächlich gewann der Kampfbund bald nach den Februarkämpfen Einfluß bei 
Schutzbündiern und Wehrturnern - besonders in den Bezirken Landstraße, Mariahilf 
und Margareten. Der Kampfbund begann mit der Herausgabe der Schutzbundzeitung, 
die sich für die Einheitsfront der Arbeiterorganisationen, gegen jede 
Vaterlandsverteidigung und für eine Diktatur der Arbeiterklasse (im Unterschied zur 
Diktatur einer Bürokratie) aussprach. Die KPÖ, die mittlerweile im illegalen 
Schutzbund eine zentrale Rolle erlangt hatte, begann in der Stadtleitung des 
Schutzbundes auf den wachsenden trotzkistischen Einfluß im gesamten Schutzbund 
zu reagieren: Die gewählte Leitung des Schutzbundes von Mariahilf wurde abgesetzt 
und bürokratisch eine neue eingesetzt. Die - von staatlicher Seite ohnehin illegale - 
Schutzbundzeitung wurde nun auch seitens der Schutzbundleitung verboten. Die 
Kampfbündler wurden aus dem Schutzbund ausgeschlossen. In der Folge treten | 
etliche Schutzbündler und Wehrturner, die bereits Sympathien für den Trotzkismus 
entwickelt hatten und sich nun mit den von der stalinistischen Repression Betroffenen 
solidarisierten, dem Kampfbund bei - darunter eine ganze Gruppe aus Erdberg’'. Der 


31 Dieser Gruppe gehörten unter anderem Franz Drexler und Ferdinand Dworak an - sieho 
unten. Als sich Drexler und Dworak angesichts der Niederlage im Februar 1934 von Erdberg 
über die Bahnanlagen nach Simmering zurückzogen, brachten sie zuvor noch eine rote Fahno 
am höchsten Fabriksschlot der Gegend an. 


Kampfbund gab die Schutzbundzeitung noch bis 1937 heraus, der starke Einfluß in 
den Schutzbund hinein war aber gebrochen. 


Die Trotzkisten erhielten nach dem Februar 1934 also bedeutenden Zulauf von 
Schutzbündlern und Wehrturnern, die von der sozialdemokratischen Parteiführung 
nun endgültig genug hatten - und das, obwohl die KPÖ (O) vor 1934 keinerlei 
systematische Intervention in das sozialdemokratische Milieu unternommen, sondern 
sich auf die externe Fraktionsarbeit bezüglich der KPÖ orientiert hatte. Für den 
österreichischen Trotzkismus war die Ausrichtung auf die relativ unbedeutende, und 
außerdem sehr bürokratische KPÖ mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit ein erheblicher 
Nachteil im Aufbau der Organisation. Mag die Orientierung auf die Komintern aus 
internationalen Gründen möglicherweise - ın Hinblick auf eine einheitliche 
internationale Linie - auch für die KPÖ (O) gerechtfertigt gewesen sein, so ist sie aus 
den österreichischen Bedingungen heraus sicher nicht zu argumetieren. Die hiesigen 
Trotzkisten hätten vor, v.a. aber nach dem Februar 1934 weit bessere 
Rekrutierungsmöglichkeiten gehabt, wenn sie zuvor schon eine Fraktion in der SdAP 
beziehungsweise den ihr angegliederten Strukturen (Schutzbund, Sozialistische 
Arbeiterjugend ...) gehabt hätten. Die offizielle Sektion hat das versucht”, konnte 
aber aufgrund ihrer minimalen Kräfte kaum was erreichen. Für KPÖ (O) 
beziehungsweise Kampfbund wäre das wohl weit mehr zu holen gewesen. Mit einer 
Politik, mit der man nicht als Anhängsel der KPÖ erscheint, sondern sich als 
Alternative zu sozialdemokratischer Abwiegelei und Stalinismus präsentiert und sich 
gleichzeitig auf die SdAP-Arbeiter und Schutzbündler orientiert (inklusive Aufbau 
einer Fraktion), hätte man bereits zwischen 1927 und 1934 einiges erreichen können. 
Vor allem aber hätte man die Radikalisierung nach 1934, die dann vor allem der KPÖ 
zugute gekommen ist, stärker auf die eigenen Mühlen lenken können. 


Die mangelnde Hinwendung auf die SdAP-Arbeiter war zwar hauptsächlich der 
internationalen Ausrichtung geschuldet, wurde aber auch durch einige Spezifika des 
österreichischen Trotzkismus begünstigt. Aus etlichen Dokumenten und 
l'ormulierungen geht eine Haltung des Kampfbundes - d.h. vor allen von Frey, der 
dem Kampfbund seinen Stempel aufgedrückt hatte - hervor, die man vielleicht so 
usammenfassen könnte: Obwohl Frey in der KPÖ der Vorreiter der 
ltinheitsfrontpolitik war, legte er sehr starken Wert auf die formale organisatorische 
Unabhängigkeit, um gegenüber den SdAPler (mit denen man im Konflikt geschieden 
In) und den KPlern (die einem die SdAP-Vergangenheit vorwerfen) jede 
Identifikation mit der Vaterorganisation vermeiden. Die Folge davon wäre die 
lirnchwerung einer taktisch flexiblen Herangehensweise. In der Haltung des 
Kumpfbundes zur Entrismus-Frage 1934 läßt sich meines Erachtens durchaus eine 
soktiererische und starre Tendenz festmachen: nämlich schematisches Anklammern 
am „Prinzip“ der zeitlosen Notwendigkeit einer auch formal organisatorisch 
unabhängigen revolutionären Partei. 


H Yu dieser Frage existiert auch ein Briefwechsel zwischen Trotzki und Franz Pawelka. 
I Ob durch eine solche Linie außerdem auch die steirischen Ortgruppen der KPÖ (O) cher 
halten gehalten werden können, sei dahingestellt. 
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Diese Frage des Entrismus sollte dann auch zur Vertiefung des Bruches zwischen 
österreichischer und internationaler trotzkistischer Bewegung führen. Als 
international 1934 die Entrismus-Taktik beschlossen wurde, lehnte der Kampfbund 
das als opportunistisch (und „linkszentristisch“) ab und beharrte auf der vollen 
organisatorischen Unabhängigkeit der revolutionären Organisation. Teilweise kam es 
auch zu Mißverständnissen und Aufbauschungen von Differenzen. Jedenfalls bekam 
der Bruch mit der internationalen Bewegung nun auch eine politisch- 
programmatische Note und wurde damit verfestigt. Der Kampfbund verstand sich 
zwar weiterhin als trotzkistisch, seine nationale Isolation und gewisse Tendenzen zur 
Österreich-Borniertheit wurden aber verstärkt. 


Zur offiziellen Sektion, den BL, stießen 1934 neben der bereits erwähnten Gruppe 
um Pawelka auch einige radikalisierte Jugendliche wie Ernst Federn und Julius 
Metsch, die innerhalb der SdAP-Nachfolgeorganisation Revolutionäre Sozialisten 
arbeiteten, und KPler wie Ludwig Auinger. Die offizielle Sektion war für den 
Entrismus, hatte sonst aber keine 
politischen Differenzen zum Kampfbund. 
1935 löste sich dann eine von Karl Fischer, 
Josef Hindels und Georg Scheuer geführte 
linksoppositionelle Strömung aus dem KJV 
und bildete die Revolutionären 
Kommunisten (RK). Nach einer kurzen 
eigenständigen Existenz schlossen sie sich 
mit der offiziellen Sektion zusammen - 
unter dem Namen RK, als Sektion der 
internationalen trotzkistischen Bewegung, 
auf dem Programm der BL, mit der 
Zeitung Der Bolschewik. 


1936 gelang es der austrofaschistischen 
Polizei, die Namen einiger RKler in 
Erfahrung zu bringen. Von einer ersten 
Verhaftungswelle im März waren Ernst 
Federn, Franz Pawelka, Adolf Ausmann 
und Gustav Gronich betroffen. Nach einer 
Franz Pawelka (Foto von 1975) Amnestie im Juli wurden im Herbst Johann 
Schöffmann, Bertold Grad, Georg Scheuer, 
Ludwig Auinger, Karl Fischer und Franz Mayer verhaftet. Pawelkas Sohn Ernst 
wurde ins Anhaltelager Wöllersdorf deportiert, die Angeklagten im sogenannten 
Trotzkistenprozeß von 1937, über den auch in der Presse ausführlich berichtet wurde, 
zu langjährigen Kerkerstrafen verurteilt. Die offizielle Sektion wurde durch diese 
Repressionswelle zerschlagen. Sie existierte nicht länger als Organisation. Die 
einzelnen Mitglieder gingen unterschiedliche Wege.”* 


34 Beispielsweise kamen Fischer und Federn ins KZ Buchenwald, Scheuer war in Frankreich im 
Widerstand, Franz Pawelka und Heinrich Thomas schlossen sich nach 1945 erneut der 
trotzkistischen Bewegung an. 


Angesichts des Prozesses gegen die offizielle Sektion agierte der Kampfbund nun 
vorsichtiger. Man konzentrierte sich auf konspirative Diskussionszirkel und 
Schulungen im Wienerwald, um die Organisation kontiunierlich aufzubauen. Die 
Außenaktivitäten bestanden vor allem in der Herausgabe und der selektiven 
Vertreibung der Arbeitermacht. 

Hier soll nun noch auf einige Punkte eingegangen werden, die auch nach 1945 - im 
Guten wie im Schlechten - noch Auswirkungen haben sollten: Josef Frey hat „seinen“ 
Kampfbund in vielerlei Hinsicht geprägt: 


e Der Kampfbund und seine Nachfolgeorganisationen waren äußerst straff, oft 
sogar pedantisch organisiert und strukturiert. So gut wie nichts wurde dem Zufall 
überlassen. Das hat sicher bedeutend dazu beigetragen, daß der österreichische 
Trotzkismus die Zeit des Faschismus mit vergleichsweise geringen Opfern 
überstand. Die straffen, genauen und konspirativen Züge sollten nach 1945 
weiterexistieren. 


e Der Kampfbund hatte aber gleichzeitig auch - teilweise durch die Konspiration 
erforderliche - hierarchische Züge, die manchmal auch autoritäre Elemente 
beinhalteten. Die Dominanz Frey sollte sich als nachteilig erweisen: Nachdem 
Frey im Sommer 1938 aus politischen Gründen und wegen seiner jüdischen 
Abstammung in die Schweiz flüchten mußte, entstand eine Art politisches 
Vakuum, das sowohl während des Krieges als auch danach Probleme schaffen 
sollte. 


e Zur straffen bis hierarchischen Struktur kam noch die bereits erwähnte 
Intellektuellenfeindlichkeit. Diese Stimmung im Kampfbund und seinen 
Nachfolgeorganisationen erschwerte die Integration von politisch-theoretisch 
begabten Studenten/intellektuellen in die verschiedenen Gruppen. Das sollte auch 
für die Zeit nach 1945 gelten. Der österreichische Trotzkismus war jedenfalls von 
den 20er Jahren bis in die 60er Jahre - ganz im Gegensatz zu den stalinistischen 
Mythen über den Trotzkismus - eine zutiefst proletarische Angelegenheit. Er 
stützte sich in sozialer Hinsicht überwiegend auf Facharbeiter, was für seine 
Nachkriegsperspektive der Intervention in die erwarteten Massenkämpfe der 
Arbeiterklasse sicher eine gute Voraussetzung gewesen wäre. 


1937/38 geriet der Kampfbund in eine politische Krise in Zusammenhang mit der von 
I'rey entwickelten sogenannten kombinierten Kriegstaktik (KKT). Diese Taktik 
bosagte, daß Revolutionäre im drohenden Krieg in mit der Sowjetunion verbündeten 
Imperialistischen Ländern mit der Waffe in der Hand gegen die imperialistischen 
l“einde der Sowjetunion kämpfen sollten, daß in diesen Ländern der revolutionäre 
Detnitismus” nicht angewandt werden könne (ohne freilich die politische Kritik an 
ilor heimischen Bourgeoisie aufzugeben). Frey legte die trotzkistische Taktik aus dem 
apnnischen Bürgerkrieg - Kritik an der Volksfront, ‘aber Kampf in den Reihen der 


N Revolutionärer Defaitismus bedeutct, daß Revolutionäre in einem Krieg zwischen 
tmpeumlistischen Ländern - unabhängig von den jeweiligen Herrschaftsformen der Bourgeoisie 
-kuma Seite unterstützen, den Hauptfeind im eigenen Land schen und für die Umwandlung des 
Kılogen in einen Bürgerkrieg eintreten. 


republikanischen Truppen - auf den imperialistischen Zweiten Weltkrieg um. Freys 
KKT geriet damit in Widerspruch zur Linie der 4. Internationale, die in allen 
imperialistischen Ländern für revolutionären Defaitismus eintrat (analog zu Lenin im 
Ersten Weltkrieg). 


Im Kampfbund entwickelte sich eine Opposition, die dieselbe Position wie die 4. 
Internationale vertrat und die Frey Anpassung an den Sozialpatriotismus vorwarf. 
Nach einigen heftigen fraktionellen Auseinandersetzungen wurde die Opposition, die 
von Franz Modlik°° geführt wurde, im Spätwinter oder Frühjahr 1938 ausgeschlossen 
und gründete die Gruppe Proletarische Internationalisten (Pl). 


Mittlerweile hatten sich durch den Einmarsch der Nazis die Kampfbedingungen für 
die Trotzkisten weiter erschwert. Obwohl es dem Kampfbund selbst im Herbst 1938 
in der Lobau noch gelang, jüdische Genossen zu rekrutieren, gerieten sowohl 
Kampfbund als auch die PI immer mehr in die Isolation - aufgrund der 
antitrotzkistischen Hetze der KPÖ auch innerhalb der illegalen Arbeiterbewegung. 


Etwa ein Jahr nach den PI verließ dann die spätere Gruppe Proletarische 
Revolutionäre ebenfalls wegen der KKT den Kampfbund. Sie gab die Zeitung /skra 
heraus und trat - im Gegensatz zu den PI, die vor allem auf Kaderbildung setzten - 
für eine etwas breitere Tätigkeit ein.” 1940 entstand schließlich aus ebenfalls im 
Frühjahr 1938 wegen der KKT Ausgeschlossenen die Organisation Gegen den Strom 
(OG) um Josef Jakobovits””, Leopold Kascha“” und Franz Kascha”. In der Frage der 


?6 Franz. Modlik (1902 bis 1986) Ausbildung als Lehrer, nach 1945 Beamter beim Wiener 
Stadtschulrat (wo er politisch nicht aktiv war); seit 1926 Mitglied der KPÖ, Anhänger der 
Linksopposition um Frey; 1934 Mitbegründer des Kampfbundes; führende Figur des 
österreichischen Trotzkismus von den 30er Jahren bis in die 60er Jahre; Modliks interne 
Namen waren Schlosser, Bayer (Baier) und Lerse. 

37 Bezüglich dem Monat von Anschluß und Gründung variieren die Angaben: Fritz Keller 
(a.a.0.) datiert den Auschluß in den Mai. Winfried Wagner (Trotzkismus in Österreich, 
Politische Theorie und Geschichte der trotzkistischen Bewegung in Österreich, Diss., 
Salzburg 1976) gibt für die Gründung der PI den 17. April an. Ein Bericht an die Konferenz 
des Karl-Liebknecht-Bundes (KLB) vom Oktober 1945 und Der Vorposten (Zeitung der PI) 
von Oktober 1940 bestätigen die Ansicht Wagners. Franz Drexler (siehe entsprechende 
Fußnote) kann sich erinnern, daß Frey den Ausschluß der Oppositionellen (neben Modlik sind 
vor allem Hans Babnik und die beiden aus Stinkenbrunn stammenden Burgenländer Gludowatz 
und Schoretitsch zu nennen) bci einem von Poldi Stadler (i-Name: Günter) organisierten 
Treffen im Wienerwald mitteilte, daß bei diesem Treffen etwa 15 bis 20 Genossen anwesend 
waren und daß es bei Kälte und Tiefschnee stattgefunden hat - weshalb er den Ausschluß auf 
Februar 1938 datiert, in jedem Fall aber auf vor den „Anschluß“, weil Frey noch nicht von den 
Nazis verhaftet war. Vermutlich hat also der Ausschluß im Februar, die Gründung der PI im 
April 1938 stattgefunden. Da die Leitung des Kampfbundes bis dahin aus Frey, Modlik, 
Babnik, Stadler und Ferdinand Dworak (Stadler und Dworak als Repräsentanten des 
unabhängigen Schutzbundes) bestanden hatte, wurden damit immerhin zwei von fünf | 
Leitungsmitgliedern ausgeschlossen. Die Frage wurde in der Zeitung des Kampfbundes durch 
einen fingierten Leserbrief plus Antwort behandelt. 

38 siehe verschiedene interne Dokumente von 1945/46 

39 Name: Jonas 

# Name: Hartmann I, nach 1945: Steiner 


Sowjetunion hatte 
die OG 
Differenzen mit 
den PI und PR. 
Sie entwickelte 
sich in Richtung 
Staatskapitalismus 
theorie und stellte 
tendenziell die 
Verteidigung der 
Sowjetunion in 
Frage. 


Der Hitler-Stalin- 
Pakt führte im 
Kampfbund zu 
einer erneuten Franz Drexler (links) und Franz Soucek im Sommer 1939 
Diskussion um die 

KKT. In der Logik der KKT hätten die deutschen Arbeiter in dieser Phase mit der 
Waffe in der Hand auf Seiten des mit der Sowjetunion verbündeten deutschen 
Imperialismus kämpfen müssen. Das war nur eine kleine Minderheit der bis dato im 
Kampfbund verbliebenen Genossen bereit, in Kauf zu nehmen. Nachdem bereits 1940 
eine weitere Gruppe vom Kampfbund zu den PI gestoßen war”, führte die 
Auseinandersetzung dazu, daß sich von den im Kampfbund verbliebenen Genossen 
die Mehrheit unter dem Druck der PI zu einer Abkehr von der KKT entschloß und 
1941 zu den PI übertrat”. Damit waren die PI ab 1941 politisch, quantitativ und von 
ihren Kadern her die bei weitem stärkste Gruppe. 


Der sogenannte ZRest-Kampfbund, in dem die treuesten Anhänger Freys 
zurückblieben und an der KKT festhielten, existierte ab diesem Zeitpunkt kaum mehr 
als politische Organisation.‘ Er hatte seine meisten und wichtigsten Mitglieder 
verloren und war darüberhinaus besonders stark von Einberufungen zur Wehrmacht 
betroffen.“ 

Die PI begannen 1942 Diskussionsprozesse mit den PR und mit der OG. Trotz des 
Terrors der Gestapo wurden regelmäßig Konferenzen mit schriftlichem 
Diskussionsaustausch abgehalten. Viele der Treffen fanden bei „Ausflügen“ im 
Wienerwald statt. Modlik und Franz Drexler“, die bei der Wehrmacht mit 


* j.Name: Hartmann Il 
% nut Bericht an die KLB-Konferenz vom Oktober 1945 etwa 30 Genossen 
N „, Parunter befand sich auch Drexler. 

“ Hier irrt Winfried Wagner in seiner Darstellung, wenn er davon ausgeht, daß niemand mehr 
m dor KKT festgehalten hätte. Wagners Angaben sind generell nicht immer sehr verläßlich. 

4 Droxler schätzt, daß von den PI 12 Genossen zur Wehrmacht eingezogen waren. 
" iruna Drexler, Jahrgang 1912, gelernter Schriftsetzer, später Metallarbeiter und 
(inmeindebediensteter; Arbeiterturner und Schutzbündler aus Erdberg, der sich 1934 dem 
Kumpfbund anschloß; Widerstand gegen Austrofaschismus und Nationalsozialismus, seit 1941 
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Verwaltungsaufgaben betraut waren, konnten die Infrastruktur eines Büros der 
Wiener Radetzky-Kaserne (Schreibmaschine etc.) - also der deutschen Wehrmacht - 
für ihre politische Tätigkeit nutzen. Die Diskussion mit den PR wurden schließlich im 
Jänner 1943 erfolgreich abgeschlossen. 


Der Vereinigungsprozeß mit der OG wurde allerdings durch die Gestapo bluti 
beendet. Entweder durch Unvorsichtigkeit eines Genossen bezüglich Konspiration 
oder durch einen Gestapo-Spitzel® wurden zu Ostern 1943 etliche Genossen der OG 
festgenommen. Während einige in KZs oder Gefängnissen landeten, wurden Josef 
Jakobovits und Franz Kascha hingerichtet. Weitere Opfer konnten nur verhindert 
werden, weil die beiden auch unter der Folter der Gestapo niemanden verrieten. Die 
anderen Gruppen stellten nach den Verhaftungen ihre Tätigkeit weitgehend ein, 
vernichteten illegales Material und begannen erst ab Anfang 1944 wieder mit 
intensiverer Arbeit. Man verschärfte die Konspiration neuerlich, konzentrierte sich 
weitgehend auf die Behauptung und Schulung der Kader und auf individuelle 
Propaganda. In den Betrieben, in denen Genossen beschäftigt waren, versuchte man, 
die Produktion soweit wie möglich zu sabotieren. Mit dem Beginn der massiven 
alliierten Bombenangriffe wurde die Arbeit - vor allem die Herstellung und 
Unterbringung von Materialien - erneut stark erschwert, da man bei 
Aufräumungsarbeiten nach Bombentreffern die Entdeckung fürchten mußte. 


H. Neugruppierung nach 1945 


1. Karl-Liebknecht-Bund 


Im Jänner 1945 - also noch während des Krieges - wurde von Modlik und Drexler im 
Auftrag der Leitung der PI in der Radetzky-Kaserne der KLB gegründet. Eine 
wesentliche Rolle hat in dieser Phase auch Hans Babnik* gespielt, der wegen seiner 
TBC-Erkrankung nicht zum Militär eingezogen war. Was waren die Gründe für die 


bei den PI um Modik; seit August 1944 zur Wehrmacht eingezogen; nach kurzer sowjetischer 
Kriegsgefangenschaft führende Rolle im österreichischen Trotzkismus; in den internen 
Auseinandersetzungen gemeinsam mit Thomas und Babnik gegen Modlik (Pablo); Eintritt in 
die Sozialdemokratie; Anfang der 60er Jahre Aufgabe des trotzkistischen Parteiaufbaus und 
Tätigkeit als Linker in der SPÖ; Drexlers i-Namen waren Moser und Sachs. Heute unterstützt 
Drexler die Arbeitsgruppe Marxismus. 

* siehe Bericht an die KLB-Konferenz von Oktober 1945 

"8 siehe Franz Modlik: Skizze der Geschichte des Trotzkismus in Österreich, Wien 1971 

® Hans Babnik (i-Name: Silo), Jahrgang 1912, Buchdrucker, später Bürogehilfe und nach 1945 
bei der städtischer Bücherei; Mitglied der KPÖ (O) und ab 1934 des Kampfbundes; gemeinsam 
mit Modlik Opposition gegen die KKT und Gründung der PI, führendes Mitglied von PI, KLB 
und nach dem Krieg der IKÖ; in den internen Auseinandersetzungen gemeinsam mit Drexler 
und Thomas gegen Modik (Pablo); zieht sich in den späten 50er Jahren von der politischen 
Aktivität zurück, stirbt Anfang der 90er Jahre. 


Umbenennung in KLB? Drexler meint, daß es für Modlik typisch gewesen sei, 
„immer was Neues“ präsentieren zu wollen. Da der Slogan Der Haupifeind steht im 
eigenen Land stark in den Vordergrund gestellt wurde, ist davon auszugehen, daß es 
auch darum ging, sich mit einem Bezug zu einer relativ populären kommunistischen 
Tradition von der Volksfrontpolitik der Sozialdemokraten und der „Stalinpartei“ 
abzugrenzen. 


Ab Jänner 1945 erschien nach fast 
zweijähriger Unterbrechung wieder 
ein Parteiorgan: Der Spartakist. Die 
erste Nummer befaßte sich mit dem 
Bürgerkrieg in Griechenland, der 
vom KLB als Vorbote der 
bevorstehenden Entwicklung in 
Europa betrachtet wurde. Die zweite 
Nummer, die sich mit der Krise des 
deutschen Imperialismus 
auseinandersetzte und ebenfalls im 
Jänner verfaßt und im Februar 
herausgegeben werden sollte, wurde 
aufgrund der Kriegsereignisse”” erst 
Mitte Mai publiziert. Während den 
Kämpfen um und in Wien blieben 
alle Genossen in der Stadt. Die 
Treffen wurden nur kurz ausgesetzt. 
Die Leitung stand in ständiger 
Verbindung. Die Genossen 
unterrichteten auch unter den schwierigsten Bedingungen über die Lage in den 
verschiedenen Bezirken. 


Nach dem Ende der Kämpfe begann wieder eine intensivere Tätigkeit des KLB. Es 
konnten mehr Genossen in die Arbeit integriert werden. Es konnte eine etwas breitere 
Propaganda beginnen, darüberhinaus Fraktionsarbeit in KPÖ und SPÖ. Es wurde 
bogonnen, Ansätze für einen Apparat zu schaffen (Archive, technische Geräte etc.) 
Bücher, die Jahre zuvor vergraben worden waren, wurden ausgegraben. Der 
tudnktionelle Teil der Leitungstätigkeit erweiterte sich. Zu den Publikationen kamen 
Anweisungen für die Fraktionsarbeit hinzu. Insgesamt konzentrierte man sich auf die 
Ninbilisierung der Organisation, um bei den erwarteten Klassenkämpfen gerüstet zu 
wein Man verhielt sich weiter konspirativ und vorsichtig, da klar war, daß man von 
don Alliierten und vor allem von seiten der sowjetischen Besatzungsmacht und der 
KPÖ mit Repressalien zu rechnen hatte. 

'Yrota der Gefahr entschloß man sich schließlich, am 14./15. Oktober 1945 eine 
elneinthnlbtägige Konferenz abzuhalten. Dort wurde 1) der „Werdegang der 
Otyanination“, 2) ein „Organisationsbericht“, 3) „Presse“, 4) „Propaganda und 


Franz Modlik (Foto aus den 70er Jahren) 


m Nuinpiolnweine wurde Droxler Anfang 1945 von Wien nach Nordmähren verlegt. 
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Schulung“, 5) „Fraktionsarbeit“, 6) „Politisches Referat“ der Leitung, 7) „Anträge 
der Leitung“ diskutiert. An der Konferenz nahmen 18 Genossen teil”'. Der KLB 
umfaßte damals „50 Mitglieder, 16 Kandidaten, 17 Symathisierende und 10 


Propagandafälle - das waren insgesamt 93 Genossen in 18 Zellen“. 


Daß der österreichische Trotzkismus nach dem Krieg - etwa im Vergleich zum 
deutschen, der von den Nazis weitgehend zerschlagen wurde - so relativ gut überlebt 
hatte, daß er ohne internationale Hilfe eine funktionierende, zentralisierte 
Organisation herausbilden konnte, die trotz internationaler Isolation auch politisch 
weitgehend auf der Linie der 4. Internationale stand, ist sicher auf die strenge und 
systematische konspirative Arbeit zurückzuführen. Der österreichische Trotzkismus 
hatte da neben dem Freyschen Organisationskonzept wohl auch noch einen anderen 
Vorteil gegenüber dem deutschen: die vier Jahre des austrofaschistischen Regimes, 
das weniger brutal wütete als die Nazis, haben - ohne den Kampfbund zerschlagen zu 
können - eine Art „Aufwärmen“, einen Einstieg in die illegale Arbeit ermöglicht 
(während die deutschen Genossen ab 1933 unmitelbar mit der vollen Härte des 
Naziterrors konfrontiert waren). Jedenfalls war - laut Drexler - die internationale 
Führung äußerst überrascht und konnte es kaum glauben, daß da in Wien nach sieben 
Jahren Nazi-Faschismus eine Organisation aus etwa hundert Trotzkisten bestand. Es 
wurden in den folgenden Jahren sogar Überlegungen angestellt, wie die Österreicher 
zu Wiederaufbau einer Sektion in Deutschland, das man als entscheidendes Land 
einschätzte, beitragen könnten.” 


Ein wichtiger Diskussionspunkt auf der Konferenz war die Fraktionsarbeit. Etliche 
Genossen waren gleich nach Kriegsende - ohne die Organisation zu befragen - in die 
KPÖ eingetreten. Diese Vorgangsweise wurde von der Konferenz kritisiert, und sie 
sollte sich später auch als nachteilig herausstellen. Ebenfalls diskutiert wurde die 
Frage der Wahlempfehlung für die KPÖ. Es wurde auch eine Diskussion zur 
Einschätzung der Weltlage geführt, die mit den Erwartungen der 4. Internationale für 
die Nachkriegszeit konform ging. 


Auf der Konferenz trat der Genosse Stefan-Sirius’* als Opposition auf. Er war für 
breitere Massenarbeit, stärkere Arbeitsteilung in der Organisation bei gleichzeitiger 
Dezentralisierung und Zurückdrängung des Einflusses der Leitung. Er kündigte 
außerdem die Absicht an, ein grundlegendes ökonomisches Werk zu verfassen. Er 
soll den Standpunkt vertreten haben, daß sich sowohl die Struktur des Weltkapitals 
als auch der Sowjetunion wesentlich geändert habe, daß die proletarische Revolution 
praktisch vorbei sei, daß es nicht mehr die alten Klassen gebe, daß eine neue Zeit mit 


51 siehe den Bericht Besprechungen mit österreichischen Genossen, der von einem - u.a. nach 
einigen sprachlichen Formulierungen zu schließen - Schweizer Mitglied der 4. Internationale 
verfaßt wurde i 

52 siehe Bericht auf der 1. Konferenz der IKÖ von 1946; im Bericht des Schweizers ist von 100 
Genossen, davon 40 Mitgliedern die Rede. 

53 siehe dazu die Darstellung in Marxismus Nr.5 (Oktober 1995), S.224-226 

5% Hier handelt es sich mit großer Wahrscheinlichkeit um einen i-Namen. Der legale Name ist 
unbekannt. Laut dem Bericht des Schweizers war Stefan-Sirius seit Kriegsbeginn im KZ 
gewesen. 
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neuem Namen angebrochen sei." Er fand auf der Konferenz keine Unterstützung und 
hatte in der ganzen Organisation nur zwei Anhänger (seine Frau und eine weitere 
Genossin). Nachdem er der Aufforderung, seine Ansichten innerhalb von zwei 
Monaten schriftlich darzulegen, nicht nachkam, wurde er aus der Organisation 
ausgeschlossen. Seine beiden Unterstützerinnen verließen in der Folge ebenfalls die 
Organisation. Stefan-Sirius hat dann angeblich die Leitung eines USIA-Betriebes 
übernommen. 


Der Aufbau der Organisation war weiterhin recht straff. Die Leitung, die einmal im 
Monat zusammentrat, bestand aus sieben Genossen und teilte sich in ein Pol-Büro 
und ein Org-Büro”°. Beide bestanden aus vier Genossen (eine Überschneidung) und 
trafen sich mindestens einmal pro Woche. Das Pol-Büro war für alle politischen 
Entscheidungen verantwortlich und dem Org-Büro übergeordnet. Das Org-Büro war 
für alle organisatorischen Fragen zuständig und mit den drei Gebietsleitungen direkt 
verbunden. Die drei Mitglieder des Org-Büros, die nicht Mitglieder des Pol-Büros 
waren, waren gleichzeitig die Vorsitzenden der drei Gebietsleitungen. Die 
Gebietsleitungsmitglieder waren die Referenten in den A-Zellen. Die A-Zellen hatten 
ihrerseits Verbindungen mit den B-Zellen, in denen die Schulungen für neue 
Genossen stattfanden. Die drei Gebiete waren Ottakring (wohl inklusive 
Rudolfsheim-Fünfhaus), Margareten (wohl plus Meidling) und Landstraße, womit der 
KLB noch weitgehend ähnliche bezirksmäßige Schwerpunkte hatte wie die KPÖ(O) 
und der Kampfbund unter Frey). Ernest Mandel von der internationalen Führung 
betrachtete diese strengen Organisationsformen als übertrieben.” 


Ab April 1946 kam es erstmals zu einem Kontakt zwischen dem KLB und dem Rest- 
Kampfbund, der sich politisch noch kaum stabilisiert hatte - fehlender Kontakt zu 
Josef Frey in der Schweiz, Verlust der wichtigsten Genossen an die PI, nur langsame 
Rückkehr der Genossen aus dem Krieg, Rückzug von Stadler aus der Politik.” 


‘t siche Bericht des Schweizers; so explizit findet sich das in den Konferenzprotokollen 


allerdings nicht - möglicherweise wurde in dem Bericht auf darüberhinausgehende 
Diskussionen Bezug genommen. Immerhin zeigt sich auch hier, daß so manche Einfälle der 
„Neuen Linken“ in den 60er und 70er Jahren weder besonders neu noch besonders originell 
waren. 

“ Pol-Büro = Politisches Büro, Org-Büro = Organisatorisches Büro 

M \iche Interview mit Franz Drexler (in der nächsten Nummer von Marxismus); eine ähnlich 
Haltung wie Mandel nimmt auch Heinrich Thomas ein (siche ebenfalls Interview in der 
niohsten Nummer von Marxismus). Thomas war vermutlich nie ein Vertreter des 
Organisationsperfektionismus, weil er nicht aus der Frey-Tradition kam. 

® nach Informationen von Günter Schneider und Friederike Schlesak (ASt). Stadler, ein 
øhomaliger Arbeitertumer, war bereits in den 30er Jahren ein enger Gefolgsmann Freys und 
Hauptverbindung des Kampfbundes zum unabhängigen Schutzbund. Nach dem Auschluß der 
Gruppo um Modlik erzwang Stadler (während Frey von den Nazis einige Wochen lang im 
Wienor Landesgericht inhaftiert war) von dem PI-Mitglied Gludowatz mit vorgehaltener Pistole 
ilio Horausgabe der einzigen Schreibmaschine, über die die Trotzkisten damals verfügten und 
ille ddenhalb sowohl für den Kampfbund als auch für die PI essentiell war. Frey tolerierte diese 
Aktion im Nachhinein mit den Worten: „Manchmal schadet ein bißchen Pfeffer nicht.“ Stadler 
Wwa dann während und unmittelbar nach dem Krieg der wichtigste Genosse des Rest- 
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Allerdings konnte in der Frage der KKT keine Lösung der Differenzen gefunden 
werden.” Bereits in der zweiten Jahreshälfte von 1945 waren aber einzelne 
verbliebene Mitglieder der Revolutionären Kommunisten - wie zum Beispiel Heinrich 
Thomas” und später Franz Pawelka°' - und der OG - wie zum Beispiel Leopold 
Kascha - zum KLB gestoßen. 


2. Internationale Kommunisten Österreichs 


Im ABER erschien dann der amerikanischer Trotzkist Ted“? als Vertreter der 
Internationale in Wien und drängte auf eine Vereinigung von KLB und Rest- 
Kampfbund. Ted war über die Frage der KKT nicht unterrichtet, worüber die 
Genossen beider Gruppen sehr erstaunt gewesen sind. Ted beharrte mit der Autorität 
der internationalen Leitung darauf, die Vereinigung sofort zu vollziehen und die 
Entscheidung über die Differenzen auf später zu vertagen. Gegenüber dem Zweifel 
der Kampfbund-Genossen erklärte Ted: „Ich bin fest davon überzeugt, daß ‘Dallet’ 
zustimmen wird, wenn ich ihn darüber informieren werde.“® Das sollte sich als falsch 
herausstellen und bald darauf massive Auswirkungen haben. 


So unter Druck gesetzt, waren die beiden Gruppen bereit, der Vereinigung 
zuzustimmen. Der Rest-Kampfbund ging - angesichts seiner numerischen Schwäche - 
von seiner ursprünglichen Forderung nach Parität in der Leitung ab. Es wurde ein 
Einigungsdokument mit folgenden Punkten erstellt: 1) Der Name der neuen 
Organisation ist Internationale Kommunisten Österreichs (IKÖ). 2) Der Name der 
Zeitung ist Der Spartakist. 3) Die neue Leitung setzt sich aus sieben Genossen 
zusammen - Verhältnis 5 (KLB) zu 2 (Kampfbund). 4) Fraktionsrecht und Vertretung 
der Minderheit in allen wichtigen Strukturen, 5) Aufnahmegesuch als Sektion der 4. 


Kampfbundes. Noch in der sowjetischen Kriegsgefangenschafl in Ungarn rekrutierte er den 
ehemaligen Schutzbündler Wilhelm Schlesak für den Rest-Kampfbund und nach seiner 
Rückkehr nach Wien auch dessen Frau Friederike. Bald darauf gab er jedoch die Politik auf, 
übersiedelte nach Tirol, wo er über persönliche Beziehungen eine Anstellung bei Swarowski 
bekam. Sein Verlust war für den Rest-Kampfbund ein weiterer schwerer Schlag. 

59 Die Angaben bei Winfried Wagner, daß der Kampfbund-Rest bereits Ende 1945 gewonnen 
wurde, sind falsch. 

60 Heinrich Thomas, Handelsangestellter, in den 30er Jahren im Umfeld der offiziellen Sektion 
der 4. Internationale; nach 1945 Beschäfligter bei den Städtischen Büchereien und führendes 
Mitglied des österreichischen Trotzkismus, in den späteren internen Auseinandersetzung 
gemeinsam mit Babnik und Drexler gegen Modlik (Pablo); i-Name: Bruno; Thomas ist heute 
Mitglied der SOAL. 

6 i.Name: Aldermann 

62 Ted oder T. alias Morgan (beides sind i-Namen), der als US-Kriegsberichterstatter nach 
Wien kam - möglicherweise handelte es sich dabei um Sherry Mangan (Terence Phelan), der als 
Auslandskorrespondent für die US-Zeitschrift Time/Fortune zahlreiche wichtige politische 
Missionen der 4. Internationale in Europa und Südamerika durchführte. 

63 Zitat nach dem Bericht des Schweizers; Dallet ist eines der zahlreichen Pseudonyme Josef 
Freys (andere sind F. Dowien, Melt und E. Hirt). 
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Internationale, 6) Sobald wie möglich Abhaltung einer Organisationskonferenz. 
Außerdem wurde beschlossen, die Frage der KKT in der vereinigten Organisation 
loyal zu diskutieren - bis dahin solite der Standpunkt des KLB gelten. Die neue 
Leitung wurde aus Modlik, Babnik, Drexler, Franz Soucek°” und Leopold Kascha für 
den KLB und aus Anton Turansky°° und Hoch‘® für den Rest-Kampfbund gebildet. 
Zum Zeitpunkt der Vereinigung bestand die gemeinsame Organisation aus 62 
Vollmitgliedern, von denen nur sechs vom Rest-Kampfbund stammten (dazu kamen 
freilich einige Kandidaten und Sympathisanten). 


linde des Jahres - ÜOREBEEEESEHEEE - fand bei Soucek in Mariahilf schließlich die 
erste Konferenz der IKÖ statt. 17 Delegierte repräsentierten 73 Mitglieder (53 
Männer, 20 Frauen), 54 Kandidaten (35 Männer, 19 Frauen), 25 Sympathisierende 
und 42 sogenannte Propagandafälle - insgesamt 194 Genossen 67, die in zehn A- 
7 ellen, 13 B-Zellen und drei ‚Prop-Zellen organisiert waren. e ii 
Afaia bý“, das der Kandidaten 30 Jahre‘”. Es wurde festgestellt, 
finger sei als die SPÖ und die „Stalinpartei“, daß die Mehrheit der 
Genossen nach dem Februar 1934 „zur revolutionären Bewegung gestossen“ seien, 
daß es aber notwendig sei, sich auf noch jüngere Schichten zu orientieren. Von den 
Mitgliedern werden 37 als manuelle Arbeiter, 32 als Angestellte und vier als 
Kleinbürger (davon ein Intellektueller) ausgewiesen, von den Kandidaten 33 als 
manuelle Arbeiter und 21 als Angestellte. Das wurde als sehr günstige soziale 
Schichtung betrachtet. Von den Angestellten seien außerdem die meisten 
ursprünglich Arbeiter, sie hätten nur den Beruf gewechselt, um bessere Bedingungen 
Mir ihre politische Arbeit zu haben - zu Berufen, „wo man sich nicht umbringt“””, 
otwa zur Gemeinde Wien oder zu den städtischen Büchereien. Von den Mitgliedern 
gehörten 47 Großbetrieben an, 16 waren in Klein- und Mittelbetrieben, 10 im 
Haushalt beschäftigt. Von den Kandidaten arbeiteten 23 in Großbetrieben, 15 in 
Klein- und Mittelbetrieben und 11 im Haushalt. Die meisten weiblichen Mitglieder 
waren die Ehefrauen der Genossen. ’' 


Dlo Konferenz begann mit einer Gedenkminute für die hingerichteten Genossen 
Hartmann und Jonas, für die gefallenen oder im KZ ermordeten Genossen Jost, 


M gin Schneidermeister aus Wien-Mariahilf, dessen Räumlichkeiten in der Filgradergasse in 
Marinhilf für KLB und später IKÖ zeitweise eine wichtige Rolle gespielt haben dürften; 
wi Name: Felix, von Beruf Verkäufer 

A oin leicht körperbehinderter Student, der die politische Aktivität bereits Ende der 40er Jahre 
Wieılor aufgab; Hoch ist ein i-Name, der richtige Name ist mir nicht bekannt. 

" Angaben nach dem Bericht an die Konferenz; Heinrich Thomas spricht von 80-100 
Personon, die politisch und von der Aktivität voll dabei waren, hält die Anzahl von an die 200 
mit allem drum und dran für möglich, was dann im wesentlichen schon übereinstimmt. Der 
Way Propagandafall dürfte jedenfalls sowohl Leute umfaßt haben, die in Prop-Zellen 
uyunnimert waren, als auch lose Kontakte wie in Ottakring den zukünftigen Stadtrat Pfoch. 

4 ein Gonosse unter 20, sieben Genossen zwischen 20 und 30, 41 zwischen 30 und 40, 24 über 
0, 

W Viar Gononsen unter 20, 26 zwischen 20 und 30, 18 zwischen 30 und 40, sechs über 40; 

M Aint Franz Drexler im Interview von 1994 

"Wirklich politische Frauen“ hat cs - laut Drexler - in der Organisation nur wenige gegeben. 
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Kopetzki, Kurt, Otto, 
Rainer und die 
Genossinnen Margit und 
Mutz”, für die von den 


Faschisten oder 
Stalinisten ermordeten 
Genossen der 


Internationale und für 
die Genossen, die sich in 
bürgerlichen oder 
stalinistischen Kerkern 
befanden oder die noch 
in Kriegsgefangenschaft 
waren. 

Diskutiert wurde dann 
als erstes über Kasse 
und Solidarität. Die 


S Ernährung der 

fe Mitglieder stellte in der 

n Nachkriegszeit ein 

he dus. Augen) č großes Problem dar. Es 

drift des Inhabers kam wiederholt vor, daß 

Silgikure of bearer die politsiche Arbeit von 

tle du Titulaire Genossen durch 

e. BABAC physische Entkräftung 

efährdet IR 

KERA mioma e 

iai S ' RIEKE des Bhysiseen 
STD \ w eke. < z; mancher 

„ebi imni — ‚ihehrmals 
Ferdinand Dworak 1945 winerbrochen «werden. 

Spendenpakete von 


anderen Sektionen der 4. Internationale (Dänemark, Schweiz, USA) spielten deshalb 
eine wichtige Rolle. Die Inhalte wurden nach verschiedenen Kriterien der 
Bedürftigkeit (Kinderzahl, Krankheit, ob im KZ gewesen ...) verteilt. Es gab 
darüberhinaus Lebensmittelspenden von Genossen der eigenen Organisation, die 
ebenfalls zentral verteilt wurden. Daß das so gehandhabt wurde, obwohl es sich um 
recht geringe Mangen handelte (23 Konserven, 1 kg Butter ...), unterstreicht, unter 
welch katastrophalen Bedingungen die österreichischen Trotzkisten damals lebten 
und kämpften. 

Weiters gab es Berichte über die Entwicklung der Organisation, die Publikationen, 
die Propaganda, die Anerkennung als Sektion der 4. Internationale und ein Referat 
über die politische Situation auf internationaler und nationaler Ebene, das im 


?2 bei den hier angeführten Namen handelt es sich sämtlich um i-Namen; 
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Spartakist Nr.14/15 abgedruckt wurde. Eine wichtige Frage war außerdem die von 
Berufsrevolutionären, also von Genossen, die sich ausschließlich der politischen 
Arbeit widmen und dafür von der Organisation bezahlt werden sollten. Das war 
freilich sowohl mit einem finanziellen Problem (man hoffte auf Unterstützung seitens 
der Internationale) als auch mit einem Problem der Konspiration verbunden - man 
mußte damit rechnen, daß es auffallen könnte, wenn jemand keiner offiziellen Arbeit 


nachging. 

In jedem Fall kann die Konferenz von Ende 1946 als Höhepunkt der 
organisatorischen Entwicklung des österreichischen Trotzkismus in den zwei 
Jahrzehnten nach 1945 betrachtet werden. Alle Strömungen, die sich in Österreich 
zum Trotzkismus bekannten, waren in einer Organisation vereint. Wilkiaziknlang 


Wösciesceszenituimer Penaoihetnsetzon 


3. „Steiner“-Gruppe 


Am 21. Jänner 1947 wurde der Linksoppositionelle Karl Fischer” in Linz an der 
amerikanisch-sowjetischen Zonengrenze von sowjetischen Behörden entführt und für 
acht Jahre nach Sibirien verschleppt. Wie groß die Rolle von KPÖlern bei dieser 
Angelegenheit war, ist unklar.” Knapp 14 Tage später tauchte ein dubioser 
angeblicher Angehöriger des „amerikanischen Arbeitsamtes‘ bei dem IKÖ- 
Führungsmitlied Kascha”” in der Wohnung auf und stellte ihm politische Fragen. 


Die IKÖ-Führung, die von der Entführung Fischers durch dessen Mutter Marie 
lischer (ein ehemaliges Mitglied der OG) informiert worden war, reagierte auf die 
beiden Vorfälle alarmiert. Steiner und anderen ehemaligen Mitgliedern der OG 


" Fischer (i-Name: Kegel) spaltete sich in den 30er Jahren gemeinsam mit Georg Scheuer und 
Jonef Hindels vom stalinistischen KJV ab, gründete gemeinsam mit den beiden die 
Nevolutionären Kommunisten (RK), die schließlich gemeinsam mit einigen Genossen der 
bisherigen offiziellen Sektion unter dem gleichen Namen zur Sektion der 4. Internationale 
wurden. Fischer lehnte wie Scheuer die Gründung der 4. Internationale als verfrüht ab. Beide 
Irennten sich in der Folge von der trotzkistischen Bewegung. Sie bezeichneten die Sowjetunion 
nin stantskapitalistisch und wollte sie deshalb nicht gegen den Imperialismus verteidigen. 
Kincher war während des Krieges in Frankreich im Widerstand tätig, wurde verhaftet und ins 
KZ Buchenwald deportiert. Nach politischen Konflikten mit den unter den politischen 
Hillingen dominanten Stalinisten wurde ihm vom späteren hohen KPÖ- und ÖGB-Funktionär 
Ollo Horn die Liquidierung angedroht. Nach Befreiung aus dem Nazi-KZ 1945 verschwand 
lirohor ab 1947 in sowjetischen Gulags und kehrte erst 1955 aus Sibirien zurück. Er starb 
1003 nn den Spätfolgen eines Selbstmordversuches, den er in einem sibirischen Bergwerk 
uniornommen hatte. 

Dor in obiger Fußnote erwähnte Hom hielt sich jedenfalls zur Zeit der Entführung in 
Oberöntorreich auf - siche Bericht an die IKÖ-Leitung auf der außerordentlichen Konferenz im 
Kuplamber 1947. 

In don entsprechend Dokumenten wird Kascha meist mit den Kürzeln „Sr“ oder „S“ 
Ierslolnet, wohl cine Abkürzung für seinen i-Namen Steiner. 
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(namentlich Gärtner und Brenner’°) wurden schließlich drei Dinge vorgeworfen: * 
mangelnde Konspiration gegenüber den organisationsfremden RK (Steiner hätte an 
Lang” Organisationsmaterial weitergegeben), außerdem hätte Steiner gegenüber dem 
ominösen „Amerikaner“ mangelnde Vorsicht an den Tag gelegt; * Disziplinbrüche 
bezüglich Beschlüssen, die die Konspiration betrafen; * ein politisches Naheverhältnis 
zu den ultralinken RK, die die Trotzkisten mit den Sozialdemokraten und Stalinisten 
in einen Topf geworfen hätten und die deshalb der 4. Internationale feindlich 
gegenüberstünden. 


Man befürchtete, daß Kegel Informationen, die er von Steiner (über Lang) erhalten 
hätte, an die sowjetischen Besatzungsbehörden oder die Stalinisten verraten haben 
könnte und sah die Organisation in Gefahr. Die Leitung argumentierte, es sei besser, 
übervorsichtig zu sein und die eine oder andere überflüssige Maßnahme zu treffen als 
„die Helden zu spielen“. Die Arbeiterklasse brauche keine Märtyrer, sondern 
überlebende Führer. Um die Organisation zu schützen (so die Leitung), wurden 
Steiner und fünf weitere Genossen am 5. Februar 1947 umgehend „ab sofort von 
jeder organisatorischen Tätigkeit absentiert““ - nur sehr vorsichtiger Kontakt sollte 
gehalten werden. Um die suspendierten Genossen zu schützen, wurden sie 
verpflichtet, sämtliches Material aus ihren Wohnungen zu schaffen und abzuliefern. 
Diese scharfe Reaktion war an sich sicher nicht unbegründet - nach der Entführung 
Fischers und all den Repressalien gegen nichtstalinistische Teile der 
Arbeiterbewegung, von denen man bereits aus osteuropäischen Ländern hörte. 


Steiner seinerseits warf der Leitung Feigheit und Vernachlässigung der 
„Verpflichtung der brüderlichen Solidarität“ vor. Tatsächlich dürften die Versuche, 
Karl Fischer zu helfen, vor allem von Kascha ausgegangen sein.’® Andererseits muß 
aber auch gesagt werden, daß die Sache aussichtslos war. Es wurde in dieser Zeit von 
den sowjetischen Behörden ohne Rücksicht auf internationale Reaktionen selbst ein 
„immuner“ SP-Abgeordneter verhaftet - und die legale und staatstragende SPÖ war 
dagegen weitgehend machtlos. Die illegale IKÖ hatte de facto keine Möglichkeit, 
wirksam tätig zu werden. Steiner hielt sich jedenfalls nicht an die Beschlüsse der 
Leitung, kooperierte mit Lang bezüglich Fischer und verlangte eine Untersuchung der 
ganzen Angelegenheit in der IKÖ. 


Um „den Fall einer vollständigen Klärung zuzuführen“ wurde von der Leitung 
schließlich beschlossen, die Suspendierung von Steiner, Gärtner und Brenner mit 30. 
April aufzuheben und gegen sie eine Disziplinaruntersuchung durchzuführen. Am 7. 
September fand dann eine außerordentliche Konferenz zu dieser Frage statt, die den 
Höhepunkt des Konflikts darstellte. Leitung und Untersuchungsausschuß faßten ihre 
Vorwürfe zusammen und fügten hinzu, daß Steiner nicht bereit sei, „sich zu 
korrigieren“ (was das Schlimmste an der Sache sei), und forderten seinen Ausschluß 
aus der IKÖ. Steiner und Co. faßten ihrerseits ihre Sicht der Dinge zusammen. nach 


’6 Beides sind i-Namen. 
7? i-Name von Georg Scheuer (wohl auch eine Anspielung auf seine Körpergröße); 

78 Proteste in der internationalen Presse und ähnliches, was von Kascha im Auftrag der IKÖ 
über Kontakte in die Sozialdemokratie - zum chemaligen RK-Genossen Hindels, zu Benedikt 


Kautsky, zu Unterstaatssekretär Mantler (der Fischer aus dem KZ kannte) - arrangiert wurde. 
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einer heftigen Debatte wurde schließlich Kascha „wegen a) qualifizierter 
Disziplinbrüche, b) Nichtanerkennung der Org.disziplin, c) unkommunistischer 
Auffassungen in der Frage des Aufbaus und der Funktion der revolutionären Partei“ 
mit zehn zu zwei Stimmen (zwölf Delegierte) aus der IKÖ ausgeschlossen. Seine 
Anhänger wurden nicht ausgeschlossen und erklärten sich auch bereit, loyal in der 
Organisation weiterzuarbeiten, folgten ihm aber bald nach. 


linter den Kontroversen um die Disziplin stehen meines Erachtens zwei Dinge. 
[irstens glaube ich, in den internen Dokumenten zu dieser Auseinandersetzung 
zwischen den Zeilen einen persönlichen Konflikt herauslesen zu können. Auf der 
einen Seite standen die Genossen der ehemaligen OG, die unter dem Naziregime 
besonders große Opfer bringen mußten, deren Gruppe von der Gestapo zerschlagen 
worden war, die wie Marie Fischer und Leopold Kascha im KZ waren (Leopold 
Kascha hatte durch die Mörder der Gestapo außerdem seinen älteren Bruder Franz 
verloren). Sie hatten außerdem mit den Genossen der RK (die im Widerstand sehr 
uktiv waren und große Risken eingingen) persönliche Verbindung. Auf der anderen 
Seite standen die Leitung und die Mehrheit der IKÖ, die sich in der IMegalität vor 
allem darauf orientiert hatten zu überleben - wohlgemerkt nicht in rein persönlicher 
Hinsicht, sondern in politischer Hinsicht. gu E e T Aurel? ui Teacher des 
Fast kticnieren.de, gesöhuite und zentralisierte Organisation aufrecht 
erhalten, um:hei einer Verbesserung der „objektiven Bedingungen bereit zu sein. 
Die Genossen riskierten ebenfalls viel, aber sie waren meinem Eindruck nach 
vorsichtiger und systematischer, weniger waghalsig. Für beiden Haltungen lassen sich 
gute Argumente finden. Ich wage es nicht, hier eine Bewertung abzugeben. Bei der 
IKÖ-Mehrheit existierte möglicherweise - auch in Hinblick auf das Auffliegen der OG 
1943 - die Überlegung, daß es die Genossen aus dieser Gruppe mit Konspiration und 
Sicherheit nicht genau genug nähmen und daß das für alle eine Gefahr darstellen 
könnte. Die Verzweiflung angesichts der Tatsache, daß der Freund und Genosse 
fischer, der gerade erst aus dem Lager der Faschisten heimgekehrt war, jetzt von den 
Stalinisten verschleppt wurde, verbunden mit dem Eindruck, daß die Leitung nicht 
niles tat, um zu helfen (auch wenn realistischerweise nichts zu machen war, was 
fischer befreit hätte), dürfte umgekehrt bei Kascha und seiner Gruppe zu bitteren 
Vorwürfen und moralisch geprägten Anschuldigungen geführt haben. 


Dahinter standen aber sicher auch politische Differenzen. Die eine war mit obigem 
Punkt verbunden. ar anche breitere, offenere, logalete, 
f #fs. Während die Mehrheit davon ausging, daß die 
Cielahr bestand, daß Österreich zur Volksdemokratie werde und in diesem Fall mit 
hlutiger Repression gegen die Trotzkisten zu rechnen sei (weshalb weiterhin strengste 
Kunspiration nötig sei), argumentierte Kascha, der der Leitung Passivität und 
Resignation vorwarf, daß die Aufgabe gerade darin bestünde, durch vollsten Einsatz 
don Klassenkampf voranzutreiben und durch eine Machtergreifung der Arbeiterklasse 
nleht nur den Kapitalismus zu stürzen, sondern auch die stalinistische 
Volksdemokratie zu verhindern. Die Mehrheit konnte dieser Stoßrichtung 
kinnorweise grundsätzlich zustimmen, hielt aber Steiners Einschätzung des 
momentanen Kräfteverhältnisses für unrealistisch und seine Vorschläge für eine 
tiefihrdung der Sicherheit der Organisation. Steiner hatte in der Organisationsfrage 
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wohl tatsächlich weniger zentralistische und strenge Vorstellungen. Daß die Vorsicht 
der Leitung keineswegs aus der Luft gegriffen war, zeigt auch folgende ee 
Auf Weisung des ieBihressFriedrich-Hoxmann fing eine ameizser- Fritz”, 

KPÖ-Mitglied, aus politischen Gründen ein Verhältnis mit einer IKÖ- Saath senkin 
an, um deren Aktivitäten zu beobachten und Zugang ins trotzkistische Milieu zu 
bekommen. Diesem Fritz wurde mit der Zeit dann klar, daß die Trotzkisten keine 
Faschisten waren (wie ihm von Hexmann und Co. erzählt worden war), sesiker 


Mnt ruerdas ganze Unternehmen. 

Die andere Differenz betraf den Charakter der Sowjetunion und ihre Verteidigung. 
Hier hatte die Steiner-Gruppe die alte halbherzige Haltung der OG. Die Reste der OG 
waren ohne tiefergehende Klärung der Frage in den KLB eingetreten. Sie hatten sich 
wohl der Mehrheitsposition in der Zeit danach etwas angenähert. Mit dem Konflikt 
um die Disziplinfrage rückte allerdings auch diese Frage wieder stärker in den 
Vordergrund. Und schließlich gab es ja zwischen der Position der RK und der OG 
zur Sowjetunion gewisse Übereinstimmungen. In seiner Zeit in der IKÖ hatte Steiner 
aber nie explizit vertreten, daß die Sowjetunion kein (bürokratisierter) Arbeiterstaat 
mehr sei. 


Die Steiner-Gruppe - vermutlich lediglich etwas mehr als fünf Leute - existierte nach 


der Spaltung noch einige Jahre. [gib e aniäflich des Oktoberstreiks eine legale 
Rwosehüre er a s HOCH Volkschmneksung?) heraus, was von der IKÖ 


kritisiert wurde. Zeitweilig gab es mit der IKÖ auch eine teilweise Kooperation, 
nämlich in der Fraktionsarbeit gegenüber der SPÖ 


4. (Rest-)Kampfbund 


Bald nach dem Auschluß von Kascha brach in der IKÖ der nächste fraktionelle 
Konflikt aus - diesmal mit Genossen des ehemaligen Rest-Kampfbundes, mit dem sich 
der KLB 1946 zur IKÖ vereinigt hatte. Schon bald nach der Vereinigung drückte 
Josef Frey - in diesem Fall als Franz Dowien - in einer Stellungnahme zur Einigung 
seine Unzufriedenheit damit aus. Er beklagte erstens, daß der KLB und mit ihm die 
Führung der IKÖ die Verantwortung für die Spaltung zwischen dem Kampfbund und 
der Internationalen Linksopposition von 1929/34 rückblickend dem Kampfbund (und 
damit Frey) zuschrieb. Frey beharrte darauf, daß er im Recht gewesen und daß der 
Fehler auf Seiten der Internationalen Linksopposition gelegen sei. Die IKÖ-Führung 
versuche lediglich, „sich nach Oben beliebt zu machen“. Es handle sich dabei um 
„unehrliche, unehrenhafte Manöver“, die bewiesen, daß sich die Führer der IKÖ 
„vom Geist, von der Tradition des alten Kampfes, der alten Organisation abgekehrt 
haben“. 


Frey begrüßt, daß seine Schulungsunterlagen in der IKÖ verwendet würden, kritisiert 
aber, daß er nicht als Verfasser genannt werde, was „unkorrekt, unstatthaft‘“ sei. Er 


” richtiger Vorname, Nachname nicht mehr bekannt. 
#0 so die Erinnerung Drexlers 


beschwert sich außerdem darüber, daß die IKÖ Artikel aus seiner Feder nicht 
namentlich zeichnen wolle.®' Darüberhinaus vermutet er, daß „Bayer, Horvath?”, 
Siykora®‘“ „die Fusion unter dem Namen der alten Organisation“ (d.h. Kampfbund) 
deshalb ablehnten, weil sie sich von Geist und Tradition des alten Kampfes losgelöst 
hätten. So sei 


„die Einigung vorzeitig gekommen. Sie ist gekommen als bewußte Einigung 
gegen den Geist und die Tradition des alten Kampfes, der alten Organisation. 
In diesem Sinn ist es eine Einigung bewusst gegen und ohne den 
Hauptrepräsentanten®* dieses alten Kampfes, dieser alten Organisation. Daran 
mag die nachträgliche Einladung, sich der bewusst gegen ihn, ohne ihn 
vollzogenen Fusion, anzuschließen, nichts ändern. Es ist eine Fusion, eine 
Einigung ohne ihn.“® 


Schließlich beharrt Frey natürlich auch auf seiner Position der KKT, die im Falle eines 
neuen imperialistischen Krieges gegen die Sowjetunion in kapitalistischen Ländern, 
die mit ihr verbündet sind (er bringt als Beispiel Rumänien), zur Anwendung kommen 
müsse. Er führt die Frage der KKT inhaltlich aber kaum aus. 


/u diesem Zeitpunkt zog er aber noch nicht den Schluß, daß die Vereinigung 
rückgängig gemacht werden müsse. Er formulierte überhaupt keine Konsequenzen 
aus seinen Vorwürfen, sondern schien abzuwarten, wieweit es gelingt, Anhänger zu 
scharen. Jedenfalls sind die Stellungnahme und auch andere Dokumente doch sehr 
deutlich von Freys persönlichen Eitelkeiten, seinem Ehrbegriff und seinem gekränkten 
Stolz geprägt. Daß gerade Frey, der doch stark mit Arbeitertümelei und 
Antiintellektualismus operierte, solche - „kleinbürgerlich-individualistische“ statt 
„proletarisch-kollektive“ - Eigenschaften an den Tag legte, mutet eher eigenartig an. 
l!in gewisser Generationenkonflikt zwischen der selbstbewußter gewordenen neuen 


M [lier muß angemerkt werden, daß im Spartakist die Artikel generell ohne namentliche 
/siehnung erschienen (wohl u.a. aus Gründen der Konspiration) und daß Frey hier cine 
Bonderregelung einforderte. 

ae Name von Hans Babnik 


"' Siykora ist ein i-Name von „yi I4 Mitglied der KPÖ. (0), 
und Betriebsrat bei tivist im Schuharbeiterstreik von 1948, wurde 1948 


ans der IKÖ ausgeschlossen, "weil er mit der Frau seines Freundes und Genossen 

Kloment (i-Name) ein Verhältnis hatte (v.a. Babnik argumentierte, daß das von einer Illoyalität 
ugs, die für eine illegale Organisation ein Sicherheitsrisiko dargestellt hätte, Drexler hielt das 
Ih übortrieben, blieb mit seiner Ansicht in der Leitung jedoch isoliert; die internationale 
Führung betrachtete diesen Ausschluß, von dem sie nachträglich erfuhr, als Fehler - man war in 
Paris dor Ansicht, daß man da ja die halbe Organisation ausschließen müsse); Holba dürfte 
mauli seinen Ausschluß einige kleinere Meinungsverschiedenheiten, die er mit Genossen der 
IKÖ yohnbt hatte, theoretisiert haben, er schloß sich dem neugebildeten Kampfbund an und war 
W 1974 - dann mit dem i-Namen Rudolf - dessen geistiger Führer; 

Hl b ohne l'rey selbst; 

U uanulicho Zitate aus einer Stellungnahme Freys vom 21. Oktober 1946, mit „Zur Einigung“ 
geilteli, 


IKÖ-Führung (Modlik, Babnik, Drexler, Dworak°® und Co.) und dem alten Führer, 
dem nicht die erwartete Achtung beziehungsweise Bewunderung entgegengebracht 
wird, scheint mir ebenfalls evident zu sein. 


„Der Josef‘ wurde von den Genossen, die vom Rest-Kampfbund zur IKÖ gekommen 
waren, aber weiter als die zentrale Autorität betrachtet. Durch die Intervention Freys 
hatte das Festhalten an der KKT und vorhandene Zweifel an der Einigung sicherlich 
neue Nahrung bekommen. Die erste Konferenz der IKÖ stellte fest, daß die 
Vereinigung nur zum Teil vollzogen, zum Teil noch im Gange sei. Die Bereinigung 
der Frage der KKT sei erst die Voraussetzung für eine stabile und feste Einigung. Die 
Leitung müsse die Lösung der Frage „mit Geduld und Ausdauer“ verfolgen. Die 
entsprechende Resolution war damals einstimmig - also mit den Stimmen der 
Delegierten des ehemaligen Rest-Kampfbundes - angenommen worden. 


Seit der ersten Konferenz war aber bezüglich der Lösung der Frage nichts geschehen. 
Die Differenz schwebte in der Organisation, wurde aber wie ein heißes Eisen nicht 
angerührt. Die Minderheit scheint am Beginn einer klärenden Diskussion nicht 
interessiert gewesen zu sein. Sie fühlte sich politisch zu schwach, um die 
Auseinandersetzung ohne die Unterstützung von Frey bestehen zu können. Während 
die Leitung im Herbst 1947 „Geduld und Ausdauer“ erschöpft sah, wollte die 
Minderheit die Klärung der Frage bis zur erwarteten Rückkehr Freys aus der Schweiz 
aufschieben.” 


a isene Dworak, (1906-1969), Metallarbeiter und Arbeitertumer, kam 1934 gemeinsam 
mit Drexler und einer Gruppe anderer Schutzbündler aus Erdberg zum Kampfbund; 
Leitungsmitglied unter Freys Führung; i-Name: Fink; während dem Krieg als „jüdisch 
versippt“ nicht zur Wehrmacht eingezogen, monatliche Meldung bei der Gestapo. Seine erste, 
aus Ungran stammende Frau, die Genossin Margit (i-Name), wurde in Auschwitz als Jüdin 
vergast. Dworak stand 1938 gemeinsam mit Frey gegen die Minderheit um Modlik, ging dann 
aber 1941 mit der Mehrheit des Kampfbundes zu den PI über. Er ist nach dem Krieg 
jahrzehntelang Betriebsratsobmann in dem Wiener Metallbetrieb Hübner & Mayer, in dem er 
bereits während dem Krieg gearbeitet hatte. Er agiert dort als engagierter - und entsprechend 
beliebter - Vertreter der Interessen der Belegschaft, tritt jedoch nicht offen als Trotzkist auf. In 
den Auseinandersetzungen innerhalb des österreichischen Trotzkismus nach 1945 immer auf 
der Seite Modliks. Bald nach dem Krieg hatte Dworak erneut geheiratet, seine deutlich jüngere 
Arbeitskollegin Gertrude, die durch ihn ins Umfeld der IKÖ kam, aber stets eine gewisse 
Skepsis gegenüber dem trotzkistischen Engagement behielt. Im April 1969 stürzt Ferdinand 
Dworak beim Aufstieg auf die Schneealpe im vereisten Karlgraben ab und zieht sich dabei 
tödliche Verletzungen zu. Biylk sein Fadwurden in einem von -ikm- --für-dem Fall ciner 
ten heftigen Konfrontation zwischen Arbeiterklasse und Reaktion - angelegten Versteck 

zhe Gewehre und ein Maschinengewehr gefunden, die schließlich von Genossen „entsorgt“ 


4 De Rückkehr sollte freilich - was man damals nicht wissen konnte - niemals eintreten. Frey 
starb 1957 in der Schweiz. Daß er in der Besatzungszeit nicht zurückkehren konnte, erklärt 
Drexler damit, daß Frey zwischen Oktober 1923 und August 1925 in Berlin in der Abteilung 
militärischer Nachrichtendienst der Roten Armee, d.h. in der sowjetischen Spionage tätig war, 
was angesichts seiner zusätzlichen Bekanntheit als Trotzkist mit großer Wahrscheinlichkeit die 
Verschleppung durch die sowjetische Besatzungsmacht bedeutet hätte. 
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Nach dem Bruch mit der Steiner-Gruppe scheint die Leitung jedenfalls entschlossen 
gewesen zu sein, die lähmenden internen Konflikte vom Tisch zu bekommen, um sich 
als Organisation wieder stärker anderen Dingen zuwenden zu können. Man wollte 
nuch die Frage der zweiten Minderheit lösen - entweder dadurch, daß man die 
Minderheit zu einer Abkehr von ihrer Position brachte, oder durch einen Bruch mit 
der Minderheit. Die Minderheit wurde aufgefordert, einer umgehenden Diskussion 
der Frage der KKT zuzustimmen, was diese jedoch ablehnte. Darauf faßte die 
Leitung Anfang November 1947 folgenden Beschluß: 


„Das Polbüro hat jetzt mit der Diskusion der noch offenen Frage der 
‘Kombinierten Kriegstaktik’ begonnen, der überwiegende Teil der Genossen 
der Minderheit lehnt aber nicht nur jede Teilnahme an dieser Diskusion, 
sonder auch eine Präzisierung ihres Standpunktes in der Kriegsfrage ab. Eine 
solche Haltung steht sowohl im Wiederspruch zu den im Einigungsprotokoll 
eingegangenen Verpflichtungen, als auch zu der oben zitierten Resolution. es 
Die Leitung erachtet es als unmöglich, dass eine Gruppe innerhalb der 
Organisation eine bestimmte politische Frage als ihr Privateigentum 
betrachtet, an dem man nicht rühren darf. Die kameradschaftliche 
Auseinandersetzung über alle Fragen des Kampfes gehört zum täglichen Brot 
und zur selbstverständlichen Praxis einer revolutionären Organisation. Die 
Leitung wird deshalb die Diskusion über die oben genannte Frage mit jenen 
Genossen der Minderheit, die zur loyalen und kameradschaftlichen 
Austragung der Differenz bereit sind, fortsetzen, sie stellt jedoch gleichzeitig 
fest, dass jene Genossen, die sich nicht an der Diskusion beteiligen, gegen die 
bei der Einigung eingegangenen und auf der Konferenz von den Deligierten 
bekräftigten Verpflichtungen verstossen und dadurch für sich die Vereinigung 
mit unserer Organisation hinfällig machen.’ 


Das kam einem Ausschluß gleich. Die deutliche Mehrheit der Genossen (etwa zehn), 
die vom Rest-Kampfbund zur IKÖ gekommen waren, verließen die IKÖ wieder und 
bildeten eine Organisation, die sich erneut Kampfbund nannte. Einige ehemalige Rest- 
Kampfbündler blieben jedoch in der IKÖ, sodaß die Frey-Anhänger, die in der IKÖ 
durchgängig als eine Art Fraktion existiert hatten, die einjährige IKÖ-Episode mit 
einem personellen Minus verließen. Die Ausgeschlossenen/Ausgetretenen warfen der 
IKÖ vor, sich - anstatt die wichtige Frage der österreichischen Arbeiterschaft zu 
diskutieren - auf die nicht aktuelle Frage der KKT zu konzentrieren, was 
Kraftvergeudung sei. Andererseits meinten sie, die Leitung wolle dem politischen 
Problem durch organisatorische Maßnahmen aus dem Weg gehen. Sie bezeichneten 
die IKÖ-Führung als „bewußte Parteiliquidatoren“, die bereits 1938 mit ultralinken 
Positionen und „unter Anwendung der skrupellosesten Mittel“ an der Zerstörung des 
Kampfbundes gearbeitet hätten. Sie wehrten sich außerdem gegen den Vorwurf des 
„Sozialpatriotismus“. In einer bald darauf verfaßten Resolution über die 


1, gemeint ist die entsprechende Resolution von der 1. IKÖ-Konferenz. 
" Interne Mitteilungen der IKÖ (Streng vertraulich! Nur für A-Zellen!) Nr.10, 13. Dezember 
1947, Anlage 3; Die Rechtschreibfehler stammen aus dem Original. 
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Reaktivierung des Kampfbundes zur Befreiung der Arbeiterklasse findet dann - mit 
der Handschrift Freys - ein Positionswechsel statt. Darin heißt es unter anderem: 


„Schliesslich wurden die Genossen 1946 durch List eines internationalen 
Vertreters - unter der Vorspiegelung, die Zustimmung des im Ausland 
befindlichen führenden Genossen sei sicher - in die Einigung mit den 
Liquidatoren hineingelockt. Versuche, durch Entgegenkommen ein die 
Kontinuität der revolutionären Organisation seit 1923 wahrendes Kompromiss 
zustande zu bringen, scheiterten an den Liquidatoren, die gerade druch diese 
ihr Verhalten wieder und wieder unterstrichen, dass es ihnen um die völlig 
bewusste Liquidation des Kampfbundes gegangen war und weiter ging. Um 
diese Liquidation zu verhindern, gerade darum schloß sich der im Ausland 
befindliche führende Genosse der erlisteten ‘Einigung’ nicht an. Und auch die 
alten Genossen, die 1923 zusammen mit ihm den Kampf aufgenommen und 
ihn so lange Jahre aufopfernd aktiv mitgeführt hatten, schlossen sich dieser 
‘Einigung’ nicht an; so bekundeten sie tatsächlich, dass sie die Liquidation des 
Kampfbundes ablehnten” Die Genossen, die 1946 durch List in jene 
‘Einigung’ hineingelockt wurden, haben inzwischen ihren damaligen Fehler 
klar erkannt. Sie kehrten zurück in die Reihen derer, die 1923 den Kampf 
aufgenommen. Sie nehmen mit ihnen den Kampf auf, um den zerrütteten 
Kampfbund zu reaktivieren.“ 


Hatte man kurz zuvor noch kritisiert, daß man aus der IKÖ gedrängt wurde, 
betrachtete man jetzt die Vereinigung als Fehler. Überdies wird es so dargestellt, als 
wäre Frey von Anfang an gegen die Einigung gewesen. Aus seinen diesbezüglichen 
Stellungnahmen geht das jedenfalls nicht hervor. Er schien vielmehr eher zugewartet 
zu haben. Auch kann zwischen Sommer 1946 und Herbst 1947 sicher nicht von einer 
organisatorischen Kontinuität des Kampfbundes außerhalb der IKÖ gesprochen 
werden. 


Daß die Genossen des Kampfbundes bereit waren, mit Frey in die nationale und 
internationale Isolation zu gehen (dessen Beschwerlichkeit ihnen vermutlich mehr 
oder weniger bewußt war), ist sicher nur aus der überragenden Autorität von Josef 
Frey, die mit seiner Rolle als Führer des Wiener Soldatenrates und später der KPÖ 
zusammenhängt, zu erklären. Frey muß - das geht aus allen Schilderungen 
eindrucksvoll hervor - eine überwältigende Fähigkeit gehabt haben, auch komplizierte 
politische Zusammenhänge Arbeitern verständlich zu erklären. 


Die IKÖ hatte also in der zweiten Jahreshälfte 1947 die beiden 
Minderheitsströmungen, die 1945/46 zum KLB gestossen waren, wieder verloren. 
Sowohl die „ultralinken“ OG/Steiner-Leute als auch der (zumindest was die 
Kriegsfrage betrifft) „rechte“ Kampfbund-Rest, in diesem Sinn die beiden Flügel der 
IKÖ, standen wieder außerhalb der Organisation. Die IKÖ entwickelte als 


” Mit den „alten Genossen“ sind einige frühe Kampfbund-Mitglieder (v.a. aus Floridsdorf) 
gemeint. Sie dürften an der Vereinigung zur IKÖ aber überwiegend aus politischer Passivität 
als aus politischen Differenzen nicht teilgenommen haben. Auch im späteren Kampfbund 
scheinen sie meist nur dann auf, wenn in Protokollen ihr Fehlen festgestellt wird. 


48 


Konsequenz eine Kritik an der sogenannten „Vereinigungspraxis des IS“. Man zog 
damit die Lehren aus den gescheiterten Fusionen, die auf Drängen der internationalen 
l'ührung ohne vorherige politische Klärung zustandegekommen waren. Wie wir sehen 
werden, gab es für diesen Desintegrationsprozeß aber noch tiefliegendere Ursachen - 
Ursachen, die internationale Zusammenhänge haben. 


S, Trotzkis Nachkriegsperspektive 


Seit den 20er Jahren führte die internationale Linksopposition um Leo Trotzki einen 
Kampf gegen die stalinistische Bürokratisierung der Sowjetunion. Aus dieser 
Bewegung, die das bolschewistische Konzept der Weltrevolution gegen das 
stalinistische Konstrukt des Sozialismus in einem Land verteidigte, entstand 1938 die 
4. Internationale. Trotzki ging bei der Gründung davon aus, daß am Ende des 
bevorstehenden Krieges ein revolutionärer Aufschwung stehen würde. Die Parallele 
mit den Folgen des Ersten Weltkrieges - revolutionäre Aufstände in mehreren 
Ländern und der revolutionäre Sieg in Rußland - wurde von de facto der gesamten 
Arbeiterbewegung gesehen. Trotzki war da keine Ausnahme. 

In den beiden wesentlichsten Dokumenten zum drohenden beziehungsweise 
beginnenden Krieg von 1934 und 1940°' zeigte er, daß der dominante Charakter des 
Krieges der eines imperialistischen Krieges sei. Er trat für den revolutionären 
Defaitismus in allen imperialistischen Ländern ein - auch im Falle eines 
„demokratischen“ imperialistischen Krieges gegen Hitler. Darüberhinaus sprach sich 
Trotzki für die Verteidigung des degenerierten Arbeiterstaates Sowjetunion gegen 
imperialistische Angriffe aus. 

Aber die Aufrechterhaltung einer revolutionären Opposition gegen den 
imperialistischen Krieg durch Trotzki kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
gleichzeitig Perspektiven für die Nachkriegszeit formuliert wurden, die sich als falsch 
herausstellen sollten. Trotzki ging erstens davon aus, daß der Kapitalismus nach dem 
Krieg in eine ausweglose Krise schlittern würde. Die Grundlage dafür war die 
Annahme, daß die ökonomische Situation der imperialistischen Staaten - 
einschließlich den USA - schlimmer sein würde als nach dem Ende des Ersten 
Weltkrieges. Er zog zweitens die Schlußfolgerung, daß die Zerstörung der Ökonomie 
und der Produktivkräfte durch den Krieg zum Verschwinden der bürgerlichen 
Demokratie und zum verallgemeinerten Aufkommen von reaktionären Diktaturen 
führen werde. Drittens schätzte er ein, daß der Krieg zum Zusammenbruch des 
Stalinismus führen werde - entweder durch eine siegreiche politische Revolution der 
Arbeiterklasse oder durch eine soziale Konterrevolution durch den Imperialismus. 
Viertens erwartete Trotzki eine jahrelange Serie von sozialen Konflikten und 


"! Krieg und die IV. Internationale (Internationales Sekretariat der Internationalen 
Kommunistischen Liga / Leo Trotzki, Juni 1934), in: Marxismus Nr.4, S. 186-215; Manifest 
ier IV. Internationale zum imperialistischen Krieg und zur proletarischen Weltrevolution 
(1940), in: Leo Trotzki: Schriften zum imperialistischen Krieg, Frankfurt/Main 1978, S. 138- 
174 


Revolutionen, eine neue revolutionäre Offensive der Arbeiterklasse und damit 
einhergehend den Aufstieg der Sektionen der 4. Internationale zu revolutionären 
Massenparteien, 


Keine dieser Einschätzungen war völlig aus der Luft gegriffen. Sie alle drückten reale 
Tendenzen aus. Allerdings standen diesen Tendenzen andere, stärkere 
entgegenwirkende Tendenzen gegenüber. In der Folge setzte sich keine der von 
Trotzki erwarteten Perspektiven durch. 


Erstens erwies sich der Weltkapitalismus als stärker, als Trotzki erwartet hatte. Es 
existierten nach dem Krieg zwar einige Probleme mit der Umstellung der 
Kriegsökonomie, die Schäden an Produktionsanlagen und Infrastruktur hatten zwar 
für beträchtliche Teile der Bevölkerung (gerade auch in Österreich) drastische 
Folgen, nicht aber für das kapitalistische System - im Gegenteil: Die Zerstörungen 
des Zweiten Weltkrieges (an Produktivkräften, Überkapazitäten etc.) waren - anders 
als die durch den Ersten Weltkrieg - ausreichend, um die kapitalistische Krise zu 
überwinden und die Grundlage für einen Wiederaufbauboom zu legen. Dazu kam die 
von Trotzki zweifellos unterschätzte Substanz des US-amerikanischen Imperialismus, 
der durch den Krieg keineswegs in den Bankrott geriet, sondern einen unerwarteten 
Aufschwung erlebte. Bei Kriegsende war der US-Imperialismus nicht nur stärker als 
je zuvor, sondern zur unumstrittenen Hegemonialmacht der kapitalistischen Welt 
geworden. 


Was die bürgerliche Demokratie betrifft, so gab es während des Krieges tatsächlich 
auch in den bürgerlich-parlamentarischen Staaten (von der Situation in deren 
Kolonien und etlichen von ihren Verbündeten ganz zu schweigen) massive 
Einschränkungen der demokratischen Freiheiten, im besonderen natürlich gegen die 
Arbeiterbewegung und gegen Kriegsgegner. Die Nachkriegsperiode erlebte aber ganz 
im Gegenteil die Wiedererrichtung von bürgerlich-demokratischen Regimes in den 
meisten europäischen imperialistischen Ländern und die Etablierung von 
„unabhängigen“ Regimes in vielen ehemaligen kolonialen Ländern (manche davon 
sogar mit teil- und zeitweise demokratischen Regimes). Die Grundlage für diese 
ungeahnte Entwicklung war freilich die ökonomische Stärke des Imperialismus, die 
ihm auch auf politischer Ebene einige Zugeständnisse erlaubte. 


Drittens ist auch der Zusammenbruch des Stalinismus nicht eingetreten. Zwar trat die 
von Trotzki erwartete Unfähigkeit der Bürokratie, den Arbeiterstaat gegen den 
Imperialismus zu verteidigen, in erheblichem Ausmaß ein - wofür die sowjetische 
Bevölkerung mit unvorstellbaren Opfern bezahlte. Durch den verbissenen Widerstand 
der sowjetischen Arbeiterklasse gegen die Nazi-Invasoren”” und durch deren 
schließliche Vertreibung stieg aber auch das Prestige des Stalinismus in der 
internationalen Arbeiterschaft. Darüberhinaus führte die territoriale Expansion des 
Stalinismus nach Osteuropa letztlich sogar zu eine globalen Stärkung des Stalinismus. 
Die ökonomische Stärke des US-Imperialismus machte den Angriff einer geeinten 
kapitalistischen Front auf die Sowjetunion nicht zu einer unmittelbaren 


°? siehe dazu den Beitrag von Eric Wegner: Der Zweite Weltkrieg - Demokratie gegen 


Faschismus?, in: Marxismus Nr.4, S. 9-58 


Notwendigkeit für das Überleben des kapitalistischen Systems, erlaubte den USA, 
sich mit der Auschaltung des Rivalen Deutschland zu begnügen und nicht die volle 
Konfrontation mit der gestärkten Sowjetunion und der internationalen 
Arbeiterbewegung zu riskieren. Das ermöglichte dem Stalinismus, in „friedlicher 
Koexistenz“ zu überleben. 


Der vierte Punkt, die revolutionäre Welle nach dem Krieg, war auch nach dem 
Zweiten Weltkrieg eine Realität. Der Zusammenbruch der faschistischen Regimes 
öffnete eine Reihe von revolutionären Möglichkeiten: In Vietnam entstanden 
Arbeiterräte. Die griechische Revolution von 1944” ging in einen lang anhaltenden 
Bürgerkrieg über, während in Norditalien aus der Widerstandsbewegung Ansätze von 
Arbeiterräten und eine Doppelmachtsituation zwischen Arbeiterbewegung und 
Bourgeoisie enstanden. Auch in Frankreich und Belgien kam es bei Kriegsende zu 
l'abriksbesetzungen und kurze Zeit zu vorrevolutionären Situationen. Und selbst in 
Deutschland und Österreich, wo die Arbeiterbewegung durch den Faschismus 
besonders hart getroffen war, existieren in der Arbeiterklasse revolutionäre 
Stimmungen, die sich in Deutschland in einigen Streikbewegungen und in der 
Tatsache ausdrückte, daß sich in der unmittelbaren Nachkriegszeit selbst die CDU zu 
einer sozialistischen Rhetorik gezwungen sah. 


Aber in keinem Land führten die Auseinandersetzungen zu einem revolutionären 
Sieg. Die Kämpfe standen entweder unter reformistischer (oder in den kolonialen 
Ländern: nationalistischer) Führung, die die Massenbewegungen demosbilisierten - die 
wichtigste Rolle spielten dabei die Stalinisten. Und in Vietnam wurde die - 
trotzkistisch geführte - revolutionäre Rätebewegung von Imperialisten und Stalinisten 
gemeinsam unterdrückt. In den meisten Fällen waren die revolutionären Kräfte aber 
zu schwach und zuwenig in der Arbeiterklasse verankert, um eine entscheidende 
Rolle zu spielen oder die Bewegungen gar zum Sieg zu führen. Ein Grund dafür war, 
daß die revolutionäre Nachkriegswelle insgesamt nicht das Ausmaß erreichte wie 
nach dem ersten imperialistischen Krieg. Das hing wiederum damit zusammen, daß 
das kapitalistische System auf Weltebene eben nicht im gleichen Ausmaß 
destabilisiert war - was besonders mit der Stärke des aufstrebenden US-Imperialismus 
in Zusammenhang stand (siehe oben). 


Diese internationale Entwicklung sollte sich natürlich auch auf Österreich und die 
österreichische Arbeiterbewegung massiv auswirken. Von der relativen Stärke und 
Stabilität des Kapitalismus und seinem bevorstehenden Boom war im Österreich der 
unmittelbaren Nachkriegszeit auf der Ebene des Lebensstandards freilich noch nicht 
viel zu spüren Auch kamen die österreichischen Trotzkisten nicht in den Genuß der 
Segnungen der bürgerlichen Demokratie. Sie waren weiterhin - jetzt vor allem, aber 
nicht nur aufgrund der Verfolgung durch die Stalinisten - zur illegalen Existenz 
gezwungen, was sie natürlich in einen großen Nachteil gegenüber der legalen 
Arbeiterbewegung (SPÖ und KPÖ) brachte. Die Punkte drei und vier - die gestärkte 
Stellung der Stalinisten und die relative Schwäche der revolutionären 
Nachkriegswelle im allgemeinen und der revolutionären/trotzkistischen Parteien auf 


"t yiche dazu den Beitrag von Julia Masetovic: Widerstand und Revolution in Griechenland, 
in cbd., S 97-106 
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internationaler Ebene im besonderen - schlugen aber auch in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit stark auf Österreich durch. Dazu kamen die politischen Auswirkungen 
der internationalen Stärke des Imperialismus, der genug Spielraum hatte, um je nach 
Bedarf mit Zuckerbrot und Peitsche einzugreifen. Diese Stärke und der Deal 
zwischen Imperialismus und Stalinismus zur Aufteilung Europas” ließen für die 
überwiegende Mehrheit der österreichische Arbeiterklasse, die sich von den 
faschistischen Schlägen langsam zu erholen begann, ein revolutionäres Aufbegehren 
gegen diese Entwicklung als unmöglich erscheinen. In der Folge fügte sich die 
Arbeiterschaft - passiv bis murrend - in den von Sozialdemokraten und Stalinisten 
propagierten „realistischen“ steinigen Weg des kapitalistischen Wiederaufbaus. 


Diese gesellschaftliche Situation in Kombination mit der erzwungenen Illegalität 
verdammte den österreichischen Trotzkismus (als politische Strömung) zu einer 
folgenschweren Isolation von der sich neu formierenden und belebenden 
Arbeiterbewegung. Anstatt des erhofften und erwarteten raschen Aufschwungs zu 
einer Massenbewegung nach dem Ende des Faschismus reichte es nur zu einer 
organisatorischen Konsolidierung und zu vergleichsweise bescheidenen personellen 
Zuwächsen. Die erste politische Orientierungskrise angesichts der unerwarteten Lage 
konnte noch durch Hoffnungen übertaucht werden, daß sich der Ausbruch der 
revolutionären Kämpfe eben noch etwas verzögern werde und man sich umso mehr 
darauf vorbereiten müsse. Gleichzeitig hatte aber die Enge der isolierten illegalen 
Existenz zusammen mit den ersten Enttäuschungen über das Ausbleiben der 
revolutionären Massenbewegung dazu geführt, daß Kampfbereitschaft, Engagement 
und Energie sich nicht in Klassenkämpfen entluden, sondern daß man sich - salopp 
ausgedrückt - gegenseitig an die Gurgel ging. Neben den vorhandenen politischen 
Differenzen ist das sicher ein wichtiges Erklärungsmoment für die Spaltungen der 
IKÖ in den Jahren 1946 und 1947. 


Obwohl die was-wäre-wenn-Fragestellungen in der Regel reichlich müßig sind, kann 
doch davon ausgegangen werden, daß durch die Involvierung in eine 
Massenbewegung, die als Korrektiv für politische Positionen dient, den meisten 
sektierischen Kleinkriegen die Existenzgrundlage entzogen worden wäre. Da eine 
solche Bewegung nicht existierte, konnte die Aufgabe aber nur in der Aktualisierung 
der eigenen politischen Perspektiven liegen. Eine rasche Korrektur von Trotzkis 
Nachkriegsperspektiven und damit eine Veränderung der Erwartungen und 
Zielsetzungen hätte zwar möglicherweise so manches abgeschächt, nicht aber 
verhindert, denn die objektiven Ursachen wären dadurch nicht beseitigt worden. Die 
Diskussion um die Einschätzung der neuen internationalen Situation sollte in 
Zusammenhang mit der Debatte in der internationalen trotzkistischen Bewegung 
erfolgen. Dazu war aber für den jahrelang von der internationalen Führung 
abgeschnittenen österreichischen Trotzkismus zuerst einmal die Herstellung eines 
kontinuierlichen Kontaktes notwendig. 


3% Zum Übergang von der imperialistisch-stalinistischen Stabilisierungskoalition zum Kalten 
Krieg siche den erwähnten Beitrag von Eric Wegner: Der Zweite Weltkrieg - Demokratie 
gegen Faschismus?, a.a.0. 


6. Kontakt zur internationalen Führung 


In der unmittelbaren Nachkriegszeit fand in Europa eine Reorganisierung der 4. 
Internationale statt. In der Zeit des Faschismus waren ganze Sektionen der 
Internationale zerschlagen worden, viele (führende) Kader waren dem faschistischen 
(aber auch dem stalinistischen) Terror zum Opfer gefallen. Während des Krieges war 
dic 4. Internationale in Europa als zentral funktionierende Organisation zerfallen. Ihre 
Fragmente hatten in der Folge teilweise schwere politische Richtungskämpfe 
durchgemacht. Nichtsdestotrotz waren viele Trotzkisten als national oder regional 
isolierte Gruppen weiter aktiv geblieben - sowohl in unbesetzten Ländern wie 
Großbritannien oder der Schweiz als auch in etlichen besetzten Ländern wie 
frankreich oder Belgien, aber eben auch in Österreich. 


Die stärkste Sektion der 4. Internationale, die US-amerikanische, die im Krieg zwar 
auch von Verfolgung betroffen gewesen war”, nicht aber von einem Terror wie die 
Sektionen in Europa und die auch ihre erfahrene Führung erhalten konnte, hatte sich 
stark auf ihr nationales Terrain zurückgezogen” und sich nicht im vollen Ausmaß 
ihrer Möglichkeiten um die Reorganisation der europäischen Sektionen und die 
Schaffung einer internationalen Leitung gekümmert. Trotzdem hatten es die 
europäischen Trotzkisten geschafft, bereits ab 1944 wieder eine europäische Leitung 
zu installieren, die Europaexekutive der 4. Internationale, und an der Neuformierung 
der Sektionen in Europa zu arbeiten. Da die erfahrensten europäischen 
Führungskader ermordet worden waren, kristallisiertte sich eine neue 
Führungsgeneration heraus. Sie bestand im Kern aus dem in Frankreich lebenden 
Griechen Mihalis Raptis (i-Name: Michel Pablo), dem Belgier Ernest Mandel und 
dem Franzosen Pierre Frank. 

ned une Breispiel im Deutschland die Organisation so gut wie vernichtet wurde - 
bis auf einige Individuen wie etwa Oskar Hippe oder Georg Jungclas, die aber über 
keine Strukturen verfügten -, Wie Österreich, wie erwähnt, zur Überraschung der 
sieh neu formierenden internationalen Leitung eine doch nicht so kleine Gruppe, der 
ala deutschsprachige Organisation zusätzliche Bedeutung zukam. Wie gelang es den 


”* Auch in den westlichen Demokratien fanden während des Krieges größere politische Prozesse 
pegen dic die dortige imperialistische Kriegsführung bekämpfenden Trotzkisten statt - so zum 
Beispiel i in den USA 1941 und in Großbritannien 1944. 

"* [is existierten in der amerikanischen Sektion, der Socialist Workers Party (SWP), auch 
Tendenzen der politischen Anpassung an die Kriegspropaganda des US-Imperialismus vom 
antifaschistischen Krieg gegen Hitler. So wurde teilweise für einen Krieg der USA gegen 
Nuzideutschland „unter der Führung der Arbeiterklasse‘ eingetreten. Die Führung der SWP 
gob damit der Versuchung nach, durch solche halbherzige Formulierungen einer noch 
massiveren Verfolgung durch die US-Gerichte zu entgehen und sich von der Mehrheit der US- 
Arbeiterschaft, die der „antifaschistischen“ Kriegspropaganda auf den Leim ging, nicht zu sehr 
u isolieren. Sie nahm zum revolutionären Defaitismus insgesamt eine schwankende Haltung 
om. Es muß aber auch erwähnt werden, daß Genossen der SWP, insbesondere Matrosen und 
Wehrpflichtige der US-Army, eine wichtige und mutige Rolle bei der Aufrechterhaltung und 
spitter der Wiederherstellung der Kontakte nach Europa spielten. 
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österreichischen Trotzkisten aber nun, den Kontakt zur internationalen Führung 
aufzunehmen?” 


Erste Versuche von österreichischer Seite, unmittelbar nach Kriegsende Verbindung 
mit der Internationale aufzunehmen, scheiterten an den chaotischen politischen und 
verkehrstechnischen Zuständen: unüberwindliche Zonengrenzen, Postzensur durch 
die Besatzungsbehörden etc. Nach dem Mißerfolg dieser Versuche wurde die 
Initiative dem Internationalen Sekretariat (IS) überlassen, das letztlich auch Erfolg 
haben sollte. 

Der erste indirekte Kontakt mit der Internationale wurde im März 1946 hergestellt, 
indem das IS einen Kurier zu Karl Fischer nach Linz (amerikanische Zone) sandte. 
Fischer war durch seine Verbindung zur RK-Gruppe in Frankreich und durch Aufrufe 
zur Solidarität und Hilfe „für uns“ dem IS bekannt geworden - möglicherweise 
wurde durch ihn erst die Existenz einer österreichischen Gruppe bestätigt. Fischer 
übersetzte das überbrachte Material aus dem Französischen ins Deutsche - es wurde 
dann teilweise im Spartakist veröffentlicht -, gab dem Kurier der Internationale einen 
ersten Bericht über den KLB in Wien und übergab ihm vier ihm bekannte Adressen 
von Mitgliedern des KLB. Dadurch konnte das IS direkte Verbindung zum KLB 
aufnehmen, die für Ende April 1946 angekündigt wurde. 


Tälökchlich kam es Ende-April zu einem kurzen Besuch des Genossen Owens” als 
Witfeter'des IS. In der sehr beschränkten Zeit wurden die wichtigsten Fragen der 
Verbindung und ihrer technischen Lösung, Fragen der Organisation, der materiellen 
Unterstützung und der Solidarität, der politischen Lage der internationalen 
Arbeiterbewegung, der Internationale und der österreichischen Gruppe besprochen. 
Die Besprechung hatte stark informativen Charakter. Bezüglich der österreichischen 
Gruppe wurde außerdem die Frage der Legalisierung der Organisation und die Frage 
von Berufsrevolutionären besprochen. Die diesbezüglichen Hindernisse wurde im 
materiellen, vor allem aber im politischen Bereich gesehen, da die 
Besatzungsbehörden in keinster Weise Presse- und Organisationsfreiheit gewähren 
würden. Ein wesentlicher Teil der Aussprache war entsprechend dem Wunsch von 
Owens der Frage der Vereinigung zwischen KLB und Rest-Kampfbund gewidmet. 
Der KLB ermöglichte die erste Kontaktknüpfung mit den Frey-Anhängern. 


Im August traf dann - mit einem Monat Verspätung - ‚wie bereits erwähnt, mit dem 
amerikanische Trotzkisten Ted der zweite Vertreter des IS ein. Er blieb sechs Tage in 
Wien, was ausführlichere Gespräche ermöglichte. Er drängte im Auftrag des IS auf 
eine Vereinigung zwischen KLB und Rest-Kampfbund - obwohl ihm wie Owens die 


” Die folgende Darstellung stützt sich im wesentlichen auf Kaschas Referat zum Punkt 
Internationale auf der 1. Konferenz der IKÖ 1946, darüberhinaus auf mündliche Ausführungen 
Drexlers. 

98 Zitat Kascha; für wen diese Aufrufe explizit waren, geht aus dem Dokument nicht hervor. 

9 von Drexler so bezeichnet; in Kaschas Bericht kommt nur das Kürzel „O.“ vor, Es handelt 
sich mit Sicherheit um einen i-Namen. Owens war Offizier der US-Army. Er fuhr im Jeep 
zwischen KLB und Rest-Kampfbund hin und her. Die Art, wie der große und stämmige Owens 
seinen Chauffeur anherrschte, wirkte auf Drexler und die anderen ausgehungerten 
österreichischen Genossen einigermaßen befremdlich. 
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Frage der KKT nicht bekannt war." Dennoch wurde unter Mitwirkung von Ted auf 
Grundlage des sogenannten Einigungsprotokolls die Vereinigung vollzogen. 
Darüberhinaus gab Ted einen ausführlichen Bericht über die Entwicklung der 
Internationale ab 1938. Außerdem wurde von Ted die Zusicherung der Finanzierung 
von zwei Berufsrevolutionären gegeben. Bei der Umsetzung dieses Punktes gab es - 
zumindest bis zur 1. Konferenz - allerdings Schwierigkeiten (vermutlich bezüglich des 
/ukommenlassens des Geldes). Bei der außerordentlichen Konferenz von 1947 ist 
aber - in Zusammenhang mit einem Vorwurf der mangelnden Konspiration - bereits 
davon die Rede, daß die Gruppe über „Dollars“ verfüge. 


Um von Seiten der österreichischen Gruppe Verbindung ins Ausland aufzunehmen, 
gab es weiterhin kaum Fortschritte. Kascha kann lediglich von einem „geglückten 
Versuch eines Genossen, wenn auch nur für ein paar Stunden in die Schweiz zu 
gelangen und mit den Schweizer Genossen zu sprechen“, berichten. Die legalen 
Reisemöglichkeiten waren durch die Besatzungsmächte extrem eingeschränkt. 
Deshalb wurden - im Zusammenhang mit den Gefahren stärkerer politischer 
Verfolgung - die Möglichkeiten von illegalen Grenz- und 
Demarkationslinienübertritten, die Schneelage im Gebirge etc. diskutiert. Es wurde 
auch die Schaffung einer Tarnorganisation - einer humanitären Hilfsorganisation - 
durch schweizerische und österreichische Genossen versucht, um bessere 
Reisemöglichkeiten zu bekommen. 


Anfang Oktober 1946, also kurz vor der 1. Konferenz der IKÖ, fand ein Besuch 
eines Genossen” aus der Schweiz statt. Er überbrachte als Vertreter der 
internationale die Nachricht von der Anerkennung der IKÖ als österreichischen 
Sektion der 4. Internationale durch das IS. Außerdem schlug das IS vor, daß ein 
österreichischer Genosse als ständiger Mitarbeiter ins IS kommen und: die 
@ierreichische Sektion „das deutsche Proletariat im IEC“'”” vertreten sollte. Generell 
wurde in der nächsten Phase diskutiert, wie die österreichische Sektion beim 
Wiederaufbau einer deutschen helfen könnte. Neben diesen drei offiziellen Besuchen 
von Vertretern der Internationale fanden zwischen April 1946 und November 1946 
vier weitere Besuche von Kurieren statt, die hauptsächlich dem Post- und 
Muterialaustausch dienten. 


1947 gelang schließlich der erste reale Auslandsbesuch eines österreichischen 
Genossen. Drexler fuhr zur internationalen Leitung nach Frankreich. Ermöglicht 
wurde diese Reise durch einen ehemaligen französischen Zwangsarbeiter, mit dem 
sich Drexler während des Krieges in einem Betrieb angefreundet hatte und der ihm 
nach dem Krieg die offizielle Einladung nach Frankreich ausschrieb.'° 


"I Nachdem er in die Differenzen eingeführt worden war, bezeichnete er - laut Kascha - die 
KK l nls prinzipielle Abweichung, die zum Sozialpatriotismus führen könne. 

" Dan „Sch.“ bei Kascha steht vermutlich als Kürzel für den i-Namen Schwab. 
W IEC Internationales Exekutivkomitee, höchstes internationales Leitungsgremium, aus 
denen Reihen das IS (als permanent arbeitender Arbeitsausschuß) gewählt wird. 
W pi den Details siche: Marxismus Nr.5, S. 224-226 
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II. Stagnation und Niedergang während dem kapitalistischen 
Boom - die IKÖ von 1947 bis 1963 


1. Weitere Entwicklung des internationalen Trotzkismus 


Die 4. Internationale war in den späten 40er und frühen 50er Jahren von einer 
politischen Orientierungskrise betroffen, die sich auch auf die IKÖ auswirken sollte 
Trotzki und die alte Führung der Linksopposition und der 4. Internationale wären 
aufgrund ihrer Erfahrung in der Anwendung der marxistischen Methode 
möglicherweise in der Lage gewesen, die 1938/40 formulierten Fehleinschätzungen 
anhand der realen Entwicklung zu korrigieren und sich auf eine defensivere, 
langfristigere Perspektive zu orientieren.'"* Diese alte Führung war allerdings durch 
Faschismus und Stalinismus physisch vernichtet worden. Und die neue Führung 
schaffte es nicht, die neuen Entwicklungen - Stabilisierung des Kapitalismus und in 
der Folge des Reformismus, Überleben und Expansion der Sowjetbürokratie etc.- 
theoretisch in den Griff zu bekommen. 


Anfangs verschloß man die Augen vor der Tatsache, daß der Kapitalismus die kurze 
und wenig ausgeprägte revolutionäre Phase 1944/45 überlebt hatte und daß man ab 
1946 mit einer Phase der demokratisch-konterrevolutionären Stabilisierung der 
imperialistischen Herrschaft konfrontiert war. Die Perspektive ging weiterhin von 
einer bevorstehenden katastrophalen Krise, einem unmittelbar erneut beginnenden 
Krieg und einer verzögerten Revolution aus. Um an dieser Erwartung einer 
revolutionären Krise festhalten zu können, wurde das marxistische 
Revolutionsverständnis zunehmend dahingehend verändert, daß man begann, 
Revolutionen als lange objektive Prozesse zu begreifen. Als Träger dieser Prozesse 
wurden zunehmend die stalinistische Bürokratie oder andere objektiv revolutionäre 
Kräfte verstanden. Die von der 4. Internationale nach dem Krieg adaptierten 
Perspektiven waren eine Kombination von dogmatischer Anklammerung an die alten 
Voraussagen, blindem Optimismus und einem - in der damaligen Phase - ansatzweise 
opportunistischen Delegieren der revolutionären Aufgaben an reformistische Kräfte. 


Es gab allerdings durchaus Strömungen in der 4. Internationale, die den offiziellen 
Kurs in Frage stellten: Erstens eine von Felix Morrow geführte Oppositionsströmung 
in der amerikanischen SWP, die forderte, „angesichts der Erfahrungen die nötigen 
Korrekturen“ der Perspektive vorzunehmen’. Zweitens argumentierte die von Ted 


194 _ So wie die frühe revolutionäre Komintern aus dem Abebben der revolutionären Welle nach 
dem Ersten Weltkrieg die Wende zur Einheitsfront machte, d.h. zu einer längerfristigen 
Perspektive der Gewinnung der reformistischen Arbeiter. 

108 Felix Morrow: International Report (Minority Report), in: SWP Internal Bulletin Vol IH, 
No.8 (1945), p32; eigene Übersetzung; zitiert nach: Workers Power / Irish Workers Group; 
The Death Agony of the Fourth International and the Tasks of the Trotskyists Today, London 
/ Dublin 1983. Die Morrow-Opposition zog aus ihrer Ansicht allerdings den Schluß, daß in 
Europa die Rückkehr zu einem demokratischen Progranım notwendig wäre. Später entwickelte 
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Grant geführte Revolutionary Communist Party (RCP) in Großbritannien, daß sich 
der Stalinismus keineswegs in einer tödlichen Krise befände, sondern gestärkt worden 
sci und daß ein Nichterkennen dieser Entwicklung zu einer Desorientierung führen 
könne. Vor allem aber lehnte die RCP die Position des IS von einer unmittelbar 
bevorstehenden ökonomischen Krise des Kapitalismus ab: „Zum zweiten Mal 
innerhalb einer Generation hat der Kapitalismus eine Atempause erlangt. Die Theorie 
des spontanen Zusammenbruchs des Kapitalismus ist mit dem Bolschewismus völlig 
unvereinbar.“ "° 


Bar zweite Weltkongreß der 4. Internationale 1948 hielt aber an den falsghen 
Perspektiven fest und ging davon aus, daß der bald ausbrechende Weltkrieg in einen 
„internationalen Bürgerkrieg“ übergehen. wesde.-Pablo und Mandel hielten auf diese 
Weise an der „Orthodoxie“ fest - und gerieten damit immer mehr in Widerspruch zur 
Realität. Der Bruch zwischen Tito und Stalin sollte zu einer Wendung führen. 


Ging man ursprünglich nach dem Krieg davon aus, daß die osteuropäischen 
stalinistischen Länder inklusive Jugoslawien (im Gegensatz zur Sowjetunion) 
staatskapitalistisch gewesen wären, so argumentierte man nun, daß der Bruch 
zwischen Tito und Stalin die vorausgesagte Krise des Stalinismus aufzeige. 
Außerdem wurde die ganze Entwicklung als Teil eines revolutionären Aufstandes 
und damit als Bestätigung eines Kernstückes der eigenen Perspektive betrachtet. Der 
Partisanenkrieg wurde nun - ursprünglich nur von Pablo, aber 1951 von der ganzen 
führung - in nachhinein als „proletarische Revolution“ bezeichnet. Der entstandene 
Staat wurde nicht - wie die Sowjetunion - als degenerierter Arbeiterstaat angesehen, 
sondern als Arbeiterstaat mit lediglich einigen quantitativen Deformationen. 
Ciegenüber der titoistischen Bürokratie nahm man in der Folge nicht die Haltung 
einer revolutionären Opposition, sondern die eines befreundeten Ratgebers ein. 
Schließlich wurde der Kommunistischen Partei Jugoslawiens (KPJ) sogar die 
Vereinigung mit der 4. Internationale angeboten - woran diese kein Interesse zeigte. 


Die Positionen Pablos, der meinte, daß in Jugoslawien der Stalinismus nicht länger 
existiere und daß ähnliche Entwicklungen auch im Rest von Osteuropa und vor allem 
In China’ stattfinden würden, wurden am 3. Weltkongreß der 4. Internationale 1951 
angenommen. Damit wurde das trotzkistische Verständnis des Stalinismus als ein - 
unabhängig von der Person Stalin existierender - politischer Ausdruck der Interessen 
der über die Arbeiterklasse herrschenden bürokratischen Kaste revidiert.” Die 


niv die Theorie, daß die Sowjetbürokratie eine „neue Klasse“ sei, lehnte die Verteidigung der 
Nuwjelunion gegen den Imperialismus ab und verließ - mit der Ansicht, daß die Sowjetunion 
anninkapitalistisch sei - die SWP. 

t REPE 'onference Documents (September 1946), pp66-67; eigene Übersetzung; zitiert nach: 
ulul Die RCP wurde schließlich aus der 4. Internationale gedrängt. 

W ie Kommunistische Partei Chinas (KPCh) wurde bald - analog zur KPJ - als 
tevolutionärer Faktor betrachtet. 

i \iohe zum Themenkomplex Stalinismus / Umwälzungen in Osteuropa 1945-48 / Titoismus 
Iuluende Beiträge: Miodrag Jovanovic / Christina Stojanovic / Eric Wegner: Stalinismus und 
Munistische Staalstheorie, in: Marxismus Nr.2; und Miodrag Jovanovic: Kommentar zum 
haunbriel' von Salih Saskevic zum Titoismus, in: Marxismus Nr.5 
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Positionen wurden von allen wichtigen Sektionen und führenden Kadern der 4. 
Internationale unterstützt. Auch wenn einige Nuancen bestanden, wurde dem 
vorpreschenden Pablo kein realer Widerstand entgegengesetzt. 


Schließlich schloß Pablo von seiner Betrachtung der KPJ auf den Stalinismus 
überhaupt. In seinem Bericht an den Kongreß von 1951 argumentierte er - im 
Gegensatz zu Trotzkis Position seit 1933 -, daß die KPen nicht eigentlich 
reformistische Parteien seien und daß sie unter bestimmten Umständen die 
Möglichkeit hätten, eine revolutionäre Orientierung anzunehmen. Daraus und aus 
seiner Einschätzung, daß die unmittelbar bevorstehenden Kriege und Revolutionen 
keine Zeit ließen, trotzkistische Parteien aufzubauen, leitete er sein Konzept des 
Entrismus sui generis (Entrismus der besonderen Art) ab: ein langfristiger Eintritt in 
die stalinistischen Parteien, um dort den notwendigen Druck in Richtung 
revolutionäre Ausrichtung auszuüben - also um die KPen zu reformieren. Dieser tiefe 
Entrismus war aber auch - je nach nationalen Bedingungen - für sozialdemokratische 
und kleinbürgerlich-nationalistische Organisationen vorgesehen, wo größere 
Linksabspaltungen erreicht werden sollten. Anders als Trotzkis Konzept in den 30er 
Jahren war Pablos Entrismus vergleichsweise langfristig angelegt und auf einem 
Verstecken des revolutionären Programms aufgebaut. Da den stalinistischen Parteien 
nun ein revolutionäres Potential unterstellt wurde, bedeutete das gleichzeitig eine 
Abwertung der Rolle der revolutionären Partei zu einer Ratgeber- und 
Druckausübertätigkeit - Tätigkeiten, an denen die stalinistischen Parteien keineswegs 
interessiert waren. 


1953 enstand eine Opposition gegen die sogenannten Pablisten, aus der das 


Internationale Komitee der 4. Internationale (IK - im Gegensatz zum von Pablo 
geführten /nternationalen Sekretariat/IS) entstand. Es handelte sich dabei anfangs 
um die Mehrheit der französischen Sektion PCI, um die Strömung um Gerry Healy in 
Großbritannien, um die neuseeländische und die Schweizer Sektion'”. Dazu kam 
schließlich die von James P. Cannon geführte amerikanische SWP. Die IK-Gruppen 
stellten allerdings keine konsistente Alternative zur Linie des IS dar. Sie hatten den 
Kurs Pablos 1948 und 1951 kritiklos unterstützt. 


Die Ursache für die Abspaltung der SWP war nicht politisch, sondern 
organisatorisch. In ihrer national-isolationistischen Tradition wollte die SWP- 
Führung keine „Einmischung“ in die Angelegenheiten der SWP durch Pablo zulassen. 
Ähnlich in Großbritannien: Healy war seit 1947 ein Vorreiter des Eintrismus sui 
generis, hatte wie Pablo ein Porträt Titos in seinem Büro hängen. Er wollte aber 
einen zu starken direkten Einfluß Pablos, der in Folge des Koreakrieges, den er als 
Beginn seiner Kriegsrevolutionsperspektive ansah, die prostalinistische Orientierung 
der britischen Sektion verstärken wollte, nicht zulassen. Im Gegensatz dazu hatte die 
Mehrheit der französischen Sektion um Pierre Lambert einen politischen Kampf 
gegen Pablo geführt. Sie ging zu Jugoslawien und Stalinismus zwar mit Pablo 
konform, lehnte aber den Zntrismus sui generis in der Kommunistischen Partei 
Frankreichs (KPF) ab und zog eine Ausrichtung auf die lockerer organisierte 


19 Daß sich die Schweizer Sektion unter den Oppositionellen befand, sollte für Österreich 
gewisse Auswirkungen haben, da Josef Frey in der Schweiz lebte. 
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auzialdemokratische SFIO vor. Die PCI-Mehrheit wurde schließlich im Juni 1952 - 
damals noch mit Unterstützung von Cannon und Healy - aus der 4. Internationale 
uungeschlossen. 

Das IK stellte der Anpassung von Pablo & Co. an den Stalinismus ein steriles 
lfosthalten an der „Orthodoxie“ gegenüber. Die Grundlinie des IK, die sich 
hornuskristallisierte, war eine Mischung aus Katastrophismus, Stalinophobie und 
einer weichen Haltung gegenüber der Sozialdemokratie Da das IK die 
Inolationistischen Traditionen, die die amerikanische und die britische Sektion 
wihrend des Krieges entwickelt hatten, mit sich schleppte, schaffte das IK es nicht, 
eine international zentralisierte Organisation aufzubauen. Es zerfiel - im wesentlichen 
entsprechend den großen nationalen Sektionen - in verschiedene rivalisierende 
Sirömungen: den sogenannten Healyismus in Großbritannien, den sogenannten 
I,.ambertismus in Frankreich und die SWP in den USA. Alle drei verfügten über 
kleinere Gruppen von Anhängern in verschiedenen Ländern. Darüberhinaus 
entwickelte sich aus der bolivianischen IK-Gruppe POR, die von Guillermo Lora 
geführt wurde und die in Bolivien über Massenanhang verfügte, in Südamerika die 
sogenannte loristische Strömung. 

Die Spaltung in IS und IK 1953 markiert jedenfalls das Ende einer mehr oder weniger 
einheitlichen trotzkistischen Bewegung. In den nächsten Jahrzehnten sollte sich der 
Prozeß der Aufsplitterung noch weiter fortsetzen (wobei es auch Fälle von Fusionen 
gab). Der Grund für diese Entwicklung war, daß die 4. Internationale nicht in der 
lage war, die neuen politischen Herausforderungen der Jahrzehnte der 
kapitalistischen Stabilität zu bewältigen. Die tiefere Ursache dafür wiederum ist, daß 
revolutionäre Kräfte in Perioden, in denen sie gegen den Strom der geschichtlichen 
Entwicklung zu schwimmen gezwungen sind und ihnen ein realer Einfluß auf diese 
Entwicklung verwährt bleibt, auf sich selbst zurückgeworfen und zu gesellschaftlicher 
Isolation - mit allen ihren Folgen wie internen Konflikten, ungeduldigen Versuchen 
zur Überwindung der Situation etc. - verdammt werden. 


Auf die weitere Entwicklung der verschiedenen Strömungen der trotzkistischen 
Bewegung soll hier nicht detailliert eingegangen werden, es sollen nur einige 
wesentliche Orientierungspunkte in bezug auf die - für den österreichischen 
'Trotzkismus - bedeutendsten Organisationen skizziert werden: 


e Die amerikanische SWP vereinigte sich 1963 wieder mit dem IS zum Vereinigten 
Sekretariat der 4. Internationale (VS). Die Grundlage für diese 
Wiedervereinigung war eine ähnlich weiche Haltung von IS und SWP gegenüber 
der Castro-Führung in der kubanischen Revolution. Die SWP bestand allerdings 
in dem zunehmend föderalistischen VS de facto weiter als Fraktion. Die Fusion 
hielt dann auch nur bis in die 80er Jahre, als sich die SWP vom Trotzkismus 
verabschiedete und offen zum Castrismus überging. 


ə In den späten SOer Jahren verstärkten sich im IS die als Nuancen stets 
vorhandenen Differenzen zwischen Pablo auf der einen Seite, der die unabhängige 
revolutionäre Organisation immer stärker in Frage stellte, und Mandel, Frank und 
dem Italiener Livio Maitan auf der anderen. Da Pablo und sein sogenanntes 

„persönliches Regime“ auch ein Hindernis für die Fusion mit der SWP darstellte, 
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wurde er Anfang der 60er Jahre zunehmend an den Rand gedrängt. Im Jahr nach 
der Wiedervereinigung mit der SWP verließ Pablo das VS.’ 


Das VS orientierte sich in den folgenden Jahrzehnten stets an den gerade 
aktuellen Bewegungen: an den castristischen Guerillabewegungen in den 
halbkolonialen Ländern, an der Studentenbewegung ab 1968 etc. Es entwickelte 
dabei - anders als die meisten Strömungen aus der IK-Tradition - eine Flexibilität 
im Reagieren auf neue politische Phänomene. Damit ging aber meist auch eine 
mehr oder weniger bedeutende politische Anpassung an die jeweilige Bewegung 
einher - was im zunehmend föderalistisch aufgebauten VS immer wieder zur 
Entstehung von oppositionellen Gruppierungen führte. So löste sich Ende der 
60er Jahre eine Minderheit von der deutschen Sektion des VS, aus der später der 
Spartacusbund entstand, der sich zwar nie politisch stabilisieren konnte, der aber 
für die Entstehung der österreichischen /nternationalen Kommunistischen Liga 
(IKL) in den 70er Jahren eine nicht unwichtige Rolle spielte. Im Zuge der weichen 
Politik des VS gegenüber den Sandinisten trennten sich beträchtliche Teile der 
lateinamerikanischen Sektionen unter der Führung von Nahuel Moreno vom VS. 
Die von ihnen aufgebaute internationale Strömung erreichte vor allem in 
Argentinien Masseneinfluß, ansatzweise auch in anderen lateinamerikanischen 
Ländern, nicht jedoch in Europa - und spielte somit für den österreichischen 
Trotzkismus kaum eine Rolle. Seit den 80er Jahren stellte das VS die 
organisatorisch-politische Eigenständigkeit seiner Sektionen zunehmend in Frage. 
Wichtige Sektionen - BRD, Spanien, Mexiko etc. - wurden in andere linke 
Projekte hinein aufgelöst. 


Aus der britischen RCP Ted Grants entstand die Militant-Tendenz, die sich zu 
einer der größten trotzkistischen Strömungen in Großbritannien entwickelte. Sie 
arbeitete dort in der Labour Party - aber nicht wegen Zeitmangel angesichts von 
bevorstehenden Revolutionen und Kriegen, sondern um - im Bewußtsein der 
relativen kapitalistischen Stabilität - die Tuchfühlung mit der Arbeiterklasse nicht 
zu verlieren und um die Organisation in der realen Arbeiterbewegung aufzubauen. 
Von etlichen anderen trotzkistischen Strömungen wurde ihr dabei Opportunismus 
gegenüber dem reformistischen Bewußtsein der Mehrheit der Arbeiterschaft 
vorgeworfen. Die Militant-Tendenz erreichte in den Jugendorganisationen und in 
der Liverpooler Stadtorganisation der Labour Party erheblichen Einfluß und 
dehnte sich auch auf eine Reihe anderer Länder aus. Anfang der 90er Jahre 
spaltete sich die internationale Militant-Tendenz in eine Strömung um Peter 
Taaffe, die die jahrzehntelange Konzentration auf die Arbeit in der 
Sozialdemokratie beendete, und eine Strömung um Grant, die die traditionelle 
Militant-Linie fortsetzt. In Österreich kommen die Sozialistische Offensive 
Vorwärts (SOV) und die Unterstützer der Zeitung Der Funke (siehe unten) aus 
der Militant-Tradition. 


110 Er wurde dann Berater des algerischen FLN-Führers und Staatspräsidenten Ben Bella. Pablo 
starb 1996 in seiner griechischen Heimat. 


è Schließlich sollen noch zwei Strömungen aus der trotzkistischen Tradition 
genannt werden, die für den österreichischen Trotzkismus zwar bisher keine Rolle 
spielten, die aber international zu den größten und bedeutendsten gehören: a) die 
britische Socialist Workers Party (SWP)''', die 1950 - damals noch als 
International Socialists - aus der in der Labour Party entrierenden britischen 
trotzkistischen Bewegung entstanden ist und bezüglich der Sowjetunion eine 
Staatskapitalismusposition vertritt. Sie wird von Tony Cliff, Alex Callinicos und 
Chris Harman geführt, ist mit gut 10.000 Mitgliedern zahlenmäßig vermutlich die 
heute größte trotzkistische Organisation in einem Land und verfügt auch in 
etlichen anderen Ländern - z.B. in Deutschland oder der Türkei - über Sektionen. 
b) die französische Lutte Ouvrière (LO), die aus der Union Communiste (UC) 
enstanden ist, der einzigen trotzkistischen Organisation in Frankreich, die sich 
1944 nicht an der Vereinigung zur PCI beteiligt hatte und die von dem aus 
Rumänien stammenden David Korner (i-Name: Barta) geführt wurde. Die LO ist 
de facto auf Frankreich beschränkt, straff und recht konspirativ in Zellen 
organisiert. Sie verfügt über einige tausend Mitglieder, eine Verankerung in 
zahlreichen Großbetrieben und in einer Minderheit der französischen 
Arbeiterklasse. Ihre Kandidatin erreichte bei den Präsidentschaftswahlen 1995 
über fünf Prozent der Stimmen. 


2. Entrismus sui generis und die Spaltung der IKÖ 


Die internationale Orientierung auf den tiefen Entrismus hatte für den 
Österreichischen Trotzkismus weitreichende Bedeutung. Sie führte zu einer nahezu 
fünfjährigen Spaltung der IKÖ. Wie kam es nun dazu? Wie sah die Entwicklung in 
Detail aus? Und wie wurde von den verschiedenen Seiten argumentiert? 


Unmittelbar nach Kriegsende ging der KLB davon aus, daß die KPÖ, die im 
Widerstand eine aktivere Rolle gespielt hatte als die Sozialdemokratie, massiven 
Zulauf haben würde. Mpniugeng wu diesen Arbeitern zu bekommen, traten 
glieder des KLB in die KPÖ ein. Man rief im Herbst 1945 zur kritischen 
lunterstützung der KPÖ auf und gab eine illegale Fraktionszeitung - Der Leninist 
- heraus, die allerdings nur zweimal erschien (Dezember 1945 und Februar 1946). Es 
voigte sich bald, daß die „Stalinpartei“ lediglich eine Minderheitsströmung darstellte, 
dal durch ihre bürokratisch-monolithische Organisation ein Eindringen kaum möglich 
wur und daß -dierüsorwiegende Mehrheit der Arbeiterklasse der neugegründeten SPÖ 
weigte. Die Folge für die IKÖ war eine Umorientierung auf diese Mehrheit der Klasse 
~ was allerdings nicht ganz leicht war: Etliche führende Genossen waren Mitglieder 
der KPÖ und als solche bekannt.''” Ein Übertritt zur SPÖ war seitens der 
Kuzinldemokraten mit starkem Mißtrauen gegenüber den „KPlern“ verbunden. 


I Nicht zu verwechseln mit der amerikanischen SWP von James P. Cannon (bzw. später von 
Junoph Hansen). 

IV Neben Modlik und Babnik galt das vor allem für Fritz Schuster (ca. Jahrgang 1910), 
ehomaliger Arbeiterturner (Leichtathlet) aus Wien-Landstraße, von Beruf Dreher, führendes 
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Nach dem organisatorischen Abschluß der internen Differenzen mit den Steiner- 
Anhängern und dem Rest-Kampfbund Ende 1947 lief die Orientierung auf die SPÖ 
1948 verstärkt an. Allerdings traten bereits Ende 1948 ernsto 
Meinungsverschiedenheiten darüber auf, wie diese Intervention angelegt sein sollte 
Es bildeten sich in der Führung zwei Strömungen heraus: Die erste richtete sich - 
nicht nur in der Frage des Iintrismus sui 
generis - zunehmend nach Pablo und dem 
IS und bestand u.a. aus Modlik, Dworak 
und Soucek. Die zweite wehrte sich mehr 
oder weniger hartnäckig gegen Pablos 
Linie und bestand u.a. aus Babnik, Drexler 
und Thomas. 


Parallel mit Pablo auf internationaler 
Ebene ging auch die Gruppe um Modlik in 
Österreich in die Offensive - mit dem 
zehnseitigen Dokument Be-Frage der 
Bntritistaktik"'”. Darin wird grundsätzlich 
folgendes formuliert: „Sind also 
entwickelte Partei wie Parteikeim 
unbedingt an das Prinzip der 
programmatisch-politischen 
Unabhängigkeit gebunden, so gilt das 
Prinzip der organisatorischen 

Unabhängigkeit nur für die Partei, nicht Heinrich Thomas 

aber für den Parteikeim.“ Aus diesem Schema wird dann für den „Parteikeim“ IKÖ 
die Möglichkeit des „Totaleintritts“ in die SPÖ abgeleitet. Es würde dabei nur 
vorübergehend die formelle Unabhängigkeit der Organisation aufgegeben werden 
Und während bei der Fraktionsarbeit - die von Babnik, Drexier und Thomas 
befürwortet wurde - die außerhalb der reformistischen Partei verbleibende Gruppe 
mit Programm und Namen auftrete und sich die Interventionisten nicht dazu 
bekennen könnten, bedeute Totaleintritt das Gegenteil: „Hier handelt es sich um die 
offene Fraktion, die nicht sofort wieder hinausbefördert werden kann; hier wird mit 
unserem vollen revolutionären Programm, mit revolutionärer Kritik frei und offen 
aufgetreten.“ Die Eintrittstaktik trage in der Folge „von vornherein den Keim zur 
neuen Abspaltung in sich“. Damit sind die Pablo-Anhänger von der Argumentation 
Pablos, die sich gerade gegen ein Auftreten mit revolutionärem Programm wandte, 


anime ur 


Mitglied der IKÖ nach 1945; langjähriger, sehr beliebter Arbeiterbetriebsrat bei Siemens & 
Halske (und das obwohl er formal KP-Betricbsrat war); in den IKÖ-internen 
Auseinandersetzungen in den 40er und 50er Jahren auf der Seite von Babnik, Drexler und 
Thomas (gegen Modlik); in den 50er Jahren aus der IKÖ ausgeschlossen, weil er entgegen dem 
IKÖ-Wahlaufruf nicht SPÖ, sondem KPÖ gewählt hatte (Drexler halt den Ausschluß 
rückblickend für einen Fehler). 

113 Zur Frage der Eintrittstaktik - von den Genossen Hammer, Kant, Lerse und Luis, 18.11.48, 
in: Mitteilungen für die Mitglieder der IKÖ, Nr.17 (Sondernummer), 20. November 1948 
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deutlich entfernt - wohl auch, um sich mit den Entrismus-feindlichen 
lonen des österreischischen Trotzkismus nicht gleich zu frontal anzulegen. 


dings wird in demselben Papier bereits die Schiene für zukünftige Entwicklungen 

gt: Die „programmatische Wachsamkeit und Festigkeit“ sei zwar „das Um und 

‘, sie dürften aber „nicht mit Starrheit, Schematismus und Wortradikalsmus 

schselt werden“. Einwände von Mitgliedern, die sich einen Totaleintritt (mit 

m Programm) aufgrund der Situation in ihrem Betrieb oder in der SPÖ nicht 

tellen konnten, werden als „Praktizismus“ vom Tisch gewischt - und das, obwohl 

anschließend (erneut in Widerspruch zu Pablos Konzept) folgendes postuliert 

: „Der Totaleintritt setzt die Gewährung des Rechtes auf Freiheit der Kritik und 

Verbreitung unseres revolutionären Programms voraus.“ Dieses Recht war in der 

Adolf Schärf und Oskar Helmer auf antikommunistisch getrimmten SPÖ in den 

en 40er Jahren mit Sicherheit nicht gegeben - ebensowenig eine weitere von den 

risten angegebene Entrismus-Bedingung: „Der Totaleintritt setzt Veränderungen 

in Bewußtsein der Arbeiter voraus. Ohne diese nach links weisenden Veränderungen, 

Bihne eine ernstliche Linkstendenz der Arbeiter, die auf die (...) reformistischen 
itzen drücken, werden die Bedingungen des Totaleintritts kaum entstehen.“ 


a Entristen der IKÖ argumentieren damit 1948 noch eher wie Trotzki für den 
lassischen Entrismus Mitte der 30er Jahre als wie das IS mit seinem Zntrismus sui 
Meneris. Sie gehen allerdings - in Konsens mit Pablo - von einer falschen 
Binschätzung der objektiven Lage aus. Tatsächlich gab es Ende der 40er Jahre 
ndentiellen Unmut in der Arbeiterschaft, der sich in einigen kleineren Streiks, im 
'Schuharbeiterstreik von 1948 und schließlich im sogenannten Oktoberstreik von 1950 
ausdrückte. Die entgegengerichteten Tendenzen der reformistischen Integration ins 
System und der antikommunistischen Blockbildung waren aber deutlich stärker, 
" wodurch eine offene revolutionäre Fraktion in der SPÖ, deren Eliminierung sich die 
Bürokratie aufgrund der Sympathie von Teilen der Basis nicht so leicht erlauben 
kann, de facto unmöglich war. In der Folge näherten sich Modlik und seine Anhänger 
Immer mehr den Vorstellungen Pablos an. 


Ebenfalls im November 1948 verfaßte Drexler einen Diskussionsbeitrag zur Frage 
. des „Entrismus“"*, in dem er dem IS Prinzipienlosigkeit vorwarf. Drexler 
' argumentierte dabei allerdings - durchaus in Tradition des Kampfbundes von 1934 - 
grundsätzlich gegen den Entrismus und trat für ein „Prinzip der organisatorischen 
Selbständigkeit“ ein. Er meinte, daß sich „Lerse und Co.“ heute noch vom 
Standpunkt des IS abgrenzten, wodurch sie ihre Prizipienlosigkeit einschränken 
wollten, prophezeite aber: „Das wird sich bald ändern, die Fahrt wird schneller 


‚ werden.“ 

| Auf der zweiten Konferenz der W&@- Mitte Februar 1949 erreichte die 
Auseinandersetzung ihren ersten Höhepunkt. Der Mitgliederstand war aufgrund der 
; beiden Abspaltungen 1947 und einiger weiterer Verluste seit der ersten Konferenz 
gesüniken: 66 Vollmitglieder, 21 Kandidaten und etliche Sympathisanten. Über die 
 30-seitige Resolution Die Lage und ihre Perspektiven war man sich einig, 


a Diskussionsbeitrag zur Frage des „Entrismus“ - von Gen. Sachs, 17.11.48, in: ebd. 
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konstatierte zwar die „politische Konsolidierung der österreichischen Bourgeoisie“, 
hielt aber eine Zuspitzung der Klassenkampfsituation für unvermeidlich. Zur 
Resolution Der Weg zur proletarischen Klassenpartei, in der es v.a. um die Frage 
des Entrismus ging, gab es allerdings heftige Differenzen. Babnik, Drexler und 
Thomas konnten sich schließlich mit sieben zu fünf Delegiertenstimmen durchsetzen. 
Die Resolution der Mehrheit"? argumentiert wie folgt: 


„Die Beschlüsse des zweiten Weltkongresses unterstreichen mit Recht die 
objektiv günstigen Bedingungen für unsere revolutionäre Arbeit innerhalb der 
SP. Aber die ‘Taktik’, die dabei den Sektionen der IV. Internationale 
vorgeschlagen wird, ist, soweit sie den totalen Eintritt betrifft, als prinzipiell 
unzulässig abzulehnen. (..) Der Totaleintritt einer revolutionären 
Klassenorganisation, einer Sektion der IV. Internationale in eine 
opportunistische Partei, Organisation, bedeutet die Preisgabe des Prinzips der 
organisatorischen und letzten Endes auch der politischen Selbständigkeit und 
Unabhängigkeit. Ausgehend von der Erkenntnis, daß weder SP noch 
Stalinpartei zu gesunden, sondern klassenfremde Parteien und nicht mehr 
imstand sind, die Interessen der Arbeiterklasse zu verwirklichen, treten die 
Trotzkisten seit 1934 für die Schaffung einer neuen revolutionären 
Klassenpartei, Internationale ein.“ 
Nach dieser Absage an Pablos Ansicht vom revolutionären Potential von Stalinismus 
und Co. werden die Probleme beim Aufbau der 4. Internationale neben den 
objektiven Ursachen auch auf mangelnde Kaderschulung zurückgeführt, was durch 
den Entrismus nicht verbessert werde: 


„Die “Entristen’ unter Führung des IS wollen das langsame Wachstum und 
teilweise Stagnieren der einzelnen Sektionen durch Experimentieren und 
Manövrieren überwinden. Der ‘Entrismus’ oder Totaleintritt ist so ein 
Manöver, das der Ungeduld entspringt. (...) Dieselben Ziele, die die 
“Entristen’ vorgeben, erreichen zu wollen (...), können ohne Preisgabe der 
revolutionären Organisation durch Fraktionsarbeit erreicht werden. Im 
Gegenteil, die Existenz der unabhängigen Klassenorganisation kann den 
Klärungsprozeß innerhalb des linken Flügels nur beschleunigen. (...) Denn | 
besonders unter illegalen Bedingungen ist es möglich, daß ein Großteil der 
Organisation, oder unter Umständen die gesamte Organsation Fraktionsarbeit 
leistet, wenn es ihr gleichzeitig gelingt, die eigene illegale Organisation, das 
eigene Organ, die eigene Disziplin aufrechtzuerhalten.“ „Da sich į 
Fraktionsarbeit den spezifischen Bedingungen der Umgebung, in der sie 
geleistet wird, anpassen muß, (...) ist es doppelt wichtig, die revolutionäre 
Propaganda in einem unabhängigen Organ aufrechtzuerhalten. In diesem 
Organ muß sich die unabhängige Organisation von jedem Opportunismus 
scharf abgrenzen (...). Das beste Rekrutierungsfeld für die revolutionäre 
Organisation findet sich in den Betrieben und in den gewerkschaften. Hier 


15 veröffentlicht in: Der Spartakist, Nr.42, März 1949 
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können die Trotzkisten, am Klassenkampf teilnehmend, am günstigsten eine 
unabhängige Position gegenüber den beiden Verratsparteien wahren.“ 


Außerdem - so die Mehrheitsresolution - stehe die „Vereinigungspraxis des IS“, von 
dor neben der IKÖ 1946/47 noch einige andere Beispiele angeführt werden, „in 
engstem Zusammenhang mit dem ‘“Entrismus’“, sie sei „ebenso prinzipienlos wie 
dieser“: 
„Eine Vereinigung zweier Organisationen, die in prinzipiellen Fragen 
differierende Auffassungen haben, führt nur zu einer Scheineinheit. Diese 
Scheineinheit bedeutet keine Stärkung der Gesamtbewegung, sondern nur 
unfruchtbare Fraktionskämpfe und trägt sogar den Keim des vollständigen 
Zerfalls in sich. (...) Nur solche Vereinigungen können von Dauer und 
fruchtbar sein, denen eine gründliche Diskussion der Differenzen 
vorausgegangen ist, bei der eine Einigung in prinzipiellen Fragen erzielt 
wurde. Die Verpflichtung zur Aktionsdisziplin nach außen genügt nicht, denn 
Abweichungen in prinzipiellen Fragen verpflichten unter Umständen sogar, die 
Aktionsdisziplin zu brechen.“ 


Die vom IS festgestellte „Entpolitisierung unserer Bewegung‘ könne jedenfalls durch 
den Entrismus nur verschlimmert werden. Statt organisatorischer Manöver und rein 
quantitativer Überlegungen müsse auf die „Verbesserung der Qualität, die verstärkte 
Politisierung unserer Bewegung“ gesetzt werden. 

Damit hatte sich die Mehrheit der IKÖ in deutliche Opposition zu Pablo und dem IS 
gestellt. Und auch die Minderheit um Modlik war in ihrer Konferenzresolution'' 
Antang 1949 noch nicht völlig auf Pablos Position übergegangen: 


„Als grundlegende Bedingung zur Durchführung dieser Taktik forderte schon 
Lenin die Freiheit, innerhalb der opportunistischen Organisation für das 
revolutionäre Programm, für die revolutionäre Politik aufzutreten und an der 
opportunistischen Politik revolutionäre Kritik zu üben. (...) Objektiv muß die 
Lage eine solche sein, daß die opportunistische Partei, ihre Führung (unter 
dem Druck ihrer Arbeiterbasis) gezwungen ist, die revolutionäre Propaganda 
und Kritik in ihren Reihen zuzulassen. Die subjektiven Voraussetzungen 
bestehen vor allem in der politisch-propagandistischen Festigkeit der den 
Totaleintritt vollziehenden revolutionären Organisation;“ 
Beim Totaleintritt würde nur die „formale, äußerliche organisatorische 
Unabhängigkeit“ aufgegeben, die Organisation jedoch niemals wirklich aufgelöst. Es 
wäre natürlich falsch, die Eintrittstaktik als einziges Mittel zur Schaffung einer 
revolutionären Partei zu betrachten, sie wäre aber unter den heutigen Bedingungen 
„ein wichtiges taktisches Mittel“. Außerdem bleibe es natürlich Aufgabe der einzelnen 
Sektion, die aktuellen Anwendbarkeit zu überprüfen. 
Damit lag die Argumentation der österreichischen Entristen 1949 weiterhin eher bei 
Trotzki von 1934 als bei Pablo von 1948/51. Darüber, ob die recht behutsame 
Argumentation von Modlik zu diesem Zeitpunkt auch dem Versuch geschuldet ist, 


!!6 abgedruckt in; Mitteilungen für die Mitglider der IKÖ, Nr.20, 29. März 1949 


65 


sich in der IKÖ die Chance auf eine Mehrheit nicht völlig zu verbauen, kann nur 
spekuliert werden. Jedenfalls blieben die Entristen in der Minderheit, die IKÖ betrieb 
weiterhin Fraktionsarbeit. 


Im Laufe des Jahres 1949 spitzte sich die interne Situation deutlich zu. Im März 
hatten die IKÖ, zwei Mitglieder der SPÖ-Studenten und Genossen der Steiner- 
Gruppe begonnen, das illegale Fraktionsblatt Der Sozialist herauszugeben, mit dem in 
die SPÖ-Arbeiterschaft interveniert werden sollte. Nachdem die beiden Studenten 
bereits nach der ersten Nummer wieder absprangen, kündigte die IKÖ-Leitung, die 
von den Genossen der Mehrheit gestellt wurde, die Arbeitsgemeinschaft mit den 
Steiner-Leuten, da eine solche nur für den Fall der Einbeziehung von Genossen der 
SPÖ-Basis als sinnvoll erachtet wurde.'!” Der Sozialist sollte nun von der IKÖ allein 
herausgegeben werden. Die Oppositionellen um Modlik betrachteten diese 
Vorgangsweise als sektiererisch und vermuteten außerdem, daß es der Leitung darum 
ginge, dem Einfluß der Oppositionellen, die die beiden IKÖ-Vertreter in der 
Sozialist-Redaktion gestellt hatten, in der Intervention in die SPÖ eine Ende zu 
setzen. 


Die Redaktion des Sozialist wurde der Fraktionsarbeitsgemeinschaft, dem IKÖ- 
Gremium, in dem die Fraktionsarbeit vorbesprochen wurde, übertragen. Nachdem 
dann Ende Mai 1949 zwei oppositonelle Genossen aus dieser 
Fraktionsarbeitsgemeinschaft abgezogen worden waren und der bezahlte Sekretär der 
IKÖ, der Oppositionelle Gludowatz (i-Name: Louis), seines Postens enthoben 
worden war, ging die Opposition mit einem Offenen Brief an die Mitglieder der 
IKÖ''® in die Offensive und warf der Leitung vor, politische Differenzen mit 
„organisatorischen Maßnahmen“ lösen zu wollen. In ihrer Antwort’? richtete die 
Leitung wiederum den Vorwurf an die Opposition, die Mehrheitsbeschlüsse nicht 
loyal mitzutragen, sondern zu versuchen, schleichend die eigene Linie zu 
verwirklichen. Außerdem sei es schließlich auch die Ansicht der Opposition, daß 
umstrittene Interventionsstrukturen mehrheitlich von Genossen besetzt sein sollten, 
die die Organisationslinie vertreten. Die Opposition solle jedenfalls nicht länger die 
Umsetzung der Konferenzbeschlüsse behindern. 


Als dann im Herbst 1949 mehrere linke SPÖ-Mitglieder von außerhalb Wiens, zu 
denen man durch die Herausgabe des Sozialist Kontakt hatte, zum SPÖ-Parteitag 
nach Wien kamen, sollte Kant/Soucek ein Treffen mit ihnen und von der Leitung 
beauftragten Genossen der IKÖ organisieren. Als dieses Treffen nicht zustandekam 
und Soucek stattdessen die SPÖler zu einem Treffen mit dem inzwischen von jeder 
Organisationstätigkeit suspendierten Louis’? und anderen brachte, eskalierte die 


1? Die Protestresolution der Steiner-Gruppe an die Leitung der IKÖ (gezeichnet von Bach 
und Bux, beides i-Namen) wurde von der IKÖ-Leitung mit einem Brief An die Genossen Bach 
und Bux! vom 7. Juil 1949 beantwortet. 

"8 Offener Brief an die Mitglieder der IKÖ, 30. Juni 1949, gezeichnet von: Beer, Fink, ' 
Hammer, Kant, Klinger, Louis. 

11 Antwort der Leitung auf den Offenen Brief der oppositionellen Genossen!, 9.7. 1949 

120 Louis (d.h. Gludowatz) war wegen einer eigenmächtigen Vervielfältigung von Materialen 
suspendiert worden. Daß man es damit so genau nahm, lag nicht nur an den Bedingungen der 


66 


Kituntion. Die Leitung betrachtete die Angelegenheit als „nur das letzte Glied einer 

nzen Reihe von Disziplinlosigkeiten“ und schloß Soucek und Gludowatz aus der 
KÖ aus. Sie erklärte gleichzeitig die Absicht, „sich von allen jenen, die sich mit den 
annrchistischen Methoden von Kant und Louis fraternisieren sollten, zu trennen“!?!. 
Ala sich die anderen Oppositionellen mit Soucek und Gludowatz solidarisierten, 
gomeinsam mit Soucek und Gludowatz die IKÖ (Opposition) formierten und mit der 
Ilornusgabe des Mitteilungsblattes der Opposition der IKÖ begannen, schloß die 
Leitung 17 weitere Genossen’? aus. 


WwMitteilungsblatt der IKÖ (©), das sich ausschließlich an Mitglieder und 
Wandidaten der IKÖ richtete, wurden die Auschlüsse von Soucek und Gludowatz als 
„Wektionsbeschluß“ der Leitung bezeichnet, die Verletzung der Statuten durch die 
leitung?” kritisiert. Die Oppositionellen stellten außerdem fest, daß sie „sich nach 
wio vor als der IKÖ, Sektion der IV. Internationale in Österreich, angehörig“'”" 
betrachteten. Die Oppositionellen machten die Leitung für die Spaltung 
verantwortlich und gingen insgesamt in die Offenive - mit einer wiederholten 
Darstellung ihres Standpunktes, mit Aufforderungen zur Kooperation und mit einer 
hartnäckigen Propaganda für den Totaleintritt in die SPÖ: Beim Totaleintritt gehe es 
nuch um die Überwindung der nur individuellen Rekrutierung (über die Propaganda 
In den Betrieben) und der Schulung in isolierten Zirkeln, um die Umwandlung der 
Organsiation in eine revolutionäre Kampforganisation in Form einer geheimen 
Fraktion in der SPÖ. Es ist zwar weiterhin davon die Rede, daß sich das politische 
Auftreten „dabei natürlich in der von unserem Übergangsprogramm vorgezeichneten 
Richtung bewegen“ werde, die notwendige Freiheit der revolutionären Propaganda 


und Kritik wird allerdings nicht mehr erwähnt. '”° 


Konspiration in der Illegalität, sondern auch an Materialmangel und an finanziellen Problemen 
mil der Herstellung von Literatur. Selbst die Parteizeitung, Der Spartakist, wurde in einer recht 
geringen Auflage (nie über 200 Stück) produziert, nur an Angehörige der IKÖ, Sympathisanten 
und Kontakte weitergegeben, ein Exemplar oft von mehreren gelesen. Sonstige Texte, ctwa 
interne Materialien, wurden in niedrigen Auflagen produziert und teilweise von einem zum 
anderen weitergereicht. Louis hatte außerdem die vervielfältigten Texte der Organisation mit 
einem zusätzlichen Kommentar versehen, der zwar nicht besonders bedeutend gewesen sein 
«dürfe, was aber die Leitung zusätzlich kritisierte. 

VI An alle Angehörige der IKÖ!, Die Leitung, 5.11.1949 

1” Es waren dies: Albin, Alma (d.i. Grete Happel/Kraupa, 1907-1990), Beer (d.i. der Drucker 
lutz), Fink, Floda, Gabler (d.i. der Beamte Karl Kraupa, 1900-1991), Hammer, Klinger 
{möoglicherweise der Bruder von Lutz), Lerse, Liebert (eine Zahnarztassistentin), Mader (d.i. 
der Tischler Alois Fuchs), Matev, Most, Osten, Reiter, Santos (d.i. Johanna Soucek), Simon 
(d.i. der Arzt Dr. Schüller oder ein Bibliothekar aus Sandleiten); siehe: An alle Mitglieder der 
IKÖ!, Die Leitung, 12.11.1949 

UI Das in Punkt 18 der IKÖ-Statuten festgeschriebene Recht auf ein Schiedsgericht wurde 
Soucck und Gludowatz vorenthalten. 

Vi wrklärung der Opposition der IKÖ von der provisorischen Oppositionsleitung (Fink, 
Ilammer, Kant, Klinger, Lerse, Louis, Simon), 10.11.1949, in: Mitteilungsblatt der Opposition 
der IKÖ, Nr.1, 11. November 1949 

VS siche die Beiträge von Louis und Lerse in Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Nr.3, 
t9 Dezember 1949 


Daß die Opposition zu dieser Offenive, die ihr die Unterstützung einiger weiterer 
Genossen einbrachte, in der Lage war, lag wohl nicht nur daran, daß sie mit Modlik 
über den erfahrensten politischen Kader der IKÖ verfügte, sondern auch daran, daß 
sie - praktisch und psychologisch - auf die Rückendeckung des IS rechnen konnte. 
Letzteres war aufgrund der politischen Positionen evident und hatte sich auch bereits 
in einem Brief des IS an die IKÖ vom 1. Oktober 1949 - also vor den Ausschlüssen - 
ausgedrückt. In diesem Brief, den die IKÖ-Leitung vorerst nur einem Teil der 
Mitgliedschaft zugänglich gemacht hatte, wird einerseits die ungeduldige und 
undisziplinierte Haltung der Minderheit kritisiert, andererseits die Suspendierung von 
Gludowatz als schwerer Fehler betrachtet. Als letztliches Mittel zur Überwindung der 
Probleme wird aber schlußendlich die Konzentration aller Kräfte auf den Totaleintritt 
eingeschätzt - und damit die Opposition unterstützt. 


Am 24. November 1949 hatte sich die Opposition erstmals direkt an das IS gewandt. 
Darin wurde die eigene Sichtweise der Ereignisse dargestellt, die Befürwortung des 
Totaleintritts betont und eine „Konferenz der gesamien österreichischen Sektion“ 
vorgeschlagen, zu deren Zustandekommen das IS beitragen solle. Ein zweiter Brief 
folgte Mitte Dezember, ein dritter am 28. Dezember, der vom IS eine rasche 
Intervention fordert, die der Opposition „eine selbständige Aktion auf dem Boden der 
Beschlüsse des Weltkongresses und des IEK gestatten‘ “” müsse. Das IS antwortete 
am 12. Jänner 1950 - durchaus im Sinne der Opposition: 


„Das IS hat die Ausschlüsse, die die Leitung durchgeführt hat, einstimmig und 
schärfstens gerügt. Es rügt diese Ausschlüsse umso mehr, als sie gegen den 
ausdrücklichen Wunsch und Rat des IS stattfanden und dadurch als eine 
Nichtbeachtung der internationalen Führung angesehen werden können. (...) 
stellt das IS fest, daß diese Ausschlüsse (...) einen Bruch mit allen Traditionen 
und dem Wortlaut der Statuten unserer Bewegung darstellen. (...) Sie 
bedeuteten (...) einen Schlag gegen die Interessen unserer Bewegung in 
Österreich und in ganz Europa.“ 
Am nächsten IEK'” solle unter Teilnahme von Vetretern beider Seiten die 
österreichische Krise besprochen werden. Die Entscheidungen des IEK würden für 
beiden Seiten bindend sein. Zur Vorbereitung für die IEK-Mitglieder forderte das IS 
von beiden Seiten zusammenfassende Darstellungen ihrer Positionen an. 
Die Leitung schickte das 23-seitige Dokument Kine notwendige Zwischenbilanz'” 
ein, das gleichzeitig auch ihre umfassende Antwort auf die Offensive der Opposition 
darstellte: 
„Wenn wir sagen, daß der Kern der kommenden Klassenpartei sich nicht mit 
revolutionsfremden Parteien oder Gruppen vermischen darf, so bezieht sich 


126 Brief der provisorischen Oppositionsleitung an das IS vom 28. Dezember; zitiert nach: 
Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Nr.6, 25. Feber 1950 
1237 Internationales Exekutivkomitee - breiteres, dem IS übergeordneies internationales 
Leitungsgremium. 

3 Eine notwendige Zwischenbilanz, Die Leitung, 28.1.1950, in: Der Spartakist 
Sondernummer Ende Jänner 1950 („Nur für Angehörige der IV. Internationale“) 
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das selbstverständlich auf diesen Kern als Organisation, nicht aber auf die 
Tätigkeit ihrer Mitglieder. (...) Der Entrismus ist nicht identisch mit der 
notwendigen Durchsetzung opportunistischer Arbeiterorganisationen mit 
Trotzkisten, sondern er ist in der Praxis die Vereinigung der revolutionären 
Organisation mit der opportunistischen; er führt zur Liquidierung der 
revolutionären Organisation und zur Preisgabe ihres Programms.“ 


Auch wenn auch hier wieder auf den Entrismus an sich verallgemeinert - und damit 
lintrismus unter jeglichen Bedingungen prinzipiell abgelehnt - wird, so ist die obige 
Darstellung der Konzeption Pablos durchaus nicht völlig unzutreffend. 


Die IKÖ-Leitung weiter: „Unsere Kritiker übersehen die Wechselbeziehung zwischen 
dem objektiven Stand des Klassenkampfes und der Herausbildung des subjetiven 
laktors - der Partei.“ Den Entrismus mit dem Erfolg der amerikanischen SWP in den 
0er Jahren zu rechtferigen, sei unsinnig, da damals in den USA ein Aufschwung der 
Arbeiterbewegung stattgefunden hätte, durch den Fortschritte im Aufbau der 
revolutionären Partei ermöglicht worden seien (unabhängig vom Entrismus). Die 
objektiven Bedingungen seien in Österreich völlig andere, die europäische 
Arbeiterbewegung hätte die Stagnation nicht überwunden, der ideologische Druck 
auf die Revolutionäre sei besonders groß. Man müsse davon ausgehen, was ist. 
Deshalb sei es nötig, sich besonders eng zusammenzuschließen, die Genossen auf 
dem Boden des revolutionären Programms zu Kadern zu erziehen, die Koninuität der 
revolutionären Führung zu sichern und so die Voraussetzung für größere Erfolge 
nach einer Veränderung der objektiven Bedingungen zu schaffen. Das hätte nichts mit 
Pessimismus, sondern mit Ausdauer und Weitblick zu tun. In Wahrheit würde das 
Schaffen von Illusionen, die dann letztlich an der Wirklichkeit zerschellen, den 
Pessimismus erzeugen. 


Während die Minderheit um Modlik sicher den initiativeren Teil der IKÖ darstellte, 
erkannte die Mehrheit wesentlich eindeutiger den Zusammenhang zwischen der 
objektiven Situation und den Möglichkeiten von revolutionärer Tätigkeit in 
reformistischen Organisation. Und vor allem hatte die IKÖ-Strömung um Babnik, 
Drexler und Thomas - obwohl auch sie von einer unvermeidlichen Zuspitzung der 
Klassenkämpfe ausging - doch eine deutlich realistischer Einschätzung der 
österreichischen und europäischen Wirklichkeit als Modlik (und Pablo). In einem 
späteren Rückblick hält die Leitung außerdem fest, daß sie sich darüber im klaren 
gewesen sei, 
„dass die lang andauernde Stagnation innerhalb der österreichischen 
Arbeiterklasse sich auch auf die Entwicklung unserer Organisation auswirkte, 
dass die Bestrebungen der Opposition nicht anderes waren als das 
Nichtwahrhabenwollen oder Nichtverstehen dieser Tatsache, dass ihre Politik 
nichts anderes ist als der Versuch über den eigenen Schatten zu springen.“'” 


Bezüglich der Ausschlüsse heißt es in der notwendigen Zwischenbilanz‘ 


™ Protokoll der Il. Konferenz der IKÖ (7.18. Juli 1951), Bericht der Leitung an dic 
Konferenz. 
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„Das IS irrt, wenn es meint, daß unsere Beschlüsse gegen die Entristen dem 
Bestreben entspringen, die politische Diskussion zu unterbinden und durch die 
Anwendung organisatorisch-administrativer Maßnahmen zu unseren Gunsten 
zu entscheiden. (...) statt die Leitung in der praktischen Organsationsarbeit zu 
unterstützen, begannen sofort nach der Konferenz einige ‘führende’ Entristen, 
eine Praxis zu entfalten, die nicht anders denn als Sabotage der 
Organisationsarbeit zu werten und die mit den gröbsten Disziplinbrüchen 
verbunden war.“ 


Es wäre auf die Dauer unmöglich gewesen, dem mit verschränkten Armen zuzusehen. 
Schließlich attackiert das Papier der Leitung den Kurs des IS: Es sei beim IS und der 
Opposition zwar davon die Rede, daß „kein Jota des revolutionären Programms 
preisgegeben“ werde. In der Praxis des Entrismus des IS, beispielsweise bei der 
Eintrittserklätung der RCP-Mehrheit, sei davon aber nichts zu merken. Die 
„Eintrittstaktik“ des IS hätte dort, wo sie nicht zur völligen organisatorischen 
Liquidierung geführt habe, das ideologische Niveau der Avantgarde gesenkt, was 
„sich in den oft krassen Schwankungen ganzer Sektionen (und des IS selbst) in der 
Richtung zum Sozialdemokratismus oder Stalinismus“ geäußert habe 


Die Politik des IS führe zur Tendenz, die Quantität der Arbeit über die Qualität zu 
stellen, was wiederum unvermeidlich zum Praktizismus führe. Außderm würde auf 
die Propaganda der revolutionären Endlosungen verzichtet. Dem IS komme es 
hauptsächlich auf das formale Bekenntnis zur 4. Internationale an, es verwische 
politische Gegensätze - wie man nicht nur an der vom IS gepushten Vereinigung der 
IKÖ mit dem Kampfbund-Rest sehen könne, sondern auch an geplanten 
Vereinigungen mit allen möglichen „Konfusionisten“ in Deutschland und anderen 
Ländern. Außerdem wurden „die Anbiederungsversuche an den ungeratenen 
Sprößling der russischen Stalinbürokratie, die Titoclique“'”°, angeprangert. Die IKÖ 
dürfe sich jedenfalls nicht vom IS überreden lassen, sondern müsse im Gegenteil der 
ganzen Internationale helfen, die gegenwärtige Linie zu überwinden. Damit dürften 
für das IS die letzten Unklarheiten beseitigt gewesen sein 


Das Papier der Opposition an das IEK - Zur Lage in der österreichischen Sektion der 
Vierten Internationale'”' - faßt die Entwicklung des Konfliktes aus der Sicht der 
Opposition zusammen: Die zweite Konferenz der IKÖ hätte zwar die allgemeine 
Orientierung auf die SPÖ bestätigt, die Mehrheit hätte aber auf die „Methoden der 
nur individuellen Rekrutierung und der abstrakten Schulung in isolierten Zellen“ 
beharrt. „Selbst die etwas verbreiterte schriftliche Propaganda sollte nach ihrer 
Ansicht lediglich die individuelle Propaganda erleichtern. Die Eintrittstaktik lehnte 
sie nach wie vor als prinzipienloses Liquidatorentum entschieden ab.“ Nach diesem 
politischen Signal an das IS ging die Opposition aber jetzt noch einen Schritt weiter 
und deutete dem IS mit einer Selbstkritik die Bereitschaft an, der internationalen 
Linie noch weiter entgegenzukommen: Der in der Mehrheitsresolution „zum 


1 siche dazu weiter unten. 

"I Zur Lage der österreichischen Sektion der Vierten Internationale, Die provisorische 
Leitung der Opposition der IKÖ, 23. Feber 1950; in: Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, 
Nr.6, 25. Feber 1950 
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Aundruck kommende prinzipienlose Versuch, zwischen dem Sektieretum und einer 
Aktivität auf der Linie der Beschlüsse unseres zweiten Weltkongresses zu vermitteln, 
eischwerte die politische Klärung ungemein. Ein hemmende Rolle spielte ferner der 
Umstand, daß auch die Minderheit nicht ganz frei von Empirismus war.“ 
Darüberhinaus wird darauf hingewiesen, daß sich die Opposition, die es in 
urganisierter Weise im übrigen erst seit Herbst 1949 gäbe, für die Verbreitung des 
Offenen Briefes des IS an die KPJ stark gemacht habe - was allerdings an der IKÖ- 
Mehrheit gescheitert sei. 


Nachdem man sich damit endgültig als verläßlicher Parteigänger der Pabloschen Linie 
aungewiesen hatte, wurde - im Bewußtsein, daß das IS nicht mit seinen Anhängern 
brechen werde - auf die Bedeutung des neuerlichen Briefes der Opposition an das IS 
vom 21. Jänner 1950 hingewiesen: „Er schließt die mit der Spaltung vom 5. 
November eröffnete Etappe unseres oppositionellen Kampfes ab und bildet den 
Ausgangspunkt zu einer selbständigen Aktivität der Opposition nach außen.“ Man 
nehme auf die Leitung der IKÖ keine Rücksicht mehr, sei aber zu Zusammenarbeit 
bereit. Zu diesem Handeln werde man gezwungen, weil man durch die Leitung nicht 
nis Opposition anerkannt werde. „Nach der Lage der Dinge ist nunmehr die 
selbständige Aktion der Opposition nach außen die einzige reale Möglichkeit für eine 
(urchgreifende Umbewaffnung, Umorientierung und Erneuerung der österreichischen 
irotzkistischen Bewegung.“ Die „bei uns seit je herrschende abstrakte Erziehung“? 
stelle das eigentliche Hindernis für die Durchsetzung der Linie des IS dar. Die 
entscheidende Ursache der Spaltung der IKÖ liege jedenfalls „nicht in der 
'Nervosität’, ‘Ungeduld’, “Unerfahrenheit’ oder ‘Unreife’ auf dieser oder jener oder 
auf beiden Seiten, sondern die Spaltung vom 5. November war letzten Endes eine 
zwangsläufige Folge des Sektierertums, bzw. seiner speziell österreichischen 
Variation!“ Mit dieser leichten Kritik am Brief des IS vom 1. Oktober sollte - in 
Kombination mit einer politischen Loyalitätserklärung - das IS zu einer noch 
eindeutiger Stellungsnahme zugunsten der Opposition bewegt werden. 
Dementsprechend der abschließende Appell: „Was den Eintritt in die SPÖ betrifft, so 
Ist es nach unserer Ansicht eine dringende Aufgabe der Internationale, uns diese 
"Tätigkeit unter ihrer direkten Disziplin zu gestatten.“ 


Im April 1950 fand schließlich in Paris das 8. Plenum des IEK statt. Nach 
vorausgegangenen Verhandlungen, an denen auch Drexler für die IKÖ und Modlik 
für die IKÖ (O) teilgenommen hatten'”, wurde folgende Resolution einstimmig 
angenommen: 


I Inwieweit damit nur die im österreichischen Trotzkismus tatsächlich vorhandenen, aus der 
l'rey-Tradition und der langjährigen konspirativen Existenz stammenden dogmatischen Züge 
als» Hindernisse für Pablos Entrismus sui generis betrachtet werden - oder auch das 
marxıstisch-trotzkistische politische Fundament der trotzkistischen Kader in Österreich - , sei 
der Interpretation durch die Leser überlassen. 

HI Drexler und Modlik waren generell die österreichischen Vertreter im IEK. Auch vor der 
Spaltung nahmen entweder beide oder - aus finanziellen Gründen - abwechselnd einer von 
thnen an den IEK-Sitzungen teil. Bei den Gesprächen im Vorfeld des 8. Plenums des IEK war 
Mandel - so die Erinnerung von Drexler - sehr überrascht, daß die unabhängig voneinander 
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„Zur Überwindung der Spaltung in der österreichischen Sektion beschließt das 
IEK wie folgt: 1) Die IKÖ bleiben die offizielle Sektion der IV. Internationale 
in Österreich. Diese ist allein berechtigt, in deren Namen und als deren Sektion 
zu handeln in diesem Lande. 2) Die Opposition wird zur an die IV. 
Internationale angeschlossene Gruppe erklärt bis zur definitiven Regelung der 
österreichischen Frage am nächsten Plenum oder spätestens am nächsten 
Weltkongreß. Sie hat das Recht, die Fraktionsarbeit in der SP nach ihren 
eigenen Auffassungen durchzuführen. 3) Das IEK beauftragt das IS, ein 
internes Bulletin herauszugeben, in welchem das IS, die IKÖ und die 
Opposition ihre Standpunkte der ganzen Internationale darlegen. Gleichzeitig 
verpflichten sich die IKÖ und die Opposition, die Diskussion über ihre 
Differenzen wiederaufzunehmen, am Beginne durch eine schriftliche 
Diskussion. 4) Nachdem eine gründliche Diskussion und die Überprüfung der 
Standpunkte durch die beiden Organisationen im Licht der eigenen Erfahrung 
stattgefunden hat, wird das 9. Plenum oder spätestens der nächste 
Weltkongreß eine endgültige Entscheidung in der österreichischen Frage 
treffen.“ 


Das IS fügte in einer Erklärung hinzu, daß diese Resolution keineswegs eine 
Anerkennung der Ausschlüsse bedeute. Drexler erklärte, daß er ohne Optimismus 
und nur, um eine ernsthaft vorbereitete Diskussion in der internationalen Führung zu 
ermöglichen, für die Resolution gestimmt habe. Auch würde dadurch die Opposition 
durch die IKÖ nicht anerkannt. Modlik erklärte, daß die Resolution zwar nur 
provisorisch sein könne, daß er aber für die Opposition einen Fortschritt darstelle. Er 
erlaube, daß sich durch die kommenden praktischen Erfahrungen der Standpunkt der 
Opposition vollständig bestätigen werde. Die Haltung Drexlers bezeichnete er als 
Fortschritt, da dieser den angeblich „beabsichtigten Bruch mit der IV. Internationale 
nicht vollzog“! - wohl ein weiterer Versuch, die Opposition beim IS als die 
geeignetere Vertretung der Internationale in Österreich anzupreisen. 


Der IEK-Beschluß stellte einen eindeutigen Erfolg für die Opposition dar - sie wird 
als Teil der Internationale anerkannt und berechtigt, nach ihren eigenen Vorstellungen 
zu intervenieren. Ausschlaggebend für die ungewöhliche Entscheidung, in einem 
Land zwei konkurrierende Gruppen der Internationale zuzulassen, war klarerweise 
die politische Nähe des IS zur Opposition. Die Opposition war nach dem IEK 
gestärkt, die IKÖ politisch isoliert und in die Defensive gedrängt. Die Leitung der 
Opposition kostete den Erfolg auch dementsprechend aus: Man habe 


„im Interesse der Internationale noch Geduld. Freilich nicht für unbeschränkte 
Zeit. Sollte auch die Sprache der Ereignisse und Tatsachen von der IKO- 


gemachten Auskünfte der Kontrahenten über die Mitglieder- und Kandidatenzahlen beider 
Gruppen so exakt übereinstimmten. Das war ihm noch nie zuvor vorgekommen, da bei solchen 
Gelegenheit oftmals etwas zu eigenen Gunsten gemogelt wurde. Bei Drexler und Modlik schlug 
hier wohl noch die Genauigkeit der Frey-Tradition durch. 
1 Beschluß des 8. Plenums des IEK zur österreichischen Frage, April 1950, in: 
Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Nr.8, August 1950 

ebd. 
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Leitung überhört werden, dann wird die Zeit für entscheidende Schritte 
gekommen sein. Wir sind eine internationale Partei und in ihr entscheidet nicht 
die mehr oder weniger zufällige Mehrheit in dieser oder jener nationalen 
Sektion, sondern jene Mehrheit, die sich im internationalen Maßstab 
ergibt.“ 
Mit der in Punkt 3) der IEK-Resolution beschlossenen Diskussion über die 
Differenzen dürften es vorerst beide Gruppen nicht besonders ernst genommen 
haben. Bis zum Weltkongreß im September 1951 war davon kaum etwas zu merken. 
Auch wenn es weiter zu Schlagabtauschen kam, setzten im wesentlichen beiden 
Uruppen darauf, vorerst einmal ihre Perspektiven - unabhängig von den anderen - in 
dio Tat umzusetzen. Die IKÖ (O) nahm sich diesbezüglich auch kein Blatt vor den 
Mund: „Die Zeit bis zur endgültigen Entscheidung der Internationale gibt jeder der 
beiden Gruppen Gelegenheit, die Richtigkeit ihrer Anschauungen in der Praxis 
nachzuweisen. (...) Der Worte sind genug gefallen, denken wir.“ 


3, Wiedervereinigung unter der Ägide der Internationale 


Vom Frühjahr 1950 bis zum Sommer 1951 konzentrierten sich die beiden Teile der 
österreichischen Sektion also auf die Umsetzung ihrer jeweiligen Perspektive. Die 
IKÖ setzte auf individuelle Propaganda und Rekrutierung in Betrieben und durch die 
liraktionsarbeit, auf Schulung der Kader und Stabilisierung der durch die Spaltung 
yoschwächten Organisation. Die IKÖ (O) - von der Mehrheit auch als Aktivisten 
bezeichnet - begann mit ihrem Entrismus in der SPÖ und gab weiter ihr 
Mitteilungsblatt heraus, das sich vor allem durch die Publikation verschiedener Texte 
Pablos - so wie Der Spartakist - mit verschiedenen internationalen Fragen (z.B. dem 
Koreakrieg) beschäftigte. Gestützt auf die Einschätzungen des IEK erwartete die 
Opposition eine Zuspitzung der internationalen Lage und der Klassenkämpfe in 
Österreich: 


„Gescheitert bei seinen vielfachen Versuchen, die der Imperialismus seit dem 
letzten Krieg gemacht hat, um den Verfall seines Weltsystems aufzuhalten und 
sein Gleichgewicht wieder herzustellen, bedroht von einer neuen Krise der 
Überproduktion, setzt er heute die beschleunigte militärische und politische 
Vorbereitung eines neuen Weltkrieges in Gang.“ 


In der Tendenz stimmten beide Teile der österreichischen Sektion dieser 
l!inschätzung zu - für die Opposition galt das aber in noch ausgeprägterer Weise, da 
nie wie das IS daraus ja auch ihre Perspektive ableitete. Durch den Koreakrieg fühlte 
sich die Opposition in ihrer Sichtweise weiter bestärkt. 


1" Vorbemerkung der Leitung der Opposition der IKÖ zum Beschluß des 8. Plenums des IEK, 
in. ebd. 

t obd. 

W Thesen über die internationalen Perspektiven und den Kurs der Bewegung der IV. 
Internationale, beschlossen vom 9. Plenum des IEK im Dezember 1950, in: Mitteilunsgblart 
iler Opposition der IKÖ, Nr.10, Februar 1951 
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Im Frühjahr 1951 gab es jedenfalls einen 
neuerlichen Kontakt zwischen der IKÖ- 
Leitung und dem IS, „wobei auch eine 
Aussprache zwischen den Genossen des 
IS, unseren Genossen und den Genossen 
unserer ehemaligen Opposition 
stattfand“'?°. Daß sich mittlerweile auch 
die Opposition von Soucek und 
Gludowatz getrennt hatte, wurde von 
der IKÖ als Bestätigung ihrer Haltung 
gegenüber den beiden aufgefaßt - 
außderdem wurde damit ein nicht 
unwesentliches Problem für eine 
Wiederannäherung reduziert. „Ferner 
wurden bei dieser Gelegenheit mit den 
Genossen der ehemaligen Opposition 
fallweise Aussprachen bezüglich einer 
gemeinsamen Linie in der Fraktionsarbeit in der S.P. vereinbart. 


Anfang Juli 1951 fand dann die 3. Konferenz der IKÖ statt. Aus dem Bericht der 
Leitung (Babnik, Drexler, Thomas) geht hervor, daß die IKÖ zu diesem Zeitpunkt 32 
Vollmitglieder, sieben Kandidaten und acht Sympathisierende organisierte’! und daß 
nach der Spaltung die Zellenleiterbesprechungen die Gebietsleitungen, die bisherige 
Verbindung zwischen Leitung und Zellen, ersetzt hatten. Die Leitungstätigkeit vor 
der Spaltung wird als insofern unfruchtbar bilanziert „als wir uns praktisch nur damit 
zu beschäftigen hatten, uns mit den Vorschlägen und Anträgen der Opposition 
auseinanderzusetzen, deren Inhalt darin bestand, von hintenherum der Organisation 
ihre politische Linie aufzuzwingen“'?. Als die Opposition gemerkt habe, daß sie auch 
damit nicht durchkomme, habe sie zunehmend zu Disziplinbrüchen gegriffen, was zur 
Spaltung geführt habe. Es müsse aber auch ausgespochen werden, daß nicht alle 
Genossen, die die Mehrheit unterstützten, das aus einem klaren Verständnis der 
falschen Linie der Opposition taten, sondern „aus einer gewissen Müdigkeit oder 
Bequemlichkeit heraus. Sie sahen in der Differenz nichts anderes, als bei der 
Opposition eine maximale und bei uns eine minimale Tätigkeit“'". Die von Drexler 
vorgestellte und einstimmig angenommene Resolution Die IKÖ und die 
„Opposition“ trat für die Fortsetzung der „Zusammenarbeit in technischen Fragen, in 
Fragen der Konspiration und in der Fraktionsarbeit“ ein, wobei sich die Opposition 
dabei strikter an die Abmachungen des 8. Plenums des IEK halten müsse, und fordert 
von der IKÖ (O) die offene Selbstkritik in der Frage des Ausschlusses von Soucek 


Franz Drexler um 1950 
«140 


= Bericht der Leitung der IKÖ an die 3. Konferenz der IKÖ, Juli 1951 
ebd. 
MI Die IKÖ (O) dürfte im Sommer vor dem 3. Weltkongreß etwa über 25 Vollmitglieder plus 
einige Kandidaten und Sympathisanten verfügt haben. 
= Bericht der Leitung der IKÖ an die 3. Konferenz der IKÖ, Juli 1951 
3 
ebd. 


und Gludowatz. Die Frage des Wiedereintritts der Opposition sei aber vor allem eine 
politische, weshalb es sich um einen Prozeß handle und die IKÖ die Einigungspraxis 
ilon IS ablehne - der Rat der Internationale sei zwar willkommen, man wolle sich aber 
vom IS nichts aufzwingen lassen. '** | 


I,nıt Leitungsbericht habe man in der Fraktionsarbeit wichtige Erfahrungen | 
pommmelt. Die Erfolge des Sozialist seien zufriedenstellend, jedenfalls sei er bei | 
Yoilen der fortschrittlichen SP-Arbeitern bekannt und nicht ohne Wirkung. Personelle | 
(lewinne aus der SPÖ waren aber ausgeblieben - wobei es der Opposition da nicht 
bosser ging. Die Betriebs- und Gewerkschafisarbeit der IKÖ wurde durch die 
sogenannte gewerkschaftliche Arbeitsgemeinschaft koordiniert, die sich vor allem mit 
aktuellen Tagesfragen und der Situation in den einzelnen Betrieben beschäftigte. Im 
Itühjahr 1950 war allerdings die IKÖ-Flugschrift Der revolutionäre Betriebsarbeiter, 
die seit dem Schuharbeiterstreik 1948'° herausgegeben worden war, eingestellt 
worden. Aufgrund der beschränkten personellen Kräfte und finanziellen Mittel 
konzentrierte man sich jetzt lieber auf den - ebenfalls illegalen - Sozialist. Nach einer | 
kurzen Einschätzung des Oktoberstreiks 1950'*° schließt die Leitung bilanzierend ab, 
{nl es als Erfolg zu werten sei, daß es gelungen sei, die Organisation über einen 
kritischen Punkt hinwegzubringen. | 
| 
j 


Als Lrgebnis der Vorbereitungsdiskussion zum 3. Weltkongreß der 4. Internationale 
wird eine Resolution zu den Thesen über die internationalen Perspektiven und den 
Kurs der Bewegung der 4. Internationale beschlossen - ebenso einstimmig wie 
eindeutig: Die darin vorgegebene Linie des Totaleintritts sein nicht nur zu allgemein, 
sondern auch opportunistisch, weil sie die Preisgabe der unabhängigen Organisation 
und des Programms bedeute. Das würde zwar nicht offen ausgesprochen, die 
Y'otaleintritte in England, Indien und Belgien würden es aber beweisen. Die Arbeit in 
upportunistischen Parteien und in den Gewerkschaften sei notwendig. Die Sektionen 
müßten diese Arbeit aber „mit der Notwenigkeit der Auslese und Schulung eigener | 
Kuder verbinden und sie dieser unterordnen. (...) Ungeduld wird hier ebenso schaden | 
wie borniertes Sektierertum, das mit einer von Stalinisten oder Reformisten geführten | 
Iowegung überhaupt nichts zu tun haben will.“'*”. In den Ländern des Glacis sei || 
bozüglich der Stalinparteien größte Vorsicht geboten, da die Trotzkisten mit der | 
physischen Ausrottung bedroht seien. In den asiatischen Ländern bestehe aufgrund 
idor Linie der Thesen die Gefahr, daß die Sektionen lediglich zu Linksoppositionen 
dor stalinistischen Parteien würden, daß jene Politik fortgesetzt würde, die die 4. | 
Internationale zeitweilige zu einem politischen Anhängsel des Titoismus gemacht 


W yiche Resolution: Die IKÖ und die „Opposition“, beschlossen auf der 3. Konferenz. der 
IKÖ, Juli 1951, in: Interne Mitteilungen, Nr.31, Juli 1951 

M Miche unten 

t0 (che unten 

W Resolutionzu den Thesen über die internationalen Perspektiven und den Kurs der 
Newesung der IV. Internationale, beschlossen auf der 3. Konferenz. der IKÖ, in: Interne 
Mitteilungen, Nr.31, Juli 1951 
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habe. Ingesamt hat also die IKÖ ihre politischen Positionen gegenüber der Linie der 
Opposition und des IS weiter behauptet.” 


Die IKÖ (O) war damit klarerweise wenig zufrieden. In ihrem Beitrag Vorwärts zur 
Schlussbilanz! wirft sie der IKÖ vor, für die internationale Diskussion erneut die 
Notwendige Zwischenbilanz vom Jänner 1950 vorgelegt zu haben und „die 
Erfahrungen von mindestens fünfzehn Monaten entristischer Arbeit einfach zu 
ignorieren“!*”. Anschließend wird erneut die dringende Notwendigkeit des Entrismus 
hervorgehoben, denn „die objektiven Bedingungen zehren am Mark des 
Reformismus“'”. Die IKÖ würde die gewaltigen Fortschritte der kolonialen 
Revolution vergessen, „jenen Hauptfaktor, der heute die Basis des Imperialismus 
entscheidend untergräbt“, sie sehe „Europa grau in grau“ und zeige damit zur 
Genüge, „daß sie den wahrhaft revolutionären Charakter unserer Epoche nicht zu 
erfassen imstande“ sei. Der revolutionäre Optimismus der Opposition sei 


„die Wiederspiegelung einer sozialen Wirklichkeit, die überreichlich mit 
Explosivstoffen geladen ist. (...) Der dritte Weltkrieg, sollte er nicht durch 
revolutionäre Erschütterungen verhindert werden, wird die Doppelnatur von 
Krieg und Revolution zeigen, noch viel entschiedener, als dies das Ende der 
beiden früheren Weltkriege zeigte. Was damals am Ende stand, die 
revolutionäre Massenbewegung, wird beim kommenden Krieg am Beginn 
stehen. (siehe M Pablo: ‘Wohin gehen wir?’, wo das sehr gut gesagt wird.) 
Darauf bereiten wir uns vor, das ist unsere Prognose. Sie hat mit dem sich als 
Nüchternheit ausgebenden Skeptizismus der IKÖ nichts gemein!“'?' 


Da Vertreter der IKÖ-Mehrheit - möglicherweise als Versuch, die Konfrontation mit 
dem IS vor dem Kongreß nicht völlig zu eskalieren - neuestens gemeint hätten, daß 
zwischen Fraktionsarbeit und Entrismus in der Praxis kaum ein Unterschied bestehe 
und die Opposition ja in Wirklichkeit auch Fraktionsarbeit betreibe, wird der 
Unterschied aus der Sicht der Opposition erneut zusammengefaßt: 


„Die “Fraktionsarbeit’ der IKÖ ist natürlich in Wahrheit nur Anhängsel der 
individuellen Propaganda, die für sie das Um und Auf ist. (...) Für die 
entristische Taktik ist die Gewinnung von einzelnen Arbeitern, ihre Aufnahme 
in die revolutionäre Organisation Nebenprodukt der Tätigkeit, die sich auf die 
Schaffung eines ernsten linken Flügels in der opportunistischen Partei 
konzentriert.“'?? 


Am 3. Weltkongreß der 4. Internationale im September 1951 wurde schließlich die 
von der Österreich-Kommission vorgeschlagene Resolution zur österreichischen 


148€ Am Ende der Konferenz wurde eine fünfköpfige Leitung gewählt, der neben Drexler, 
Thomas und Heger (i-Name) auch Friedrich (i-Name von Franz Pokorny) und erstmals Ottinger 
(i-Name des Gerngross-Verkäufers Otto Skritek, Bruder eines SPÖ-Nationalratsabgeordneten, 
von 1945 bis zum Ende der IKÖ 1963 dabei) angehörte. 
18 Vorwärts zur Schlussbilanz - Antwort auf die „Notwendige Zwischenbilanz“ der IKÖ, Die 
Leitung der IKÖ (O), Juni 1951, in: Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Juli 1951 

ebd. 


Frage beschlossen. Sie verzichtet auf eine massive Hervorhebung der erwarteten 
revolutionären Zuspitzung ebenso wie auf die Begriffe Entrismus oder Totaleintritt, 
wimmt aber in sämtlichen inhaltlichen Punkten mit den Positionen der IKÖ (O) 
überein - ja es wird sogar betont, nicht offen mit dem revolutionären Programm 
aufzutreten. Da dieser Resolution für die Zukunft der IKÖ entscheidende Bedeutung 
sukommen sollte, sei sie hier im vollen Wortlaut wiedergegeben: 


„l. Beide Gruppen sind der Ansicht, daß sich jede Verschärfung der 
Klassenkämpfe in Österreich vor allem in der Verschärfung der inneren 
Gegensätze der SPÖ ausdrückt, weil diese auf Grund ihrer historischen 
Entwicklung und infolge der Erfahrungen der österreichischen Arbeiter mit 


der Stalinpartei die große Mehrheit des Proletariats. 


2. Aus diesem Grund wird von beiden Organisationsteilen anerkannt, daß sich 
ihre Kraft auf die SP-Arbeiter zu konzentrieren hat. Das bedeutet Arbeit in 
den SP-Sektionen, in der SJ sowie in der SP-Betriebsarbeiterschaft. 


3, Die Arbeit in der SP ist so zu führen, daß sie die Schaffung einer breiten 
linken Strömung innerhalb der Partei mit dem Ziel der Herausbildung eines 
linken Flügels fördert und unterstützt. Dieser linke Flügel soll die Erfahrungen 
und den Kampfeswillen breiterer Schichten der Arbeiterklasse ausdrücken und 
wird nur einen ersten Schritt in Richtung zum revolutionären Programm tun 
können. Den Aufgaben, die sich aus dieser Orientierung ergeben, sind alle 
anderen (die individuelle Rekrutierung für die eigene Organisation 
beispielsweise) unterzuordnen. Im Verlaufe der Bildung und Entwicklung 
diese linken Flügels wird sich ein reales Arbeitsfeld auch für das Wachstum 
der eigenen Organisation ergeben. 


4. Die erfolgreiche Verwirklichung der dargelegten Orientierung erfordert, 
daß die Mehrzahl der Mitglieder beider Teile der Organisation Mitglieder der 
SP oder der SJ werden und sich aktiv an der Arbeit dieser Organisation 
beteiligen. Ausnahmen sind bei Genossen möglich, bei denen persönliche 
Gründe oder die Notwendigkeiten für das Funktionieren der eigenen 
Organisation der Arbeit in der SP entgegenstehen. Die Arbeit unserer 
Mitglieder in der SP wird unter der festen Anleitung der Führungen der beiden 
Teile der Organisation erfolgen. 


5. Die Aktivität unserer Mitglieder in der SP wird folgenden Richtlinien 
folgen: a) Kein Auftreten als Trotzkisten mit unserem vollen Programm. b) | 
Keine programmatischen und prinzipiellen Fragen in den Vordergrund stellen. | 
c) Am jeweiligen Bewußtseinsniveau der Arbeiter in den verschiedenen i 
Aktivitätsbereichen anknüpfen und die Gefahr der Isolierung durch zu weites | 
Vorpreschen vermeiden. d) Vorantreiben der Differenzierung in der Partei mit 
Hilfe der zentralen Tagesfragen, für die eine breitere Schicht von Arbeitern zu 
kämpfen bereit ist (Löhne und Preise, Mieten, Koalitionspolitik etc.). e) 
Vorantreiben und Ermutigen von linksorientierten SPlern, die von uns 
beeinflußt ein breiteres Umfeld bilden können. Die allgemeine Linie dieses 
Auftretens muß dahin zielen, die in der Partei und Jugend entstehenden linken 


Gruppierungen mit den fortgeschrittensten Schichten der SP- 
Betriebsarbeiterschaft zu verbinden. 


6. Für die Arbeit in der SP zur Herausbildung und Festigung einer linken 
Strömung ist ein Fraktionsorgan, das die in Punkt 5. definierte Linie 
ausdrückt, eine wichtige Stütze. Das Organ y!5 der IKÖ, das auf dieser Linie 
ausgerichtet ist, soll so lange beibehalten werden, bis aus den Bemühungen 
linksorientierter SPler, die wir in dieser Hinsicht zu unterstützen haben, ein 
breiteres Organ der Linken entsteht. 


7. Die hier festgelegt Orientierung setzt voraus, daß die beiden 
Organisationsteile, weit davon entfernt sich aufzulösen, unter den 
Bedingungen doppelter Illegalität, so fest wie zuvor organisiert bleiben, mit 
ihrer eigenen Führung, ihren eigenen Zellen und Schulungstätigkeit und einer 
regen Anteilnahme am politischen Leben der Internationale. Die IKÖ geben 
ein eigenes Organ heraus, dessen Vertrieb auf die Mitglieder und 
Sympathisierden beschränkt ist und das deshalb kein Hindernis für die 
Haupttätigkeit in der SP darstellt. 


8. Diese Resolution drückt den Beschluß des Weltkongresses bezüglich der 
Orientierung der Arbeit beider Teile unserer österreichischen Sektion aus und 
wird von beiden Teilen als sofortige Basis ihrer Arbeit anerkannt. Es wird ein 
paritätisches Komitee aus vier Mitgliedern gebildet, das 14tägig 
zusammentritt, die Richtlinien dieser Resolution verwirklicht, die sich daraus 
ergebenden praktischen Schritte koordiniert und in wachsendem Ausmaß die 
Linie des Y bestimmt. Auf Grundlage der praktischen Erfahrungen dieses 
Komitees wird die Frage der Wiedervereinigung der beiden Teile der 
Organisation auf die Tagesordnung gestellt werden.“ °* 


Mit dieser Resolution des 3. Weltkongreß wurde die Linie des IS und der IKÖ (O) 
für Österreich für verbindlich erklärt. Die IKÖ-Mehrheit wurde damit vor die 
Alternative gestellt, sich entweder dem internationalen Beschluß unterzuordnen oder 
den Bruch mit der Internationale zu vollziehen. Da - wie Drexler heute offen 
einräumt - nicht nur „Modlik an Pablos Mund gehangen“, sondern die ganze IKÖ 
vom IS politisch abhängig gewesen sei'”, traute man sich letzteres nicht zu. Für eine 
Aufnahme eines Kampfes gegen das IS in der Internationale und damit eine weitere 
Zuspitzung der Konfrontation, die wohl letztlich in einer eigenständigen politischen 
Existenz hätte münden müssen, fühlte man sich politisch zu schwach - zumal man mit 
seiner Kritik am IS um Pablo in der Internationale völlig isoliert war und deshalb mit 
großer Sicherheit in nationaler Isolation gelandet wäre - noch dazu unter 
Bedingungen der Illegalität. In der Folge akzeptierte die IKÖ-Mehrheit die 


19 Damit gemeint ist Der Sozialist. 

I4 Resoksion zur österreichischen Frage, beschlossen vom 3. Weltkongreß der 4. 
Internationale, September -4951; Die hier vorliegende Fassung orientiert sich weitgehend an 
einer deutschen, vermutlich von IKÖ oder IKÖ (O) übersetzten Fassung, bei offensichtlichen 
grammatikalischen Fehlern oder Übersetzungsungenauigkeiten wurde auf das Original 
zurückgegriffen und entsprechend korrigiert. 

155 siche Gespräch mit Franz Drexler in der nächsten Nummer vom Marxismus; 


78 


Kerolution des Weltkongresses und versuchte, mit der Opposition zu einer Einigung 
mu kommen, die einem erlaubte, das Gesicht zu wahren. 


Im ersten Jahr nach dem Weltkongreß dürfte das Klima zwischen den beiden 
Gruppen allerdings weiter eher frostig geblieben sein. Man kooperierte - wohl oder 
(lol - und ließ etwas Gras über die Sache wachsen, das Kontaktkomitee dürfte aber 
nicht zur Zufriedenheit der Internationale funktioniert haben. Erst mit einem 
firgtnzungsprotokoll/Zusatzresolution vom August 1952 unter Beteiligung der 
Internationalen Führung, worin unter anderem die IKÖ den Vorwurf des 
l.lquidatorentums an die Opposition zurücknimmt, änderte sich die Situation, und die 
Zusammenarbeit wurde verbessert. 


Im April 1953 richtete die Leitung der IKÖ dann einen Brief An die Leitung und an 
tlio Konferenz der IKÖ (Opposition), in der gefordert wird, alles zu unternehmen, 
„im die Hindernisse, die einer Überwindung der Spaltung im Wege stehen, beiseite 
fu ritumen“!°°. In der Frage des Ausschlusses von Soucek und Gludowatz wurde die 
Opposition erneut zu einer „offenen Korrektur“ aufgefordert, gleichzeitig aber 
angemerkt, daß die IKÖ daraus „keine Frage sine qua non“ mache. Es wurde dann 
betont, daß die IKÖ auf dem Boden des Ergänzungsprotokolls von 1952 stünden und 
(deshalb die entsprechenden Punkte aus der Notwendigen Zwischenbilanz nicht mehr 
aulvecht seien: 


Dio IKÖ hätte sich davon überzeugen können, daß die „Eintrittstaktik“ der 
Intornationale nicht zur Aufgabe der revolutionären Organisation geführt hätte. Die 
Norge von 1949 sei aber berechtigt gewesen, da „die damals führenden Leute der 
Opposition“, Soucek und Gludowatz, tatsächlich eine prinzipienlose Umwandlung in 
eine „geistige Interessengemeinschaft“ vorgehabt hätten. Nachdem auf diese Weise 
dlo beiden inzwischen aus der IKÖ (O) Ausgeschlossenen zum Hauptproblem der 
Npnltung stilisiert wurden, schlägt die Leitung der IKÖ - um „Klarheit in dieser Frage 
au schaffen“ - vor, „die Arbeit in der SP nicht *Eintrittstaktik’, sondern 
"raktionsarbeit in der SP’ oder kurz ‘SP-Arbeit’ zu nennen“. Aber auch das solle 
kelno Frage sine qua non sein, denn es komme „nicht auf den Namen, sondern auf 
den Inhalt an. Und über den Inhalt dieser Arbeit, dieser Taktik sind wir uns, wie die 
Brikhrungen der letzten Zeit beweisen, im Wesentlichen einig.“ 


Die lirfahrungen im Kontaktkomitee seien - seit Sommer 1952 - weitgehend positiv. 
Anyosichts dessen, daß die darin aufgetretenen Differenzen nicht größer seien als in 
jødor Organisation mit innerer Demokratie, sei es ein Problem, daß es dort keine 
Mehrheitsbeschlüsse gebe und das Komitee deshalb praktisch beschlußunfähig sei. 
Die Dilferenzen im Komitee seien so gering, „daß sie allein keineswegs die 
Auftochterhaltung der Spaltung auf die Dauer rechtfertigen“. Der Zusammenschluß 
ilar beiden Organisationen müsse gut vorbereitet werden und sich auf ein Dokument 
her die praktischen Aufgaben der österreichischen Sektion stützen, das vom 
Kuntuktkomitee ausgearbeitet werden solle. Dabei müsse der Blick auf die 
(lagonwart und die Zukunft gerichtet werden. Schließlich wird um die Teilnahme 


IM An die Leitung und an die Konferenz der IKÖ (Opposition), die Leitung der IKÖ am 
[Ad 1983 


eines Vertreters der IKÖ-Mehrheit auf der Konferenz der Opposition angesucht.'® 
Die zentrale Argumentationslinie dieses Briefes - Einigkeit in der Praxis - sollte fü 
die IKÖ-Mehrheit zur wichtigsten Rechtfertigung der Wiederannäherung werden. 


Die Opposition, in einer Position der Stärke, wollte es anfänglich so einfach nicht 
geben. Zwar wurde ein Vertreter der Mehrheit auf der Konferenz zugelassen, dort 
allerdings eine Resolution beschlossen, die auf der Bestätigung der eigenen Linie in 
expliziter Weise beharrt: 


„Seitdem die IKÖ (Mehrheit) ernsthaft den entristischen Weg zur Schaffung 
der revolutionären Klassenpartei in Österreich betreten hat, ist die 
Wiederherstellung der Einheit der Sektion noch dringender geworden. Die 
IKÖ (O) sieht die seitens der IKÖ (M) seinerzeit erschienenen Schriften zur 
Frage des Entrismus usw. (...) für hinfällig an, da sie aus einer nunmehr 
überwundenen Periode herrühren. Die Wiederherstellung der Einheit (...) wird 
von seiten der IKÖ (O) von keinerlei Bedingungen abhängig gemacht. Ihr Ziel 
muß die größtmögliche Einheit und Geschlossenheit der Sektion auf der vom 
3. Weltkongreß beschlossenen politischen und taktischen Linie sein.“'°® 


Nach diesen Seitenhieben gegen die IKÖ-Mehrheit, die wohl - unter anderem der 
Mitgliedschaft der Opposition - beweisen sollten, wer den Ton angibt, ist der 
Begleitbrief zum Resolutionentwurf'”” freundlicher gehalten: Der Auschluß von 
Soucek und Gludowatz mag richtig gewesen sein, der Ausschluß der Opposition 
wäre aber dadurch nicht gerechtfertigt gewesen. Die Opposition werde deshalb keine 
„offene Korrektur“ vornehmen, sondern es bei der praktischen (Ausschluß von 
Soucek und Gludowatz) belassen. Vor allem dürfe es aber bei verschiedenen 
Ansichten über die Vorgangsweise gegenüber Disziplinbrüchen nicht zu Spaltungen 
kommen. Man sei bereit, für die gemeinsame Arbeit den Ausdruck SP-Arbeit zu 
gebrauchen, was aber nicht bedeute, daß man diese Linie nicht als entristisch ansehe. 
Man stimme zu, daß der Blick nach vorne gerichtet werden müsse, weshalb der 
„enge, inquisitorische Geist, der eine dumpfe Atmosphäre und eine Disziplin auf 
Krücken schafft’? keinen Platz mehr haben dürfe. 


im nächsten Jahr wurde die Zusammenarbeit weiter intensiviert und vom 
Kontaktkomitee Resolutionsentwürfe für die Einigung erarbeitet. Nach einem 
vorübergehenden Konflikt um eine von Modlik vorgeschlagene Aktion im April 1954 
fand schließlich am 27. Mai die 4. Konferenz der IKÖ statt, an der neben acht 


157 sämtliche obigen Zitate und Ausführungen: ebd. 
138 Resolution der 2. Konferenz der IKÖ (Opposition) zur Frage der Wiederherstellung der | 
Einheit der österreichischen Sektion der IV. Internationale, beschlossen auf der Konferenz 
der IKÖ (O), Anfang Mai 1953, in: Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Nr.24, Juni 
1953. 

19 An die Leitung der IKÖ (Mehrheit), Hammer und Lerse i.A. der Leitung der IKÖ (O), 24. 
April 1953; Im Resolutionsentwurf der IKÖ (O) waren übrigens einige weitere Seitenhiebe 
egen die Mehrheit enthalten, die sich in der angenommenen Fassung nicht mehr finden. 
& ebd.; Dieser Satz, der von der IKÖ-Mehrheit klarerweise als Attacke begriffen wurde, wurde 
von der Opposition bereits einige Tage später zurückgenommen. 
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Nelngierten auch Lerse und Hammer’! für die IKÖ (O) teilnahmen: Der von Thomas 
einyolcitete Bericht der Leitung’? hielt fest, daß die IKÖ in fünf Zellen organisiert 
wai, die sich mit Betriebsarbeit, Fraktionstätigkeit und der Diskussion von 
Irermntionalen Dokumenten beschäftigten. Sie hatte 26 Mitglieder und acht 
Nyınpathisierende, von den Mitgliedern waren neun als Arbeiter in größeren 
Betrieben und neun als Angestellte in Betrieben tätig. Fünf Mitglieder waren 
Betllobsräte. Die Ursachen für die zahlenmäßigen Verluste seien vor allem den 
ühjoktiven Bedingungen geschuldet: Unmöglichkeit, offen aufzutreten (wegen 
Benntzungsrecht und SP-Arbeit), und keine Perspektive für linke SPler in der kleinen 
Ileyulen IKÖ. Modlik, dessen IKÖ (O) ebenfalls von einige Verlusten betroffen war, 
futo hinzu: „Man kann die Frage des Wachstums der Organisation nicht nur vom 
vnhlonınäßigen Standpunkt sehen. Ein Teil der Genossen ist dem Einfluß der SP 
wrlogen, wenn wir aber 2/3 behalten haben, ist das ein politischer Fortschritt. “$ 


În dor SP-Arbeit, dem „wichtigsten Arbeitsgebiet“, wären in der „1. Etappe, das ist 
dio liingliederung und Verwurzelung unserer Genossen in der SP unzweifelhaft 
Fortschritte erzielt“ worden, obwohl einige Genossen aufgrund von persönlichen 
Giründen oder wegen der Skepsis der Sozialdemokratie noch nicht in der SP tätig 
tolen. Gegenwärtig seien jedenfalls „von unseren Genossen 20 in der SP organisiert, 
davon leisten 12 praktische F-Arbeit. 5 sind parteilos, 1 KP. Auf Bezirkskonferenzen 
an 6 unserer Genossen ständig delegiert“ (darunter Drexler und Thomas). 


„Wir üben in diesen Arbeitsbereichen einen ständigen politischen Einfluß auf 
das Milieu dieser Organisation aus. Wenn es uns bisher nicht gelungen ist, in 
der 2. Etappe unserer SP-Arbeit, der Mitarbeit an der Herausbildung eines 
linken Flügels, wesentliche Erfolge zu erzielen, so liegt das an den allgemeinen 
Bedingungen auf diesem Gebiet. Die politischen Auswirkungen der relativen 
Stabilisierung des Kapitalismus auf die Massen, die ‘Erfolge’ der rechten SP- 
l’ührung bei den letzten Wahlen, das Fehlen eines sichtbaren linken Flügels in 
der SP und die Passivität der Massen. Diese Bedingungen werden sich aber in 
der kommenden Etappe zu unseren Gunsten ändern.“ 


Nach einer recht realistischen Lageeinschätzung wird also auch von der IKÖ- 
Mehrheit wieder die obligate Perspektive der sich zuspitzenden 
Kinnsonkampfsituation, die vom IS vorgegeben wurde, angehängt - und das, obwohl 
WeNürz. 1953 Der Sozialist, der seit März 1948 44 mal erschienen war, aufgrund der 
„AMiektiven Bedingungen in der SP“ eingestellt werden mußte: 


„Als nicht gezeichnetes Organ konnte er auf Dauer ohne das wirkliche 
Entstehen einer ernsten Linken in der SP nicht zum Sammelpunkt dieser 
Linken in der SP werden. Wir selbst konnten uns in unserer praktischen SP- 
Arbeit auf div Dauer nicht auf die im S. gebrachten Argumente offen berufen, 
wenn wir nicht frühzeitig entdeckt werden wollten.“ 


IM «Name von Josef „Pepperl“ Hofer, Schutzbündler aus Wien-Margareten, der nach 1934 
im Kampfbund kam; nach 1945 einer der wichtigsten Unterstützer von Modlik gegen die 
(-Molheit 
Protokoll der 4. Konferenz der IKÖ am 27.5.1954, Beilage: Bericht der Leitung 
Protokoll der 4. Konferenz der IKÖ am 27.5.1954 
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Daß die SP-Intervention ab Frühjahr 1953 ohne systematische schriftlic 
Unterstützung auskommen mußte, wurde so legitimiert: „Das beste Mittel und d 
beste Waffe unserer kleinen Organisation auf propagandistischem Gebiet sind 
gegenwärtig die Kaderelemente (...).“ 


Positiv bilanziert wird der Kontakt mit der internationalen Führung, besonders di 

gemeinsam mit Opposition und IS organisierte Kaderschulung im August 1952 į 

Tirol, an der sieben Genossen der IKÖ teilnahmen und erstmals die Möglichkeit} 
erhielten, direkten Kontakt mit Genossen anderer Länder aufzunehmen. Im Rahmen 
des Leitungsberichts gab schließlich Drexler einen Bericht über die Krise de 

Internationale, die mit der Abspaltung des /nternationalen Komitees (IK) enstanden! 
war. Beide Teile der österreichischen Sektion standen hier geschlossen auf der Seite 
des IS. Für die Opposition war das nicht weiter verwunderlich, Modlik war seit 
Jahren das Sprachrohr des IS und im besonderen Pablos in Österreich. Bereits im 
September 1952 hatte das Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ eine 
umfangreiche Solidarisierung mit dem IS und der Minderheit der französischen 
Sektion um Pierre Frank gegen die ausgeschlossene Mehrheit der PCI veröffentlicht. 
Im Jänner 1954 folgte schließlich die Veröffentlichung der IEK-Resolution'°* zur 
Spaltung vom Dezember 1953, die von Modlik und Drexler im IEK unterstützt 
worden war, und einer entsprechenden Erklärung’ der Opposition, in der das IK 
scharf verurteilt wird. 


Aber auch die IKÖ-Mehrheit solidarisierte sich mit dem IS: Im März 1954 wurde das 
23-seitige IEK-Dokument Zur Verteidigung der IV. Internationale‘ veröffentlicht, 
das ebenfalls auch von Modlik und Drexler mitbeschlossen worden war und eine 
ausführliche Abrechung mit dem IK beinhaltete, Auf ihrer 4. Konferenz beschloß die 
IKÖ dann - in Übereinstimmung mit der Konferenz der Opposition und auf Initiative 
Modliks - erneut eine Loyalitätserklärung mit dem IS. Was waren die Gründe für 
diese Haltung der IKÖ? Warf nicht das IK dem IS vor, vor dem Stalinismus zu 
kapitulieren? Gab es da nicht Berührungspunkte mit der IKÖ-Mehrheit? Die jetzigen 
IK-Gruppen hatten jahrelang den Kurs des IS unkritisch unterstützt - auch und 
gerade in der Zeit von 1948 bis 1951, in der die IKÖ-Mehrheit eine oppositionelle 
Haltung zur internationalen Linie einnahm.'*” Ab 1951 hatte sich die IKÖ-Mehrheit 


164 Resolution des 14. Plenums des IEK: Über die Ursachen und die Lehren der Krise der 
Internationale, Dezember 1953, in: Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Nr.25, Jänner 
1994 

165 Erklärung der Leitung der IKÖ (O) zur Lage der Internationale, 8. Jänner 1954, in: ebd. | 
166 Zur Verteidigung der IV. Internationale - Antwort des Exekutiv-Komitees der IV. 
Internationale auf den Brief des National-Komitees der SWP an die Trotzkisten der ganzen 
Welt, einstimmig angenommen durch das 14. Plenum des IEK im Dezember 1953, in: Der 
Spartakist, Nr.80, März 1954 

1% Drexler kann sich daran erinnern, daß er im Vorfeld einer IEK-Sitzung in Paris von Pablo an 
Healy verwiesen wurde, der der Experte für den Entrismus sui generis sei und von dem sich 
Drexler entsprechend einweisen lassen hätte sollen. Bei dem daraus resultierenden Treffen fand 
der vergleichsweise armselige Nachkriegsösterreicher den auffallend exquisit gekleideten Healy 
nicht nur äußerst arrogant, Drexler war außerdem der Ansicht, daß Healy in Großbritannien 
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eninchieden, in der Internationale zu bleiben, und ihre Perspektive in der 
Wisdervereinigung mit der IKÖ (O) gesucht. Zu einer Aufgabe der 
Kiniyungsbemühungen und zu einem neuen Beginn einer Konfronation mit dem IS 
Wat man offensichtlich nicht bereit - zumal das IK aufgrund seiner früheren 
Unterstützung für die Linie Pablos, seiner weichen Haltung gegenüber der 
Nurinldemokratie und seiner ebenso katastrophistischen Weltlageeinschätzung auch 
keine glaubwürdige Alternative darstellte. 


Aullerdem wurde auf der 4. Konferenz der IKÖ natürlich auf die Einigung 
einyogangen: Drexler und Modlik stimmen darin überein, daß die Vereinigung der 
beiden Gruppen notwendig und ein wichtiger Fortschritt sei. Es wurden aufgrund von 
Vorschlägen des Kontaktkomitees von den Konferenzen von IKÖ und IKÖ (O) 
Isichlautende Resolutionen zur internationalen und österreichischen Lage 
wachlossen, das Datum des Zusammenschlusses wurde auf den 29. Juni 1954 
feniyelegt, auf beiden Konferenzen wurde eine gemeinsame Leitung aus Babnik, 
Droxler, Dworak, Hofer, Modlik und Thomas gewählt. Die Konferenz der IKÖ- 
Mehrheit wurde in der Hoffung beendet, daß die Einigung zu „einem Aufstieg des 
Yrotzkismus in Österreich“ führen werde. „Die neugewählte Leitung der IKÖ fordert 
allo Mitglieder und Sympathisierenden der geeinten IKÖ auf, an die Verwirklichung 
dør auf den Konferenzen beschlossenen Aufgaben zu schreiten. Die Einigung möge 
ein Ansporn zu erhöhter Aktivität sei.“'°* 


Ab Sommer 1954 war die IKÖ und damit die damalige Hauptströmung des 
(iwtorreichischen Trotzkismus wieder vereint - und zwar auf der politischen 
Grundlage des IS. Es ist Drexler wohl zuzustimmen, wenn er rückblickend sagt, daß 
dle IKÖ in den 50er Jahren, genaugenommen ab 1951, von Pablo geführt wurde. Die 
Hollhungen auf einen Aufschwung der IKÖ nach der Wiedervereinigung sollten sich 
niohi erfüllen - aus einer Reihe von Gründen. Doch dazu in einem späteren Kapitel. 


4, Die Einschätzung der Sozialdemokratie durch die IKÖ 


Ausgchend von Pablos Konzept des Æmrismus sui generis stellte die Art der 
Intervention in die Sozialdemokratie also einen zentralen IKÖ-internen Streitpunkt 
dar Wie aber schätzte nun die österreichische Sektion der 4. Internationale die 
Antwicklungen (innerhalb) der hiesigen Sozialdemokratie ein? 

Im Februar 1947 beschäftigte sich die IKÖ in einem Artikel'“®” mit dem Parteitag der 
NÖ), von dem sich große Teile der Arbeiterschaft Schritte in Richtung Verbeserung 
ihrer lage erwartet hätten. Während ein Teil der Unzufriedenen apathisch würde, 
wio der aktivere Teil der Arbeiterklasse kampfgewillt. Das hätte sich unter anderem 
In Nosolutionen einzelner Bezirksorganisationen ausgedrückt: 


einnchte Erfahrungen schematisch auf andere Länder übertrage. Insgesamt behielt Drexler den 
aphvien IK-Führer also nicht in bester Erinnerung. 

l'utigung der österreichischen Sektion der IV. Internationale, Die Leitung der IKÖ, in: Der 
Ayntukınt, Nr.82, Juni 1954 

Zum Parteitag der SPÖ, Spartakist Nr.16, Februar 1947 
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„Dabei müssen wir uns vor Augen halten, wie schwer es selbst: i 
Bezirksmaßstab ist, gegen den mit allen Salben geschmierten bürokratische 
Apparat, der mit sämtlichen ihm zur Verfügung stehenden Kniffen und Tricki 
arbeitet, eine solche Resolution durchzubringen. Von diesem Gesichtpunkt 
betrachtet, erscheinen die Anträge zum Parteitag, die unmittelbar aus de 
Kreisen der Arbeiterschaft kamen, doppelt wertvoll.“ 


Und auch in den führenden Kreisen der Partei könnten einige Stimmen als Reflex der 
Stimmung in den Massen gewertet werden: so zum Beispiel ein Artikel von Franz 
Krones, der anerkennt, „daß der Staat die spezifische Organisation der herrschenden 
Klasse ist“'”®, so zum Beispiel ein Artikel Erwin Scharfs in der Zukunft'”, der richtig 
festgestellt hätte, „daß sich der Kapitalismus immer mehr konsolidiert, daß sich die! 
Machtverhältnisse in erschreckendem Maße zugunsten der Bourgeoisie verschiebe: 
daß diese Tatsachen eine konsequente, sozialistische Klassenpolitik verlangen.“ Aud 
wenn sich die meisten kritischen Anträge auf dem Parteitag auf taktische Frage 
beschränkt hätten und im Rahmen der Partei beschränkt blieben, müßten sie doch als 
wichtige Symptome gewertet werden 


Da der weitaus größte Teil der Delegierten des Parteitages aus Mandataren der 
Partei, die sich in einer finanziellen Abhängigkeit befänden, bestanden hätte, wäre es 
freilich kein Zufall, daß der Tenor der Ausführungen die rechte Parteiführung um 
Schärf und Helmer unterstützt hätte: 


„Beteiligung an der Regierung, Koalitionspolitik ist das Gebot der Stunde. Die 
mit Beifall aufgenommene Forderung: ‘Wir lassen und nicht mehr 
ausspannen“, ist symptomatisch. Die konstruktive Kritik ging in die Richtung 
der Gewinnung von mehr Einfluß im Staat als dem Weg zum demokratischen‘ 
Sozialismus. (...) 


Die dominierende Rolle spielten die Rechten, die einen geschlossenen Block 
bildeten und organisiert auftraten. Die ‘Linken’ traten unorganisiert auf, 
beherrschten die Technik des Parteitages nicht und wurden darum von den 
rechten Routiniers überspielt. Wie verhielten sie sich politisch? Es war der 
Auswirkung nach eine glatte Kapitulation. Vergessen waren Reden und 
Artikel über die Notwendigkeit einer proletarischen Klassenpolitik wie über 
die klassenmäßige Struktur des Staatsapparates! Schüchtern wagten sie den 
Versuch, einige Phrasen darüber zu verlieren, um dann bei der Abstimmung 
sang- und klanglos unterzugehen und gehorsam für die vorgelegten 
Resolutionen zu stimmen: Die wichtigsten Beschlüsse wurden einstimmig 
gefaßt, der Vorsitzende Schärf konnte feststellen, daß das Prinzip der 
Teilnahme der Partei an der Regierung unbestritten geblieben ist. Doch auf 
dieser Linie sich bewegend, sind die ‘Linken’ von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. Man kann nicht mit der Bourgeoisie in der Regierung sitzen und 
gleichzeitig gegen sie kämpfen. (...) Die grundsätzliche Einstellung zur 
Kapitalistenklasse ist der Gradmesser für die Ernsthaftigkeit und Ehrlichkeit 


10 Zukunft, September 1946 
1I Ausgabe vom Oktober 1946 


der Verhaltens der ‘Linken’. Hier wäre für Scharf, Krones und die anderen der 
Ansatzpunkt gewesen, um zu beweisen, daß die Worte in der ‘Zukunft’ nicht 
nur Worte waren. (...) Die Hauptlehre ist: Der wirkliche linke ‘Flügel’ ist bei 
den Arbeitern, in den Massen, nicht in der Parteibürokratie zu suchen. Auf ihn 
müssen sich die Linkselemente in der SP stützen, sich mit ihm verbinden. Sie 
dürfen vor dem unvermeidlichen Kampf mit den Opportunisten und Verrätern 
nicht zurückschrecken, noch sich von ihnen durch das Argument der 
‘Parteieinheit” ins Bockshorn jagen lassen. Man muß der Klasse die Treue 
halten, nicht den Schärf, Helmer und Co. Das ist die Aufgabe, die in den 
nächsten Monaten vor den ‘Linken’ steht.“ 


Hin Monat später wurde im Spartakist erneut auf die Opposition in der SPÖ 
eingegangen: Bei beträchtlichen Teilen der Führung der ‘Linken’ handle es sich um 
eine bürokratische Opposition, ein kleinerer Teil der Opposition könne jedoch zum 
„Ansatzpunkt für eine wirkliche revolutionäre Linke werden“'”?. Dazu müsse er sich 
alordings gegenüber den Fragen der Koalition, des Staates und des 
aullorparlamentarischen Massenkampfes, die von der IKÖ sämtlich in diesem Artikel 
mulgerollt werden, eindeutig positionieren. Jedenfalls werde 


„das Kräfteverhältnis im Lande (...) nicht durch die Arithmetik des 
Stimmzettels, sondern durch das außerparlamentarische Kräfteverhältnis der 
Klassen bestimmt. Dieses kann nur geändert werden durch die 
außerparlamentarische Massenaktion, durch den außerparlamentarischen 
Kampf, durch die entscheidende Mobilisierung der Massen für deren 
unmittelbare tägliche Interessen, was in seinen Konsequenzen den Bruch mit 
der Bourgeoisie und ihrem Staat bedeutet. (...) 


Die Stellung zur Koalition ist die wichtigste Frage der Innenpolitik; sie wird in 
der nächsten Zeit der Prüfstein für den wahren Charakter der ‘Linken’ sein. 
Selbstverstaändlich gibt es noch eine Reihe anderer wichtiger Fragen, die 
beantwortet werden müssen. Es ist die Frage der Außenpolitik, die aufs engste 
mit dem proletarischen Internationalismus und seinen Konsequenzen 
zusammenhängt. Es ist die Stellungsnahme zur heutigen Sowjetunion und 
ihrer Politik; es ist die Stellung zur sogenannten ‘Kommunistischen’ Partei. Es 
ist die Frage der Partei überhaupt, die Stellung der ‘Linken’ zum Aufbau einer 
neuen Arbeiterpartei, zur IV. Internationale. (...) 


Die Beendigung des Besatzungsregimes wird (...) in Österreich eine Ära 
offener Klassenkämpfe von größter Intensität einleiten. (...) /n der 
Arbeiterklasse wird ein großer Differenzierungsprozeß einsetzen (...) Die 
kommenden Kämpfe werden von der “Einheit der Arbeiterklasse innerhalb der 
SP’ keine Spur übrig lassen. Die stalinistische ‘KP’ wird vor den Arbeitern 
schwer kompromittiert dastehen. Das alles gibt uns die größten Chancen. (...) 


Die revolutionären Elemente in der heutigen ‘Linken’ müssen mit all’ dem 
rechnen. Wenn sie in der SP sich wirklich für die Arbeiterforderungen 
einsetzen, wenn sie den Kampf auf dem Boden eines Programms aufnehmen, 


IH yur „Linken“ in der Sozialistischen Partei, Spartakist Nr.17, März 1947 
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das den Arbeiterinteressen entspricht, das den tatsächlichen Bruch mit a 
Bourgeoisie bedeutet, dann können wir uns mit ihnen verständigen, ang 
wenn wir in der Parteifrage noch auseinandergehen.“ 


Der SPÖ-Parteitag von Ende Oktober 1947 bedeutete einen weiteren Schritt in d 
Konsolidierung des Kurses des rechten Parteiflügels um Schärf und Hel 
Gleichzeitig trat dort die SP-Opposition organisierter auf als im Jahr zuvor. Die I 
war der Ansicht, daß „sogar im frisierten Bericht der “AZ!” die parteiinter 
Widersprüche durchschienen. Die rechte Parteiführung hätte 


„den Parteitag bürokratisch vorbereitet, um die zu erwartende Krig 
möglichst abzuschwächen. Die Resolutionen und Anträge di 
Bezirksorganisationen wurden nicht wie im Vorjahr von der 
veröffentlicht, sondern in einem eigenen Heftchen den Delegierten erst 
vor der Eröffnung des Parteitages zugänglich gemacht, und einzel 
Resolutionen, wie z.B. die der Sozialistischen Jugend, auch hier nur gek 
und entstellt wiedergegeben.“ 


Den entscheidenden Fragen der Koalitionspolitik und der Lohn-Preis-Entwicklung $ 
die Parteiführung erneut geschickt ausgewichen, was dazu beigetragen habe, daß 
erneut ein Mandat zur Fortsetzung ihrer Politik erhalten habe. Bei dem beschloss 
sogenannten Aktionsprogramm handle es sich um eine papierene Augenauswische 
bei der es vor allem darum gehe, wirklichen Aktionen auszuweichen. In der Frage d 
Außenpolitik hätte die SP-Führung zwar von der sogenannten dritten Kraft gered 
und wolle es sich auch mit der Sowjetbürokratie nicht völlig verscherzen, 
Wirklichkeit hätte sie aber „auf die Karte der englischen Labour Party“ und 
„Fortdauer der amerikanischen Dollar-Unterstützung‘“ gesetzt. Die Richtlinie 
proletarischen Internationalismus Der Hauptfeind eines jeden Volkes steht 
eigenen Land! würde von der SPÖ negiert, sie laviere lieber „auf der Basis d 
bürgerlichen Diplomatierens“. 


Die Opposition sei im Unterschied zum vorjährigen Parteitag „weit stärker“ 
„besser vorbereitet“ aufgetreten und habe aus zwei Gruppen bestanden: Die e 
gruppierte sich um Scharf, ihre Resolution, die von 44 Delegierten unterstützt 
verlangte einen schärferen Kurs gegen die ÖVP. „Die politische Schwäche 
Führung dieser Gruppe besteht darin, daß sie mit der Sowjetbürokratie liebäug 
auch wenn sie sich in Worten gegenüber der österreichischen Stalinpartei abgrenzt, 


Die zweite Oppositionsgruppe kam aus der Sozialistischen Jugend. Sie drückte 
Ansicht der IKÖ ebenfalls den Druck von unzufriedenen Arbeitern aus. M 
Resolution, die einen entschiedeneren Kampf gegen die ÖVP forderte und mit 170 
11 Stimmen abgelehnt wurde, sei zu allgemein und abstrakt. Sie beinhalte k 
konkreten Forderungen und würde deshalb nicht angeben, wie der Kampf gegen 
ÖVP geführt werden solle. „Ohne diese Ergänzung verwandelt sich die ‘lin 
Resolution in eine linke Phrase. Die größte Schwäche dieser Resolution besteht da 
daß sie nicht grundsätzlich gegen die Koalitionspolitik Stellung nimmt.“ i 


13 Der Parteitag der SPÖ, Spartakist Nr.25, November 1947 
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Im Februar 1948 ging die IKÖ schließlich grundlegend auf die Rolle der 
Nuzinldemokratie in Österreich ein: 


„Einen sehr wichtigen Faktor in der Politik der österreichischen Bourgeoisie, 
sowohl nach aussen wie nach innen, bildet die SP. (...) Der Einfluss der SP auf 
die Massen und auch ihre internationalen Beziehungen sind der 
österreichischen Bourgeoisie unentbehrlich geworden. Deshalb das gute 
Einvernehmen in der Koalition (...), deshalb aber auch der unverhältnismässig 
grosse Einfluss der SP in Oesterreich. “'”* 


Das sozialdemokratische Gerede von der dritten Kraft treffe sich haargenau mit der 

Linio des 
„immer wieder ausgesprochenen Wunschtraums der österreichischen 
Bourgeoisie von einer ‘österreichischen Schweiz’, deren Neutralität von den 
Grossmächten garantiert werden soll (...) Aber die SP erweist sich nicht nur in 
der Aussenpolitik, sondern erst recht in der Innenpolitik als braver Lakai der 
Bourgeoisie. Ihr Hauptfeuer richtet sie auf die Stalinpartei und leistet damit 
der Bourgeoisie die besten Dienste. (...) 


Und wie stellen sich die SP-‘Linken’ dazu? Auch für sie ist die 
Koalitionspolitik nur eine Frage der Taktik, aber keine klassenfremde Linie, 
die den klassenfremden Interessen der SP- und Stalinbürokratie entspringt 
Aber das können die Scharf, Czernetz & Co. nicht ‘begreifen’, weil sie eben 
selbst zur Bürokratie gehören, zwar zu ihrem linken, schmollenden Flügel, 
aber eben doch zur Bürokratie. 


Die bürokratische SP-Führung muss bei ihrem Handeln Rücksicht auf ihre 
Arbeitergefolgschaft nehmen. Ohne diese Basis ist ihre bürokratische Existenz 
bedroht, ohne diese Basis verliert sie jeden Wert als Koalitionspartner für die 
Bourgeoisie. Um sich den Arbeiterschwanz zu erhalten, kämpft die Bürokratie 
für Reformen. Aber sie ist dabei ängstlich bemüht, bei diesem ‘Kampf jede 
Mobilisierung der Massen zu vermeiden. Der tatsächliche ‘Kampf spielt sich 
hier hinter den Kulissen ab, wo am Verhandlungstisch mit der Bourgeoisie die 
einzelnen Gesetze ausgeschachert werden. Was die SP-Bürokraten hiezu in 
Parlament, Arbeiterkammer, Versammlungen usw. reden, dient nur als 
Staffage, ist nur Scheinkampf.“ 


Winter 1948/49 beschäftigte sich die IKÖ anläßlich des Ausschlusses von Scharf 
dor SPÖ erneut ausführlich mit internen Konflikten in der Sozialdemokratie. 
angs warf man einen kurzen Blick auf die Meinungsverschiedenheiten über 
wihöhungen zwischen der Parteiführung einerseits und den 
sikschaftsführern Johann Böhm, Friedrich Hillegeist und Karl Mantler 
erneits und stellte fest, 
„daß es sich hier um taktische Differenzen unter Bürokraten handelt. Die 
Böhm & Co. wünschen beileibe keinen proletarischen Klassenkampf. Sie 
ftrchten die außerparlamentarische Mobilisierung der Massen ebensosehr wie 


Ih Rolle der SP in Oesterreich, Spartakist Nr.29, Februar 1948 
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die Schärf & Co. Doch dürfen die Gründe dieser Differenzen nicht ignoriefl 
werden: Die Auflehnung der Arbeiter gegen die Fortsetzung d 
gegenwärtigen Politik der SP. Ihr Druck wirkt sich auf die Mantler & Co. vi 

unmittelbarer aus als auf die Parteibürokratie (...).“'” | 


Anschließend wandte sich der Beitrag der Opposition in den sozialdemokratische 
Jugendorganisationen zu: 


„Je weiter nach rechts die Führung der SP geht, desto mehr werden di 
vorgeschrittenen Teile ihrer Basis nach links getrieben. zu gleicher Zeit 
aber auch die Differenzierung und Kristallisation unter den mehr oder wenig 
linken Strömungen fortschreiten. So sind z.B. die Entwicklungstendenzen d 
führenden Kerne der SJ und der Sozialistischen Studenten in den letzte 
Monaten noch klarer zum Ausdruck gekommen. 


Die Sozialistischen Studenten waren die einzigen, die auf dem letzte 
Parteitag mit einer oppositionellen politischen Resolution hervorgetreten sim 
Ihre Stellung in der Frage der Koalitionspolitik ist zwar noch sehr un 
doch ihre Resolution und ihr mutiges Auftreten gegen die Parteibürokrat 
zeigen, daß sie ernstlich den Weg nach links suchen.“ 


Die wesentlichere Organisation sei aber die SJ, in der in der Frage des Bundeshee 
drei Strömungen sichtbar geworden wären: der rechte Flügel um d 
Verbandssekretär Paul Blau, die „Mitte“ um den Verbandsobmann Peter Strasser 
der linke Flügel um den zweiten Verbandsobmann und Schulungsreferenten Hinde 
Hindels hätte zwar richtig erkannt, daß die Arbeiterklasse vor der Verwirklichung d 
Sozialismus nicht pazifistisch sein dürfe, daß der Geist eines Heeres vo 
Offizierskorps bestimmt wird und das österreichische Bundesheer eine Waffe d 
Kapitalisten sein würde. Daß Hindels zum Schutz der Grenzen statt dem Bundeshed 
auf Großmachtgarantien und strikte Neutralität setzen wolle, hätte gezeigt, d 
Hindels letztendlich doch ein Reformist sei, der auf die „revolutionäre Kampfkraft d 
Weltproletariats“ lieber verzichtet. Letztlich hätte sich in der SJ ei 
Kompromißresolution durchgesetzt, über die von der Parteiführung drübergefaht 
worden sei. ‘ 


Über die Ernsthaftigkeit einer linken Opposition entscheide aber letztlich die Praxig 
und dabei hätte die SJ-Führung versagt. Nicht nur, daß die SJ anläßlich des ne 
Jugendschutzgesetzes, das viele Forderungen den Jugendlichen nicht erfüllte, el 
gemeinsame Demonstration mit den stalinistischen Jugendorganisationen sektiereri 
sabotiert und dadurch den tatsächlichen Kampf für ihre Forderungen hintertrieb 
hätte. Vor allem der Parteitag hätte 
„der SJ-Führung Gelegenheit geboten, sich gegen die ins Verderben führend 
Politik der Schärf & Co. aufzulehnen. Auf dem kurz vorher stattgefunde 
SJ-Verbandstag hätte sie ihre gesamte Organisation darauf vorbereit 
können. Nichts dergleichen geschah! Die SJ trat mit keiner oppositione! 
Resolution auf und unterstützte nicht einmal die der Sozialistischen Student 


ka) 
15 Die Krise in der SPÖ, Spartakist Nr.39/40, Dez.48/Jan.49 
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Ls besteht kein Zweifel mehr, daß es sich Strasser und Hindels zur Aufgabe 
gemacht haben, das ‘revolutionäre Gewissen der Partei’, d.h. in Wirklichkeit 
die scheinlinke Deckung der Schärf, Helmer & Co. zu werden. In der Praxis 
bemühen sie sich, der SP den Nachwuchs an Funktionären heranzubilden. Sie 
haben große Teile der SJ fest in der Hand, erwecken bei diesen politische 
Hoffnungen und Illusionen. (...) Zum Unterschied von der aufrecht- 
proletarischen Tendenz der Studenten und von der prostalinistsichen Erwin 
Scharfs bemühen sich die Führer der SJ, diese zum linken Flügel des 
‘demokratischen Sozialismus’ auszubauen.“ 


Auch in diesen Passagen wird deutlich, daß die IKÖ zu diesem Zeitpunkt die größten 
Haltungen auf die Opposition der sozialdemokratischen Studenten setzte. Mit 
einigen von ihnen sollte sich schließlich ja auch eine kurzzeitige Zusammenarbeit bei 
dei Herausgabe der Fraktionszeitung Der Sozialist ergeben. In späterer Folge sollte 
Hoh jedoch herausstellen, daß diese studentische Opposition nicht die gewünschte 
Konsequenz aufbrachte und auch weniger langlebig war als die Strömung um 
Hindels. Auf die Hindels-Opposition und ihre Anhänger sollte sich die IKÖ 
whlloßlich über längere Zeit orientieren, etliche ihrer Genossen intervenierten später 
blu l'raktionsarbeiter oder Entristen in dieser Strömung, während man in der Scharf- 
huppe nur einen Genossen drinnen hatte. 


Buhari’ war nach der Veröffentlichung seiner Broschüre /ch darf nicht schweigen im 
Herbs 1948 aus der SPÖ ausgeschlossen worden. Er begann mit der Herausgabe der 
Wochenzeitung Neuer Vorwärts. Die Einschätzung der IKÖ: 


„Dieser Zeitung wird in Arbeiterkreisen ein mehr erwartungsvolles als 
zustimmendes Interesse entgegengebracht. Scharf hat bisher drei öffentliche 
Versammlungen abgehalten, von welchen jedenfalls die letzte am 12.12. in 
Wien ein Erfolg für ihn war. Die SP-Bürokratie versuchte sie zu stören. Ihrer 
provokatorischen Aufforderung, die Sozialisten mögen demonstrativ den Saal 
verlassen, folgten nur einige wenige. Die ganze Störaktion endete mit einem 
kläglichen Fiasko der SP-Bürokratie.“ 
Politik Scharfs sei auch nicht besser als die von Hindels, weil er die Bildung der 
enyontintionsregierung nach 1945 wegen „der politischen und wirtschaftlichen 
Nutwendigkeiten jener Zeit“'” für richtig hält, während die IKÖ auseinandersetzt, 
gali diese Regierung nur dem kapitalistischen Wiederaufbau und der Festigung der 
Mauli der Bourgeoisie genutzt und den Arbeitern geschadet hätte. 
„Scharf lehnt die Koalitionspolitik nicht grundsätzlich ab und tritt folgerichtig 
auch für die ‘Demokratisierung des Staatsapparates’ mittels der Infiltration 
von sozialistischen Beamten ein. 
Aber während die Führer der SJ der sagenhaften ‘dritten Kraft’ huldigen, 
macht Scharf der ‘Volksdemokratie’ die Mauer. Die Sprecher der SJ sind 
Inbouristisch, Scharf ist stalinistisch orientiert. (...) Im wesentlichen fußt seine 


Hirwin Scharf: Ich darf nicht schweigen, zitiert nach: Die Krise in der SPÖ, Spartakist 
RUAD, Der.48/Jan.d9 
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Politik trotz aller Worte nicht auf der revolutionären Kampfkraft der Masse 
sondern auf bürokratischen Kombinationen und Manövern (...). 
Er tritt für die “Verteidigung der SU’ ein, was für ihn die Billigung d 
Stalinschen Regimes einschließt. (...) Dort, wo Scharf die SU gegen de 
Imperialismus verteidigt, muß er unterstützt und dort, wo er der Parole ‘Wi 
die Russen kritisiert ist eine Feind der SU!’ folgt, muß er bekämg 
werden. “'”” 


Abschließend faßt die IKÖ zusammen: „Die Stellung des Proletariats z 
Koalitionspolitik ist eine grundsätzliche und keine taktische Frage. Das nächs 
politische Ziel der ehrlichen SP-Oppositionellen und aller vorgeschrittenen Arbeit 
muß daher lauten: Bruch mit der ÖVP, mit der gesamten Bourgeois 
Grundsätzlicher Bruch mit der Koalitionspolitik!“ Die Koalitionsregierung müs 
gestürzt und durch eine auf Organe und Aktionen der Massen gestützte Regie 
aus Vertretern von SPÖ, KPÖ und ÖGB ersetzt werden: „Vorwärts 
kapitalistenfreien Regierung!‘ Da die Reformisten jeden Schritt in diese Richt 
mit Korrumpierung, Verleumdung und Terror bekämpfen würden, wäre 
„notwendig, daß sich die vorhandenen ehrlich-Iinken Strömungen zu festen ı 
disziplinierten Gruppen organisieren!“ 


Auch in der Resolution der zweiten Konferenz der IKÖ vom Februar 1949, d 
letzten Konferenz vor der Spaltung zwischen Fraktionsarbeitern und Entristen, wurd 
klarerweise auf die Sozialdemokratie eingegangen’ ”*: 


„Die SP nimmt offen das ‘gelingen’ des kapitalistischen Wiederaufbaues, d 
‘Rettung vor dem Chaos’, ‘vor der Inflation’ usw. für sich in Anspruch. $ 
drückt damit nur aus, daß ihre Politik identisch ist mit der Politik d% 
weitsichtigen Teils der Bourgeoisie, der sich angesichts des völligg 
Zusammenbruchs 1945 zur offenen Zusammenarbeit mit der SP entschliel 
mußte, um das kapitalistische Wrack wieder einigermaßen seetüchtig 
machen. Die ‘Staatspolitik’ der SP, ihre Berücksichtigung d 
‘staatspolitischen Notwendigkeiten’ hat die heutige Lage der Mass 
herbeigeführt, andererseits die Bourgeoisie wieder fest in den Sattel geseti 
(...) Allen Rauboffensiven der Bourgeoisie hat die SP willig den Weg geöfft 
Worauf sie sich beschränkte, waren bestenfalls Herabmilderungen des Raub 
(> 
Die stalinistische Besatzungspolitik hätte wesentlich dazu beigetragen, daß sich d 
SPÖ trotz der Rechtsentwicklung ihrer Führung die Gefolgschaft der Hauptmas 
des Proletariats weiterhin sichern konnte. Die Verbürgerlichung der SP-Spitze ze 
sich darin, daß sie seit 1945 jeder Massenmobilisierung systematisch aus dem Weg 
gehe und daß die Partei von den SP-Ministern beherrscht werde: „Die Partei 
gefügiges Instrument der in der kapitalistischen Regierung sitzenden SP-Spit 


1” Die Krise in der SPÖ, Spartakist Nr.39/40, Dez.48/Jan.49 
1'8 Die Lage und ihre Perspektiven (Resolution der zweiten Konferenz der IKÖ, Mitte Fel 
1949), Spartakist Nr.42, März 1949 
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badoutet natürlich, daß sie in bestimmtem Grade selbst mit den kapitalistischen Staate 
Verschmilzt, Regierungsinstrument wird.“ 


Dilo SPÖ-Führung hätte sich restlos der Kooperation mit der Kapitalistenklasse 
verschrieben und der Bourgeoisie alle Trümpfe in die Hände gespielt, wofür sie von 
dlexor ebenso bedankt werden würde wie 1934. Der Parteitag vom November 1948 
halte einen neuerlichen Ruck der Führung nach rechts gebracht. „Der Ausschluß 
Bolharis nötigte diesmal nicht einmal die SP-Spitze, ein scheinlinkes Manöver 
durchzuführen: sie stempelte Scharf zum Agenten Moskaus und hofft so ihm die 
Bympathien der Arbeiter zu entziehen.“ Gleichzeitig würde sich aber die Basis der 

PO) nach links verschieben, was durch „wachsende Unzufriedenheit der der SP 
ilgonden Arbeiter, die in den verschiedenen Bewegungen in den Betrieben 
Rilnpetritt“, seinen Ausdruck fände. Diese nach links weisenden Tendenzen in der 
Arbelterschaft, die hier beschrieben wurden, waren Ende der 40er Jahre durchaus 
Worhnnden und wurden sowohl im Schuharbeiterstreik als auch im Oktoberstreik 
Hultbar, sie wurden aber von der IKÖ zweifellos überschätzt. 


Bin Monat später beschäftigte sich die IKÖ mit den Perspektiven der 
Nuhnribewegung“.'” Das politische Ergebnis der ersten Konferenz der 
Änchrittlichen Sozialisten sei äußerst schwach, was kein Zufall sei: 


„So vermeidet Scharf und der von ihm geleitete ‘Neue Vorwärts’ auch 
weiterhin jede Abgrenzung vom Stalinismus und seinen bürokratisch- 
polizeilichen Unterdrückungsmethoden. Er verzichtet auch weiterhin auf die 
Propagierung eines revolutionären Aktionsprogramms, das einzig und allein 
imstande ist, die Arbeiterklasse im Kampfe um ihre unmittelbaren 
Tagesinteressen zu mobilisieren (...).“ 
felini! wolle den Klassenkampf „durch bürokratisch-parlamentarische Kombinationen 
Weizen“ und orientiere seine Bewegung auf Wahlkämpfe. Seine Ausrichtung auf die 
hunnmmenarbeit mit den demokratischen Mittelschichten“ zeige seinen 
Aulinistinchen Grundcharakter: 


Wohin geht die Scharfbewegung?, Spartakist Nr.43, April 1949 
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„Genau wie die Stalinbürokratie will Scharf den Klassenkampf mit d 
Bourgeoisie durch einen Kampf um die Bourgeoisie ersetzen. Das ist diese 
Katastrophenpolitik, mit der die Kremiclique die Arbeiterklasse Westeurop 
von den Höhen des proletarischen Klassenkampfes 1945/46 in die heut 
Lage geführt hat - die Bourgeoisie ist dabei immer stärker geworden.“ 


Anläßlich der Nationalratswahlen von 1949 argumentierte die IKÖ, daß es ge 
einen Wahlsieg der bürgerlichen Parteien zu verhindern, daß Stimmenthaltung unt 
den damaligen Bedingungen „der erste Schritt in die Indifferenz“ wäre und daß e 
Eigenkandidatur aufgrund der illegalen Existenz unter dem Besatzungsregi 
aufgrund der organisatorischen Schwäche und dem Stand des Massenbewußtse 
nicht in Frage käme.'® Deshalb wäre es notwendig, für die SPÖ zu stimmen. D 
Hauptausrede der SP-Führung zur Entschuldigung ihres Verrates wäre, daß sie nic) 
die parlamentarische Mehrheit besitze. „Wird die SP zur Mehrheitspartei, dann 
diese wichtigste Ausrede weg“ - was eine wichtige Voraussetzung für ei 
nachhaltigen Differenzierungsprozeß in der SPÖ schaffen könne. Obwo 
vorübergehend auch Illusionen in die SPÖ steigen würden, wäre dieser Effekt dog 
der nachhaltigere. Die besondere Aufgabe der IKÖ werde sein, „den fortgeschritten 
Arbeitern zu zeigen, daß alle schönen Versprechungen der SP nicht verwirklid 
werden können im Bündnis mit der Bourgeoisie“, sondern nur durch ei 
kapitalistenfreie Regierung, die sich auf die Organisationen 
außerparlamentarischen Kämpfe der Arbeiterklasse stützen müsse. Außerdem rief d 
IKÖ dazu auf, „die mit der Bourgeoisie besonders eng verbundend 
Spitzenkandidaten der SP, die Schärf, Helmer & Co.“ von den Listen zu streic 
Die Wahltaktik der IKÖ könne sich - so die Resolution wohl in Hinblick auf d 
Druck, dem die IKÖ-Mitglieder in den Betrieben von seiten der SP-Arbeifi 
ausgesetzt waren - nur bewähren 


„wenn wir sie mit der revolutionären Kritik an der SP verbinden. Uns 
Wahltaktik darf auf keinen Fall zu einer plumpen Anpassung an d 
Stimmungen und an die Vorurteile der SP-Arbeiter werden. Wir sagen die 
Arbeitern die Wahrheit über die Koalitionspolitik und ihre Folge: die Stärkuf 
der Bourgeoisie! Über die durch die SP genährten parlamentaris 
Illusionen und die Wirklichkeit, die durch diese Illusionen verdeckt wird: d 
Stabilisierung der kapitalistischen Staatsmaschine, das Wiederhervorholen d 
Faschisten, die wirklichen Absichten der Bourgeoisie gegenüber d 
Arbeiterklasse! Wir zeigen den Arbeitern, daß diese Gefahren nicht durch d 
Stimmzettel, sondern nur durch den außerparlamentarischen Massenkam 
gebannt werden können.“ 


Nach der Spaltung der IKÖ spielte die Einschätzung der Entwicklungen in der SF 
klarerweise weiter eine wichtige Rolle. Grundsätzlich kann gesagt werden, daß be 
IKÖ-Teile von einer Verschärfung der ökonomischen Widersprüche, der sozia 
Konflikte und in der Folge auch der Differenzierung in der Sozialdemokr 
ausgingen, wobei die IKÖ (O) generell schneller und massiver erwartete als d 


180 Unsere Stellung zu den Oktoberwahlen: Wir stimmen für die Liste der SP!, Sparta 
Nr.48, September 1949 
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Mohrheit. Dementsprechen fielen auch die verschiedenen Kommentare aus - so zum 
Heinpiel einer der IKÖ (O) im November 1949: 


„Nunmehr hat der vor zwei Wochen zu Ende gegangene Parteitag der SPÖ 
das offene Hervortreten der SJ-Opposition gezeigt. Wir wollen ihren 
derzeitigen linskreformistischen-zentristischen Charakter durchaus nicht 
übersehen. Aber diese Opposition hat jetzt die Erfahrung des letzten Jahres, 
das Hervortreten Scharfs und sein Ende beim Stalinismus gesehen. Wenn sie 
heuer auf dem Parteitag dennoch als Opposition hervortrat, dann heißt das, 
daß sie sich, wenn auch mit vielen Grundschwächen, sowohl gegen die 
Rechten in der SP als auch gegen den Stalinismus wendet. Das Auftreten der 
SJ-Opposition fällt aber zusammen mit einer neuen Situation in der 
österreichischen Arbeiterbewegung, ja, sie selbst signalisiert diese neue 
Situation. Die furchtbare Lage der Massen nach vier Jahren kapitalistischen 
‘Wiederaufbaues’ hat zu Streiks ernsteren Charakters als bisher geführt, in 
welchen die Massen die ununterbrochen absinkende Tendenz ihrer 
L.ebenshaltung aufzuhalten versuchen. Selbst die SP-Bürokratie muß teilweise 
mit dem Feuer zu spielen beginnen und einzelne Lohnkämpfe bis zum Streik 
führen. 


Was heute also vorliegt, ist ein Zusammentreffen von günstigen objektiven 
und subjektiven Bedingungen, d.h. der Bewegung in den Massen und dem 
Auftreten der SJ-Opposition auf dem Parteitag der SP. Dieses 
Zusammentreffen erfordert unsererseits ein entschiedenes Handeln, wenn nicht 
aufs neue kostbare, ja unersetzliche Zeit und Kraft verloren gehen soll. (...) 
Die intensive, kontzentrierte Tätigkeit in der SP macht den Totaleintritt 
notwendig. Sie macht ferner die Konzentration unserer Kräfte auf die 
aussichtsreichsten Punkte (SJ, Jungwährlergruppen) erforderlich.” 


Drei Monate später setzte die IKÖ (O) nach und beschäftigte sich im Zuge dessen 
Aholi mit der Einschätzung der SPÖ. Den überragenden Einfluß in der Arbeiterklasse 
belinupte nach wie vor die SPÖ, was bedeute, daß die Bourgeoisie, um das 
Prolotariat niederzuschlagen, zuerst den Masseneinfluß der SP zersetzen müsse. Der 
Bohart-Gruppe fehle jede politische Perspektive, ihr inneres Regime sei durch einen 
Minmonden Bürokratismus charakterisiert, eine Intervention in ihre Richtung sei 
nlos. In der SPÖ fände man hingegen eine günstige Lage vor: 


„Die Erfahrung mit der Scharf-Tendenz liegt nunmehr hinter den Arbeitern. 
Sie zu erledigen, fiel der SP-Bürokratie relativ leicht, weil sie Scharf als 
Agenten der Kremlbürokratie bezeichnen und damit bei den Arbeitern abtun 
konnte. Anders aber verhält es sich mit den verbliebenden oppositionellen 
Strömungen oder Ansätzen dazu. Die entwickeltste ist hier die SJ-Opposition, 
die auch auf dem letzten Parteitag hervorgetreten ist. Obwohl sie bei den 
Abstimmungen eine verschwindende Minderheit blieb, fand sie in der Debatte 
doch die indirekte Unterstützung einer ganzen Reihe von Arbeiterdelegierten. 


m sE it an 
Hi lnvere nächsten Aufgaben, Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ Nr.2, 21. November 
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Die seitherige Entwicklung in der SJ und die verschärfte Haltung d 
Parteiführung ihr gegenüber berechtigen zu der Annahme, daß sich in der $ 
und um sie herum der Grundkader des kommenden linken Flügels der $ 
herausbilden wird. Entscheidender als das ist jedoch die Tatsache, daß die sig 
anbahnende neue Etappe des Klassenkampfes die oppositionellen Strömung 
in der SP vertiefen und verbreitern wird. es muß uns daher gelingen, in die 
objektiv günstigen Lage wirksam einzugreifen, um in der kommenden Etapg 
unser Programm in den fortgeschrittenen Teilen der österreichisc 
Arbeiterbewegung zu verwurzeln. Das kann jedoch nicht gelingen durd 
irgendwelche Einwirkung ‘von außen’, sondern einzig und allein durch d 
organisierten Einsatz aller unserer Kräfte im Rahmen der SP.“'*? 


Die IKÖ-Mehrheit, die - in Übereinstimmung mit der IKÖ (O) - auch bei d 
Bundespräsidentenwahlen 1951 für den SPÖ-Kandidaten aufgerufen hatte" 
widmete sich bei der 3. Konferenz der IKÖ wieder einer genaueren Einschätzung dd 
Entwicklung (in) der SPÖ. Die von Drexler vorgelegte Resolution Die Lage ı 
unsere Aufgaben” kommt zu folgenden Ergebnissen: 


„Die SP-Bürokratie hat sich in den letzten Jahren in doppelter Hinsicht a 
Lakei der Bourgeoisie bewährt. Sie war nicht nur die verläßlichste Bremse b 
der Entwicklung des Massenkampfes, sondern sie hat auch der Bourgeoi 
die Hauptlast des Kampfes gegen die volksdemokratische Gefa 
abgenommen. Die SP ist nicht nur eine reformistische sondern auch eii 
staatserhaltende Partei geworden. Dementsprechend entwickelt sich auch i 
Ideologie immer mehr zu einer rein bürgerlichen. In internationalen Fragen 
sie überhaupt keine eigene Linie mehr, sondern (ist) 100%ig auf die Linie 
‘demokratischen’ Imperialisten übergegangen. Die unabhängige dritte Kr 
des ‘demokratischen Sozialismus’ ist in die Versenkung gefallen. (...) 


Der beispiellose Verrat der SP-Politik an den Interessen der Arbeiterklas 
ihre immer offensichtlicher werdende Verbürgerlichung, führte zur Entstehu 
von oppositionellen Tendenzen innerhalb der Partei. Die Scharfoppositiom 
deren Einschätzung und Perspektiven auf der 2. Konferenz noch eine gewi 
Rolle spielte, hat durch ihren Übergang auf die Linie der Stalinpartei 
deren offen zutage tretende Abhängigkeit vom Kreml jeden Kredit innerha 
der SP-Arbeiterschaft verloren. Sie ist heute als SAP zu einer Gruppe o 
jeder Perspektive geworden. Die ernsteste und wichtigste der oppositionelle 
Strömungen in der SP ist die innerhalb der Betriebsarbeiterschaft. Allerding| 
ist sie zugleich die unorganisierteste. Sie trat besonders in der Provinz in de 
Oktobertagen stark in den Vordergrund. Die oppositionelle Haltung dei 
Betriebsarbeiter ist auch die Ursache dafür, daß eine Reihe vo 
Gewerkschaftsbürokraten (Mantler, Hillegeist) in Opposition z 
Parteivorstand stehen, denn die Gewerkschaftsbürokraten spüren den Dru 


182 Unsere nächsten Aufgaben, Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ Nr.5, 15. Feber 1950 
183 Wir stimmen für den Kandidaten der SP!, Spartakist Nr.62-64, Jänner-März 1951 
1# Die Lage und unsere Aufgaben, Resolution der 3. Konferenz der IKÖ (im Anhang d 

Konferenzprotokolls) i 
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aus den Betrieben viel unmittelbarer als die Spitzen der Partei. Die Opposition 
vieler Arbeiter gegen den Parteivorstand ist auch dadurch begründet, daß 
ihnen in den verstaatlichten Betrieben und im öffentlichen Dienst oft SP- 
Bürokraten in der Funktion von Unternehmensvertretern gegenübertreten. 
Weiters gibt es eine wichtige Opposition in der SJ. Diese ist gut organisiert 
und hat eine feste und entschlossene Führung. Die Linksopposition in der SJ 
hat ein zentristisches Programm, das vor allem für die Politisierung der 
Jugend, für verstärkten Klassenkampf gegen die Bourgeoisie, gegen die 
Koalitionsgesinnung (die Koalitionspolitik lehnen die Linken in der SJ nicht 
grundsätzlich ab) in der Partei, für eine sowohl von Rußland als auch vom 
amerikanischen Imperialismus unabhängige Politk und für die Unterstützung 
der kolonialrevolutionären Bewegungen in Asien eintritt. Gegenüber Rußland 
nehmen die Leute der linken Opposition in der SJ eine ultralinke Haltung ein. 
Diese Linie vertritt nur eine Handvoll Leute klar und konsequent, aber diese 
Leute sind sehr aktiv und hinter ihnen stehen der größte Teil der ehrlichen, 
kampfgewilltesten aber auch jüngsten und unerfahrensten Mitglieder der SJ. 
Wichtig ist auch, daß gleichzeitig die Gesamtbewegung der SJ in der Provinz 
zumindest stagniert und in Wien stark zurückgeht. Die Opposition innerhalb 
der sozialistischen Studenten, der wir auf der 2. Konferenz noch einige 
Aufmerksamkeit schenkten ist völlig bedeutungslos geworden. Sie ist über das 
Dreschen von einigen revolutionären Phrasen nicht hinaus gekommen und hat 
keine einzige ernste Tat gesetzt. Eine wichtige Rolle spielt Hindels innerhalb 
der oppositionellen Strömungen in der SP. Er war der Führer und Theoretiker 
der Opposition in der SJ und versucht jetzt innerhalb der Partei mit seinen 
Auffassungen Fuß zu fassen. (...) Die Opposition der Hindels-Gruppe 
außerhalb der SJ, hat bis jetzt noch keine große Bedeutung erlangt, da sie 
über ein Theoretisieren noch nicht hinauskam und es ihr auch noch nicht 
gelang, innerhalb der Betriebsarbeiterschaft Fuß zu fassen. (...) 


Die Perspektiven der oppositionellen Strömungen innerhalb der SP hängen 
von verschiedenen Faktoren ab. Eine große Gefahr für die Opposition in der 
SJ besteht darin, wenn sie sich aus der Organisation hinausdrängen oder gar 
eine Spaltung provoziert. Auf sich selbst gestellt würde sie bald zugrunde 
gehen. Wenn sie es versteht durch kluges taktisches Verhalten innerhalb der 
Gesamtorganisation zu bleiben und dabei an Hand ihrer eigenen Erfahrungen 
und auch mit unserer Hilfe zu lernen, sich allmählich ein revolutionäres 
Programm anzueignen, dann kann sie ein ernster Kern für eine revolutionäre 
Opposition innerhalb der SP, der bei der Herausbildung einer revolutionären 
Klassenpartei eine wichtige Rolle spielen wird, werden. Die Perspektiven der 
Opposition innerhalb der Betriebsarbeiterschaft hängen in noch viel größerem 
Maße von ihren Erfahrungen und von der Möglichkeit solche Erfahrungen zu 
summeln ab. Wenn es in den kommenden Kämpfen keine allzuschweren 
Niederlagen gibt, vielleicht sogar kleinere Erfolge gibt, dann sind die 
Aussichten für die Entwicklung dieser Opposition günstig, Für die 
lintwicklung einer revolutionären Opposition sind aber die Aussichten bei den 
Betriebsarbeitern ungünstiger als bei der Jugend, denn es handelt sich hier zum 
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großen Teil um ältere und schwerfälligere Elemente. (...) Wenn "die 
Hindelsgruppe innerhalb der Partei sich weiterentwickeln will, muß sie sich 
unbedingt dieser Betriebsarbeiter annehmen. Diese sind aber sehr mißtrauisch 
und sie werden sie erst dann als Führung anerkennen, wenn sie ihnen durch 
Taten und nicht nur immer in Worten beweisen, daß sie einen anderen, 
besseren Weg wissen als die SP-Gewerkschaftsspitzen.“ 


Hatte die IKÖ angesichts der Budgetkrise Ende 1952 und noch nach den‘ 
Nationalratswahlen von Anfang 1953, bei denen sie erneut für die SPÖ aufgerufen 
hatte'°°, mit einer Verschärfung der Klassengegensätze und den entsprechenden 
Auswirkungen auf die SPÖ gerechnet, mußte sie sich Ende 1953 korrigieren" : Die 
SPÖ-Führung sei nicht, wie erwartet, vom Druck der Basis zu einem ver stärkten 
Kampf gegen die ÖVP gezwungen worden, sondern hätte im Gegenteil ihre rechte| 
Politik fortsetzen können, ohne ernstlich Gefahr zu laufen, ihren Arbeiteranhang zu 
verlieren. Das sei einerseits darauf zurückzuführen, daß wegen der Frage dem 
Staatsvertrages und wegen der Ereignisse in der DDR die Konkurrenz der KPÖ bei 
den Massen immer mehr wegfalle - was sich beispielsweise bei den letzten 
Betriebsratswahlen gezeigt hätte. Andererseits hätte 


„die wirtschaftliche Krise nicht jene Formen angenommen, die wir vor einem 
Jahr eingeschätzt haben, wodurch die reformistische Politik noch eine gewis 
Basis behält. (...) Der Parteitag anfangs November verlief ‘programmgemäß’ | 
Die Führung kann auf gewisse Erfolge (Februarwahlen, Betriebsrätewahlen, 
Mitgliederzuwachs) hinweisen, wodurch die Kritik an der Gesamtpolitik, alag 
vor allem an der Koalitionspolitk, jeden Boden verloren hat. In dieser Hinsicht 
wurde nicht das leiseste Wort einer Kritik laut.“ 


Die IKÖ registrierte damit durchaus die Stabilisierung des Kapitalismus, die auch 
Arbeiterklasse seit Beginn der 50er Jahre erstmals eine Verbesserung de 
Lebenstandards gebracht hatte und die durch den Beginn des sogenannt 
Wirtschaftswunders 1953 und schließlich durch den Staatsvertrag auf politisc 
Ebene verfestigt wurde. Was die IKÖ nicht erkannte, war die relative Dauerhaftigk 
dieser Stabilisierung. Sie betrachtete die kapitalistischen Erfolge, die auch d 
anhaltenden reformistischen Dominanz in der Arbeiterklasse den Weg ebnete 
vielmehr als vorübergehendes Phänomen. Während die IKÖ etwa des Aufbege 
der sozialistischen Betriebsräte gegen die Gewerkschaftsführung auf 
Betriebsrätekonferenz im Juni 1954, an dem die IKÖ selbst nicht unerheblichen An 
hatte!®”, als Vorboten einer künftigen Zuspitzung ansah'”*, handelte es dabei eher 
eine Art letztes Aufflackern eines proletarischen Widerstandes in der Nachkriegs 
dem durch Wirtschaftsboom und sozialdemokratischen Reformismus immer mehr d 
Grundlage entzogen wurde. In der Folge sollte ab Mitte der 50er Jahre d 
Hegemonie der rechten Parteiführung über die SPÖ weiter konsolidiert werden 


185 Zu den Nationalratswahlen: Wir stimmen für die Liste der SP!, Spartakist Nr.72, Jä 
1953 
186 Zur Lage in Österreich, Spartakist Nr.79, November 1953 
#7 siehe unten 
188 Österreich - Wahlen in der Konjuktur, Spartakist Nr.85, September 1954 
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sich die Hoffnungen der IKÖ auf einen deutlicheren Differenzierungsprozeß in der 
Sozialdemokratie zerschlagen. Die Wiedervereingung der IKÖ 1954 fiel somit in eine 
Phase, die sich für den Aufbau einer revolutionären Organisation im allgemeinen und 
für die Arbeit in der Sozialdemokratie im besonderen als äußerst unvorteilhaft 
herausstellen solite. 


&, Die Intervention in die Sozialdemokratie 


Die IKÖ-Intervention in die Sozialdemokratie war - angesichts der fortdauernden 
Illegalität - keine offene Intervention der IKÖ als Organisation, sondern eine von 
einzelnen IKÖ-Mitgliedern, die freilich von der IKÖ politisch angeleitet und 
koordiniert wurde. Sie spielte sich in mehreren Bereichen ab: erstens in den 
Betrieben, wo die IKÖler, die ja überwiegend Arbeiter waren, versuchten, auf die 
NPÖ-Arbeiterschaft politisch einzuwirken, Diskussionen zu suchen, die Standpunkte 
dor Organisation vorzubringen und gegebenenfalls auch verschiedene Publikationen, 
von denen sie in der Regel behaupteten, daß sie sie selbst bekommen hätten, 
weiterreichten. Sie traten dabei im wesentlichen als kämpferische Arbeiter und 
kıltische SPÖler auf, was bei denjenigen, die Betriebsräte waren, natürlich noch 
wirkungsvoller war. Zweitens agierten IKÖ-Mitglieder in SPÖ-Sektionen, wo sie 
ebenfalls als kritische Parteimitglieder in Erscheinung traten und versuchten, sich 
unter den SP-Genossen zu verankern. Drittens intervenierten die IKÖler bei 
Dinkussionsveranstaltungen und -treffen der Hindels-Strömung, wo man sich nicht so 
ohr auf aktuelle Auseinandersetzungen und Diskussionen konzentrierte und zwar 
ebenfalls nicht völlig offen, aber doch eindeutiger vorging - da der ehemalige 
Trotzkist Hindels ja so und so wußte, mit wem er es zu tun hatte. Im folgenden soll 
Anhand einiger Beispiele skizziert werden, mit welcher politischen Ausrichtung die 
IKÖ die Intervention in die Sozialdemokratie betrieb. 


Au wurde im Oktober 1948 vor allem im Bereich der Hindels-Opposition ein 12- 
Welllnos Papier mit dem Titel Vorwärts zum revolutionären Linkssozialismus! in 
Umlauf gebracht, das mit Revolutionäre Linkssozialisten gezeichnet und am Anfang 
und am Ende mit dem Vermerk Weitergeben! versehen war und bei dem es sich im 
Weneintlichen um eine Kritik an der politischen Ausrichtung Hindels’ handelte. Es sei 
iiv, daß Hindels - anhand der Fragen Koalitionspolitik, Klassenkampf und 
ninnuffassung - die Frage des Unterschiedes zwischen Reformismus und 
kanorialismus angeschnitten habe'®”, denn viele Arbeiter würden sich längst über 
Rolormismus, dessen Resultate sie am eigenen Leib verspüren würden, Gedanken 
en. Es stelle sich die Frage, ob Hindels wirklich eine über den Reformismus 
«woisende Alternative zu bieten habe - worauf dann anhand der drei von Hindels 
worfenen Fragen eingegangen wurde: 
eln behauptete - mit dem Hinweis auf die sozialdemokratischen 
epierungen in Schweden und Großbritannien und mit Augenmerk auf die die 
llonspolitik theoretisierende SPÖ-Führung -, daß Reformismus nicht 
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notwendigerweise Koalitionspolitik bedeute. Tatsächlich aber - so die IKÖ - 
Koalitionspolitik mit bürgerlichen Kräften verschiedene Erscheinungsformen: 
unverhüllte Zusammenarbeit der SP mit bürgerlichen Parteien, Tolerierungspol 
„oppositionelle“ Politik, „rein sozialistische“ Regierungen. All diesen Formen 
Koalitionspolitik sei 


„eine Grundeinstellung eigen: daß die kapitalistische Wirtschaft, 
kapitalistische Staat vom Proletariat nicht revolutionär umgewälzt we 
braucht, sondern daß der Sozialismus auf dem Wege von Reformen fried 
herbeigeführt werden könne. Diese Grundeinstellung ist für den Reformis 
charakteristisch (...), ist seine politische Grundlinie (...) der Zusammena 
mit bürgerlichen, sei es nun offen oder verdeckt. (...) In England 
Schweden ist die Lage so, daß die nach wie vor an der Macht befindli 
Kapitalistenklasse es für vorteilhafter für die Erhaltung der kapitalistis 
Macht in Wirtschaft und Staat erachtet, wenn sie selbst aus der Regie 
wegbleibt und sie der SP überläßt. Aber regieren heißt nicht, die Ma 
besitzen! Kapitän des kapitalistischen Schiffes bleibt die Kapitalistenklasse; 
SP ist nur zum Steuermann avanciert! (...) Das grundlegend wichtigste für 
Kapitalistenklasse bleibt dabei, ob es sich um England, Schweden, Österr: 
oder sonst ein kapitalistisches Land handelt, die Erhaltung ihrer ökonomis 
und politischen Macht. Und diese tastet die SP nirgends, auch nicht 
‘sozialistischen’ England, an. Sie kann sie gar nicht antasten, denn di 
Macht ist nicht mit Reformen, sondern nur mit einer Revolution’ 
vernichten.“ 


Die Koslitionseinstellung und -politik sei „die Grundlinie jeder SP, und spiele sie 
noch so ‘links’ aufl!“. Auch die SP wäre sowohl vor 1934 als auch zwischen 1934 
1945 eine reformistische Partei gewesen und werde es auch sein, wenn sie ein 
eine Alleinregierung bilden sollte. 


„Es ist klar, daß es für einen tatsächlichen revolutionären Linkssozialismus 
eine Wahl geben kann: den Weg zu sozialistischer Revolution zu betreten, 
dem Reformismus, seiner Koalitionsgrundlinie prinzipiell zu brechen. 


Hindels ist nicht auf diesem Wege. Für ihn ist die Koalition, 
Zusammenarbeit mit der Kapitalistenklasse, mit ihren Parteien wenigs 
zeitweise unvermeidlich. Er beteuert, daß die Linssozialisten ‘keine st 
Dogmatiker’, ‘keine sektiererischen Prinzipienreiter’ sind. Sie lehnen nur 
Koalition “auf lange Sicht” ab. Besonders hebt er hervor, daß 
außenpolitische Faktoren sein können, die eine zeitweise Koalition 
bürgerlichen Parteien notwendig machen. Für Hindels verwandelt sich d 
die Frage der Koalitionslinie und -politik in eine taktische Frage.“ 


Die IKÖ ist hingegen der Ansicht, daß gerade in der Zeit nach 1945, auf die 
Hindels bezieht, eine revolutionäre Politik die Position der Arbeiterklasse gest 
hätte und angesichts der Zerrüttung der kapitalistischen Herrschaft sogar 
Machtergreifung der Arbeiterklasse, in deren Richtung diese ja instinktiv Schri 
gesetzt hätte, möglich gewesen wäre. Die Argumentation von SPÖ und KPÖ, 
man dann verhungert und von den Besatzungsmächten erdrückt worden wäre, 
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gwar kein Wunder, aber bürokratisch, nationalborniert und falsch. Die Übernahme 
dor Betriebe durch die Arbeiterklasse hätte zu einem Elan der Arbeiter geführt, weil - 
iotz unzweifelhafter Schwierigkeiten bei Aufbau der Wirtschaft - die Früchte der 
Arbeit nicht den kapitalistischen Geldsäcken, sondern den Arbeitern selbst zugute 
gekommen wären. 


kin Arbeiterösterreich hätte als revolutionärer Herd ausgestrahlt und auch auf die 
Allliorten Soldaten seine Wirkung gehabt. Außerdem sei eine Besatzungsmacht ja die 
Ninlinbürokratie, die so viel vom proletarischen Internationalismus spreche (und in 
dio Giegenrichtung handle). Und „saßen nicht damals in Frankreich und Italien SP und 
Ninlinpartei in der Regierung? Kam nicht im Sommer 1945 die Labour party “an die 
Macht’? Hätten sich SPÖ-KPÖ nicht an diese Regierungen wenden müssen, um das 
Vorgehen der Besatzung gegen die revolutionären Arbeiter zu verhindern?“ Hindels 
möge sich ehrlich Rechenschaft darüber geben: „waren die Massen 1945 ihrer Macht 
näher als heute oder nicht, trotz Kriegsende und Besatzung?“ 


Nolbst eine Niederlage einer revolutionären Erhebung hätte das Bewußtsein der 
Arbeiterklasse stärken können, während die kampflose Restauration des Kapitalismus 
bol den Arbeitern das Gegenteil bewirkt hätte 


„Heute haben sie, dank der Koalition ‘aus außenpolitischen Gründen’ den 
wiederhergestellten Kapitalismus vor sich, die erstarkte Macht der 
Bourgeoisie, die wieder fest im Sattel sitzt. Allerdings, eines wäre bei dieser 
revolutionären Politik nicht möglich gewesen: die Besetzung von so und so 
viel Posten in Staat und Gemeinde durch die SP-Bürokratie, durch die 
Reformisten. 

(...) wer die zeitweise Zulässigkeit der Koalition bejaht, wer die Koalition für 
eine taktische Frage hält und nicht für eine prinzipielle, der macht den 
Reformisten nur die Mauer. (...) Die revolutionäre Linie, die Linie des 
proletarischen Klassenkampfes ist völlig unvereinbar mit jeder 
Koalitionseinstellung, mit jeder Koalitionsgesinung, da sie, wie Hindels selbst 
richtig sagt, ‘... die Kampfkraft der Arbeiterklasse lähmt, die sozialistische 
Zielsetzung verdunkelt und, auf lange Sicht gesehen, die Partei in eine 
kleinbürgerliche Wohlfahrtseinrichtung verwandelt.’“ 


Anschließend wandte sich die IKÖ der Frage der Staatsauffassung zu. Nach einer 
kurzen Zusammenfassung der Entwicklung der Staatstheorie bei Marx und Engels'”, 
die schließlich bei dem Ergebnis ankam, daß der bürgerliche Staat von der 
Atheiterklasse nicht für ihre eigenen Zwecke benutzt werden kann, sondern 
Minchlagen werden muß, werden die Ansichten von Hindels unter die Lupe 
genommen: 
„Hindels schildert die reformistische Staatsauffassung sehr gut. Ihr Wesen ist: 
cs bleibt eigentlich alles beim alten, der kapitalistische Machtapparat wird in 
seinem Kern nicht angerührt. Und Hindels erkennt, ‘daß der alte, nach den 
Bedürfnissen des Klassengegners gezimmerte Staatsapparat für die 
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sozialistische Umgestaltung nicht brauchbar ist’. Aber was macht er aus di 
Erkenntnis? Er kommt zu dem Schluß, daß ‘es die vornehmste Aufgabe d 
sozialistischen Ministers ist, sich mit sozialistischen Beamten zu umgeben, d 
reaktionäre Bürokratie - und möge sie über noch so große Erfahrung 
verfügen - auszuschalten’. 


(...) Hindels will also nicht bloß die ministerielle Spitze austauschen, sond 
anstelle der alten kapitalistischen Sektionschefs sozialistische Beamte setze 
im übrigen also den Apparat, wie ihn die Bourgeoisie für ihre Zweo 

aufrichtete, bestehen lassen. Aber dieser Apparat ist von oben bis um 
durchaus auf die Niederhaltung der Massen eingespielt, er 

Unterdrückungsapparat der Bourgeoisie gegen die Massen. Und was Hinde 
richtig sieht für den ‘sozialistischen’ Minister, daß er nämlich bald dd 
Gefangene der alten Bürokraten ist, das gilt genau so für die sozialistisc 
Beamten. Auch sie werden sehr bald sich als ebenso brauchbare Organe d 
Massenniederhaltung erweisen. Sie werden vom übrigen kapitalistisc 
Appparat verschlugen werden (...) Hier, in der Frage des Staatsapparat 
kennt die Kapitalistenklasse kein Nachgeben. Sie ist für sie die entscheidend 
Sie verzichtet sogar vorübergehend auf ihren Profit, wie 1917 in Rußlanı 
sabotiert selbst die Produktion - aber sie läßt in der Frage des Machtappar 
nicht locker. Ja, die Aufrechterhaltung des entscheidenden kapitalistisc 
Kernapparats ist überhaupt Voraussetzung, bevor sie sich auf die Kocalitio 
auf die ‘rein sozialistische’ Regierung einläßt. (...) 
Hindels ist also von der revolutionären Staatsauffassung meilenweit entfe 
So viel richtiges er auch zu der Frage der Staatsauffasung sagt: er verbleibt 
Wesen durchaus auf dem Boden der reformistischen Staatsauffassung. E 
unterscheidet sich von den Reformisten höchstens durch - eine Illusion mehr, 


Zur Frage des Klassenkampfes formuliert die IKÖ, daß der Klassenkampf im Betri 
und auf der Straße für Revolutionäre der grundlegende Kampf sei, während d 
Parlament höchstens als Tribüne für revolutionäre Propaganda dienen könne u 
daher als Nebenkriegsschauplatz zu betrachten sei. 


„Was Hindels von den Reformisten, besonders von den Neoreformist 
unterscheidet ist, daß ‘die Linkssozialisten die Beschränkung di 
Klassenkampfes auf die parlamentarische Tätigkeit ablehnen’. Gegen q 
ungeheure Macht der Bourgeoisie, sagt er richtig, kann das Proletariat nig| 
bloß mit dem Stimmzettel, nicht ausschließlich mit parlamentarisc 
Methoden kämpfen. Und für ‘bestimmte Situationen’ verlangt er d 
Mobilisierung der Massen, um ‘den Klassengegner unter Druck zu setzen’. 


Damit hätte Hindels seinen wahren Standpunkt ausgesprochen: Er wolle lediglis 
mehr Druck ausüben und betrachte den Massenkampf als Hilfsdienst für 
Parlamentarismus. Es gehe ihm nicht „um die Steigerung dieses Druckes bis z 
Sturz der Bourgeoisie“. Es sei aber schon ein Fortschritt, wenn Hindels d 
Notwendigkeit von außerparlamentarischen Aktionen erkenne. Er solle wenigste 
mit diesem einen Punkt wirklich ernst machen. Jeder wirkliche Linkssozialist m 
jeden Schritt in diese Richtung unterstützen. Denn: „Daß die Ablehnung d 


100 


Munsenkampfes durch die Reformisten kein Zufall ist, ist klar. Sie wittern, daß die 
Aktion der beste Lehrmeister der Massen ist, ihr Selbstvertrauen hebt, ihr 
Kıni\bewußtsein stärkt, sie zusammenschweißt.“ 
Buhließlich geht die IKÖ noch auf einige „Verdrehungen“ ein, die sie Hindels 
Anlantet: erstens die Bezeichnung des Stalinismus als Kommunismus und damit die 
(lleichsetzung der Politik der frühen Komintern mit der der Stalinbürokratie; 
awoitens, daß Hindels Trotzki für die ultralinken Tendenzen in der frühen Komintern 
Verantwortlich macht (eine Anschuldigung, die aus dem stalinistischen Arsenal der 
(iexchichtsfälschung stamme). 
Insgesamt bleibe Hindels auf halbem Wege stehen und versuche, eine Mittelstellung 
Awischen Schärf, Helmer und Co. einerseits und revolutionärer Politik andererseits 
einzunehmen. Insofern könne seine Stellung bestenfalls als zentristisch bezeichnet 
werden, in der entscheidenden Frage der Koalitionspolitik habe er aber eher eine 
Iinksreformistische Position. Es gehe jetzt vor allem darum, daß Hindels in der Frage 
den nußerparlamentarischen Kampfes ernst macht und sich an die sozialistischen 
Arbeiter wendet. In der Aktion würden sich für die Arbeiter auch viele andere Fragen 
klären: 
„Sie werden im Verlaufe des Kampfes, im inneren Parteikampfe und erst recht 
im Kampf im Betrieb und auf der Straße, bald mit allem Halben und 
Zwitterhaften fertig werden. Sie werden zum revolutionären Marxismus 
vorwärtsschreiten, zum unversöhnlichen Bruch mit der Kapitalistenklasse, mit 
ihren Parteien, zum Bruch mit dem Reformismus in allen seinen 
Schattierungen!“ 
Nach dem Beschluß der Fraktionsarbeit auf der 2. Konferenz der IKÖ wurden von 
do /'rauktionsarbeitsgemeinschaft (FAG) schließlich verschiedene Anleitungen dafür 
verla. So heißt es in den Richtlinien für die Fraktionsarbeit in der SP von Anfang 
Apnil 1949: 
„Zur zweckmässigen Organisierung einer systematischen F.Arbeit in der SP 
werden von nun an fallweise schriftliche Richtlinien für die in der 
l'raktionsarbeit tätigen Genossen herausgegeben. Die sollen als Richtlinie zur 
Unterstützung in der praktischen Arbeit unserer Genossen dienen und dabei 
vor allem von den in der praktischen Tätigkeit gemachten Erfahrungen 
ausgehen und sie für alle Genossen verwerten. Damit sie diese Aufgabe 
erfüllen können, müssen uns vor allem die schriftlich einzusendenden Berichte 
rechtzeitig zugehen. 
Gemäß den Beschlüssen unserer Konferenz ist ‘das Ziel unserer F.Arbeit in 
der SP die revolutionäre Propaganda für unsere Organisation. Dieses Ziel ist 
in erster Linie durch die individuelle Propaganda anzustreben und zu 
erreichen. Erfolge in der individuellen Propaganda sind aber nur dann möglich, 
wenn wir es verstehen, uns die Basis für diese zu bereiten. Zu diesem Zwecke 
ist es notwendig, daß wir noch mehr als bisher systematische Arbeit innerhalb 
der SP leisten. Die beste Basis für unsere Propaganda ist eine ernste linke 
Opposition. Daher gehört zu den wichtigsten Aufgaben für die Arbeit 
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innerhalb der SP die Unterstützung und Befruchtung der linken Tendenzen’. 
(Auszug aus dem Beschluß “Unsere nächsten Aufgaben’). 


Damit ist die allgemeine Linie unserer F.Arbeit in der SP, SJ und 
Scharfbewegung in der nächsten Etappe vorgezeichnet, es gilt nun die 
organisatorischen Massnahmen zu treffen um sie schrittweise zu erweiter 
vertiefen und planmässig zu organisieren. Die organische Einbau in dies 
Organisationen, die Gewinnung des Vertrauens ihrer Arbeiterbasis und da 
erst die Wirksamkeit unserer F.Arbeit kann sich im allgemeinen nur in dre 
Etappen vollziehen: 


a) Aktive Mitarbeit in den untersten Einheiten der SP, SJ ui 
Scharfbewegung (Sektion, Ortsgruppe etc.). Damit ist wahrscheinlict 
immer die Notwendigkeit der Übernahme einer Funktion in diesel 
Organisationen verbunden, die uns damit aber auch im bedeutend höhere 
Maße das Recht zur Kritik und Mitbestimmung in diesen Organisation 
ermöglicht und eine enge und dauernde Kontaktnahme mit dem unte 
Funktionärskader erlaubt. 


b) Nach Schaffung einer festen Basis und Gewinnung des politisc) 
Vertrauens der ehrlichen SP Arbeiter, müssen unsere Genossen i 
politischen Einfluß bei diesen erweitern, sich als Delegierte zu d 
Parteikonferenzen (Bezirkskonferenzen etc.) wählen lassen und dort 
Möglichkeit mit anderen Genossen gemeinsam organisiert auftreten. D 
heißt in den Diskussionen zu den dort aufgeworfenen Fragen sprec 
eventuel auch eigene Anträge und Resolutionen einbringen. Somit 
einer wirklich linken revolutionären Position kämpfend zu ei 
Kristallisationspunkt einer revolutionären Opposition werdend. 

c) Das strategische Ziel dieser Arbeit ist endlich die Gewinnung der best 
fortgeschrittensten Arbeiter, bzw. ganzer Gruppen für unsere eig 
Organisation.“ 


Für die aktuelle Situation wurden ergänzend die Politischen Hinweise zur F.-Arl 
hinzugefügt: 
„l. In der nächsten Etappe wird das politische Leben in der SP vor 
durch die kommenden Wahlen bestimmt werden. Bei der Vorbereitung 
Diskussion des Wahlprogramms sind vor allem geschickt die Forde 
unseres Übergangsprogramms zu verwenden. (Studiere es aufmerksam!) 
zentrale Frage ist vor allem die Forderung ‘nach einer kapitalistenfl 
sozialistischen Alleinregierung’ nach den Wahlen zu stellen. 


2. Diskutiere die Stellung der SP zum Atlantikpakt. Zeige den fakti 
Bankrott der sogenannten Dritten Kraft auf und führe somit die eh 
sozialistischen Arbeiter auf den einzigen Ausweg für das Weltproletaria 
internationalen revolutionären Klassenkampf hin. 


191 Richtlinien für die Fraktionsarbeit in der SP, Nr.1, FAG, 1.4.1949 
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3. In der Vorbereitung der Maifeiern sind vor allem jene Losungen zu 
verwerten und praktisch anzuwenden, die sich aus den in Punkt | 
aufgeworfenen politischen Fragen ergeben. Jeder unserer Genossen nimmt 
aktiv an den Maifeiern teilt?” 


Gleichzeitig wurden in dem Papier /2 Punkte zur F.-Arbeit einige Tips zum 
konkreten Verhalten in der Fraktionsarbeit gegeben: 


„Für die fraktionelle Tätigkeit lassen sich nur wenige allgemeine Regeln 
aufstellen. Die Geschicklichkeit, Findigkeit und Phantasie wird jedem 
Einzelnen oft beistehen müssen. Aber unsere Konzeption für diese Tätigkeit 
wollen wir in einigen Punkten zusammenfassen: 


1. Erste Aufgabe ist sich in die am Anfang noch ungewohnte Umgebung 
einzuleben. Sich gründlich über die Personen und Tendenzen orientieren. Sich 
bei den nach links strebenden Elementen bekanntmachen. Sich das Vertrauen 
der Arbeiter erwerben. (...) 


2. Unsere Aufgabe besteht heute noch nicht so sehr darin, einen rev. Flügel 
herauszubilden, sondern bei dessen Herausbildung dabei zu sein und 
mitzuhelfen. Wir müssen auf ‘lange’ Sicht arbeiten und nicht den Schwerpunkt 
auf ‘schnelle’ individuelle Erfolge legen. Berücksichtigt muß werden, daß wir 
an einer Aktion teilnehmen, in der wir noch sehr ungenügende Erfahrungen 
haben. 


3. Unser Ziel muß sein: Wenn die Arbeiter in Bewegung geraten und zu den 
opportunistischen Organisationen und ihren verräterischen Führungen in 
Opposition treten, müssen wir bereits sein, einzugreifen, ihnen den Weg zu 
zeigen und gemeinsam mit ihnen zu kämpfen. Wir müssen diese Situation 
abwarten können und sie ausreifen lassen! 


4. Wir rollen am Anfang unserer Tätigkeit nicht so sehr theoretische Fragen 
auf, sondern agitieren für die Tagesinteressen des Proletariats. Wir nehmen die 
Opportunisten beim Wort und fordern einen wirklichen Kampf für deren 
eigene Programme. Dabei werden wir in jedem einzelnen Fall versuchen, diese 
‘Forderungen’ der Opportunisten in Übergangsforderungen einmünden zu 
Inssen. Basis dieser Tätigkeit ist das Übergangsprogramm. 


S. Jeder in der Fraktion tätige Genosse muß sich über die grundsätzlichen 
l'ragen der Partei im klaren sein und muß vor allem jederzeit in der Lage sein, 
lrnst und Charakter seiner opportunistischen Partner richtig einzuschätzen. 
( -) Basis dieser Tätigkeit sind die Thesen der ersten vier Weltkongresse der 
Komintern. 


O Jeder Verein hat seine eigene Problematik. Wenn man in ihm etwas 
mitreden will, muß man die Fragen, die ihn bewegen, genau kennen. Wir 
müssen also seine Presse und die Einstellung seiner führenden Funktionäre 
Mindig studieren und sie mit der Stimmung bei den Mitgliedern derselben 
Oipanisation vergleichen. 


Wehe Hinweise zur F.-Arbeit, 1.4.1949, FAG 
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7. Individuelle Prop.Fälle wollen wir solange es geht, im Rahmen je 
Organisation, wo wir eingesetzt sind, belassen und mit ihnen dort 
oppositionelle Zelle bilden. Diese Zellen werden eine Zwischenstation in d 
Entwicklung zu unserer Org. darstellen, sie werden der besseren Auslese 
unserem größeren konspirativen Schutze dienen. Auch für 

Fraktionstätigkeit selbst werden sie von Vorteil sein. Dabei ist in jede 
einzelnen Fall an die zweckmässige Koppelung der offenen Opposition mit d 
geheimen Fraktion zu denken. 


8. Jene Genossen, die sich in diesen Übergangszellen bewähren und 
Kaderelementen befähigt sind, werden wir als Kandidaten in unsere O 
übernehmen. Es ist aber auch möglich, daß solche Übergangszellen (event 
verstärkt durch weitere Genossen von uns) zu konspirativen BZ oder gar I 
fortgeschrittenen Stadium zu AZ”, also zu Teilen unserer Org selbst werde 


9. Für's erste steht uns für die Fraktionsarbeit nur unser marxistisches Wis 
zur Verfügung, das wir mündlich weitergeben. zur weiteren Unterstützı 
unserer Fraktionstätigkeit soll uns auch unser schriftliches Propagandamate! 
(der Sozialist), sowie in besonders günstigen fortgeschrittenen Prop.-Fä 
unsere eigenen Org.Propagandaschriften (Spartakist, Sonderschriften etg 
dienen. Ihr Einsatz ist in jedem einzelnen Fall sorgfältig zu prüfen! 


10. Jedes zweite Monat, erstmalig zum 5. Mai 1949 sind von jedem in d 
Fraktionsarbeit tätigen Genossen periodisch schriftliche Berichte zu lieft 
Bei besonderen Anlässen muß das sofort erfolgen. Dies muß initiati 
geschehen. Die Berichte selbst sind mit konkreten Vorschlägen, kritiso 
Rückblicken und den vermutlichen Perspektiven der Fraktionstätigkeit 
verbinden und sollen vor allem folgendes enthalten: 


a) Die eigene Stellung in der Einsatzorganisation (politischen Ein 
eventuelle Verbindungen mit eigenen und sympathisierenden Genossen. 


b) In welcher Form wurde bisher systematische F. Arbeit geleistet? 


c) Die Reaktion der Parteibürokratie auf unsere Tätigkeit. Die Lage ande | 
Gruppierungen in der SP, SJ, Scharfbewegung etc. 


d) Berichte über den Einsatz des ‘Sozialist’. Über Kritiken an der Zeitung) 
Welche Artikel hältst Du für notwendig? Mache diesbezüglic 


Vorschläge. - Sammle Adressen zur Weitergabe des ‘Sozialist’.“'”* 


Das zentrale schriftliche Propagandainstrument der IKÖ in der SPÖ-Intervention 
also die Fraktionszeitung Der Sozialist - Herausgegeben von oppositionel 
sozialistischen Arbeitern. In dem Kasten Was will „Der Sozialist“? wurden d 
Zielsetzungen wie folgt angegeben: 


„Der Sozialist dient der Aufklärung und Erziehung der sozialistis 
Arbeiterschaft. Der Sozialist stellt sich die Aufgabe, mitzuhelfen am Aufb 


193 BZ = B-Zellen, AZ = A-Zellen der IKÖ 
194 12 Punkte zur F.-Arbeit, 1.4.1949, FAG; Tatsächlich sind in diesem Papier aber n 
zwölf, sondern nur zehn Punkte enthalten. 
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einer ernsten Linken in der Sozialistischen Partei. Der Sozialist will in der 
Partei wieder den Geist des Hainfelder Programms wachrufen, der durch die 
Politik der gegenwärtigen Parteiführung verschüttet ist. Lest und durchdenkt 
den Sozialist! Diskutiert über seine Ansichten mit anderen ehrlichen, 
aufrechten sozialistischen Genossen! Verbreitet seine Ideen in der 
Sozialistischen Partei weiter! Helft dem Sozialist in seinem Kampf zur 
Durchsetzung einer konsequenten sozialistischen Arbeiterpolitik!“'? 


Auf welcher politischen Linie im Sozialist vorgegangen wurde, sei mit einem Beispiel 
kun dem Sommer 1950 illustriert. In dem Beitrag Acht Punkte zum kommenden 
Parteitag ist die Stoßrichtung zusammengefaßt: 


„In knapp zwei Monaten (2.-4. September in Graz) findet der nächste 
Parteitag statt. es ist daher jetzt schon notwendig, daß die brennendsten 
Fragen, mit denen sich der Parteitag beschäftigen muß, in den Sektionen und 

Jugendgruppen diskutiert und entsprechende Anträge vorbereitet werden. Wir 

oppositionellen Sozialisten stellen bei der Vorbereitung des Parteitages 

folgende Punkte in den Vordergrund: 

1. Für die breiteste innerparteiliche Demokratie. - Veröffentlichung aller 
Anträge vor dem Parteitag in der Parteipresse oder in eigenen Broschüren, 
die allen Mitgliedern zugänglich gemacht werden müssen. - 
Veröffentlichung des Protokolle des Parteitages. - Minderheitsrechte für 
Oppositionen (Vetretung in den führenden Organen, Herausgabe von 
eigenen Schriften im Rahmen der Partei). - Diskussions- und Redefreiheit - 
Stimmrecht nur für jene Delegierte, die von der Mitgliedschaft und den 
Vertrauensmännern gewählt wurden. 


2. Für eine klassenkämpferische Gewerkschaftspolitik zur Verbesserung der 
lage der Massen. - Erhöhung der Reallöhne auf Kosten der 
kapitalistischen Profite. - Regelmäßige Veröffentlichung des 
Lebenshaltungskostenindexes durch die Arbeiterkammer und die 
Gewerkschaften, wie vor 1934. - Kontrolle der Produktion und Verteilung 
durch die Betriebsräte und Gewerkschaften. - Mitbestimmung der 
Betriebsräte - Einsicht in die Geschäftsbücher der Kapitalisten. - Kampf in- 
und außerhalb des Parlaments gegen die kapitalistische Rauboffensive. - 
Gegen die Kartelle. 

3. Für ein Kampfprogramm gegen die Arbeitslosigkeit. - Verkürzung der 
Arbeitszeit ohne Lohnkürzung, d.h. die Aufteilung der vorhandenen Arbeit 
auf alle Arbeiter. - Öffentliche Lehrwerkstätten zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit unter der Jugend. - Öffentliche Arbeiten und Bauten, zu 
denen die Mittel durch Besteuerung der kapitalistischen Profite und des 
kapitalistischen Luxus aufgebracht werden müssen. - Konsequenter Kampf 
gegen den Kapitalismus, der die Grundursache der Arbeitslosigkeit ist. 


4. Für eine sozialistische Wohnungspolitik. - Teilung von Großwohnungen 
und Villen zugunsten der Wohnungslosen. - Für die entschädigungslose 


m Wax will „Der Sozialist“? , Der Sozialist Nr.18, Juli 1950 
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Enteignung der Zinshäuser. - Für den sozialen Wohnhausbau, zu dem d 
Mittel durch Besteuerung der kapitalistischen Übergewinne und d 
kapitalistischen Luxus aufgebracht werden. 


5. Für die konsequenteste Demokratie. - Demokratisierung der Verwaltus | 
- Demokratisierung der Bezirkshauptmannschaften. - Wiedereinfüh 


der Geschworenengerichte. - Ersetzung der Berufsrichter d 
Laienrichter bei Übertretungen und kleineren Vergehen. - Vollstäne 
Trennung von Kirche und Staat. - Keine Steuergelder 


Religionsgemeinschaften. - Kein Religionsunterricht an öffentlie 
Schulen. - Keine konfessionellen Schulen. - Kostenloser Unterricht f 
Begabte an höheren Schulen. - Gegen das Bildungsprivileg der Reichen 
Gegen das Bundesheer - für eine Volksmiliz. - Für den Abzug a 
Besatzungstruppen. 


6. Gegen den volksdemokratischen Terror. - Für die Demokratie in d 
Arbeiterbewegung. - Gegen bürokratische Bevormundung 
Ausnützung der Arbeiterbewegung durch den Kreml. - Für ehrliche 
sachliche Austragung der politischen Differenzen innerhalb d 
Arbeiterbewegung - gegen die politische Lüge und Verleumdung. - F 
eine vom Kreml und Imperialismus unabhängige sozialistis 
Klassenpolitik. - Für den proletarischen Internationalismus. 


7. Kampf gegen Reaktion und Faschismus. - Mobilisierung der Massen ( 
nicht nur der kapitalistischen Polizei) gegen die Provokationen des VdU; 
Mobilisierung der Massen zur Verteidigung der von der Reakt 
bedrohten demokratischen Rechte und Freiheiten. - Errichtung 
Ordnerorganisationen zum Schutze der Versammlungen und d 
Eigentums der Arbeiterorganisationen. - Der konsequente Klassenka 
gegen die Bourgeoisie ist der beste Kampf gegen Reaktion 
Faschismus. 


8. Schluß mit der Koalitionspolitik. - Schluß mit Geheimverhandlungen u 
Packelei des Parteivorstandes. - Schluß mit jeder Zusammenarbeit mit d 
Bourgeosie. - Für eine sozialistische Regierung, die sich auf d 
Gewerkschaften und die übrigen Massenorganisationen der Arbeiterkl 
stützt. - Für eine konsequente sozialistische Politik, die den Sturz d 
Bourgeoisie zum Ziele hat. 


Genossen, wählt nur Delegierte Eures Vertrauens! 


Insgesamt wurden in diesem Text wohl ziemlich genau die Grenzen abgesteckt, bis 
denen man 1950 gehen konnte, ohne sich unter den SP-Arbeitern völlig zu isolie 
Bei Punkt 6 hat man freilich - auch wenn von einem trotzkistischen Standpunkt geg 
keine der Formulierungen etwas einzuwenden ist - den Eindruck, daß hier el 
gewisse Anpassung an die Stimmung der sozialdemokratischen Arbeiterschaft, in d 
sich Antistalinismus doch auch mit Antikommunismus vermischte, vorgeno 


196 Acht Punkte zum kommenden Parteitag, Sozialist Nr.18, Juli 1950 
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Auf der 3. Konferenz der IKÖ 1951 konnte die Mehrheit dann bereits auf gute zwei 
Jahre Fraktionsarbeit zurückblicken. In der Perspektivenresolution wurden daraus 
lulgende Schlüsse gezogen: 


„Aus unserer Einschätzung der Lage ergibt sich, daß der günstigste Boden für 
unsere Tätigkeit nach außen im Rahmen der SP ist. Auf Grund unserer 
Erfahrungen in den letzten Jahren und der Entwicklung innerhalb der SP ist es 
möglich, für diese Arbeit ein viel konkreteres Programm aufzustellen, als dies 
auf der 2. Konferenz möglich war. Es ist dies ein Fortschritt, der nicht 
übersehen werden darf: Das taktische Ziel unserer Fraktionsarbeit in der SP ist 
nach wie vor, die Herausbildung eines linken Flügels innerhalb der SP zu 
unterstützen und zu befruchten. Die Linie auf die diese Arbeit geleistet wird 
ist die bisher in der Aktion ‘Y’ verfolgte und weiter zu verfolgenden: Die 
innerhalb der SP jeweils wichtigsten aktuellen Fragen (z.B. Lohn-Preis-Pakte, 
Wahlen, wichtige Konferenzen, Parteitage usw.) müssen von unseren 
Genossen zum Anlaß genommen werden, um im Kreise von kritischen, 
bewußteren Mitgliedern innerhalb der SP kritisch aufzutreten. Unsere Kritik 
an der Linie des SP-Parteivorstandes soll immer positiv sein, d.h. wir müssen 
es verstehen, den von uns abgelehnten Standpunkt der SP’Führung einen für 
die besten SP-Arbeiter verständlichen Ausweg gegenüberzustellen: Der 
Koalitionspolitik - den konsequenten Klassenkampf gegen die Bourgeoisie; 
der “Macht’politik der SP-Bürokratie im Parlament und in den Ministerien - 
die wirkliche Macht der Arbeiterklasse; der verschwommenen ‘realpolitischen’ 
Sprache der SP-Führung - die Klassensprache des Proletariats. Wir werden 
uns auch in der kommenden Etappe auf zwei wichtige Fragen konzentrieren: 
Auf die Koalitionspolitik und die Machtfrage. Wr werden uns bemühen, an 
Hand dieser beiden Kardinalfragen den besten oppositionellen Elementen 
innerhalb der SP zu helfen, den beispiellosen Verrat der SP-Bürokratie zu 
erkennen. Unsere Genossen müssen innerhalb der oppositionellen 
Gruppierungen der SP tätig sein, aber auch selbst oppositionelle Elemente um 
sich sammeln. Ob es zweckmäßig ist, auf der Linie der Aktion ‘Y’ oder durch 
individuelle Bearbeitung gewonnene Elemente, weiter in unsere Organisation 
zu führen oder zuerst in die oppositionellen Gruppierungen, wird in jedem 
Falle nach taktischer Zweckmäßigkeit entschieden werden müssen. Um den 
notwendigen Erfahrungsaustausch unserer in der Fraktion tätigen Genossen zu 
verbessern ist eine straffere zentrale Führung der Fraktionsarbeit notwendig. 


Die Arbeit in den Betrieben und in den Gewerkschaften bleibt nach wie vor 
wichtig. Dort wo es möglich ist, diese Arbeit innerhalb der SP-Fraktion der 
Gewerkschaft zu leisten, ist dies der günstigste Punkt, da wir hier mit dem 
wichtigsten Teil der SP.Opposition, der Opposition in den Betrieben, in 
unmittelbaren Kontakt kommen. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß die 
Arbeit in den Betrieben die schwierigste ist, da es hier nicht nur auf 


107 


Die 1954 von der wiedervereingten IKÖ angenommenen Resolution Lage 1 
Aufgaben in Österreich bestätigte die Ausrichtung auf die SPÖ, nun aber - obwohl 
aber auch zuvor zwischen IKÖ und IKÖ (O) in Praxis keine großen Unterschied 
bestanden - nicht mehr unter dem Etikett der Fraktionsarbeit, sondern unter dem d 
SP-Arbeit oder des Zunfrismus: 


19 Die Lage und unsere Aufgaben, Resolution der 3. Konferenz der IKÖ (im Anhang d 
Konferenzprotokolis) 


oppositionelles Reden und Diskutieren, sondern vor allem auch 
konsequentes Handeln ankommt.“'”” 


„Die erste Phase unserer Arbeit in der SP bestand in dem individue 
Eindringen unserer Genossen in diese Partei oder deren Gliederungen und di 
Zusammenfassung unserer Mitglieder zu einer Fraktion. Da es sich in die 
Phase vor allem darum handelt, die Anerkennung als gleichberechtig 
Mitarbeiter zu erhalten, mußten wir bei der Vertretung unserer politiso 
Ansichten zurückhaltend sein und durften über das durchschnittli 
Bewußtsein der SP-Arbeiter nicht viel hinausgehen. 


Bei dieser Etappe unserer Arbeit in der SP enstehen zwei Gefahren. Erste 

können unsere Genossen durch allzustarkes und allzulanges Anpassen an d 
Arbeitsbedingungen in der SP dem Praktizismus und dem Opportunismus d 
SP verfallen. Zweitens besteht die Gefahr der Isolierung, unter Umständ 
sogar der Entdeckung unserer Fraktion, wenn wir mit allzu überspitzt 
Ansichten auftreten. Beiden Gefahren konnten und können wir nur begegne 
wenn wir gleichzeitig mit der Arbeit in der SP die organisierte Tätigk 
unserer selbständigen Organisation fortsetzen, d.h. uns intensiv in den Zel 
mit den nationalen und internationalen Problemen der Arbeiterklasse vo 
Standpunkt der EV. Internationale aus beschäftigen. 


Für diejenigen unserer Genossen, die sich in der SP bereits akklimatisi 
haben, beginnt jetzt eine zweite Phase ihrer Arbeit. Sie müssen lernen, e 
dem jeweiligen Niveau ihres Milieus entsprechende Linie, die linker ist als d 
Durchschnittsansichten, konsequent einzuhalten. Dabei kommt es nicht auf d 
‘revolutionäre’ Form, sondern auf den Inhalt an. ‘Linker’ als die anderen d 
hier nicht bedeuten, tausende Schritte von der SP-Linie entfernt allein 
einer eigenen Linie zu marschieren, sondern soll bedeuten, immer nur ei 
Schritt dem Bewußtseinsniveau der SP-Arbeiter vorauszusein, um es ihnen a$ 
ermöglichen, den Anschluß zu finden. x 


Zur Durchführung einer solchen Linie gehört viel Geschick und Erfahrung. 
gehört vor allem eine gründliche Kenntnis der Entwicklung und d 
Tendenzen innerhalb der SP dazu. Die Entwicklung seit 1945 hat gezeigt, d 
es keiner Strömung innerhalb der SP gelungen ist, die Führung der Recht 
(Schärf, Helmer, Waldbrunner) zu erschüttern oder gar die Einheit der Part 
ernstlich zu gefährden. Die einzelnen oppositionellen Strömungen wurdg 
entweder ausgeschlossen (die prostalinistische Scharf-Gruppe) oder endet 
zumindest vorläufig in der Isolierung (Opposition in der Gewerkschaft, $ 
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Hindels). Die Scharf-Gruppe war Ausdruck der Massenunzufriedenheit der 
ersten Nachkriegsjahre und hatte anfangs Aussicht, zu einer ernsten 
oppositionellen Strömung zu werden. Ihr Abschwenken zum Prostalinismus 
schnitt ihr jedoch jede weitere Entwicklung ab und ließ sie zu einer Sekte 
erstarren. Die Opposition gewisser Gewerkschaftsbürokraten (Hillegeist- 
Mantler) war ein Reflex der Massenunzufriedenheit der ersten Jahre des 
Marshallplanes. Die mit dem Fortschreiten des Marshallplanes sich ergebende 
Konjunktur stoppte ihre Entwicklung ab. Die ersten Erschütterungen, die sich 
mit dem Zuendegehen des Marshallplanes zeigten, drückten vorübergehend 
die ganze SP relativ nach links, welcher Umstand schließlich das 
Verschwinden dieser oppositionellen Ansätze bewirkte. 


Die SJ-Hindels-Opposition ging in den ersten Nachkriegsjahren aus der SJ- 
Führung hervor. Obwohl die meisten Leute der SJ-Opposition später vor den 
Rechten kapitulierten, behauptet sich Hindels mit einem kleinen Kreis bis 
heute. Er versucht durch seine Tätigkeit in den Gewerkschaften Anschluß an 
die Betriebsarbeiter zu gewinnen. Er stellt zweifellos einen der fähigsten und 
potentiell wichtigsten zentristischen Führer dar. 


Keine der aufgezählten oppositionellen zentristischen Tendenzen konnte Teile 
der SP-Betriebsarbeiterschaft an sich ziehen, obwohl sie sich zweifellos 
bemühten, in dieser, als der potentiell wichtigsten Kraft jeder Opposition, eine 
Stütze zu gewinnen. Zu den bereits oben angeführten Ursachen für diese 
Erscheinung kommen noch hinzu: die SP-Arbeiter erblicken in relativ kleinen 
Gruppierungen wie SJ und Hindels-Opposition keine wirkliche Perspektive; 
sie befürchten eine Spaltung der SP als Folge des oppositionellen Kampfes; 
die parlamentarischen Illusionen haben noch große Kraft. 


Der Entwicklungsgang der oppositionellen Tendenzen in der SP seit 
Kriegsende lehrt uns, daß wir die objektiven und subjektiven Faktoren bei der 
Entstehung und Entfaltung solcher. Tendenzen fortlaufend genau analysieren 
müssen. Dadurch können wir ihre aktuelle und potentielle Bedeutung 
möglichst exakt einschätzen und demgemäß unsere Taktik einrichten. Welche 
Rolle und Bedeutung die seit 1945 hervorgetretenen oppositionellen 
Tendenzen künftig bei der Herausbildung eines ernsten linken Flügels in der 
SP und bei der schließlichen Formierung der neuen Klassenpartei erlangen 
werden, ist heute schwer abzuschätzen; es ist eher zu erwarten, daß sich im 
Zusammenhang mit den kommenden Ereignissen neue oppositionelle Kräfte 
und Tendenzen zeigen werden. Zweifellos ist der Herausbildungsprozeß der 
neuen revolutionären Klassenpartei sehr kompliziert und relativ langwierig. 


Daraus folgt, daß wir uns darauf einstellen müssen, längere Zeit in der SP zu 
bleiben. Wir müssen vor allem trachten, in den potentiell wichtigsten Teilen 
der SP, in die Reihen der Betriebsarbeiterschaft einzudringen und dort 
wichtige Positionen zu besetzen. Wir müssen damit rechnen, daß nur schwere 
wirtschaftliche, politische und soziale Erschütterungen imstande sein werden, 
die Stellung der rechten SP-Führung zu erschüttern und Bedingungen für die 
Iintstehung von größeren zentristischen Gruppierungen zu schaffen. Bei 
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gleichzeitigem Vorhandensein einer spontanen Massenbewegung wird sich 
dieser Lage die reale Möglichkeit für die Schaffung der neuen revolutionä 
Klassenpartei unmittelbar ergeben. es muß unser heute schon ins A 
gefaßtes Ziel sein, daß sich dann unsere Kader aktiv sowohl im Zentrum d 
spontanen Massenbewegung als auch im Zentrum der politischen Beweg 
der zentristischen Strömung befinden. (...) 


Wenn wir damit rechnen, daß unsere Genossen noch eine Reihe von Ja 
innerhalb des Milieus der SP arbeiten werden, so birgt das gewisse Gefah 
denen wir begegnen müssen. Folgende Punkte müssen beachtet werden, dam 
das Ziel unserer Arbeit in der SP erreicht wird: 


a) Um in den Zellen die aus unserer Arbeit in der SP sich ergebend 
Probleme und Aufgaben laufend von unserem trotzkistischen Standpu 
aus bewältigen zu können und das revolutionäre Bewußtsein 
Mitglieder ununterbrochen zu stärken, ist das Studium und die Diskussio 
der wichtigsten Dokumente unserer Internationale eine vordringlich 
Aufgabe. Die Notwendigkeit des Bestehens einer nach den Prinzipien d 
demokratischen Zentralismus aufgebauten und geführten Weltpartei soll 
Bewußtsein unserer Mitglieder fest verankert werden. 


b) Die Schulungs- und Erziehungsarbeit muß trotz der vielen Aufgaben, d 
uns aus der Arbeit in der SP erwachsen, aufrecht erhalten werden. D 
Studium der Arbeiten von Marx-Engels, Lenin und Trotzki gehört nad 
wie vor zu den laufenden Aufgaben. Das gleiche gilt für die wichtigst 
Probleme der internationalen Revolution, im besonderen « 
Kolonialrevolution. 


c) Es müssen Mittel und Wege gefunden werden, um neue, vor allem jung 
Kräfte an unsere Organisation heranzuziehen. Trotzdem für d 
individuelle Propaganda innerhalb der SP konspirative Schwierigkeit 
bestehen, müssen konkrete Versuche unternommen werden. Hier gibt 
ein wichtiges Arbeitsgebiet für Genossen, die aus dem einen oder ande! 
Grund nicht in der SP verankert sind 


d) Die Mitarbeit an einem zentristischen Organ innerhalb der SP oder « 
Unterstützung eines solchen durch unsere Fraktion gehört zu d 
Aufgaben der nächsten Etappe unserer Arbeit in der SP. Es würde möglie 
sein, in einem solchen Organ die nationalen und internationalen Proble 
des Klassenkampfes zu behandeln, zwar nicht vom revolutiond 
Standpunkt aus, aber zumindest auf einer Linie, die der Linie unserer SR 
Arbeit entspricht. Beim Erscheinen eines solchen Organs, das zweifellos 
Zentrum unserer Arbeit in der SP stehen wird, wird es doppelt notwen 
sein, daß unser offizielles Organ weiter regelmäßig erscheint und d 
vollen trotzkistischen Standpunkt vertritt. 


e) Um die täglichen Aufgaben in der SP-Arbeit erfüllen zu können, ist 
notwendig, eine schmiegsame Taktik auszuarbeiten. Die Überprüfung u 
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Ergänzung dieser taktischen Linie an Hand der Erfahrungen, wird eine 
ständige Aufgabe der gesamten Organisation sein. (e7 


Diosc letzte angeführte Passage zeigt erstens, daß es beim tiefen Entrismus eben 
darum ging, eine linke, zemrristische Strömung aufzubauen, und nicht darum, 
Innerhalb der SPÖ eine revolutionäre Strömung mit vollem Programm zu formieren. 
letzteres war unter den objektiven Bedingungen sicherlich nicht möglich. Fragt sich 
Ai, ob das gegen das Auftreten mit vollem Programm oder gegen den Pabloschen 
Kntrismus spricht. Die Passage zeigt aber zweitens, daß sich die IKÖ 1954 durchaus 
Antiber im klaren war, daß a) das Bewußtsein und die Stimmung für die Entwicklung 
einor Opposition innerhalb der SP-Arbeiterschaft nicht sehr günstig waren und daß b) 
mlt keinen kurzfristigen Erfolgen zu rechnen ist. Drittens beinhaltete diese Textstelle 
Auch einige weniger treffende Einschätzungen: Der Niedergang der verschiedenen 
Oppositionsströmungen war wohl weniger auf eine relative Linksentwicklung der 
BPO zurückzuführen, sondern vor allem auf die Stabilisierung des Kapitalismus und 
damit die Verfestigung der materiellen Grundlage für den Reformismus. Und obwohl 
man sich auf eine längerfristige Perspektive der Intervention in die SPÖ einstellte, 
fechnete die IKÖ - und hier besonders die Führung der ehemaligen Opposition - doch 
In absehbarer Zeit mit einer massiven Zuspitzung der Klassenkämpfe und damit auch 
Mit einer grundlegenden Änderung der Situation in der Sozialdemokratie. Daß der 
Reiorınismus gerade in Österreich noch eine jahrzehntelange relativ stabile Existenz 
vor sich haben sollte, erwartete niemand - und konnte aufgrund der bisherigen 
himorischen Erfahrungen auch nur schwer jemand erkennen. 


Angesichts dessen waren die Ergebnisse der IKÖ-Intervention in die 
Nnrinidemokratie in den zehn Jahren der alliierten Besatzung eher mager. Vom 
Aulbau eines linken Flügels oder auch nur der Beteiligung an einem solchen war man 
weli entfernt. Was aber sicherlich gelang, war die Verankerung von Genossen in 
Warinstrukturen der SPÖ und in der Hindels-Strömung, in denen man durch 
Binkussionen und teilweise auch durch die Fraktionszeitung eine gewisse politische 
Revintlussung ausüben konnte - eine Beeinflussung, die über wohlwollende 
Yauntimmung nicht hinausging und keine praktischen Folgen hatte, eine Verankerung, 
Yon der man aufgrund der ausbleibenden Klassenkämpfe nicht profitieren konnte. 
Dioson geringen Erfolgen stand außerdem gegenüber, daß sich etliche Genossen so 
Hark in das Milieu der SP-Arbeiterschaft, dem sie ja meist selbst entstammten, 
INeyriert hatten, daß sie sich ihm schließlich auch politisch anpaßten und in ihm 
Mufuingen. Hatte die IKÖ bei der 2. Konferenz 1949 noch gut 80 Genossen, so waren 
@s boi der Wiedervereinigung 1954, also nach fünf Jahren SP-Intervention, nur noch 
wns über 40 aktive Mitglieder und Kandidaten. Diese numerische Schwächung war 
aber Iteilich nicht nur auf die wenig erfolgreiche Arbeit in der Sozialdemokratie 
Wirlckzuführen, sondern vor allem auf die allgemeine gesellschaftliche Entwicklung 
und nuch auf die demoralisierende Wirkung der Spaltung. 


m Juge und Aufgaben in Österreich, Spartakist Nr.82, Juni 1954 
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6. Die IKÖ zu Titoismus und Stalinismus 


Nach dem Entrismus war die Einschätzung der Entwicklung des Stalinismus und i Á 
besonderen des Titoismus die zweite wichtige Frage, in der zwischen der IKÖ und 
dem von Pablo geführten IS wesentliche Differenzen bestanden. Nachdem die IKQ 
seit ihrem Bestehen in ihrer Presse und ihrer internen Diskussion ein Augenmerk a 
die internationale Lage im allgemeinen und auf die Sowjetunion und den Stalinism 
im speziellen gelegt hatte, beschäftigte sie sich im Frühjahr 1948 in einen 
ausführlicheren Artikel!” mit den Umwälzungen in den osteuropäischen, vol 
sowjetischen Truppen besetzten Ländern. 


Man begann mit Grundsätzlichem: Die Sowjetbürokratie verteidige die Sowjetuniof 
nicht nach von proletarisch-revolutionären Gesichtspunkten, sondern allein nao 
militärisch-strategischen. Sie „liquidiert mit polizeilich-administrativen Mitteln, duro 
eine ‘Revolution von oben’ die Bourgeoisie und gleicht die annektierten Länder 
ihrer wirtschaftlichen Struktur vollständig der Sowjetwirtschaft an.“ Das wäre H 
Ostpolen, dem Baltikum und in Ostpreußen passiert, während von Polen b 
Bulgarien auf eine Annexion verzichtet worden sei, weil die Stalinbürokratie kei 
Konfrontation mit dem Imperialismus provozieren wollte. 


In der ersten Etappe nach 1945, nach der Erstickung der Masseninitiativen durch d 
Stalinisten, seien in den osteuropäischen Ländern die kapitalistisc 
Eigentumsverhältnisse vorherrschend geblieben. Die Durchdringung 
Staatsapparates - insbesondere des Innenministeriums inklusive der Polizei - durg 
die mit den Bürgerlichen kooperierenden Stalinisten hätte nichts an de 
klassenmäßiger Zusammensetzung geändert. „Diese beiden Tatsachen bestimmen d 
sozialen Charakter dieser Länder als kapitalistischer Staaten - auch wenn sie 
‘kommunistischen’ Regierungen geführt werden, auch wenn an ihrer Spitze dý 
Stalinbürokraten Gottwald, Tito und Dimitroff stehen.“ 


Erst die Zuspitzung der Gegensätze zwischen Imperialismus und Sowjetbürokre 
und ein damit verbundenes Aufkommen der osteuropäischen Bourgeoisien würde ( 
Stalinisten zwingen, „die Bourgeoisie auf mechanische und administrative Weise 
liquidieren und die Länder des ‘Glacis’ der SU einzuverleiben.“ Der Beginn 
Marshallplanes und des Kalten Krieges durch den Westen sei ein Versuch ge 
„das strategische ‘Glacis’ der SU (...) zu sprengen“. Daraufhin hätte die sowjetiag 
Führung auf die Gleichschaltung gesetzt, wobei die Mobilisierung der Ma 
lediglich in bürokratisch kontrollierten Formen abgelaufen wäre. 


Abgesehen davon, daß die IKÖ davon ausgeht, daß die Umwälzung 
Eigentumsverhältnisse mit einer direkten Annexion durch die Sowjet 
einhergehen werde, hatte sie also durchaus ein treffendes Verständnis | 
Entwicklungsprozesse in den osteuropäischen Staaten. Das Proletariat 
Glacisstaaten stehe in dieser Situation jedenfalls „vor der schweren Aufgabe, 
Kampf gleichzeitig gegen die ‘eigene’ Bourgeoisie wie gegen die das demokra 
Selbstbestimmungsrecht mit Füssen trampelnde Sowjetbürokratie führen zu mü 


19 Kine „Volksdemokratie“ wird gleichgeschaltet!, Spartakist Nr.30, März 1948 
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Im Sommer 1948, unmittelbar nach dem Bruch zwischen Stalin und Tito, ging die 
IKÖ auf diese Frage ein: Auch wenn Jugoslawien bereits 1946 etwa 82 Prozent der 
Industrie verstaatlicht hätte, hätte die Dorfbourgeoisie ihre Position behaupten 
können. „So ist im Grunde die kapitalistische Profitwirtschaft erhalten geblieben. was 
sich geändert hat, sind die Formen, unter welchen sie betrieben wird: Verstaatlichung 
usw. Der kapitalistische /rıhalt wird für die meisten Arbeiter durch die Formen 
verhüllt. Aber er ist da und wird und muß sich geltend machen.“?° Diese neuen 
Formen seien der schwer angeschlagenen Bourgeoisie nach dem Krieg aufgezwungen 
worden, gleichzeitig die Massenenergien in die Volksfront gelenkt worden. 


„Die Stalinpartei, mit Tito an der Spitze, rettete die Bourgeoisie um den Preis 
ihrer völligen politischen Unterwerfung unter die Kontrolle und Macht der 
Stalinbürokratie. (...) Der alte kapitalistische Staatsapparat war nach dem 
Krieg ziemlich hergenommen. dennoch war er klassenmäßig ein 
kapitalistischer Staatsapparat. (...) Da nun die “Volksdemokratien’ im Grunde 
bürgerliche Regimes sind, Regimes, die die ökonomische Basis der 
Bourgeoisie, ihre Profitwirtschaft nur der Form, nicht aber dem Inhalt nach 
verändert haben (was nur die proletarische Revolution vermag), so muß sich 
diese ihre bürgerliche Klassennatur äußern, d.h. die Bourgeosie wird sich 
unvermeidlich ihre verlorengegangenen politischen Positionen 
zurückzuerobern trachten.“ 


Hlor zeigen sich theoretische Schwächen oder Unsicherheiten der IKÖ: Sie hält ein 
Auflerkraftsetzen der kapitalistischen Profitwirtschaft nur durch eine proletarische 
Revolution für möglich. Dabei muß freilich in Rechnung gestellt werden, daß zu 
diesem Zeitpunkt der Charakter der stalinistischen Umwälzungen der 
Riyontumsverhältnisse in Osteuropa 1948/49 kaum einschätzbar war. 


Wan den Hintergrund des Bruches zwischen Stalin und Tito betrifft, so argumentierte 
die IKÖ, daß es um verschiedene Interessen von nationalen stalinistischen 
Hirokratien ginge, die sich besonders in der Frage der von Tito angestrebten?" und 
Yon Stalin abgelehnten Balkanförderation gezeigt hätten. Es sei schwer, ein 
Pukumment zu finden, das den Beschluß der Kominform?"? über den Ausschluß Titos 
yan Hicuchelei und grotesker Komik zu überbieten imstande ist“. Bezüglich dem 
Nallonulismus- Vorwurf der Stalinisten an Tito meint die IKÖ: 


„Zweifellos: der nationalistische Kurs Titos ist vorhanden. Aber erst seit 
heute? Die Kremibürokratie, die überall, in allen Ländern eine 
nationalistischen Kurs eingeschlagen hat, die selbst ihren grossrussischen 


Wix bedeutet der Bruch mit Tito?, Sparlakist Nr.34, Juli 1948 

In diesem Zusammenhang ist die IKÖ der Ansicht, daß Tito „den Nationalismus der 
bischen Bourgeoisie übernommen (habe), mit deren Resten er in der “Nationalen Front’ 
Mmonurbeitet“. 

munlorm = Kommunistisches Informationsbüro: lose, von 1947 bis 1956 existierende 
inche „Nachfolgeorganisation“ der 1943 aufgelösten stalinisierten Komintern. 
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Nationalismus überall voranstellt, hat den Nationalismus Titos erst entdecke 
als er ihren eigenen außenpolitischen Interessen im Wege stand!“?°° 


Mit dem ihm von der Moskauer Bürokratie vorgeworfenen 7rotzkisnmus hätte T 
hingegen überhaupt nichts zu tun. Wenn „Tito, der gelehrige Schüler eben di 
Bürokratie (...) seinen Lehrmeistern Degeneration“ vorwerfe, dann hätte 
„tausendmal recht. Aber es fragt sich, was er damit meint und welche Schlüsse 
daraus zieht!“ Mit dem trotzkistischen Verständnis des Degenerationsprozesses hätt 
er jedenfalls nichts zu schaffen. Er hätte vielmehr „die Politik und Methoden d 
Stalinbürokratie überall mitgemacht“ wie in Spanien, wo er GPU-Agent gewesen sel 
und würde sie jetzt in Jugoslawien weiter betreiben: 


„(..) er denkt nicht im mindesten daran, seine eigene bürokratische Diktat 
über die Massen aufzugeben, das Polizeiregime über sie zu liquidieren, d 
jugoslawische Bourgeoisie durch die Entfaltung der revolutionären Energi 
der Massen zu stürzen, die freie jugoslawische Republik der Arbeiter 
armen Bauern aufzurichten, die sich auf die frei gewählten Arbeiter- 
Kleinbauernräte stützt. An das alles denkt Tito nicht: er ist nach wie vo 
Fleisch vom Fleische der Stalinbürokratie.“ 


Besonders absurd sei es schließlich nach Ansicht der IKÖ, wenn die Kominform Titt 
„Negation der führenden Rolle der Partei“ und „Bürokratismus“ vorwerfe. Bezüglic 
letzterem sie die jugoslawische Partei ein „Ebenbild der russischen Stalinpartei“ ung 
bezüglich ersterem würden die Stalinisten seit 1934 dauernd von den /nteressen a 
Nation und ähnlichem daherreden, von den proletarischen Interessen schweigen 
sich als Demokraten oder Antifaschisten maskieren. 


„Die ganze verräterische Linie der ‘Volksfront’ ist in Wahrheit Negation d 
führenden Rolle der Partei: denn sie bedeutet im Grunde Unterordnung de 
proletarischen Interessen unter die Interessen der Bourgeoisie, ihres “linken 
Flügels. Und die ‘Volksfront’linie stammt aus - Moskau, von den Stalin & 
Co.“ 
Bezüglich den Perspektiven der ganzen Angelegenheit formulierte der IKÖ-Autor. 
folgendes: 
„Tito versucht, sein Regime nach beiden Seiten zu sichern: mit Moskı 
verbindet ihn sein politisches Regime, zu den Imperialisten treibt ihn d 
drängende wirtschaftliche Notwendigkeit (...). Er hoffte, in diesem Spiel se 
eigene Position zu stärken, sich gegen Moskau auf die Imperialisten, geg 
diese auf Moskau zu stützen.“ 


Dieser treffenden Betrachtung wurde die ebenfalls treffende Erwartung hinzugefüg 
daß die Tito-Krise nicht die letzte in den Glacisländern gewesen sein werde. D 
Bourgeoisie werde die durch innere Widersprüche ausgelösten Krisen für sich nut 


203 Es folgen Hinweise auf die nationalistische Forderung der PCF nach der Annexion d 
Saarlandes und des Ruhrgebietes, auf die Forderung von PCI und KPÖ nach Südtirol (jewe 
für den „eigenen“ imperialistischen Staat), auf die historische Bezüge Stalins auf zaristise 
Generäle. i 
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wollen, worauf die Kremibürokratie mit militärischer Gewalt antworten werde. 
Dadurch werde sie die Massen dem Imperialismus in die Arme treiben. 


lo sei ein „Miniaturstalin“, ein Bürokrat, allerdings ein oppositioneller Bürokrat, 
ilor außerdem über einen eigenen Machtapparat und einen eigenen Massenanhang 
vorlüige und dessen Aufbegehren gegen die Sowjetbürokratie die Autorität des Kreml 
angreife. Das könne in der Arbeiterbasis der stalinistischen Parteien wichtige 
Nuchdenkprozesse auslösen - worin seine positive Bedeutung liegen könne. 
Insgesamt unterschied sich somit diese erste Antwort der IKÖ auf den Bruch 
#wischen Tito und Stalin deutlich von der des IS. Und die IKÖ sollte - wie wir sehen 
worden - auch nicht bereit sein, so schnell klein bei zu geben. 


Dereits ein Monat später setzte die IKÖ in ihrer Einschätzung der Entwicklungen 
Innorhalb des Stalinismus nach?” - und beschrieb die Haltung der Kominform- 
Parteien so: „Natürlich bellt die ganze Bürokratenclique der Pauker, Togliatti & Co. 
pogen ihren gestrigen Kollegen Tito, vor dem sie auf dem Bauch lagen, solange er in 
dor Gunst Moskaus stand, los.“ Tito wiederum hätte seinen „Parteitag mit den 
hewohnten Stalinschen Methoden vorbereitet“, führe den Kampf mit militärisch- 
polizeilichen Mitteln und begänne, „gegen die stalintreuen Elemente in Jugoslawien“ 
“u säubern, Sein „bürokratisches Regime“ beruhe „gerade darauf, daß er das 
Monopol! seiner Partei unversehrt aufrechterhält“. 


Tho, der durch die ökonomischen Sanktionen der stalinistischen Länder in die Arme 
don Imperialismus getrieben werde, stelle durch seine relative starke Verbindung mit 
dor nationalen Bourgeoisie ein Hindernis für die Pläne der Sowjetbürokratie dar: 


„Die Moskauer Bürokratie geht heute in verstärktem Tempo daran, die 
Glacisländer in die Zange zu nehmen, die dort noch vorhandenen bürgerlichen 
Eigentumsverhältnisse auf bürokratisch-polizeilichem Wege zu beseitigen und 
den Eigentumsverhältnissen der Sowjetunion anzupassen. In diesen Aktionen 
beweist sich wieder, daß es sich bei der Stalinbürokratie um keine neue 
Klasse, sondern um eine auf dem Boden des Arbeiterstaates emporgewucherte 
entartete Bürokratie handelt, die gezwungen ist, überall jene 
Figentumsverhältnisse einzuführen, die den Boden ihrer Privilegien abgeben.“ 


Dioso Entwicklung sei mit der Einsetzung völlig loyaler und abhängiger Bürokraten 
verbunden. Die bürokratischen Aktionen seien Reaktionen der russischen Bürokratie 
Aul das Erstarken der nationalen Bourgeoisie durch die Aufrechterhaltung der 
buperlichen Eigentumsverhältnisse in den Glacisländern. Im allgemeinen hat sich hier 
dle Analyse der Umwälzungsprozesse in Osteuropa also bereits verfeinert: Die 
Anpnssung der Eigentumsverhältnisse an die der Sowjetunion wird nicht mehr so 
Mark mit der direkten Annexion durch die Sowjetunion gleichgesetzt. Gleichzeitig 
Werden aber die Titoisten als Hemmnis für diese Umwälzung angesehen - und das 
obwohl der Prozeß in Jugoslawien schon weiter fortgeschritten war als in den 
Atıloren osteuropäischen Ländern. Dabei kommt zum Ausdruck, daß weiterhin die 
Hinlchtung eines von Beginn an bürokratisch degenerierten Arbeiterstaates - bei 
Auf\ochterhaltung eines bürgerlichen Staatsapparates unter Dominanz der Stalinisten 


Mr Bruch Tito - Stalin, Spartakist Nr.35/36, August/September 1948 
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- von der direkten Beteiligung der sowjetischen Bürokratie und ihrer Armee abhäng 
gemacht wird (was in Jugoslawien und später in China, Kuba und Vietnam eben nid 
der Fall war). Die Alternative der IKÖ ist demgegenüber eindeutig: „Weder S 
noch Tito - Vorwärts zum freien Rätejugoslawien!“ 


Im Oktober 1948 „veröffentlichte“ die IKÖ dann auch den Standpunkt d 
internationalen Führung - allerdings nur in den /nternen Mitteilungen für a 
Mitglieder der IKÖ, in denen zwei offene Briefe des IS an die KPJ abgedrug 
wurden. ?” Allerdings fügte die Leitung - man hat fast den Eindruck: genüßlich - 
Anhang eine Resolution der KPJ vom Juli 1948? hinzu, in der davon die Rede 
daß das „ZK der KPJ, geführt vom Genossen Tito“ die Partei in der Periode zwisc 
1937 und 1940 zu einer „monolithische(n) Kraft“ konsolidierte hätte „nachdem es 
von den Fraktionalisten - parteifeindlichen und trotzkistischen Elementen - gereinig 
hätte. Die IKÖ-Leitung dürfte der Ansicht gewesen sein, daß diese Passage der KP, 
Resolution für sich spreche, da sie sich jedes weiteren Kommentars enthielt. 


Im Sommer 1949 wandte sich die IKÖ dann erneut der „Krise des Stalinismus“ zu. 
Diese hätte sich auf Polen, Albanien, Bulgarien und Ungarn ausgeweitet. In all diesel 
Ländern wäre innerhalb eines Jahres die stalinistische Führungsgarnitur (Rajk 
Szöny in Ungarn, Kostoff in Bulgarien, Gomulka in Polen, Dodge und Christo 
Albanien ...) gesäubert worden. Die russische Bürokratie brauche in all diese 
Ländern noch willigere Bürokraten - möglichst solche, die über kaum Unterstütz: 
im eigenen Land verfügten und die deshalb völlig auf den Kreml angewiesen sei. Ab 
auch in der Sowjetunion selbst gäbe es Spannungen in der Bürokratie, die im Fe 
des Todes von Stalin zu einer ernsten Krise werden könnten. Tito würde weite 
nicht vor Stalin kapitulieren, hätte sich aber auch nicht völlig dem West 
untergeordnet, obwohl er angesichts seines Wunsches nach Dollaranleihen sehrwoh 
unter Druck der Imperialisten geraten sei, was sich beispielsweise in der Einstell 
der jugoslawischen Unterstützung für die griechischen Partisanen gezeigt hätte. Tit 
würde weiterhin zwischen der Sowjetbürokratie und dem Westen lavieren. 


Ab 1950 wurde die angespannte Situation zwischen der IKÖ und dem IS, zuminde 
was die Frage das Titoismus betraf, etwas entspannt. Das lag im wesentlichen dar 
daß sich in die politische Anpassung der internationalen Führung der 4. Internation! 
an den Titoismus - angesichts dem Verhalten der KPJ: gezwungenermaßen - n 
auch stärker politische Kritik mischte. So konnte die IKÖ im Frühjahr einen Brief d 
IS an die KPJ publizieren’, in dem an Erklärungen des KPJ-ZK-Mitglieds Vell 
Vlahovic Kritik geübt wurde. Die erste Erklärung beinhaltete Vlahovic’ Ablehnui 
der Bildung einer Tito-Internationale und seine Ansicht, daß sich i 
Organisationsform der Komintern überlebt habe. Das IS argumentierte, daß di 
internationale Organisierung der Arbeiterklasse gegen die kapitalistische Ausbeut 


23 Interne Mitteilungen für die Mitglieder der IKÖ Nr.16, 23. Oktober 1948; Die offe 
Briefe datieren vom Juli bzw. September 1948. 

206 ebd, 

207 Zur Krise des Stalinismus, Spartakist Nr.47, August 1949 

208 An die Leitung und an die Mitglieder der KPJ, Spartakist Nr.52/53, Feber/März 1950 
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ħichis an Bedeutung verloren habe und stützte sich zu diesem Zweck auf eine 
kunlührliche Darlegung der prinzipiellen Positionen der Komintern. 


„Die Haltung, die Vlachowitsch? und Djilas in bezug auf die Frage der 
Internationale als die Eurer Partei angeben, ist in der Tat nichts anderes als der 
Ausdruck einer Tendenz zur Kapitulation vor dem doppelten Druck, des 
Imperialismus einerseits und des Kreml andererseits.“ 


In einer zweiten Erklärung unterschied Vlahovic zwischen „fortschrittlichen 
Arbeitern“, die Jugoslawien unterstützten, und „verschiedenen verdächtigen Typen, 
(io sich um irgendeine Vierte Internationale sammeln, verschiedene imperialistische 
Ayenten usw.“'° Wenn diese Erklärung - so das IS - von orthodoxen Stalinisten 
käme, „von einem jener, die Ihr mit Recht ‘Lügner, kominformierte Verleumder’ 
nennt“, dann wäre das nicht weiter verwunderlich. 


„Aber diese Erklärungen kommen von einem der Euren, sie sprechen im 
Namen Eurer Partei; eine Organisation, welche wir als eine revolutionäre 
Strömung betrachten, die sich aus richtigen und fortschrittlichen Erwägungen 
heraus von der konterrevolutionären Kontrolle des Kreml befreit hat;“ 


ia wäre fatal, wenn die KPJ nun begänne „dieselben verfaulten Mittel wie der 
Ntalinismus anzuwenden“ - und das obwohl der KPJ-Führer Mosa Pijade erkannt 
habo, daß die Budapester Schauprozesse nach demselben Muster abliefen und von 
denselben Leuten organisiert würden wie die Moskauer Prozesse 1936-38 und 
vbwohl derselbe Pijade gesagt habe, daß die Degeneration der Komintern begonnen 
haho „seit jenem Tage, wo man proklamierte, daß der Trotzkismus aufgehört habe, 
elno Strömung in der Arbeiterbewegung zu sein“?''. „Gebt uns nicht den peinlichen 
Kindruck, daß die Vorurteile und die vom Kreml eingeführten Praktiken nunmehr 
Mich in Eurer Organisation die Oberhand gewinnen“. 


Dio KPJ war durch solche Appelle freilich nicht zu beeindrucken. Die titoistische 
Borokratie war an weltrevolutionären Bestrebungen ebensowenig interessiert wie an 
einer Kooperation mit der 4. Internationale - und sie machte das auch deutlich. Im 
Jänner 1951 erklärten Edvard Kardelji (in der Nationalversammlung) und Tito 

openüber einem westlichen Korrespondenten) unisono, daß sich die Trotzkisten in 
der Praxis im Schlepptau der sowjetischen Außenpolitik befänden und daß sie nur mit 
Worten die sowjetische Bürokratie bekämpften. 


Dio Antwort war ein neuerlicher Brief des IS an die KPJ, den die IKÖ Anfang 1951 
veröllontlichte.?'? Darin stellte das IS fest, daß der Kampf der Trotzkisten nicht erst 
vom Juni 1948 datiere - und sie wären die einzigen in der internationalen 
Aıbeiterbewegung, die Jugoslawien konsequent gegen die Verleumdungen des Kreml 


W singedeutschte Schreibweise von Vlahovic 

WW ‚iliert nach: An die Leitung und an die Mitglieder der KPJ, Spartakist Nr.52/53, 
H mr/Miäirz 1950 

N itiert nach: ebd. 

m Irklärung des IS der IV. Internationale: An die KPJ (Jänner 1951), Spartakist Nr.62-64, 
Um -März 1951 
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verteidigten. Das nicht zu anzuerkennen, bedeute Gedächtnisschwäche u 

Unkenntnis. f 
„Was Ihr als unsere sogenannte Kapitulation in der Praxis vor 
sowjetischen Bürokratie bezeichnet habt, das ist in Wirklichkeit unsere Li 
der bedingungslosen Unterstützung aller Kämpfe der proletarischen 
kolonialen Massen gegen ihren Klassenfeind, selbst wenn diese Käm 
augenblicklich von den Stalinisten geführt und vom Kreml ausgenützt werd 
auf dieser Linie lehnen wir aber auch sehr kategorisch Eure gegenwärti 
Auffassung über den Kampf gegen diese Bürokratie ab, die in 
Unterstützung von anderern ‘demokratischen Kräften’ als der des Proletari 
und der kolonialen Massen besteht. Wir bekämpfen den Stalinismus innerh 
der Arbeiterbewegung mit den Kräften des Proletariats und 
Kolonialmassen und wir vertrauen diese Aufgabe niemals dem Imperialis 
und seinen reformistischen Agenten an. (...) Ihr sucht neue Verbündete bei d 
‘demokratischen Kräften’ (...) und bei der verfaulten Sozialdemokratie, die q 
konterrevolutionären Kräfte unterstützt, jene selben Kräfte, die d 
Restauration des Kapitalismus in Eurem Lande wieder herbeiführen wollen.“ 


In der Stunde der Gefahr, wenn Jugoslawien vom Kremi angegriffen oder von d 
Imperialisten in die Enge gedrängt würde, würden „Eure neuen ‘Freunde’ durch i 
vollständige Passivität gegenüber dem Verlust Eurer Revolution ihren wahren We 
zeigen“. Die Trotzkisten hingegen würden kommen, um mit der Waffe in der Ha 
die vom Kremi oder dem Imperialismus bedrohten Eroberungen der jugoslawisc 
Revolution zu verteidigen. 


Neben den deutlichen Distanzierungen der KPJ vom Trotzkismus waren es nun d 
jugoslawischen Zugeständnisse an den Westen - insbesondere die jugoslawis 
Unterstützung für den Imperialismus im Koreakrieg - die dem IS die Ausrichtung a 
den Titoismus zunehmend erschwerte. Dadurch, daß in den Stellungnahmen der 4 
Internationale zu Jugoslawien nun stärker kritische Töne auftauchten, wurde dadure 
in dieser Frage das Verhältnis zur IKÖ tendenziell entspannt. Da aber das IS trot 
allem weiter große Hoffnungen auf die jugoslawischen Revolution und die KPJ setzt 
und auch weiterhin Brigaden nach Jugoslawien schickte, die beim Wiederaufbau d 
Landes halfen, und da die IKÖ-Mehrheit auch bei ihrem Standpunkt blieb, war 
von einer Lösung der Differenzen allerdings weiterhin weit entfernt 


Demgegenüber hatte sich die IKÖ (0) spätestens seit 1950 auch in der Frage d 
Titoismus als Unterstützerin des IS in Österreich zu profilieren gesucht. Im Som 
1950 veröffentliche die IKÖ (O) intern einen Beitrag“'”, der kritisierte, daß die IKÖ 
Leitung bei der Veröffentlichung einer Resolution des 8. Plenums des IEK ei 
eigene Vorbemerkung vorausgeschickt habe und daß darin ihr verstärkt 
Sektierertum zu Ausdruck komme - besonders in der jugoslawischen Frage: 


„Hier steht die IKÖ-Leitung auf dem bereits bekannten Standpunkt, daß sie 
in Jugoslawien die Titobürokratie an der Macht befindet, die die werktätig 


213 Verstärktes Sektierertum der IKÖ-Leitung, Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ Nr. | 
August 1950 


Massen genauso unterdrückt wie die Stalinbürokratie in der SU. Daher gibt 
die IKÖ-Leitung, im Gegensatz zur Internationale, zum IS, die Losung zum 
Sturz des Titoregimes, allerdings gleichzeitig mit der Losung der Verteidigung 
Jugoslawiens gegen den Kreml im Namen des Selbstbestimmungsrechtes des 
jugoslawischen Volkes. Besonders kritisiert die ‘Vorbemerkung’ den Mangel 
an jeglicher Kritik am “Titoismus’, an den stalinistischen Methoden der 
Titobürokratie den Massen gegenüber. Hier steht, meint die IKÖ-Leitung, 
‘das IS bereits mit beiden Füßen auf dem Boden des Titoismus’! Schließlich 
ruft sie aus: “Wir werden nicht ruhig zusehen, wenn das IS den Trotzkismus in 
Titoismus verwandelt’.“ 
Weiter unten faßte die IKÖ (O) die eigene Sichtweise zusammen: 
„Also: unter dem Druck der Massenbewegung, welchen Druck am 
bewußtesten die Führung der KPJ widerspiegelte, wandelte sich die KPJ aus 
einer stalinistischen, stalinisierten Partei wieder in eine proletarische, 
kommunistische Partei um. Das ist die Tatsache, die alles spätere - und alles 
heutige erklärt. Es war (und ist) noch keine Partei, die in allen Fragen schon 
den Klassenstandpunkt, den internationalistischen Standpunkt bezogen hat. 
Aber ihre Umwandlung ging immerhin soweit, daß sie die jugoslawische 
Revolution zum Siege zu führen imstande war, daß sie den bereits während 
des Bürger- und Befreiungskrieges keimhaft vorhandenen Bruch mit der 
Kremibürokratie zum völligen Bruch entwickeln konnte - und seither 
gewaltige Schritte nach vorwärts gemacht hat und noch weitere machen 
wird.“ 
Dio Umwandlung einer stalinistischen Partei in eine kommunistische (mit Schwächen) 
sel zwar eine Ausnahmeerscheinung, etwas ähnliches passiere aber gerade in China. 
Damit ging die IKÖ (O) sogar weiter als das IS - zumindest wird die KPJ in der 
Ronvlution des 3. Weltkongresses der 4. Internationale vom September 1951 
lediglich als zentristische Partei charakterisiert. Außerdem schätzte die Resolution 
den Weltkongresses ein, daß die KPJ seit 1951 unter dem Druck des Imperialismus 
sunohmend einen Kurs mit „opportunistischen Abweichungen“ verfolge. Und 
während die IKÖ (O) weitere gewaltige Schritte nach vorwärts erwartete, fügte der 
Woltkongreß hinzu: „Ohne radikale Änderung des Kräfteverhältnisses der Klassen im 
Internationalen Masstab wird sich diese Tendenz vertiefen.“?'* Man kann hier also 
fisi den Eindruck bekommen, daß die IKÖ (O) versuchte, päpstlicher zu sein als der 
Papst - obwohl die politische Anpassung des IS an den Titoismus 1951 gegenüber 
1049/50 eben schon etwas zurückgegangen war. Jedenfalls setzte die IKÖ (O) in 
Iwori Kritik an der IKÖ-Mehrheit hinzu: 


„Ein Wort zur Frage der nach Meinung der IKÖ-Leitung fehlenden 
revolutionären Kritik an der KPJ. Die IKÖ-Leitung muß verstehen, daß es 


ii m jugoslawische Revolution und die IV. Internationale, Resolution des 3. 
Welikongresses, September 1951, in: Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ Nr.14, März 
I) 


hier, gerade hier, gilt, jedes ultimative Verhalten zu vermeiden. Die Kritik 
der KPJ wird unserer Ansicht nach am besten - von der KPJ selbst geübt.“ 


Es gehe darum, Kritik nicht in einer doktrinären, sondern in einer fördernden We 
zu üben. Diese Herangehensweise der Internationale zeige bei der KPJ auch scha 
positive Resultate. Und: 


„Wir haben volles Vertrauen in die jugoslawische Revolution, auf d 
jugoslawischen Massen, in die Evolution der KPJ, ihrer Führung, 
Evolution, die noch nicht beendet ist. Dieses Vertrauen muß auch die I 
fassen. Wir machen uns von der jugoslawischen Revolution 
schönfärberisches Bild, wir sehen sie mit allen ihren Schwächen 
Widersprüchen. Aber wir sind gewiß: unser Wirken, das Wirken der 
Internationale wird mithelfen, sie zu überwinden. 


Ein sektiererisches, ultimatives Verhalten der jugoslawischen Revolutig 
gegenüber kann nur bewirken, daß wir ihre volle Evolution hehindern, läh 

Deshalb rufen wir der IKÖ, ihrer Leitung zu: Macht Schluß mit den abstre 
sektiererischen Denken, macht Schluß mit dem Ultimatismus, erkennt d$ 
Unhaltbarkeit eurer Position in der jugoslawischen Frage!" 


Im November 1950 - die Haltung Jugoslawiens zum Koreakrieg war mittlerweil 
offensichtlich geworden - war auch die IKÖ (O) schon etwas vorsichtiger. Man sei 
„immer der Meinung“ gewesen, 


„daß es ohne Widersprüche und Schwankungen der KPJ nicht abgehen wird 
Wichtig ist nur, daß wir unsere revolutionäre Kritik an der Politik der KPJ a 
eine brüderliche Art üben, daß wir dabei nicht vergessen, daß wir nach 
vor Jugoslawien als einen Arbeiterstaat einschätzen, nach wie vor die 
nicht als eine verbürokratisierte Partei ansehen! Es kommt darauf an, gerad 
heute, in der kritischten Etappe für Jugoslawien, den jugoslawische 
Kommunisten mit revolutionärer Kritik zu helfen, aber dabei an ihrer Seite zZ 
stehen!“?'° 


Die IKÖ-Mehrheit hielt weiter an ihrer grundsätzlich anderen Einschätzung de 
Titoismus fest - und brachte das auf ihrer 3. Konferenz in der Resolution D 
jugoslawische Revolution und die IV. Internationale”? zum Ausdruck: 


„Der militärische und politische Zusammenbruch der eigenen Bourgeoisie ung 
der imperialistischen Besatzungsmacht, das Vorhandensein einer breite 
kampfgewillten Massenbewegung, in der die Arbeiterklasse eine führend 
Rolle spielte, die Existenz der SU als bedeutenster antiimperialistis 
Machtfaktor, das Fehlen der unmittelbaren Kontrolle des Kremls über d 
jugoslawische Partisanenbewegung und deren Führung, der jugoslawische 


215 Verstärktes Sektierertum der IKÖ-Leitung, Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ Nr. 
August 1950 

216 Nachbemerkung zum Artikel vom M. Pablo, 30. November 1950, in: Mitteilungsblatt d 
Opposition der IKÖ Nr.9, November 1950 

2 Die jugoslawische Revolution und die IV. Internationale, Resolution der 3. Konferenz. d 
IKÖ, Juli 1951, in: Interne Mitteilungen Nr.31, Juli 1951 
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KP, alle diese Bediungungen zusammen ermöglichten den Sieg der 
jugoslawischen Revolution über die jugoslawische Bourgeosie. Unter dem 
Druck der revolutionären Massenbewegung beseitigte die KP Jugoslawiens 
den kapitalistischen Staat und errichtete in mehreren Etappen einen 
bürokratisch beherrschten, deformierten Arbeiterstaat.“ 


Abgesehen davon, daß die Arbeiterklasse in der titoistischen Partisanenbewegung 
waider sozial noch politisch eine führende Rolle spielte und daß der titoistische 


Ninatsapparat sehrwohl bürgerlichen Charakter hatte 


218 kam die IKÖ - im Gegensatz 


mim IS - also zu dem meines Erachtens richtigen Ergebnis, daß es sich beim 
tloistischen Jugoslawien um einen bürokratisch deformierten Arbeiterstaat handelte. 


laut IKÖ?' führe die „Deformierung durch die Titobürokratie“ dazu, daß der 
„Arbeiterstaat in Jugoslawien (...), ähnlich wie die SU, sehr weit von der marxistisch- 
leninistischen Konzeption eines solchen entfernt“ sei: „Die ‘proletarische 
Demokratie’, das ‘Mitbestimmungsrecht der Massen’ existieren nur auf dem Papier 
ador werden von der herrschenden Bürokratie nur in beschränktem Maße gewährt, 
nicht um die Massen für die Ausübung der Macht zu erziehen, sondern um sie zu 
beruhigen.“ Die Charakterisierung der KPJ und ihrer Führung durch das IS könne 


Auch 


„zu der Ansicht führen, daß die Interessen der jugoslawischen Revolution und 
der KPJ, die unter Führung der Titobürokratie steht, identisch sind. Die 
Interessen der jugoslawischen Revolution lagen und liegen den Tito & Co. nur 
insofern am Herzen, solange sie mit ihren jugoslawisch-nationalen, 
bürokratischen Interessen gleichliefen und gleichlaufen. (..) Der 
‘prinzipienlose Charakter der Politik’ und die “Unterschätzung der 
internationalen Arbeiterbewegung’”” durch den Titoismus sind eben der 
Ausdruck anderer Interessen als der der jugoslawischen Revolution. Sie sind 
der Ausdruck klassenfremder, bürokratischer, jugoslawisch-nationaler 
Interessen, die der Weltrevolution und damit letzten Endes auch der 
jugoslawischen Revolution feindlich gegenüberstehen.“ 


nach dem Bruch mit Stalin wäre die Titobürokratie „auf ihrer 


Nallonalkommunistischen Grundlinie“ verblieben, da die internationale Revolution für 
glo ein „zu großes Risiko“ dargestellt hätte. Stattdessen wäre die Politik der Titoisten 
In letzter Zeit immer rechter geworden, die KPJ stehe „bereits im Lager der 
'!Demokratie’, d.h. im Lager der Imperialisten“. Die Fortschritte, die die Titoisten 


nior 


dem Druck der Massen gemacht hätten, würden sie für ihre 


Antlonalökonomischen Interessen über Bord werfen. 


M aiche dazu: Miodrag Jovanovic / Christina Stojanovic / Eric Wegner: Stalinismus und 
iyistische Staatstheorie, in: Marxismus Nr.2, Dezember 1994 
TR jugoslawische Revolution und die IV. Internationale, Resolution der 3. Konferenz der 
IKÖ, Juli 1951, in: Interne Mitteilungen Nr.31, Juli 1951 
/Mutc aus der Resolution des 9. Plenums des IEK zu Jugoslawien; Diese Formulierungen 
pu Resolution, dic den Entwurf für den Weltkongreß darstellte, finden sich in der vom 
eliköngreß beschlossenen Fassung wieder - siehe: Die jugoslawische Revolution und die IV. 
Non Resolution des 3. Weltkongresses der IV. Internationale, September 1951, in: 
Mltoilungsblatt der Opposition der IKÖ Nr.14, März 1952 
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„Die wesentlichsten und charakteristischesten Merkmale des Titoismus 's 
daher: 


a) Er ist der politische Ausdruck einer verbürokratisierten Schichte, die 
einer unter besonderen Bedingungen siegreich gebliebenen Revolution 
einem zurückgebliebenen Lande wurzelt; 


b) seine Grundlinie ist der jugoslawische Nationalkommunismus; 
c) er beherrscht die KPJ und den jugoslawischen Arbeiterstaat, 


d) er beutet die Errungenschaften der jugoslawischen Revolution für sol 
bürokratischen Interessen aus; 


e) er isoliert die jugoslawische Revolution von der Weltrevolution, und 
dadurch zu einem Hindernis für deren Weiterentwicklung geworden; 


N) er steht der Weltarbeiterklasse und der Weltrevolution feindilg 
gegenüber. (...) 


Die IV. Internationale darf niemals die Rolle der Titobürokratie gegenübg 
den Massen verschweigen, genau so wenig wie sie die Rolle Mao Tse Tui 
gegenüber den chinesischen Massen vor der Weltarbeiterklasse verschweig 
darf. Die IV. Internationale darf innerhalb der Arbeiterklasse kei 
Augenblick die Illusion verbreiten, daß es sich bei Tito und seiner Clique w 
Leute handelt, die, wenn sie noch einige Erfahrungen sammeln werden, sic 
zu proletarischen Revolutionären, zu Trotzkisten entwickeln werden.“ 


Die Aufgabe, den jugoslawischen Massen zu helfen, „anstelle der Titodiktatur d 
proletarische Demokratie zu errichten“, müsse einer eventuell möglic 
Zusammenarbeit mit der KPJ übergeordnet werden: „Der IV. Internationale darf 
nicht um die Sympathien der Titobürokratie, sondern um die Sympathien d 
jugoslawischen Massen gehen.“ Dabei müßten bei Aufgaben, die sich aus d 
Notwendigkeit der Unterstützung der jugoslawischen Revolution ergeben, d 
jeweilige Situation der Sektionen berücksichtigt werden. Die IKÖ werde sich deshall 
- angesichts der Illegalität und der Konzentration auf die Arbeit in SP wn 
Gewerkschaften - „in erster Linie auf die propagandistische Aufklärung über d 
jugoslawische Revolution in den Reihen der fortschrittlichen Arbeiter beschrän 
müssen.“ 


In einer Resolution zum allgemeinen Kurs der 4. Internationale?! fügte die 


Konferenz der IKÖ hinzu, daß die Thesen des 9. Plenums den Sektionen in d 
Glacisländern und in Ländern wie China und Indochina eine Position empfehlen, „d 
auf eine Linksopposition der Stalinpartei hinausläuft. Es besteht die Gefahr, daß j 
Politik fortgesetzt wird, die die IV. Internationale vorübergehend zu eine! 
politischen Anhängsel des Titoismus herabgedrückt hat.“ 


In den nächsten drei Jahren, bis zur Wiedervereinigung von IKÖ und IKÖ (O) 19 
sollte sich die Situation zur Frage des Titoismus dann langsam entspannen. Einerselfi 


21 Resolution zu den „Thesen über die internationalen Perspektiven und den Kurs q 
Bewegung der IV. Internationale“, beschlossen von der 3. Konferenz der IKÖ, Juli 1951, 
Interne Mitteilungen Nr.31, Juli 1951 
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verstärkten - wie gesagt - sich angesichts der Politik der KPJ auch beim IS kritische 
Anpekte gegenüber dem Titoismus. Andererseits war auch die IKÖ, da sie einen 
Bruch mit der 4. Internationale vermeiden wollte und sich deshalb eben auf ein 
eincutes Zusammengehen mit der IKÖ (O) orientierte, an einer Entschärfung der 
Dilferenzen interessiert. Zwischen 1951 und 1954 druckten sowohl die IKÖ (O) als 
Mich die IKÖ die verschiedenen Dokumente des IS zum Stalinismus ab. Eine 
kontroversielle Auseinandersetzung fand kaum mehr statt. In der vom 
Kountaktkomitee zwischen IKÖ und IKÖ (O) erarbeiteten Resolution”, in der man 
einerseits einen ökonomischen Aufschwung in den stalinistischen Staaten und 
Andererseits eine Vertiefung der Krise des Stalinismus konstatierte, einigte man sich 
schließlich auf folgende knappe Formulierung, durch die man die Kontroversen de 
ficto ausklammerte: „Diese Regimes sind, wie im Falle der UdSSR, ein entarteter 
Arbeiterstaat oder wie im Falle Chinas und der europäischen Glacisländer 
burokratisch entstellte Arbeiterstaaten. Hiezu ist auch Jugoslawien zu zählen, dessen 
endgültige Haltung heute noch offen ist“ 


In der Einschätzung der Ereignisse in der DDR im Juni 1953 waren sich IS und IKÖ 
bereits einig gewesen. Man unterstützte die aufständischen Arbeiter gegen die 
klnlinistische Repression. Auch wenn die proimperialistischen Propagandisten 
vorsuchen würden, die Proteste auszunützen, und trotz der Verleumdungen von 
seiten des Kreml handle es sich beim Arbeiteraufstand in Ostdeutschland um „die 
bedeutenste revolutionäre Aktion des deutschen Proletariats seit 1923“. 


Die Bewegung hätte einerseits für die Reduzierung der Arbeitsnormen und für 
Proissenkungen bei den Grundnahrungsmitteln?”* und andererseits „gegen die 
politische Expropriation der Arbeiterklasse” gekämpft. Bei den 
Arbeiterdemonstrationen seien gegenüber der Bürokratie Rufe wie Wir sind die 
wahren Kommunisten, nicht ihr! laut geworden. Durch die spätere Einmischung von 
einigen Gruppe von Reaktionären aus dem Westen sei der proletarisch- 
anlikapitalistische Charakter der Bewegung zwar verfälscht, nicht aber verändert 
worden. 


lloser erste Versuch einer politischen Revolution in den Glacisländern hätte nichts 

emein mit der angeblichen Sympathie dieser Arbeiter für das kapitalistische Regime 
h Bonn.??° Dementsprechend sei die deutsche Bourgeoisie über die Streikbewegung 
wohl erschrocken gewesen, da sie „im vornhinein deren explosiven Charakter und die 
(lolhhr, daß sie sich über die Demarkationslinie hinaus ausdehnen könnte“, erkannt 
habo Ihre Angst sei so groß gewesen, „daß sie sofort jede Demonstration oder 


W Die internationale Situation und ihre Perspektiven, vorgelegt vom Kontaktkomitee der 
In IKÖ (0), 3. April 1954 

„er Arbeiteraufstand in Ostberlin, Broschüre der IKÖ, 1953 

H ahd 
m krklärung des IS der IV. Internationale über die Ereignisse in Ostdeutschland und die 
vgenwärtige allgemeine Lage in den europäischen „Volksdemokratien“ und in der SU, 
horraxe Nr.77, Juli 1953 
"hd 
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öffentliche Versammlung in Westberlin verboten.“”?” Jedenfalls stünde - so das 18 
in den stalinistischen Ländern die politische Revolution auf der Tagesordnung, 


7. „Wiederaufbau“, Streikbewegungen und Staatsvertrag 


Die Auseinandersetzung mit der Restauration des Kapitalismus in Österreich stell 
für die IKÖ eine wichtige Aufgabe dar. Bereits bei der Gründungskonferen] 
Anfang Dezember 1946 wurde in der Resolution Die Lage und unsere Aufgaben“ 
auf diese Frage eingegangen: Der österreichische Kapitalismus sei „unter direkte 
Protektion der Siegerimperialisten wie Stalins wiederaufgerichtet“ worden. 


„Der würgende Besatzungsdruck, die noch halb daniederliegend 
Produktion, die aber den Kapitalisten bereits ansehnliche Profite abwi 
Schieber- und Spekulantentum, das frech ausräubert, die Bourgeoisie def 
Einzelländer, die Wien abriegelt, ein satt-freches Großbauerntum, das d 
Städte aushungert, - und all dem gegenüber eine ausgemergel 
abgerackerte und hungernde Arbeiterklasse, die trotz 
SP/Stalinpartei/Gewerkschaftsbürokratie immer wieder zum Kampf ansetzt 
an ihrer Seite die halbverhungerten armen Mittelschichten in Stadt und 


ru 


Land: dieses Bild bietet Österreich eineinhalb Jahre nach der ‘Befreiung’. 


Die Lage sei dadurch charakterisiert, daß sich die Bourgeoisie aufgrund de 
Massenstimmung weiterhin gezwungen sche, die Sozialdemokratie (und aufgrund 
der sowjetischen Besatzungsmacht auch die KPÖ) in der Regierung zu dulden, 
Dennoch habe die Konsolidierung der Bourgeoisie Fortschritte gemacht. was sich 
einerseits in der Konsolidierung des Staatsapparates zeige und andererseits darin, 
mit welcher Schamlosigkeit sie gegen die Massen vorgehe. 


„Das Proletariat, welches die Hauptlast an Hunger und Elend trägt“, sel 

kampfbereit, SPÖ und KPÖ seien aber nicht bereit, den Kampfwillen tatsächlich 

zum Kampf gegen die Bourgeoisie zu führen. Beide Parteien hätten - „so wie die, 
SP 1918“ - den Kapitalisten erneut „in den Sattel geholfen. Beide haben die, 
Arbeiter in den kapitalistischen ‘Wiederaufbau’ eingespannt.“ Die Unzufriedenheit 

der Massen komme - aufgrund des Fehlens der revolutionären Partei - abery 
trotzdem weiterhin der SPÖ zugute. 


Im September 1947 ging die IKÖ dann unter dem Titel Die Kapitalisten sanieren 
sich auf Kosten der Arbeiter! ausführlich auf das Lohn-Preis-Abkommen von 1947 | 
ein.” Nachdem vorgerechnet wurde, daß Lohnerhöhungen von 36 Prozent mit | 


f 


\ 


227 Der Arbeiteraufstand in Ostberlin, Broschüre der IKÖ, 1953 i 
8 Die Lage und unsere Aufgaben (einstimmig angenommene Resolution der 1. Konferenz 
der IKÖ), in: Spartakist Nr.14/15, Dezember 1946/Jänner 1947 

29 Die Kapitalisten sanieren sich auf Kosten der Arbeiter!, Spartakist Nr.23, September 
1947 


Preiserhöhungen für Grundnahrungsmittel und öffentliche Tarife um 80 bis 100 
Prozent einhergingen, wurde resümiert, daß das Lohn-Preis-Abkommen „viel 
tlohtiger ein Lohnraub- und Preiserhöhungsabkommen genannt werden“ müsse. 


In der arbeiterfeindlichen Unterstützung des Abkommens durch die SPÖ, die 
dauernd mit dem demokratischen Sozialismus hausieren gehe, finde sich weder 
Mwas von Sozialismus noch etwas von den Demokratie - da sie ihre Haltung 
keinem Entscheid ihrer Basis in den Betrieben unterzogen hätte. Die SPÖ erweise 
bioh als Lakai der Bourgeoisie, ihre Praxis laufe „darauf hinaus, von den Massen zu 
Yerlungen, sie mögen noch mehr arbeiten und noch mehr ‘opfern’ im Interesse des 
IWiederaufbaus’, der in Wirklichkeit der Wiederaufbau des Kapitalismus ist.“ 


Nuchdem die KPÖ „in den letzten zwei Jahren bedenkenlos die wichtigsten 
Interessen der österreichischen Arbeiterklasse preisgegeben“ und den Wiederaufbau 
Wiorstützt habe, wende sie sich heute gegen das Lohn-Preis-Abkommen - 
Allerdings einzig und allein deshalb, weil die Sowjetbürokratie mit dem anglo- 
kincrikanischen Imperialismus in Konflikt geraten sei. Gleichzeitig beteuere der 
Malinistische Nationalrat Franz „Honner, daß ‘die Arbeiter sich noch nie geweigert 
huben, Entbehrungen und Opfer für die Sache des Wiederaufbaus auf sich zu 
nehmen. ’“ 


„Und das ist der entscheidende Punkt. Die Stalinpartei ist nämlich bereit, für 
den kapitalistischen Wiederaufbau die größten Opfer - der Arbeiter zu 
bringen, wenn die österreichische Bourgeoisie ihre Außenpolitik zugunsten 
einer der Sowjetbürokratie genehmen Linie ändert. Der ganze ‘Protest’ der 
Stalinpartei gegen das Lohn-Preisabkommen ist eine platonische 
Angelegenheit, durch und durch unernst und verlogen. Sie spielt 
‘Opposition’ und bleibt in der Regierung; sie stimmt gegen das Lohn- und 
Preisabkommen und läßt es bei dieser Geste bewenden. Gleich der SP steht 
sic auf der Linie der Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie, auch wenn diese 
Zusammenarbeit durch außenpolitische Komplikationen jetzt gestört ist.“ 


Die IKÖ kam zu der Schlußfolgerung, daß sich die Arbeiter gegen einen 
noucrlichen Lohnraub wappnen müssen - und sie gab dazu folgende Stoßrichtungen 
aus, die von den IKÖ-Mitgliedern und -Sympathisanten dann auch in den 
Betrieben unter den Kollegen argumentiert wurden: 1. Gewerkschafts- und SP- 
Führer müßten für jede Vorgangsweise die Zustimmung der gewählten Vertreter 
dor Betriebsarbeiterschaft, der Betriebsräte, einholen. Die Gewerkschaften müßten 


IM Wie weit die KPÖ in ihrer patriotischen Begeisterung für den kapitalistischen 
Wiederuufbau ging, wird beispielsweise dadurch illustriert, daß die Volksstimme vom 
1.1 1946 sich darüber freute, daß in Wien bereits wieder über 450 Ballveranstaltungen 
»altgelunden hätten, und bedauerte, daß „die rauschenden Luxusfeste, der Opernball und 
ivi Hall der Stadt Wien noch gefehlt haben“ - und das in einer Zeit der Unterernährung der 
Aibeiterkinder, von Arbeitsniederlegungen angesichts der Emährungslage und weiterer 
Haabsetzungen der Lebensmittelrationen. 
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demokratisiert werden. 2. Für eine gleitende Lohnskala! 3. Kontrolle 
Unternehmergewinne, der offiziellen wie der inoffiziellen, Kontrolle 
Kapitalprofits durch die Betriebsräte! 4. Arbeiterkontrolle der Produktion 
Verteilung! 5. Solange das kapitalistische System unangetastet bleibt, hätte d 
Bourgeoisie die Möglichkeit, „sich das, was sie mit der einen Ha 
gezwungenermaßen geben muß, mit der anderen wieder zu nehmen“. Deshall 
stecke hinter jeder Lohnfrage letztlich die Machtfrage. 


Gegen die Behauptung der SPÖ, daß ein scharfer Kampf gegen die Kapitalis 
unter den Bedingungen des Besatzungsregimes nicht geführt werden könne w 
den Wiederaufbau stören würde, argumentierte die IKÖ: 


„In England, in Frankreich gibt es keine Besetzung und dennoch steht 
diesen Ländern die Arbeiterklasse vor der gleichen Aufgabe wie 
Österreich: der Verteidigung ihres Lebensstandards gegen 
kapitalistischen Raubangriffe. Lohn- und Preisregelung auf Kosten d 
Kapitalisten! Dafür kämpfen die Sektionen der Vierten Internationale 
England, in Frankreich, dafür müssen wir Internationalen Kommunist 
auch in Österreich kämpfen.“ 


Zehn Monate später kam die IKÖ erneut auf die Frage zurück.”°' Angesichts d 

Propaganda vom „gemeinsamen Wiederaufbau der geliebten Heimat“ wären v 

Arbeiter anfänglich bereit gewesen, ohne Lohn die Maschinen aus dem S 

auszugraben. 
„Aber das änderte sich bald. Die Arbeiter machten je länger desto schne 
die Erfahrung, daß sie nicht ihre Fabriken und ihren Staat, wie es ihnen 
und Stalinpartei immer wieder einredeten, aufbauten, sondern die Fabrik 
und den Staat der Kapitalisten, daß, während sie mit 1000 Kalorien im 
und einem Bettel als Lohn am ‘Wiederaufbau’ schufteten, die Kapitali 
und besonders die Groß- und Mittelbauern fette Profite einheimsten.“ 


Auf der 2. Konferenz der IKÖ vom Februar 1949 zog man in einer 31-seit 
Resolution, die eine ausführliche ökonomische Untersuchung beinhaltete”, d 
unter anderem Bilanz über den „Wiederaufbau“ zwischen 1945 und 1949, 
1946 sei es zu einer relativen Konsolidierung des österreichischen Kapitali 
gekommen. Diese Entwicklung hätte drei Eckpunkte gehabt: ersteng 
„Währungsreform“ von Ende 1947, die zu einem Anstieg der Produktion gefi 
habe; zweitens die Lohn-Preis-Pakte, die die Löhne niedrig gehalten und da 
größere Profite ermöglicht hätten, und drittens der Marshall-Plan, der 
organisierter Weise die Konsolidierung des österreichischen Kapitalismus förg 


und zum Abschluß bringen soll“: 


BI Gegen den „zweiten Markt“ - für die Arbeiterkontrolle!, Spartakist Nr.34, Juli 1948 
#2 Die Lage und ihre Perspektiven (Resolution der zweiten Konferenz der IKÖ, 
Februar 1949), Spatakist Nr.42, März 1949 


„Das Ziel der Marshall’hilfe’ ist (...) einerseits die völlige Restauration und 
Erstarkung des österreichischen Kapitalismus, andererseits die Herstellung 
der Kontrolle der USA über Österreich, die Verwirklichung der direkten 
Abhängigkeit Österreichs vom USA-Kapitalismus.“ 


Zur Durchsetzung ihres Zieles der „freien Wirtschaft“, der Beseitigung von lästigen 
behördlichen Kontrollen etc., hätten die Kapitalisten den offiziellen Markt immer 
Mohr entblößt und den Hauptteil der Produktion auf den schwarzen oder grauen 
Markt - mit dem Preisniveau des Weltmarktes - orientiert, um dort die wesentlichen 
Profite zu erzielen. Die Bourgeoisie sei mit ihrer Strategie erfolgreich gewesen, 
donn der offizielle Markt sei so zerstört und die Bewirtschaftung auf 
entscheidenden Gebieten zerträmmert worden. Anstelle der Bewirtschaftung sei die 
Bildung von Monopolen und Kartellen, besonders von Preiskartellen, getreten. 
Auch „das jüngst erfolgte fast völlige Wegfallen der bisherigen 
Außenhandelskontrolle“ und die gefeierte Wiedereröffnung der Wiener Börse 
Kollien Erfolge für den Abschluß der Restauration des österreichischen 
Kapitalismus dar. Die „Verstaatlichung der fünf Großbanken, zu welcher sich die 
Kupitalistenklasse nach 1945 bequemen mußte“ ändere nicht das geringste an der 
kapitalistischen Funktion der Großbanken. 


Trotzdem bleibe der österreichische Kapitalismus weiterhin „eines der schwächsten 
Ölleder der kapitalistischen Kette“: „Die Disproportionen in der Industrie, 
Verschärft durch den Krieg und die Nachkriegsentwicklung, das Zurückbleiben der 
Wohnischen Entwicklung der Landwirtschaft, die Demontagen und 
Berchlagnahmen verstärken die grundlegende Schwäche des österreichischen 
Kapitalismus.“ Die Bourgeoisie habe vor, diese Probleme „auf Kosten der breiten 
Munscn, vor allem des Proletariats“ zu lösen. 


Auf politischer Ebene hätte gleichzeitig die „Wiederaufrichtung des 
(nlistischen Staatsapparates“ stattgefunden, Polizei und Gendarmerie seien 
leder fest in der Hand der Bourgeoisie und verläßliche Werkzeuge zur 
terdrückung der Massen“. Die staatliche Bürokratie befinde sich wieder unter 
trolle von erzreaktionären Kräften”, besonders der CVler. Der Justizapparat 
praktisch unverändert geblieben und zeige „immer schamloser seinen 
Ialistischen Klassencharakter (Sabotage der Prozesse gegen große Nazi, gegen 
Ischieber usw.)“. 


Wie stark der Staatsapparat - trotz zeitweiligem stalinistischen Innenminister - von 
un Kräften und besonders die Universitäten von Nazis durchsetzt waren, zeigt folgende 
enheit: Bei einer Wahlversammlung in der Wiener Universität im November 1946 
mon Rechtsextremisten offen gegen die Nürnberger Prozesse Stellung, drohen einem 
luxchisten: “Schade, daß sie dich nicht im KZ umgebracht haben!“ und werfen ihn 
ilichend aus dem Fenster. Daraufhin stürmen Arbeiter aus Floridsdorf die Universität 
besetzen die Rampe. Jetzt greifen Polizei und alliierte Militärpolizei ein - und gehen 
insam gegen die antifaschistischen Arbeiter vor. 
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In den folgenden Jahren ging die IKÖ immer wieder in verschiedenen Artikeln 
internen Dokumenten auf die Fragen des Wiederaufbaus und der Stabilisierung 
Kapitalismus ein - auch und besonders in Zusammenhang mit den weiteren Lob 
Preis-Pakten. Da sich sowohl die Einschätzung als auch die Argumentations 
weitgehend mit den angeführten deckten, soll hier nicht genauer da 
eingegangen werden. 


Die katastrophale Lebenssituation, besonders die Ernährungslage, des Großteils d 
Arbeiterklasse in den Jahren nach 1945 führte zu einer Reihe kleiner Streiks: 
Druckereiarbeitern, von Straßenbahnern, von den Arbeitern der Saurerwerke 
Wien, von den Bergleuten des steirischen Erzberges, von Arbeitern d 
Möbelfabriken Zinterhof, ASKO und Pilar-Neumann, von den Beschäftigten d 
Schuhfabriken Eterna und Eldorado, von Arbeitern der Simmeri 
Waggonfabrik, von den Beschäftigten der chemischen Betriebe von Wien 
Landstraße, von Arbeitern der Steyrer-Werke, der Linzer Eisen- und Stahlwe 
und der Schiffswerfien AG, von 72 niederösterreichischen Betrieben 
„Kalorienstreik“, von Arbeitern der Papierindustrie, von den Hutmachern etc. D 
ÖGB-Führung setzte diesen Streik und den zahlreichen Demonstrationen 
Kundgebungen folgende Parolen entgegen: „Geduld bewahren!“ und „M 
willkürlichen Streiks und regellosen Demonstrationen kann man kel 
wirtschaftlichen Probleme lösen!“ 


Allerdings gerieten die ÖGB-Spitzen auch immer wieder unter Druck d 
Arbeiterschaft in den Betrieben. Das war beispielsweise beim Streik d 
Schuharbeiter im Frühjahr 1948 der Fall. Dieser Ausstand, der vostig Märg 
bis Anfang Mai dauerte und an dem sich knapp 1000 Arbeiter und über 2700 
Arbeiterinnen beteiligten, war eine der - nach dem Oktoberstreik 1950 
bedeutendsten Streikbewegungen in der Zeit der alliierten Besatzung.” Da 
zentrale Ziel des Streiks war die Anerkennung des Kollektivvertrages und 
besonders der 44-Stunden-Woche durch die Unternehmer, die bishe 
Verhandlungen schlicht verweigert hatten. Die Bewegung, in der anfänglich © 
zentrales Streikkomitee, das mit den Belegschaftsvertretern der einzelnen Betrieb 
besetzt war, eine führende Rolle spielte, wurde letztendlich von der ÖGB-Führu 
unter Kontrolle gebracht - nachdem man schon zuvor eine Ausweitung des Streik; 
auf andere Teile der Arbeiterklasse behindert und hintertrieben hatte. Das Ergeb 
war ein Kompromiß, der allerdings den Unternehmern deutlich mehr entgegenkam 
als den Arbeitern. wohl auch die KPÖ-Gewerkschaftler, die die Fachgruppe def 
Schuharbeiter dominierten, das magere Verhandlungsergebnis mittrugen, fand sie 
auf der Vollversammlung der Streikenden nach heftigen Diskussionen nur ei 
knappe Mehrheit für den Abbruch des Streiks. 


2 Diese Aussagen stammen von der Vorständekonferenz des ÖGB vom Oktober 194 
(siehe Wiener Zeitung vom 17. Oktober 1946) 

33 siehe auch den ausführlichen Beitrag von Paul Roth zum Schuharbeiterstreik in « 
nächsten Nummer von Marxismus. 
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Für die österreichischen Trotzkisten war der Schuharbeiterstreik insofern von 
beronderer Bedeutung, als die IKÖ in dieser Bewegung keine unwesentliche Rolle 
fplolic. Da sie sich in der Illegalität befand, konnte sie nicht offen als Organisation 
Ayloren: Sie verfügte aber über zwei Betriebsräte in Schuhfabriken, über die sie auf 
do Bewegung Einfluß nehmen konnte. Dabei handelte es sich um die Genossen 
Bikora (i-Name von Franz Holba), der Betriebsrat bei Bally, der neben Eterna 
töllten Schuhfabrik, war, und Klement (i-Name), der bei der kleineren 

huhfabrik Eldorado arbeitete und dort sogar die Funktion des 
Beiricbsratsobmanns ausübte. 


Dio Belegschaft von Eldorado war besonders kämpferisch und hatte sich schon vor 
dom Schuharbeitersireik wiederholt an Streiks und Protesten beteiligt. Klement war 
Als Vertreter der Eldorado-Arbeiter Mitglied der zentralen Streikleitung und hat 
dori eine wichtige und vorwärtstreibende Rolle gespielt. Daß die von ihm, von 
Mlkora und anderen vertretene politische Linie in der Bewegung erhebliche 
Rolevanz hatte, zeigte insbesondere das von der zentralen Streikleitung 
horuusgegebene, an die Arbeiterschaft gerichtete Flugblatt. Darin wurde eine 
klusscnkämpferische und arbeitersolidarische Ausrichtung vertreten und auf 
jegliche reformistisch-patriotische Phrasen und Beteuerungen über den 
Wiederaufbau Österreichs verzichtet. ?° 
Auf regelmäßigen Sitzungen der IKÖ-Leitung mit Klement und Sikora wurde die 
Interventionslinie festgelegt. IKÖ-Mitglieder in anderen Betrieben organisierten 
Molidaritätsaktionen und -sammlungen. Und im Spartakist wurde wie folgt 
argumentiert: 
„Wie der Verlauf der letzten Vollversammlung zeigte, steht der größte Teil 
der Schuharbeiter sowohl der SP- als auch der Stalinbürokratie kritisch 
gegenüber. Fast alle Debattenredner brachten zum Ausdruck, daß der Kampf 
der Schuharbeiter ein Kampf gegen die Kapitalisten sei, daß ihre 
Forderungen nur auf Kosten der Kapitalistenklasse durchgesetzt werden 
können und daß dies nur dann möglich sei, wenn sich die Arbeiter zum 
gemeinsamen antikapitalistischen Kampf zusammenschließen. (...) 


Der Streik der Schuharbeiter hat bei einem großen Teil der Arbeiter 
Sympathie gefunden und viele von ihnen zu Solidaritätskundgebungen 
veranlaßt. Die Arbeiter fühlen instiktiv, daß ihnen die Schuharbeiter 
vorausgegangen sind auf jenem Weg, den sie selbst gehen, auf dem sie 
weiter kämpfen müssen, wenn sie sich der kapitalistischen Rauboffensive 
erwehren wollen. Es ist dies der Weg des außerparlamentarischen 
Klassenkampfes gegen die Bourgeoisie.“ 

Revolutionäre Propaganda unter den heutigen Bedingungen bedeute den Kampf für 

jene Forderungen, für die die Arbeiter bereit seien zu kämpfen, zu verbinden mit 

dem Kampf für den revolutionären Sturz der Bourgeoisie. Eine Steigerung des 


IN siche: ebd. 


Kampfes der Schuharbeiter sei „nur möglich mit Hilfe der revolutionäre 
Klassenpartei“. Ohne eine solche Partei könnten die Arbeiter bestenfalls und unte 
größten Opfern Teilerfolge erringen: 


„Auf die Dauer können sie aber ihre Erfolge nicht behaupten. das wird d 
wichtigste Erfahrung aus dem Streik der Schuharbeiter für 
fortgeschrittensten Arbeiter werden: Ohne revolutionäre Klassenparteh 
können die Arbeiter, die Massen keine entscheidenden Siege über did 
Bourgeoisie erringen.“ 
Der Schuharbeiterstreik müsse geschlossen und konsequent weitergeführt werden, 
Da nur die Unterstützung der übrigen Arbeiterschaft zum Erfolg führen könne, 
müsse es den Schuharbeitern mit Hilfe der übrigen Arbeiterschaft gelingen, „vont 
ÖGB die Erweiterung des Kampfes zu erzwingen.“ Um dieses Ziel zu erreichen, 
waren die Kräfte der Trotzkisten, die ja als solche nicht einmal öffentlich i 
Erscheinung treten konnten, dann doch zu schwach. Die reformistischen Kräfte d 
Arbeiterbewegung (SPÖ, KPÖ, ÖGB-Führung) hatten daran kein Interesse, 
gewannen letztlich die Oberhand und führten die Bewegung zu dem erwähnten, fit 
die Arbeiter mageren Kompromiß. 


Die Lebensbedingungen der Arbeiterklasse verbesserten sich in 
darauffolgenden Zeit kaum, was schließlich in Folge des 4. Lohn-Preis-Paktes i 
September und Oktober 1950 zur größten proletarischen Protestbewegung d 
zweiten Republik führte, zum sogenannten Oktoberstreik, bei dem es sic 
anfänglich um eine breite und spontane Streikbewegung von etwa 250.000 
Arbeitern handelte - unter dem Motto: Bis der Preistreiberpakt fällt!, Unter den 
Druck von Regierung, Polizei und Gewerkschaftsführung und durch die zögerlich 
und beschwichtigende Haltung der KPÖ, die in ihrem Österreich-Patriotismus und 
in der Angst der sowjetischen Besatzungsmacht vor Produktionsausfällen in den 
USIA-Betrieben begründet war, wurde der Streik von der KPÖ-dominierton 
Streikführung „ausgesetzt“. Anfang Oktober versuchte die KPÖ dann, aus 
parteitaktischen Gründen, um ihren Einfluß in Arbeiterschaft und ÖGB zu 
vergrößeren, den eben abgewürgten Streik unter ihrer Kontrolle noch einmal zu 
beginnen. Nun war aber die Luft draußen, es beteiligte sich nur mehr die Hälfte de 
Streikenden - vor allem in der sowjetischen Zone -, vor allem aber war es d 
Regierung, dem Staat, den SPÖ- und ÖGB-Spitzen durch diese Atempa 
gelungen, das Heft wieder in die Hand und die sozialdemokratischen Betriebsri 
unter Kontrolle zu bringen und durch eine massive hysterische Hetzkampagne da 
Streik als „kommunistischen Putschversuch“ zu diskreditieren. Nachden 
anfängliche Pläne, Truppen der westlichen Besatzungsmächte gegen 
Streikbewegung einzusetzen, nicht verwirklicht wurden, wurden neben der Poliz 
auch Schlägertrupps der ÖGB-Führung gegen die Streikenden in die Schlachi 
geworfen, die schließlich mit einem Sieg von Bourgeoisie und Sozialdemokrati 
und mit entsprechendem antikommunistischen Triumphgeheul endete. 


Die Trotzkisten spielten in dieser Bewegung kaum eine Rolle. Die IKÖ war im 
Herbst 1950 noch von der Spaltung Ende 1949 geschwächt und gezeichnet. 
Aufgrund der Illegalität konnte man erneut nicht offen als Organisation in 
Airscheinung treten. Die Genossen beteiligten sich je nach betrieblicher Situation an 
don Streiks und versuchten dort auch, politisch Einfluß zu nehmen. Dworak trat 
Auch auf einer Konferenz der SP-Betriebsräte für einen gemeinsamen Generalstreik 
von SP- und KP-Arbeitern ein. Politische Grundlinien zur Streikbewegung wurden 
von den Leitungen von IKÖ und IKÖ (O) vorgegeben, es existierte aber keine 
systematische kampagnehafte Intervention. Davon - wie im Schuharbeiterstreik - 
einen realen Faktor in der Bewegung darzustellen, waren sowohl IKÖ als auch IKÖ 
(O) aufgrund der Größe der Gruppen und auch aufgrund der Beschränkung auf 
Wien weit entfernt. 
Dio Einschätzung des Oktoberstreiks durch die IKÖ und ihre politische Linie dazu 
Itd sich allerdings entlang einiger Dokumente rekonstruieren. Im November 1950 
wog man im Spartakist Bilanz”: Die „reformistische Bürokratie, die eine der 
Hauptstützen des europäischen Imperialismus ist“ hätte die Theorie entwickelt, daß 
dor uußerparlamentarische Kampf überholt sei. Die Streikbewegung gegen das 4. 
Lohn-Preis-Abkommien hätte diese Theorie gründlich wiederlegt. Vor allem „in der 
Provinz“, mit dem Zentrum in Linz und Steyr, sei „eine spontane Bewegung in der 
Üotricbsarbeiterschaft, die diesen Pakt ablehnte und in den Streik trat“ enstanden. 
In Wien und Niederösterreich hingegen hätte die Bewegung anderen Charakter 
gohabt: 
„Auch hier lehnte die überwiegende Mehrheit der Arbeiter in den Betrieben 
den Pakt spontan ab. Aber der Protest dagegen drückte sich nicht so wie in 
Linz und Steyr in einem geschlossenen Streik aus. Denn hier stand der 
Kampf unter der Führung der Stalinisten und die SP-Arbeiter schlossen sich 
nur zögernd und nur zum Teil dem Streik an. Ein Teil der SP-Arbeiterschaft 
streikte sogar nur unter dem Druck der Stalinisten.“ 


Angesichts dessen „hatten die Helmer, Böhm & Co. verhältnismäßig leichtes Spiel. 
Nic hatten wertvolle Zeit gewonnen, um den Partei- und Gewerkschaftsapparat 
nninufen zu lassen.“ Inzwischen hätte auch die Bewegung in der Provinz ihren 
Höhepunkt überschritten und begonnen unter dem Druck von Staats- und SP- 
Apparat abzubröckeln. In der russischen Zone hätten die Stalinisten die Bewegung 
durch „terroristische Aktionen“ diskreditiert und schließlich zum Rückzug 
yeblascn. Dem am 4. Oktober wiederbeginnenden Streik hätte der spontane 
Uhnrakter der Vorwoche gefehlt, in der Provinz hätten nur mehr die Steyrwerke 
yontrcikt. „Das stalinistische Kommando konnte die spontane Bewegung nicht 
erncizen, im Gegenteil, je mehr es in den Vordergrund trat, desto mehr hat es dazu 
heigetragen, die Masse der zum Kampf bereiten SP-Arbeiter zurückzustoßen.“ Die 
spontane Bewegung in den wesentlichsten Betrieben hätte sich nicht lange halten 
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können, weil „sie keine ihre wirklichen Interessen vertretende Führung fand“ 
deshalb dem vereinten Druck von SP/Gewerkschaftsbürokratie und Bourgeois 
unterliegen mußte. 
„Die SP-Führung begnügte sich in der letzten Streikbewegung nicht m 
ihrer gewohnten Rolle als Bremser. Sie stellte sich offen gegen den Kamg 
und sie war dabei aktiver als die Bourgeoisie, die sich im Hintergrund hielt. 


+ 


Das Hauptargument der Helmer, Böhm & Co. war: ‘Es geht nicht um 
höheren Lohn, es geht um die Volksdemokratie.’” und dort, wo dieseg] 
Argument nicht mehr ausreichte, griffen sie zur Drohung mit def. 
Entlassung und zu organisierten Terrorbanden. Und so erreichten die 
Helmer und Böhm ihr Ziel: Der Kampf gegen den 4. Raubpakt ist 
zusammengebrochen, die Koalitionspolitik kann fortgesetzt werden. (...) 


Die SP hat sich als ‘staatserhaltende Partei” bewährt und wurde dafür von) 
der in- und ausländischen Bourgeoisie gelobt. Und dieses Lob hat sie‘ 
verdient. Sie hat als Lakei des Imperialismus wirklich ganze Arbeit 
geleistet, nicht nur in den letzten Wochen, sondern schon seit Jahren. (...) 


Alle ‘Linken’ in der Führung der SP, diese linken Phrasendrescher, die 

Czernetz, Hillegeist & Co. haben sich in den kritischen Wochen fest an die 

Rechten angeschlossen. Um sich ein Alibi zu schaffen, schrien sie am 

lautesten gegen die Streikenden. Kein einziger von ihnen, die in Worten j 
gegen die ‘Koalitionsgesinnung', für ‘den verschärften Kampf gegen die 

Bourgeoisie in- und außerhalb des Parlaments’ aufgetreten sind, traute sich 

an die sozialistischen Betriebsarbeiter zu appellieren und sie zum Kampf 
gegen Bourgeoisie und Volksdemokratie aufzurufen. Und die 

kampfgewillten SP-Arbeiter warteten auf einen solchen Appell. 


Als wirklich linke SPler erwiesen sich eine Reihe von Betriebsräten und ein 
Teil der SJ. Sie lehnten den 4. Lohn-Preispakt ab und stellten sich, 
besonders in der Provinz, an die Spitze der spontanen Bewegung und traten | 
offen in der Partei dafür ein, daß die SP die Führung in diesem Kampfe 
gegen den neuen Raubpakt der Bourgeoisie übernehme. Für diese ehrlichen 
Kämpfer, die eine arge Enttäuschung erlitten, besteht die große Gefahr, daß ` 
sie sich entweder enttäuscht zurückziehen oder auch zum Teil dem 
Stalinismus in die Arme laufen.“ 
Was die Stalinisten betreffe, so hätte „nur die Angst vor der Volksdemokratie“ 
große Teile der Arbeiter bewogen, nicht zu streiken. Denn die Masse der Arbeiter 
habe die Erfahrung gemacht, „daß es den Stalinbürokraten nicht um die Interessen 
der Arbeiter, sondern um die Ausnützung ihrer Kampfkraft geht. Die stalinistische 
Praxis hat dazu geführt, daß die Mehrheit der Arbeiter alles, was von der 
Stalinparteikommit, von vornherein ablehnt.“ 


Die Taktik der KPÖ in der Bewegung sei ebenso schlecht wie ihre Grundlinie | 
gewesen: „Anstatt den Kampf in erster Linie gegen die Bourgeoisie auszurichten, - 
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hatte sie ihr Hauptfeuer gegen die SP-Führung gerichtet.“ Dabei würden sich die 
Forderungen der KPÖ von der der SPÖ „nur durch die Lizitationshöhe“ 
unterscheiden. Darüber, daß sie die Volksdemokratie aufrichten wolle, 


„schweigt sie ängstlich, ja sie bezeichnet es als eine gemeine Lüge der SP- 
Führung. Für was kämpft also die Stalinpartei? Gegen den Lohn-Preispakt, 
für die Verdoppelung der im Pakt vorgesehenen Erhöhung der 
Nominallöhne? Gegen die Preissteigerungen? Im Kampf für diese 
Forderungen läßt sie die Illusion offen, daß diese Forderungen innerhalb des 
Kapitalismus, ohne grundlegende Änderung der Machtverhältnisse erfüllbar 
sind. Sie ist nicht imstande, die Tagesforderungen der Massen mit ihren 
politischen zu verbinden, denn ihre wahren politischen Ziele scheinen den 
Massen nicht erstrebenswert.“ 
In der letzten Phase der Streikbewegung hätten sich deutliche Züge stalinistischen 
Abenteurertums gezeigt. Als deutlich geworden sei, daß der am 3. Oktober erneut 
nusgerufene Streik „eine rein stalinistische Angelegenheit war“, „wurde dem 
Ntreikwillen der Arbeiter dadurch ‘nachgeholfen’, daß man sie zum Streik zwang, 
nic gewaltsam aus den Betrieben herausholte oder sie am Betreten der Betriebe 
hinderte, alles unter der Deckung der russischen Besatzungsmacht.“ 


Schließlich ging die IKÖ davon aus, daß es in Zukunft „zu ähnlichen Ereignissen, 
wie beim 4, Lohn-Preispakt‘“ kommen werde, und zog zu diesem Zweck Bilanz 
über die eigene Ausrichtung: 
„Dieser Streik war eine spontane Bewegung der fortgeschrittensten 
Betriebsarbeiter, wir waren verpflichtet, daran teilzunehmen, 
selbstverständliich bei Aufrechterhaltung unserer Kritik an SP, 
Gewerkschafts- und Stalinführung. Es war richtig, wenn wir dafür 
eingetreten sind, daß die SP- und Gewerkschaftsführung unter dem Druck 
der SP-Arbeiter gezwungen werden soll, mit der ÖVP zu brechen und die 
Führung des Kampfes zu übernehmen. Es war richtig, wenn wir die 
bürokratischen, undemokratischen Methoden der Böhm & Co. bekämpft und 
gleichzeitig die Arbeiter vor denselben Methoden der Fürnberg, Fischer & 
Co. gewarnt haben. Wir haben die SP-Arbeiter vor der volksdemokratischen 
Gefahr gewarnt, die besonders dann groß wird, wenn die Stalinisten eine 
reale Massenbasis haben, die sie ausnützen können. Wir sind für die 
Demokratie innerhalb der Arbeiterbewegung aufgetreten, wir waren gegen 
den Terror der SP- und der Stalinführung, der sich gegen die Arbeiter 
richtete. Wir waren für geheime Abstimmungen bei Streikbeschlüssen. Wir 
waren vor allem dafür, daß sich der Kampf in erster Linie gegen die 
Bourgeoisie und ihre Raubpläne richten muß. All das war richtig und wenn 
nicht schon diesmal, so werden die besten Arbeiter bei den kommenden 
Kämpfen, durch ihre eigenen Erfahrungen bereichert, uns recht geben 
müssen. Und das ist das Hauptprodukt unseres Kampfes, wenn es uns 


gelingt, den besten, fortgeschrittensten Arbeitern ein Stück weiter ` 
helfen.“ 


Neben vielen treffenden Einschätzungen und richtigen Stoßrichtungen findet sich 
hier auch sehr explizit eine Gleichsetzung der von SPÖ und KPÖ im Streik 
angewandten bürokratischen Methoden, eine Gleichsetzung, die m.E. trotz 
formaler Identität nicht legtitim ist, da diese Methoden einmal von vehementen 
Feinden des Streiks und einmal von - wenn auch halbherzigen usw. - Unterstützern 
des Streiks angewendet worden waren. 


Weiter unten argumentierte die IKÖ dann, daß der Streik nicht durch die von den 
Stalinisten organisierten Betriebsrätekonferenz zu einer rein stalinistischen 
Angelegenheit geworden sei, „sondern dadurch, daß die spontane Bewegung vor 
allem in der Provinz unter dem Druck und dem Terror von ÖGB-Führung und 
Koalitionsregierung in den nächsten Tagen zusammengebrochen ist“. Bis dahin sel 
es richtig gewesen, für die Fortsetzung des Streiks einzutreten. Dannach sei es 
notwendig gewesen, die Niederlage zu erkennen und für einen geordneten Rückzug 
einzutreten. 


Die Erfahrungen der Streikbewegung hätten auch gezeigt, daß „eine Einheitsfront 
von SP und Stalinpartei“ in der gegenwärtigen Lage unmöglich sei. 
Nichtsdestotrotz müsse die Propaganda für eine solche Einheitsfront fortgesetzt 
werden. Da die SPÖ die Gewerkschaften und die verstaatlichten Betriebe und die 
KPÖ die USIA-Betriebe als ihre Domänen betrachten und die Arbeiter immer mehr 
bevormunden, sei es mehr denn je nötig für „breiteste Demokratie innerhalb der 
Arbeiterbewegung“ einzutreten. Die „SP-Bürokraten im ÖGB“, die die mit den 
Unternehmern „ausgepackelten Ergebnisse“ des Lohn-Preispaktes keiner 
demokratischen Abstimmung der Belegschaftsvertreter unterzogen hätten, hätten 
beispielsweise 
„nicht das geringste Recht, stalinistische oder SP-Arbeiter zu verfolgen, weil 
sie streikten, wenn der Streik in einer demokratischen Abstimmung mit 
Mehrheit beschlossen wurde. Im Gegenteil, sie wären verpflichtet, den 
Streikenden Streikunterstützung auszuzahlen, denn auch über die 
Verwendung der Gewerkschaftsgelder haben die Arbeiter und nicht die 
Bürokraten zu entscheiden.“ 


Ebenfalls wichtig sei die Verteidigung von bürgerlich-demokratischen Rechten, 
Das Streikrecht werde von der SP-Führung mit Füßen getreten. Helmer sei ein 
würdiger Nachfolger Noskes, denn auch er hätte die kapitalistische Exekutive 
gegen Streikende eingesetzt: So seien die Steyrer Arbeiter unter Polizeidruck 
gezwungen worden, die Arbeit wieder aufzunehmen. Zur Verteidigung der 
demokratischen Rechte gehöre auch der Abzug der Besatzungtruppen - auch der 
sowjetischen, denn auch diese wären keine Hilfe für die österreichische 
Arbeiterklasse. 


Aufgabe der IKÖ in der nächsten Phase sei es, „die proletarische Vorhut“ unter 
Anderem von der Notwendigkeit des Kampfes für die gleitende Lohnskala und der 
Produktionskontrolle zu überzeugen. Diese Forderungen könnten nur durch den 
außerparlamentarischen Klassenkampf gegen die Bourgeoisie verwirklicht werden. 
„Huuernd gesichert können sie nur durch den Sturz der kapitalistischen Herrschaft 
und durch die Errichtung einer sozialistischen Planwirtschaft werden.“ Dazu 
wicderum sei eben eine neue Klassenpartei notwendig, deren Aufbau die zentrale 
Aufgabe der IKÖ sei. 
Im Juli 1951, sieben Monate später, ging die IKÖ dann auf ihrer 3. Konferenz noch 
einmal auf den Oktoberstreik ein. Dabei wurde im wesentlichen die Linie der 
obigen Streik-Bilanz im Spartakist bestätigt. Im Bericht an die Konferenz?” heißt 
on: 
„Im Oktober 1950 kam es anlässlich des 4. Lohn- und Preisabkommens zu 
einer grossen spontanen Bewegung der Arbeiterklasse, die ihre Ursache in 
der Unzufriedenheit der Arbeiterschaflt mit den steigenden 
Lebenshaltungskosten hatte. In der ersten Phase, als die Arbeiterschaft 
spontan den Kampf zur Behauptung ihres Reallohnes gegen die Bourgeoisie 
richtete, unterstützten wir die Bewegung, das war zweifellos richtig. In der 
zweiten Phase, als der Grossteil der Arbeiterschaft nicht mehr mitmachte, 
als nur mehr die “Usia’-Betriebe streikten, als klar erkenntlich wurde, dass 
der Kampf ausschliesslich den volksdemokratischen Zielen der Stalinpartei 
dienen und dafür ausgenützt werden sollte, distanzierten wir uns, da wir in 
der Volksdemokratie nicht die Lösung des sozialen Problems finden, 
sondern in ihr ein grösseres Hindernis zum revolutionären Fortschritt 
erblicken, als in der heutigen bürgerlichen Demokratie.“ 


In dieser Passage kommt die Tendenz zur Anpassung an das politische Bewußtsein 
dor SP-Arbeiterschaft noch deutlicher zum Ausdruck als im Spartakist-Artikel. 
Hier wird es doch ziemlich explizit als erwiesen betrachtet, daß es den Stalinisten 
Im Oktober 1950 um die Errichtung einer Volksdemokratie in Ostösterreich 
gegangen sei. Da die Außenpolitik der Kremibürokratie in dieser Phase aber 
vermutlich eine solche massive Konfrontation mit dem Imperialismus nicht 
einzugehen vorhatte, dürfte die IKÖ hier doch etwas der sozialdemokratischen 
Propagandawalze auf den Leim gegangen sein. 


Im Konferenz-Papier zur Lage und den Perspektiven?” wurden im Abschnitt zu 
don Aufgaben der IKÖ die Schlußfolgerungen für die Zukunft hinzugefügt: 


„Wenn es in der nächsten Zukunft zu ähnlichen Kämpfen, wie im Oktober 
1950 kommt, so müssen wir die dabei gemachten Erfahrungen auswerten. 
Spontane und solche Kämpfe, die der SP-Führung aufgezwungen werden, 
unterstützen wir, bei Aufrechterhaltung unserer Kritik an der Führung und 


M Bericht an die 3. Konferenz der IKÖ, Juli 1951 
'® Die Lage und unsere Aufgaben, 3. Konferenz der IKÖ, Juli 1951 
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unserer Propaganda für Übergangslosungen. Isolier, nur von d 
Stalinpartei geführte Kämpfe unterstützen wir nicht. Wir müssen es abe 
immer verstehen, unser jeweiliges Verhalten unserer Umgebung in de 
Betrieben und Gewerkschaften zu erklären, verständlich zu machen, den 
nur dann werden wir das Vertrauen der Arbeiter erhalten.“ i 


Da es zu ähnlichen Kämpfen wie im Oktober 1950 nicht mehr kommen sollte, wa 
die IKÖ in den kommenden Jahren gezwungen, sich weitgehend auf den 
tagläglichen Klassenkleinkrieg in den Betrieben zu beschränken. Da sie in etlichen 
Betrieben über Betriebsräte und in einigen sogar über Betriebsratsobmänner? 
verfügte, konnte sie dort - und in manchen Fällen auch in Teilgewerkschaften - 
nicht unerheblichen politischen Einfluß ausüben. Megewende besonders auf einer 
Konferenz der sozialistischen Betriebsratsobmänner von Wien und 
Niederösterreich am 28. Juni 1954 deutlich. 


Trotz des langsamen Wirtschaftsaufschwungs Anfang der 50er Jahre, von dem nun 
auch die Arbeiter etwas profitierten, war es im Frühjahr 1954 zu 10-prozentigen 
Preissteigerungen gekommen, mit denen die Löhne nicht mitgehalten hatten. In der 
Folge war es zu Unzufriedenheit in der Arbeiterschaft und in einigen Betrieben zu 
Warnstreiks gekommen. In Betriebsversammlungen und Resolutionen waren von 
der Gewerkschaftsführung ernste Kampfmaßnahmen gefordert worden. Am 21. 
Juni hatte dann in Salzburg ein Generalstreik, der von einer Demonstration von 
15.000 Arbeitern begleitet war, stattgefunden und auch in anderen Orten außerhalb 
Wiens war es zu Protestkundgebungen gekommen. 


Die Arbeiterzeitung schwieg die Salzburger Ereignisse tot, um nicht durch eine 
Berichterstattung zur Nachahmung anzuregen. Generell versuchte die SPÖ- 
Führung die Unruhe zu bremsen - auch weil sie mit der ÖVP gerade in 
Verhandlungen um einige Gesetzesänderungen (Rentenreform, Wohnbaugesetz ...) 
stand, die nicht gestört werden sollten: „Obwohl das Abbremsen von Bewegungen 
in den Massen zur wichtigsten politischen Aktivität der SP-Bürokraten zählt, so 
hatten sie diesmal noch einen ganz besonderen Grund dazu. Sie standen in den’ 
letzten Wochen mitten in einer wichtigen Packelei mit der ÖVP.“ 


Um der in vielen Betrieben angesichts der Reallohnverluste aufgestellten Forderung 
nach einer Betriebsrätekonferenz den Wind aus den Segeln zu nehmen und bei der 

Gelegenheit über die angeblichen Erfolge bei den Verhandlungen berichten zu 

können, wurde für 28 Juni eine Konferenz der sozialistischen 

Betriebsratsobmänner (also einer relativ ausgewählten Funktionärsgruppe) von 

Wien und Niederösterreich festgesetzt. 


Doch aus der geplanten Jubelkonferenz wurde nichts. Der Vorsitzende Böhm ' 
erteilte zwar sofort - ohne, wie üblich, über die Tagesordnung abstimmen zu lassen 
- Franz Olah das Wort. Dieser verbreiterte sich über den „Verhandlungserfolg‘“ und 
streifte die die Betriebsräte am meisten interessierende Frage der Preiserhöhungen 


20 SP-Betriebsräte gegen SP-Führung, Spartakist Nr.83, Juli 1954 
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Mir am Rande. Als erster Debattenredner meldete sich jedoch Ferdinand 
Dworak“, seines Zeichens Betriebsratsobmann bei Hübner & Mayer, und 
vorlungte entschlossene Maßnahmen gegen die Preistreiberei. Er stellte den - aus 
laktischen Gründen relativ bescheidenen - Antrag, am 2. Juli einen landesweiten 
einstündigen Warnstreik durchzuführen. Damit hatte er den anderen Betriebsräten 
das Stichwort gegeben, um ihrer Unzufriedenheit mit der Führung freien Lauf zu 
lamcn. Fast alle Debattenredner, darunter einige weitere IKÖ-Mitglieder, 
unterstützten den Antrag, kritisierten gleichzeitig (teilweise mit ziemlich heftigen 
Ausdrücken) die am Podium und in den ersten Reihen sitzenden Führer der SP- 
(lowerkschafisfraktion - und wurden dabei durch tosenden Beifall der Konferenz 
mierstützt. 


Kin Betriebsrat von Siemens- 
Kchuckert, der - entsprechend LEGITIMATIONSKARTE 


der bürokratischen 
Konferenzregie - vorschlug, dem 
Vorhandiungskomitee, in dessen 
Namen Olah seinen Bericht “Name: .D wo r a k Ferdinand 
gogeben hatte, den Dank = © =w oc + 

Buszusprechen, wurde von der ` -Beruf: 

überwiegenden Mehrheit der $x 
Konferenz ausgebuht. Damit war + ‚bei der Firma: 
der von der Bürokratie geplante 
Höhepunkt der Konferenz vom 
Tisch. Weitere Redner 
unterstützten Dworak und ir Vertretung 85. Arbeitspersonen, 
whlicßlich wurden der Antrag 
auf Schluß der Debatte und 
solorliige Abstimmung von 
ldworaks Antrag angenommen. 
ie  SP-Gewerkschaftsführung 
kölzie nun noch stärker auf 
biirokratische Kniffe. Böhm 


für den 
Betriebsratsobmann 


= 


Schlosser 
Hübner & Mayer 


n Wien 19. ,Muthgasse 64. -peik 


Gewählt am _ 18.November _ ı 49 


Für die Ortsgruppe: 


Gewerk. PEA 
moton o onah der 
Urtsgrunn.a 11 


Ignorierte den Beschluß der gi 
Konferenz nach sofortiger men nn 


Abstimmung und erteilte Olah 
das Schlußwort. Dieser stellte 
nun selbst einen Antrag: Der 
ÖGB solle ermächtigt werden, 
die Rücknahme der 


MI im Spartakist ist nur von „einem Metallarbeiter“ die Rede, da man aufgrund der 
INegalität Dworak nicht als Trotzkisten nennen konnte. 
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Preiserhöhungen zu verlangen und gegebenenfalls „gewerkschaftliche Maßnah 
zu ergreifen“. Der Zweck, mit unverbindlichen Phrasen den Antrag über kor 
Kampfmaßnahmen zu einem festgesetzten Termin zu unterlaufen, wurde jedog 
von der Konferenz durchschaut und etliche Betriebsräte riefen Olah zu, er so 
einen konkreten Termin nennen. Das wies Olah zurück, da dadurch œi 
Handlungsfreiheit der Führung beeinträchtigt werde. 


Böhm ließ dann (unter heftigem Protest eines großen Teils dd 
Konferenzteilnehmer) den Antrag Olahs zuerst abstimmen - und zwar durd 
Händeheben. Obwohl klar sichtlich eine deutliche Mehrheit gegen den Antra 
Olahs stimmte, erklärte ihn Böhm für angenommen. Erst als die Konferenz diesef 
Betrug nicht akzeptierte, bestimmte er - nachdem er cinen Vorschlag & 

Abstimmung durch Stimmzettel zurückwies - einige der zur Bürokratie loyale 
Funktionäre als Stimmenzähler. Das von diesen „festgestellte“ und von eine 
großen Teil der Anwesenden angezweifelte „Ergebnis“ der Abstimmung lautete I 
der Folge 420 Stimmen für und 380 gegen den Antrag Olahs. Böhm weigerte sich 
nun über den Antrag Dworaks abzustimmen, und erklärte, daß mit der Annahmef 
des ersten Antrags der zweite automatisch abgelehnt sei. Böhm schloß d 
Konferenz. und verließ, von zornigen Protestrufen verfolgt, fluchtartig das Podium. 1 


Obwohl die Intervention Dworaks und der anderen IKÖler letztlich mit eine 
Niederlage geendet hatte, hatte die ÖGB-Führung seit 1945 nicht so große! 
Probleme gehabt, die Unzufriedenheit auf einer Konferenz unter Kontrolle zu, 
halten. Abgesehen davon, daß durch diese Ereignisse das Prestige Dworaks und 
anderer in ihren Betrieben und bei einem Teil der Betriebsräte sicherlich gestiegen 
ist, zeigte diese Konferenz auch, daß 1954 selbst bei SP-Betriebsratsobmännern 
noch ein gewisses Potential für eine klassenkämpferische Politik vorhanden war, 
Insgesamt schätzte die IKÖ 1954 ein, daß die unter dem direkten Druck der 
Arbeiter stehenden SP-Betriebsräte „zu den fortschrittlichsten Funktionären in der 
SP“? gehören. Das werde im Falle der Zuspitzung der gesellschaftlichen Situation 

von Bedeutung sein. 


Zu dieser erwarteten Zuspitzung sollte es allerdings nicht kommen. Stattdessen 
wurde die Stabilisierung des österreichischen Kapitalismus Mitte der 50er Jahre 
vorerst abgeschlossen. Auf politischer Ebene wurde das durch den Staatsvertrag, 
der zwischen den Siegermächten des Krieges und der österreichischen Regierung ` 
abgeschlossen wurde, vollzogen. Da es sich bei diesem Staatsvertrag um eine 
wichtige politische Frage der Besatzungszeit handelte, wollen wir zum Abschluß 
dieses Kapitels einen Blick auf die Haltung der IKÖ dazu werfen. 


Bereits Anfang 1947 beschäftigte sich der Spartakist in einem Titelartikel”” mit 
der Frage des Staatsvertrages und untersuchte dabei eingangs die Ziele der 
handelnden Mächte: Den von den USA geführten Imperialisten gehe es darum, 


24 
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22 SP-Betriebsräte gegen SP-Führung, Spartakist Nr.83, Juli 1954 
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Österreich zu einem „Ausfalltore gegen die Sowjetunion zu machen“. Dazu müsse 
Österreich ein kapitalistischer Staat sein - und dieser „Wille der imperialistischen 
Banditen“ werde im Staatsvertrag seinen Ausdruck finden. Der sowjetischen 
Wirokratie gehe es angesichts der schweren Zerstörungen in der Sowjetunion 
einerseits um Reparationszahlungen der besiegten Länder und andererseits um 
„Richerheit vor imperialistischen Überfällen“. Da die Sowjetbürokratie nicht bereit 
bei, revolutionäre Methoden anzuwenden, versuche sie sich mit den Imperialisten 
nu verständigen, weshalb der Staatsvertrag ein Kompromiß sein werde. 


„Die Sowjetunion war einer der Urheber des durch und durch verlogenen 
Programms der “Wiederherstellung eines unabhängigen Österreichs’, das 
sich als das Programm der Ausplünderung und Vergewaltigung Österreichs 
konkretisierte. Die Sowjetunion regelt ihre Beziehungen zu diesem Land 
nicht im Geiste des proletarischen Internationalismus, nicht als Vorkämpfer 
des demokratischen Selbstbestimmungsrechts. Sie tritt als militärischer 
Sieger und zwar so plump und derb auf, daß demgegenüber sogar das 
Verhalten der Imperialisten als ‘demokratisch’ erscheint.“ 


Dic österreichische Bourgeoisie befände sich in einer sehr geschwächten Lage und 
könne nur versuchen, sich den Imperialisten so teuer wie möglich zu verkaufen. 
Das wesentlichste Zugeständnis, das sie erhalten würden, bestehe in der Erlaubnis, 
„dic Kosten ihrer ‘Rettung’ durch die Imperialisten auf das Proletariat 
ubzuwälzen“. Der SPÖ gehe es vor allem um fette Pfründe im Staat, sie erweise 
sich - „selbstgefällig mit ihren Beziehungen zum ‘demokratischen Sozialismus des 
Westens’ renommierend“ - als „Verbindungsglied zwischen österreichischer 
Bourgeoisie und anglo-amerikanischem Finanzkapital“. „Mit *blutendem Herzen’, 
mit vielen Seufzern“ werde die SPÖ dafür sorgen, daß das Proletariat die Zeche 
uhle. Die KPÖ, die letztlich ebenfalls den Staatsvertrag unterzeichnen werde, 
ngicre als Handlanger der Sowjetbürokratie und hänge sich, „ungeachtet aller 
lußtritte, die sie bekommt, krampfhaft an die Rockschösse der Bourgeoisie, um 
diese in die russische Front herüberzuziehen“. 
„SP und Stalinpartei überschlagen sich in Patriotismus, die einen 
“staatsmännisch’ zurechtgemacht, die anderen als Clown grell rotweißrot 
geschminkt. Was ist der wahre Inhalt ihres ‘Patriotismus’? Sie haben der 
österreichischen Bourgeoisie geholfen, ihre wackelige Herrschaft zu 
festigen; sie helfen ihr nun bei der internationalen Versklavung des 
österreichischen Volkes.“ 
Beim Staatsvertrag handle es sich um „eine Neuauflage des imperialistischen 
/wangsvertrages von Staint Germain“. Das Verbot des Anschlusses an 
Deutschland bedeute die Vorenthaltung des Selbstbestimmungsrechtes. Dazu 
kimen verschiedene wirtschaftliche und politische Vertragsbedingungen und die 
vorgesehenen Reparationszahlungen. Während Nationalstaaten an sich schon ein 
Hindernis für den menschlichen Fortschritt darstellen würden, sei die Existenz des 
Österreichischen Kleinstaates „ein vollendeter Anachronismus“: „Der 
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‘Staatsvertrag’, der diese Existenz garantieren soll, ist ein wichtiger Beitrag % 
Balkanisierung Europas im Interesse seiner imperialistischen Beherrschung.“ Da 
Proletariat dürfe ihm deshalb nicht zustimmen 


Die IKÖ stellte dem ein sozialistisches, planwirtschaftliches, vom revolutionä 
Proletariat geführles geeintes Europa gegenüber und forderte „den sofortigen 
bedingungslosen Abzug aller fremden Truppen“ und damit das wirklic 
Selbstbestimmungsrecht für die österreichische Bevölkerung. Das sei nur durch d 
internationale Solidarität der Arbeiterklasse möglich. Das Österreichisch 
Proletariat müsse dabei 


„in erster Linie gegen die Österreichische Bourgeoisie kämpfen. Es muß 
deren Absicht, Österreich in eine imperialistische Finanzkolonie’* und 
damit zum Ausfalltor künftiger Angriffe gegen die Sowjetunion zu machen, 
vereiteln. Es darf ihr nicht folgen bei ihren Versuchen, sich an der Politik 
der Ausräuberung und Niederhaltung Deutschlands zu beteiligen. Der 
‘Staatsvertrag’ bildet einen wichtigen Bestandteil dieser Politik. Wehe dem‘ 
österreichischen Proletariat, wenn es vergisst, daß der deutsche 
Imperialismus, um Österreich zum Opfer seiner Agression zu machen; 
zuerst das deutsche Proletariat niederwerfen mußte! Die österreichische 
Arbeiterklasse darf die elende Diffamierung des deutschen Proletariats nicht 
mitmachen, sondern muß ihm gegenüber die Pflichten der internationalen: 
proletarischen Solidarität erfüllen. 


Der ‘Staatsvertrag’ ist ein imperialistisches Abkommen zum Zweck der 
Unterdrückung der eigenen wie fremden Völker. Er kann vielleicht der‘ 
österreichischen Bourgeoisie wieder etwas auf die Beine helfen; für das 
Proletariat ist er ein Programm des Hungers, der Entbehrungen, der 
fortschreitenden Verelendung, der Rechtlosmachung auf viele Jahre hinaus.“ ` 


Diese Einschätzung, die in der ökonomischen und politischen Situation von 1947 
nicht gänzlich absurd und zumindest erklärlich war, sollte sich schließlich als 
falsch herausstellen. Der Staatsvertrag sollte, auf Grundlage des kapitalistischen | 
Booms, die politische Voraussetzung für den relativ erfolgreichen Weg des | 
österreichischen Kapitalismus zwischen den Blöcken darstellen, von dessen Tisch 
auch für die österreichische Arbeiterklasse relativ große Brocken abfielen. In ihren 
späteren Ausführungen zum Staatsvertrag sollte die IKÖ ihre grundsätzliche Kritik 
zwar aufrechterhalten, die Nuancen sollten sich aber etwas verschieben. 


Im Sommer 1949 ist die IKÖ der Ansicht, daß die grundsätzliche Einigung der 
ehemaligen Alliierten auf der Pariser Konferenz noch lange nicht bedeute, „daß die 


M Ob die IKÖ tatsächlich der Meinung war, daß Österreich nach 1945 eine Form von 
Kolonie des anglo-amerikanischen Imperialismus war oder durch den Staatsvertrag werden į 
konnte, oder ob es sich bei dieser Formulierung um eine agitatorische UpgenauißkeNg 
handelte, sei dahingestellt. 
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Anterrcichische Bourgeoisie ihren ‘Staatsvertrag’ bereits in der Tasche hat“*, Sie 
könne über die Fortschritte bei den Verhandlungen dennoch jubeln, weil ihr das 
Nchicksal der tschechischen oder ungarischen Bourgeoisie erspart bleibe. Auch 
wonn die österreichischen Kapitalisten nach dem Staatsvertrag von den USA 
abhängig sein würden, so befänden sie sich doch in einer weit günstigeren Lage als 
1045/46/47 und hätten den Staat wieder fest im Griff. Sie würden versuchen, die 
Kosten des Staatsvertrages auf das Proletariat abzuwälzen. Zu diesem Zweck würde 
bereits jetzt „die demokratische Garnitur der Bourgeoisie (die Kuntschak & Co.), 
dio 1945 wieder aus der Versenkung geholt wurden, (...) allmählich 
surückgeschoben, um wieder der autoritären (Raab & Co.) Platz zu machen“. 


Nun hebt die IKÖ aber auch hervor, daß das Proletariat ein großes Interesse am 
Abzug der Besatzungstruppen hätte: „Die Wiederherstellung der demokratischen 
Rechte und Freiheiten, sei es auch nur in einer bürgerlichen Demokratie, bedeuten 
don relativ besseren Kampfboden für sie, als unter der Willkürherrschaft des 
Nesatzungsregimes.“ Diese Freiheiten müßten jedoch gegen die eigene Bourgeosie 
bohauptet werden. 


SPÖ und KPÖ hätten sich allerdings als „Lakaien der Besatzung“ erwiesen und die 
Mussen im Kampf um den Abzug der Besatzungstruppen zu Zuschauern 
dogradiert. Die Sozialdemokratie hätte sich auf Bittgänge bei den westlichen 
Imperialisten konzentriert, die Stalinisten hätten jeden Schwenk des Kreml 
mitgemacht und als im österreichischen Interesse gelegen erklärt. Tatsächlich 
hätten die österreichische und westliche Bourgeoisie ein Interesse daran gehabt, 
den Abschluß des Vertrages bis zur Konsolidierung des Kapitalismus in Österreich 
Iinauszuschieben. Durch die Politik der Sowjeibürokratie wäre es ihnen trotzdem 
gelungen, durch „ihre Russenhetze“ die Verantwortung für die Verzögerung der 
Sowjetunion zuzuschieben. 


„Der Kreml mag vielleicht durch seine ‘geschickte Diplomatie’ den einen 
oder anderen Vorteil beim ‘Staatsvertrag’ herausgehandelt haben, aber sie 
hat dafür einen viel größeren Nachteil für die SU eingehandelt: Sie hat das 
Vertrauen von Millionen arbeitenden Massen, nicht nur in Österreich, durch 
ihre konterrevolutionäre Politik verloren und, was noch viel schlimmer ist, 
sie hat gleichzeitig das Vertrauen dieser selben Massen in die sozialistische 
Revolution erschüttert. Die konterrevolutionäre Außenpolitik der 
stalinistischen SU verändert das Kräfteverhältnis Weltproletariat 
(einschließlich SU) und Weltbourgeosie zu ungunsten des Weltproletariats, 
sie treibt die Massen in die Indifferenz, Apathie und Teile davon sogar ins 
Lager der Konterrevolution.“ 


Der kommende Staatsvertrag werde ein Vertrag mit Kontributionen und 
Reparationen sein, ein Kompromiß zwischen dem westlichen Imperialisten und 
dem Kreml - auf Kosten der ausgebeuteten Massen. Die heimische 


I per „Staatsvertrag“ kommt? , Spartakist Nr.46, Juli 1949 
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Kapitalistenklasse werde mit einem blauen Auge davonkommen. „, 
österreichische Arbeiterklasse aber darf diesen Vertrag niemals anerkennen. H 
Gegenteil, sie muß ihn grundsätzlich ablehnen.“ Bei Ausbruch der Krise werd 
Österreich trotz Staatsvertrag eines der am schwersten betroffenen Länder sein. 


„Wir müssen die forigeschrittenen Arbeiter und über diese d 
kampfgewillten, besten Teile der Arbeiterklasse davon überzeugen, daß d 
Kampf gegen den ‘Staatsvertrag’ und für den Abzug der Besatzungstruppen 
mit dem Klassenkampf gegen die Bourgeosie verbunden werden muß. Win 
müssen die Arbeiter davon überzeugen, daß der Abzug d 
Besatzungstruppen nur dann einen besseren Kampfboden, breitere 
demokratische Rechte und Freiheiten bringen wird, wenn sie täglich! 
erkämpft und auch verteidigt werden. (...) Gegen den von den Imperialisten 
und der Kremiclique diktierten Staatsvertrag! Gegen die Kontributionen? 
und Reparationen! Für den Abzug der Besatzungstruppen! Für da 
demokratische Selbstbestimmungsrecht des österreichischen Volkes! Für die 
Erweiterung und Verteidigung der demokratischen Rechte und Freiheiten! 
Für den Klassenkampf gegen die Bourgeoisie bis zu deren Sturz!“ 


Im Mai 1955 veröffentlichte die IKÖ dann schließlich einen - am 30. April 
verfaßten - Artikel zur bevorstehenden Unterzeichnung des Staatsvertrages.’" Dief 
Ursache, warum es nach zehn Jahren Verschleppung nun zur Ratifizierung komme, 
sei darin zu suchen, daß sich der Imperialismus aufgrund der Verschlechterung des ‘ 
weltweiten Kräfteverhältnisse durch den Sieg der chinesischen Revolution 
gezwungen sehe, einen Kompromiß einzugehen. Der Staatsvertrag bringe der 
NATO den strategischen Nachteil des Verlustes Westösterreichs. Der US- 4 
Imperialismus hätte aber keine Möglichkeit gehabt, den Abschluß des 
Staatsvertrages zu sabotieren, ohne die antiamerikanischen Stimmungen in 
Österreich und anderen europäischen Ländern massiv zu verstärken. In der 

gegenwärtigen Phase des Kalten Krieges seien kleine Kompromisse zwischen den 
Weltblöcken - wie bezüglich Österreich - möglich, „eine Wiederholung desselben 
Spiels mit Deutschland“ hingegen könne „sich der USA-Imperialismus vom Kreml 
nicht aufzwingen lassen“. 


Da die österreichische Wirtschaft auf dem kapitalistischen Weltmarkt nicht leicht 
bestehen könne, hätte die heimische Bourgeoisie durchaus Interesse an einer 
stärkeren Ausrichtung auf den Osthandel. Innenpolitisch seien nach Abschluß des 
Staatsvertrages koalitionsinterne Konflikte um die Verstaatlichung der USIA- 
Betriebe und um das aufzustellende Bundesheer vorprogrammiert. In der SPÖ 
würde „das Zentrum (Schärf, Kreisky)“ versuchen, den neuen Bedingungen der 
Neutralität Rechnung zu tragen und die alte Linie der dritten Kraft wieder 
aufzunehmen - während „die Rechtesten (Helmer, Pollak, Waldbrunner)“ an ihrer 
strikt proamerikanischen Linie festhielten. 


"6 Vor dem Ende der Besetzung, Spartakist Nr.89, Mai 1955 
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„Die Entwicklung der Weltgegensätze sind im Begriffe, in Österreich eine 
‘Insel’ zu schaffen. Wir sind weit davon entfernt, die von Bourgeoisie und 
SP genährte Illusion einer ‘zweiten Schweiz’ zu teilen. Im Gegenteil, dieses 
kleine Land wird auch weiterhin Objekt der Weltpolitik bleiben. Die 
Klassengegensätze im Weltmaßstab werden auf diesen Boden mehr als i 
bisher ihren Ausdruck finden. Der Wegfall der Besetzung wird auf die 
freiere Entfaltung der Gegensätze fördernd wirken; im Klassenkampf und in 
der Politik.“ | 


B. Der Zusammenbruch der IKÖ i 


Die Mitte der 50er Jahre bedeutete für die IKÖ einen wichtigen Einschnitt: | 
Kinerseits wurden 1954 die beiden Organisationsteile wieder zusammengeschlossen | 
und man hoffte, nun mit vereinten Kräften größere Fortschritte im Aufbau einer Ki 
rovolutionären Partei erzielen zu können. Dieser Entwicklung auf subjektiver ni 
Ebene standen allerdings andererseits übermächtige objektive Tendenzen entgegen. || 
Der kapitalistische Boom, der sich hierzulande ab 1953 zum sogenannten I 
Österreichischen Wirtschaftswunder konkretisierte, begann ab Mitte der 50er Jahre 
voll zu greifen. Die zweite Hälfte des Jahrzehnts war von einer ökonomischen 
Aufwärtsentwicklung geprägt, die die Integration der Arbeiterschaft in das System 
rasch vorantrieb, den Reformismus stärkte - und die revolutionären Kräfte immer 
klürker in die Isolation drängte. 


Der Staatsvertrag, mit dem die Stabilisierung des österreichischen Kapitalismus auf 
politischer Ebene formalisiert wurde, ermöglichte der IKÖ aber immerhin, die 
Phase der vollen Illegalität zu beenden und eine partielle Legalisierung 
einzuleiten.” Das drückte sich in der Aufgabe der illegalen Zeitung Der 
Npartakist, der im Dezember 1955 mit der Nummer 92 zum letzten Mal erschien, 
mis. Ab:484+4956 begann man mit der Herausgabe der legalen Zeitschrift die 
Internationale. Verantwortlich zeichnete jedoch nicht die IKÖ, sondern Franz 
Modlik als Person. Sie firmierte außerdem als Theoretisches Organ des | 
revolutionären Marxismus. Durch die politische Linie und durch den Abdruck von 1) 
Dokumenten des IS der 4. Internationale konnte über die Ausrichtung der 
Publikation kein Zweifel bestehen. Die IKÖ als Organisation schien aber weiterhin 
nicht öffentlich auf, weshalb nur von einer Teillegalisierung die Rede sein kann. 


M! In Wien wäre es sicher nicht ratsam gewesen, vor dem Abzug der Besatzungstruppen - 
besonders der sowjetischen Truppen, die für linksoppositionelle Kommunisten die größte ! 
Ocfahr darstellten - offen als Organisation aufzutreten. Ob die von Thomas vorgeschlagene | 
Gründung einer legalen Organisation in Westösterreich, die eine Übersiedlung einiger N 
(lenossen erfordert hätte, in der Besatzungszeit tatsächlich einen wesentlichen Vorteil | 
gebracht hätte und wie sich die westlichen Imperialisten dazu verhalten hätten, ist schwer zu 
nigen. 1955 stand aber die Legalisierung sicherlich auf der Tagesordnung. 
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Sondernummer/November1956/S3.- / DM -.60 


Für diese Vorgangsweise sind zwei Gründe anzuführen: Erstens erwartete man ja 
eine deutliche Verschärfung der Klassenkämpfe und sah in diesem Zusammenhang 
Mich die Möglichkeit einer erneuten drastischen Verschlechterung der 
demokratischen Rechte. Zweitens bestand das Hauptinterventionsfeld weiterhin in 
der Sozialdemokratie, wo man so und so nicht offen auftrat und wo man eine 
Zoitschrift, die nicht von einer Organisation herausgegeben wurde, leichter an 
politische Kontakte weitergeben konnte. 

Der Mitte der 50er Jahre einsetzende Prozeß des Niedergangs der IKÖ und der 
Demoralisierung ihrer Mitglieder wurde im Herbst 1956 noch einmal angehalten. 
Auf die ungarische und polnische Revolution wurden große Hoffnungen gesetzt, 
Mun betrachtete sie als den Beginn der politischen Revolution gegen die 
ktalinistische Bürokratie und als Fanal für weitere revolutionäre Entwicklungen in 
Ost und West. Im November 1956 wurde eine Sondernummer der internationale 
herausgegeben, in der neben einem Aufruf des IS auch ein von der Redaktion der 
Zeitschrift am 7. November verfaßter Beitrag veröffentlicht wurde, der eine erste 
uusführliche Zwischenbilanz der revolutionären Ereignisse in Ungarn und Polen 
mog?” 

Dic polnischen und ungarischen Arbeiter und Studenten und „die mit dem 
Stalinismus brechenden polnischen und ungarischen Kommunisten“ wären zur 
Bildung von Räten geschritten, zu einer Organisationsform, „die den Arbeitern in 
den Betrieben den Übergang von bürokratischer Bevormundung und 
Selbstherrlichkeit zur demokratischen Selbstverwaltung finden ließ“. 

„Die Errichtung der Räte in Polen und Ungarn ist Ausdruck der spontanen, 
symbolischen Zielsetzung der politischen Revolution gegen die Bürokratie: 
Weiterentwicklung der nachkapitalisiischn, auf Basis des 
vergesellschafteten Eigentums an den Produktionsmitteln sich entfaltenden 
Gesellschaft von der Diktatur der Bürokratie zur Demokratie des 
werktätigen Volkes, zur sozialistischen Rätedemokratie. 


Spontan drängen die Massen im Osten in die allgemeine Zielrichtung: 
Sozialismus und Demokratie. Aber zum Sieg der politischen Revolution, wie 
zu jenem der sozialen Revolution gegen den Kapitalismus, genügt das 
spontane Drängen der Massen keineswegs. Ein solcher Sieg erfordert 
ebenso eine bewußte revolutionäre Führung.“ 


Dic Bedeutung des Faktors einer revolutionären Führung hätte sich im 
unterschiedlichen Ablauf der Ereignisse in Polen und Ungarn gezeigt. In Polen 
hitte sich in der KP um Wladyslaw Gomulka eine Linksfraktion gebildet, hinter 
der sich die bewußtesten Teile des Proletariats gesammelt hätten und deren 
Unnachgiebigkeit einen entschlossenen und zielbewußten Kampf ermöglicht hätte. 
In der Folge seien in etwa 60 polnischen Großbetrieben Arbeiterräte entstanden, 


X Die antibürokratische Revolution in Polen und Ungarn, die internationale, 
Sondernummer, November 1956 


6) Der Konflikt 1963 - als es noch eine einige Sektion gab - entwickelte sich ù 
die Frage der Herausgabe eines trotzkistischen Organs. Der Weltkongreh 
beschlossen, daß jede Sektion ein 100%iges trotzkist. Organ herausgeben sollte, 
den "entrismus sui generis", den Pablo seit 1957 immer wieder vertrat, 
realisieren. In Österreich war das - nach Abgabe der "Internationale" an 
deutschen Genossen Seite» - die Hauptfrage geworden: Herausgabe elt 
österreichischen trotzkistischen Organs. Es kam zu keiner Einigung nach lang 
Diskussionen. Bruno und andere waren dagegen. (Die Sektion war durch 
Desertion von Silo, Moser usw. sicher geschwächt, aber wir hatten auch Gewi 
erreicht, so kam damals Peter Ha. zur Sektion, eine kleine Gruppe 
Jugendlichen - Kinder von Genossen darunter - begann sich zu politisieren..). 


7) Im Sommer 1963 kam es in der Obersteiermark (Mürzzuschlag ..) 
Demonstrationen von Betrieben gegen die Teuerung. Ich erblickte darin eine gui 
Möglichkeit, mit einem Organ der Sektion breitere Arbeiterkreise anzusprechen. 
stellte ich - von Peter Ha ... unterstützt, den ersten "Arbeiterkampf" her (kann D 
einmal das einzige Exemplar, das ich noch habe zeigen!). Ich fuhr mit Hallst 
hinunter ins Mürztal und wir machten einen Tag lang Propaganda dort, 
Betrieben, Arbeiterwohnungen ... So entstand also der "Arbeiterkampf". 


8) Aber in der Sektion gab es daraufhin einen Riesenwirbel. Ich hätte "disziplinio 
gehandelt usw., die alte Leier. Ich berief mich natürlich auf den Beschluß d 
Weltkongresses, aber auch darauf, daß die in Wien anwesenden Leitungsmitglied 
ihre Zustimmung gegeben hätten. Was auch stimmte, mit meiner Stimme war 
die Mehrheit der L., die aus 5 Genossen bestand. Aber das wurde später wied 
anders dargestellt, kurz, es gab Schwankungen und Kämpfe um diese Fre 
Schließlich sollte ich über - nein hier irre ich. Ich sollte nämlich ausgeschlog 
werden, was aber den Bruno, Silo, Moser nicht gelang. Und zwar deshalb, weil d 

IS dagegen war. P. Frank kam damals nach Wien, es gab eine Konferenz, die da 
endete, daß ich auf 1 Jahr Funktionsverbot bekam! Aber das muß schon 1960/6 
gewesen sein, denn damals 7/9607 1961? gab es noch keine jungen Genossen 
später, einige Jahre darauf, in unseren Reihen. Leider ist mir der unmittelb 
Anlaß dieses scharfen Konflikts im Moment entfallen - wahrscheinlich "verdräng! 
für den Moment. Aber ich werde schon daraufkommen. Jedenfalls schied ioh; 
damals für ein Jahr aus der Leitung. Bald darauf desertierten dann Silo, Moser und 
andere ... 

9) Es begann sich auch das "Wohlstandklima" auszubreiten! Die Sektion blieb 
davon nicht unberührt. Noch erinnere ich mich, als gegen Ende der fünfziger Jahre | 
einmal bei Moser eine L-Sitzung stattfand. Ich kam etwas früher uns stolz zeigte ef 
mir die Urlaubsfotos - aus Spanien ausgerechnet, Stierkampf usw. Ich war perplex 
über die zum Ausdruck gebrachte Freude Mosers und seiner Frau ... über ihren 
Spanienurlaub ... Natürlich wurden die Genossen auch älter, das Privatleben und 
die Privatinteressen begannen langsam die Oberhand zu gewinnen. Schließlich ` 
kam dann die "Auto-Ära” dazu ...Manche Genossen waren ja schon Jahrzehnte bel 
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der Bewegung. Wenn uns in diesen Jahren immer wieder «was ermutigt hat, so 
wuren es die Siege und Kämpfe der kolonialen Revolution. 
WI Es war im Grunde auch dieser Punkt, der sich und andere Genossen für Pablo 


votieren ließ: sein Kampf gegen die "Europäer-Nordamerikaner" in der 
Internationale, seine Arbeit, die er zusammen mit anderen Genossen für die 


klgcrische Revolution leistete - das gab uns immer neuen Mut, "durchzuhalten" ... , 


Erwähnen will ich noch: es war unsere Tendenz in erster Linie, die Genossen aus 
Frankreich, Holland usw. mobilisierte, die als Metallarbeiter usw. in die 
Munitinsfabriken der Algerier, die sich in Marokko befanden, gingen! Die ! 
Fubriken waren als "Limonadefabriken" getarnt, wurden vom französischen | 
"deuxieme bureaux", ew Geheimdienst laufend gesucht ... aber nicht gefunden. 
Manchmal gab es allerdings Luftbombardements! 

I) Also es war in diesen Jahren bis 1966/67 in erster Linie die Internationale 
"Tendenz, die sich um Pablo gebildet hatte, die unserem schwierigen Kampf immer 
wicder neue Kraft gab. Dann begann sich die Studentenbewegung in Frankreich, 
Deutschland zu entfalten und 1968 kam der französische Mai, im Osten der 
"Prager Frühling", die beide unsere Perspektive bestätigen.. 1967 war unsere 
"Plattform" erschienen, deren bereits erkennbare Achse die Selbstverwaltung war - 
sic war wohl das erste trotzkistische Dokument, das die Frage der Selbstverwaltung 
der Arbeiter auf Grund der ganzen Erfahrungen (Mai 1968, Prager Frühling, 
Jugoslawien ...) zum zentralen Thema des antibürokratischen Kampfes wie auch 
des revolutionären Kampfes gegen die Bourgeoisie machte. 


Ich habe Dir hier die Entwicklung kurz zusammengefaßt, wie sie sich besonders im 
letzten Jahrzehnt abzeichnete. Sollte ich noch wichtige Dinge vergessen haben, will 
Ich sie einmal nachtragen. Ich glaube, daß gegen meine Darstellung wenig 
einzuwenden ist - die Dinge sind vergangen, haben ihre Spuren hinterlassen und 
wirken doch noch nach. Fraktionelle Entstellungen, glaube ich, sind mir nicht 
unterlaufen. Wenn ich Dir dies alles anvertraue, so deshalb, weil ich gestern doch 
erkennen konnte, daß Du Interesse hast an diesen Fragen. Bitte bewahre dieses 
Material bei Dir und verwende es nicht als "Munition" gegen Genossen! An den 
ragen von heute müssen etwaige Differenzen ausgefochten werden - nicht an 
Fragen von gestern und vorgestern, die natürlich auch ihre Bedeutung haben. Du 
und andere junge interessierte Genossen sollen über die Vergangenheit informiert 
scin - darum geht es. Der "Trotzkismus" ist trotz allem, was seine Gegner auch 
sagen, eine historische Bewegung - und er ist auch heute noch in "Bewegung"! 
Damit meine ich unsere „Pallo“ - Tendenz, die Marziöreus- Leniniomus- Tnotzkionus und Rosas Erbe 
wrschnilzt im „Reuolediondren Marsiomus” , in dessen auf „die Höhe der Epoche” gebrachten revol, 
Programm mit ekse sog, Selbstverwaltung und neue Konzeption der Auantgarde, Ich lege Dir 
Abschriften von Dokumenten - auch interner Natur - bei, die aus der Zeit des 
Kampfes in der IV.I. im Jahre /965 stammen und die Du (Ihr) weKetekt noch nicht 
kennt. Bitte bewahre auch diese Dokumente wie schon oben gesagt: als Dokumente 
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Das war freilich auch insofern nicht verwunderlich als die internationale - im 
Unterschied zum Spartakist - als deutschsprachiges Organ des Internationalen 
Sekretariats der IV. Internationale herausgegeben wurde.”” Daraus und aus dem ' 
Ziel, die internationale auch als Publikation für Deutschland zu verwenden, ergab 
sich auch eine andere Schwerpunktsetzung als beim Spartakist. Zu Österreich | 
wurden ebenso wie zu Deutschland nur grundsätzliche Artikel oder kurze 
Stellungnahmen zu wichtigen Ereignissen veröffentlicht. Dazu kamen die Berichte 
und Resolutionen der 4. Internationale, Reprints von Trotzki-Texten (zu Spanien, 
zum Stalinismus ...) und theoretische Artikel Ernest Germains, d.h. Mandels, zu 
ökonomischen Fragen. 


Das Gros der Zeitschrifl bestand aber aus Beiträgen zu internationalen 
Entwicklungen, wobei Übersetzungen von Texten des IS überwogen. Bei diesen 
internationalen Fragen dominierten wiederum vier Themen: erstens ' 
Einschätzungen des Weltlage, zweitens Stellungnahmen zu Ereignissen in den 
stalinistischen Ländern; drittens (ab 1960) Texte zur kubanischen Revolution; und 
viertens ausführliche Auseinandersetzungen mit der arabischen - besonders mit der 
algerischen - Revolution. 


: Die Solidarität mit der algerischen nationalen Befreiungsbewegung gegen den 
französischen Imperialismus stellte seit den späten 50er Jahren einen Schwerpunkt 
der Aktivität des IS der 4. Internationale dar. Unter der Federführung Pablos, der 
später sogar Berater der algerischen Führung wurde, setzte man große Hoffungen 
auf die Kolonialrevolution - und eben im besonderen auf die revolutionären 
Entwicklungen in Algerien. Die Solidaritätsarbeit bestand neben einer 
Propagandakampagne auch darin, daß Genossen verschiedener Sektionen der 
Internationale nach Algerien gingen, um den Kampf der Befreiungsbewegung zu 
unterstützen. Unter ihnen befand sich auch der österreichische Arzt und Trotzkist 
Dr. Schüller, der schließlich im algerischen Unabhängigkeitskampf umkam. Zu der 
propagandistischen und personellen Unterstützung für die algerische 
Befreiungsbewegung kam auch eine finanzielle und materielle, die neben dem 
Sammeln von Geld auch in der Herstellung von gefälschten Papieren und in der 
Beschaffung von Waffen für die algerischen Kämpfer bestand. 


Im Zuge dieser Solidaritätskampagne wurden im Juni 1960 Michel Raptis (d.i. 
Pablo) und Sal Santen, ein weiterer Führer des IS, in den Niederlanden verhaftet 
und unter vagen Vorwürfen in monatelanger Untersuchungshaft gehalten. Es 
enstand eine internationale Solidaritätsbewegung für Pablo und Santen, die neben 
den Sektionen des IS - darunter auch die IKÖ in der internationale - auch von 


9 Bis Ende 1962 schien Franz Modlik als Herausgeber auf. Ab Anfang 1963 zeichnete 
Pierre Frank (mit einer Pariser Adresse) verantwortlich, wobei von 1965 bis 1967 Franz 
Pokorny als deutschsprachige Kontaktadresse angegeben wurde. Ab 1968 wurde die 
internationale dann in Frankfurt/Main als Zeitschrift der deutschen Sektion des VS der 4. 
Internationale, der Gruppe Internationale Marxisten (GIM), herausgegeben. 
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linken britischen Labour-Abgeordneten und von zahlreichen prominenten 
Intellektuellen unterstützt wurde. Darunter befand sich unter anderen J.P. Sartre, 
dessen Erklärung” auch von Simone de Beauvoir und Jorge Amadeo 
unterzeichnet wurde. Obwohl das Gericht keinen konkreten Beweis erbringen 
konnte und sich vor allem auf eine Provokation des Geheimdienstes stützte, wurden 
Pablo und Santen zu 15 Monaten Gefängnis verurteilt - und im September 1961 
wieder freigelassen." 

Da die IKÖ über keine Publikation außer der internationale verfügte, bedeutete die 
darin vorgenommene Konzentration auf internationale Entwicklungen gleichzeitig 
eine Schwächung der publizistischen Unterstützung der politischen Praxis der IKÖ 
In Österreich. Es entstand zunehmend ein Nebeneinander der Publikation, die 
durchaus intern diskutiert wurde, und der tagtäglichen politischen Intervention in 
Betrieb und Sozialdemokratie. 

Dieses Auseinanderfallen von der Tätigkeit im jeweiligen Interventionsfeld, wo 
man als kritischer und linker SPler auftrat, und dem revolutionären 
Organisationsleben und seinen Diskussionen, hatte freilich auch wesentlich 
objektive Ursachen. Die Basis der Sozialdemokratie wollte in den späten 50er und 
frühen 60er Jahren von revolutionärer Politik ebensowenig wissen wie die 
Betriebsarbeiterschaft. Daraus ergab sich eine „natürliche“ Dynamik zur 
zunehmenden Trennung der beiden politischen Bereiche. 


Diese tendenzielle Trennung von Intervention und IKÖ verstärkte die 
Abwärtsentwicklung der IKÖ. Obwohl es in der IKÖ weiterhin Absprachen über 
die politische Linie in der Sozialdemokratie gab, verloren so manche Mitglieder, 
die sich in die Sozialdemokratie integriert hatte, die Überzeugung von der 
Sinnhaftigkeit der Organisierung in der IKÖ. Dieses Element verband sich mit 
Desillusionierung angesichts enttäuschter Hoffnungen über die erwartete 


230 In dieser Erklärung heißt es: „Die freien Menschen in der ganzen Welt müssen ihre 
Stimme gegen einen solchen Anschlag erheben, der unser aller Freiheit in Gefahr bringt. 
Diese Männer, treu ihren revolutionären Ansichten, bezahlen mit ihrer Freiheit das Recht 
und die Pflicht aller jener, die sich das Vertrauen in den Menschen bewahrt haben, 
unablässig gegen den Kolonialismus zu kämpfen. Ungeachtet möglicher Differenzen mit den 
politischen Auffassungen dieser beiden Kämpfer, mit ihrer Organisation, der trotzkistischen 
IV. Internationale, steht die Rettung der menschlichen Würde, das Recht des Menschen, für 
sein Ideal zu kämpfen, das Recht des algerischen Volkes auf die aktive Hilfe aller Linken 
uuf dem Spiel. Deshalb richten wir an alle Intellektuellen, an alle Arbeiterführer und 
Studenten die Aufforderung, eine große, gegen die holländische Regierung gerichtete 
P’rotestwelle zu entfachen, um diese infame kolonialistische Provokation vollständig zu 
beseitigen.“ (zitiert nach: die internationale Nr.4/1960, Nr.1/1961 (Februar-März 1961)) 

® Pablo war dabei noch kurz vor seiner Freilassung einer tödlichen Gefahr ausgesetzt, als 
die griechische Regierung - Pablo/Raptis stammte ja aus Griechenland und war im 
Widerstand gegen die rechten Regimes tätig gewesen - seine Auslieferung verlangte, Unter 
dem Druck der niederländischen und internationalen Öffentlichkeit wurde der griechische 


Antrag allerdings abgelehnt. 


revolutionäre Entwicklung. u , 
Dazu kam die Ermüdung ` 
etlicher Mitglieder einer 
Organisation, die zu einem 

großen Teil aus „34ern“ - 

aus Arbeitern, die sich durch 

den Februar 1934 
radikalisiert hatten - bestand 

und der es kaum gelang, 

jüngere Mitglieder zu 

gewinnen. 


In den späten 50er Jahren, 

ab dem Zeitpunkt, als klar 

wurd, daß auch die ; , 
ungarische Revolution nicht Franz und Rozsi Drexler (links und rechts) gemeinsam 
der Beginn einer mit einem amerikanischen Trotzkisten (Mitte) vor dem 
internationalen Karl-Marx-Hof 1957 

revolutionären Welle war, 

beschleunigte sich der Niedergang der IKÖ. Es kam zu kontinuierlichen 
personellen Verlusten, die meist schleichend vor sich gingen: Mitglieder kamen 
zuerst seltener, dann gar nicht mehr zu den Sitzungen, sympathisierten dann noch 
einige Zeit mit der Organisation und arbeiteten vielleicht noch eine Weile mit der 
IKÖlern in der SPÖ zusammen, um schließlich weitgehend in der 
Sozialdemokratie aufzugehen. Dabei war die Haltung verschiedener ausgetretener 
Mitglieder durchaus unterschiedlich: Die einen brachen auch innerlich mit dem 
Trotzkismus, während andere lediglich die Hoffnung und/oder Kraft für eine 
weitere organisierte trotzkistische Tätigkeit verloren hatten - wobei die Übergänge 
hier sicherlich fließend waren. Ende der 50er Jahre verließ mit Babnik erstmals ein 
Genosse aus dem engsten Führungskreis die IKÖ. 


Zu den beschriebenen Ursachen für den Niedergang der IKÖ kamen außerdem die 
weiterhin latent existierenden Spannungen zwischen der Strömung um Modlik und 
der ehemaligen Mehrheit. Als sich ab 1961 im IS die Differenzen zwischen Pablo, 
der für ein föderalistischeres Organisationskonzept und für eine stärkere 
Anpassung an bürgerlich-nationalistische Befreiungsbewegungen in der Dritten 
Welt eintrat, und der Mehrheit des IS um Mandel, Frank und Maitan verstärkten””, 
wirkte sich das - obwohl man, wie Drexler heute meint, nie einen wirklichen 
Einblick in die Vorgänge im IS hatte - auch auf die IKÖ dementsprechend aus: 
Modlik blieb Pablo treu und versuchte, in der IKÖ, die 1960 über etwa 20 
Mitglieder verfügt haben dürfte, eine Mehrheit für die Linie Pablos zu erringen. 


252 Drexlers Einschätzung ist dabei die, daß Mandel von seinem Typ her nicht für 
fraktionelle Auseinandersetzungen geschaffen war und daß er deshalb die Austragung des 
Kontliktes mit Pablo weitgehend Frank überließ. 
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''homas solidarisierte sich als Vertreter der alten Mehrheit in der IKÖ?” mit der 
Mchrheit des IS um Mandel, Frank und Maitan. Drexler und eine Reihe von 
anderen Mitglieder, bei denen sich eine allgemeine Ermüdung damit verband, daß 
sie keinen erneuten Fraktionskampf auf sich nehmen wollten, verließen in dieser 
Phase die IKÖ. 

Der IKÖ-interne Konflikt spitzte sich 1963 zu, als Modlik im Sommer 1963 auf 
eigene Faust mit der Herausgabe der Zeitung Arbeiterkampf begann, die auf der 
Linie Pablos lag. Angesichts dieser Eigenmächtigkeit wurde Modlik nur aufgrund 
einer Intervention des IS nicht ausgeschlossen.” Die neue Zeitung wurde nun 
kurzzeitig von der gesamten Organisation herausgegeben. Insgesamt verschärfte 
sich die Lage aber auch in der Internationale: Nach der Vereinigung mit der 
amerikanischen SWP zum VS der 4. Internationale wurde Pablo zunehmend an den 
Rand gedrängt. 

In der IKÖ hatte Modlik einige neue junge Mitglieder (Peter Hallstein, Manfred 
Marschalek, Fritz Vancura und einen Sohn Ferdinand Dworaks) von seiner Linie 
überzeugt und somit in der IKÖ eine knappe Mehrheit erreicht. Er drängte nun 
inde 1963 auf die Verabschiedung einer Resolution gegen das VS um Mandel, 
Frank und Maitan. Als die Gruppe um Thomas das mit Hinweis auf mangelnde 
Diskussion ablehnte und jede weitere Zusammenarbeit mit Modlik für unmöglich 
erklärte, bedeutete das das Ende der IKÖ. 


Von den Unterstützern des VS blieben nach diesem demoralisierenden 
Zusammenbruch nur noch Thomas und Pokorny übrig, die später Hallstein für sich 
gewinnen konnten und ab 1966 wieder am Aufbau einer österreichischen Sektion 
des VS der 4. Internationale arbeiteten.” 


Die Pablo-Unterstützer verloren die jungen Mitglieder zwar bald wieder, Modlik 
gelang es aber, eine kleine Gruppe der älteren Mitglieder - Ferdinand Dworak, 
Franz Seidel, Grete und Karl Kraupa - zu stabilisieren. Etwas später konnte auch 
Franz Soucek reaktiviert und für einige Zeit für die Gruppe gewonnen werden. 
Diese Gruppierung um Modlik bildete nach der Trennung Pablos vom VS die 
österreichische Gruppe von dessen internationaler Strömung. Man führte die 
Zeitung Arbeiterkampf weiter, die fast bis zu Modliks Tod in den 80er Jahren 
herauskam. Generell war Modlik die überragende Persönlichkeit der Gruppe. 


2353 Auch wenn zwischen 1949 und 1954 zwischen Pablo, Mandel und Frank kaum ein 
erkennbarer Unterschied bestanden hatte, so war Pablo doch der Hauptvertreter der damals 
von der IKÖ-Mehrheit bekämpften Linie, der nun noch stärker in diese Richtung drängte. 
Insofern standen Mandel und Frank mit ihrer Position in den frühen 60er Jahren der alten 
IKÖ-Mehrheit vergleichsweise näher als Pablo. 

259 Angabe nach: Gesprächsprotokoll mit Franz Modlik vom Februar 1975, zitiert nach: 
Winfried Wagner: Trotzkismus in Österreich, 1976 

255 siehe unten 
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Letztendlich stellte die Gruppe um die Zeitung Arbeiterkampf einen Ausläufer der 
alten (proletarischen) trotzkistischen Bewegung in Österreich dar. Trotz etlicher, 
von Modlik gepushter Versuche gelang es der Gruppe nicht, an die 
Radikalisierungen im Studenten- und Jugendmilieu in den späten 60er und frühen 
70er Jahren Anschluß zu finden. Die wenigen Mitglieder waren einerseits - von 
Modlik abgesehen - nicht sehr aktiv, andererseits waren sie stark auf die Arbeit in 
der Sozialdemokratie, in der sie auch sozial verankert waren, eingestellt. Als 
Modlik 1986 starb, hörte die Gruppe zu existieren auf. Die verbliebenen Genossen 
gingen weiterhin in ihre SPÖ-Sektionen, übten dort linke Kritik an der 
Parteiführung, hatten aber nicht die Kraft, eine Organisation oder eine Publikation 

aufrechtzuerhalten. 


Was die Bilanz der IKÖ insgesamt betrifft, so handelte es sich letztlich sicherlich 
nicht um einen riesigen Erfolg. Ein solcher war unter den Bedingungen des 
jahrzehntelangen kapitalistischen Booms und der daraus resultierenden und in | 
Österreich besonders massiven Dominanz des Reformismus in der ! 
Arbeiterbewegung auch nicht möglich. Um was es gehen konnte, war die 
Aufrechterhaltung einer revolutionären Organisation über diese Zeit hinweg, die 
von einer möglichst günstigen Position aus in die politischen Radikalisierungen ab 
Ende der 60er Jahre eingreifen und sie für sich nutzen hätte können. Die IKÖ 
versuchte von Ende der 40er bis Anfang der 60er Jahre, der völligen Abschottung 
von der realen Arbeiterbewegung durch ihre Arbeit in der Sozialdemokratie zu 
entgehen. Das mußte - unter diesen objektiven Bedingungen - unvermeidlich 
gewisse Tendenzen der politischen Anpassung mit sich bringen. Auch waren 
Fortschritte im Organisationsaufbau in diesen Jahrzehnten kaum möglich. Daß 
aber die Intervention in die Sozialdemokratie letztendlich in einem weitgehenden 
Aufgehen in dieser endete und die IKÖ schließlich zusammenbrach, war wohl auch 
von der politischen Linie, die vom IS auch in Österreich durchgesetzt wurde, 
mitverschuldet - von den unrealistischen Perspektiven eines baldigen 
revolutionären Aufschwunges, der letzten Endes nur zu Enttäuschungen führte, 
und vom Konzept des tiefen Entrismus. 

Bevor wir uns dem Wiederaufschwung des österreichischen Trotzkismus ab den 
frühen 70er Jahren zuwenden, wollen wir uns noch die Entwicklung des 
Kampfbundes ansehen, also jener Gruppe, die an den Positionen Freys festgehalten 
und 1947 die IKÖ verlassen hatte. 


IV. Die Entwicklung des Kampfbundes von 1947 bis 1975 
1. Konsolidierung Ende der 40er Jahre 


Als der Kampfbund für die Befreiung der Arbeiterklasse 1947 nach der Trennung 
von der IKÖ von den Frey-Anhängern neugebildet (in der Kampfbund- 
Sprachregelung: reorganisiert) wurde, verfügte er lediglich über zehn bis zwölf 
Mitglieder. Die Jahre bis 1952/53 waren in der Folge von einer langsamen 
Konsolidierung und auch von einem kontinuierlichen personellen Aufschwung 
geprägt. Hatte man sich bis 1949 auf 15 Mitglieder plus drei Kandidaten verstärkt, 


organisierte die Gruppe 1952 23 Mitglieder plus sieben Kandidaten.” Die soziale 
Zusammensetzung war der der IKÖ recht ähnlich: Der Kampfbund bestand 
überwiegend aus Arbeitern. Dazu kamen einige ehemalige Arbeiter, die nun bei der 
Gemeinde Wien beschäftigt waren. Die meisten Genossen waren zwischen 35 und 
40 Jahre alt, jüngere gab es nur wenige. Etwa 20 Prozent der Kampfbund- 


Mitglieder waren Frauen.’ 


Unmittelbar nach der Neuformierung des Kampfbundes spielte Anton Turansky 
cine wesentliche Rolle für den Zusammenhalt und die Motivation der Gruppe. 
Zusätzlich stieg der erst 1945 von Stadler rekrutierte Wilhelm Schlesak”” rasch zu 
einem führenden Kader auf. Insgesamt war die Gruppe aber von dem im Schweizer 
Exil befindlichen Frey politisch weitgehend abhängig. Die Situation verbesserte 
sich Anfang der 50er Jahre mit dem Gewinn von Franz Holba””, der zu einer Art 


2% Angaben nach Aufzeichnungen von Günter Schneider, der Mitte der 50er Jahre zum 
Kumpfbund stieß. 

#7 Darunter befand sich auch die Genossin Friedl Schlesak (i-Name: Ringer), Jahrgang 
1912, gelernte Kindergärtnerin, die ab 1945 beim Kampfbund war - siehe Interview in der 
nächsten Nummer von Marxismus. 

2 Wilhelm Schlesak (1908-1977), Arbeitersportler (v.a. Handball) und Schutzbündler; in 
den frühen 30er Jahren an vielen Schlägereien mit den Nazis in Wien 15 beteiligt, vor dem 
Krieg bei der Müllabfuhr, Einzug zur Wehrmacht; in gemeinsamer Kriegsgefangenschaft 
von Stadler für den Kampfbund rekrutiert, nach 1945 Magistratsbeamter und führendes 
Mitglied des Kampfbundes; i-Name: Springer. 

1 Holba (alias Sykora alias Sik alias Rudolf) wurde vermutlich im Frühsommer 1948 - 
jedenfalls nach dem Schuharbeiterstreik - wegen den bereits erwähnten persönlichen 
Gründen aus der IKÖ ausgeschlossen. Freys Haltung zu der Angelegenheit geht aus einem 
Brief vom 14.7.1948 hervor: „Gewiss, das Verhalten Siks in jener persönlichen Frage war 
unkorrekt. Man muß das rügen. Aber der Ausschluß einzig und allein aus diesem Grund, das 
war eine - vom Standpunkt des Interesses der Partei, der Klasse - viel zu strenge Strafe. (...) 
tintscheidend ist, ob er politisch so eingestellt ist, dass er für die Sache und damit für uns 
eine brauchbare Kraft darstellt.“ Holba dürfte sich schließlich 1951 (aber nicht vor März) 
dem Kampfbund angeschlossen haben. 
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geistiger Führer im Inland wurde, deutlich. | 
Die politische Dominanz Freys blieb aber 


Die Außenarbeit des Kampfbundes bestand 
vor allem in der sogenannten 
Außenpropaganda (AP), d.h. in der 
individuellen Rekrutierung neuer 
Mitglieder im betrieblichen Umfeld oder in 
sozialdemokratischen Sportvereinen, bei 
denen viele Kampfbündler Mitglied waren. 
Für diese AP wurden - vermutlich teilweise 
von Frey - zahlreiche Anleitungen verfaßt, 
in denen herausgearbeitet wurde, daß eine 
Minderheit der Arbeiter mit der 
Sozialdemokratie und den Gewerkschaften 
unzufrieden sei, und in denen angegeben 
wurde, wie gegenüber diesen Arbeitern 
vorzugehen sei: Beobachten in Betrieb und 
Sportvereinen, Entdecken der „besonders 
unzufriedenen Arbeiterelemente“, Suchen 
des Gesprächs über aktuelle Fragen 
(beispielsweise über Artikel in der 
Arbeiterzeitung) etc. Bei jedem Punkt wird 
detailliert angegeben, wie man sich bei 
welchem Gesprächsverlauf zu verhalten 
habe - immer in Hinblick auf die Illegalität, 
in der sich die Gruppe befand. Spezielle 
Anleitungen gab es außerdem zur 
Herangehensweise an Betriebsratswahlen 
und zu bestimmten Agitationskampagnen, 
die im wesentlichen so abliefen, daß die 
Genossen Kollegen oder Bekannten ein - 
angeblich gefundenes oder bekommenes - 
Flugblatt zeigten und mit ihnen darüber 
eine Debatte suchten.’ 

261, 


Bei den Nationalratswahlen von 1949 heißt es im Wahlaufruf des Kampfbundes“”: 


Friederike und Wilhelm Schlesak 
in den späten 40er Jahren 


%0 Anleitungen (vermutlich von Frey) gab es außerdem zu internen Fragen: z.B. darüber, wie 
Leitungssitzungen zu gestalten seien, wie Schulungen (die sogenannte Innenpropaganda) 
abzuhalten seien etc. 

?% 2. Wahlaufruf des Kampfbundes zur Befreiung der Arbeiterklasse, 5.9.1949, FD (= Josef 
Frey), Bereits zuvor erschien ein Manifest des „Kampfbundes“ (...) anlässlich des 
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weiter bestehen. 


„Arbeiter, Angestellte, niedere Beamte, arme Bauern, Kleinbürger! (...) Wir 
sind noch zu klein, um uns um Mandate zu bewerben. Wem sollt Ihr Eure 
Stimme geben? In keinem Fall einer bürgerlichen Partei (...) Wir empfehlen 
Euch, nach Eurem Ermessen entweder für die sozialistische Partei oder für 
die kommunistische Partei (...) zu stimmen. Aber ihr sollt wissen, wem Ihr 
da Eure Stimme gebt.“ 
lis folgte eine Abrechnung mit den prokapitalistischen Sozialdemokraten und der 
„Stalinpartei“, In einem späteren Zusatz wurde dann auch noch die Wahltaktik der 
IKÖ, die ja für die SPÖ aufrief, kritisiert: Die IKÖ-Taktik verschlechtere die 
Aussichten beim Arbeiteranhang der KPÖ und stütze die Illusionen der SPÖ- 
Arbeiter, weshalb sie „unzweckmäßig, kurzsichtig, unrichtig, der konkreten, 
eigenartigen Lage nicht angemessen, schädlich, (...) linkszentristisch, 
opportunistisch“”° sei. 
Ab Dezember 1949 begann der Kampfbund schließlich mit der Herausgabe der 
Monatszeitung Arbeiterblatt. Nachdem die ersten beiden Nummer mit Organ des 
Kampfbundes zu Befreiung der Arbeiterklasse untertitelt waren, begann man im 
Februar 1950 erneut mit einer Nummer 1 - diesmal zeichnete eine Proletarische 
Vereinigung Österreichs.” Diese PV wurden als eine Art Tarnorganisation 
benutzt. Zu einer wirklichen Vorfeldstruktur hat sie sich niemals entwickelt, sie 
bestand de facto nur aus Kampfbündlern. Das Arbeiterblatt umfaßte in der Regel 
vier bis zehn Seiten, wurde in einer relativ kleinen Auflage hergestellt, fast 
ausschließlich unter den Mitgliedern, Kandidaten, Sympathisanten und 
Propagandafällen vertrieben, teilweise auch weitergereicht - manchmal auch 
kritischen Arbeitern zugespielt, die allerdings darauf kaum reagieren konnten, da 
sic ja nicht wußten, durch wen sie diese Zeitung überhaupt bekommen hatten. 


Dominiert wurde das Arbeiterblatt durch Artikel über die Lohn-Preis-Entwicklung, 
über die Teuerung, über Vollbeschäftigung. Kritisiert wurde durchgehend, daß die 
Politik des kapitalistischen Wiederaufbaus der ÖVP-SPÖ-Koalition zu einer 
überdimensionalen Steigerung der Profite gegenüber den Löhnen führte. Die 
Beiträge hatten durchgehend dasselbe Strickmuster: Die Kritik an der Verteilung 
wird der Koalition angelastet - und in der Folge der Verrat der Sozialdemokratie 
gegeißelt. Dazu kamen einzelne Artikel, die sich mit Begriffen wie Freiheit oder 
unser Staat beschäftigten und anhand dessen die prokapitalistisch-patriotische 


Nationalratswahlen Oktober 1949, das vermutlich nicht von Frey stammt und das ihm 
möglicherweise Anlaß für eine eigene Fassung war. 

'2 Anhang Zur Wahltaktik der IKÖ, 9.9.1949, FD; Bei den Bundespräsidentenwahlen 1951 
hingegen kam der Kampfbund angesichts dessen, daß die SPÖ „in Wahrheit eine 
Profithilfspartei“ sei, zu folgendem Schluß: „Um das (den notwendigen Aufbau einer Partei 
der proletarischen Demokratie) scharf zu unterstreichen, werden wir uns bei der 
Bundespräsidentenwahl der Stimme enthalten, indem wir leere Stimmzettel einlegen.“ (in: 
Arbeiterblatt Nr.15a, April 1951) 

’* Die letzte Nummer des Arbeiterblattes (die Nummer 231) erschien im Mai 1973. 
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Haltung von SPÖ und KPÖ cntlarvten, einzelne Artikel, die sich mit dem 
„Internationalismus“ von Sozialdemokraten und Stalinisten kritische 
auseinandersetzten, und einzelne Artikel, die zur Weltlage Stellung nehmen und 
dabei vor allem die konterrevolutionäre Politik der Stalinbürokratie kritisierten. 


Betriebsarbeit wurde von den Kampfbund-Genossen im wesentlichen individuell 
betrieben. Es gab zwar Anleitungen und einen gegenseitigen Erfahrungsaustausch, 
aber keine systematische Arbeit als Organisation - wobei, ähnlich wie für die IKÖ, 
ein offenes Auftreten ja durch die Konspirativität so und so unmöglich war. 
Während des Schuharbeiterstreiks war die Gruppe noch sehr schwach und hatte 
keinerlei Intervention. Während des Oktoberstreiks 1950 beteiligten sich die 
Mitglieder je nach betrieblicher Situation, wirklich engagiert und hervorgetan hat 
sich lediglich der Straßenbahner Stani, der Kampfbund-Mitglied war. Er wurde in 
der Folge von seinen Vorgesetzten gemaßregelt und durch jahrzehntelange 
Degradierung zu minderqualifizierten Hilfsarbeiten gebrochen, was schließlich zu 
tiefer persönlicher Verbitterung führte. 

In der Kampfbund-Gruppe insgesamt herrschte wohl eher eine skeptische Haltung 
zum Oktoberstreik vor, vermutlich wurde aber auch die Bedeutung - als größte 
offene Klassenauseinandersetzung der Zweiten Republik - unterschätzt. Das führte 
dazu, daß man sich weitgehend auf Kommentare im Arbeiterblatt beschränkte: 


„Die Arbeitenden haben schon mit den letzten drei Lohnabkommen ihre 


Erfahrungen gemacht, sie haben diesmal abgelehnt. Eine spontante 
Protestbewegung hat ganz Oesterreich erfaßt und wird die Massen nicht so 
leicht loslassen. 


Doch die Arbeiter kämpfen gegen einen mächtigen Gegner, den zu besiegen, 
die Voraussetzungen fehlen. Sie haben nicht nur den Klassengegner vor 
sich, sondern was noch schlimmer ist, den Feind im Rücken: die SP, die 
Gewerkschaftsführung und dazu die Stalinpartei. (...) 


Die Arbeiter sind führerlos, ihre Aktionen sind aufgespalten, uneinheitlich. 
Soweit die KP die Führung übernimmt, sucht sie politisches Kapital daraus 
zu schlagen zu Gunsten des Krenils. (...) 


Die Unzufriedenhait der Arbeiterschafit und der Verrat der 
Gewerkschaftsbürokratie hatten zur Folge, dass in der Floridsdorfer 
Lokomotivfabrik gegen den Willen der Gewerkschaftsführung eine 
Betriebsrätekonferenz zusammentrat. Die Beschlüsse der Konferenz waren 
richtig und gerechtfertigt. Aber es gelang der Stalinbürokratie, die Führung 
des gebildeten Exekutivkomitees an sich zu reissen. Damit war schon der 
Keim zur Wirkungslosigkeit gelegt. Das gegen die Stalinisten bei den 
Arbeitern bestehende Misstrauen machte es den ehrlichen, kampfgewillten 
Betriebsräten schwer, und zum Teil auch unmöglich, die Arbeiter zu einer 
einheitlichen, solidarischen Aktion zu bringen. 


Die einer proletarischen Aktion unwürdigen Ausschreitungen, die sich in 
der Hauptsache gegen Proletarier richteten, entsprangen der 
kleinbürgerlichen Tendenz der Stalinbürokratie, welche gar nicht die 
Absicht hatte, eine Streikbewegung zu entfalten, da diese ihren 
grundsätzlichen russischnationalen, kleinbürgerlichen Einstellungen 
zuwiderläuft. 

Genauso schändlich handelt die SP und Gewerkschaftsführung, die bezahlte 
Knüppelgarden einsetzte, um streikende Arbeiter, die mit den Stalinisten 
nichts zu tun haben, zur Arbeit zu zwingen, um den Profit der Kapitalisten 
nicht zu gefährden. 

Arbeiter! Unser Kampf ist gerecht! Aber um einen Kampf zum Erfolg zu 
führen, bedarf es unbedingt einer proletarischdemokratischen Führung, die 
nicht klassenfremde Interessen vertritt. 

Darum müssen wir alles daran setzen, die Böhm und Konsorten zu 
entfernen, und sie zu ersetzen durch freigewählte Arbeiter, die der Sache des 
Proletariats treu ergeben sind, und ständig von uns kontrolliert werden. “”°* 


Nachdem hier Übergriffe von Seiten der Streikenden mit solchen der Streikgegner 
gleichgesetzt wurden, was wohl den Druck der überwiegend sozialdemokratischen 
Arbeiterschaft widerspiegelt, heißt es in einem anderen Kommentar: 


„Schonungslose Anklage gegen die Kremipartei, immer wieder Bloßlegen 
ihrer russischnationalistischen Verratspolitik, das ja! - aber den 
Abwehrkampf der Arbeiter gegen die kapitalistische Preisoffensive, 
Lohnrauboffensive den darf man deshalb nicht eine Sekunde unterbinden, 
sondern muß ihn erst recht mit aller Kraft fördern! 
Gewerkschaftsbürokratie, SP tun das Gegenteil. (..) Welche 
Schlußfolgerungen? (...) sich in jedem Betrieb Kampfkomitees schaffen, 
unabhängig von der gewerkschaftlichen, ‘sozialistischen’, 
‘kommunistischen’ Bürokratie.“ 


Im Oktoberstreik nahm der Kampfbund eine ähnlich passive Haltung ein wie die zu 
diesem Zeitpunkt gespaltene IKÖ. Von den Gruppen aus trotzkistischer Tradition 
zeigte somit die Steiner-Gruppe mit ihrer legalen Broschüre Weder Lohnpakt noch 
Volksdemokratie! das offensivste Auftreten. 

Obwohls gerade im Oktoberstreik die unterschiedlichen Herangehensweisen von 
Kampfbund und Steiner-Gruppe deutlich wurden und Frey 1948 sogar für den 
Ausschluß eines Genossen eingetreten war, weil er unter anderem „Kontakt mit 
Steiner“ gehalten und möglicherweise der „Gedankenwelt Steiners zu(ge)neigt “s 
hätte, unternahm Frey im März 1951 schließlich einen brieflichen Versuch, eine 


™t Arbeiterblatt Nr.9, Oktober 1950 
S Arbeiterblatt, Nr.10, November 1950 (Beitrag vom 30.9.1950) 
"Brief an Siegfried, 14.7.1948 


24, April 198A. 


Lieber Freund! 


Ein selbstatändi..es Geschäft in die Höhe zu brin.en, 
des erfordert natürlich - anz besonders em nfen: - ‚„.eduldl..ee 
susdsuerndes Arbeiten. Da die Ceschäftsteilne:mer davon fest duren- 
drur..en sind und dsernach hendeln, so bin ich überzen.t. doss eg ir- 
nen selin en wird. das Geschäft senlie:slich Wwvayev vorwerts zn 
tlihren .Sie werden sich einerbeiten ‚ihre .eschäftlichke yuelität im- 
mer mehr stei..ern und serade dadurch en Äundschs ft „ewinheng 


Dass die Trennung von dem untreuen.bornierten, ne mehr- 
lichen frügern Geachäftsrartner vollzosen ist. sch fft®klere, Bahn . 
Dass er einen Grossteil. des Ceachüftsei, ‚entums Ngt. widerechtlich 
an sich ..erissen - inbe,.riffen so,er von Trivetei.entnm - des daerf 
man dem tann nicht ver,.eseen,sondern muss es im veei:neten Zeit- 
nunkt aufrollen..>ber des Wenn und Wie des Vargehins wird sich noch 
velesxenheit finden zu beraten. 


Es würde mich sehr freuen, wenr iemsnd von der Fsmilie herkime. 
Zr würde bestimmt mönche ute Sechen mitbekommen.nicoht zuletzt die 
sieben Kestpackeln ‚die ich schon vor lün,erer Zeit zuresa;t. 


Freu Schwab musste die Reise nach i'len verschieben ‚Sie muss 
jetzt nehe /n,‚ahöri;se,denen es besonders schwer ‚‚eht.besuchen. ¿ber 
sie wird kommen. Ihr Schweizer Geschäft steht euf festen Beinen und 
macht weiterhin vielversprechende Fortschritte.- Die Sehne mit den 
Senititsertikeln soll men 8m besten einstweilen euf sich terulien 
lassen und werten, bis frau Schweb neeh Wien kommt. 


Ich nehme an,daos der dritte KXomne;non wohlsuf ist ,„ so dess er 
ordentlich arbeitvenvieemv miterbeiten kBnn. 


idt den besten Grüssen an Sie und die ‚anze Yan 
Fonilie 


Ihr 


Verschlüsselter Brief von Josef Frey an den Kampfbund - mit Zensurstempel 


Vereinigung mit der Steiner-Gruppe anzubahnen: Die Losung der Steiner-Gruppe 
Die Vetrauensmänner und Betriebsräte dürfen sich nicht der Fraktionsdisziplin 
irgendeiner Partei unterordnen! sei zwar letztlich anarchosyndikalistisch, wäre 
uber von der Steiner-Gruppe lediglich auf SPÖ und KPÖ gemünzt gewesen, 
weshalb es sich hier letztlich nur um eine nicht durchdachte Formulierung handle. 
Dann kommt Frey zum wesentlichen: 


„Nach meinem Eindruck stimmen wir in den wesentlichen Fragen überein, 
insbesondere in der nächsten Grundaufgabe, im Kampf für den Aufbau einer 
proletarischen Klassenpartei. Trifft meine Annahme zu, so wäre es gegen 
die Interessen der Arbeiterklasse, daher nicht mehr zu verantworten, dass 
wir weiter getrennt marschieren. Im Gegenteil, in diesem Fall ist es unsere 
Pflicht gegenüber der Arbeiterklasse, unsere zwei übereinstinnmenden 
Gruppen zu vereinen.“ 


I'rey fügt hinzu, daß es sich um eine „ehrliche Einheit handeln müsse, wozu eine 
Übereinstimmung in den „praktischen Arbeitsmethoden“ nötig sei. Angesichts der 
bevorstehenden Fortsetzung des 2. imperialistischen Weltkrieges und der dabei 
höchstwahrscheinlichen Besetzung Wiens durch „Stalintruppen“ würden offenere 
Arbeitsmethoden, die raschere Fortschritte bringen könnten, der GPU die 
l.iquidierung der Organisation erleichtern. 


Die Steiner-Gruppe antwortete zwei Monate später”: Die Steiner-Gruppe hätte 
immer wieder versucht, „Aktionsgemeinschaften mit den anderen Gruppen 
anzuknüpfen“ - beispielsweise zur gemeinsamen Herausgabe einer legalen 
Zeitschrift, was der Kampfbund aber mit Hinweis auf mangelnde Kräfte und die 
Konspiration abgelehnt hätte. Zu einer tatsächlichen Übereinstimmung mit dem 
Kampfbund fehle noch viel, nicht nur was die Frage des Krieges und der 
Verteidigung der Sowjetunion, sondern vor allem was die Fragen des praktischen 
Kampfes betreffe. Der Kampfbund würde an seinen alten Methoden, die sich schon 
bei der Unterstützung der Kampfbundvertreter Hoch und Felix für den Ausschluß 
Steiners aus der IKÖ 1947 gezeigt hätten, festhalten. Die Steiner-Gruppe gehe 
davon aus, daß es auch in Frühphasen der Parteibildung notwendig sei, sich an 
Kämpfen der Arbeiterklasse zu beteiligen und „mutig und kühn die rev. Idee 
besonders innerhalb der Arbeiterklasse zu vertreten“. Ein Genosse des 
Kampfbundes hingegen, der von Kollegen als Vertrauensmann vorgeschlagen 
worden sei, hätte abgelehnt und sich bedeckt gehalten. Ein anderer wiederum, der 
Im selben Betrieb arbeitete wie ein Genosse der Steiner-Gruppe, hätte letzteren in 
der Konfrontation mit der Bürokratie im Regen stehen gelassen. Die übertriebene 
Konspiration des Kampfbundes, der die Volksdemokratie für unvermeidlich halte, 
sci fatalistisch. Eine Einigung sei wünschenswert, allerdings sei dazu erst eine 
Bereinigung der angeführten Fragen notwendig. 


0 Irief An Genossen Steiner und seine Gruppe, 14.3.1951, D. (d.i. Josef Frey) 
H Brief An Genossen F.D., 15.5.1951 
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Me a a 


In seiner erneuten Antwort betonte Frey, daß der Eroberung der Massen die I 
Herausbildung der Avantgarde vorausgehen müsse. Da man für breitere 
Propaganda nicht die Kraft hätte (und sie außerdem Gefahren berge), müsse man 
mit der „intensiven Arbeitsmethode“, der individuellen Propaganda, vorgehen. 
Wenn einzelne Genossen sich im Betrieb exponieren würden, würden sie von den 
Arbeitern bestenfalls als Idealisten angesehen. Das Ergebnis solcher Auftritte gehe ' 
gegen null, während gleichzeitig die Unternehmensleitung und die Bürokratie von 
SPÖ und Gewerkschaften dafür sorgen werde, daß die Stellung des Genossen im 
Betrieb, seine Arbeit erschwert wird, daß er innerbetrieblich versetzt wird oder 
überhaupt die Arbeit verliert. Wenn solcherart mehrmals Genossen ohne 
genügende Vorarbeit und leichtsinnig ins Feuer geschickt würden, würde das 
Vertrauen der Genossen in die Organisation erschüttert - wodurch der Schaden den 
Nutzen deutlich überwiege. Die Vorbedingung für betriebliche Interventionen sei 
eine gefestigte Organisation, die stark genug sein müsse, um die Intervention 
vorzubereiten und zu unterstützen - dazu sei mindestens eine Wochenzeitung nötig, 
Die eigentliche Differenz mit der Steiner-Gruppe bestünde darin, daß diese meinte, 
„durch blossen Mut, durch blosse Kühnheit, durch blossen Opferwillen könnten wir 
das Kraftmanko ausgleichen.” 


Ebenso wie die betrieblichen Interventionen des Kampfbundes sehr spärlich waren, 
war auch das Verständnis von Arbeit gegenüber der Sozialdemokratie sehr 
puritanisch. Viele Genossen waren zwar - aus sozialen und strategischen 
Überlegungen - individuell Mitglieder der SPÖ oder ihrer Vorfeldorganisationen 
(besonders von Turnvereinen), es wurde aber keine systematische politische Arbeit 
in der Sozialdemokratie gemacht. Entrismus wurde nie als Möglichkeit diskutiert, 
auch Fraktionsarbeit nicht betrieben. Die Vorgangsweise der IKÖ wurde 
dementsprechend kritisiert.” Lediglich gegenüber der Hindels-Opposition 
versuchte man eine propagandistische Intervention. Im Juni 1951 wurde bei einem 
Treffen der Hindels-Opposition, bei dem auch einige Mitglieder der IKÖ und der 
IKÖ (O) anwesend waren, unter dem Deckmantel der PV ein Offener Brief an die 
oppositionellen Genossen in der SP und SJ verteilt”: Darin wurden die „ehrlichen 
Bemühungen“ der Hindels-Anhänger begrüßt und auch gleich einleitend 
festgestellt, daß man keineswegs erwartete, die Angesprochenen mit diesem Brief 
zu überzeugen, daß erst „allerschwerste Erfahrungen“ und „geistiges Ringen mit 
Euch selbst“ zur „unumgänglichen Wahrheit“ der „Unheilbarkeit“ von SPÖ und 
KPÖ führen würden. In der Folge wurde eine recht orthodoxe marxistisch- 
trotzkistische Kritik an der Koalitionspolitik der SPÖ und an den cher 
schwammigen und unklaren Vorstellungen der Hindels-Strömung vorgelegt. 
Insbesondere wurde der Ausdruck des „kommunistischen Imperialismus“ als 
unsinnig eingeschätzt, kritisiert, daß die Vermischung von Stalinismus und 


2 Brief an die Steiner-Gruppe (Antwort auf den Brief vom 15.5.1991), ohne Datum, F.D. 
0 siehe unten 
”! Offener Brief an die oppositionellen Genossen in der SP und SJ, 15.Juni 1951, PV 
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Kommunismus der Bourgeoisie in die Hände spiele, die Hindels-Losung Weder 
russisch, noch amerikanisch! unzulänglich sei, und gefordert, daß die Sowjetunion 
gegen den Imperialismus verteidigt werden müsse. Nach einer Differenzierung 
zwischen bürgerlicher und proletarischer Demokratie und der Herausarbeitung der 
Notwendigkeit einer neuen Arbeiterpartei, wird in einem Nachtrag schließlich noch 
vor dem Titoismus gewarnt, der dem Russonationalismus Stalins lediglich einen 


jugoslawischen Nationalismus entgegenstelle. 


Da der Offene Brief doch eher in belehrendem Stil gehalten war, da keine 
Möglichkeit bestand, zur PV in Verbindung zu treten (und natürlich auch da in der 
Hindels-Opposition keine reale Linksentwicklung stattfand), führte er für den 
Kampfbund zu keinen sichtbaren Resultaten. Die Mitglieder von IKÖ und IKÖ (O) 
in der Hindels-Gruppe dürften den Offenen Brief auch eher als Behinderung ihrer 
Bemühungen der „sanften“ Beeinflussung betrachtet haben. Der Kampfbund 
unternahm in der Folge jedenfalls keine ähnlich gearteten Interventionen mehr. 


2. Niedergang und Orientierungskrise 1952 bis 1957 


i Ab 1952 setzte ein personeller Niedergang des Kampfbundes ein. Bis 1957 war die 

Mitgliedschaft wieder auf zwölf Genossen (plus 4 Kandidaten) zurückgegangen.””? 

Dazu kam ein Abbruch von Kontakten und eine zunehmende Orientierungskrise, 

was sich auch in einer partiellen organisatorischen Zerrüttung niederschlug. Als 

nach dem demoralisierten Ausstieg Turanskys im Oktober 1956 dann 1957 auch 
noch Frey starb, befand sich die verbliebene Gruppe endgültig in einer Sinnkrise. 


Hintergrund dieser Entwicklung war die allgemeine gesellschaftliche Entwicklung. 
Der seit dem Ausbruch des Kalten Krieges herrschende Antikommunismus 
verfestigte sich nach der Niederlage des Oktoberstreiks weiter. Ab 1953 kam dazu 
ein gewisser ökonomischer Aufschwung, der die prokapitalistische Ideologie der in 
der Arbeiterschafi dominanten Sozialdemokratie auf eine solidere materielle 
Grundlage stellte. Angesichts dessen wurde die Isolation, in der sich die 
revolutionären Gruppen schon aufgrund der Illegalität der Besatzung befanden, 
uuch politisch weiter verstärkt. In besonderem Ausmaß galt das für eine Gruppe 
wie den Kampfbund, der sich auch von seinem Aufbaukonzept weitgehend von der 
Arbeiterbewegung abschottete und der in der internationalen revolutionären 
Bewegung weitgehend isoliert war. 

Dabei war Frey dieses Problem durchaus bewußt. Ende April 1955 schrieb er 
bezüglich der Außenpropaganda folgendes an den Kampfbund: „Ich mache nicht | 
den Vorwurf, dass keine AP-Erfolge erzielt werden, sondern dass die AP-Arbeit 
überhaupt nicht gemacht wird. Aus Misserfolgen würden unsere Leute lernen. man 
muss sie aktivieren. das ist das, worauf Ihr jetzt die Hauptkraft konzentrieren 


2 Angaben nach Aufzeichnungen von Günter Schneider. 
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müsst.“ Bezüglich legaler und breiterer Arbeit hatte er Mitte September 1954 die 
Latte allerdings ziemlich hoch gelegt: 


„Natürlich wollen wir möglichst bald öffentlich vortreten, doch dazu müssen 
wir stärker und viel besser organisiert sein. Ohne ein regelmässiges 
Wochenblatt herausgeben, behaupten zu können, würden wir uns vor den 
Massen nur lächerlich machen. Dabei muss auch berücksichtigt werden die 
Besetzung durch die 4 Mächte.“ 


Gleichzeitig wurde aber bereits ab 1956 die Basis für eine spätere Konsolidierung 
gelegt. Die verbliebenen Genossen, die bereit waren, die extreme Isolation auf sich 
zu nehmen, begannen ab 1956 mit der Herausgabe des Kurses, der zehnteiligen 
Schulungsbroschüren von Frey. Ursrünglich sollte die Schweizer Sektion in 
Kooperation mit Frey diese Aufgabe übernehmen, als sich Frey jedoch Mitte der 
50er Jahre mit den Schweizer Genossen zerkrachte, waren sie nicht mehr bereit, 
dieses Vorhaben zu unterstützen. In der Folge fiel diese Aufgabe den 
Kampfbündlern selbst zu, was zwar viel Arbeit, aber auch eine politische Festigung 
mit sich brachte. 


Im Arbeiterblatt, das weiterhin zumindest im Monatsrhythmus erschien, 
dominierten weiterhin Artikel, die den Verrat der SPÖ (und der KPÖ) an den 
Arbeiterinteressen anprangerten - entweder in Form von Kommentaren zu 
aktuellen Fragen (Lohn- und Preisentwicklung, Produktivität, Verstaatlichte, 
Arbeitszeitverkürzung, Mindestlohn) oder in Form von Beiträgen zu 
grundsätzlichen oder historischen Themen. Es häuften sich nun aber auch Artikel 
zu internationalen Fragen wie zu China’, zur Weltlage insgesamt”, zum 
Slansky-Prozeß?”’, zu Berias Sturz und Stalins Tod?” oder zum Suezkonflikt?””. 


Der Wahlaufruf des Kampfbundes zu den Nationalratswahlen von 1953% ist 
insofern bemerkenswert, als dabei ein Positionswechsel gegenüber 1949 vollzogen 
wird. Die ÖVP, die „Partei des Kapitalismus, Klerikalismus, Monarchismus, 
Faschismus“, und der „faschistische VDU“ seien für Arbeiter unwählbar.’®' Und da 


23 Brief Freys an den Kampfbund vom 23.4.1955; zitiert nach: Günter (d.i. Günter 
Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975 

ebd. 
75 Arbeiterblatt Nr.37, Juli 1952 
276 Arbeiterblatt Nr.43, November 1952; Arbeiterblatt Nr.46, Dezember 1952; Arbeiterblatt 
Nr.76, Jänner 1955 
27 Arbeiterblatt Nr.46, Dezember 1952 
18 Arbeiterblatt Nr.56, August 1953 
2° Arbeiterblatt, Nr.97, September 1956 
280 Arbeiterblatt Nr.47, Jänner 1953 
381 Bemerkenswert ist, daß in der Kampfbund-Propaganda nicht nur der VDU (die 
Vorläuferorganisation der FPÖ) als faschistisch bezeichnet wurde, sondern - und nicht nur in 
diesem Artikel - auch die ÖVP als teilweise faschistisch eingeordnet wurde. Hier handelt es 
sich wohl um eine historische Verlängerung aus der Zeit des Austrofaschismus - eine 
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eine „proletarischdemokratische Partei“ noch nicht existiere, kommt der 
Kumpfbund zu folgendem Schluß: 


„Die Partei der verspiesserten, verkleinbürgerlichten Arbeiterbürokratie, die 
sozialpharisäische, schwindelsozialistische Partei die SP ist ein sehr großes 
Übel! Dennoch, im Vergleich zur Partei der stalinbürokratischen 
Sozialgangstern, der schwindelkommunistischen Partei ist sie das kleinere 
Übel! Deshalb fordern wir Euch auf: Wählt die SP! (...) Vorwärts, alle an 
die Urnen für die sozialpharisäische, schwindelsozialistische Partei, für die 
SP!“ 
Während in diesem Wahlaufruf der Stalinismus als das größere Übel als die SPÖ 
charakterisiert wurd, kam der Kampfbund einige Monate später im 
Zusammenhang mit der Arbeiterrevolte in der DDR zu folgenden Ergebnissen: 
Unter dem Titel Augen auf, Arbeiter: Gegenrevolution am Werk’? wurde - 
vermutlich von Frey selbst - der Kampfbeginn gegen die Erhöhung der 
Arbeitsnormen als berechtigt betrachtet. Daß der Kampf angedauert hätte, obwohl 
dus Regime die Verfügung sofort zurückgezogen hätte, wurde mit dem 
„berechtigten Riesenhass“ der Arbeiter „gegen die stalinbürokratischen 
Verbrecher“ erklärt. Die politischen Losungen der Bewegung hätten jedoch nicht 
im entferntesten „in die Richtung der proletarischen Klasseninteressen“ gewiesen. 
„Man muß aussprechen, was ist: Die Massen kämpften unter bürgerlichen 
Losungen. (...) diese Erhebung wurde faktisch gerichtet gegen die SU und damit 
nuch gegen die Arbeiter und armen Bauern Russlands.“ Den Hintermännern der 
Erhebung gehe es um die Vorbereitung eines Weltkrieges, durch den die Massen 
der Sowjetunion und der Volksdemokratien wieder „dem weltkapitalistischen 
Ausbeutungssystem“ unterworfen werden sollten. Das mangelnde 
Klassenbewußtsein hätte dazu geführt, daß sich die ostdeutschen Arbeiter für den 
Imperialismus und die kapitalistische Gegenrevolution missbrauchen hätten lassen. 
Die Arbeiter müßten „ihren Kampf zum Sturz der stalinbürokratischen Diktatur in 
der SU, in den “Volksdemokratien’ unterordnen ihrem Kampf gegen die 
imperialistischen Kriegstreiber, gegen die kapitalistische Gegenrevolution.“ 


In dieser Position drückt sich insgesamt doch eine sehr vorsichtige und skeptische 
Haltung gegenüber Arbeiterprotesten in stalinistischen Ländern, die 
notwendigerweise zu einer zeitweiligen Destabilisierung der jeweiligen 
gerelischaftlichen Strukturen führen müssen, aus. Während Trotzki davon ausging, 
du sich der Arbeiterprotest aufgrund der verheerenden Auswirkungen des 
Stalinismus auf das Bewußtsein vor allem gegen die Privilegien der Bürokratie und 
die politische Unfreiheit richten und politisch diffus sein werde, daß es für 
Revolutionäre gerade darum gehe, durch eine Intervention auf die politische 


liinschätzung jedenfalls, die sich mit einer marxistischen/trotzkistischen Analyse nicht 
vaniriigl und einem inflationär-moralischen Faschismusbegriff den Boden bereitet. 
W Arbeiterblatt Nr.55, Juli 1953 


Stoßrichtung einzuwirken”®, macht der Kampfbund seine Unterstützung doch 
recht ultimatistisch von einem relativ hohen Bewußtsein abhängig. Die 
revolutionären Chancen, die solche Arbeiterproteste in sich bergen, werden den 
Gefahren für den degenerierten Arbeiterstaat untergeordnet. Von der Methode her 
läßt sich hier wohl eine Fortsetzung der Kombinierten Kriegstaktik festmachen - 
möglicherweise auch eine Freysche Überbewertung der militärischen Ebene 
gegenüber der politischen. Hinter der verbal sehr orthodoxen und scharfen Haltung 
gegenüber dem Stalinismus standen beim Kampfbund damit in Praxis auch 
stalinophile Tendenzen. 


Auch der Abschluß des österreichischen Staatsvertrages, der 1952 vom Kampfbund 
noch für „sehr unwahrscheinlich“ gehalten wurde?®”, wurde von Frey ausführlich 
kommentiert.” Auf wirtschaftlicher Ebene könne der Staatsvertrag „den 
Grundwiderspruch des kapitalistischen Systems: den Widerspruch zwischen den 
wachsenden Produktivkräften und der im Verhältnis dazu immer wieder und 
immer mehr zurückbleibenden Massenkaufkrafi“ nicht lösen. Abgesehen davon, 
daß Frey hier einer Unterkonsumptionstheorie anhing, zog er aus der von ihm 
prognostizierten bevorstehenden Verschärfung der kapitalistischen Widersprüche 
die Schlußfolgerung, daß sich der Imperialismus bereits für einen Weltkrieg gegen 
die Sowjetunion als Ausweg entschlossen hätte. Der Staatsvertrag wäre in diesem 
Zusammenhang eine Konzession des Kreml, um sich Entspannung zu erkaufen, 
wäre aber für den Imperialismus keineswegs ausreichend. Rein militärisch belaste 
„der Staatsvertrag die Imperialisten ein wenig mehr als den Kreml“, da die Nord- 
Süd-Verbindung über Tirol verlorengegangen sei. Die „bewaffnete Neutralität 
Oesterreichs“ würde jedenfalls keineswegs ausreichen, um das Staatsgebiet zu 


verteidigen, Österreich würde „im nahenden heissen Weltkrieg wieder besetzt 


werden“. ?°° 


Innenpolitisch bedeute der Staatsvertrag, daß die Arbeiter „größere 
Bewegungsfreiheit haben als bisher.“ Für die sogenannte „'innere Sicherheit“ 
müsse nun der einheimische „kapitalistische Machtapparat“ sorgen. Dieser Staat 


283 So formulierte Trotzki 1939 in Bezug auf die politische Revolution: „Vom Standpunkt 
der Verteidigung stellt diese Revolution wie jede andere sicherlich eine gewisse Gefahr dar. 
Was nun? Wenn unserer Kritiker das Problem gründlich durchdacht hätte, würde er 
antworten, daß diese Gefahr ein unvermeidliches historisches Risiko darstellt, das man nicht 
umgehen kann, weil die UdSSR unter der Herrschaft der bonapartistischen Bürokratie zum 
Untergang verurteilt ist.“ (Leo Trotzki: Die Unabhängigkeit der Ukraine und die 
sektiererischen Wirrköpfe, in: Trotzki-Schriften 1.2) 

284 Die wirtschaftliche und politische Lage Österreichs, die Perspektiven und die der 
österreichischen Arbeiterklasse gestellten Aufgaben, internes Papier, 12.4.1952, Verfasser: 
vermutlich Josef Frey. 

2#° Arbeiterblatt, Nr.82, Juni 1955 

286 In der folgenden Nummer des Arbeiterblattes (Nr.83, Juli 1955) wurde unter dem Titel 


Oesterreichische Wehrmacht - Für welche Klasse - gegen welche Klasse? sehr eindeutig zum 
Klassencharakter des entstehenden neuen Heeres Stellung genommen. 
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worde sich dadurch immer mehr entlarven, wodurch der Staatsvertrag „zum 
Krwachen des proletarischen Klassenbewußtseins“ beitragen werde. Angesichts der 
mit dem Staatsvertrag einhergehenden Belastungen, der ansteigenden 
Arbeitslosigkeit und „der wachsenden Ausbeutung werden die Arbeiter für ihre 
Interessen ernst kämpfen“, wobei sich die Gewerkschaftsbürokratie „als eine 
kupitalistische Kraft“ zeigen werde. Zusammengefaßt kam man zu folgendem 
lirgebnis (das dem der IKÖ sehr ähnlich war): 
„Wir begrüssen den Staatsvertrag. Er bringt den Massen Freiheit von der 
Besetzung, grössere Bewegungsfreiheit! Doch keine Illusionen! Oesterreich 
bleibt auch nach dem Staatsvertrag ein kapitalistischdemokratischer, ein 
kapitalistischer Staat! Die österreichischen Arbeiter bleiben auch nach dem 
Staatsvertrag Ausgebeutete!“ 
line weitere Frage, zu der der Kampfbund ausgiebig Stellung bezog, war der 
ungarische Aufstand von 1956: „Der polnische, ungarische Nationalkommunismus 
will Unabhängigkeit von der russisch-nationalkommunistischen Stalinbürokratie 
{...)." Durch jahrzehntelangen reformistischen Verrat sei es der Weltbourgeoisie 
dubei gelungen, „Teile der Massen gegenrevolutionär zu verreißen.“ „Den Ostblock 
erschüttern, die Westflanke der Sowjetunion aufreißen, um sich den heißen 
Imperialistischen Weltkrieg, auf den sie losgehen, zu erleichtern - das ist das Ziel 
dieser imperialistischen Anstrengungen.“ „Was sich vor unseren Augen abspielt, ist 
ein Teil des Vorspiels zum Schlußakt des Zweiten imperialistischen Weltkriegs.“ 
Nci den Ereignissen in Ungarn handle es sich deshalb in erster Linie um eine 
Internationale Frage. Die Entstehung von Arbeiterräten könne nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß die Bourgeoisie die „Liquidierung“ des Sowjetstaates 
unstrcbe. Der Kampf des zentralen ungarischen Arbeiterrates „geht gegen die 
siulinbürokratische Regierung, gegen deren Politik. Dagegen wäre nichts 
einzuwenden. Allein dem ungarischen Arbeiterrat geht es nur, ausschließlich um 
diesen Kampf - und gerade diese Ausschließlichkeit macht den ungarischen 
Arbeiterrat zu einem Instrument der Gegenrevolution! (...) Der Arbeiterrat müsste 
den ungarischen Arbeitern zumindest die Augen öffnen, daß sie es heute 
grundlegend überall, auch in Ungarn, vor allem zu tun haben mit dem Hauptfeind 
der Arbeiterklasse, mit der Weltbourgeoisie (...). Der Arbeiterrat müsste den 
ungarischen Arbeitern die Augen öffnen für die Erkenntnis, daß der Sieg der 
Internationalen proletarischen Revolution (...) von den Millionenmassen erkämpft 
werden muß (...). Einzig und allein wenn der ungarische Arbeiterrat in der 


W amtlichen bisherigen Zitate zu Ungam aus: Arbeiterblatt Nr.100, November 1956; Das 
Ilehnsren darauf, daß es sich bei der erwarteten Konfrontation zwischen Imperialismus und 
ilui Sowjetunion nicht um einen neuen, dritten Weltkrieg handeln werde, sondern um eine 
luntsetzung des zweiten, war ein „Markenzeichen“ von Frey und dem Kampfbund - siehe 
lns unten. 


heutigen Weltlage diese Politik triebe, wäre er ein Instrument der proletarischen 
Revolution. Ohne das wirkt er gegenrevolutionär (...).“® 


„Für den Tiefstand des Massenbewußtseins besonders bezeichnend ist die traurige 
Tatsache, daß sogar ehrliche proletarische Revolutionäre, verleitet von ihrem 
‘revolutionärem Optimismus’, der Arbeiterschaft einreden, in Ungarn gehe es um 
den ersten Akt der politischen Revolution der Arbeiterklasse (...)“, womit diese der 
Konterrevolution in die Hände arbeiten würden. „Indem wir den Arbeitern die 
volle Wahrheit über Ungarn sagen, erschweren wir den gegenrevolutionären 
Vormarsch, kämpfen wir für den Vormarsch der internationalen 
proletarischdemokratischen Revolution!“ 


Insgesamt wurde in den Artikeln des Kampfbundes also weitgehend die Position 
zur Revolte in der DDR 1953 reproduziert. Man konzentrierte die 
Betrachtungsweise völlig auf die Absichten und Interessen des Imperialismus und 
der nationalen stalinistischen Bürokratien - und sah die ungarische Arbeiterklasse 
lediglich als Objekt, dem man keine eigenständige Rolle, keinen politischen 
Spielraum einräumte. In der Folge machte man den aufständischen ungarischen 
Arbeitern eine korrekte programmatische Position zu Stalinismus und 
Imperialismus zur Vorbedingung für eine Unterstützung und verbaute sich damit 
jede taktische Herangehensweise. Letztlich doch eine eher sterile und sektiererische 
Haltung - eine Haltung, die in Zusammenhang mit der generellen politischen 
Positionierung des Kampfbundes nach 1947 stand, die oftmals in Abgrenzung zum 
IS der 4. Internationale stattfand. 


3, Verhältnis zum Internationalem Sekretariat und zur IKÖ 


Sämtliche grundsätzlichen Dokumente des Kampfbundes zu internationalen Fragen 
und zur Positionierung innerhalb der trotzkistischen Bewegung wurden von Frey 
verfaßt - nicht nur weil er in der Schweiz mit der dortigen Sektion eng kooperierte 
und dadurch direkteren Kontakt zur internationalen Diskussion hatte, sondern 
auch, weil er eben die zentrale politische Persönlichkeit des Kampfbundes war. Im 
Juni 1948 bilanzierte Frey in einem längeren grundsätzlichen Papier den 2. 


288 Arbeiterblatt Nr.102, Dezember 1956 

289 Diese Passagen stammen aus: Arbeiterblatt Nr.101, November 1956; Mit den „ehrlichen 
proletarischen Revolutionären“ sind vermutlich die IKÖ-Genossen gemeint. Die 
zunelunende Spezifizierung der Argumentation in den aufeinanderfolgenden Artikeln dürfte 
- ebenso wie der 14-tägige Erscheinungsrythmus und die Art der Argumentation - ein Indiz 
dafür sein, daß der Kampfbund mit seiner Position politisch unter Druck stand und sich 
besonders gezwungen sah, sich gegenüber der IKÖ zu wappnen. Im Arbeiterblatt Nr.103 
(Jänner 1957) wurde schließlich noch ein Artikel mit dem Titel Sturz der Stalinbürokratie: 
von links oder von rechts? hinzugefügt. 


Weltkongreß der 4. Internationale.” Da die meisten späteren Papiere 
Auuptierungen, Vertiefungen oder Varianten der darin formulierten Positionen 
nind, kann es als zentrales Dokument betrachtet werden. 


Im ersten Abschnitt über die Einschätzung der Weltlage wird hervorgehoben, daß 
dor Zweite Weltkrieg noch nicht beendet sei, daß es sich lediglich um eine 
Alempause handle, die imperialistischen Widersprüche aber baldigst zu neuem 
Kricg führen werden. Es könne keineswegs von einem dritten Weltkrieg die Rede 
wol, da der neue Krieg dieselbe Grundursache habe wie der Zweite Weltkrieg. 


Mit ciner solchen Argumentation könnte natürlich ebenso - ja in Wirklichkeit 
sogar: viel eher - behauptet werden, daß der Zweite Weltkrieg nur eine Fortsetzung 
dos Ersten gewesen sei, da das erste imperialistische Gemetzel tatsächlich nicht 
genügend Zerstörung und Kapitalvernichtung hervorbrachte, um die Grundlage für 
oinen neuen Zyklus der Kapitalakkumulation, einen neuen kapitalistischen Boom 
abzugeben. Das schaffte der Zweite Weltkrieg sehr wohl, weshalb er viel eher als 
linschnitt betrachtet werden kann. 
I'reys Position ging letztlich von einer noch viel krasseren Fehleinschätzung der 
Substanz des Kapitalismus aus als Pablo und das IS. Das wiederum stand bei Frey 
in sehr direktem Zusammenhang mit dem starren Festhalten an seiner 
revolutionären Nachkriegsperspektive. In einem kurzen Beitrag von 1949 faßte er 
seine diesbezügliche Haltung zusammen - und zitierte einleitend folgende Stelle 
Trotzkis von 1939: 
„Wenn, entgegen aller Wahrscheinlichkeit, im Verlauf des jetzigen Krieges 
oder unmittelbar danach die Oktoberrevolution in keinem der 
fortgeschrittenen Länder eine Fortsetzung findet, wenn vielmehr das 
Proletariat überall und allenthalben zurückgeworfen wird - dann müßten wir 
zweifellos die Frage nach einer Überprüfung unserer Konzeption von der 
gegenwärtigen Epoche und der sie bewegenden Kräfte stellen. Die Frage 
wäre dann nicht so sehr die, welches pennälerhafte Etikett man der UdSSR 
oder der Stalin-bande anheften sollte, als vielmehr die, wie man die 
internationale historische Perspektive der nächsten Jahrzehnte, wenn nicht 
Jahrhunderte beurteilen sollte (...).“”' 


Wihrend Trotzki also mit revolutionärem Optimismus auf eine revolutionäre 
Iintwicklung orientiert ist, sich aber darüber im klaren ist, daß es keinen 
Automatismus gibt, und damit auch die Grundlage für eine Neuorientierung auf 
oine längerfristige Perspektive legt, zieht Frey aus Trotzkis Ausführungen 
lolgenden Schluß: „Wer erklärt: der 2. Weltkrieg ist beendigt, der zieht eben 


mO Hirt (d.i. Josef Frey): Eine Bilanz, 24.6.1948 
"l Tep Trotzki: Die UdSSR im Krieg, 25.9.1939; zitiert nach: Trotzki-Schriften 1.2; Bei 
ltuys Zitat handelte es sich um eine eigene Übersetzung aus dem Englischen, weshalb die 
Formulierungen nicht ganz ident sind. 


dadurch unsere weltgeschichtliche Perspektive in Zweifel.“””” Und da nicht sein 
kann, was nicht sein darf, sei der Zweite Weltkrieg „noch im Gange“ und gehe „vor 
unseren Augen“ „seiner höchsten Zuspitzung entgegen“. Hier wurden also nicht die 
Perspektiven der Revolutionäre von der Einschätzung der Realität abgeleitet, 
sondern die Realität den Perspektiven angepaßt - und damit die marxistische 
Herangehensweise einigermaßen auf den Kopf gestellt. 


In seinem Bilanz-Dokument von 1948 argumentierte Frey außerdem, daß - anders 
als das IS glaube - die Sowjetunion nicht nur innerlich geschwächt, sondern 
„schwer geschlagen“ aus dem Krieg hervorgegangen sei. Er hielt damit auch in 
dieser Frage, der Schwächung des Stalinismus durch den Krieg - stärker an der 
Orthodoxie fest als das IS. In der Folge stehe - so Frey - „der Kriegsüberfall der 
Imperialisten auf die SU (...) nicht in weiter sondern in naher Sicht!“ Diese 
Position des unmittelbar bevorstehenden Kriegs sollte noch jahrelang - auch nach 
dem Beginn des „Wirtschaftswunders“ aufrechterhalten werden. Die generelle 
Argumentationslinie war die, daß die imperialistischen Widersprüche - die 
allerdings kaum wo auf ökonomischer Ebene analysiert wurden - unaufhaltsam auf 
die Alternative Weltwirtschaftskrise oder heißer Weltkrieg zusteuerten und sich der 
Imperialismus angesichts dessen für zweiteres entscheiden würde.” 


Weiters kritisierte Frey die Einschätzung der stalinistischen Bürokratie und der 
KPen durch das IS und kam schließlich auf die Frage des Entrismus zu sprechen: 
Dieser sei keineswegs die Hauptdifferenz zum IS, wie dieses behaupte. Er sei durch 
aus für die Eintrittstaktik, allerdings gegen den „Totaleintritt“, „weil mit deren 
‘Taktik’ das Prinzip der Selbstständigkeit, Unabhängigkeit der Partei, deren 
führende Rolle preisgegeben wird“ und sie „im vollen Widerspruch zu den 
ausdrücklichen Beschlüssen des 4. und 2. Weltkongress der leninschen KI“ 
stünden. Frey und der Kampfbund hielten den Eintritt ganzer Sektionen in 
reformistische Parteien für prinzipienlos. Diese Position ging auf die anti- 
entristische Tradition des Kampfbundes in den 30er Jahren zurück und wurde jetzt 
durchgängig fortgesetzt. So formulierte Frey 1953 gegenüber Pablos Konzeption: 


„Die Stalinpartei ist unheilbar. (...) Wer auch nur unbewusst der Stalinpartei 
revolutionären Charakter zuschreibt oder auch nur die Möglichkeit zulässt 
ihrer Wandlung in diese Richtung (‘unter dem Druck der Massen’...) der irrt 
gründlich. der bedroht uns - ohne es zu wissen - mit Liquidation!” 


™ W.S, (d.i. Josef Frey): „2. oder 3. Weltkrieg"? - eine entscheidende Frage, interner 
Beitrag, 15.9.1949 

23 siehe unter anderem: Wohin führt der kalte Krieg?, in: Schriftenreihe der PV, Folge 7, 
31.12.1953 ; 

394 Konrad Friede (d.i. Josef Frey): Wurzeln unserer Irrtümer und Schwächen, 25.1.1953 
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Schließlich attackierte Frey im Papier Eine Bilanz von 1948 erneut” die Position 


der 4. Internationale zu Palästina. Da der arabische Nationalismus nicht in 
gleichem Ausmaß verurteilt werde wie der Zionismus, sei das IS letztlich 
opportunistisch gegenüber dem arabischen Nationalismus. Außerdem sei es falsch, 
wenn das IS die Forderung nach jüdischer Einwanderung nach Palästina als 
reaktionär bezeichne. 

Frey kam dann zu dem Ergebnis, daß in der 4. Internationale drei verschiedene 
Richtungen bestünden: erstens die „linkszentristische Richtung“, die durch das IS 
verkörpert werde; zweitens „die Rechtszentristen“, die vor allem aus den 
Internationalen Kommunisten Deutschlands (IKD) bestünden, und drittens aus 
denjenigen, die das IS als „Sektierer“ bezeichnete, die wiederum einerseits aus 
wirklichen Ultralinken bestünden und andererseits aus der 
proletarischrevolutionären Richtung der Schweizer Sektion. Letztere habe 
keineswegs nur Differenzen zur Eintrittstaktik, sondern grundlegende Differenzen 
zu ciner Reihe entscheidender Fragen.” 


In den nächsten Jahren präzisierte Frey (und damit in der Folge der Kampfbund) 
vor allem die Kritik an den Positionen des IS zu den Volksdemokratien, zum 
'Titoismus und zum Stalinismus im generellen. In einem Papier von November 
1949 geht er auf den Bruch zwischen Stalin und Tito ein: 


„Tito-Jugoslavien wurde geschaffen nicht durch proletarische Revolution, 
sondern durch nationalrevolutionären Kampf unter Führung der 
Titobürokratie. Tito-Jugoslavien ist daher nach wie vor ein kapitalistischer 
Staat (...) Tito-Jugoslavien bewegt sich nach wie vor auf der stalinistischen 
Linie des ‘Sozialismus in einem Land’, des National’kommunismus’, des 
Nationalismus: allerdings des jugoslavischen Nationalismus - zum 
Unterschied vom russischen Nationalismus. (...) In allen grundlegenden 
Fragen bewegen sich Stalinbürokratie und Titobürokratie auf ein und 
derselben verräterischen Grundlinie. (...) Wir dürfen die Massen nicht 
verwirren, indem wir ihnen - in der besten Absicht - einreden, ‘seine (Titos) 
Haltung sei ein Schritt vorwärts zur leninschen Linie’ - das behauptet das IS 
in seinem Appell in der jugoslavischen Frage an die Mitglieder der 
kommunistischen Parteien. Weder hat die Titobürokratie diese Absicht, 
noch hat ihr Ringen mit dem Kremi diese Wirkung. (...) Die Taktik des 
revolutionären Ausnutzens des Konfliktes Tito-Stalin wendet sich nicht an 
die Titobürokratie, sondern nur an die Arbeiter und armen Bauern 


"N ereits im Jänner 1948 hatte er (unter dem Pseudonym G. Hirt) mit seinem Papier Ein 
Dokument der Schande den Thesenentwurf des IS zur jüdischen Frage angegriffen. 

Ma ieser Punkt wurde schließlich mit einem eigenem Dokument vom 27.6.1949 - 
Internationale 3 einhalb oder revolutionäre Internationale?, Der 2. Weltkongress und die 
lalttik der Vierten Internationale - bekräftigt, bei dem es sich teilweise um eine 
Üherurbeitung, teilweise um eine Erweiterung des Papiers Eine Bilanz handelte. 
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Jugoslaviens, nur an die Mitgliedschaft der Stalinparteien, nur an die ihnen 
folgenden Massen und die Massen überhaupt.” 


In einem Kommentar zum jugoslawischen Betriebsrätegesetz fügte er im August 
1950 hinzu, daß dabei die eigentlichen Entscheidungen letztlich der Titobürokratie 
überlassen blieben, daß es lediglich darum ginge, die Arbeiter in das System zu 
integrieren, daß es in Jugoslawien keine Arbeiterdemokratie gebe und es deshalb 
kein Arbeiterstaat sein könne. Und abschließend wieder ein Angriff auf dic 
Führung der 4. Internationale: 


„Den heutigen Zentristen (Nr. 3%) erscheinen Titos Manöver als 
‘Linksentwicklung’. In Wahrheit arbeiten, wirken Titobürokratie, Titopartei, 
Titoregierung gegen die Klassenlinie des Proletariats. Die Zentristen Nr. 3% 
vermeinen, dass Tito sich zu ihnen entwickle - in Wirklichkeit ‘entwickeln’ 
vielmehr sie selbst sich zu tatsächlichen Helfern des jugoslavischen 
National’kommunismus’ des Antirevolutionärs Tito ...“” 


In einem grundlegenden Beitrag von 1952” faßt Frey seine Einschätzung der 
Entwicklungen in Osteuropa zusammen: Es hätte weder in den Volksdemokratien 
noch in Jugoslawien oder China einc proletarische Revolution gegeben, außerdem 
keine proletarische Demokratie „und eben deshalb waren sie nicht Arbeiterstaaten, 
konnten sie als solche nicht entarten, sind sie keine entarteten Arbeiterstaaten!“ Bei 
den Umwälzungen in Osteuropa habe es sich weder um eine „entartete 
proletarische Revolution“ gehandelt noch um eine „bürgerlichdemokratische 
Revolution“, sondern um eine „volksdemokratische ‘Revolution’“. Die 
Volksdemokratien seien nun „entartete bürgerliche Staaten“, keineswegs „entartete 
Arbeiterstaaten“, wie das IS in seiner „grenzenlosen Oberflächlichkeit“ verkünde, 
denn wenn 


„die Stalinbürokraie, ihre Partei, die Stalinpartei tatsächlich einer 
proletarischrevolutionären Rolle, Aktion fähig sind, dann hat die Vierte 
Internationale vor dem Weltproletariat keine Berechtigung zur 
Weiterexistenz, dann muss sie liquidiert werden, dann müssen wir zurück in 
die Stalinpartei. Die Liquidatoren sprechen das nicht aus, aber sie handeln 
danach mit ihrer “Taktik der Integration sui generis’ ... (...) Mehr denn je 
steht heute auf der Tagesordnung die Losung: Liquidation des 
Opportunismus, des Zentrismus 3%! (..). Vorwärts zur 
proletarischrevolutionären, proletarischdemokratischen Reform der Vierten 
Internationale!“ 


7 W S, (d.i. Josef Frey): Tito gegen Stalin, 4.11.1949 
398 Titos Betriebsrätegesetz, 3.8.1950 

2 Ernst Roth (d.i. Josef Frey): „Volksdemokratien“, Jugoslavien, China, 25.10.1952; in: 
Schriftenreihe der PV, Folge 10 


Nchließlich unterstützte Frey auch eine Resolution der Schweizer Sektion, der 
MAS, zum 3. Weltkongreß der 4. Internationale.” Darin wurde argumentiert, daß 
der Welikongreß Positionen angenommen hätte, „die geeignet sind, die IV. 
Internationale in die Stellung einer Linksopposition des Stalinismus zu 
Munövrieren“, da der Stalinbürokratie „eine fortschrittliche Mission (...) 
ugeschrieben“ werde. Und weiter: „Wir sind der Meinung, dass die Internationale 
sich hiermit auf eine schiefe Ebene begeben hat, auf der ihre eigene historische 
Notwendigkeit ins Rutschen gerät, und auf der alle Illusionen und Revisionen 
ozütglich der Rolle der Stalinbürokratie in Reichweite gelangen.“ 


Dic Positionen Freys zu diesen Fragen sind insgesamt äußerst widersprüchlich: 
Itinerscits tritt er gegen die politische Anpassung von Pablo und dem IS an den 
Ntolinismus und den Titoismus im besonderen auf. Andererseits bekam er die 
Hreignisse in Osteuropa in den späten 40er Jahren theoretisch nicht in den Griff 
und beharrte auf der immer stärker realitätsfernen Ansicht, daß dort weiterhin 
kupitalistische Systeme bestünden. Dabei fällt auf, daß er sich bei seinen 
Betrachtungen ausschließlich auf die politische Ebene konzentrierte und daß er die 
I'ruge, ob die dortigen Ökonomien nach kapitalistischen oder planwirtschaftlichen 
Mechanismen funktionierten, in keinster Weise beachtete. In dem Beitrag von 1952 
iiber „Volksdemokratien“, Jugoslavien, China wird in dem Abschnitt Ueber die 
Klassennatur dieser Staaten sehr deutlich die Unsicherheit Freys in dieser Frage 
sichtbar. Und der Begriff der „volksdeniokratischen ‘Revolution’“ hat keinen 
Ihcoretischen Erklärungswert, da er sich um eine klassenmäßige Bestimmung 
herumschwindelt. 

Dic Position, daß es sich bei den osteuropäischen Ländern auch nach den 
Umwälzungen um (staats)kapitalistische gehandelt hätte, ist vermutlich keine 
vigenständige Entwicklung Freys oder der MAS, sondern ein Festhalten an der 
ursprünglichen Position Mandels, die orthodoxer erschien, da sie die Errichtung 
eines degenerierten Arbeiterstaates ohne vorangegangene proletarische Revolution 
nusschloß. Frey beharrte weiter auf dieser immer realitätsferneren Einschätzung, 
um nur ja dem Stalinismus nicht das geringste Zugeständnis zu machen, obwohl 
dus Einräumen der Möglichkeit von bürokratischen, letztlich reaktionären und 
kontraproduktiven Umwälzungen der Eigentumsverhältnisse noch in keinster 
Weise eine politische Anpassung an den Stalinismus zur Folge haben müßte.” 


In der Haltung von Frey und dem Kampfbund gegenüber der IKÖ wurde 
weitgchend die Kritik an der internationalen Führung reproduziert. In einem An 


W Resolution der M.A.S. zum Ill. Weltkongreß der IV. Internationale, beschlossen auf der 
Vorkonferenz der MAS am 22.9.1951 

W yiche: 1. die Arbeiten Trotzkis zur Besetzung Ostpolens und Finnlands durch die 
Nowjelunion am Beginn des Zweiten Weltkrieges, 2. den Beitrag von Miodrag Jovanovic, 
Ulnistina Stojanovic und Eric Wegner Stalinismus und marxistische Staatstheorie, in: 
Alurxismus Nr.2 


die Mitglieder der IKOE gerichteten Papier” wird die Losung des 2. 
Weltkongresses der 4. Internationale Gegen Wallstreet und Kreml! als „objektiv 
gegenrevolutionär“ angegriffen, da es sich beim Weltimperialismus um den 
Hauptfeind handle. Die „politischen Wurzeln des Verhaltens von Baier, Horvath, 
Moser”? und Genossen“ in dieser Frage wäre ihre „revolutionsschädliche 
Kriegstaktik, (...) die sie auch heute nach 10 Jahren für richtig halten.“ Diese , 
Genossen hätten die Kriegstaktik benutzt, um den Kampfbund zu liquidieren. 
Deshalb die Aufforderung an die IKÖ-Mitgliedschaft: 


„Fordert, dass sich die Baier, Horvat, Moser und Genossen klar, ehrlich, < 
offen korrigieren, (...) dass sie sich offen und ehrlich dem Kampf, den die 
revolutionäre Opposition innerhalb der Vierten Internationale führt (...) 
anschliessen! Falls Eure Führung das verweigert, so wählt eine andere 
Führung (...).“ 


In einem weiteren an die IKÖ gerichteten Papier von September 1949% faßte der 
Kampfbund die Differenzen zusammen: 


„Die IKOe unterstützten und unterstützen weiter die linkszentristische, 
revolutionsschädliche Politik des IS in allen wichtigen Fragen: insbesondere 
in der Frage der SU, in der Frage der Taktik des Kampfes für 
Uebergangslosungen, in der deutschen Frage, der Palästinafrage usw. In der 
Frage des Totaleintritts gehen sie einen ernsthaften Kampf zur Verteidigung 
des revolutionären Prinzips der Selbstständigkeit, Unabhängigkeit der Partei 
aus dem Weg; eine bedeutende minderheit tritt sogar ein für den 
Totaleintritt in die SP.“ 


Die IKÖ hätte außerdem eine „grundverfehlte Auffassung des 2. Weltkrieges“ 
gehabt und wäre für eine „völlig falsche Kriegstaktik“ eingetreten. Während diese 
politischen Differenzen eine gute Seite des Papiers einnahmen, wurde auf nahezu 
fünf Seiten das „Liquidatorentum gegenüber dem Kampfbund“ - historisch weit 
ausholend - aufgerollt: Anstatt „die Fahne des seit 1923” kämpfenden 
Kampfbundes hochzuhalten“ und „spuckten die Baier, Horvat, Moser und Co.“ „auf 
diese Tradition“. Man kann sich vorstellen, daß mit solch langwierigen Klagen die 
Mitgliedschaft der IKÖ nicht für den Kampfbund zu überzeugen war. 


302 An die Mitglieder der IKOE, Werte Genossen! Wir geben Euch einen Ueberblick über: 
Die Verteidigung der SU - im Lichte der zwischen dem Kampfbund und der IKOE 
bestehenden politischen Differenzen, ohne Datum (vermutlich Ende 1948 oder Anfang 
1949), Kamplbund 

303 Das sind Modlik, Babnik und Drexler. 

30 Die bisherigen Hauptdifferenzen zwischen dem Kampfbund und den IKOe, 7.9.1949, 
Kampfbund 

305 Generell beansprucht Frey eine bis 1923 zurückreichende politische Tradition - im Sinne 
eines Eintretens für die Politik der Arbeitereinheitsfront und gegen die Bürokratisierung der 
KPÖ sicher mit Recht, im Sinne einer konsistenten Opposition gegen die Stalinisierung oder 
gar einer „trotzkistischen‘“ Ausrichtung allerdings mit weniger Recht (siehe oben). 


172 


Üborschattet war das Verhältnis zwischen Kampfbund und IKÖ freilich vom Streit 
um Kreys Handbibliothek, die er bei seiner Flucht ins Ausland zurücklassen mußte, 
dio 1938 teilweise verkauft und teilweise vergraben wurde und von der sich ein Teil 
nach 1945 in Besitz von IKÖ-Mitgliedern befand. Um diese Bücher, die - 
hbyeschen von einigen Werken der „Klassiker“, die Drexler im Sommer 1945 aus 
dem Keller des zerbombten Gestapo-Hauptquatiers geholt hatte - ein wichtiger für 
dio 'I'rotzkisten zugänglicher Bestand an revolutionärer Literatur waren, entbrannte 
ein heftiger Konflikt, als Frey die Herausgabe der Bücher forderte. Die IKÖ 
verschlcppte die Angelegenheit, der Kampfbund beschuldigte die IKÖ des 
Diobstahls und rief die IKÖ-Mitgliedschaft auf, „gegen die stalinistischen 
Cinunermethoden“ der „skrupellosen Baier, Horvat, Moser“ aufzutreten.’ Im 
obruar 1950 eskalierte die Situation schließlich: Frey forderte nun auch die 
Herausgabe verschiedenster Einrichtungsgegenstände, die er zurückgelassen hatte, 
dio aber während des Krieges verschiedenste Wege gegangen waren”, 
bezichungsweise eine finanzielle Abgeltung, die sich die IKÖ-Mitglieder sicherlich 
nicht leisten konnten. Es kam schließlich zu folgender Drohung: „Genosse FD wird 
duher längstens am 25. April 1950 die Strafanzeige wegen Verbrechens des 
Wiobstahls beziehungsweise der Hehlerei an die zuständige Wiener Strafbehörde 
erstatten gegen Horvat, Lerse, Ludwig, Moser und alle ihre Mitschuldigen.“”* 
Wiese Drohung, die angesichts dessen, daß sich beide Organisationen ja weiterhin 
In der Illegalität befanden, keine Kleinigkeit darstellte, wurde von Frey allerdings 
nicht wahrgemacht. Die Beziehungen zwischen den Gruppen wurden dadurch aber 
weiter belastet. 


4. Kampfbund und Internationales Komitee 


Während die Spaltung der 4. Internationale in IS und IK sich auf die IKÖ nicht 
hunwirkte, war sie für den Kampfbund von erheblicher Bedeutung. Sie stellte 
letztlich die letzte Chance dar, der nationalen Isolation zu entkommen. Der 
Ursprung des Augenmerkes des Kampfbundes auf das IK, war die - durch von Frey 
verfußten komplizierten Kooperationsabkommen teilweise schwierig gestaltete - 
/unummenarbeit zwischen Frey und der Schweizer Sektion der 4. Internationale, 
die schon in den Jahren vor der 53er-Spaltung stets recht orthodox positioniert 
war. 


"m Pie bisherigen Hauptdifferenzen zwischen dem Kampfbund und den IKOe, 7.9.1949, 
Kumpfbund 
W [in handelte sich dabei unter anderem um „ein eichenes, altdeutsches Speisezimmer, (...) 
wol untike Biedermeierkästen, (...) 1 Schreibtisch aus Palissanderholz (...), ein 
Aunkelblaues Alt-Meissener Porzellanservice, (...) ein Krystallglasservice, (...) Juwelen (...)“ 
wi t nach: An die Mitglieder 1. der IKOE, 2. der Opposition der IKOE, Februar 1950. 

un 


Als sich die Schweizer an der Bildung des IK beteiligten und damit der Politik des ' 
IS den Rücken zuwandten, sah Frey die Möglichkeit für eine internationale 
Neugruppierung der prinzipienfesten Trotzkisten gekommen. Er stand der Bildung 
des IK mit klarer Sympathie, aber dennoch abwartend gegenüber, was in Briefen an 
dem Kampfbund und in internen Dokumenten klar zum Ausdruck kam. Anfang 
Jänner 1954 faßte er die zu unterstützenden Hauptkritikpunkte des IK am IS wie 
folgt zusammen: 


„A) Das IK verlangt mit recht kategorisch das Einhelten der alten 
Grundlinie: Kampf auch zum Sturz des Stalinregimes in und ausserhalb der 
SU von links her in solcher Weise, dass dadurch der Kampf gegen die 
Imperialisten nicht leidet. Die Liquidatoren dagegen halten die 
Stalinbürokratie mindestens objektiv für revolutionär, sind also für deren 
Unterstützung. B) Das IK verlangt mit Recht kategorisch die 
Selbstsändigkeit der revol Avantgarde. Die Liquidatoren dagegen 
kapitulieren in Form des Totaleintritts vor der verräterischen 
Arbeiterbürokratie - da vor der Stalinbürokratie - dort vor der Labor- oder 
Sozialbürokratie (der SP). Die Einstellung des IK in diesen zwei 
Grundfragen wird das IK immer mehr auf unsere Linie treiben. Die Stellung 
zB der Franzosen ‘Die Volksdemokratien seien deformierte Arbeiterstaaten’ 
ist unhaltbar. Sie haben sich da so verrannt, dass sie nicht sofort 
einschwenken, aber sie werden das mit der Zeit müssen. So steht es auch mit 
anderen Differenzen, die noch vorhanden sind. 


Anschließend wurden die Kampfbund-Mitglieder von Frey aufgefordert, die 
Stimmung und Positionierung der IKÖ herauszufinden. Frey sah für die IKÖ „zwei 
Möglichkeiten“: 
„a) Sie gehen mit den Liquidatoren. Diese Position werden sie nicht lange 
behaupten. Das wird zu einer Spaltung unter ihnen führen: diejenigen, die 
das ablehnen und nicht nach rechts umfallen, werden Fühlung mit uns 
suchen. 
b) Es ist möglich, ja wahrscheinlich, dass schon jetzt ein Teil von ihnen das 
nicht schlucken will (wahrscheinlich Horvat und Co. oder ein Teil von 
ihnen). So dürften jetzt schon Spaltungstendenzen unter ihnen entstehen. 
Diejenigen, die nicht nach rechts werden gehen wollen, werden zu uns 
tendieren und Fühlung mit uns suchen. 
Es wäre natürlich für uns besser, wenn unter ihnen so eine Auslesc vor sich 


ginge. Diejnigen, die zu uns tendieren, würden sich viel besser assimilieren. 
Die gefahr, dass sich so etwas wiederholen könnte in unserer Mitte durch 


30 Brief von Gabi an Pepi (d.h. von Frey an den Kampfbund), 1.1.1954 
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sie, wäre so viel kleiner. Wenn aber alle Zeichen der Einsicht zeigen, das 
wäre natürlich am besten.“”'® 


Diloxbezüglich hatte sich Frey freilich verspekuliert. Der Höhepunkt der IKÖ- 
Internen Auseinandersetzungen lag bereits einige Jahre zurück. 1954 war im 
Qogenleil das Jahr der Wiedervereinigung der beiden IKÖ-Teile. 


lindo Jänner 1954 stellte Frey fest, daß der „Bruch mit den Prostalinisten (...) ein 
großer Schritt vorwärts“ sei, aber es bestünde nicht volle Übereinstimmung 
swischen allen Mitgliedern des IK, die französischen Genossen beispielsweise 
würden die Volksdemokratien als deformierte Arbeiterstaaten betrachten: „Über 
diono politsichen Differenzen darf man nicht schweigen. Das wäre schädlich. Die 
l.Jquidatorcn kennen diese Differenzen, sie erklären jetzt schon, das IK sei nur eine 
nogative Gemeinschaft. Das IK muss die politischen Differenzen überwinden, das 
wird erleichtert, wenn sie ausgesprochen werden.“ Schließlich riet Frey bezüglich 
dor Frage der Volksdemokratien den Artikel Stalinbürokratie und Arbeiterklasse 
Im Arbeiterblatt zu veröffentlichen: „Indem wir diesen Artikel veröffentlichen, 
vollzichen wir in politisch korrekter Form den politischen Anschluss an das IK. 
Wim den organisatorischen Anschluss betrifft, so bin ich dafür, noch eine Zeit lang 
suzuwarten.“°'! Drei Monate später schrieb Frey unter der Überschrift „Unser 
Verhiltnis zum IK“ folgendes: 


„A) Wir unterstützen das Ik, das einen guten politische Start gemacht hat. 
Allerdings hat das IK über einige politische Fragen, die wir kritisiert haben, 
bis jetzt noch nicht gesprochen. Wir haben uns entschlossen zuzuwarten, 
Ihnen Gelegenheit zu geben, Klarheit zu schaffen. das war richtig, darin 
beste Übereinstimmung, 


B- Aber sollen wir ihnen das sagen - oder sollen wir das einfach tun ohne es 
zu sagen. Ihnen das zu sagen, dass wir nocht nixht volles pol. Vertrauen 
haben, das wäre ungeschickt, unklug, unzweckmässig, es würde die 
Genossen kränken, würde uns erschweren, in guter Freundschaft mit ihnen 
zusammenzukommen, was wir wollen, und wozu Aussicht besteht, weil sie 
schr wahrscheinlich sich richtig einstellen dürften. 


Da steckt die Diffenrenz zwischen uns: Ihr wolltet einen Brief schicken, der 
ihne das schreibt - ich haben dieseen Brief nicht weiter geleitet, sondern im 
gegenteil später einen Brief geschrieben, der wiederholt, was unser Artikel 
"Stalinbürokratie u. Arbeiterklasse’ geschrieben hat: Das IK will und wird 
die 4.1. gesunden’. Das ist ein gewollter politischer Vertrauensvorschuss.) 
Aber in der Sache behalten wir nach wie vor Zurückhaltung. Erst bis wir 
volle pol. Klarheit haben, werden wir uns anschliessen.“”'? 


an 
elnl 
IN nel von Gerda An die L. (d.h. von Frey an die Leitung des Kampfbundes), 26.1.1954 
WH Ihot von Gerda An die L. (d.h. von Frey an die Leitung des Kaınpfbundes), 29.4.1954; 
le snhlieichen Tippfehler stammen aus dem Original 
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Neben den Erwartungen in das IK kommen meines Erachtens in diesem Brief zwei 
Dinge zum Ausdruck: 1) i SESE um 


Frey bereits von „grossen 
politischen Schwächen“ des 


IK, weshalb die 
Unterstützung für das IK 
„mit proletarischer 


Klassenkritik an den 
Mängeln“ zu verknüpfen 
sei? Ende Mai 1955 
beantwortete er dann die 
Frage „warum treien wir der 
4.1. und dem IK nicht bei?“ 
wie folgt: „Als Mitglieder 
wären wir gezwungen, ihre 
Beschlüsse, Erklärungen zu 
veröffentlichen samt den 
darin enthaltenen Fehlern - 
wir würden das diszipliniert 
machen, wenn sie unsere Josef Frey Mitte der 50er Jahre in der Schweiz 
positive Kritik an den (gemeinsam mit seiner zweiten Frau) 

Fehlern auch veröffentlichen 

würden.“ Da aber die amerikanische IK-Sektion, die SWP, einen grundlegenden 
Artikel von Frey zur Situation der 4. Internationale’? nicht veröffentlicht habe, 
seien diese Bedingungen nicht gegeben gewesen. 


313 Brief von Robert An die L. (d.h. von Frey an die Leitung des Kampfbundes), 9.12.1954; 
Die zeitweilige Orientierungauf das IK, war ein Grund für den Verlust des Genossen Cato (i- 
Name), der eine internationale Ausdehnung ablehnte und durch Betriebsarbeit der Isolation 
in der Arbeiterbewegung zu entkommen trachtete. Cato war ein Betriebsrat bei Schrack, der 
dort die Betriebszeitung Der Schrack-Arbeiter herauszugeben begann und der mit der SPÖ- 
Abspaltung um Truppe in Kärnten in Kontakt trat. Später beteiligte er sich an den 
Demokratischen Sozialisten. 

M Brief von Otto An die L. (d.h. von Frey an die Kampfbund-Leitung), 29.5.1955 

315 Es handelte sich dabei um den bereits 1953 verfaßten Artikel Die Wurzeln unserer 
Irrtümer und Schwächen - siehe oben. 
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Kinon völligen Bruch mit dem IK will Frey aber weiterhin vermeiden: „Wir sind 
whwuch - das wisst Ihr. Mit der 4.1. und dem IK brechen, hiesse auch mit jenen 
Ülenonsen brechen, die unserer Kritik bis zu einem gewissen Grade zugänglich 
kind, das hiesse uns völlig isolieren, und zwar auch von jenen Genossen, die uns 
folntiv am nächsten stehen. “”'® 


Do fücto kam aber eine Integration des Kampfbundes in das IK auch in den 
nilchsten zwei Jahren nicht zustande. Das IK bewegte sich nicht auf die Positionen 


den Kumpfbundes, die auch im re RN - z.B. was die 
KKT betrifft - mungen. zu. Im Gegenteil endeten zunehmende 
Konflikte zwischen Frey und der Schweizer Sektion in einem Abbruch der 
Kooperation - und damit letztendlich in einem Bruch mit dem IK. Als Frey 
schließlich ANF starb und damit die wesentlichste VE zur internationalen 
Irotzkistischen Bewegung abriß, #8 RR WERNER u 
CER. 


Ñ, Stabilisierung in den späten 50er und Fortschritte in den frühen 60er Jahren 


Dor Tod Freys bedeutete für den Kampfbund einen schweren Schlag und eine 
erutliche Gefährdung der Zukunft der Gruppe. „Nach seinem Tod wurde die 
politische Linie sehr mühsam und ungenügend erarbeitet. Diese Erarbeitung sah 
sohr lange so aus, dass die Einschätzungen und Erwartungen Melts sehr schülerhaft 
(bornommen wurden. Diese unkritisch und überhistorisch übernommenen 
Sinndpunkte entfernten sich in vielen Fragen immer mehr von der Wirklichkeit. In 
der individuellen AP gab es einige Jahre fast keine ernsteren Kontakte." 


Nuch dem Verlust der zentralen Identifikationsfigur waren nur noch diejenigen 
Clonossen übriggeblieben, die bereit waren, auch unter den Bedingungen des 
kapitalistischen Booms, eines weitverbreiteten antikommunistischen Konsens’ und 
in weitgehender politischer Isolation weiterzumachen und die entsprechenden 
Kutbehrungen auf sich zu nehmen. Da man trotz dem mittlerweilen Ende der 
alliierien Besatzung weiter von einer nahenden tiefen Krise des Imperialismus 
uusging und deshalb EEIEEIERNERNFTETE TER - und da diese Linie zu diesem 
Zeitpunkt von niemandem in der on in Frage gestellt wurde - - Paraple 
e ale) 
. Nachdem man schon zuvor Cato und Turansky verloren hatte, 

waren nun Holba und Schlesak die tragenden Personen der Organisation. 


ul cs überhaupt gelang zu überleben und schließlich sogar sich zu konsolidieren, 
lag im wesentlichen an zwei Dingen: erstens an der Wende nach innen: Nachdem 


a Fii iof von Otto An die L. vom 29.5.1955 
I inter (d.i. Günter Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975, Melt 
= (-Nime von Frey 


sich Frey Mitte der 50er Jahre mit der Schweizer Sektion zerstritten hatte, war der 
Kampfbund nun gezwungen, den Freyschen Kurs selbst herauszugeben. Diese 
Arbeit, die für die geschwächte Gruppe eine enorme Belastung darstellte, war 
gleichzeitig mit einer politischen Beschäftigung mit den darin enthaltenen Fragen 
verbunden. Während diese Tätigkeit so gut wie keine Wirkung nach außen zeigte, 
führte sie zu einer politischen Festigung der verbliebenen Genossen und stellte 
damit die Grundlage für zukünftige Fortschritte im Gruppenaufbau dar. 


Zweitens gelang es seit der Mitte der 50er Jahre, aus Sportvereinen und aus dem 
persönlichen Umfeld einige MEERE für an an zu gewi nnen (darunter 
Günter Schneider). REIT nn : 

Einige von ihnen wurden Kandidaten und traten 1958/59 em Kampfbund bei, 
wodurch die Mitgliedschaft von 1957 bis 1959 von zwölf auf 17 angestiegen war.” 
1958/59 ergab sich außerdem wieder ein Kontakt und schließlich eine Kooperation 
mit Cato und Turansky, was für den verdeckt agierenden und isolierten Kampfbund 
immerhin die Möglichkeit zu einem politischen Austausch eröffnete und ein 
rudimentäres Umfeld schuf - auch wenn es nicht gelang, die beiden Ex-Mitglieder 
wieder zu gewinnen. 


Anfang der 60er Jahre konnten dann etliche jugendliche Kontakte für die Gruppe 
interessiert werden, was zum Aufbau eines relevanten politischen Umfeldes in 
diesem Bereich führte. Schließlich organisiede der Kap zy zwei Jogondzelen, 
begann das : ` ' ` 
Während anfänglich die " Mitgliedschaft 


konstant blieb Mer lediglich das Umfeld größer wurde, wirkte sich die Entwicklung 


1964/65 auf die Mitgliederzahl aus, die nun auf 22 anstieg. 3 


Trotz der Konsolidierung und der personellen Erfolge blieb die politische Substanz 
der Gruppe gering. Besonders internationale Entwicklungen und die 
entsprechenden Diskussionen in der internationalen Arbeiterbewegung liefen an 
der Gruppe weitgehend vorbei. Das drückte sich auch im Arbeiterblati aus: Die 
mehr oder weniger regelmäßigen Weltlageeinschätzungen Konstatierten - wenn 
auch teilweise in Vergleich zu früheren Jahren in etwas abgeschwächter Form - die 
Widersprüche und die bevorstehende Krise des Kapitalismus, prophezeiten die 
entsprechenden politischen Konflikte und gaben die entsprechenden Antworten, die 
die Arbeiterklasse ziehen müsse. Bei nahezu allen dieser Artikel handelte es sich 
um reine Propagandaartikel, die einer tiefergehenden Analyse des Imperialismus 
und ciner aktuellen Einschätzung seines Spielraumes entbehrten. 


Obwohl von Zeit zu Zeit auch Beiträge zu internationalen Ereignissen 
erschienen”, die allerdings meist eher hölzerne Kommentare waren, lag der 


38 Angaben nach Aufzeichnungen von Günter Schneider. 


319 
ebd. 

2° zur SPD (9/1957), zum Nahostkonfikt (9/1958), zum de Gaulle-Wahlsieg (1/1958), zu 

den US-Wahlen (12/1958), zur kapitalistischen Offensive in Frankreich (2/1959), zur 
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Muhworpunkt der Publikation doch sehr starkt auf Österreich. Neben 

indatitzlichen oder historischen Artikeln - etwa zu 70-jährigen Jubiläum der 
IAndung der Sozialdemokratie, zum 40-jährigen Jubiläum der Gründung des 
Mulnuzbundes, zum Februar 1934 oder zur Klassenjustiz und zu „unserer“ 
Glendermerie - standen dabei Beiträge in Zentrum, die eine an sozialen Fragen - 
Arboltszcitverkürzung, Krankenkassensanierung, Preisanstiege - aufgehängte 
Kriiik un SPÖ und ÖGB beinhalteten nn Ba 


Ab don frühen 60er Jahren wurden Berichte über nationale oder internationale 
Arbeiterkümpfe zu einer mehr oder weniger regelmäßigen Einrichtung. Etwas 
Bere Aufmerksamkeit erzielte im Zuge dessen neben dem Bäckerstreik 1960 vor 
filom der Metallarbeiterstreik von 1962. Da an letzterem über 200.000 Beschäftigte 
Betoiligt waren, wurde ihm vom Kampfbund besondere Bedeutung zugemessen: In 
binom längeren Artikel wurde auf die Ursachen des Unmutes in der Metallindustrie 
und des Streiks, auf die Linie der Gewerkschaftsführung, auf das Ergebnis des 
Ñiroiks und auf die zukünftigen Kampfperspektiven der Arbeiterklasse 
eingogungen.’?' 
Min weiteres durchgängiges Thema in diesen Jahren waren die umtriebiger 
werdenden rechten Tendenzen: Ende 1959 wurde kritisiert, daß die 
Wsluldemokratisch geführte Wiener Polizei eine faschistische Kundgebung davor 
bowuhrt hätte, von Arbeitern auseinandergejagt zu werden. Anfang 1961 
bonchtfigie sich ein Beitrag mit der Diskussion um die Habsburger. Im Sommer 
1002 wurde der „Antifaschismus“ der SPÖ grundsätzlich behandelt - und dabei 
auch auf die „scheinradikalen Phrasen“ von Hindels eingegangen. 1965 setzte sich 
dan Arbeiterblatt mehrmals mit den „Symptomen der gegenrevolutionären 
Anstrengungen der Rechtsbourgeoisie“ auseinander - mit der „Fussacher 
Provokation“??? und der Ermordung Ernst Kirchwegers durch einen faschistischen 
Burschenschafter. 
Durchgängig - egal ob bei Nationalrats-, Landtags-, 


Gemeiderats- oder 
Nundespräsidentenwahlen - > wi 


ua chen 
f. Die SPÖ wolle zwar nie und nimmer einen 
erimihaften Kampf gegen die Kapitalistenklasse, aber um am Vertrauen der 
Mohrhcit der Arbeiterklasse in die Sozialdemokratie anzuknüpfen, die SPÖ in die 
Voruntwortung zu zwingen und sie dadurch vor der Arbeiterschaft besser entlarven 
u können, sei die Wahlunterstützung dennoch notwendig.””” Angesichts der 


Kuloninlrevolution (12/1960), zu Berlin (10/1961), zum Parteitag in Moskau (1/1962), zu 
Kuba (12/1962). 


IM Dar Aetallarbeiterstreik, in: Arbeiterblatt Nr.165, Juni 1962 

Yan Vorarlberg wurde die Taufe eines Bodenseeschiffes auf den Namen „Karl Renner“ 
mch regionalistisch-reaktionäre Mobilisierungen, die gegen „Wien“ und die SPÖ gerichtet 
wmon und von ÖVP und anderen konservativen Gruppen inszeniert wurden, verhindert. 

MN Aubeiterblatt Nr.1 70, November 1962 


verstärkten rechten Tendenzen Anfang der 60er Jahre wurde so argumentiert: „Wir 
haben das wahre, scheinsozialistische, verräterische Wesen der SPÖ aufgezeigt. 
Trotzdem raten wir Euch unter den heutigen Bedingungen: Wählt den I 
Präsidentschaftskandidaten der SPÖ - nur um das konterrevolutionäre Treiben der 
Rechtsbourgeoisie zu erschweren!“ 


6. Konflikte um die Ausrichtung und das Ende des Kampfbundes (1965-1973) 


Mit den Erfolgen in der Jugendarbeit gingen aber bereits in den frühen 60er Jahren 
interne Konflikte einher. Die von den Jungen angestrebte etwas breitere 
Jugendarbeit, in speziellen das Projekt eines legalen Jugendklubs kollidierte mit 
den strengeren Konspirationsvorstellungen der Älteren. Die Jugendzeitung 
Arbeiterstandpunkt hatte auch Eleniente eines Gegenprojektes zum Arbeiterblatt. 
Letztendlich entstand aus der Jugendorganisation tendenziell eine Art... 
Parallelorganisation, deren Aktivitäten von der alten Führung skeptisch beobachtet 

wurde, Insbesondere Holba und ein im westlichen Ausland lebender und mit dem 

Kampfbund in Kontakt stehender Verwandter Freys?” standen den Eigeninitiativen 


führte das nicht nur zum Verlust des Studenten, sondern auch zu 
einer panischen Reaktion des Kampfbundes und in der Folge zu einer ernsten 
inneren Krise. Der sogenannte Wem war der Anlaß für den Ausbruch der 
angestauten inneren Widersprüche im Kampfbund und bedeutete eine 
Erschütterung, die bis 1967 eine Desorganisation des Organisationslebens und eine 
Paralysierung der politischen Arbeit zur Folge hatte. 


Erst die sogenannte Reorganisation 1967 leitete eine erneute Konsolidierung ein. 
Nachdem die Alten müde und angesichts der Situation ziemlich ratlos waren, 
wurde die Leitung verjüngt. Schlesak hatte sich aus der Leitung zurückgezogen, 
Günter Schneider übernahm Leitungsverantwortung. Gleichzeitig wurden die 
älteren Genossen auch in den Zellen, wo man mit einer intensiveren Schulung 
begann, entlastet. Nach außen hin wurden alte unergiebige Kontakte abgebrochen, 
um sich damit nicht weiter zu belasten. Insgesamt gelang durch diese Maßnahmen 
eine vorläufige Konsolidierung. Die Gruppe begann ab 1968 auch wieder mit einer 
etwas stärkeren Außenpropaganda. die aber kaum neue Kontakte einbrachte. 
Schneider resümierte später: 


„Im weiteren Verlauf blieb der Blick der Org viel zu sehr nach innen 
gerichtet, obwohl sich die Org bereits wieder gefestigt hatte. Die mangelnde 


32 Arbeiterblatt Nr.196, Mai 1965 
325 ;_Name: Bruno 


Verknüpfung und Verbindung unserer Org mit der Arbeiterklasse erwies 
sich immer mehr als der entscheidende Hemmschuh für die 
bewusstseinsmässige Weiterentwicklung. Die Erfahrung zeigte, dass 
diejenigen Gen, die sich aktiv in der AP betätigten, die grössten 
bewusstseinsmässigen Fortschritte machten. Trotz grosser Anstrengungen 
einiger Gen in der Gewerkschafts- und TVN-Jugend (und in Wirtshäusern) 
gab es ausser Erfahrungen keine langanhaltenden Erfolge.“?° 


Ab 1968 verschärften sich die Konflikte zwischen alten und jungen 
heltungsmitgliedern, im besonderen zwischen Holba und Schneider, weiter: 
„Waren die ersten Differenzen überwiegend allgemein theoretischer Natur, kamen 
dann immer mehr unmittelbare taktische Fragen hinzu, seit 1968 in zunehmenden 
Musso in der Frage der AP. Ab 1970 führten die Diskussionen immer seltener zu 
inor Klärung.“ = Zee sagen 


r e 


REES ERHENE NS RER nei 
N TRIERER gsTg Die jungen Mitglieder hingegen sahen in 
Studentenbewegung auch eine Chance, Kontakte aufzubauen und der Isolation 
ein Stück weit zu entkommen: 
„Wir begannen in zunehmendem Masse die Veranstaltungen der WR 
'Linken’ zu besuchen, was bis dahin in unserer Org eher verpönt war. Die 
dort gemachten Erfahrungen ermöglichten es uns, die Schwächen unserer 
Org leichter zu erkennen, zB in der Einstellung zu verwandten Gruppen. 
Wir kamen dabei mit einigen festgefahrenen Ansichten unser Org in 
Widerspruch. In zunehmendem Masse gingen die Initiativen von den 
‚jüngeren Gen aus.“ 


Nehliclich installierten die Jungen Kampfbündler ein Kellerlokal für Jugendliche. 


eilig ging der 
Krucheinungsrhythmus des Arbeiterblattes kontinuierlich zurück, sodaß ab 1969 
nur noch ctwa vier Nummern pro Jahr erschienen. 


IV71 erreichte der Kampfbund-interne Konflikt dann einen Höhepunkt, als Holba, 
Wer in der Jugendarbeit stets auf die strengste Einhaltung der Konspiration 
Wedriingt hatte, einen seiner jugendlichen Kontakte ohne lange Vorbereitung mit 
Wivornen internen Dingen vertraut machte. Schneider meint in seinem Bilanzpapier 
hußordem, daß die älteren Genossen im Zuge einer Diskussion um die Weltlage den 


“a Canter (d.i. Günter Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975 
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pet verwandt mit Franz Pawelka; 
meh Aufzeichnungen von Günter Schneider; 
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Differenzen verständnislos gegenübergestanden wären und Kritik als persönliche | 
Angriffe gewertet hätten.” 
UBER - neben anderen Gruppen - auch in Kontakt mit der 
ee), einem halben Dutzend Genossen um Wilhelm 
Diefenbach und Marianne Fischer. Die Jungen im Kampfbund strebten schließlich 
eine Fusion mit dieser Gruppe an, die älteren Mitglieder standen dem skeptisch bis 
ablehnend gegenüber. In der Folge artikulierte Schneider im Herbst 1972 das 
Unbehagen der aktiveren Genossen gegenüber der Organisationspraxis des’ 
Kampfbundes so: „Unsere Org drohte und droht meiner Meinung nach immer mehr 
in der Routine, in der Schablone zu erstarren. Die sektiererischen Tendenzen 
nehmen bei Teilen der Org immer greifbarere Formen an.“ Und drei Jahre später 
fügte Schneider hinzu: 


siuspensthiehkmiin ga. Anstatt uns zumindest auf die theoretisch 


Auseinandersetzung mit diesen Gruppen vorzubereiten, um dann bei einem 
einsetzenden Massenaufschwung um die Führung kämpfen zu können, 
begnügten wir uns leider allzulange mit unserem organisationsinternen 
Kleinkram. Wir schmorrten im eigenen Fett, wie die Gl später treffend 
sagte. Die ersten intensiveren Kontakte mit anderen Gruppen legten dann 
unsere Schwächen offen.“ 


Im weiteren Verlauf wurden die Differenzen zusehends mit persönlichen 
Konflikten vermischt. Nachdem sich Holba, der den Jungen kein positives Konzept 
mehr entgegensetzen konnte, bereits im Februar 1973 aus der Leitung und aus 
sonstigen Funktionen zurückgezogen halte, traten im Sommer 1973 vier der 
verbliebenen älteren Genossen aus dem Kampfbund aus, was nichts anderes als 
Spaltung bedeutete. Holba und die drei anderen ausgetretenen Genossen bildeten 
eine lose und sehr klandestine Gruppe, die mit dem Verwandten Freys im Ausland 
sporadischen Kontakt hielt, weiterhin ihrer Gesinnung treu blieb, aber nicht mehr 
als politische Organisation in Erscheinung trat. 
Diese Abspaltung, mit der auch Verluste an demoralisierten Kandidaten 
einhergingen, bedeutete für die verbliebenen Genossen einerseits eine Schwächung: » 
„Die Org war durch die aufpeitschenden Diskussionen erschöpft, durch die 
Spaltung tief erschüttert. (...) Die vormalige Selbstüberschätzung unserer 
theoretischen Klarheit war infolge der Erschütterung unserer ehemaligen 
Standpunkte (durch die Konfrontation mit der Wirklichkeit und in der 


PI Günter (d.i. Günter Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975 
’? Günter (d.i. Günter Schneider): Frage des „Bremsens“, 16.10.1972 
3 Günter (d.i. Günter Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975 


182 


Diskussion mit anderen Gruppen) einer politischen Desorientierung 
gewichen. Das Erwachen in der rauhen Wirklichkeit war bitter.“ 
} Andererseits war aber nun der Weg frei für ernsthafte Fusionsgespräche mit der GI: 
} „Die wenigen aktiven Kräfte unserer Gruppe wurden immer mehr auf die 
Bedürfnisse der pol Diskussion mit der GI konzentriert (Fusionsperiode), in 
cinigen Fragen konnten wir nach zähen Besprechungen theoretische 
| Fortschritte erzielen (SP, KP, teilweise Volksdemokratien und 
Organisationsfrage). Die durch lange Jahre fest eingefressenen 
zentristischen Positionen einerseits, die theoretischen Schwächen unserer 
Gesprächspartner andererseits liessen in diesem Klärungsprozess nur 
langsame Fortschritte zu.“ 
4 i iu — p! e M H T r ý rie 
bb 5 ‚3° Während dieser 
Funlonsgespräche zog Schneider Bilanz über den Kampfbund und faßte dabei 
donnen Schwächen in folgenden Punkten zusammen: 
„l. Lange Zeit wurde das Schulungsmaterial von Melt als fast 
ausschliessliche Literatur verwendet. So nützlich dieses Werk bei 
zweckmässigem Gebrauch auch sein mag, es ist kein Ersatz für rev. 
Literatur. 
2. Unsere Org wartete immer auf den Aufschwung der Arbeiterklasse, nützte 
aber nicht genügend die Möglichkeiten, die sich im linken Studentenmilieu 
ergaben. 
3. Unsere Org lauschte wie gebannt auf die österr Arbeiter, beschäftigte sich 
aber viel zu wenig mit den internationalen Arbeiterkämpfen (zB jetzt in 
Portugal). Viel zu wenig Studium der aktuellen Schriften der 
Arbeiterbewegung. 
4, Ungenügendes Verhältnis zwischen Theorie und Praxis, zwischen der 
Kräfteaufteilung für Innenschulung und Aussenprop. 
5. Zunehmende Abneigung in der Öffentlichkeit pol zu arbeiten. Die 
Kunst?” diente als Vorwand für mangelnde Bereitschaft und wurde sehr 
weit übertrieben (Zusammenhang mit Fehleinschätzung der Weltlage). Der 
Marsch durch die Wüste?” hatte dabei auch wesentlichen Einfluss. 
6. Sehr starke Überschätzung der eigenen Klarheit. Unsere Org Praxis Ende 
der 60.-Jahre war grundlegend so, als ob wir die richtige pol Linie gepachtet 
hätten. Soweit wir uns überhaupt mit der Politik anderer Gruppen befassten, 


MH ghil 

Min 

MM juli unten 

u „Kunst“ steht hier als Kodewort für „Konspiration“. 


„Misch durch die Wüste“ steht für „Negalität“. 


183 


begnügten wir uns fast ausschliesslich damit festzustellen, dass sie nicht 
unsere Terminologie verwenden (zB deformierte Arbeiterstaaten). Nur 
ausnahmsweise setzten wir uns mit ihrer Politik tiefgehender auseinander. 


7. Textstellen wurden unkritisch und unhistorisch übernommen (Weltlage, 
Schlussfase des 2. Weltkrieges usw) 


8. Ungenügender Zugang zu rev Literatur (Zeitungen, Writings) 


9. Nur stilles Beobachten ohne Diskussion mit anderen Gruppen oder 
einzelnen Gen anderer Gruppen. Dies entsprang einerseits unserem 
Kunstverständnis, andererseits unserem ursprünglichem, fast feindlichen 
Verhalten zu den sich herausbildenden ‘verwandten’ Org. 

10. In unserem Organ befassten wir uns unter Brunos Anleitung fast 
ausschliesslich mit dem Verrat der SP, KP. Wir verwendeten damals fast 
stereotyp wiederkehrende Formulierungen. 

11. Die Kursanten und Kandidaten wurden oft jahrelang von der Org 
ferngehalten. Bei anderen Gruppen sind Kandidaten Mitglieder ohne 
Stimmrecht. 

12. Die Leitung war sehr lange von der Org isoliert (ZT wegen mangelndem 
Interesse der übrigen Gen) Die Probleme in der Leitung wurden zu lange 
von der ganzen Org ferngehalten. 


13. Die Bereitschaft und zum Teil auch die Fähigkeit, ernsthaft politisch zu 
arbeiten, hat bei einigen Gen erschreckend abgenommen. 


14. Unserer Org fehlt es an einer gemeinsamen Perspektive Einschätzun 
$ 339 8 
der Lage, sowohl politisch als auch organisatorisch.“ 


Diese Einschätzung bezieht sich zwar sicherlich im besonderen auf die letzten zehn 
Jahre der Existenz des Kampfbundes, ist aber nichtsdestotrotz in vielen Punkten für 
den Kampfbund generell äußerst treffend. In der Zeit von Ende der 40er bis Ende 
der 60er Jahre, in den Jahrzehnten des kapitalistischen Booms, des 
Wirtschaftswunders, des Kalten Krieges, des Antikommunismus’ und der relativen 
Stabilität der stalinistischen Herrschaft, standen die Revolutionäre mit dem Rücken 
zur Wand - in Österreich aufgrund seiner spezifischen Lage zwischen den Blöcken, 
der Sozialpartnerschaf, der Dominanz der Sozialdemokratie in der 
Arbeiterbewegung und des geringen RETS an Kasran nach 1945 in 
besonderer Weise. ' psor kota EEE STGE 


demssal existi aende A ileche -um genau jene politi u. 
ade Was in diesem Fall das kleinere rstellte und ob in dieser Zeit 


revolutionäre Politik überhaupt möglich war, ohne in eine der beiden Seiten 


9 Günter (d.i. Günter Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975 
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Muyleltcu, ist - auch oder gerade vom heutigen Standpunkt - schwer zu 
(worton. Fest steht aber, daß die Genossen des Kampfbundes (ebenso wie dic 
IKO) REN De o ee nd 


ta 


ap, um die Grundlagen für den Aufbau einer revolutionären Partei 
Wplleren Klassenkämpfen zu schaffen. Fest steht, daß die Genossen des 
Mpibundes (ebenso wie die der IKÖ) trotz verschiedenster politischer 
Whohon und Fehler überzeugte Revolutionäre waren, die den ganzen Respekt 
heutigen Generation von Trotzkisten verdienen. 


W, Überblick über den österreichischen Trotzkismus von 1966/72 
1996 


’ 


der G0cr Jahre, Anfang der 70er Jahre ist für den österreichischen 
klumus cin Einschnitt festzumachen. Zuvor war er ein aus der 
llerbewegung entstandener linker Flügel, der sich sozial weiterhin auf Arbeiter 
fe, Der hiesige Trotzkismus ab etwa 1970 entstand im wesentlichen aus der 
igon Studentenbewegung und Jugendradikalisierung - und setzte sich in der 
) such sozial lange Zeit dementsprechend zusammen. 


f Kinschnitt ist dabei nicht ganz eindeutig auf ein Jahr festzusetzen: Erstens 
lorlo der Kampfbund, wie wir gesehen haben, bis 1973 und gingen seine Reste 
Mitto der 70er Jahre in der überwiegend studentischen Internationalen 
munistischen Liga (IKL) auf. Zweitens ist auch beim langjährigen main-stream 
Önlorreichischen Trotzkismus, der VS-Tradition, die Datierung nicht eindeutig. 
Revolte, dic 1966/67 bis 1971 bestand, ist eine Art Zwischenprodukt: Sie 
jo noch von Kadern der alten Tradition geführt. Da sie aber letztlich bereits ein 
tlacher Ausdruck der beginnenden Jugendradikalisierung war, habe ich mich 
Mauhlonnen, sic als erstes Kapitel dieses Teiles V. aufzunehmen. 


[Magura werden wir in Teil V. eine Phase der Neuformierung nachvollziehen, wir 
Werden goscheiterte Aufbauversuche, erfolgreiche Interventionen und etliche 
Umyprupplorungen sehen. Unterm Strich bleibt folgendes: Die letzten dreißig Jahre 
Amorreichischen Trotzkismus waren keineswegs eine schillernde Erfolgsstory. 


. Während seit den späten 70er 
n dor dumals ungleich stärkere Maoismus weitgehend spurlos verschwunden 
Währond die KPÖ einen weiteren drastischen Niedergang erlebte und nur noch 
ind ihrer finanziellen Ressourcen existiert, während die Sozialistische Jugend 
Yan vinor Jugendorganisation mit tausenden aktiven subjektiven Sozialisten zu 
politisch und personell ausgetrockneten Fassade heruntergekommen ist, 
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konnte sich der österreichische Trotzkismus trotz der Krise der Linken seit den 
80er Jahren (und verschärft seit 1989) stabil halten. Es kam dabei zwar zu nicht 
unbeträchtlichen Verschiebungen innerhalb des trotzkistischen Spektrums, 
insgesamt blieben aber sowohl die personelle Stärke und das Umfeld als auch der 
Einfluß in soziale Milieus seit den späten 70er Jahren einigermaßen konstant 
(wobei bei letzterem auch eine gewisse Verschiebung von Studenten zu Schülern 
und Arbeitern stattfand). Dadurch konnte der österreichische Trotzkismus, trotz 
seiner inneren Uneinheitlichkeit, sein relatives Gewicht in der österreichischen 
Linken deutlich erhöhen. 


1. Die Revolte 


Ende 1963 war die IKÖ, die österreichische Sektion des VS, zusammengebrochen. 

Es waren nur Heinrich Thomas und Franz Pokorny übriggeblieben, die nun 

lediglich die mittlerweile in Deutschland hergestellte Zeitschrift Die Internationale 

in Österreich vertrieben. Sie versuchten nun Mitte der 60er Jahre, einige der 

Jugendlichen, die in den fraktionellen Auseinandersetzungen ursprünglich Modlik ? 
unterstützt hatten, für den Aufbau einer neuen Gruppe zu gewinnen - und sie waren 

bezüglich Peter Hallstein erfolgreich. Zu dritt wollten sie die Grundlagen dafür 

legen, die erwartete Jugendradikalisierung für den Wiederaufbau einer 

trotzkistischen Organisation in Österreich zu nutzen. Zu diesem Zweck begannen 

sie 1966 mit der Herausgabe des Bulletins /nternationale Perspektiven und 

schließlich ab 1967 mit der Zeitung Revolte, die als Propagandaorgan angelegt 

war. 

Mit der Revolte gelang es, ein Umfeld von Jugendlichen aufzubauen.’ Mit diesem 

„Revoltekreis“ gründete man schließlich Ende Juni 1968 die Trotzkistische 

Organisation Österreichs (TOÖ), die im August 1970 in Kommunistische Liga 

Österreichs (KLÖ) umbenannt wurde. Die Revolte-Gruppe begann sehr bald mit 

enormem Aktivismus: Neben der Revolte, die bis 1971 erscheinen sollte, wurde 

auch eine Betriebsrevolte herausgegeben. Mit einigen Lehrlingen, die man für sich 

interessieren konnte, formierte man eine Arbeitsgemeinschaft Trotzkistischer 
Gewerkschafter (ATG). Mit der Bildung der Arbeitsgemeinschaft Trotzkistischer 

Schüler (ATS) versuchte man auf die entstehende Schülerbewegung Einfluß zu 

nehmen. 

Angesichts der geringen Größe und der politischen Ungefestigtheit der Gruppe j 
genügte ein untergeordneter Konflikt mit einem der jüngeren Mitglieder, mit 

Reinhard Pitsch, um die Revolte-Gruppe zum Zusammenbruch zu bringen. Pitsch ù 


0 Darunter Peter Gruder, der später beim Verband Sozialistischer Mittelschiller (VSM) 
war, und Andreas Rasp, der später zur KPÖ ging. i 
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Heb nchtichlich mit einigen Anhängern die Gruppe.’ Angesichts dessen 


yon bei den meisten anderen die überhöhten Erwartungen in Resignation um. 
livh standen Thomas, Pokorny und Hallstein 1971 wieder allein da. 


Gruppe Revolutionäre Marxisten / Sozialistische Alternative 


i dom letztlich gescheiterten Versuch der Revolte wurde schließlich im Herbst 
092 die Gruppe Revolutionäre Marxisten (GRM) gegründet. Sie war ein Produkt 
- in Österreich vergleichsweise schwach ausgefallenen - 
Audenonradikalisierung in den frühen 70er Jahren, genauergesagt ein Produkt 
Jhon Differenzierungsprozesses und einer Linksentwicklung innerhalb dieser 
onbewegung. Die GRM entstand dabei als Zusammenschluß mehrerer 

on: 


u nus cinem studentischen marxistischen Zirkel um Raimund Löw. Löw 
bereits als Schüler in der Schweiz in engem Kontakt mit dem Vereinigten 
lariat der Vierten Internationale (VS). Als er als Student nach Wien 
Iödelte, tat er das mit dem Ziel und dem Auftrag, in Österreich eine Sektion 
gründen. Da er - im Gegensatz zu Hallstein’”” - mit der Autorität des VS 
galaliet war, waren er und seine Gruppe der entschlossenste und letztlich auch 
antuchcidendste Part im Vereinigungsprozeß zur GRM. 


„weilte Gruppe kam aus dem mao-stalinistischen Marxistisch-Leninistischen 
Wenverband (MLS). Es hatte sich dort eine oppositionelle Gruppe 
kyobilder, die in einem internen Papier vom Juni 1972 gefordert hatte, „in der 

nlonismuskritik nicht auf halbem Wege stehen zu bleiben“, auch den 

linismus als revisionistisch abzulehnen und der „realen Gefahr 
yonzuwirken, daß sich die VR China als ein neues, sozialistisches ‘Vaterland’ 
haut und kritiklos in den Gehirnen vieler Genossen etabliert“. Die 
pilionellen wurde Ende August als Trotzkisten aus dem MLS ausgeschlossen 

f bololligten sich in der Folge an der Gründung der GRM. 
kumen drittens Genossen von aus sozialdemokratischer Tradition 
Minonden Jugendorganisationen - vom Verband Sozialistischer Mittelschüler 
IRM) und vom Verband Sozialistischer Studenten Österreichs (VSStÖ) - und vom 


iii wm dann später in die Palmers-Entführung involviert, schloß sich in den 80er 


ui don KPO an und ist heute Weinhändler in Berlin. - 
[Mn VN iint - nach Ansicht von Gianni Riva (SOAL) - zu Hallstein kein Vertrauen gehabt. 
gu in dor Folge Löw den Vorzug gegeben hat, dürfte bei Hallstein, der ebenfalls den 
M ainor Sektion anstrebte, zu erheblicher Entäuschung geführt haben. Halistein schloß 
hat in don 8Oer Jahren - kurz vor seinem Tod - der GRM an. 
mminmmixtische Hefte (theoretisches Organ der GRM), Nr. 1 
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sogenannten Heimspartakus””. Und auch Heinrich Thomas schloß sich der GR 
an. 


Die GRM umfaßte bei ihrer Gründung etwa 40 Genossen - fast ausschließli 
Studenten. Ihre führenden Mitglieder waren Raimund Löw, Hermann Dworcza 
Georg Hofmann-Ostenhof und Ali Gronner. Die GRM wurde zur österreichischer 
Sektion des VS und damit einer der größten sich auf den Trotzkismus berufende 
Strömungen. Die GRM war ursprünglich auf Wien beschränkt, konnte sich abe 
bald dannach ins studentische Milieu in Salzburg und Graz, später auch auf Linz 
und Innsbruck ausdehnen. Ab März 1973 begann die GRM mit der Herausgabe de, 
Monatszeitung Rotfront. 


In der ersten Phase der GRM von der Gründung bis zu den Nationalratswahlen 
1975 konnte sich die Organisation mit einer kampagneorientierten Politik (Plakate, 
Demonstrationen etc.) vor allem auf den Universiäten erheblich aufbauen. Maı 
verfügte schließlich allein in Wien über vier sogenannte Hochschulzellen aus 
jeweils über zehn Mitgliedern. Die inhaltlichen Schwerpunkte der GRM- 
Propaganda waren im internationalen Bereich die Solidarität mit dem Kampf gegen 
das Franco-Regime in Spanien””, dem Widerstand gegen den Militärputsch in 
Chile 1973 und mit der portugiesischen Revolution 1974. Innerpolitisch standen ir 
dieser Phase neben der allgemeinen Propaganda für die permanente Revolution und 
einen rätedemokratischen Sozialismus der Kampf gegen rechtsextreme Umtriebe 
(insbesondere gegen den Kärtner Heimatdienst KHD) und die Diskussion um 
Wehrdienstverkürzung und Zivildienst im Vordergrund. 


Mit der Rotfront im Betrieb begann man parallel zur schwerpunktmäßigen Arbeit) 
an den Universitäten mit regelmäßigem Zeitungsverkauf und Fiugblativerteilen vori 
Betrieben. Abgesehen vom grundsätzlichen Bestreben von Organisationen de 
marxistischen Tradition, eine Verankerung in der Arbeiterklasse herzustellen, 
spielten für diese Ausrichtung im konkreten auch die theoretischen Konzepte deg 
VS eine Rolle: Nach dem Konzept der Neuen Massenavantgarde, das als erste 
Etappe im Aufbau einer revolutionären Partei die radikalisierte Studentenschaf 
gewinnen wollte, war nun die Theorie der Neuen Arbeitervorhut entwickelt 
worden, laut der es nun auch darum ging, sich mit der Minderheit von - vor allem 
jugendlichen - radikalisierten Arbeitern zu verbinden. Vor dem Hintergrund des 
Höhepunktes des sogenannten Österreichischen Weges und der Kreiskyschen 
Reformen blieben die Versuche der GRM, die Arbeiterklasse von außen zu 
beeinflussen, erfolglos. Wiederholt kam es sogar zu handfesten Übergriffen von 
sozialdemokratischen Betriebsräten und Arbeitern gegen „langhaarige Studenten“ 


W Der Heimspartakus war um 1972/73 eine Gruppierung von v.a. l,ehrlingen und jungen 
Arbeitern, die diffus links, tendenziell spontaneistisch ausgerichtet war und einem 
subkulturellen Habitus pflegte. 

’® Mitglieder und Sympathisanten der GRM spielten eine wichtige Rolle beim Sturm a 
ein spanisches Reisebüro und dessen Demolierung. 
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Fa ORM. Auch der mehrwöchige Streik der Arbeiter der Möbelfabrik Hukla, bei 
t div URM massiv intervenierte, brachte keine wirklichen Fortschritte. 


ind der Erfolge im studentischen Milieu war die GRM bis 1975 auf etwa 80 
edor und ein beträchtliches Umfeld angewachsen, sodaß sie bei 
tsirutionen in Wien einen Block mit an die 500 Leute stellen konnte. Man 
ich stark genug, um bei den Nationalratswahlen 1975 (in Wien) zu 
loron, wobei man sich von Anfang an darüber klar war, daß die zu 
Bondon Stimmen nicht sehr zahlreich sein würden. Es ging um eine 

indislische Kandidatur, darum, durch eine Kandidatur mehr 
" törksumkeit für die eigene Propaganda zu erzielen. Diese Ziel wurde - trotz 
magoren Ergebnisses von etwas über 1000 Stimmen - ansatzweise erreicht: Der 
intheitsgrad der GRM in der Bevölkerung ist - zumindest kurzzeitig - in 
taom Ausmaß angestiegen. 


dom war die Kandidatur der GRM zumindest eine Schuhnummer zu groß - 
hallo ihren Preis: Bereits das Sammeln von Unterstützungserklärungen kostete 
Organisation viel Substanz (viele der mit der GRM sympathisierenden 
Mion waren nicht in Wien gemeldet und deshalb in diesem Wahlkreis nicht 
borcchtigt). Durch den intensiven Wahlkampf (Infotische, Flugblattverteilen 
wurden schließlich viele Mitglieder ausgepowert. Nach dem mageren 
rgebnis - einige hatten vielleicht doch insgeheim mehr erwartet - warfen 
p das Handtuch. Bald nach den Wahlen verließ auch ein halbes Dutzend 
on um Gronner’”, die für eine Orientierung weg von den Unis eingetreten 
und die Tendenz Neuer Kurs gebildet hatte, die Organisation und schloß 
dor IKL’” an. Insgesamt verlor die GRM in den Monaten nach der NRW- 
dalur ctwa ein Drittel ihrer Mitgliedschaft. 


Phuso von 1976 bis 1979 kann wieder als Phase der Verstärkung betrachtet 
n. Dio Mitgliedschaft erreichte 1979 mit etwa 90 den Höchstand in der 
ivhto der GRM.’ Dazu kam weiterhin ein Umfeld von einigen hundert 
Inlorungsbereiten Sympathisanten. Diese Erfolge gingen wesentlich auf die 
monde Verankerung an den Universitäten zurück, wo die GRM einige 
tuts politisch dominierte und etliche Studienrichtungsvertreter stellte. Bei ÖH- 
len orzielte die GRM mit über 1500 Stimmen in Wien zeitweise bessere 
Billano als der moskaustalinistische Komunistische Studentenverband (KSV). 


den porsonchien Aufschwung spielte auch die Beteiligung an der Kampagne 
I die Inbeiriconahme des AKW Zwentendorf 1977/78 eine wichtige Rolle, weil 


N 


Ku ronner machte im späteren Verlauf eine wechselvolle politische Karriere: wichtige 
In «der linksalternativen Szene in den frühen 80er Jahren, obskur-reaktionär- 

Intaulıo Mitteleuropa-Schwärmereien in den späten 80er Jahren u.a. 

į tllimule Kommunistische Liga, siehe unten. 

um talon sowohl Gianni Riva als auch Peter Pilz, der sich mit einigen anderen vom 

nlyonpmiten hatte und der bis etwa 1980 dabei blieb, der GRM bei. 


E 
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es gelang, in dieser Bewegung zu rekrutieren. Es kam auch zu einer erste 
Tuchfühlung mit dem grünalternativen Milieu. 


Im internationalen Bereich standen der propagandistische Bezug zu den Streiks i 
Italien und der BRD und die Unterstützung für den linken Teil der Carta '77 in de 
CSSR - besonders für das tschechische VS-Mitglied Petr Uhl’ - im Vordergrund 
In Österreich war für die GRM weiterhin der Kampf gegen die extreme Recht 
bedeutend: einerseits gegen das Auftreten der Aktion Neue Rechte (ANR) an d 
Unis, wo es wiederholt zu gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen ANR 
Faschisten und Linken (u.a. GRMlern) kam. Andererseits war der Kampf gegen di 
Minderheitenfestellung in Kärnten” und den KHD eine wichtige, über die 
Universitäten hinausgehende Kampagne. 


Auch in den späten 70er Jahren hatte die GRM ihre allgemeine Propaganda 
sozialen Fragen und die Aktivitäten vor Betrieben fortgesetzt. Sie blieb aber de 


‚GRUPPE REVOI’ TKONARE 
NARS | 


SEKTION DER ! ~... AIONE 


facto weiterhin auf das studentische und das entstehende kleinbürgerlich-alternative 
Milieu beschränkt. Angesichts dieser Tatsache und im Einklang mit de 
internationalen Diskussion im VS 1979/80 wurde die sogenannte Wende zu de 
Betrieben beschlossen. Ziel war es, die soziologische Struktur der Organisation zw 
verändern. Da es nicht gelang, sich durch Propaganda von außen in del 
Arbeiterklasse zu verankern, sollte jetzt versucht werden, Teile der Mitgliedscha 


39 So unternahmen beispielsweise GRMier Fahrten in die CSSR, um tschechisches VS 

Propagandamaterial ins Land zu schmuggeln. 

3 Für die jüngeren Leser sei angemerkt, daß es damals (1976) bei der gegen den 
Widerstand der nationalen Minderheiten durchgeführten „Volkszählung besonderer Art“ un 

eine nicht im Artikel 7 des Staatsvertrages von 1955 vorgesehene Koppelung von 
Minderheitenrechten an dic Zahl der sich zur Minderheit Bekennenden ging. 
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&imWbetricben (Siemens, VOESt etc.) zu verankern. Das sollte einerseits durch 
Wnolnilungen, vor allem aber’ durch politisch motivierte Berufswahl erreicht 


grolle Mehrheit der GRM war für diese Wende”, allerdings war die Art und 
der Umsetzung äußerst umstritten: Während Löw, Hofmann-Ostenhof, Franz 
und mit ihnen die Mehrheit der GRM für eine weniger nachdrückliche 
kelzung standen und vor allem parallel zur Wende auch die Kampagnenpolitik 
Melır oder weniger gleichem Ausmaß fortsetzen wollten, trat eine Minderheit” 
eine eindeutigere und systematischere Umsetzung der Wende, für entsprechende 
pltonde Schulungen, für eine Anpassung des Aktivitätsrhythmus’ der 
nution an die Möglichkeiten von Berufstätigen und in der Folge für eine 
icho Reduktion der Kampagnenpolitik ein. 


Linie der Mehrheit führte dazu, daß die Organisation überlastet wurde, daß 
Iloh weder Wende noch Kampagnenpolitik umgesetzt werden konnte und daß 
wihlioßlich zu einer Paralyse kam. Ein weiterer Grund für den Mißerfolg lag 
mich darin, daß - nach einer nötigen Vorbereitungsphase - die ansatzweisen 
vho der Wende bereits in die Jahre 1981/82 fielen, in denen in Folge des 
nkturcinbruchs viele Betriebe Personal abbauten, was es auch den Genossen, 
dan ornsthaft vorhatten, erschwerte, in den ausgesuchten Betrieben eine 
lung zu finden. Lediglich im Angestelltenbereich der VOESt in Linz gelang 
wöhlicßlich, sich zu verankern und gemeinsam mit anderen Linken die 
ebugruppc der Breitmaulfrösche aufzubauen. 


dom die Vertreter einer nachhaltigen Umsetzung der Wende in der 
orhcit geblieben waren, trat ein Teil von ihnen aus der GRM aus. Da sie aber 
8 Vorsuche unternahmen, ein alternatives politisches Projekt zu initieren, 
on sich für manche der Austretenden aber auch um einen Vorwand gehandelt 
n um ihrem Ausstieg aus der GRM und der politischen Aktivität einen 
Ituhon Anstrich zu geben. Die GRM hatte aber insgesamt ab Anfang der 80er 
8 vlliche schleichende Abgänge zu verzeichnen. Der damals einsetzenden Krise 
radikulen Linken, die zum weitgehenden Verschwinden des Maoismus führte, 
lo sich auch die GRM nicht entziehen. Viele der Studenten, die sich in den 
uhren radikalisiert und nach einer Alternative zum herrschenden System 
M hatten, wurden von diesem System (ins Bildungswesen, in die bürgerlichen 
ən otc), das damals die nötigen Anstellungsmöglichkeiten noch in 
honder Anzahl anzubieten hatte, reintegriert - davon war auch die GRM 
Van. 


+ m ilan wichtigen Mitgliedern sprach sich nur Rainer Bauböck gänzlich dagegen aus. 
MM hontige Führung der SOAL besteht fast ausschließlich aus Angehörigen dieser 
heit (u.n. Gianni Riva), da die meisten Exponenten der damaligen Mehrheit die 
MI, inzwischen verlassen haben. 


In den frühen 80er Jahren stand für die GRM neben der Intervention in diel 
Friedensbewegung vor allem der Protest gegen den Putsch Jaruzelskis in Polen und 
die Unterstützung für den linken Flügel der Solidarnocs im Vordergrund. In diesen 
Jahren wurde unter GRM-Hegemonie auch die Zeitschrifi Gegenstimmen 
herausgegeben, die als Informations- und Diskussionsorgan über die linke 
Opposition in Osteuropa verstanden wurde. Die Rotfront war bereits 198 
eingestellt und durch die linke ersetzt worden, die - anders als die Rotfront - nic 
als Zentralorgan, sondern als Diskussionsforum konzipiert war. 


Eine wichtige Rolle spielte in der ersten Hälfte der 80er Jahre für die GRM auc 
die Solidarität mit der Revolution in Nicaragua gegen den US-Imperialismus4 
Damit gingen - in Einklang mit der Mehrheit des VS - auch massive Illusionen in 
die FSLN und den nicaraguanischen „Arbeiterstaat“ einher. Die kleinbürgerlick 
nationalistischen, antiimperialistischen Sandinisten, die keinerlei Interesse an einer 
rätedemokratischen Planwirtschaft hatten’, wurden als revolutionäre Führung 
betrachtet und der Aufbau einer von der FSLN unabhängigen revolutionäre 
Organisation in Nicaragua abgelehnt.” 


Insofern ist es kein Zufall, daß die in den frühen 80er Jahren aufgebaute, unter den 
Einfluß der GRM stehende Jugendorganisation und deren Zeitung den gleicher 
Namen trug wie die Parteizeitung der Sandinisten: barricade. Diese 
Jugendorganisation, die in Wien und Wels existierte und etwa 25 Mitglieder hatte 
entwickelte eine sehr lebendige Dynamik, organisierte große Veranstaltungen und 
erreichte mit der Zeitung eine Auflagenzahl von teilweise etlichen tausend. Der‘ 
Versuch der GRM, mit der barricade einen Entrismus in die Sozialistische Jugen 
(SJ) zu beginnen, um sich dort personell zu verstärken und Einfluß zu gewinnen, 
erwies sich jedoch für die barricade als tödlich. Die Jugendlichen, die mehrheitlich 
keine geschulten Trotzkisten mit dem entsprechenden taktischen Verständnis 
waren, wollten keineswegs in die verabscheute reformistische SJ eintreten. Die 
barricade verlor die meisten Mitglieder. Es blieb nur eine Handvoll Genossen - im; 
wesentlichen die jugendlichen Mitglieder der GRM - übrig, die in der S4 


35° zum Charakter der FSLN, der nicaraguanischen Revolution und der nachrevolutionäres 
Gesellschaft in Nicaragua siehe: Miodrag Jovanovic / Christina Stojanovic / Eric Wegne 
Stalinismus und marxistische Staatstheorie, Anhang 1 (Was Wohlforth über China ung 
Kuba hätte sagen sollen), Anhang 2 (Wurde der Staat in Nicaragua zerschlagen”), i 

Marxismus Nr.2, S. 120-129. 

354 Auf internationaler Ebene, vor allem in Lateinamerika, hatte sich im VS eine Oppositio 
gegen diese Ausrichtung herausgebildet, die „Morenisten“ (siehe oben). In Österreik 
sympathisierte Kurt Lhotky mit dieser Opposition, verließ um 1980 die GRM und gründete 

nachdem sich auf internationaler Ebene Morenisten und „Lambertisten“ (französische IK 
Tradition, siehe oben) nach einer kurzen Annäherung wieder getrennt hatten - ein 

österreichische lambertistische Gruppe, die Trotzkistische Gruppe Österreichs (TGÖ 

Lhotzky gab die Zeitung Manifest heraus und versuchte, die Gruppe durch Diskussionszirk 

in der Sozialdemokratie aufzubauen. Die TGÖ kam aber über einige Interessierte um 
Sympathisanten nicht hinaus und löste sich Anfang der 90er Jahre auf. 
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Wervonierien, bis der Entrismus Mitte der 80er Jahre ergebnislos abgebrochen 
Wurdo. 
Ala dio GRM 1986 aus „pädagogischen Gründen“ in Sozialistische Alternative 
benannt wurde, verfügte die Organisation noch über knapp 50 aktive Mitglieder. 
o der 80er Jahre war zwar durch „Einführung-in-den-Marxismus“-Schulungen, 
an der Universität Wien angeboten wurden, eine neue Generation von jungen 
fonten gewonnen worden. Dadurch konnten die ständigen schleichenden 
Ange aber nicht ausgeglichen werden. Teilweise zogen sich Mitglieder auch 
b dor politischen Aktivität zurück, ohne formal auszutreten. Sie zahlten weiter 
Mitgliedsbeiträge, waren aber de facto Sympathisanten. Dadurch wurde 
Mindosi seit Mitte der 80er Jahre der Charakter der GRW/SOAL als 
dororganisation aufgeweicht. 


tisch orientierte sich die GRM seit Anfang der 80er Jahre - trotz des 
Meschlusscs der Wende - zunehmend auf die Ökologiebewegung und das grün- 
MMerutivc Milieu, auf die man seit Zwentendorf ein Auge geworfen hatte. 
gohen von einigen, die den Versuch einer revolutionären Politik gleich ganz 
"e bon und in der grün-alternativen Szene aufgingen, verstärkte auch die GRM 
3 Organisation die dahingehende Ausrichtung: Nach einem Wahlaufruf für die 
Alternative Liste Wien engagierte sich die GRM 1984 massiv in der von KroZe und 
gerlichen Ökologen dominierten Bewegung gegen den geplanten Kraftwerksbau 
Hainburg. Darüberhinaus beteiligte sich die GRM an den Kampagnen gegen den 
Mil von Abfangjägern durch das österreichische Bundesheer. 


Mh wurde schließlich die Ausrichtung auf die entstehende grüne Partei 
rulisiert. Man entwickelte das Konzept - letztlich die Illusion -, auf die sich 
loronde Partei Einfluß zu nehmen und die Grünen nach links zu treiben. Das 

teilweise dahingehend theoretisiert, daß die Grünen besonders die 
Monden Angestelltenschichten ansprächen und daß sie deshalb potentiell eine 
„Arbeiterpartei der Zukunft“ seien. Vorkämpfer dieser Orientierung waren 
n der Grazer Ortsgruppe auch Hermann Dworczak und Franz Floss 
rntützt von einer deutlichen Mehrheit der Organisation), während ihr viele der 
gan Mitglicder skeptisch bis ablehnend gegenüberstanden. 


rend sich die Grazer Genossen recht schnell in die dortigen Grünen 
! rlorion, ließ sich die Sache in Wien relativ zäh an. Bereits im 
Wentschaftswahlkampf im Frühjahr 1986 führte die GRM/SOAL einen 
Ikumpf für die Wahl Freda Meissner-Blaus.” Bei der vorgezogenen 
Mallonulruswahl im Herbst 1986 unterstützte die SOAL in Wien dann die von der 
or Landesversammlung der Grünen gewählte, von Andrea Komlosy 
fhhrte Liste - die Grün-Alternative Liste (GAL) - gegen die von Meissner-Blau 
den chemaligen Mitglied Pilz von oben putschartig eingesetzte Liste Freda- 
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fa ilui Ntichwahl rief sie schließlich dazu auf, gegen Waldheim den SPÖ-Kandidaten Kurt 
au wählen. 


Meissner-Blau. Durch die schwere Niederlage der GAL - knapp 6000 Stimmen 
und die damit einhergehende Ausgrenzung der Wiener linksalternativen Szene a 
dem grünen Parteibildungsprojekt verschlechterten sich auch die Möglichkeiten de 
SOAL für eine Intervention bei den Wiener Grünen. Die SOAL brachte es auch i 
den folgenden Jahren nie zu einer wirklichen Verankerung in den grüner 
Strukturen, nie dazu, einen realen Faktor innerhalb der Grünen darzustellen. 


Das lag allerdings nicht nur an der mangelnden Bereitschaft der Wiener SOAL# 
Mitglieder, sich in den grünen Bezirksgruppen aufzureiben, sondern in 
wesentlichen daran, daß die Dynamik der Grünen nach ihrer Etablierung als Parte 
- nicht nur in Österreich - keineswegs nach links ging. Die Grünen sind ei 
linksliberale Partei, die sich sozial auf Lehrer, Sozialarbeiter, Beamte mit höhere 
Bildung, kritische Christen und verschiedene kleinbürgerliche Humanisten stützeı 
die in Ermangelung einer organisierten Basis in hohem Ausmaß vom Wohlwol 
der Medien abhängen und die dort, wo sie Teile der Arbeiterklasse (v.a. Angestel 
mit höhere Bildung) als Wähler erreichen, diese nicht als Lohnabhängig 
ansprechen (geschweige denn: organisieren), sondern als besorgte Menschen. Vo 
diesem Hintergrund mußte die SOAL mit ihren Plänen auf verlorenem Poste 
stehen. Einzig Franz Floss konnte sich in den Grünen durchsetzen - allerding) 
nicht mit einer auch nur ansatzweise revolutionären Politik, sondern lediglich ai 
fähiger Organisator. 


In der Kampagne gegen den ÖVP-Präsidentschaftskandidaten Kurt Waldhei 
gelang es der SOAL allerdings, gemeinsam mit den bürgerlichen Antifaschiste: 
des Republikanischen Klubs - Neues Österreich eine wesentliche Rolle zu spiele 
und eine Reihe von aufsehenerregenden Aktionen zu organisieren. Da d 
Bündnispartner für linke Propaganda kaum ansprechbar waren, konnte die SOA 
als Organisation davon aber kaum profitieren - zumal sich der schleichend 
Mitgliederverlust fortsetzte. Die Ortsgruppen in Linz und Salzburg brache 
schließlich um 1987 zusammen, und die SOAL existierte in der Folge a 
funktionierende Organsation nur noch in Wien und Graz. 


Ähnlich wie bei der Anti-Waldheim-Kampagne erging es der SOAL bei 
Studenten- und Schülerstreik 1987. Im Schülerbereich konnte sich die seit 1986 i 
SOAL-Umfeld bestehende Schülergruppe rebel in gewissem Ausmaß profilieren 
Auf der Universität Wien stellte die SOAL einige der bekanntesten Führer d 
Bewegung und war mit dem täglichen SOAL-Streikinfo ein bedeutender Fakt 
Trotzdem gelang es auch in dieser Bewegung nicht, sich personell und in Bez 
auf Verankerung zu verstärken. ' 


Die Ursache für diese Entwicklung ist wohl stark darin zu suchen, daß unter de 
Eindruck der allgemeinen Krise der Linken beträchtlichen Teilen der ältere 
SOAL-Mitgliedschaft und auch der Führung die tiefe Überzeugung in di 
Notwendigkeit des Aufbaus einer revolutionären Organisation abhandengekommg 
war. Manche von denen, die die politische Aktivität nicht gänzlich aufgabe 
hatten (auch angesichts der eigenen früheren unrealistischen Erwartungen) gem 
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der Knochenarbeit der Schulungen und des Parteiaufbaus, von der Existenz als 
whaftlich weitgehend isolierte Gruppe, und wollten endlich rasch „große 
ilk" machen - bei den Grünen oder in scheinbar gesellschaftlich relevanten 
ungen. Abgesehen davon, daß es sich dabei um die gesellschafiliche 
nz von kleinbürgerlichen Strömungen handelte, durch die die 
schaftliche Relevanz der revolutionären Kräfte keineswegs gestärkt wurde, 
pr dic SOAL zunehmend an eigenem politischen Profil. Da sie sich selbst 
gr weniger als politisches Projekt ernstnahm, mußte sie für potentiell 
nnbarc Leute zunehmend an politischer Glaubwürdigkeit verlieren. 


der Folge kam es in den späten 80er Jahren zu weiteren Verlusten. Die meisten 
pn Mitglieder entfremdeten sich durch ihre Kritik an der Orientierung auf die 
ion zunehmend von der Organisation. Bereits 1987 schlossen sich einige der 
In noch bestehenden, gegenüber den Grünen und diversen Bewegung sehr 
l nuftretenden Marxistischen Gruppe (MG)’” an. 1988 traten einige zur 
ape Arbeiterstandpunkt über, die sich im Studentenstreik 1987 auch gegenüber 
ohon SOAL-Mitgliedern als orthodoxere Alternative zur SOAL-Politik 
lieri hatte. Ebenfalls 1988 bildete sich eine Fraktion für proletarische Politik, 
die Grünpolitik der SOAL attackierte und für eine Ausrichtung auf die 
orklasse eintrat. Diese Fraktion verließ schließlich im Frühjahr 1989 die 
|. und gründete gemeinsam mit den Resten der IKL die Revolutionär 
munistische Liga (RKL)”. Gleichzeitig zogen sich wichtige Mitglieder wie 
oder Hofmann-Ostenhof zu bürgerlicher Karriere und/oder ins Privatleben 
k'", Die Aktivitäten von Floss beschränkten sich auf sein - von der Politik der 
‚ weitgehend unabhängiges - Engagement bei den Grünen, wodurch er der 
‚ de facto verlorenging. Die Abspaltungen und Abgänge von führenden 
lledern führten bei weiteren Genossen zu Demoralisierung und Austritten. 


Umwälzungen in Osteuropa 1989/90 führten nicht nur zu einer weiteren 
irfung der Krise der Linken insgesamt, von der vor allem die Stalinisten 
Ihre politischen Trittbrettfahrer betroffen waren, sondern auch zu einer 
irkung der Probleme der SOAL. Die Haltung der SOAL zu den Ereignissen 
Ostsuropa wurde von vielen anderen Trotzkisten als opportunistische Anpassung 
dio bürgerlich-demokratischen Kräfte betrachtet. Die Erfolglosigkeit der 
onion bei den Grünen wurde immer deutlicher. Die zeitweilige Beteiligung 
Anlirussitischen Aktivitäten in den frühen 90er Jahren brachte ebenfalls nichts 


Pi» MU, die ihr Zentrum in München hatte, verband konspiratives Kadergruppenwesen, 
Intinclies Aufklärertum und Lehrveranstaltungskritik mit einer Ignoranz und Präpotenz 
ibar jeglicher realen Bewegung der Arbeitenden. Sie erfreute sich in den 80er Jahren 
einen Minderheit des linken studentischen Milieus einiger Beliebtheit. Die MG wurde 
ilur Ver Jahre aufgelöst. 

ie unlen 

|#w int heute USA-Korrespondent des ORF, Hofmann-Ostenhof außenpolitischer 
jet dos profil. 
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ein. Und die Kampagne gegen den EU-Beitritt, mit der die SOAL versuchte, ein 
linken Kontrapunkt zur nationalistischen Argumentation von FPÖ, Grünen, 

und Co. zu setzen, war zwar für die SOAL eine wichtige Aktivität, konnte d 
Entwicklung der SOAL, die durch den Verlust fast aller jungen Mitglieder von de 
Rekrutierung im studentischen und jugendlichen Milieu de facto abgeschnittes 
worden war, nicht aufhalten. Die Linie des VS, das seit den 80er Jahren in viele, 
Ländern die politische Eigenständigkeit aufgab und die Sektionen in verschiedenst 
linke Projekte hinein auflöste, wirkte wohl auch in Österreich in Richt 
Infragestellung der eigenständigen Existenz als SOAL. Weitere Mitgliede 
reduzierten ihre politische Aktivität. Schließlich führte die schwere Erkranku 
von Dworczak, der Motor und wichtigster Aktivist der Gruppe zugleich war, z 
einer ernsten Verunsicherung über die Zukunft der SOAL. 


Schließlich konsolidierte sich die Gruppe aber seit 1994 auf niedrigem Nivea 
Aufgrund der Abgänge von Hofmann-Ostenhof, Löw, Floss und Dworczak fiel 
Führung der Gruppe den verbliebenen Genossen der Minderheit von 1979/80 zı 
Sie versuchten, der SOAL wieder mehr eigenes politisches Profil zu geben, wiede 
etwas orthodoxer als Trotzkisten aufzutreten und konnten damit den Rest d 
Gruppe stabilisieren. Die Grazer Ortgruppe, die seit langem recht autonom agiert 
und als einzige die Grün-Intervention ernsthaft weiterberieb, gibt seit einige 
Jahren die Ost-West-Gegeninformationen heraus, die Diskussionen u 
Entwicklungen der ost- und südosteuropäischen Linken dokumentiert. 
Herausgabe der vierzehntägig erscheinenden Zeitschrift die linke wurde zu 
wesentlichen Projekt, das die Gruppe zusammenhält. 


Seit 1995 kooperierten Genossen schließlich mit dem Vorwärts” in der Betri 
und Gewerkschafisarbeit (z.B. bei Aktionen gegen das gewerkschaftsfeindlic 
Vorgehen der Falk-Druckerei). Seit Anfang 1996 haben SOAL und Vorwärts - 
Einklang mit ihren internationalen Organisationen - einen Diskussionsprozeß üb 
engere Zusammenarbeit und eine mögliche Fusion begonnen. 
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3. Internationale Kommunistische Liga 


Die Internationale Kommunistische Liga (IKL) wurde im Frühjahr 1976 gegründ 
Sie entstand als Zusammenschluß von kleinen trotzkistischen Gruppen od 
Zirkeln, die die Politik der GRM als opportunistisch betrachteten: Die politisg 
Kerngruppe war der sogenannte Spartacus Wien, der aus Wilhelm Diefenbag 
Marianne Fischer, Karl Reitter und einigen anderen Genossen bestand. Die 
Diskussionszirkel, der Anfang der 70er Jahre kurz im maoistischen Dunstkreis 

aber bald trotzkistische Positionen entwickelte, führte seit 1973/74 systematisd 
Gespräche mit Genossen, die aus der Tradition des Kampfbundes kamen. Nachd 


$9 
39 siehe unten 


ikto zur Spartacist Tendency” zu nichts geführt hatten, trat man in 
ission mit dem Spartacusbund (Spabu) 36] in Deutschland, der schließlich für 
gnisichende IKL eine entscheidende Rolle spielen sollte. 


#woltc Gruppe, die sich in die IKL einbrachte, war ein Teil der vor allem 
ron Mitglieder des Kampfbundes. Diese Gruppe bestand aus sieben bis acht 
on - darunter Günter Schneider und Karl Pawelka. Der dritte Bereich, aus 
sich die IKL in ihrer Gründungsphase rekrutierte, war die GRM: einerseits 
bin scchs Genossen der Tendenz Neuer Kurs um Ali Gronner, die seit Ende 
In Kontakt mit dem Spartacus Wien gestanden war; andererseits die Fraktion 
Kurs, die ebenfalls fünf bis sechs Genossen mitbrachte, ebenfalls seit Ende 
In Kontakt im dem Spartacus Wien gestanden war, die aber aus taktischen 
don bis 1976 in der GRM blieb. Dazu kamen zwei bis drei Genossen aus der 
nigung Marxistischer Arbeiter (VMA). Die neugegründete IKL umfaßte also 
28 Mitglieder. 
I. Mai 1976 trat die IKL erstmals öffentlich in Erscheinung, Sie begann mit 
Herausgabe des Zentralorgans permanente revolution, proklamierte in der 
Nummer angesichts der „Krise des Kapitalismus“ und dem „Beginn der 
flnchen Revolution“ in Portugal und Spanien die drängende Notwendigkeit 
Aulbaus einer revolutionären Partei und Internationale - und präsentierte 
zoltig eine Abrechung mit KPÖ, Maoisten und GRM. Man versuchte 
Bam, sich als orthodoxe trotzkistische Alternative zur GRM zu profilieren. 
Boi oxisticrte in der IKL auch starke lukacsistische Tendenzen. 


Aulbruchstimmung währte allerdings nur kurz. Im Fall der IKL stellte die 
dung zugleich auch den Höhepunkt der organisatorischen Entwicklung dar. 
Woltore Geschichte war von Krisen und Niedergang geprägt. Bereits bald nach 
Ciründung kam es zu Konflikten zwischen den eher „sektiererisch“ 
X lohteten Genossen aus dem Spartacus Wien und denen aus der Kampfbund- 
ton auf der einen Seite und den „opportunistischen“, sozial offeneren Ex- 
lorn auf der anderen. Dabei spielte auch eine Rolle, daß die erste Gruppe 
Bional vor allem am deutschen Spabu ausgerichtet war, während die zweite 
vor allem an der italienischen trotzkistischen Strömung Frazione Marxista 
Monaria (FMR) orientierte. Die Auseinandersetzungen führten bereits 1977 
Austritt der Gruppe um Gronner. Die Ausgetretenen bildeten kurzzeitig die 
Commune, die um 1980 im Milieu der sozialen Bewegungen in Wien 
Ab 1977 setzte die IKL Aktivitäten in Richtung Salzburg, Linz und Graz, 

Hoh dorthin auszudehnen, die aber wenig Erfolg hatten. 


« 


Spurtacist Tendency ist eine kleine internationale Gruppierung aus der 
Mohon Tradition, die sich in den frühen 60er Jahren von der amerikanischen SWP 
Men hutte. Sie fiel in den vergangenen Jahrzehnten vor allem durch eine stark 

llo Politik und durch unverhältnismäßig polemische Attacken gegen andere 
Hun mit trotzkistischem Anspruch auf. 
oben 


Auf politischer Ebene stellten die Revolution in Portugal 1974 und die Bewegu 

gegen das Franco-Regime in Spanien wichtige Bezugspunkte für die IKL. D 
Erfahrungen der Allende-Regierung und des Pinochet-Putsches in Chile, die de 
Spabu in der Broschüre Die chilenischen Lehren zusammengefaßt hatte, wurd 
auch von der IKL rezipiert. In Bezug auf die RAF-Aktivitäten und di 
darauffolgende verstärkte staatliche Repression in Deutschland stellte die IKL 
trotz Kritik am politischen Konzept der RAF - die Solidarität gegen de 
bürgerlichen Staat in den Vordergrund und kritisierte die restliche Linke, vg 
staatlicher Unterdrückung und Hetze zu kapitulieren. „Unsere ganze Leidenscha! 
alle unsere Sympathien sind mit den sich selbst opfernden Rächern, auch wenn $ 
unfähig waren, den richtigen Weg zu finden.“ - mit Berufung auf diesen Sal 
Trotzkis titelte die IKL anläßlich des Todes von Meinhof 1976 „Leb wo 

Genossin Ulrike“ und forderte angesichts der staatlichen Repression während w 
nach der Schleyer-Entführung 1977 von der Linken „Jetzt nicht in die Knie“. 


In Österreich spielte auch für die IKL - wie für die GRM - in den späten 70 
Jahren der Kampf gegen ANR und NDP eine wichtige Rolle. Eine Zeitlat 
kooperierte sie mit Genossen der SOAK?® und einigen linken Individuen in der 
diesem Zweck ins Leben gerufenen Antifaschistischen Aktion (AFA). Währe 
auch die GRM meinte, daß ein Aufruf für ein staatliches Verbot von ANR 
NDP, das von KPÖ und sozialdemokratischen Jugendorganisationen geford 
wurde, nicht das zentrale Mittel gegen den Faschimus sein, man sich nicht auf dg 
Staat verlassen könne und deshalb auf Selbstorganisation setzen müsse, di 
sogenannte Verbotslosung dann aber doch kritisch mittrug, trat die IKL fro! 
gegen die Verbotslosung ein und isolierte sich damit in der Linken weitgehend. 


Ähnliches galt für die Intervention in die Anti-AKW-Bewegung. Die IK 
propagierte die Spaltung der aus bürgerlichen Reaktionären und Link 
bestehenden Bewegung „entlang der Klassenlinie“. Unter anderem weil 
Volksabstimmungen als unbrauchbare, bürgerlich-demokratische Instrume 
betrachtete, trat sie bei der Abstimmung für Enthaltung ein - und isolierte 
damit in der radikalen Linken neuerlich. 


In den nächsten Jahren war die IKL von der Krise des Spabus, mit dem man 
1979 fusioniert hatte, betroffen. Da man mit der Erfüllung des Anspruches € 
Aufbaus einer internationalen revolutionären Tendenz nicht weiter kam, wurde 
weitgehende internationale Isolation als drückend empfunden und 
zunehmend zu Demoralisierung beim Spabu, aber auch bei der IKL. In di 
Situation wirkte sich die mangelnde politisch-programmatische Gefestigtheit 


%2? Pie SOAK war eine linke, trotzkoide Gruppe von etwa 15 Leuten in Wien. Sie wurde 
den Überresten der etwa 100 Genossen vom Verband Sozialistischer Mittelschiler ( 
dem Verband Marxistischer Studenten (VMS) und dem Verband Marxisti 
Arbeiterjugendlicher (VMA), die sich - vor allem um die Frage Palästina - Anfang der 
Jahre von der SPÖ getrennt hatten, gebildet. Da die SOAK über kein konsis 
politisches Konzept verfügt, Konnte sie sich nicht lange halten. 
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und IKL zunehmend negativ aus: Es kam zu Unklarheiten und Differenzen 
die Finschätzung der stalinistischen Staaten. Während die meisten die 
union und ihre Verbündeten als deformierte Arbeiterstaaten ansahen, 
plote sic Reitter mehr und mehr als staatskapitalistisch - und Diefenbach 
Wnlerte mit letzterem. 


) vorschärften sich die Spannungen in der IKL. Teile der Mitgliedschaft - 
ter Cilinter Schneider - kritisierten die Diskussionskultur in der IKL und 
en eine stärkere Ausrichtung auf Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit, Die 
i um Diefenbach, Fischer und Reitter hielt Diskussionen mit Teilen der 
dichal zunehmend für unmöglich und unfruchtbar. Da sie auch die 
ohische Klassenkampfsituation als ziemlich hoffnungslos einschätzte, 
sio bald Österreich und die Basis der IKL ab. Schießlich verließen 
Muh, Fischer, Reitter und vier bis fünf Anhänger der Leitung die IKL und 
an mit der Herausgabe der Zeitschrift Der Marxist, die theoretische 

nnbeträge veröffentlichte. Es wurde insgesamt vier Nummern 
phrucht. Nach eineinhalb Jahren zerbrach die Der Marxist-Gruppe an 
n Differenzen: Während sich Reitter bald von Leninismus abwandte und 
Weologisch in Richtung Autonome bewegte, wollten Diefenbach und Fischer 
plich den Leninismus lediglich an die aktuelle Situation anpassen, hatten 
MWh hold kein trotzkistisches Selbstverständnis mehr. 


Me IK. in der acht bis zehn Genossen verblieben waren, bedeutete der 
ehe Abgung der bisherigen Führung einen Schock, der durch die 
hlorung cetlicher Sympathisanten nur geringfügig gemildert wurde. 
I gelung cs aber, die Gruppe vor dem völligen Kollaps zu bewahren. Ab 
AN wurde der Kontakt mit der britischen trotzkistischen Gruppe Workers 


Power (WP)’®, der schon seit den 70er Jahren auf nicdrigerem Niveau existie 
hatte, intensiviert. 1982 war der Spabu endgültig zerbrochen. Aus ihm entstand 
unter anderem die damals vor allem in Frankfurt/Main beheimatete Grup 
Arbeitermacht, die sehr aktivistisch ausgerichtet war und sich stark auf 
orientierte. 


In den frühen 80er Jahren begann die geschwächte IKL mit einer sogenannte 
vorbereitenden Betriebsarbeit, das heißt mit der theoretischen Analyse 
österreichischen Gewerkschaftsbewegung, der Verstaatlichten, 
Auslandskapitals in Österreich etc. In der Folge beteiligte man sich auch führend 
an der im Frühjahr 1983 begonnenen Betriebsarbeit der Gruppe oppositionelle 
Arbeiter (GOA) im 1980 neugegründeten General Motors-Werk in Wien-Asper 
Obwohl die Gruppe vor allem anfangs einige sektiererische Fehler beging und 
schließlich Ende 1984 durch die Repression des Managements - mit tatkräftige 
Unterstützung des sozialdemokratischen Betriebsrates Richard Stifter - zerschlage 
wurde, stellte diese Intervention eine wichtige Betriebsarbeitserfahrung für den se 
den 70er Jahren überwiegend studentischen österreichischen Trotzkismus dar.” 
Mit der Betriebsarbeit ging auch eine teilweise Öffnung - vor allem für Konta 
aus der Betriebsarbeit - der bisher recht abgeschottet strukturierten IKL einher. Di 
IKL konnte sich Anfang der 80er Jahre insgesamt stabilisieren und auch - in Wieg 
und Salzburg - einige neue Genossen gewinnen (darunter Manfred Scharinger u 
Fritz Haller), wodurch sie auf ein gutes Dutzend Mitglieder anwuchs. 


Obwohl man die GRM bespielsweise wegen ihrer weichen Haltung gegenüber des 
Sandinisten kritisierte, wurde insgesamt in den frühen 80er Jahren die Polem 

gegen die GRM und andere Linke etwas zurückgenommen - allerdings auch a 

einer gewissen politischen Schwäche heraus. Generell hat man sich Anfang d 

80er Jahre etliches von WP abgeschaut, besonders was die Einschätzung vo 
verschiedenen internationalen Fragen betraf. 


1984 kam es erneut zur Zuspitzung von Differenzen in der IKL. Diesmal ging € 
um den Charakter der Sozialdemokratie. Während eine Gruppe um Pawelka, Hal 
und Peter Rasch die SPÖ als „bürgerliche Partei, gestützt auf die Arbeiterklasse 
betrachtete und die Anwendung der Einheitsfronttaktik ihr gegenüber (zul 
Beispiel durch kritische Wahlunterstützung) in der 2. Republik für nich 
anwendbar ansah, war die andere Gruppe um Schneider und Scharinger d 


363 Workers Power entstand in den 70er Jahren aus einer Abspaltung der britischen S 
die die Haltung der SWP zu Irland als opportunistisch gegenüber dem britisc 
Imperialismus kritisiert hatte. WP löste sich von der Staatskapitalismus-Position der S 
entwickelte eine grundlegende Kritik sämtlicher 1rotzkistischer Strömungen und begal 
selbst mit dem Aufbau einer internationalen Tendenz, was zur Bildung der Bewegung 
eine revolutiondr-kommunistische Internationale (BRKI) 1985 und schließlich der Liga 
eine revolutionär-kommunistische Internationale (LRKI) 1989 führte, 

364 dokumentiert in: Materialien der Gruppe Arbeiterstandpunkt (Reprint der Flugblätter 
Betriebszeitungen), Nr.6., Dezember 1987 


Meinung. daß es sich bei der SPÖ um eine „bürgerliche Arbeiterpartei“ handelte, 
Wergogenüber ein taktisches Herangehen nötig sei. Außerdem trat die zweite 
ruppe dafür ein, die nationale Isolation der IKL durch eine noch intensivere 
Blukunsion und letztlich durch ein Zusammengehen mit WP zu überwinden. Um 
on Ziel zu erreichen, waren Schneider und Scharinger notfalls auch bereit, die 
ung der IKL in Kauf zu nehmen. Als sich 1985 die beiden Gruppen der IKL 
nseitig völlig paralysierten, einigte man sich schließlich einvernehmlich auf 
‘Trennung. Scharinger, Schneider und drei weitere Genossen gründeten im 
omber 1985 die Gruppe Arbeiterstandpunkt (ASt).’” 


Rost-IKL bestand nun aus etwa sieben Mitgliedern und einigen Sympathisanten 
der Beiriebsarbeit - wobei die Unterschiede aufgrund zunehmend 
hwommener Organisationsstrukturen nicht mehr so eindeutig waren. Im 
ntlichen entwickelte sich in der IKL nun eine Art Arbeitsteilung: Auf der 
n Scite betrieben einige Genossen - relativ unabhängig von der Gruppe - 
lobspolitik. Auf der anderen Seite beschäftigten sich Genossen mit 
dniltzlichen Fragen: Neben Artikeln zu ökonomischen Problemen entstand in 
Zeit - in Abgrenzung zu WP und ASt - die IKL-Broschüre zu Geschichte, 
ik und Charakter der Sozialdemokratie, die sicher eines der wichtigsten 
imentc ist, die die IKL hervorgebracht hat. 


sontrale Problem der IKL, die Existenz als national isolierte, auf den 
Mainat Österreich beschränkte Gruppe mit dem Anspruch des Aufbaus einer 
utlonalen revolutionären Tendenz, konnte dadurch freilich nicht überwunden 
fon. Als Haller und zwei weitere Genossen 1986/87 das Projekt IKL aufgaben 
mm ASt wechselten, löste das bei den verbliebenen Mitgliedern erneute 
prulisierung aus und führte zu einer letzten schweren Krise. Die IKL wurde 
Witig sogar in die Gruppe Der nächste Schritt umgewandelt, die Flugschriften 
Broschüren zur Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit herausgab und lockere 
wsionen zu verschiedenen politischen Fragen abhielt. Erst als man 1988 mit 
Iraktion für proletarische Politik aus der SOAL in Kontakt kam, setzten die 
lobonen IKLler erneut auf Parteiaufbau im engeren Sinn: Die Fraktion aus der 
‚ und die Rest-IKL bildeten schließlich im Frühjahr 1989 die Revolutionär 
nunistische Liga (RKL). 


Revolutionär Kommunistische Liga 


Mougogründete RKL stand politisch im wesentlichen auf der Grundlage der 
Hinmalik der IKL. Hinzugefügt wurden von den Genossen der SOAL-Fraktion 
Allem grundlegendere Vorstellungen zu revolutionärer Jugendpolitik, die sie im 
von Diskussionen in der Jugendgruppe rebel entwickelt hatte. Außerdem 


è nlen 
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wurde von den Ex-SOAListen, die stark von der Opposition gegen die Grü 
Orientierung der SOAL geprägt waren, die in der Rest-IKL vorhanden 
workeristischen Tendenzen massiv verstärkt. Es wurde von Anfang an - besonde 
in Abgrenzung zur Gruppe Arbeiterstandpunkt - betont, daß es notwendig sei, di 
revolutionäre Partei unmittelbar „in der Arbeiterklasse“ aufzubauen. 


Die RKL, die am 1. Mai 1989 erstmals öffentlich in Erscheinung trat, begann ` 
unter dem Druck der Jungen von der SOAL-Fraktion (und der Skepsis von einige 
der Älteren aus der IKL) - sofort mit umfangreichen Aktivitäten: einerseits im 
Betriebs- und Gewerkschafisbereich (B&G), wo man gemeinsam mit einiget 
Sympathisanten aus IKL-Zeiten eine B&G-Zelle betrieb und in der Metallbranche 
im Gesundheitswesen’ und im öffentlichen Dienst intervenierte. 


Das zweite Hauptaktivitätsfeld war die Jugendarbeit. Die Jugendgruppe rebel wa 
von den Genossen der SOAL-Fraktion dominiert gewesen und hatte sich nun de 
RKL angeschlossen. Sie bestand zwar im Frühjahr 1989 nur mehr aus einem Ke! 

dieser bildete jedoch die Grundlage für einen recht erfolgreichen Aufbau b 
Sommer 1990. Die Schwerpunkte der Jugendarbeit waren Antimilitarismus”‘’, de 
man damals fälschlich als Ausgangspunkt für Radikalisierungen einschätzte, u 

Antifaschismus, wo rebel - in erster Linie propagandistisch - sehr militant auftra 
Dazu kam ein Versuch, sich durch eine Intervention gegenüber di 
Kommunistische Jugend Österreichs (KJÖ) zu verstärken, was zwar nicht if 


geplanten, aber immerhin in gewissem Ausmaß gelang. 


Das Publikationswesen widerspiegelte das Aktivitätsfeld der RKL. Neben der a 
der IKL-Zeit weitergeführten theoretischen Zeitschrift ergebnisse & perspektive 
und dem neuen Zentralorgan Klassenkampf wurden die Jugendzeitung rebel un 
verschiedenste - teilweise branchenspezifische - Publikationen im B&G-Bereic| 
herausgegeben. 


Abgesehen von der Tatsache, daß die noch junge Organisation politisch nicht seb 
gefestigt war, spielten diese umfangreichen Aktivitäten auch eine wichtige Ro 
daß die Gruppe mit der politischen Verarbeitung von internationa 
Entwicklungen tendenziell überfordert war. Bei Einschätzungen etwa dg 
Umwälzungen in der DDR oder in Rumänien handelte sich es oft 
Einzelleistungen (meist von Karl Pawelka) und weniger um Ergebnisse e 
politischen Diskussion der ganzen Gruppe. 


Daß die RKL die Entwicklungen in Osteuropa theoretisch nicht wirklich in d 
Griff bekam, drückte sich auch in ihren Versuchen, sich international mit ande 


366 1989 kam es zu Protestmaßnahmen und Demonstrationen des Pflegepersonals 
Gesundheitswesen, bei denen die RKL, die in diesem Bereich auch zwei, 
Symapthisantinnen hatte, massiv intervenierte. 

367 Dadurch, daß die rebel-Mitglieder nicht Zivildienst machten, sondern zum Heer ging 
versuchte man auch in der Praxis vorzuzeigen, was man unter antimilitaristischer 
versteht - und entsprechende Erfahrungen zu sammeln. 
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nippen zusammenzuschließen, aus. Hatte man sich bis etwa Ende 1989 auf die 
Bun hcalyistischer Tradition stammende „stalinophobe“ Workers Revolutionary 
Pur (WRP) orientiert, versuchte man ab Frühjahr 1990, sich mit der 
wealinophilen“ italienischen Gruppe Voce Operaia VO) näher 
Mukummenzuschließen. 


politische Schwäche und internationale Orientierungslosigkeit wirkte sich seit 
rwt 1990 RKL-intern negativ aus. Hatte man schon zuvor einige Genossen 
{such wegen des gesellschaftlichen, ideologischen Drucks, dem die gesamte Linke 
Moh 1989/90 ausgesetzt war, und wegen persönlicher Konflikte in der RKL) 
florecen, die sich ins Privatleben zurückgezogen hatte, bildete sich nun eine 
Inderheit heraus, die zunehmend mit den Positionen der LRKI zum Stalinismus 
d zur Frage des Parteiaufbaus sympathisierte - und die außerdem die Haltung der 
Kl zum anlaufenden Golfkrieg eindeutiger und besser fand. Durch einen 
Iyen Fraktionskampf wurde die RKL - besonders in ihren Außenaktivitäten - 
alysiert, was eine effiziente Intervention in die Anti-Golfkriegs-Bewegung 
hwerte. Im Frühsommer 1991 schlossen sich schließlich zwei RKL-Mitglieder 
d oine Sympathisantin der Gruppe ArbeiterInnenstandpunkt an. 


èr Schwächung und Stagnation auf nationaler Ebene versuchte man nun durch 
b Forcicerung des Zusammenschlusses mit der VO entgegenzuwirken. Noch 1991 
do schließlich von VO, RKL und einigen noch kleineren Gruppen das 
nationale Verbindungskomitee der Kommunisten (IVKK) gegründet. Dabei 
Ickelten sich in der RKL aber zunehmend zwei Gruppen heraus: erstens die 
ppo um Pawelka, die für eine losere internationale Zusammenarbeit eintrat und 
dlo Positionen der IKL zum Stalinismus gegen den „stalinophileren“ Einfluß 
VO verteidigten, zweitens die Gruppe um Alfred Klein, die sich für einen 
Mokrutisch-zentralistischen internationalen Zusammenschluß einsetzte und sich 
Positionen der VO zum Stalinismus und zu den Umwälzungen in Osteuropa 
onsivc annäherte. 


ohl dic RKL auch in dieser Phase versuchte, politisch initiativ zu werden - 
pndors durch die Beteiligung an antirassistischen Mobilisierungen gemeinsam 
türkischen und kurdischen Organisationen und der Gruppe 
Ieriunenstandpunkt -, gelang es nicht, die Stagnation zu überwinden. Im 
Moll: rebel und die B&G-Zelle konnte bald kaum mehr als eigene Strukturen 
herhalten werden. 


“unechmender Dauer des Krieges in Jugoslawien entstanden auch dazu immer 
p interne Differenzen: Die VO und die Gruppe um Klein ergriffen immer 
Ichor Partei für die serbische Seite, deren Krieg zum Abwehrkampf der 
orklusse des letzten Arbeiterstaates gegen den Imperialismus und seine 
Munger stilisiert wurde. Pawelka lehnte das ab, geriet aber in allen Fragen 
Inleınus, Jugoslawien, internationaler demokratischer Zentralismus) 
mond in die Minderheit, da die Gruppe um Klein nicht nur die überwiegend 
Mitglieder der RKL, sondern auch die VO hinter sich hatte. Im Sommer 
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1994 kam es dann zur Spaltung: Pawelka, Rasch und cin weiterer Genoss 
verließen die RKL beziehungsweise wurden (wegen Disziplinlosigkei 
ausgeschlossen. 

Diese Spaltung bedeutete für die RKL eine ernste Schwächung, weil sie damit ih 
erfahrensten Kader verlor. Da nun aber auch die fraktionellen Auseinandersetzun 
vorbei waren, konnte sich die RKL wieder verstärkt dem Aufbau der Grupp 
widmen. Durch ein Engagement im Kampf gegen den Sozialabbau und durch ei 
Intensivierung der Jugendarbeit konnten dabei in den letzten Jahren durcha 
Erfolge erzielt werden. rebel konnte wiederaufgebaut und eine weiten 
Jugendgruppe in Sympathie zur RKL - Roter Stern 1] - gebildet werden. Die 
rekrutierte einige neue junge Mitglieder, verfügt mittlerweile über ein gewisse 
Umfeld im Schülerbereich und versucht dort das Vorwärts - die in diesem Milie 
deutlich stärkste linke Gruppierung - politisch herauszufordern und zu eit 
radikaleren Politik zu drängen. Außerdem versucht die RKL in die KPÖ 
intervenieren, um dort Einfluß zu gewinnen. Mit den Erfolgen im Jugendberei 
kontrastiert im Moment der doch eher kleine Kaderkern. 


Auf politischer Ebene haben sich in letzter Zeit die Tendenzen der letzten Jahre b 
der RKL verstärkt. Abgesehen von ihren Positionen zum Krieg in Jugoslawien, d 
von den meisten anderen Trotzkisten als befremdlicher Realitätsverlust betracht 
werden, betrifft das vor allem eine Art „Neubewertung“ von Stalinismus w 
Trotzkismus durch die RKL’®: Der Trotzkismus hätte in der Restauration d 
Kapitalismus in den letzten Jahren den Stalinismus rechts überholt und sei deshe 
historisch gescheitert. In der Folge werden in letzter Zeit etwa die Stalinisten d 
Neuen Volksstimme (NvS), Maoisten oder serbische stalinistisch-nationalistisc 
Generäle relativ weich angefaßt, während trotzkistische Gruppen in einem 
angegriffen werden, der schon fast als geifernd angesehen werden kann. Angesich 
dessen, daß bei der Betrachtung der RKL die sonstige Politik der Stalinis 
(Volksfront als durchgängige Methode) außer acht gelassen wird, angesie 
dessen, daß die riesige Mehrheit der Stalinisten heute für die Wiedereinführung 
Kapitalismus eintritt, daß viele von ihnen daran federführend beteilgt waren 
die wenigen Stalinisten, die weiterhin antikapitalistisch auftreten (etwa 
Rußland), das oftmals mit nationalistischen und law&order-Parolen tun und 
weiterhin der bürokratischen Herrschaft und dem Sozialismus in einem lI 
verpflichten, angesichts dessen, daß nahezu sämtliche trotzkistischf 
Organisationen gegen die kapitalistische Restauration sind und lediglich raktise 
Differenzen darüber bestehen, wie man (etwa bezüglich der nationalen og 
demokratischen Frage) dieses Ziel am besten erreicht, kann man zumindest zu ( 
Ansicht kommen, daß bei der RKL da die Relationen reichl 
durcheinandergeraten sind. 


38 siehe: Alfred Klein: Trotzkismus oder Stalinismus?, in: Klassenkampf Nr.40, März/Al 
1996 


b Gruppe Arbeiterstandpunkt /Gruppe ArbeiterInnenstandpunkt 


Gruppe Arbeiterstandpunkt, der ASt, wurde im November 1985 von der aus 
IKL ausgeschiedenen knappen Minderheit gegründet. Die neue Gruppe schloß 
i umgehend der von Workers Power geführten Bewegung für eine revolutionär- 
nunistische Internationale (BRKI) an. Im Gleichklang mit den anderen 
inisationen der BRKI betonte der ASt von Anfang an die zentrale Bedeutung 
tovolutionären Programms, um das herum - auch und gerade in Abgrenzung zu 
won trotzkistischen Organisationen - eine internationale revolutionäre 
mung aufgebaut werden müsse. 


ersten Jahr des ASt war die kleine Gruppe vor allem mit der eigenen 
wöildierung beschäftigt und mit der Herstellung und mit dem Verkauf von 
Bugandamaterial. Viele der publizierte Texte waren in dieser Phase Übersetzung 
dom Englischen. Dem diesbezüglichen Spott der Rest-IKL versuchte man damit 
begegnen, daß gute Übersetzungen besser seien als schlechter Eigenbau. 


dioror Anfangsphase existierten aber bereits Auffassungsunterschiede über die 
dor Tätigkeit. Während sich Scharinger weitgehend auf die Veröffentlichung 
Ihcorctisch-programmatischen Arbeiten konzentieren wollte, trat Schneider 
ein, auch mit populäreren Flugschriften zu intervenieren. Angesichts der 
ligen Schwäche der Gruppe einigte man sich stillschweigend auf eine Art 
ffonstillstand“, der es beiden Seiten ermöglichte, die jeweiligen Vorstellungen 
wotzen. Während Schneider auch für die Herausgabe einiger Flugschriften 
zum Waldheim-Präsidentschaftswahlkampf 1986 oder zur Betriebs- und 
kachaftspolitik) sorgte, konzentrierte sich Scharinger ganz auf theoretische 
Ikutionen. Neben einigen theoretischen Zeitschriften zu aktuellen Fragen der 
rolchischen Politik und der Kleinen Schriftenreihe zur österreichischen 
Itergeschichte”” erschienen so in dieser Zeit - in Zusammenarbeit mit anderen 
Monon der BRKI - auch theoretische Grundsatzdokumente zum Reformismus 
nu Südafrika (später auch zu Palästina und zur Frauenfrage). 


linde 1986 bis Sommer 1987 gelang dem ASt der erste Schub einer 
Nmorisch-personellen Stärkung. Neben dem Übertritt von Haller und zwei 
tan Genossen der IKL konnten einige Individuen aus dem Umfeld für den 
Min den ASt gewonnen werden. Die nächste wesentliche Stärkung erfolgte in 
don Studentenstreiks von 1987: Durch die Intervention in diese Bewegung 
ë man nicht nur im studentischen Basisgruppenmilieu rekrutieren, sondern 


MM ıllunur Reihe erschienen unter anderem frühe Schriften von Josef Frey (1911/1919), 
Mimer zur Gewerkschaftsfrage in der frühen KPÖ, verschiedene Propagandaschriften 
han KPÖ, eine Kritik von Kurt Landau an der ultralinken Politik der KPÖ 1927, 
Wlinche Dokumente zum Februar 1934 und eine ausführliche Antwort von Ernst 
(= Iosel Frey) auf Otto Bauers „Integralen Sozialismus“, 
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EN, jüngeren SOAL-Mitglieder, die mit d 
e Aen der SOAL im Streik unzufrieden waren 
ampf in der SOAL schlossen sich die ASt 
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N u NA schließlich die Ausweitung über Wien hinaus 
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häftigt.” Dadurch war der ASt auf die Umwälzungen 1989/90 politisch 
reitet, war - anders als die meisten anderen Strömungen - nicht von der 
nuffolgenden Krise der Linken betroffen, sondern konnte sich im Gegenteil als 
Dreunisation mit einer politischen Alternative präsentieren. In der Folge konnte 
ASt 1990/91 nicht nur in Wien etliche Genossen - darunter einige Mitglieder 
KPÖ - gewinnen, die nach Antworten auf den Kollaps des Stalinismus suchten, 
dorn - durch den zeitweiligen Transfer von ASt-Mitgliedern nach Ostberlin - 
schen 1989 und 1991 auch entscheidend zum Aufbau einer LRKI-Gruppe in der 
maligen) DDR beitragen. 


oh auf einige RKL-Mitglieder machten die Positionen des ASt zu den 
willzungen in Osteuropa (und die sehr eindeutige antiimperialistische Haltung 
LRKI zum Golfkrieg 1990/91) Eindruck. Nach einem monatelangen 
’ öbnislosen Fraktionskampf verließen im Frühsommer 1991 zwei Genossen die 
Kl, in Richtung ASt. Die Intervention zum Golfkrieg 1991, in der der ASt offen 
den Sieg des Irak gegen den Imperialismus eintrat, spielte auch eine wichtige 
o für einige weitere personelle Gewinne. Auch in Oberösterreich wurden 
elnc Genossen für den ASt gewonnen, für die Formierung einer Ortsgruppe 
bhite cs aber nicht. 


Herbst 1991 setzte der ASt auch in Wien verstärkt auf Arbeit im 
Igruntenmilieu, die aber aufgrund der Zersplitterung dieses Milieus in der 
mindı nicht zu der Verankerung führte wie in Salzburg und die sich 
ohend auf Aktionseinheiten mit verschiedenen türkischen, kurdischen und 
rolchischen linken Gruppen beschränkte. Außerdem gab es im ASt 
Insierlich Meinungsverschiedenheiten darüber, ob die Intervention stärker über 
ische Propaganda oder soziale Verankerung laufen sollte. Insgesamt brachte 
„Immigrantenarbeit“ zwar reichhaltige Erfahrungen, aber keinen Zuwachs an 
lisdern oder politischen Sympathisanten (der einzige Arbeitsimmigrant der 
vu, Miodrag Jovanovic, war schon zuvor - durch die Intervention in die 
ung gegen den Golfkrieg - gewonnen worden). 


den nächsten Jahren kam es dann zu zunehmenden Konfikten um die 
vhtung der Organisation. Ein Teil des ASt trat für eine Intensivierung der 
Ngruntenarbeit“ und/oder für (vorbereitende) Betriebsarbeit ein. Der andere 


Atyyanichts der Entwicklung der letzten Jahre ist besonders der Beitrag Scharingers Zur 
kilon Frage in Jugoslawien vom 28.10. 1988 bemerkenswert. Darin heißt es 
jelond bezüglich den weiteren Entwicklungsmöglichkeiten: „Neben diesen vier 
lehkeiten gibt's natürlich diejenige, die historisch wahrscheinlich - wenn nicht die 
füktutische politische Revolution die Karten überhaupt neu mischt - die auf Dauer 
tunlistische Perspektive ist: nämlich der Zerfall Jugoslawiens als eigenständiges 
iyublide. Mit oder ohne Bürgerkrieg, mit oder ohne nationalistische Exzesse: Gerade 
feste Variante wird mit zunehmender Dauer der in eine Sackgasse geratenen 
klinuhen Mißwirtschaft zu einer realistischen Variante.“ (in: Studientexte des ASt, 
y Mulynhr 1989) 
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auch Einfluß auf einen Teil der jüngeren SOAL-Mitglieder, die mit den 
Grünorientierung und dem Auftreten der SOAL im Streik unzufrieden ware 
gewinnen. Nach einem Tendenzkampf in der SOAL schlossen sich die ASt 
Sympathisanten in der SOAL im Winter 1988/89 dem ASt an. 


Mit Sommer 1989 erreichte der ASt schließlich die Ausweitung über Wien hinaus 
und zwar nach Salzburg, wo noch aus der IKL-Zeit Kontakte bestanden. Naoh 
mehrmonatigen Diskussionen fusionierte der ASt im Juli 1989 mit der Salzburge 
SOAL, die 1983 aus ehemaligen Mitgliedern des VSStÖ und der GRM enstande 
war, die ein ungefestigtes, mit den Trotzkismus sympatisierendes Selbstverständni 
besaß - und die mit der SOAL/GRM (außer der Namensgleichheit) nichts zu t 
hatte. Die Fusion erfolgte auf der politisch-programmatischen Basis des ASt 
dessen Namen im Zuge der Vereingung mit den Salzburgern 
ArbeiterInnenstandpunkt geändert wurde. Die Fusion bedeutete für den ASt nicl 
nur einen weiteren erheblichen Mitgliederzuwachs, sondern auch erstmals auf di 
Probe gestellt zu sein, eine nationale (über Wien hinausgehende) Organisation z 
betreiben. 

Ebensfalls im Sommer 1989 beteiligte sich der ASt an der Umwandlung der lose 
BRKI in die demokratisch-zentralistisch strukturierte Liga für eine revolutiondi 
kommunistische Internationale (LRKI). Die politische Grundlage dafür stellte die 
in allen Sektionen lange diskutierte Trotzkistische Manfest dar, das die LRKI a 
Wiedererarbeitung und Aktualisierung des revolutionären Übergangsprogran 
Trotzkis betrachtet. 


Durch die als großen Fortschritt angesehene Bildung der LRKI und die Fusison m 
den Salzburgern fühlte man sich ab Herbst 1989 stark genug, um mit d 
Herausgabe der Monatszeitschrift ArbeiterInnenstandpunkt zu beginn 
Gleichzeitig fing man an, gemeinsam mit der deutschen Sektion Grup 
Arbeitermacht (GAM) die theoretische Zeitschrift Revolutionärer Marxismus (Ri 
zu publizieren. Daneben liefen weiterhin die Kleine Schriftenreihe und” 
Materialien des ASt. Für die redaktionelle Arbeit in dieser Phase zeichneten 
allem Scharinger, der in Folge des Studentenstreiks gewonnene Martin Suchanl 
und der aus der SOAL kommende Michael Gatter verantwortlich. 


Angesichts der Stärkung des ASt im allgemeinen und der Rekrutierung e 
jungen Industriearbeiters im besonderen trat Schneider nun zunehmend für eğ 
stärkere Orientierung in Richtung Betriebsarbeit ein. Er konnte sich aber in 
damaligen Phase damit nicht durchsetzen. Lediglich in Salzburg wollte 
systematisch Arbeit im Arbeitsimmigrantenmilieu machen - was als Teil e 
verstärkten Zugangs zur Arbeiterklasse angesehen wurde. Ansonsten wollte t 
sich um das Zusammenwachsen der Ortsgruppen und intensivere Propags 
bemühen. 

Außerdem hatte sich der ASt bereits ab 1988 - in Erwartung politisc| 
Umwälzungen in Ost- und Südosteuropa - mit einer gründlichen Analyse Ų 
Diskussion des Stalinismus und der Situation in den verschiedenen Länd 


206 


hllNigt.””° Dadurch war der ASt auf die Umwälzungen 1989/90 politisch 
orcitet, war - anders als die meisten anderen Strömungen - nicht von der 
wullolgenden Krise der Linken betroffen, sondern konnte sich im Gegenteil als 
ınisation mit einer politischen Alternative präsentieren. In der Folge konnte 
ASt 1990/91 nicht nur in Wien etliche Genossen - darunter einige Mitglieder 
KPÖ - gewinnen, die nach Antworten auf den Kollaps des Stalinismus suchten, 
dorn - durch den zeitweiligen Transfer von ASt-Mitgliedern nach Ostberlin - 
chen 1989 und 1991 auch entscheidend zum Aufbau einer LRKI-Gruppe in der 
maligen) DDR beitragen. 


þh auf einige RKL-Mitglieder machten die Positionen des ASt zu den 
ülzungen in Osteuropa (und die sehr eindeutige antiimperialistische Haltung 
LRKI zum Golfkrieg 1990/91) Eindruck. Nach einem monatelangen 
öhnisiosen Fraktionskampf verließen im Frühsommer 1991 zwei Genossen die 
Kl, in Richtung ASt. Die Intervention zum Golfkrieg 1991, in der der ASt offen 
den Sieg des Irak gegen den Imperialismus eintrat, spielte auch eine wichtige 
6 für einige weitere personelle Gewinne. Auch in Oberösterreich wurden 
Ine Genossen für den ASt gewonnen, für die Formierung einer Ortsgruppe 
Mo cs aber nicht. 


llorbst 1991 setzte der ASt auch in Wien verstärkt auf Arbeit im 
gruntenmilieu, die aber aufgrund der Zersplitterung dieses Milieus in der 
adi nicht zu der Verankerung führte wie in Salzburg und die sich 
ohend auf Aktionseinheiten mit verschiedenen türkischen, kurdischen und 
pichischen linken Gruppen beschränkte. Außerdem gab es im ASt 
nulcrlich Meinungsverschiedenheiten darüber, ob die Intervention stärker über 
inche Propaganda oder soziale Verankerung laufen sollte. Insgesamt brachte 
„Immigrantenarbeit“ zwar reichhaltige Erfahrungen, aber keinen Zuwachs an 
llodern oder politischen Sympathisanten (der einzige Arbeitsimmigrant der 
po, Miodrag Jovanovic, war schon zuvor - durch die Intervention in die 
ung gegen den Golfkrieg - gewonnen worden). 


den nächsten Jahren kam es dann zu zunehmenden Konfikten um die 
uhlung der Organisation. Ein Teil des ASt trat für eine Intensivierung der 
Nyruntenarbeit“ und/oder für (vorbereitende) Betriebsarbeit ein. Der andere 


gerichts der Entwicklung der letzten Jahre ist besonders der Beitrag Scharingers Zur 

en lrage in Jugoslawien vom 28.10. 1988 bemerkenswert. Darin heißt es 
elund bezüglich den weiteren Entwicklungsmöglichkeiten: „Neben diesen vier 
#hkoilen gibt's natürlich diejenige, die historisch wahrscheinlich - wenn nicht die 
Ikintinche politische Revolution die Karten überhaupt neu mischt - die auf Dauer 
tenlintische Perspektive ist: nämlich der Zerfall Jugoslawiens als eigenständiges 
#hilde. Mit oder ohne Bürgerkrieg, mit oder ohne nationalistische Exzesse: Gerade 
fiv Vurinnte wird mit zunehmender Dauer der in eine Sackgasse geratenen 
lichen Mißwirtschaft zu einer realistischen Variante.“ (in: Studientexte des ASt, 
Frigahı 1989) 
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Teil wollte eine Ausrichtung auf (v.a. studentische) Jugendliche mit Schulung 
unsektiererischerer Propaganda verbinden. In der Folge kam es meistens 
Kompromissen - und oftmals zu einer gegenseitigen Paralysierung 
verschiedenen Teile. Jedenfalls kam es im Frühjahr 1992 zur Initierung 
Jugendgruppe /nternationalistische Aktion (intakt) durch den ASt. intakt war 
Funktionieren her das erste % Jahr im wesentlichen eine Jugendversion des A 
die überwiegend aus jüngeren Genossen des ASt bestand und die versuchte, ı 
dem Vorwärts bezüglich Aktivismus zu konkurrieren.. 


Aufgrund dieser Tatsachen und nach einer erfolglosen Ausrichtung auf die 
Vorwärts dominierten Gruppen der Wiener Sozialistischen Jugend (SJ) wurde 
Jugendarbeit des ASt Ende 1992 neu orientiert: Die Präsenz des ASt im inta 
wurde reduziert und unter der Führung von Eric Wegner wurde auf eit 
lockereren, unabhängigeren Stil und auf die Rekrutierung von Studenten durch d 
Anbieten von Marxismus-Schulungen an der Uni-Wien gesetzt. Durch diese Li 
konnte die Mitgliedschaft von intakt innerhalb eines knappen Jahres verdreifag 
werden. Auch in Salzburg gelang cs, eine kleine intakt-Gruppe zu gründen. Dur 
die Erfolge in der Jugendarbeit erreichte der ASt seinen bisherigen personel 
Höhepunkt und war zur - nach dem Vorwärts - deutlich zweitstärksten Kraft 
trotzkistischen Spektrum avanciert. 


Ab Herbst 1993 spitzten sich aber die Differenzen um die Jugendarbeit im 4 
weiter zu. Während Wegner, die meisten Jugendaktivisten und einige andere f 
die Fortsetzung der bisherigen Linie eintraten, forderte eine Strömung 
Suchanek, die sich sukzessive durchsetzte, einen erneuten Umstieg auf me 
Aktivismus, eine Orientierung auf Schüler im allgemeinen und eine massi 
Intervention in die Antifakomiteegruppen des Vorwärts im besonderen. 
Meinungsverschiedenheiten zur Jugendarbeit verbanden sich zunehmend mit d 
seit Jahren schwelenden Differenzen zu Selbstverständnis und Ausrichtung des 
im allgemeinen. Eine Strömung um Scharinger, der bereits Anfang 1993 an e 
Tendenzbildung beteiligt war, und Wegner verlangte eine Konzentration | 
Schulung, Theorie und Kaderausbildung und kritisierte das ASt-Verständnis % 
demokratischem Zentralismus als rigid und das öffentliche Auftreten des ASt 
oftmals sektiererisch. Eine Strömung um Suchanek und Schneider trat 
verstärkte Außeninterventionen, eine straffe innere Organisierung und den „Ka 
gegen den Zentrismus“ ein. Durch die internationale Orientierung der LRKI 
mehr Aktivismus gewann zweitere Strömung zuschends die Oberhand. Auch 
bisherige Mittelgruppe um Haller und Gatter stellte sich letztlich auf die Seite 
Suchanek und Schneider. l 
Angesichts dieser Entwicklung verließ Scharinger, der sich nicht länger auf 
ihm als unsinnig angesehene Aktivitäten verpflichten lassen wollte, im April 19 
den ASt. Die Gruppe um Wegner führte noch bis zum 3. LRKI-Kongreß Anf 
August einen kurzen Tendenzkampf. Angesichts der dort beschlosse 
Bestätigung und Verstärkung der Ausrichtung der LRKI und der internation 
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Internen Kräfteverhältnisse sah man es als aussichtslos - und für beide Seiten 
Unproduktiv - an, einen Fraktionskampf aufzunehmen. Mitte August 1994 verließ 
e Gruppe um Wegner den ASt, konnte die Mehrheit von intakt von ihrer Linie 
tzeugen und gründete im September gemeinsam mit Scharinger die 
rheitsgruppe Marxismus (AGM). Der Rest-ASt bezeichnete die Ausgetretenen als 
bürgerlich und menschewistisch. 


lorc Spaltung im engsten Führungskreis kostete den ASt, der bisher eine lineare 
Mvürtsentwicklung vorzuweisen gehabt hatte, 1/3 der in ASt und intakt 
Dryunisicrten und bedeutete eine erhebliche Schwächung. Da in den folgenden 
dnuten einige ASt-Mitglieder nach Deutschland übersiedelten, um die 
misbildung einer starken deutschen Sektion der LRKI zu unterstützen, bedeutete 
Juhr 1994 einen deutlichen Rückschlag im Aufbau des ASt. 


A don zwei Jahren seitdem bemühte sich der ASt nicht nur um die Konsolidierung 
geschwächten Gruppe, sondern auch um die Umsetzung der von der Mehrheit 
hlossenen Linien. Nach dem in Folge der Spaltung zusammengebrochenen 
kt gründete man erneute eine Jugendgruppe - mit dem recht eigenwilligen 
mon Contra - for Revolution. Mit dem jetzt recht aktivistischen Konzept gelang 
wur, in Wien und Salzburg kleine Jugendgruppen zur bilden, deutliche Erfolge 
ñon aber bisher ausgeblieben sein. Bei der massiven Intervention in die 
dontenbewegung trat man als ASt und nicht als Contra auf. Generell orientierte 
i der ASt nun verstärkt auf vorbereitende und schließlich tatsächliche 
folsarbeit im öffentlichen Dienst, wo er auch erste Erfolge zu verzeichnen hat. 
Mobilisierungen gegen die Sparpakete der Regierung 1995 und 1996 stellte für 
ASt Schwerpunkte seiner Aktivitäten dar. Der ASt, der weiterhin über einen 
it geringen Kaderstamm verfügt, konnte seine - von der partiellen Ausnahme 
intakt - traditionelle Schwäche, nämlich das fehlende Umfeld, dadurch aber 

ar kaum überwinden. 


’ 


Arbeitsgruppe Marxismus 


Arbeitsgruppe Marxismus (AGM) wurde im September 1994 von Scharinger, 
(iruppe um Wegner und der Mehrheit der intakt-Mitglieder gegründet. In 
i Selbstverständnis versteht sie sich nicht als Parteiaufbauprojekt im engeren 
‚ \öndern als Gruppe, die sich der Beschäftigung mit theoretischen Fragen, der 
uusbildung und der Propaganda von grundlegenden Positionen widmet.?”' 
| hilt die AGM den Aufbau einer revolutionären Partei sehrwohl für 
dig. Sie meint aber, daß keine der existierenden revolutionären, 
Ininchen Strömung seriöserweise einen Alleinanspruch darauf anmelden 


Giritndungserklärung der AGM, in: Marxismus Nr.2, Dezember 1994, In dieser 
nuserklärung findet sich auch eine Begründung der Trennung vom ASt. 


209 


kann, und geht davon aus, daß es bei einer Verschärfung der Klassenkämpfe 2 
einem massiven Umgruppierungsprozeß innerhalb der Arbeiterklasse komme 
werde, bei dem unter anderen sektiererische Konflikte zwischen verschieden 
trotzkistischen Organisationen abgebaut würden. Das werde nicht von allei 
passieren, sondern durch politische Auseinandersetzung, es werden aber ein Drug 
dahin entstehen. In diesen erwarteten Umgruppierungsprozeß habe die AGM vo 
entsprechend ihren Möglichkeiten einzugreifen. Außerdem gehe es ihr auch he 
schon darum, dazu beizutragen, daß das Klima zwischen den revolutionäre 
Gruppen so wenig wie möglich vergiftet sei. 


Daß die AGM keiner internationalen 1rotzkistischen Strömung angehört, ist ab 
sicherlich auch ein Problem, da sich so ein internationalistischer Zugang 
manchen Entwicklungen schwerer finden läßt. Auf sämtliche auftretenden Frag 
müssen die wenigen Kader der AGM selbst eine Antwort finden - und angesich 
der geringen Kräfte können letztlich nicht alle Fragen mit politischer Substa 
beantwortet werden. Die AGM ist weitgehend auf sich selbst zurückgeworfen u 
kann sich an keine internationale Führung anlehnen. Ihr Funktionieren hängt 
wenigen Kadern - deren beruflicher Situation, deren Motivation und Initiative - 
Eine solche isolierte Existenz ist auf die Dauer vemutlich nicht gerade leicht. 


Ab Ende 1994 begann die AGM mit der Herausgabe der in Buchfe 
erscheinenden theoretischen Journale Marxismus, die jeweils 
Schwerpunktthema haben. Damit versucht sie einerseits die eigenen Diskussiof 
zu dokumentieren, andererseits kompakt und verständlich marxistische Positio 
zu grundsätzlichen Fragen in der Linken zu propagieren - und damit auch ande: 
Revolutionären, die stärker in Tagesaktivitäten involviert sind, ein theoretisd 
Rüstzeug anzubieten. 


Die AGM ist dabei der Ansicht, daß sie sich heute überwiegend in einer Phase € 
Aneignung und Interpretation von vorhandener marxistischer Theorie befinde 
daß bis zur möglichen Entwicklung von bedeutenden neuen theoretis 
Erkenntnissen im engeren Sinn noch viel Arbeit vor ihr liege. 

Wiedererarbeitung, die Zusammenfassung, Anwendung und Verbreitung 
wesentlichen marxistischen theoretischen Errungenschaften sei in 

gegenwärtigen Situation auch schon ein großes Vorhaben. 

Die AGM hat seit ihrer Gründung ein erfahreneres Mitglied, das die Poli 
aufgegeben hat, verloren. Gleichzeitig hat sie einigere neue junge Mitglieder 
Franz Drexler dazugewonnen. Abgesehen von theoretischen Diskussionszirke 


2 Die bisherige Diskussionszirkel beschäftigten sich einerseits mit marxist 
ökonomischer Theorie (mit den drei Bänden des Marxschen Kapitals, mit 
„Grundrissen“ inklusive Roman Rosdolskys Zur Entstehungsgeschichte des Marx 
„Kapitals“, mit den „Klassikern“ der marxistischen Imperialismustheorie Hilfe 
Luxemburg, Bucharin, Lenin und Co.) andererseits mit verschiedenen theoretisch-histe 
Fragen (mit Trotzkis Geschichte der russischen Revolution, mit der bürokrati 
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d der Publikation ihres Journals beschäftigt sich die AGM vor allem mit der 
ulung ihrer überwiegend jungen Mitglieder. Zu diesem Zweck hielt die AGM in 
Ín Ictzten knappen zwei Jahren wiederholt Seminare zu verschiedenen 
ndfragen des Marxismus ab. Einige der Veranstaltungen oder Seminare fanden 
ph gemeinsam mit anderen Gruppen statt. Generell ist die AGM intern - in 
nblick auf demokratischen Zentralismus und Disziplin - weniger straff 
nisicrt als die meisten anderen trotzkistischen Gruppen. 


Muelle Interventionen bestritt die AGM in ihrem bisherigen Bestehen nur 
mal: erstens bei den vorgezogenen Nationalratswahlen, wo sie mit einer A3- 
schrift auf etlichen SPÖ-Wahlveranstaltungen und an der Universität Wien 
tut. Die zweite und bisher massivste Außenintervention der AGM fand bei den 
itenstreiks 1996 statt, wo die AGM tausende Exemplare ihrer entsprechenden 
shriften verkaufte - und sie dadurch erstmals in einem etwas größeren Milieu 
nnt wurde. In dieser Intervention bemühte sie sich nicht nur um eine 
Außnahme auf den Gang der Bewegung, sondern auch um eine Kooperation 
phen den trotzkistischen Gruppen. 

olt die AGM mit den selbst gestellten Aufgaben vorankommt, wieweit sie sich 
Ihrem Projekt von theoretischen Publikationen und Schulungszirkeln einen 
Im revolutionären Spektrum schaffen und erhalten kann, ob sie als national 
tlo Gruppe längerfristig existieren kann, ist aufgrund der bisher doch recht 
n Geschichte schwer zu sagen. 


p'wirts / Sozialistische Offensive Vorwärts 


ng der 80er Jahre entstand in Österreich eine trotzkistische Strömung, die in 
Verbindung mit den bisher hierzulande vorhandenen trotzkistischen 
Mllionen stand: die Gruppe um die Zeitung Vorwärts. Die internationale 
nm-Icndenz, das Committee for a Workers International (CWI), die ja 
mus in den sozialdemokratischen Organisationen betrieb, bemühte sich, bei 
allonnlen Treffen von sozialdemokratischen Jugendorganisationen Kontakte 
tiellen Mitstreitern zu knüpfen. Auf diese Weise kam es im Sommer 1981 
un Diskussionen mit Genossen der SJ Margareten und Favoriten. Bis 1983 
mun die Kontakte soweit überzeugt, dal die erste Nummer der Zeitung 
fin erschien. 
orten Phase bis 1987 handelte es sich bei den Vorwärts-Unterstützern, 
dumuls bereits Thomas Kerschbaum und John Evers angehörten, um eine 
(ruppe, die politisch nicht sehr gefestigt war und die auch in ihrem Aufbau 


Mion der Sowjetunion und ihrer theoretischen Verarbeitung, mit der historischen 
tulischen Bedeutung der Pariser Commune, mit den chinesischen Revolutionen von 
Al 1949 und der spanischen 1936/37). 
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mehr oder weniger stagnierte. Sie versuchten sich in der Wiener SJ als Linke 
profilieren, kooperierten mit der IKL bei deren Betriebsarbeit bei General Motog 
und organisierten 1984785 in Zusammenarbeit mit ihren britischen Genossen vo 
Militant eine Solidaritätskampagne mit den streikenden britischen Bergarbeitern. 


In den Jahren ab 1987 konnte die Vorwärts-Gruppe dann einen mehr oder wenig 
kontinuierlichen Zuwachs verzeichnen. In Folge der Sozialbewegung 1987 gelat 
dem Vorwärts durch den Gewinn etlicher Jugendlicher der erste Wachstumssc 

Die Intervention in der SJ konnte verstärkt werden, bis 1989 schließlich ı 
Margareten der erste SJ-Bezirk von Vorwärts-Unterstützern kontrolliert wurd 
Etwa zur selben Zeit wurde die bisher unregelmäßig erscheinende Zeitung 8 
einen zweimonatlichen Rythmus umgestellt. Die Linie der Arbeit in der SJ war i 
wesentlichen so angelegt, daß man mit den politischen Auftritten immer nur sowg 
ging, daß man sich im SJ-Milieu nicht zusehr isolierte. Das hieß in der Praxis, d 
Teile der revolutionären Überzeugungen nicht nach außen getragen wurd 

sondern internen Schulungen der Vonwärts-Unterstützer vorbehalten ware 
Teilweise widerspiegelte das oftmals geringe Ausmaß an revolutionän 
Propaganda und die Konzentration auf Reformen und auf aktuelle Konflikte 

niedrigem Niveau damit freilich auch das geringe Klassenbewußtsein d 
österreichischen Arbeiter und Jugendlichen - und den Druck dieses Bewußtseii 
auf das Vorwärts, das aus diesem Milieu nicht ausgeschlossen werden wollte. 


Immerhin gelang es dem Vorwärts aber mit dieser Politik, den Einfluß in der 
auszuweiten und bis 1991 auch die SJ-Bezirke Landstraße, Mariahilf, Brigitte 
und Liesing zu übernehmen. Folglich konnte man personell und organisator 
gestärkt in die Anti-Golfkrieg-Bewegung von 1991 gehen. Obwohl 

hauptsächlich aus sehr jungen Leuten bestehende Gruppe anfangs politisg 
Unsicherheiten zeigte, konnte sie in dieser Bewegung erneut erheblich perso 
zulegen. Das Vorwärts nahm dabei zwar keine so prononciert antiimperialistisg 
Haltung ein wie etwa der ASt, fand aber vielleicht auch deshalb leichter Zugang 
den überwiegend pazifistisch eingestellten Jugendlichen der Bewegung. Seit 19 
war das Vorwärts die klar stärkste Gruppe des trotzkistischen Spektrums. 


In der Wiener SJ hatte sich die relative Bedeutung des Vorwärts aufgrund 
Niedergangs der meisten anderen SJ-Gruppen bis 1991 deutlich erhöht. Die ; 
Führung empfand die Situation zunehmend als bedrohlich, schloß schließlich 
März 1992 fünf führende Vorwärtsler (John Evers, Michael Gehmacher, $€ 
Grusch, Andrea Koch und David Mum) wegen organisationsschädigend 
Verhalten aus der SJ aus und löste Vorwärts-dominierte SJ-Bezirke auf. Das 
war, den Einfluß des Vorwärts in der Wiener SJ wenn schon nicht zu zerschl 
so doch zumindesi zurückzudrängen. Das Vorwärts reagierte mit 

Gegenoffensive, klagte die SJ-Führung als bürokratisch an und konnte dag 
eine verhältnismäßig breite Solidarisierung in der Linken und auch von and 
Teilen der SJ und von etlichen SPÖ-Mitgliedern erreichen. Auf diese Weise 
das Vorwärts insgesamt aus dieser heiklen Situation gestärkt hervor, füh 
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Mulgelösten SJ-Bezirke (unter Teilnahme der Ausgeschlossenen) in anderen 
Mumlichkeiten weiter, konnte neue Mitglieder gewinnen und die ersten 
Wundesländerkontakte - die SJ-Gruppen Aufbruch in Salzburg und Funke in 
Feldkirch - als Vorwärts-Gruppen stabilisieren. Nach einiger Zeit sah sich die SJ- 
Führung schließlich gezwungen, die geschlossenen Bezirke schrittweise wieder zu 


Aion. 


das Vorwärts angesichts der Auschlüsse mit einer so eindeutigen 
Beyenoffensive antwortete, kündigte bereits die politische Wende im CWI an. War 
hor in allen CWI-Sektionen bei Konflikten mit den reformistischen Führungen 
primäre taktische Ziel das Verbleiben möglichst großer Teile der 
nisationen in den reformistischen Parteien, um bei den erwarteten späteren 
on inneren Differenzierungen am richtigen Ort zu sein, und versuchte man 
alb, eine völlige Zuspitzung, die womöglich zum völligen Bruch hätte führen 
ton, zu vermeiden, so ließ man es nun auf einen solchen Bruch zunehmend 
unkommen. 


Hintergrund für diese Entwicklung war die Spaltung des britischen Militant 
| und in der Folge schließlich des CWI. Eine Strömung in Militant um Peter 
trat - angesichts der raschen Rechtsentwicklung der Labour-Führung, der 
menden Dichte der Mitgliedschaft in der Labour-Party und den ihr 
chlossenen Gewerkschaften und angesichts des zurückgehenden Vertrauens 
Arbeiterklasse in die Labour Party - für eine Abkehr vom jahrzehntelangen 
lamus cin. Ausgangspunkt für die Entwicklung war die Kampagne gegen das 
Thatcher geplante reaktionäre Steuersystem der poll-tax, an der sich an die 
Millionen Arbeiter beteiligten, die 1990 zu Mobilisierungen von 
örltausenden führte, die eindeutig von Militant geführt wurde, von der 
amt aber nicht im erhofften Ausmaß profitieren konnte - vor allem weil die 
viston der Bewegung keine Lust hatte, sich dem Entrismus Militants in die 
ir Party anzuschließen (und in der Folge lieber der britischen SWP beitraten, 
obwohl sie die Bewegung nicht geführt hatte, rasch und massiv anwuchs). Die 
v um Taaffe zog daraus den Schluß, zunehmend auf einen unabhängigen 
Nnntionsaufbau zu setzen, während die traditionelle Führung um Ted Grant 
bisherigen Konzept festhielt. Grant, der in Großbritannien selbst nur eine 
kleine Minderheit hinter sich hatte, wurde schließlich 1991 aus dem 
Mi ausgeschlossen. Die Spaltung setzte sich international im CWI fort, wobei 
igon Ländern die Mehrheit von Sektionen mit Grant ging. 


Rono linie Taaffes wurde im verbliebenen Teil des CWI zunehmend umgesetzt. 
in man schon in Schottland, England und Deutschland mit dem Aufbau 
nyiger Organisationen begonnen hatte, ging man auch in Österreich 
oinc in diese Richtung. Ein erster Ausdruck davon war, daß das Vorwärts 
mehr die ganze Kraft auf den Ausbau des Vorwärts-Einflusses in der SJ 
Irlorte, sondern immer stärker auf unabhängige antifaschistische und 
Intische Jugendarbeit setzte. 1992 wurde auf Initiative des Vorwärts das 
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Antifakomitee gegründet, das in den folgenden Jahren - vor dem Hintergrund de 
Löschnakschen „Ausländergesetzc“, der rassistischen Demagogie der FPÖ und dei 
faschistischen Anschläge in Deutschland und Österreich - tausende Jugendlici 
gegen Rassismus und Faschismus auf die Straße brachte, das zu einem reale 
politischen Faktor wurde und durch das sich das Vorwärts einen mehr oder wenigg 
stabilen Einfluß im Schülermilieu aufbaute. Das Antifakomitee, das inzwischen 
österreichischen Sektion der vom CWI geführten Bewegung Jugend gege 
Rassismus in Europa (JRE) geworden war, beteiligte sich auch bereits im Oktobg 
1992 an einer europaweiten antirassistischen Großdemonstration in Brüssel. 


Auch in Salzburg und Feldkirch wurde versucht, mit antirassistischer Jugendarbe 
voranzukonmen, was aber dort nicht in dem Ausmaß gelang wie in Wieg 
Nachdem ein wichtiger Genosse aus Salzburg nach Wien übersiedelt, kommt d 
dortige Vorwärts schließlich wieder zum Erliegen. Mit der Vorarlberger Grupp 
vertiefen sich schließlich Differenzen über den Gruppenaufbau. Nachdem d 
führende Genosse der SJ-Feldkirch, Markus Kaufmann, kurzfristig mit dem A 
sympathisierte, schlossen sich die Vorarlberger Vorwärtsler schließlich der aus de 
CWI ausgeschlossenen Strömung um Grant an - und gründeten 1994 eine ne 
Gruppe um die Zeitung Der Funke. Damit war das Vorwärts bei seinen Versuche! 
sich über Wien hinaus auszudehnen, wieder nahezu bei Null angelangt. In dg 
Folge versuchte das Vorwärts über Aktivitäten des Antifakomitces, sich 
Gänserndorf und St. Pölten festzusetzen, was aber zu keinen längerfristig 
Erfolgen führte. Ab 1994 gelang es aber, die traditionell trotzkoide SJ-Grw 
barricade in Wels zu gewinnen und damit - gemeinsam mit ersten Ansätzen f 
Linz - ein relativ stabiles Standbein in Oberösterreich zu etablieren. Später kı 
eine weitere Gruppe in Wr. Neustadt hinzu. 


Generell wurden in den letzten Jahren die SJ-Gruppen immer weniger, 
Antifakomitee-Gruppen (später in JRE-Gruppen umbenannt), von denen in W 
vier existierten, immer mehr zu den eigentlichen Grundstrukturen der Außenart 
des Vorwärts. Der massive Aktivismus, der dort betrieben wurde, brachte für d 
Vorwärts zwar relativ vielschichtige Interventionserfahrungen, führte 
gleichzeitig zu einer - im Vergleich mit anderen trotzkistischen Gruppen - hofi 
Fluktuation von jungen Sympathisanten und Mitgliedern, die sich mit überhöh 
Erwartungen ins Geschehen stürzten und nach relativ kurzer Zeit enttäuscht € 
Handtuch warfen. Zusätzlich erwiesen sich die JRE-Gruppen seit Mitte der W 
Jahre - angesichts der tendenziellen Verschiebung der gesellschaftlich 
Auseinandersetzung weg vom Komplex Rassismus-Antirassismus hin zu Kor 
um „Sparpakete“ und Sozialabbau - nicht mehr als so erfolgversprech 
Vorfeldstrukturen wie in den Jahren zuvor. Das Vorwärts reagierte darauf mit 
Bildung der SchitlerInnenAktionsPlattform (SAP), der es gelang, 1995 und 1$ 
tausende Schüler gegen die Sparmaßnahmen der Regierung zu mobilisieren 
auch die offiziellen Schülervertreter deutlich unter Druck zu setzen. Ge 
orientierte sich das Vorwärts bei den Protesten gegen die Belastungspakete 


Allem auf den Schülerbereich, wodurch es den Studentenstreik im Frühjahr 1996 
Anllinglich etwas verschlief. 
Aundruck der Konsolidierung des Vorwärts von einer de facto Jugendgruppe zu 
$inor kompakteren politischen Organisation ist auch die Umstellung der Zeitung 
Buf cinc großformatige Monatszeitung ab 1994. Außerdem schaffte es das Vorwärts 
"auch in Zusammenhang mit dem Älterwerden der Mitgliedschaft - in den letzten 
Jahren, erste Ansätze einer systematischen Arbeit im B&G-Bereich zu entwickeln: 
Aldrca Koch wurde Betriebsrätin bei der OMV, Thomas Kerschbaum 
Porsonalvertreter im öffentlichen Dienst. Zusätzlich wurde mit dem Vorwärts- 
£lewerkschaftsstammtisch eine Struktur für die Zusammenarbeit mit anderen linken 
Irlebsräten eingerichtet. 
Die Iintwicklung raus aus der Sozialdemokratie fand schließlich im Mai 1996 ihren 
Abmeiiluß: Die Vorwärts-Unterstützer gründeten mit der Sozialistischen Offensive 
Mwärts (SOV) eine unabhängige Partei, deren Grundstrukturen fünf Ortsgruppen 
Wien, eine in Wels und eine in Wr. Neustadt sind. Die Aktivitäten der 
Prisgruppen sind ebenso wie die Zeitung relativ stark auf Massenarbeit angelegt. 
iMeyorumt hat sich das Vorwärts in den letzten Jahren eindeutig als die quantitativ 
kale Organisation des trotzkistischen Spektrums stabilisiert. Während das 
Iichnittliche Kaderniveau seiner Mitglieder vermutlich deutlich unter dem der 
imen anderen trotzkistischen Gruppen liegt, ist das Vorwärts bezüglich 
örventionserfahrungen und vor allem bezüglich des Ausmasses eines Umfeldes 
rlogen. 
1 Anfang 1996 befindet sich das Vorwärts - in Einklang mit einer Debatte 
when CWI und VS - schließlich in einem Diskussionsprozeß mit der SOAL 
einc intensivere Kooperation und eine mögliche Fusion. Außerdem wird - 
h dem Muster der /zquierda Unida in Spanien oder der Rifondazione 
unista in Italien - ein breiteres linken Bündnis inklusive KPÖ und linke Grüne ii 
Ircbt, das dem Vorwärts als neues Interventionsfeld dienen soll und für das W 
Vorwärts auch zu einigen politischen Zugeständnissen bereit scheint. Bei | 
m solchen Bündnis szellt sich allerdings die Frage, ob es angesichts der völlig (i 
whicdlichen Konzepte (Volksfront, Bürgerbewegung, Patriotismus und ii 
ionopolistische Demokratie versus Einheitsfront der Arbeiterklasse, m 
konkampf, Internationalismus und Sozialismus) nicht bei der ersten ernsthaften 
iinchen Bewährungsprobe in seine Bestandteile zerfällt. 


Ber Funke 


Gruppe um die Zeitschrift Der Funke entstand 1994 aus der Vorwärts- 
ung: aus den Genossen, die an der bisherigen Linie der Arbeit in SPÖ und SJ 
lelten und die in der internationalen Spaltung der Militant-Strömung mit dem | 
Ischen Führer Ted Grant gingen. Die ehemalige Vorwärts-dominierte SJ- 
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Gruppe in Feldkirch, in der Markus Kaufmann die zentrale politisch 
Persönlichkeit darstellte, bildete den Kern der neuen Strömung. Dazu kam de 
ehemalige Vorwärts-Unterstützer Gernot Trausmuth aus Niederösterreich. U 
einige wenige Kader waren einige weitere Jugendliche gruppiert. Angesichts dies 
personellen und organisatorischen Schwäche begann man, gemeinsam n 
deutschen Grant-Parteigängern die Zeitung Der Funke herauszugeben. 


In politischer Hinsicht stellen die Funke-Unterstützer freilich keine neue Strömu 
dar, sie verkörpern vielmehr die Fortsetzung der alten Militant/Vorwärts-Traditig 
in Österreich, d.h. die zeitlose Orientierung auf einen langfristigen Entrismus 
die Sozialdemokratie in der Erwartung, daß zukünftige Klassenkämp 
notwendigerweise zu Radikalisierungen und Brüchen in den reformistischg 
Massenorganisationen führen müssen und daß es gelte, dann bereits dort verar 
zu sein. Abgesehen vom unterschiedlichen Herangehen an die Sozialdemokra 
betonen die Funke-Unterstützer auch die politische Schulung stärker als das d 
Vorwärtsler tun, die stärker auf Aktivismus orientiert sind. Daß die pro-Gra 
Abspaltung nicht etwa in Wien erfolgte, sondern in Vorarlberg 
Niederösterreich, liegt vermutlich nicht nur an subjektiven Zufälligkeiten. 
kleineren Orten wie Feldkirch steht man schon als kämpferischer SJler in schrof 
Konfrontation mit dem lokalen und regionalen gesellschaftlichen Umfeld, währe 
man sich dort - anders als etwa in Wien - als offener Vertreter einer linksradika 
Kleingruppe vollends in die gesellschaftliche Isolation begibt. 


Die Funke-Unterstützer bemühten sich dann bereits ab Herbst 1994 um 

Verlagerung des organisatorischen Zentrums nach Wien. Nachdem sich 

Schüler aus Vorarlberg, die nun in Wien zu studieren begannen, anfänglich et 
schwer taten, sich auf den Gruppenaufbau in Wien, das sich durch 
vielschichtigere politische Konkurrenz doch deutlich von Feldkirch untersclh 
einzustellen, gelang cs schließlich, die SJ-Gruppe Alsergrund zu überneht 
Spätestens seit der Übersiedlung einer weiteren Gruppe Vorarlberger nach Wien 
Herbst 1995 befand sich der Schwerpunkt der Organisation eindeutig in Wien 
Ostösterreich. In Wr. Neudorf wird die sehr aktive lokale SJ-Gruppe zwar nicht 
Funke-Unterstützern dominiert, sie verfügen aber über nicht unerheblichen Ei 
Schließlich gelang es auch, einige neue Genossen zu gewinnen. Daß es sich de 
allerdings weniger um Genossen aus der SJ und mehr um Studenten handelte 
angesichts dessen, daß in der SJ zur Zeit nicht viel politisches Leben herrscht, 

sehr verwunderlich. 


Gleichzeitig bedeutete der Abzug fast aller älteren und erfahreneren Genossen 
Vorarlberg eine deutliche Beeinträchtigung der dortigen Gruppe. Es gelang 7 
1995 die gesamte Vorarlberger SJ-Landesorganisation zu übernehmen, was abs 
wesentlichen darauf zurückzuführen war, daß die SJ in Vorarlberg s0 
zusammengebrochen war, daß außer der Funke-Gruppe in Feldkirch 

funktionierende Ortsgruppe mehr existierte. Die Funke-Gruppe selbst war 
durch die Abgänge politisch soweit geschwächt, daß sie nicht immer 
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Pindeutig auf der Linie der Funke-Führung stand. Als die Vorarlberger SPÖ- 
Phriciführung Anfang 1996 daranging, mit Hilfe der Gründung von Schein-SJ- 
Oruppen durch Parteimitglieder die Kontrolle über die SJ-Landesorganisation 
Vorarlberg wiederherzustellen, schätzten die Funke-Unterstützer ein, daß die 
Foldkircher Gruppe eine harte Konfrontation mit der Vorarlberger Partei nicht 
chstehen könnte, und leiteten einen geordneten Rückzug ein. Die Führung einer 
izen Landesorganisation wurde als eine Nummer zu groß bilanziert - und vorerst 
die Konsolidierung der Gruppe in Feldkirch gesetzt. 


Wien bestritt die Funke-Gruppe eine relativ starke Intervention in die 
Wentenbewegung im Frühjahr 1996. Sie engagierte sich vor allem auf der 
steswissenschaftlichen Fakultät, wo sie sich erste Ansätze einer Verankerung 
aute. Insgesamt gelang es den Funke-Unterstützern, ihre anfangs doch eher 
wache Gruppe in den letzten beiden Jahren zu stabilisieren und auch in 
ıblick auf Kaderbildung einige Schritte vorwärts zu machen. Wieweit sich die 
Ichtung auf Arbeit in der Sozialdemokratie auszahlen wird, wird wohl die 
mh zeigen. 
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Kleine Geschichte des ASt 


von Fritz Haller (Gruppe ArbeiterInnenstandpunkt) 


Seit den frühen 70er Jahren entstanden in Europa kleine, versprengf 
Gruppierungen, die sich auf den Trotzkismus beriefen und davon ausgingen, da 
die einst trotzkistische IV.Internationale gescheitert war. Viele dieser Gruppe 
stellten sich unabhängig voneinander die Aufgabe, das revolutionäre Programm n 
den Methoden von Marx, Engels, Lenin und Trotzki zu rekonstruieren und a 
dieser Grundlage eine von allem Anfang an internationale Organisatid 
aufzubauen. Die portugiesische Revolution bot einen ersten Prüfstein. Etliche dies 
Gruppierungen intervenierten vor Ort. Die gerade in Gründung befindliche I 
(Internationale Kommunistische Liga) trat im Sog ihrer größeren bundesdeutschg 
Schwesterorganisation (dem Spartakusbund, Spabu) in einen internation 
Diskussionsprozeß, die „Notwendige Internationale Initiative“ (NII) ein. An d 
NII beteiligten sich außer IKL und Spabu auch eine italienischen! und ei 
britischen? Gruppe. Ziel war die Rekonstruktion des revolutionären Programms 
der Aufbau einer internationalen revolutionären Organisation. Diesen Grupp 
mangelte es jedoch an einem gemeinsamen methodischen Verständnis w 
ausreichenden programmatischen Voraussetzungen. Dieser frühe Versug 
scheiterte kläglich. Der Spabu zerfiel in der Folge’, die IKL spaltete sich. 

Im Zuge des Niedergangs der NIT suchte die IKL nach neuen internationa 
Diskussionspartnern. Eine internationale Anbindung wurde gerade für eit 
österreichische Gruppe für unverzichtbar gehalten, da hier das Klassenkampfnive 
außerordentlich niedrig und daher die Verankerung im Klassenkampf kai 
gegeben war. Ende der 70er Jahre begann ein neuer internationk 
Umgruppierungsprozeß. An den Konferenzen, die später zur Gründung des TI 
(Trotskyist International Liaison Comittec) führten, nahmen die britische G 
Workers Power (WP) und die österreichische IKL als Beobachter teil. WP 
bereits eng mit der irischen IWG (Irish Workers Group) verbunden. Alle di 
Gruppen schlossen sich nicht dem TILC an, vereinbarten aber 1980 el 
privilegierten Diskussionsprozeß, in dem geprüft werden sollte, ob eine politist 
Übereinstimmung in Methode, Programm und zentralen Taktiken erzielt werd 
konnte. 


Spaltung der IKL 


Es stellte sich sehr bald heraus, daß zwischen der IKL und WP einige wicl 
Differenzen bestanden. Im Vordergrund der internationalen Diskussionen 4 


! Fraction marxista revolutionario (FMR) 
? International Communist League (ICL) 
? Nach heftigen inneren Fraktionskämpfen erfolgte 1980 die Auflösung. 
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linge Zeit die Frage der Wahltaktik. Während WP für cinc fast generelle 
Wuhlunterstützung sozialdemokratischer Parteien eintrat, hatte die IKL traditionell 
Woll gewählt. Dahinter verbargen sich unterschiedliche Analysen des Reformismus 
În der ArbeiterInnenbewegung generell. 
Die Mchrheit in der IKL hielt an der sektiererischen Position fest, daß etwa die 
X) keine bürgerliche Arbeiterpartei sei und daß sie keine organischen Wurzeln in 
ArbeiterInnenklasse hätte, die taktisch angesprochen werden mußten. Es 
land aber cine stärker werdende Minderheit in der IKL (1983 als TI" 
ründet), die langsam auf die revolutionäre Positionen überging, die von WP 
(wickelt worden waren: Die SPÖ war zwar eine bürgerliche Partei, die eine 
tchgchend bürgerliche Politik betrieb, jedoch bedeutete die organische 
bindung zur ArbeiterInnenklasse, daß sie gleichzeitig auch Ausdruck eines 
Itinlen politischen Klassenbewußtseins der ArbeiterInnenklasse war. Aus diesem 
rund können Revolutionäre mit den sozialdemokratisch wählenden Arbeitern und 
olterinnen auch eine Einheitsfront eingehen, in dem sie zur SP-Wahl aufrufen, 
ach gleichzeitig vor dem Verrat dieser Partei warnen und den Aufbau 
skontrollierter Kampfstrukturen der ArbeiterInnen gegen die drohenden 
yrilic vorschlagen. 
4 kam es zur Spaltung der IKL, nachdem sich die Differenzen zur Wahltaktik 
ý zum Reformismus als unüberwindlich herausgestellt hatten und noch eine 
orc wichtige Meinungsverschiedenheit klar geworden war. Hier ging es um die 
o, ob Revolutionäre die atomare Bewaffnung der Sowjetunion für prinzipiell 
lim erklären oder als Ausdruck der stalinistischen Militärpolitik verdammen 
ton. Dic T1 sah sich auch hier in Übereinstimmung mit den Positionen von WP 
der BRKIÍ, einem 1984 geründeten Kreis brüderlich verbundener 
Inlionärer Organisationen, zu dem neben WP und der IWG auch die 
urdeutsche GAM (die aus Teilen des aufgelösten SpaBu hervorgegangen war) 
die POF in Frankreich gehörten. Wer die Verteidigung der degenerierten 
erstaaten ernst nahm, mußte auch deren Recht anerkennen, im Ernstfall die 
ernsten, vom Kapitalismus hervorgebrachten Waffen zu verwenden. Im 
schied dazu war die IKL-Mehrheit unter dem Einfluß der kleinbürgerlich- 
Iintischen Friedensbewegung zur Position gelangt, daß sich ein Arbeiterstaat 
uin auf Massenvernichtungsmittel stützen dürfe, da dies die politisch 
tebte Verbrüderung mit dem Proletariat des Feindstaates unmöglich machen 
9. Dah dies auch dann unmöglich wäre, wenn der Arbeiterstaat vorher atomar 
luhtet würde, überging die IKL-Mehrheit gefließentlich. 


ahiz 1 

wgnng für eine revolutionär-kommunistische Internationale. Sie war eine internationale 
) wnoganisation von brüderlich verbundenen revolutionären Organisationen, aber noch 
imokratisch-zentralistisch organisiert. Ihr gehörten seit 1984 WP, IWG, POF und 
um, 1986 kam der ASt dazu. 1989 verwandelte sich die BRKI in die demokratisch- 
lintinche LRKI. 
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Über Jahre gipfelten die politischen Diskussionen in der IKL in de 
organisatorischen Frage, ob die IKL der BRKI beitreten sollte. Die Mehrheit lehr 
dies naturgemäß ab, was die IKL jedoch auf Jahre in eine internationale Isolierun 
führte. 


Von der Gründung zur kämpfenden Propagandagruppe 


Schon wenige Wochen nach der Spaltung wurde die Gruppe Arbeiterstandpui 

(ASt) gegründet und 1986 trat der ASt der BRKI® bei. Im ersten Jahr seind 
Existenz ging es darum, die programmatische Basis der neuen Organisatio 
öffentlich zugänglich und in der österreichischen Linken bekannt zu mache 
Mehrere umfangreiche Zeitungen wurden herausgegeben, die Aktivität der noo 
sehr kleinen Gruppe bestand im wesentlichen in politischen Diskussionen und ii 
Verkauf dieser Zeitungen. 

Der StudentInnenstreik 1987 bot aber schon die erste Gelegenheit über re 
Propaganda hinauszugehen. Der ASt stand dabei nicht nur an vorderster Front, 4 
es um die Durchsetzung und Ausweitung des Streiks gegen die bürgerliche 
streikfeindliche ÖH’ ging, dem ASt waren alle Initiativen zu verdanken, den Stre 
über die Universitäten hinaus bekannt zu machen und in der ArbeiterInnensch 
Verbündete gegen die Regierungsangriffe zu finden. So wurde auf unse 
Anregung hin eine Demonstration zum Elin-Werk durchgeführt, in dem es dan 
Entlassungen und einen Unmut der Beschäftigten dagegen gab. Es wurd 
Flugblätter an die arbeitende Bevölkerung verteilt, in denen zum gemeinsam 
Kampf gegen die Sparpolitik der Regierung sowie zur Solidarität mit d 
StudentInnen aufgerufen wurde. Als die Versöhnler von VSStÖ? und KSV? d 
Streik schließlich ausverkauften war es einzig der ASt, der diesen reformistisch4 
Verrat anprangerte und ihm ein revolutionäres Kampfprogramm entgegenhielt, 
Der ASt konnte sich durch diese Intervention stärken. Insbesondere kamen wir 
dem linken Flügel der mandelistischen SOAL!’ (österreichische Sektion des VS d 
IV.Internationale) in Kontakt, der über die lahme Intervention der eige 
Organisation frustriert und auf der Suche nach einer revolutionären Alternat 
war. Der größere Teil dieses Flügels konnte später gewonnen werden. Wir kon 
auch erfolgreich auf linke Basisgruppen (wie die LIAB'') und ebenso auf 
isoliert verbliene IKL einwirken, bzw. gelang es uns, auch von diesen Grupf 
einzelne für uns zu gewinnen. 
Wir kamen zusätzlich mit einer linken Organisation in Salzburg in Kontakt, d 
auch SOAL hieß, jedoch nichts mit dem VS zu tun hatte. Unsere zahlreic 


é Bewegung für eine revolutionär-kommunistische Internationale 

? Österreichische Hochschülerschaft 

8 Verband sozialdemokratischer Studenten, steht der SPÖ nahe 

? Kommunistischer Studentenverband, steht bis heute der KPÖ nahe 

10 Sozialistische Alternative (österreichische Sektion des Vereinigten Sckretariats der 
Internationale) 

!! Links-alternative Basisliste 
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Te 


ln Dokumente erwiesen sich nun als großer Vorteil, denn wir 
onnien die Salzburger GenossInnen relativ rasch (in einer 9 monatigen 
Dirkussionsphase) von den Grundlagen unserer Organisation überzeugen. Im 
rübjahr 1989 kam es zur Fusion, wodurch sich nicht nur die Zahl der "AStler" 
Wucnüber der Gründungskonferenz mehr als verdreifacht hatte, sondern der ASt 
durch die zweite Ortsgruppe einen Schritt in Richtung nationale Verankerung 
Wizen konnte. Aus dem ideologischen Zirkel der ersten Tage war innerhalb von 3 
Inhren cine respektable kämpfende Propagandagruppe geworden. 

Aber auch auf internationaler Ebene ging es mit großen Schritten vorwärts. Seit 
Knde 1988 arbeiteten wir in der BRKI an einem internationalen Programm. Als wir 
$a 1989 beschlossen, war damit auch die Basis gegeben, unsere internationale 
Birömung auf eine demokratisch-zentralistische Grundlage zu stellen. Wir nennen 
hin scit damals LRKT'? und unser Programm erschien bald darauf unter dem Titel 
uIrotzkistisches Manifest“ 


Intervention in die Krise des Stalinismus 


IYRY war der Beginn vom Ende des Stalinismus. Wir reagierten auf die Krise des 
Iinismus in doppelter Form. Einerseits erwarteten wir starke Reaktionen im 
bich der KPÖ, d.h. die Bereitschaft zumindest von Teilen der Mitgliedschaft 
Wosichts des Scheiterns ihrer Strategie selbstkritisch die eigene Vergangenheit zu 
torsuchen. Wir inspirierten und unterstützten Bemühungen, eine trotzkistische 
klion in der KPÖ zu gründen. Nur ein radikaler Bruch mit dem Stalinismus 
to dic KPÖ davor bewahrt, ein rein passiver Zuschauer des eigenen Niedergangs 
worden. Die Reaktion war gering, doch stießen einzelne Genossen zu uns, die 
die beklemmende Lähmung der KPÖ angesichts der Ereignisse in den 
dnlistischen Ländern" frustriert waren. 

tor zweiter Interventionsschwerpunkt seit dem Fall der Berliner Mauer war die 
t selbst. ASt-GenossInnen reisten immer wieder nach Ost-Berlin, um in der 
Isch-revolutionären Krise des ost-deutschen Arbeiterstaates zu intervenieren. 
F begannen auf der Basis eines konkreten Aktionsprogrammes für die politische 
Mution in der DDR zu arbeiten. Wir traten für eine revolutionäre Vereinigung 
Alternative zum kapitalistischen Anschluß und legten die ersten Keime für eine 
kistisch-leninistische Organisation. Einige ASt-GenossInnen lebten sogar für 
vro oder längere Perioden in Ost-Berlin, die zu Hause Gebliebenen 
tmiätzten die Arbeit literarisch bzw. durch die Produktion von 
gundamaterial. Tatsächlich gelang es die GAM-Ost aufzubauen, die später 
der GAM-West fusionierte. Noch heute befindet sich das Zentrum der GAM in 
in 

0 Orientierung auf die Krise des Stalinismus fand auch einen Ausfluß in 
pichen theoretischen Arbeiten. Wir publizierten ein Buch zu Jugoslawien, das 
Widersprüche im politischen und ökonomischen System des Titoismus und, 


ti eine revolutionär-kommunistische Internationale 
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daraus abgeleitet, das Aufbrechen der nationalen Widersprüche längst vor den 
offenen Kriegsausbruch analysierte bzw. richtig vorhersagte. Etwas später gabe 

wir ein Buch über Ungarns Weg in die kapitalistische Restauration heraus. Und wi 
publizierten Thesen und Resolutionen zu allen wichtigen Ereignissen in de 
Sowjetunion. In den Jahren 1990 bis 1992 war der ASt auch wesentlich an de 
LRKI-Intervention in der Sowjetunion beteiligt. Wir unterstützten die Herausgab 
einer russisch sprachigen revolutionären Zeitschrift, die uns mit linken Russen i 
Kontakt brachte. 

Der kleine ASt half somit tatkräftig am Aufbau der internationalen Organisatioi 
mit, viele seiner Kader können auf eine Reihe von internationalen Erfahrung 
zurückgreifen. 


Anti-rassistische Arbeit 


Zu Hause in Österreich wurde im Laufe des Jahres 1990 die ImmigrantInnenarbei 
immer wichtiger. Der Fall des eisernen Vorhanges hatte den Zuzug osteuropäisch 
Arbeiter und Arbeiterinnen verstärkt und in ganz Europa war es zu rassistisc 
Reflexen bzw. dem Anwachsen offen rassistischer politischer Kräfte gekomms 
Wir begannen zuerst in Salzburg mit einer Einheitsfrontarbeit, indem wir uns 
einzige Österreichische Gruppe am anti-rassistischen Komitee beteiligten. 
Dieses Komitee umfaßte v.a. Organisationen der türkischen und kurdisch 
ImmigrantInnen, konnte bis zu 300 Leute mobilisieren und hatte etwa . 
regelmäßige AktivistInnen. Es organisierte in den folgenden Jahren zahlreid 
Aktionen gegen die rassistischen Ausländergesetze, gegen individu 
Abschiebungen und gegen rassistische Praktiken von UnternehmerInnen. Uns 
Einheitsfrontpartner waren aber alle noch in der einen oder anderen Weise 
stalinistischen Vorurteilen geprägt und trotz mühsamer und geduldiger Propaga 
(auch in türkischer und später serbo-kroatischer Sprache) gelang es uns nicht, di 
ideologischen Barrieren zu durchbrechen. 
Das galt grundsätzlich auch für die ImmigrantInnenarbeit in Wien, die wir 
Sommer 1991 aufnahmen. Wir initiierten Einheitsfronten, suchten die Diskus 
mit linken Individuen und Gruppen aus der ImmigrantInnenszene und publiziei 
Analysen und ein Aktionsprogramm gegen den Rassismus. Dabei sammelten 
wichtige Erfahrungen in der politischen Arbeit mit ausländischen Arbeiterlı 
jedoch gelang es uns nie, eine Gruppe solcher Arbeiterinnen zu gewinnen W 
damit einen Einbruch in die von stalinistischen Sekten geprägte l 
ImmigrantInnenszene zu machen. 


Revolutionäre Arbeit gegen den Irak-Krieg 


Vom August 1990 an war die Arbeit gegen die imperialistische Intervention 
Nahen Osten ein Schwerpunkt des ASt. Wir initiierten die Gründung € 
antiimperialistischen Komitees in Wien, das für die Niederlage der USA und 
Verbündeten eintrat. Der ASt blieb die führende Kraft in diesem Komitee, 
gewissermaßen den linken Flügel der Antikriegsbewegung bildete. Wir kritig 
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den pazifistischen Zugang der Grünen und der KPÖ und forderten offen den Sieg 
Wer Irak. Dieser wäre nur durch eine breite Massenmobilisierung in der gesamten 
irubischen Welt möglich gewesen, die zugleich die Hussein Diktatur unterminieren 
und möglicherweise stürzen hätte können. 

Mit unserer Forderung eckten wir jedoch bei vielen österreichischen radikalen 
Linken (z.B. auch beim Vorwärts) an, die sich lieber mit einem vagen Anti- 
Imperialismus begnügten (US-Truppen raus aus dem Nahen Osten!), aber nicht 
Angeben wollten, wie denn diese Forderung umgesetzt werden sollte. Insbesondere 
die RKL”? kritisierte uns, jedoch gelang es ihr offensichtlich nicht einmal die 
Alyenen Leute von ihrer Position zu überzeugen, denn wenige Monate später traten 
fei Genossen von der RKL zu uns über. 


duposlawien 


Wie schon erwähnt hatte sich der ASt schon sehr früh mit Jugoslawien befaßt und 
ar daher schneller als alle anderen linken Gruppen in der Lage, dic 
ppuratistischen Bewegungen in Jugoslawien einzuschätzen. Die meisten Linken 
fapiericn konservativ und versuchten sich dem nationalen Zerfall Jugoslawiens 
rch ein blutleeres Bekenntnis zu einem multi-nationalen Jugoslawien 
gegenzustellen. Es wurde nicht verstanden, daß Titos Jugoslawien bei weitem 
n demokratischer und freiwilliger Zusammenschluß verschiedener slawischer 
d nicht-slawischer Völker war, sondern cin zunehmend repressiver werdender 
Bikerkerker, indem die serbische Volksgruppe eine eindeutige Dominanz im 
hl, v.a. im Repressionsapparat, hatte. 

ı dem Zeitpunkt an, an dem sich die slowenischen und kroatischen 
siterInnenklassen durch große Mehrheiten bei den entsprechenden Referenden 
die Loslösung festgelegt hatten, unterstützten wir die Loslösung, traten aber 
noyuent gegen die kapitalistische Restauration auf, indem wir dic Forderung 
h einem "Räte-Siowenien'”" und einem "Räte-Kroatien" aufstellten. Von den 
on verlangten wir, daß sie ihrerseits der serbischen Minderheit das 
Aulbestimmungsrecht zugestehen mußte, wenn sie selber darauf Anspruch erhob. 
Bosnien mit seiner hochgradigen ethnischen Durchmischung konnte die 
mtion von Jugoslawien hingegen keine Lösung darstellen. Wir traten 
went und von Anfang an für den Erhalt eines multi-ethnischen Bosniens ein. 
bosnische Krieg entwickelte sich jedoch rasch zu einem gegen die Moslems 
Weten Vernichtungsfeldzug der Serben und Kroaten. Der Imperialismus 
to zwar ab und zu dagegen, ließ die Vertreibung der Moslems aber im großen 
ganzen geschehen (siehe z.B. Srebrenica). Die internationale 


Wlulonär Kommunistische Liga, Nachfolgeorganisation der durch mehrere Spaltungen 
Austiitte geschwächten Rest-IKL. 

vi ite-Slowenien, bzw. Räte-Kroatien verstehen wir ein Slowenien bzw. Kroatien, 
Niutsupparate sich auf demokratisch gewählte Arbeiter- und Bauernräte stützen 
n also „gesunde“ ArbeiterInnenstaaten. 
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ArbeiterInnenklasse (und an erster Stelle marxistische RevolutionärInnen) mu 
nun die Moslems verteidigen. 

All dies schloß jedoch nicht aus, daß in Österreich etwas gegen die anti-serbisc 
Hetze in den Medien und überhaupt in der Öffentlichkeit getan werden mußte. I 
Sommer 1992 getrauten sich serbische ImmigrantInnen teilweise nicht mehr z 
ihrer Nationalität zu stehen aus Angst vor Beschimpfung oder sogar Mißhandlung: 
In dieser Situation war es wieder der ASt, der als einziger in der Wicner Linken d 
Solidarität mit den serbischen Klassenbrüdern und -schwestern praktisch 
wenden versuchte. Da uns die österreichische Linke schamlos im Stich ließ u 
von österreichischer Seite nur der ASt zu der Solidaritätsdemo aufrief, gelang € 
leider rechten serbischen NationalistInnen die Demo zu hegemonisieren und di 
vereinbarten Losungen (die u.a. auch gegen den serbischen Nationalismus gerichte 
waren!) in den Hintergrund zu drängen. Die Demo wurde ein Mißerfolg. 


Jugendarbeit 


Es war auch im Jahre 1992, daß wir begannen, die Radikalisierung 
Jugendlichen für den Aufbau einer revolutionären Jugendorganisation zu nütze 
Wir intervenierten zunächst in der Wiener SJ, in der es bürokratiso 
Säuberungsmaßnahmen gegeben hatte und wir solidarisierten uns klarerweise 
den gemaßregelten Linken. Jedoch war es notwendig, auch die in diese 
Politikfeld dominierende Vorwärts-Strömung zu kritisieren, da diese auf Gr 
ihres strategischen Entrismus-Konzeptes keine konsequente Kampfführung geg 
die Parteibürokratie verfolgte. 

Unser zentrales Augenmerk war aber auf den Aufbau von Intakt’ als autonon 
revolutionärer Jugendorganisation gerichtet. Intakt begann eine eigene Zeitscl 
herauszugeben und verschiedene Schulungs- und Diskussionszirkel auf 
Universität anzubieten. In einer ersten Phase sollten einige StudentInnen gewonn 
werden, um dann mit verstärkten Kräften um Schüler und Schülerinnen werben 
können. Das Konzept ging ein Stück weit auf, tatsächlich stießen eine Reihe 
jungen Leuten zu Intakt, jedoch entwickelten sich ab dem Herbst 1993 a 
zunehmende Differenzen zwischen einzelnen Jugendführern und der 
Mehrheit. 

1994 spitzten sich die Differenzen weiter zu. Die Minderheit im ASt entwio 
immer deutlichere Züge eines passiven Propagandismus'® und stellte 
Möglichkeit eines revolutionären Parteiaufbaus schließlich überhaupt in F 
Diese Position wurde zuerst im wesentlichen damit begründet, daß die historiso 
Niederlagen der ArbeiterInnenbewegung, die sich nicht zuletzt im Zusammmenb 


5 Internationalistische Aktion, Revolutionäre Jugendorganisation in Sympathie mit d 
ASt. 

lé Revolutionäre Propaganda wird hier nicht verbunden mit einem aktivistisd 
Engagement in den realen Kämpfen. Insbesondere wird die Beteiligung an Aktionseinl 
abgelehnt. 
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der Sowjetunion ausdrückten, derart ungünstige Bedingungen für den 
fovolutionären Parteiaufbau hervorgebracht hätten, daß dieser praktisch unmöglich 
peworden wäre. In einer solchen Situation müsse man sich bis auf weiteres auf 
Theorie und Analyse konzentrieren. Später wurden zu diesen Argumenten auch 
noch Zweifel am leninistischen Parteimodell insgesamt hinzugefügt, insbesondere 
wurde die Notwendigkeit der klaren Abgrenzung gegenüber dem Zentrismus 
Immer mehr abgelehnt. 

Im Sommer 1994 kam es zur Spaltung. Der ASt wurde empfindlich geschwächt, 
aber Intakt wurde überhaupt zerstört. Der kleinbürgerliche Einfluß hatte bereits 
Mehr als die Hälfte der Jugendgruppe erfaßt und die Demoralisierung der anderen 
Awang dazu, Intakt aufzulösen. 

Jedoch blieb dies nicht der letzte Versuch zum Aufbau einer revolutionären 
Jugendorganisation. 1995 wurde „Contra - for revolution“ gegründet. Es entstand 
in unserer Intervention in die Schülerinnenbewegung gegen das erste Sparpaket. 
‘ontra war von vornherein auf SchülerInnen orientiert und hatte ein deutlich 
kiivistischeres Selbstverständnis als Intakt. Die Schüler-Aktivitäten gegen das 
Woite Sparpaket im Herbst 1995 führten zur Gründung von Contra-Salzburg und 
meinsam mit einzelnen Schülern aus anderen Orten wurde im Februar 1996 
Konira als nationale Struktur gegründet. Im Mai 1996 gab sich die Jugendgruppe 
on neuen Namen und heißt jetzt "REVOLUTION" (die Zeitung trägt den Namen 
EVO“). 


rlebsarbeit 


Die brachiale Sparpolitik der Regierung Vranitzky erzeugte v.a. im den Betrieben 
Öffentlichen Dienstes zunehmend Unruhe und Widerstandsbereitschaft. Der 
I wartete nicht lange und versuchte auch diese Klassenkampfpotentiale 
nzutreiben. GenossInnen von uns kandidierten als Personalvertreter (v.a. im 
ulschulbereich erfolgreich) bzw. begannen mit Betriebsarbeit in anderen 
vichen des Öffentlichen Dienstes. Unser Ziel ist dabei ein mehrfaches: Durch 
Herausgabe von Betriebsbulletins und durch die beständige Beteiligung an bzw. 
Vorantreibung der spontanen Proteste gegen die zahlreichen Sparmaßnahmen 
lon Kreise von kampfbereiten Beschäftigten herausgebildet werden. Diese sollen 
listen bei BR- bzw. PV-Wahlen in Erscheinung treten. Gleichzeitig versuchen 
als ASt den aktivierten bzw. kampfbereiten ArbeiterInnen auch weitergehende 
Mische Antworten verständlich zu machen, d.h. auch revolutionäre Propaganda 
Ņ machen. Dies stößt naturgemäß auf zahlreiche Schwierigkeiten, ist jedoch der 
ige Weg, wie wir eine Verankerung in der ArbeiterInnenklasse und in den 
sikschaften erreichen können. 


»Kreik 1996 


kozialen Widersprüche treten seit etwa 2 Jahren auch in Österreich wieder 
ı in Erscheinung. Hintergrund dafür ist die weltweite Profitkrise des 
ulistischen Systems, die die herrschende Klasse und ihre Regierungen dazu 
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Editorial 


Die Geschichte, die in dieser Nummer von Marxismus erzählt wird, ist dic 
Geschichte der revolutionären Bewegung in Österreich seit Mitte der 20er Jahre. Es 
ist die Geschichte derjenigen, die gegen die sozialdemokratische Integration der 
Arbeiterbewegung in das kapitalistische System ankämpften. Es ist die Geschichte 
derjenigen, die gegen die stalinistischen Politik der friedlichen Koexistenz mit dem 
Imperialismus, der Volksfront mit Teilen der Bourgeoisie und die Unterordung 
unter die Interessen der sowjetischen Bürokratie die politische Unabhängigkeit der 
Arbeiterklasse verteidigten. Es ist die Geschichte derjenigen, die - mit tauglichen 
und weniger tauglichen politischen Positionen - versuchten, in Österreich einen 
Beitrag zur internationalen Revolution der Arbeiterklasse und zur Errichtung einer 
rätedemokratischen sozialistischen Weltrepublik zu leisten. 
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In int die Geschichte einer Bewegung, die gegen den Strom schwamm, die in 
Opposition zur Rechtsentwicklung in der Zwischenkriegszeit, zur faschistischen 
Diktntur und schließlich zur jahrzehntelangen relativen Stabilität des Kapitalismus 
noh 1945 stand. Es ist in der Folge auch die Geschichte einer politischen 
Nirömung, die - wie jede Bewegung in Isolation und Defensive - eine Reihe von 
Internen Auscinandersetzungen, Richtungsstreitigkeiten und  sektiererischen 
Verhultensweisen hervorgebracht hat. Es ist die Geschichte derjenigen, die unter 
ir Rovolutionäre sehr schlechten Bedingungen - mit unterschiedlichen Erfolg - 
huriniickig versuchten, das Beste rauszuholen, Grundlagen für spätere günstigere 
Nodingungen zu legen. 

Daboi hat sich cin reichhaltiger Erfahrungsschatz angehäuft - Erfolge und 
Mildorfolge im Organisationsaufbau, Errungenschaften und Fehler in politischen 
Iragon, Einflüsse von Gesellschaft und reformistischer Arbeiterbewegung und der 
Umgang damit ctc. Aus diesen Erfahrungen lassen sich eine Reihe von Lehren und 
Nuhlulfoigsrungen für die gegenwärtige und zukünftige revolutionäre Bewegung 
nblelten. Dann auch wenn sich die heutige gesellschaftliche Lage in Vielem von 
dan Wer Juhron oder den SOcr Jahren unterscheidet, so sind etliche Problematiken 
weiter exinton; weilgchende Isolation der revolutionären Kräfte von der realen 
Arßollorbowegung. Spannungsfeld zwischen opportunistischer Anpassung und 
söhtlororinch-verknöcherter Abschottung, Frage der politisch-programmatischen 
Nngo/Wolle einer Organisation. Aus diesbezüglichen und anderen Erfahrungen des 
Anterrolchischen Irotzkismus der letzten Jahrzehnte zu lernen, bedeutet 
letsiondlich nuch, das - positive und negative - Erbe der vorangegangen 
(ienerutionon von revolutionären Kiimpfern produktiv aufzunehmen. 


kwh k 


Im Zentrum dienor Nummer 9 von Alarxismus stecht cine ausführliche Arbeit von 
IHrloh Angervr, dlo vinon Überblick über die Entwicklung des Trotzkismus in 
(erreiuh von sinon Auflingon in den 20er Juhren bis heute gibt. Sie konzentriert 
sioh dubel nur die bisher kuum orforschten späten 40er und 50er Jahre. In der 
Nkisae Ubur den önterrolohlnchen Trotzkismus in den letzten dreißig Jahren zeigt 
sioh oinorsolis oin deutlicher Umgruppierungsprozch, andererseits, daß das relative 
Ciowicht dor 'Trotzkisten In der Linken gestiegen ist. 

Außerdem habon wir für diese Nummer den verschiedenen bestehenden Gruppen 
un trotzkintischer Tradition angeboten, cinen Beitrag über die eigene Geschichte 
‚u vorlon, Wir haben dabei angeregt, daß es sich dabei nicht um 
Ruhönftirberelen handeln soll, sondern um differenzierte Darstellungen, die auch 
Itnwicklungsphasen und Schwierigkeiten der jeweiligen Organisation 
problomatisioren, Wir haben uns außerdem vorbehalten, Texte, die sich 
Iwinplelnweise nicht auf die Geschichte der eigenen Gruppe, sondern auf Attacken 
yeyen andere Gruppen konzentrieren, abzulehnen. Das Angebot angenommen 
hawn jedenfalls die Gruppe ArbeiterInnenstandpunkt (ASt). die Revolutionär 
kommunistische Liga (RKL), die Sozialistische Alternative (SOAL) und die 
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(degenerierten) Arbeiterstaaten gegen den Imperialismus verbindet, eine Strömung, 
die für eine internationale revolutionäre Überwindung des Kapitalismus und 
rätedemokratisch organisierte Planwirtschaften eintritt. 


I. Überblick über den österreichischen Trotzkismus 1925 - 1945 
1. Bürokratisierung der Sowjetunion & Stalinisierung der Komintern 


Auf die russische Oktoberrevolution war ein dreijähriger, von heimischen | 
Reaktionären und den imperialistischen Mächten angezettelter Bürgerkrieg gefolgt. | 
Seine Auswirkungen waren für die junge Sowjetrepublik ökonomisch und politisch 
verheerend: Die Wirtschaft war zerstört und überdies von der internationalen 
Blockade betroffen. Durch das System des sogenannten Kriegskommunismus konnte 
mittels zentralisierter und autoritärer Leitung während des Chaos des Bürgerkrieges 
zumindest teilweise eine Grundversorgung aufrechterhalten werden - damit wurde 
aber der Untergrabung der Arbeiterkontrolle in den Betrieben und der späteren 
Bürokratisterung Vorschub geleistet. Außerdem hatten der Zusammenbruch der 
Industrieproduktion, die unvermeidliche Schließung vieler von Blockade und Krieg 
betroffener Großbetriebe während des Bürgerkrieges und die massive Abwanderung 
der politisch aktivsten Arbeiter zur Roten Armee den Arbeiterräten ihre Grundlage 
entzogen und die Arbeiterdemokratie entscheidend geschwächt - was ebenfalls die 
spätere Bürokratisierung erleichterte. Schließlich waren angesichts der 
Notwendigkeit möglichst großer Geschlossenheit in der schwierigen Situation in der 
Partei ein - zeitlich begrenztes Fraktionsverbot beschlossen worden, wodurch 
ebenfalls die Ausschaltung der Rätedemokratie und die Krrichtung einer 
bürokratischen Diktatur über die Arbeiterklasse begünstigt worden war 


Am schwersten hatte aber freilich das Ausbleiben der Weltrevolution gewogen. Die 
Bolschewiki hatte von Anfang an in der russischen Revolution nur den Auftakt zur 
internationalen und in der Ausbreitung der Revolution auf die entwickelteren Länder 
- vor allem auf Deutschland - die Voraussetzung für die positive weitere Entwicklung 
des russischen Sowjetstaates gesehen. Nach dem Scheitern der Räterepubliken in 
Ungarn und Bayern und der deutschen Revolution insgesamt, das neben dem Verrat 
der Sozialdemokratie teilweise auch durch sektiererische Fehler und die 
Unerfahrenheit der dortigen KPen verursacht worden war, war das rückständige 
Rußland isoliert geblieben. Als Folge des Abflauens der revolutionären 
Nachkriegskrise im Westen hatte die revolutionäre Kommunistischen Internationale 
(Komintern) ab 1920/21 auf die Zinheitsfrontpolitik gesetzt, d.h. darauf, die 
sozialdemokratischen Arbeiter durch Angebote der Zusammenarbeit mit deren 
Führung von der Richtigkeit der eigenen Politik zu überzeugen. 


Dadurch konnte die Entwicklung zur Bürokratisierung in der - auf revolutionäre 
Unterstützung aus dem Westen angewiesenen - Sowjetunion selbst aber nicht 
verhindert werden. Die Bürokratie, die sich zu großen Teilen aus alten zaristischen 
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Henmten tekrutiente, konnte die Macht der Sowjets und die Arbeiterdemokratie, die 
lach den Burgeiksieg ohnehin schon stark zersetzt worden waren, immer mehr 
sinken Lenin, der diese Entwicklung erkannte, führte seinen letzten Kampf gegen 
‚lie burokralisehe Degeneration der Sowjetunion. Er starb aber bereits im Jänner 
WE ohne seine Autorität wirklich in die Waagschale werfen zu können. 


Ahıtte der 2061 Jahre gewann die Bürokratie in der rückständigen und isolierten 
Suyjeiumen endgultig die Oberhand über die Arbeiterdemokratie. Der mit der 
Almilerklasse verwachsene proletarische Halbstaat wurde immer mehr durch einen 
Want mit einen abgehobenen Beamten- und Polizeiapparat ersetzt. Es fand eine 
poltsi he Konterrevolution statt, in der die Bürokratie die Arbeiterklasse politisch 
endete Auf ökonomischer Ebene wurden die ursprünglichen Pläne der 
Moba hewiki - eine von den Räten demokratisch geplante Wirtschaft entsprechend 
ilen Hedu fnissen der Arbeiter und der armen Landbevölkerung - von der Bürokratie 
Wiwe geschoben und eine bürokratisch geplante, auf die Bedürfnisse der 
Iwrinchenden Kaste ausgerichtete Wirtschaft etabliert. 


ist Genen Josef Dschugaschwili, genannt Stalin, der in der Revolution kaum eine 
Walle espnelt hatte, aber den Parteiapparat kontrollierte, gelangte an die Spitze der 
Make  Schrittweise beseitigten seine Clique und die Bürokratie die 
rlenlenmokiatie und schalteten jede mögliche Opposition aus. Nach einem Bündnis 
mit Gungan Sinowjew und Lew Kamenew, die die Stalin-Fraktion 1925 
ausimmöviienle, bildete er bis 1928 einen Block mit dem rechten Flügel um Nikolai 
Ilm Ab 1927, als die Linksopposition um Leo Trotzki, Eugen Preobraschenski, 
U litt Rukowski und Juri Pjatakow zerschlagen worden war, war die Herrschaft 
‚les Immokıntischen Apparats konsolidiert. 


Ir Siuherumgen und politischen Verfolgungen der stalinistischen Bürokratie 
i heten ch im besonderen gegen die bolschewistischen Kader. Die Partei wurde 
u Iinmertonentierten Bürokraten aufgefüllt, die der Stalin-Fraktion ergeben waren 
und el die die politisch bewußten Mitglieder an den Rand gedrängt wurden. 
umehmemd wurden oppositionelle Mitglieder gemaßregelt, aus der Partei 
Mape hilan udler/und verbannt. Den Schlußpunkt dieser Entwicklung bildeten die 
Epron Alaoskumer Prozesse 1936-1938, in denen sämtliche noch lebende 
bewi Alıtyeheder außer Stalın - aus der Zeit der Revolution und des 
Mph pens (meh absurde und gefälschte Anschuldigungen und erfolterte 
ml als faschistische Agenten oder ähnliches verurteilt, in den Selbstmord 
elle ade hingerichtet wurden. 


ie maie Theorie wurde unter der Diktatur der Stalinisten in dogmatisch 
wawe Lelusitze des sogenannten Marxismus-Leninismus verwandelt. Das von 
hren ntwickelte Konzept des Sozialismus in einem Land war die politische Antwort 
da dokaa anf das Ausbleiben der Revolution in den anderen Ländern: Gingen 
hr Hobe howiki davon nus, daß nur die internationale Revolution die Degeneration 
Is nwgn verhimdern könnte, erklärten die Stalinisten nun, daß nicht nur eine 
PE E nwi khung der sowjetischen Übergangsgesellschaft möglich wäre, sondern 
u die Verwirkhehung des Sozialismus in der Sowjetunion alleine. Dabei handelte 

ach vor allem um eme Theoretisterung der Eigeninteressen der herrschenden 


Bürokratie. Diese war an einer erfolgreichen proletarischen Revolution und del 
Errichtung von funktionierenden Rätedemokratien im Westen gar nicht interessiert 
weil dadurch auch ihre Herrschaft gefährdet werden hätte können. Hingegen stärkteı 
die Niederlagen der Revolutionen in Deutschland 1923 und in China 1927 die Mach 
der Bürokratie in der Sowjetunion, weil der Bevölkerung nun besser verkauft werderf 
konnte, daß die Ausrichtung auf die internationale Revolution nichts bringe. 


Die stalinistische Politik führte auch zu starken Schwankungen der sowjetischer 
Innen- und Außenpolitik: Bis 1928 weigerte sich Stalin, die von der Linksoppositio 
geforderte geplante und schrittweise Industrialisierung umzusetzen, um sein Bündnis 
mit den Kulaken (den Großbauern) nicht zu gefährden. Als die Kulaken in der Folge 
immer mächtiger wurden und 1928 die Lebensmittelversorgung der Städte bedrohten, 
änderte Stalin die Linie um 180 Grad: Es wurde eine unvorbereitete, unsystematischd 
und überhastete Industrialisierung begonnen, die mit brutaler Gewalt umgesetzfi 
wurde und die in der Bauernschaft Millionen unnötiger Opfer kostete.” 


Und auch international verfolgte die stalinistische Führung ab 1928 eine ultralinke 
Politik. Die sozialdemokratischen Parteien wurden in dieser sogenannten 3. Periode 
als sozialfaschisiisch bezeichnet. Neben der Kampfunwilligkeit der 
sozialdemokratischen Führungen war diese Haltung der Stalinisten eine wesentliche 
Ursache dafür, daß eine Zusammenarbeit der Arbeiterparteien zur Abwehr des 
Faschismus verunmöglicht wurde - wodurch die Machtergreifung der Nazis 1933 
begünstigt wurde. Durch die Katastrophe in Deutschland aufgeschreckt, änderten die 
Stalinisten ihren Kurs erneut um 180 Grad und entwickelten das Konzept der 
Volksfront. Angestrebt wurde jetzt nicht nur ein Bündnis mit den anderen 
Arbeiterparteien, sondern auch mit der sogenannten demokratischen Bourgeoisie) 
gegen den Faschismus. Diesem Bündnis wurden die Interessen der Arbeiterklasse | 
geopfert. Das führte etwa in Spanien dazu, daß die Stalinisten gemeinsam mit 
liberalen Bürgerlichen die für die soziale Revolution kämpfenden Arbeiter 
unterdrückten, die revolutionäre Offensive gegen den Faschismus abwürgten und so 
den Sieg Francos erleichterten.* Das Konzept der Volksfront, das nichts anderes als 
eine Neuauflage des menschewistischen Etappenkonzept darstellt, wurde am 7. 
Weltkongreß der Komintern 1935 offiziell beschlossen und war ab damals die 
verbindliche Leitlinie des Stalinismus. Die Konsequenz des Konzepts, die sogenannte 
friedliche Koexistenz mit den imperialistischen Mächten, steht in engem 
Zusammenhang mit dem Modell des Sozialismus in einem Land. Nichtsdestotrotz 
gab es weiter - je nach den aktuellen Bedürfnissen der Bürokratie - erhebliche 
Schwankungen in der sowjetischen Außenpolitik (z.B. Hitler-Stalin-Pakt 1939). 


Die ganze Entwicklung wirkte sich natürlich auch besonders auf die Komintern aus: 
Ab Mitte der 20er Jahre wurde die Stalinisierung in die verschiedenen Sektionen der 
Komintern getragen. 1927 waren auch in der Komintern (beispielsweise in Österreich 


? siehe zur Bürokratisierung der Sowjetunion: Leo Trotzki/Schriften 1.1 und 1.2: 
Sowjeigesellschaft und stalinistische Diktatur 1929-1940, Hamburg 1988; Arbeitsgruppe 
Marxismus: Der „reale Sozialismus “, in: Marxismus Nr.2, Dezember 1994. | 
* siehe dazu: Felix Morrow: Revolution und Krieg in Spanien, Essen 1976; Pierre Broue / 
Emile Temine: Revolution und Krieg in Spanien, 2 Bde., Frankfurt/Main 1968. 
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mler Doutschland) nahezu alle Oppositionsströmungen ausgeschaltet. Die Komintern 
wurde von einem Instrument der Weltrevolution zu einem außenpolitischen 
Werkzeug dor stalinistischen Sowjetbürokratie verwandelt, das jede Wendung 
mitmnchte und jeden Auftrag umsetzte. 1943 wurde sie schließlich von Stalin 
aufyelönt, um don westlichen Alliierten nachdrücklich zu signalisieren, daß sie keine 
welltevolutionären Absichten zu befürchten hätten.” 


3, Kinintehung und Entwicklung des internationalen Trotzkismus bis 1945 


Dio Internationale trotzkistische Bewegung entstand im wesentlichen aus der 
Linkiopposition gegen die Bürokratisierung der Sowjetunion und der Komintern. Die 
Ilnknoppositionellen gebrauchten zur Selbstcharakterisierung anfänglich keineswegs 
den Bogriff Zrotzkismus, sondern bezeichnten sich als Bolschewiki-Leninisten - 
womit nie gegen die Stalin-Clique ihren Anspruch anmeldeten, die rechtmäßigen 
Krhen der Partei der Oktoberrevolution zu sein. Erst als durch die stalinistischen 
ffhmierungskampagnen 7rotzkismus als Bezeichnung für die Linksopposition 
wellgeliend üblich wurde, nahmen ihn die Mitstreiter Trotzkis positiv an - auch wenn 
He wellorhin Begriffe wie Bolschewiki-Leninisten, Revolutionäre Kommunisten oder 
Newlutiondre Marxisten bevorzugten. 


In der ernten Phase der trotzkistischen Bewegung, 1923-1929, existierte noch keine 
Interintlonal zusammengefaßte linksoppositionelle Bewegung, sondern lediglich die 
Mulmhwwistisch-leninistische Fraktion in der Sowjetunion. Diese hatte zwar 
Oleninnungsgenossen und Sympathisanten in anderen Komintern-Sektionen, faßte sie 
aber - In der Hoffnung auf eine baldige Besserung der Lage in der Sowjetunion - 
lange nicht systematisch zu einer zentralisierten Bewegung zusammen. Dadurch 
Wurde wichtige Zeit verloren, wurden wichtige Chancen, wie die der Integration des 
tolatlv sinken linksoppositionellen Zeninbundes in Deutschland 1927, nicht im 
möglichen Ausmaß genützt. 


Die amwjetische Linksopposition und ihre internationalen Symathisanten formierten 
h nwinuhen 1923 und 1929 im wesentlichen um drei Fragen: erstens um die Politik 
der Nowjotunion, wobei die Linksopposition dabei gegenüber dem rechten Kurs 

von Stall und Bucharin die Vorbereitung und Durchführung einer schrittweisen 

Induntvlalisiorung forderte und für die Ausrichtung auf die Weltrevolution kämpfte.° 

Wer vwoite Punkt war das sogenannte anglo-russische Komitee, ein Komitee 

awinuhen russische und britischen Gewerkschaften, daß von den Stalinisten - 

eilaprochond ihren ebenso bornierten wie kurzsichtigen außenpolitischen Interessen - 

meh während dem 10-tägigen Generalstreik in Großbritannien im Mai 1926 

wulteohterhnlien wurde, obwohl dieser Streik von der britischen 

(iewerkschnitsführung verraten wurde und sich die Kooperation der sowjetischen 


taiohia zur Kntwicklung der Komintern: Pierre Frank: Die Geschichte der Kommunistischen 
Mermuttonule 1919-1943, 2 Bde., Frankfurt/Main 1981 

wohn tnan, Loo Trotzki: Der neue Kurs, 1924, Berlin 1972; Eugen Preobraschenski: Die 
Kene Okonomik, 1926, Berlin 1971. 


Führung mit diesen Gewerkschaftsspitzen für die britischen Kommunisten äuße 
negativ auswirkte. Beim dritten Punkt handelte es sich um die Kritik 
Linksopposition an der stalinistischen Politik in der chinesischen Revolution (192 
1927), die zur Unterordnung der chinesischen Kommunisten unter die bürgerlic 
nationalistische Kuomintang Tschiang-Kei-Tscheks führte - und schließlich zun 
Massaker yon Shanghai, das die Kuomintang unter Kommunisten und Arbeite 
anrichtete.’ Anläßlich des 10. Jahrestages der Oktoberrevolution wurde im Novembe 
1927 von der Bürokratie ein schwerer Schlag gegen die Linksopposition geführt 
Verhaftungen, Einschüchterungen, Verbannungen etc. Diese Terrorwelle, die di 
feste Etablierung der stalinistischen Konterrevolution markiert, endete schließlich mi 
der Abschiebung Trotzkis in die Türkei 1929.8 


Von dort begann der wichtigste Führer der nunmehr stark geschwächte 
sowjetischen Linksopposition mit dem systematischen Aufbau der /rternationale 
Linksopposition (ILO). Trotzki und seine Mitstreiter hielten in der nächsten Pha 
(bis 1933) weiter an der Perspektive der Reform der Komintern fest, d.h. an de 
Ziel, die Komintern wieder in ein Instrument der Weltrevolution umzuwandeln; 
Trotzki ging dabei davon aus, daß in der Komintern drei Strömungen bestanden 
hätten - der reformistische rechte Flügel, das bürokratische Zentrum und di 
bolschewistische Linksopposition. Der Kampf der Linksopposition stand in diese 
Phase weiterhin im Zeichen der Opposition gegen das Konzept des Sozialismus i 
einem Land und gegen die Bürokratisierung, im speziellen aber gegen den damalige 
ultralinken Kurs der Stalinisten - d.h. gegen die überhastete Industrialisierung in de 
Sowjetunion und gegen die Abkehr von der Einheitsfrontpolitik gegenüber de 
Sozialdemokratie in Westeuropa. Besondere Aufmerksamkeit widmeten die 
Trotzkisten dem Aufstieg des Faschismus in Deutschland (und Österreich), indem sie 
mit allen verfügbaren Kräften die aktive und kämpferische Einheitsfront de 
Arbeiterorganisationen gegen die Faschisten propagierten und auch in der Praxis 
vorexerzierten.” 


Aus der katastrophalen Versagen der KPD in Deutschland 1933 zog die ILO i 

März 1933 den Schluß, daß die KPD nicht mehr zu reformieren sei und deshalb i 
Deutschland eine neue revolutionäre Partei aufgebaut werden müsse. Als sich die 
Komintern zu einer offenen Selbstkritik unfähig erwies, kamen Trotzki und seine 
Mitstreiter ab Juni 1933 zu dem Ergebnis, daß sie als revolutionäre Internationale deg 
Arbeiterklasse gestorben sei und daß es notwendig sei, eine neue Weltparte 
aufzubauen. Ab Oktober 1933 sah man auch die Reform der KPdSU als hoffnungslo 
an und trat von nun an für eine politische Revolution gegen die bürokratisc 


7 siehe dazu: Leo Trotzki: Ergebnisse und Perspektiven der chinesischen Revolution, 1928 
in: Leo Trotzki/Schriften 2.1: Über China 1928-1940, Hamburg 1990, S.335-391. 


® zur Entwicklung der sowjetischen Linksopposition siehe: Ulf Wolter (Hrsg.): Die Li 


Opposition in der Sowjetunion 1923-1928, Dokumente, 6 Bde, Berlin 1976. 
? siche dazu: Leo Trotzki: Schriften über Deutschland, 2 Bde., Frankfurt/Main 1971. 
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llørrnohalt in der Sowjetunion ein'”, durch die die Arbeiterklasse sich die politische 
Maohi zurücknehmen und die geplante Wirtschaft rätedemokratisch organisieren 
milio 

Aun dor Aufgabe der Reformperspektive bezüglich der Komintern wurden ebenfalls 
IVJ3 die organisatorischen Schlußfolgerungen gezogen: Die ILO wurde in die 
Imernatiomde Kommunistische Liga (IKL) umgewandelt. Dieser Name drückte 
hørelts dio Eigenständigkeit aus, zeigte aber gleichzeitig an, daß man sich noch nicht 
ala nouo Internationale deklarierte. Entsprechend diesem Selbstverständnis versuchte 
man in der Folge, verschiedene subjektiv revolutionäre Kräfte außerhalb der 
Komintern (und der 2. Internationale) zu gruppieren, um mit ihnen gemeinsam eine 
neue (4.) Internationale zu gründen. Das führte bereits 1933 zur sogenannten 
hiklarung der Vier, die die IKL gemeinsam mit der deutschen SAP und den beiden 
hlederländischen linken Organisationen OSP und RSP'' herausgab und die sich für 
die Notwendigkeit einer neuen Internationale aussprach. 


Die Versuche, Kräfte für eine neue Internationale zu sammeln, führten schließlich im 
Herbai 1934 zum sogenannten Entrismus. Diese von Trotzki angeregte Taktik 
hedetets, daß Revolutionäre in Situationen sich zuspitzender Klassenkämpfe in 
Mlerminiinche Parteien eintraten, um dort die Konflikte zwischen der kampfbereiten 
Arbelterhinnis und der abwiegelnden Führung zuzuspitzen, Teile der reformistischen 
Arbelter Ir das revolutionäre Programm zugewinnen - und quantitativ gestärkt den 
Bruch mit der reformistischen Führung herbeizuführen. Diese Taktik wurde in den 
UBA und in Belgien sehr erfolgreich angewandt. In Frankreich hingegen konnte 
kaum davon profitiert werden. Ein Grund für den Mißerfolg in Frankreich lag darin, 
daß dar Iintrismus der Ligue Communiste, der französischen Sektion der IKL, in die 
sonlaldeimokratische SFIO intern stark umstritten war. Generell führte die Entrismus- 
Faktik In dor internationalen trotzkistischen Bewegung zu erheblichen Konflikten und 
Malte - wie wir sehen werden - auch für den österreichischen Trotzkismus wichtige 
Kanseuuonzen. 


E Man kann sicherlich darüber streiten, ob diese Chronologie - KPD und Komintern wurden 
ar der KIISU) und der Sowjetführung abgeschrieben - sehr logisch war. Denn bekanntlich 
Au ilor linch beim Kopf zu stinken an. 

NAP stohi für Sozialistische Arbeiterpartei. Sie entstand 1931/32 aus einer Linksabspaltung 
er ıleulmchen Sozialdemokratie, die die reformistisch-zurückweichende Politik der 
Parteifiiuung gegenüber dem Faschismus kritisiert hatte, wurde von Jakob Walcher und Paul 
fmlliuh - zwei chemaligen Führern der Rechtsopposition der KPD - geführt, wurde zu einer 
wbiltuion Ciegnerin des Trotzkismus - und zerfiel bald in der Emigration. Eines ihrer 
Miiylieden war dor spätere SPD-Vorsitzende Willi Brandt. 

Pie ONP onintand wie die SAP aus einer Linksabspaltung der Sozialdemokratie. Die RSP 
Nevolutiundre Sozialistische Partei) hingegen entstand 1927 aus einer von dem 

Wwerhachaftnfillirer Henk Sneevliet geführten Abspaltung der niederländischen KP. 1935 
funtımenon OSP und RSP zur RSAP (Revolutionar-Sozialistische Arbeiterpartei), die aber - 
An nia in don Differenzen zwischen Trotzki und der spanischen POUM letztere unterstützte - 
tun bin 1937 der trotzkistischen Bewegung angehörte. Sneevliet, der im niederländischen 
Witeistand solr aktiv war, wurde im April 1942 von den Nazis ermordet. 
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Auf programmatischer Ebene verfaßte Trotzki zwischen September 1935 und Aug 
1936 die Verratene Revolution”, sein Hauptwerk über die Degeneration 
Sowjetunion. Darin korrigierte er einige seiner früheren Ansichten und argumentierte 
daß der sowjetische Termidor - der Zeitpunkt der politischen Konterrevolution in dei 
Sowjetunion - mit der Durchsetzung der unumschränkten Macht der Stali 
Bürokratie in der Partei 1927 anzusetzen sei, d.h. daß ab 1927 (und nicht erst a 
1933) die politische Revolution der sowjetischen Arbeiterklasse gegen dir Bürokrati 
auf der Tagesordnung gestanden sei. Aus dieser (meines Erachtens richtigen 
Erkenntnis hätte man allerdings auch den (meiner Meinung nach logischen) Schl 
ziehen müssen, daß auch die Komintern, die ja seit Mitte der 20er Jahre ein willige 
außenpolitisches Werkzeug der Stalin-Bürokratie war, seit 1927 nicht me 
reformierbar war. In diesem Fall hätte man ab 1927 für den Aufbau neuer Parteie 
und einer neuen Internationale eintreten müssen." Trotzki hätte also als Folge seine 
Analyse von 1935/36 die Perspektive der Reform der Komintern zwischen 1927 ung 
1933 rückblickend als Fehler und letztlich als verlorene Zeit bilanzieren müssen. ) 
Zumindest für die österreichischen Trotzkisten wäre - wie wir sehen werden - ei 
eigenständige Perspektive ab 1927 auch günstiger gewesen. 


Die Jahre 1936 und 1937 standen für die internationale trotzkistische Bewegung, di 
sich seit 1936 Bewegung für die 4. Internationale nannte, im Zeichen der politische 
Auseinandersetzung mit der Volksfrontpolitik in Frankreich und Spanien'°, die di 
Arbeiterbewegung an die „demokratische“ Bourgeoisie fesselte und de 
aufstrebenden Faschismus den Weg ebnete. Im Zuge dessen kam es zum Bruo 
zwischen der trotzkistischen Bewegung und der spanisch-katalanischen POUM, 


sich diese an der spanischen Volksfrontregierung beteiligte (zumindest bis zw 
Unterdrückung durch letztere). Der Bruch mit der POUM hatte aber auc 
Auswirkungen auf andere Teile der Bewegung für die 4. Internationale - s 
unterstützen neben der niederländischen Sektion auch der Österreicher Kurt Landa 


12 Leo Trotzki: Verratene Revolution, Was ist die UdSSR und wohin treibt sie?, in: 
Trotzki/Schriften 1.2, S.687-1011, Hamburg 1988. 

1 Eine Aufgabe der Reform-Konzeption ab 1927 hätte für mich keineswegs zur Folge gehabt, 
überall die Orientierung auf die KPen aufzugeben. In den Ländern, wo das Sinn gemacht hätte 
(z.B. Deutschland, Italien, Jugoslawien ...) , hätte man sich weiter auf die Basis der Staliniste 
ausrichten können - durch Einheitsfronttaktik und eventuell Fraktionsarbeit. In anderen Lände 
aber, wo sich die klassenkämpferischsten Schichten der Arbeiterklasse nicht in der KP befande, 
(z.B. Großbritannien, Österreich ...), hätte man die erfolgsversprechendere Orientierung a 
andere Strömungen und Parteien suchen können. 

1 Natürlich läßt sich aus der Distanz von 1996 und im Wissen um die weitere Entwicklung dd 
Komintern leicht klugscheißen. Es kann hier deshalb keineswegs darum gehen, hie 
rechthaberisch Trotzki irgendeine Inkonsequenz nachzuweisen. Es geht vielmehr darum, sic 
darüber klar zu werden, daß selbst die Stalinismus-Analyse Trotzkis, die der sämtliche 
Zeitgenossen (und nicht nur diesen!) so deutlich überlegen ist, nicht vom Himmel fiel, sonde 
einem Entwicklungsprozeß unterworfen war, daß womöglich auch Trotzki etwa 1929 nicht d 
volle Ausmaß der Degeneration der Sowjetunion und der Komintern erkannt hatte. 

15 siehe dazu: Leo Trotzki: Revolution und Bürgerkrieg in Spanien 1931-1939, 2 Bde 
Frankfurt/Main 1986; Leo Trotzki: Wohin geht Frankreich?, Wien (ohne Datum). 
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die POLIM'". In den Jahren 1936 bis 1938 spielte freilich auch der Kampf gegen die 
Munknuer Prozesse eine wichtige Rolle für die Trotzkisten.'” Dabei ging es neben 
ılamı politischen Widerstand gegen die Welle von stalinistischen Verleumdungen auch 
um dlo physische Existenz der Bewegung: Nicht nur in Rußland wurden wirkliche 
(klor vermeintliche) Anhänger Trotzkis systematisch ermordet, auch außerhalb 
Aullland gab es eine Serie von Gewalttaten, durch die unter anderem die führenden 
ekintischen Kader Leo Sedow, Rudolf Klement und Ignaz Reiss ermordet 
wurden, 


JUAN wurde schließlich in Frankreich die 4. Internationale gegründet. Sie war 
Allerılings organisatorisch schwach und verfügte nur in weniger Ländern über eine 
wirkliche Verankerung in der Arbeiterklasse - was dazu führte, daß z.B. die polnische 
Nektion und der anwesende Vertreter der österreichischen Sektion, Georg Scheuer, 
øn «die Gründung eintraten. Die Mehrheit war sich dieser Schwäche wohl auch 
eh. ihr ging es aber darum, mit der Gründung die organisatorische und politisch- 
pragtanmatische Grundlage für den erwarteten Aufschwung der Bewegung nach 
dem erwarteten imperialistischen Krieg zu legen. Das Gründungsdokument der 4. 
Internationale war das von Trotzki verfaßte Übergangsprogramm'”, ein 
fevalutlonires Aktionsprogramm am Vorabend des drohenden Krieges, das die 
m innmatischen Errungenschaften der Bolschewiki, der revolutionären Komintern 
und der l.inksopposition zusammenfaßte und der reformistischen Trennung zwischen 
Minimal- und Maximalprogramm bei Sozialdemokraten und Stalinisten die Methode 
der Übergangsforderungen gegenüberstellte. Die Jahre 1938 und und das erste 
Halbjalır 1939 waren durch den Kampf gegen den heraufziehenden Krieg geprägt. 
1040 wurde Trotzki schließlich von einem stalinistischen Agenten in Mexiko 
ermordet, was für die 4. Internationale klarerweise einen schweren Schlag bedeutete. 


Auf dio Entwicklung und die Probleme der 4. Internationale während des Krieges soll 
an dlonor Stelle nicht näher eingegangen werden. Sie stellt keinen unverzichtbaren 
Rahmen für die Entwicklung des österreichischen Trotzkismus bis 1945 dar, da die 
AMerreichischen Trotzkisten seit der Annexion Österreichs durch Nazideutschland 
Wen dor internationalen Bewegung weitgehend abgeschnitten waren. Wir werden 
Welle unien - im Zusammenhang mit der internationalen Kontaktaufnahme der 

Wtreiohischen Trotzkisten nach 1945 - auch auf die Entwicklung der 4. 

ermallonnle während des Krieges kurz zurückkommen. Nach den einleitenden 
Rahimenhedingungen aber vorerst zur trotzkistischen Bewegung in Österreich - 

er gesagt: zur österreichischen Linksopposition in der KPÖ Mitte der 20er 
Bire! 


M alaha Hons Schafranck: a.a.O. 

tuho loo Trotzki: Stalins Verbrechen, Berlin 1973. 
IE | au Trotzki: Der Todeskampf des Kapitalismus und die Aufgaben der 4. Internationale 
(1! herpnmgsprogramm‘“), in: Leo Trotzki: Schriften zum Programm, Essen (ohne Datum) 
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3. Die Entstehung des österreichischen Trotzkismus in der KPÖ” 


Die frühe KPÖ unter der Führung des Ehepaares Paul und Elfriede Friedländer” wa 
von Isolation und Sektierertum, von Fraktions- und Cliquenkämpfen geprägt.” 
1919 segelte sie unter der Führung von Franz Koritschoner, Karl Tomann, Johannes 
Wertheim und des ungarischen Emissärs Ernst Bettelheim unter ultralinker Flagge 
mit einer deutlichen Tendenz zum Putschismus. Sozial stützte sich die KPÖ in diesen 
Phase vor allem auf Arbeitslose und Kriegsheimkehrer. In den Industriebetriebe 
hatte sie kaum Anhänger. 


Erst mit dem Übertritt Josef Freys”” und seiner Anhänger in 
Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft Revolutionärer Arbeiterräte (SARA) zu: 
KPÖ im Jänner 1921 änderte sich die Lage. Auf Drängen von Frey wurde die in de 
Komintern längst übliche Einheitsfrontpolitik auch in der KPÖ durchgesetzt. Di 
daraus resultierenden Erfolge in der Arbeiterklasse und erstmals auch direkt i 
einigen Betrieben brachten Frey die Führung der KPÖ. Aber die revolutionä 
Nachkriegskrise war im wesentlichen vorbei, und so ging der Aufschwung nu 
gemächlich. 

Und bald wirkte sich auch der in der Komintern ab Ende 1922 unter Sinowje 
Führung gefahrene ultralinke Kurs auf die KPÖ negativ aus. Frey geriet von de 
Komintern her unter Beschuß. Tomann, der für Zinheitsfront nur von unten” eintra 


Die Darstellung in den Kapiteln 1.3., 1.4. und 1.5. stützt sich auf folgende Quellen: Fri 
Keller: a.a.O.; Hans Schafranek: a.a.O., Arbeiterstimme - Zentralorgan der KPO 
(Opposition), Franz Modlik: Skizze des Trotzkismus in Österreich, Wien 1971; Interviews mi 
Franz Drexler und Heinrich Thomas. 

2° Elfriede Friedländer wurde später in der KPD unter dem Namen Ruth Fischer bekannt. 

?! siehe dazu und zur weiteren Entwicklung: Manfred Scharinger: Die Gründung der KPÖ und 
ihre Geschichte bis 1934, in: Marxismus Nr.3, Februar 1995 

?? Der 1889 in Strakonitz (heute Strakonice/Tschechien) geborene Josef Frey studierte 
1914 Rechtswissenschaften und war Redakteur der Arbeiterzeitung. Bei Kriegsbeginn mußte e 
als Reserveoffizier einrücken. Da er die Schranken zwischen Offizieren und Mannschafte 
weitgehend ignoriert, wurde er von der k&k-Offizierskaste isoliert. Als einem der wichtigs 
Führer der Wiener Soldatenräte nach dem Ersten Weltkrieg wurde ihm 1918 von d 
sozialdemokratischen Parteiführung der Posten des Wiener Polizeipräsidenten angeboten. Fre 
lehnte ab - genauer gesagt, er stellte u.a. die Bedingung, daß die alten monarchistise 
Polizisten durch einige 1000 bewaffnete Arbeiter ersetzt würden. Das kam einer Ablehn 
gleich, da die auf das Einschläfern der revolutionären Nachkriegsstimmung ausgerichtete S 
Spitze davon natürlich nichts wissen wollte. In der Folge zerkrachte sich Frey zunehmend f 
der Parteiführung. Daß Frey die ihm angebotene Karriere abgelehnt hatte, dürfte nie 
unwesentlich zum Selbstmord seiner - aus der berühmten SP-Familie Schlesinger stammende 
ersten Frau Anna beigetragen haben. Der Tod seiner Frau dürfte Frey noch jahrzehntelang st 
bewegt haben, da er, der sonst für seine distanzierte Art bekannt war, darüber in den spä 
30er Jahren Gespräche mit trotzkistischen Genossen suchte. 

?* Diese Art der „Einheitsfront‘“, die lediglich der sozialdemokratischen Basis die Kooperatig 
vorschlägt, kommt letztlich einem ultimatistischen Vorschlag gleich, mit der eigenen Fü 

zu brechen und sich der KPÖ anzuschließen. Der eigentliche Sinn der Einheitsfrontta 
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wurde gefördert. Schließlich 
setzte sich ein 
prinzipienloser Block der 
Ultralinken um Tomann und 
Koritschoner, die sich vor 
allem auf die Arbeitslosen in 
der KPÖ stützten, mit dem 
rechten Flügel um Josef 
Strasser gegen die Gruppe 
um Frey, die sich vor allem 
auf die KPÖ- 
Betriebsarbeiter stützte, 
durch. Frey wurde von der 
Komintern nach 
Deutschland abgeschoben. 


1923 bis 1925 wurde in der 


KPÖ die sogenannte 
Bolschewisierung, d.h. in 


Wirklichkeit die 
Bürokratisierung, 
durchgezogen. Nach der 
Niederlage des 
kommunistischen 
Aufstandsversuches in 


Deutschland im Oktober 
1923 kamen in der KPD die 
ultralinken Ruth Fischer und 
, Arkadi Maslow ans Ruder. 
Mn Es begann eine Hetze gegen 
j die sogenannten 

Josef Frey Einheitsfrontkapitulanten, 
d.h. vor allem gegen den 
Bam tdos rechten Flügels der KPD, Heinrich Brandler, den man für die Niederlage 
mwortlich machte. Das wirkte sich auch auf die KPÖ aus, da Frey 1923/24 
topinche Nähe zu Brandler nachgesagt wurde. In der KPÖ zeigte sich - in 
hiniødorlagen und anderen Desastern - bald der Bankrott des Anti-Frey-Blocks. 
wurde nun eine farblose Pufferfraktion unter Johann Koplenig und Gottlieb Fiala 
Pattolllihrung installiert. Diese Gruppe stützte ihre „Autorität“ ausschließlich auf 
badingunyslose Loyalität zur sowjetischen Führung, verfügte über keine eigene 
Inulo Linie und wurde deshalb parteiintern als der Sumpf bezeichnet. In der 
Ige heiriob die Pufferfraktion eine wirre Zick-Zack-Politik. Die einzige Konstante 


leh dor Sozialdemokratie an sich den gemeinsamen Kampf anzubieten, um den 
Ienmikratischen Arbeitern in der Praxis die Kampfunwilligkeit ihrer Führung vor Augen 
in, wird damit nicht erreicht. 


waren die bürokratischen Maßnahmen gegen Frey und seine Anhänger. Jedenfalls lie 
die Bolschewisierung in Österreich unter ultralinkem Vorzeichen ab. 


Von 1925 bis 1927 verschärfte sich die bürokratische Vorgangsweise gegen die 
sogenannten Freyiten zunehmend. Obwohl Sinowjew in der Komintern entmachtet| 
worden war und sich Stalin nun in einem Bündnis mit dem rechten Flügel u 
Bucharin befand, blieb in der KPÖ weiterhin die Pufferfraktion am Ruder. Sie war 
aufgrund ihrer sinowjewistischen Vorgeschichte von Stalin besonders zur 
Unterordnung erpreßbar. Frey, dem nun plötzlich Ultralinkstum vorgeworfen wurde 
begann ab Herbst 1925 mit der Organisierung einer Opposition gegen die 
Bürokratisierung. Diese Opposition hatte aber noch keine klare Linie und war no 
nicht trotzkistisch. So unterstützte Frey noch 1926 die stalinistischen Maßnahme 
gegen die russische Linksopposition. Die Unterstützung der Komintern-Führung fü 
die Ereignisse in der KPÖ erklärte er damit, daß sie über Österreich falsch informie 
sei. Es zeigte sich dabei eine gewisse nationalbornierte Haltung, der der Blick für die 
internationale Dimension abging. 


Der Parteiapparat ging ab 1926 systematisch daran, die Opposition zu zerschlage 
Dazu wurden verschiedenste Maßnahmen gesetzt: Diskussionsverbote, psychisch: 
Terror, Einbruchsdiebstähle, Sprengung von Mitgliederversammlungen und gezielt 
Einsatz von Schlägerkommandos gegen Oppositionelle. Die oppositionellef 
Leitungen von Linz, Steyr und den Wiener Bezirken Margareten, Favoriten 
Meidling, Währing, Brigittenau und Floridsdorf wurden zerschlagen. Außerde 
wurde der Versuch unternommen, die steirische Parteiorganisation durch di 
Verlegung von Mitgliederversammlungen und andere bürokratische Kniffe zu spalte 
und zu unterwerfen. In der Steiermark war der Apparat allerdings nicht erfolgreich 
80 von 100 Mitgliedern standen zur Opposition. Die Führung des Kommunistische 
Jugendverbandes (KJV) tat sich besonders eifrig gegen den Trotzkismus hervor und 
machte sich unter anderem für den Ausschluß des jugoslawischen Trotzkisten Vujd 
Vujovic aus der Kommunistischen Jugendinternationale stark. 


Die Komintern-Führung billigte all die bürokratischen Maßnahmen der KPÖ-Führu 
- und ignorierte beispielsweise eine Protestresolution der Vorarlberge 
Parteiorganisation. In der Folge sehen Frey und seine Anhänger - der nicht aus de 
Frey-Gruppe kommende Kurt Landau etwas früher - die internationale Dimension d 
Entwicklung. In ihrem Widerstand gegen die Parteiführung erzielt die Oppositio 
auch einige Teilerfolge: So kommen zu einer Versammlung in Wien-Brigittenau il 
November 1926 etwa 400 Anhänger. Im Jänner 1927 wird die Opposition allerdi 
schließlich wegen „menschewistischer Abweichung“ ausgeschlossen. 


4. Kommunistische Partei Österreichs (Opposition) 


Die Ausgeschlossenen begannen sofort mit der Herausgabe der Arbeiterstimme, oit 
professionell gemachten und gedruckten Zeitung, die weitgehend von F 
geschieben wurde und die die neue Gruppe finanziell schwer belastete. Zu & 
Nationalratswahlen im April 1927 rief die Arbeiterstimme angesichts der zwis 


Nusiuldemokratie und Bürgerlichen polarisierten innenpoltischen Situation - trotz 
wohnrfer Kritik an der Politik der Sozialdemokratie - zur Wahlunterstützung der 
NiAP auf, weil Wahlenthaltung ‚oder eine aussichtslose Stimme für die KPÖ letztlich 
lediglich der Bourgeoisie helfe.” Die Veranstaltungen der ausgeschlossenen KPöler, 
if denen diese Linie propagiert wurde, waren etlichen tätlichen Überfällen von 
KPÖ-Schlägertrupps ausgesetzt. Das Wahlergebnis schien jedenfalls der 
Arbeiterstimme recht zu geben: Die SdAP legte 224.000 Stimmen zu während die 
KPÖ mit 18.000 Stimmen ihr bisher schlechtestes Ergebnis erzielte. 


Im Mai 1927 wurde dann mit einer Konferenz die KPÖ (Opposition) gegründet. Sie 
organisierte vermutlich knapp 
400 aktive Mitglieder, davon 
etwa 250 in Wien, während die 
KPÖ-Führung insgesamt über 
etwa 3.000 verfügte.” Die in 
der KPÖ (O) Organisierten 
waren hauptsächlich Arbeiter 
aus der ehemaligen Frey- 
Fraktion. Dazu kamen die 
Gruppe um Landau, die im 
wesentlichen aus einigen 
Intellektuellen bestand, und 
einzelne Genossen aus der 
ehemaligen ultralinken Fraktion. 
Mit der KPÖ (O) gingen einige 
Wiener Bezirksorganisationen 
(v.a. Meidling, Ottakring, 
Floridsdorf, aber auch 
Margareten, Hernals und 
Brigittenau), Jugendgruppen in 
einigen Bezirken und die KPÖ- 
Organisationen von 
Hainburg/Donau und Voitsberg 
in der Weststeiermark. Die 
wichtigste Gruppe außerhalb 
a bostand - unter der Führung von Albert Pfneis! und Albert Wagner - in Graz, 
die KPÖ (O) zwischen 80 und 100 Mitglieder gehabt haben dürfte. Die Polizei 
into die Grazer KPÖ (O) inklusive Sympathisanten auf 300 Leute, die KPÖ 
fhlln Inklusive Sympathisanten) hingegen nur auf 100. In der Folge ging von der 


Kurt Landau 
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Mehaltnnck nchätzi dic Mitgliedszahlen etwas geringer, Angaben Freys von 1928 über 
(1) Mitglieder (an die 650 österreichweit; 90 in Ottakring, 50 in Meidling, 40 in 
wien, 400 in Wien insgesamt, 200 in der Steiermark, 130 in Hainburg) liegen allerdings 
We vlenilich über meinen obigen Schätzungen. Den stärksten Mitgliederstand dürfte die 
P(O) gelenftulls Hndo 1927 gehabt haben. 


Grazer Ortsgruppe, die politisch weit weniger gefestigt war als die Wiener, ein 
angesichts dem lokalen Kräfteverhältnis durchaus verständlicher - Druck aus, sid 
nicht länger mit Versuchen zur Reformierung der bürokratisierten und sektenhafte 
Kleinpartei KPÖ herumzuschlagen, sondern sich auf einen unabhängige 
Organisationsaufbau zu orientieren. 


Auf der Gründungskonferenz der KPÖ (O) im Mai 1927 wurde allerdings die 
Ausrichtung auf die Komintern als politische Perspektive beschlossen. Man verstand) 
sich als - gezwungenermaßen - externe Fraktion der KPÖ, was sich ja schon i 
Organisationsnamen ausdrückte, und lag damit auf der Linie der internationale 
trotzkistischen Bewegung. 


Auf der Konferenz waren 73 Delegierte anwesend (plus 180 Gäste). Über diese 
Delegierten existieren dank der peniblen Genauigkeit Freys präzise Aufzeichnungen 
Zehn von ihnen waren über 50 Jahre alt, 20 waren über 40, 34 über 30, neu 
zwischen 20 und 30 - der Altersschnitt lag also bei etwa 40. Unter ihnen waren nut 
drei Frauen. Die soziale Zusammensetzung sah so aus: 60 Arbeiter (davon 20 
Metallarbeiter), acht Angestellte, eine „proletarische Hausfrau“, drei Selbständige 
(ein Schneider, ein Schuster, ein Frisör) und ein Student. 44 waren seit 1920 ode 
länger KPÖ-Mitglied gewesen, viele waren vor der KPÖ in der SdAP gewesen. Fa 
alle waren seit langem in der Gewerkschaft, zwölf der 73 waren Betriebsräte. 2 
hatten politische Verfolgung erlitten, fünf hatten in der russischen Roten Armed 
gekämpft und einer in der ungarischen Roten Armee. Entgegen den stalinistisc 
Märchen bestand die KPÖ (O) also aus langgedienten, proletarischen Kadern de 
Arbeiterbewegung. 


Die erste Bewährungsprobe erlebte die KPÖ (O) bei den Auseinandersetzung um de 
Justizpalast im Juli 1927, also bereits zwei Monate nach ihrer Gründung. Die KP 
(O) hatte nicht nur eine weit realistischer Einschätzung der Ereignisse als die KPÖ” 
ihre Mitglieder waren in den Kämpfen auch sehr aktiv. Dabei wurde das KPÖ (O 
Mitglied Ingus beim Justizpalast von der Polizei erschossen. Der Linksoppositionelld 
Pramer versuchte die Losung Nehmt Waffen, wo ihr sie findet! in die Tat umzusetzen 
und wurde beim Sturm auf eine Waffenhandlung durch einen Schuß aus de 
Hinterhalt getötet. Lediglich die überwiegend aus Intellektuellen bestehende Gruppe 
um Landau, Karl Daniel, Ferdinand Kuba und Carl Mayer war während deg 
Auseinandersetzungen um den Justizpalast - mit fadenscheinigen Entschuldigungen 
nicht sehr aktiv, was intern später gegen sie verwendet werden sollte. Da 
Engagement der KPÖ (O) in den Kämpfen führte zu erheblicher Repression dure 
Polizei und Justiz: Die illegale Extraausgabe der Arbeiterstimme?” wurde konfiszie 


?6 Die KPÖ-Führung hatte die Bedeutung der Auseinandersetzungen zuerst unterschätzt. 
Nachhinein - nach einem Rüffel durch die Komintern - stilisierte sie die Ereignisse dann zut 
„Aufstand“. 

27 Die Extraausgabe der Arbeiterstimme enthielt folgende Losungen: „Generalstreik bis 2 
Sturz der Mörderregierung! Sofortige Bewaffnung der Arbeiter! Entwaffnung der Faschiste 
Reinigung der Polizei, Justiz, des ganzen Staatsapparats von den Konterrevolutionäre 
Schober muß sofort weg! Weg mit der Mörderegierung! Die ganze Masse muß auf den Piat 
Durch unsere Masse müssen wir die Brut erdrücken!“ 
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illo Druckerei besetzt und der Satz durch die Polizei zerstört. Es wurde eine Reihe 
vun Hausdurchsuchungen durchgeführt, und gegen den besonders aktiven Leopold 
Kult wurde ein Verfahren wegen „Verleitung zum Verbrechen des Aufstandes“ 
eingeleitet. Insgesamt hatte die KPÖ (O) diesen ersten praktischen Test bestanden: 
No hatte sich durch ihren Einsatz bei Teilen der sozialdemokratischen Arbeiter ein 
yowisses Ansehen erworben. Durch die politische Justiz wurde ihr einige Publizität 
witeil. Und sie knüpfte einige Kontakte zu kritischen Elementen am Rande von 
NIAP, Sozialistischer Arbeiterjugend und Schutzbund. Allerdings hatte Frey auf die 
meinten dieser Kontakte eine Art Monopolstellung. Sie wurden auch nicht 
syniomatisch vertieft und ausgeweitet, was in Zusammenhang mit der generellen 
Ausrichtung auf Komintern/KPÖ stand. 


Ian Verhältnis der KPÖ zur KPÖ (O) war klarerweise keineswegs freundlich. 
Nchließlich ging es um den politischen Kampf um die - nicht allzu zahlreichen - KP- 
Anhänger. Die KPÖ (O) organisierte zu diesem Zweck politische Vortragsabende. 
Die KPÖ griff regelmäßig zu den für den Stalinismus üblichen Mitteln: So kam es bei 
elncın Treffen des Einheitskomitees der Wiener Vertrauensmännerkonferenz nach 
ainor tätlichen KPÖ-Attacke auf einen linksoppositionellen Redner zu einer wilden 
Nullägerei. Schließlich wurden sogar Mitglieder der KPÖ (O) bei der Polizei 
denunziert. Und Frey trug nach einem KP-Überfall nach einer Gedenkveranstaltung 
Aul dom Zentralfriedhof erhebliche Verletzungen davon. Insgesamt handelte es sich 
bei don Übergriffen seitens der KPÖ um eine gezielte Methode, politische Diskussion 
au vorhindern. 
Pie Internationalen Verbindungen der KPÖ (O) waren anfänglich eher schwach 
Muyoprägt. Erst ab Oktober 1927 bekannte sich die KPÖ (O) eindeutig zu Trotzki 
und dor ILO. Die Arbeiterstimme war - im Gegensatz zu den Publikationen der 
deutschen Linksoppositionellen - anfänglich eher österreichborniert und beschäftigte 
p kaum mit internationalen Fragen. Der erste kontinuierliche internationale 
kontakt, auf den besonders Landau gedrängt hatte, entwickelte sich schließlich zu 
l.inksoppositionellen des deutschen Lerinbundes, der 1928 mit 6.000 
plledern ein Attraktionspol der ILO war. Dieser Kontakt erwies sich allerdings als 
Mis schwierig, da der überwiegende Teil der Führung des Leninbundes eine 
linko Vorgeschichte hatte und auf heftige Auseinandersetzungen mit Frey 
Mukblicken konnte. Der Leninbund wurde in der Folge auch in die internen 
Fan in der KPÖ (O) hineingezogen.”® Zu Trotzki und der Führung der ILO 
Na dlo KPÖ (O) lange Zeit keinen organisierten Kontakt. 


Berslin oin knappes Jahr nach der Gründung, im April 1928 kam es zur Spaltung der 
Ta) (O). Relativ unausgegorene politische Differenzen um die Perspektiven der 
Bewjetunion und um die Möglichkeit eines Kriegsbündnisses der Sowjetunion mit 
ner Imporinlistischen Macht verbanden sich mit den seit längerem existierenden 

sönlichen Konflikten zwischen Frey und Landau. Bei diesen Konflikten ging es 

herlich auch darum, daß Frey neben sich niemanden aufkommen lassen wollte - 
wol gar nicht Intellektuelle, gegen die Frey, der zwar selbst Akademiker war, in 


s bhole dazu die ausführliche Darstellung bei Schafranek. 
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Folge seines eigenen Karriereverzichts wohl eine tiefsitzende Aversion entwickelt 
hatte. Es kam zu unguten Szenen, zu Schreiduellen und Beschimpfungen (Landau 
wurde als „ausgehaltenes Bourgeois-Söhnchen“ bezeichnet). Schließlich wurden 
Landau und seine Gruppe (Daniel, Mayer, Kuba und Hans Thoma) wegen 
„halbkorschistischer, objektiv menschewistischer Auffassungen“ und wegen 
parteischädigenden Verhaltens aus der KPÖ (O) ausgeschlossen. In Wien blieben 
Landau & Co. weitgehend isoliert. Die Wiener Arbeiterbasis der KPÖ (O), von denen 
viele ihre eigenen negativen Erfahrungen mit der bildungsbürgerlichen SdAP- 
Parteiführung gemacht hatten, wurde von Frey mit intellektuellenfeindlichen Tönen 
gegen Landau und seine Anhänger eingestellt.” Besonders die beiden starken 
Arbeiterbezirke Meidling (der Heimatbezirk Freys) und Ottakring standen fest zu 
Frey. Auch Hainburg ging mit Frey, während die steirischen Genossen - teilweise aus 
unterschiedlichen Motiven - letztlich Landau unterstützten und mit diesem 
gemeinsam begannen, die Zeitung Mahnruf herauszugeben. 


Trotzki, der von der ihm persönlich bekannten Raissa Adler eher pro-Landau 
beeinflußt war, betrachtete die Spaltung als politisch illegitim und verlangte ultimativ 
die Einigung, zu der es aber, da sowohl Frey als auch Landau stur blieben und auf 
ihrem „Recht“ beharrten, nicht kam. Nachdem sich die Sache längere Zeit hinzog und 
Trotzki, da er sich über die Details der persönlichen Vorhaltungen kein klares Bild 
machen konnte, nicht - wie von Frey gefordert - bereit war, sich eindeutig auf die 
Seite der KPÖ (O) zu stellen, kam es um diese Frage 1930 zum organisatorischen 
Bruch zwischen der ILO und der KPÖ (0). 


Die sogenannte Mahnruf-Gruppe existierte mehr oder weniger noch bis 1934. Die 
Gruppe hatte in einigen steirischen Orten, wo sie de facto die KPÖ ersetzte, eine 
erhebliche Anhängerschaft - und erzielte in etwa in Voitsberg und Tregist Erfolge bei | 
Gemeinderatswahlen. Man verfügte in der Steiermark aber kaum über politisch 
qualifizierte Kader und Landau und seine etwa zehn Parteigänger in Wien konnten 


? So heißt es im von Frey verfaßten Beschluß zur Lage der österreichischen Opposition in 
belehrender Selbstzufriedenheit: „Dem Genossen Landau sagen wir (...) ein Intellektueller muß 
durch lange Jahre beweisen, dass er nicht nur reden und zu schreiben versteht, sondern auch vor 
allem, dass er standhaft ist, um der Sache willen Opfer, schwere Opfer auf sich nimmt. Welche 
Beweise von Standhaftigkeit, Opfermut, welche Beweise, dass er Verlockungen wiederstehen 
vermag, hat Landau bisher erbracht? Gar keine! In den langen Jahren der Kämpfe der 
Opposition sind an unseren Augen junge Intellektuelle genug vorbeigezogen. (...) Wo sind die 
heute? Bei der Bourgeoisie (...), bei der Sozialdemokratie (...), bei den Stalinisten (...). Wenn 
aber Landau mit der Ambition auftritt sozusagen der Führer der österreichischen Opposition zu 
sein und zu diesem Zwecke einen persönlichen Machtkampf führt, noch dazu in einer so 
unglaublichen Form, wobei er sogar die aktivsten Arbeiterkommunisten beschimpft, so sagen -į 
wir ihm: Du wirst lange Zeit brauchen, um Beweise für Standhaftigkeit und Opfermut zu 
erbringen; während dieser Zeit erarbeite Dir eine tiefere marxistische ökonomische Bildung und |} 
orientiere Dich gründlicher in sozialistischer Geschichte, lass ab vom Phrasendreschen, von 
blosser Bücherweisheit, lass ab von Selbstüberschätzung, Oberflächlichkeit, Aufschneiderei, 
bekämpfe in Dir alles Karrieristische und vor allem ändere von Grund auf Deine innere 
Einstellung zum Arbeiter und sammle lebendige Erfahrungen in der Arbeiterbewegung.“ (zitiert 
nach: Schafranek, a.a.0.) 
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1. Bolort die laitiative ergreifen! 
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das nicht ersetzen. Die Zeitschrift war sehr auf die steirischen Verhältnisse 
zugeschnitten. Als Landau schließlich 1929 nach Deutschland ging, verschlechterte 
sich die Situation weiter. Tendenzen der Anpassung an die übermächtige 
Sozialdemokratie, die unter den steirischen Linksoppositionellen aufgrund der 
politischen Schwäche schon in Zeiten der Mitgliedschaft in der KPÖ (O) vorhanden 
waren, verstärkten sich. Die Mahnruf-Gruppe hatte letztlich zuwenig politische 
Substanz, um zu überleben. 


1932 wurde mit den Bolschewiki-Leninisten (BL) eine offizielle österreichische 
Sektion der ILO gegründet. Daran beteiligten sich Berthold Grad aus der KPÖ (O), 
Mayer und Thoma von der Mahnruf-Gruppe und einige ehemalige Anhänger des 
rechten Flügels der KPÖ. Dieser Vereinigung schlossen sich nach 1934 schließlich 
einige ehemalige SdAP-Mitglieder um den ehemaligen Währinger Bezirksrat Franz 
Pnwelka an. Zu dieser Gruppe um Pawelka stand auch Heinrich Thomas in 
Verbindung. Die offizielle Sektion, die vorerst eine österreichische Beilage zur 
Zeitung der deutschen Sektion Unser Wort redigierte, gab erst nach 1934 eine eigene 
Zeitung heraus. 


Dle stärkste Organisation blieb also weiterhin die von Frey geführte KPÖ (O). Sie 
dürfe in den frühen 30er Jahren etwa 150-200 Mitglieder organisiert haben. Die 
iugenannten Kurs-Schulungen Freys” hatten teilweise bis zu 60 Teilnehmer. Es 
wurde die Vorfeldstruktur Arbeiterkulturbund Spartakus gegründet, die gesellige 
Voranstaltungen und Ausflüge organisierte und auch die Familien der Mitglieder 
Integrierte. 1931/32 erlebte die KPÖ (O) einen gewissen Aufschwung: In Linz und 


"" Iie Schulungen gingen streng nach den von Frey verfaßten Schulungsbroschüren vor. Diese 

Ntoschüren, die von Hand zu Hand weitergegeben und auch während des Krieges und sogar 

nach 1945 weiterverwendet wurden, bestanden aus zehn Teilen: 1) Klassen, 2) Staat, 3) Partei, 

4) Dinlcktischer Materialismus, 5) Strategie und Taktik, 6) Parteiaufbau, 7) Eroberung der 

ne R) Eroberung der Macht, 9) Verwendung der Macht, 10) Organisationsprinzipien der 
Min 


Donawitz wurden Gruppen formier, in Wien-Währing eine weitere 
Berzirksorganisation aufgebaut und in der Bauarbeitergewerkschaft eine 
linksoppositionelle Fraktion organisiert. 


Das Verbot der KPÖ im Mai 1933 traf auch die KPÖ (O). Im August wurde 
schließlich - parallel zur Roten Fahne der KPÖ auch die Arbeiterstimme verboten, 
nachdem sie zuvor schon mit weißen Zensurflecken übersät gewesen war. Wie die 
ILO zog auch die KPÖ (O) aus der deutschen Niederlage 1933 die Schlußfolgerung, 
daß eine Reformierung der KPen nun keinen Sinn mehr mache. Diese 
Schlußfolgerung drückte sich schließlich nach dem Februar 1934 in der Aufgabe des 
Namens KPÖ (O) aus. 


5. Kampfbund zur Befreiung der Arbeiterklasse 


Die verschärfte staatliche Repression gegen die gesamte Arbeiterbewegung nach der 
Zerschlagung des Widerstandes des Schutzbundes bedeutete auch für die 
österreichischen Trotzkisten den eigentlichen Wendepunkt zur Illegalität. Eine 
Woche nach dem Februarkämpfen fand - aus konspirativen Gründen am Kahlenberg 
bei Wien - die Umwandlung der KPÖ (O) in den Kampfbund zur Befreiung der 
Arbeiterklasse (benannt nach W.I. Lenins erster Organisation) statt. Man begann mit 
der Herausgabe der illegalen Zeitung Arbeitermacht und stellte sich auf eine längere 
Perspektive der Kadersammlung und -ausbildung ein. Frey verfaßte nach seiner 
kurzzeitigen Inhaftierung die Broschüre Die Lehren der Niederlage, die ein wichtiges 
Propagandainstrument gegenüber sozialdemokratischen Arbeitern werden sollte. 


Tatsächlich gewann der Kampfbund bald nach den Februarkämpfen Einfluß bei 
Schutzbündiern und Wehrturnern - besonders in den Bezirken Landstraße, Mariahilf 
und Margareten. Der Kampfbund begann mit der Herausgabe der Schutzbundzeitung, 
die sich für die Einheitsfront der Arbeiterorganisationen, gegen jede 
Vaterlandsverteidigung und für eine Diktatur der Arbeiterklasse (im Unterschied zur 
Diktatur einer Bürokratie) aussprach. Die KPÖ, die mittlerweile im illegalen 
Schutzbund eine zentrale Rolle erlangt hatte, begann in der Stadtleitung des 
Schutzbundes auf den wachsenden trotzkistischen Einfluß im gesamten Schutzbund 
zu reagieren: Die gewählte Leitung des Schutzbundes von Mariahilf wurde abgesetzt 
und bürokratisch eine neue eingesetzt. Die - von staatlicher Seite ohnehin illegale - 
Schutzbundzeitung wurde nun auch seitens der Schutzbundleitung verboten. Die 
Kampfbündler wurden aus dem Schutzbund ausgeschlossen. In der Folge treten | 
etliche Schutzbündler und Wehrturner, die bereits Sympathien für den Trotzkismus 
entwickelt hatten und sich nun mit den von der stalinistischen Repression Betroffenen 
solidarisierten, dem Kampfbund bei - darunter eine ganze Gruppe aus Erdberg’'. Der 


31 Dieser Gruppe gehörten unter anderem Franz Drexler und Ferdinand Dworak an - sieho 
unten. Als sich Drexler und Dworak angesichts der Niederlage im Februar 1934 von Erdberg 
über die Bahnanlagen nach Simmering zurückzogen, brachten sie zuvor noch eine rote Fahno 
am höchsten Fabriksschlot der Gegend an. 


Kampfbund gab die Schutzbundzeitung noch bis 1937 heraus, der starke Einfluß in 
den Schutzbund hinein war aber gebrochen. 


Die Trotzkisten erhielten nach dem Februar 1934 also bedeutenden Zulauf von 
Schutzbündlern und Wehrturnern, die von der sozialdemokratischen Parteiführung 
nun endgültig genug hatten - und das, obwohl die KPÖ (O) vor 1934 keinerlei 
systematische Intervention in das sozialdemokratische Milieu unternommen, sondern 
sich auf die externe Fraktionsarbeit bezüglich der KPÖ orientiert hatte. Für den 
österreichischen Trotzkismus war die Ausrichtung auf die relativ unbedeutende, und 
außerdem sehr bürokratische KPÖ mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit ein erheblicher 
Nachteil im Aufbau der Organisation. Mag die Orientierung auf die Komintern aus 
internationalen Gründen möglicherweise - ın Hinblick auf eine einheitliche 
internationale Linie - auch für die KPÖ (O) gerechtfertigt gewesen sein, so ist sie aus 
den österreichischen Bedingungen heraus sicher nicht zu argumetieren. Die hiesigen 
Trotzkisten hätten vor, v.a. aber nach dem Februar 1934 weit bessere 
Rekrutierungsmöglichkeiten gehabt, wenn sie zuvor schon eine Fraktion in der SdAP 
beziehungsweise den ihr angegliederten Strukturen (Schutzbund, Sozialistische 
Arbeiterjugend ...) gehabt hätten. Die offizielle Sektion hat das versucht”, konnte 
aber aufgrund ihrer minimalen Kräfte kaum was erreichen. Für KPÖ (O) 
beziehungsweise Kampfbund wäre das wohl weit mehr zu holen gewesen. Mit einer 
Politik, mit der man nicht als Anhängsel der KPÖ erscheint, sondern sich als 
Alternative zu sozialdemokratischer Abwiegelei und Stalinismus präsentiert und sich 
gleichzeitig auf die SdAP-Arbeiter und Schutzbündler orientiert (inklusive Aufbau 
einer Fraktion), hätte man bereits zwischen 1927 und 1934 einiges erreichen können. 
Vor allem aber hätte man die Radikalisierung nach 1934, die dann vor allem der KPÖ 
zugute gekommen ist, stärker auf die eigenen Mühlen lenken können. 


Die mangelnde Hinwendung auf die SdAP-Arbeiter war zwar hauptsächlich der 
internationalen Ausrichtung geschuldet, wurde aber auch durch einige Spezifika des 
österreichischen Trotzkismus begünstigt. Aus etlichen Dokumenten und 
l'ormulierungen geht eine Haltung des Kampfbundes - d.h. vor allen von Frey, der 
dem Kampfbund seinen Stempel aufgedrückt hatte - hervor, die man vielleicht so 
usammenfassen könnte: Obwohl Frey in der KPÖ der Vorreiter der 
ltinheitsfrontpolitik war, legte er sehr starken Wert auf die formale organisatorische 
Unabhängigkeit, um gegenüber den SdAPler (mit denen man im Konflikt geschieden 
In) und den KPlern (die einem die SdAP-Vergangenheit vorwerfen) jede 
Identifikation mit der Vaterorganisation vermeiden. Die Folge davon wäre die 
lirnchwerung einer taktisch flexiblen Herangehensweise. In der Haltung des 
Kumpfbundes zur Entrismus-Frage 1934 läßt sich meines Erachtens durchaus eine 
soktiererische und starre Tendenz festmachen: nämlich schematisches Anklammern 
am „Prinzip“ der zeitlosen Notwendigkeit einer auch formal organisatorisch 
unabhängigen revolutionären Partei. 


H Yu dieser Frage existiert auch ein Briefwechsel zwischen Trotzki und Franz Pawelka. 
I Ob durch eine solche Linie außerdem auch die steirischen Ortgruppen der KPÖ (O) cher 
halten gehalten werden können, sei dahingestellt. 
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Diese Frage des Entrismus sollte dann auch zur Vertiefung des Bruches zwischen 
österreichischer und internationaler trotzkistischer Bewegung führen. Als 
international 1934 die Entrismus-Taktik beschlossen wurde, lehnte der Kampfbund 
das als opportunistisch (und „linkszentristisch“) ab und beharrte auf der vollen 
organisatorischen Unabhängigkeit der revolutionären Organisation. Teilweise kam es 
auch zu Mißverständnissen und Aufbauschungen von Differenzen. Jedenfalls bekam 
der Bruch mit der internationalen Bewegung nun auch eine politisch- 
programmatische Note und wurde damit verfestigt. Der Kampfbund verstand sich 
zwar weiterhin als trotzkistisch, seine nationale Isolation und gewisse Tendenzen zur 
Österreich-Borniertheit wurden aber verstärkt. 


Zur offiziellen Sektion, den BL, stießen 1934 neben der bereits erwähnten Gruppe 
um Pawelka auch einige radikalisierte Jugendliche wie Ernst Federn und Julius 
Metsch, die innerhalb der SdAP-Nachfolgeorganisation Revolutionäre Sozialisten 
arbeiteten, und KPler wie Ludwig Auinger. Die offizielle Sektion war für den 
Entrismus, hatte sonst aber keine 
politischen Differenzen zum Kampfbund. 
1935 löste sich dann eine von Karl Fischer, 
Josef Hindels und Georg Scheuer geführte 
linksoppositionelle Strömung aus dem KJV 
und bildete die Revolutionären 
Kommunisten (RK). Nach einer kurzen 
eigenständigen Existenz schlossen sie sich 
mit der offiziellen Sektion zusammen - 
unter dem Namen RK, als Sektion der 
internationalen trotzkistischen Bewegung, 
auf dem Programm der BL, mit der 
Zeitung Der Bolschewik. 


1936 gelang es der austrofaschistischen 
Polizei, die Namen einiger RKler in 
Erfahrung zu bringen. Von einer ersten 
Verhaftungswelle im März waren Ernst 
Federn, Franz Pawelka, Adolf Ausmann 
und Gustav Gronich betroffen. Nach einer 
Franz Pawelka (Foto von 1975) Amnestie im Juli wurden im Herbst Johann 
Schöffmann, Bertold Grad, Georg Scheuer, 
Ludwig Auinger, Karl Fischer und Franz Mayer verhaftet. Pawelkas Sohn Ernst 
wurde ins Anhaltelager Wöllersdorf deportiert, die Angeklagten im sogenannten 
Trotzkistenprozeß von 1937, über den auch in der Presse ausführlich berichtet wurde, 
zu langjährigen Kerkerstrafen verurteilt. Die offizielle Sektion wurde durch diese 
Repressionswelle zerschlagen. Sie existierte nicht länger als Organisation. Die 
einzelnen Mitglieder gingen unterschiedliche Wege.”* 


34 Beispielsweise kamen Fischer und Federn ins KZ Buchenwald, Scheuer war in Frankreich im 
Widerstand, Franz Pawelka und Heinrich Thomas schlossen sich nach 1945 erneut der 
trotzkistischen Bewegung an. 


Angesichts des Prozesses gegen die offizielle Sektion agierte der Kampfbund nun 
vorsichtiger. Man konzentrierte sich auf konspirative Diskussionszirkel und 
Schulungen im Wienerwald, um die Organisation kontiunierlich aufzubauen. Die 
Außenaktivitäten bestanden vor allem in der Herausgabe und der selektiven 
Vertreibung der Arbeitermacht. 

Hier soll nun noch auf einige Punkte eingegangen werden, die auch nach 1945 - im 
Guten wie im Schlechten - noch Auswirkungen haben sollten: Josef Frey hat „seinen“ 
Kampfbund in vielerlei Hinsicht geprägt: 


e Der Kampfbund und seine Nachfolgeorganisationen waren äußerst straff, oft 
sogar pedantisch organisiert und strukturiert. So gut wie nichts wurde dem Zufall 
überlassen. Das hat sicher bedeutend dazu beigetragen, daß der österreichische 
Trotzkismus die Zeit des Faschismus mit vergleichsweise geringen Opfern 
überstand. Die straffen, genauen und konspirativen Züge sollten nach 1945 
weiterexistieren. 


e Der Kampfbund hatte aber gleichzeitig auch - teilweise durch die Konspiration 
erforderliche - hierarchische Züge, die manchmal auch autoritäre Elemente 
beinhalteten. Die Dominanz Frey sollte sich als nachteilig erweisen: Nachdem 
Frey im Sommer 1938 aus politischen Gründen und wegen seiner jüdischen 
Abstammung in die Schweiz flüchten mußte, entstand eine Art politisches 
Vakuum, das sowohl während des Krieges als auch danach Probleme schaffen 
sollte. 


e Zur straffen bis hierarchischen Struktur kam noch die bereits erwähnte 
Intellektuellenfeindlichkeit. Diese Stimmung im Kampfbund und seinen 
Nachfolgeorganisationen erschwerte die Integration von politisch-theoretisch 
begabten Studenten/intellektuellen in die verschiedenen Gruppen. Das sollte auch 
für die Zeit nach 1945 gelten. Der österreichische Trotzkismus war jedenfalls von 
den 20er Jahren bis in die 60er Jahre - ganz im Gegensatz zu den stalinistischen 
Mythen über den Trotzkismus - eine zutiefst proletarische Angelegenheit. Er 
stützte sich in sozialer Hinsicht überwiegend auf Facharbeiter, was für seine 
Nachkriegsperspektive der Intervention in die erwarteten Massenkämpfe der 
Arbeiterklasse sicher eine gute Voraussetzung gewesen wäre. 


1937/38 geriet der Kampfbund in eine politische Krise in Zusammenhang mit der von 
I'rey entwickelten sogenannten kombinierten Kriegstaktik (KKT). Diese Taktik 
bosagte, daß Revolutionäre im drohenden Krieg in mit der Sowjetunion verbündeten 
Imperialistischen Ländern mit der Waffe in der Hand gegen die imperialistischen 
l“einde der Sowjetunion kämpfen sollten, daß in diesen Ländern der revolutionäre 
Detnitismus” nicht angewandt werden könne (ohne freilich die politische Kritik an 
ilor heimischen Bourgeoisie aufzugeben). Frey legte die trotzkistische Taktik aus dem 
apnnischen Bürgerkrieg - Kritik an der Volksfront, ‘aber Kampf in den Reihen der 


N Revolutionärer Defaitismus bedeutct, daß Revolutionäre in einem Krieg zwischen 
tmpeumlistischen Ländern - unabhängig von den jeweiligen Herrschaftsformen der Bourgeoisie 
-kuma Seite unterstützen, den Hauptfeind im eigenen Land schen und für die Umwandlung des 
Kılogen in einen Bürgerkrieg eintreten. 


republikanischen Truppen - auf den imperialistischen Zweiten Weltkrieg um. Freys 
KKT geriet damit in Widerspruch zur Linie der 4. Internationale, die in allen 
imperialistischen Ländern für revolutionären Defaitismus eintrat (analog zu Lenin im 
Ersten Weltkrieg). 


Im Kampfbund entwickelte sich eine Opposition, die dieselbe Position wie die 4. 
Internationale vertrat und die Frey Anpassung an den Sozialpatriotismus vorwarf. 
Nach einigen heftigen fraktionellen Auseinandersetzungen wurde die Opposition, die 
von Franz Modlik°° geführt wurde, im Spätwinter oder Frühjahr 1938 ausgeschlossen 
und gründete die Gruppe Proletarische Internationalisten (Pl). 


Mittlerweile hatten sich durch den Einmarsch der Nazis die Kampfbedingungen für 
die Trotzkisten weiter erschwert. Obwohl es dem Kampfbund selbst im Herbst 1938 
in der Lobau noch gelang, jüdische Genossen zu rekrutieren, gerieten sowohl 
Kampfbund als auch die PI immer mehr in die Isolation - aufgrund der 
antitrotzkistischen Hetze der KPÖ auch innerhalb der illegalen Arbeiterbewegung. 


Etwa ein Jahr nach den PI verließ dann die spätere Gruppe Proletarische 
Revolutionäre ebenfalls wegen der KKT den Kampfbund. Sie gab die Zeitung /skra 
heraus und trat - im Gegensatz zu den PI, die vor allem auf Kaderbildung setzten - 
für eine etwas breitere Tätigkeit ein.” 1940 entstand schließlich aus ebenfalls im 
Frühjahr 1938 wegen der KKT Ausgeschlossenen die Organisation Gegen den Strom 
(OG) um Josef Jakobovits””, Leopold Kascha“” und Franz Kascha”. In der Frage der 


?6 Franz. Modlik (1902 bis 1986) Ausbildung als Lehrer, nach 1945 Beamter beim Wiener 
Stadtschulrat (wo er politisch nicht aktiv war); seit 1926 Mitglied der KPÖ, Anhänger der 
Linksopposition um Frey; 1934 Mitbegründer des Kampfbundes; führende Figur des 
österreichischen Trotzkismus von den 30er Jahren bis in die 60er Jahre; Modliks interne 
Namen waren Schlosser, Bayer (Baier) und Lerse. 

37 Bezüglich dem Monat von Anschluß und Gründung variieren die Angaben: Fritz Keller 
(a.a.0.) datiert den Auschluß in den Mai. Winfried Wagner (Trotzkismus in Österreich, 
Politische Theorie und Geschichte der trotzkistischen Bewegung in Österreich, Diss., 
Salzburg 1976) gibt für die Gründung der PI den 17. April an. Ein Bericht an die Konferenz 
des Karl-Liebknecht-Bundes (KLB) vom Oktober 1945 und Der Vorposten (Zeitung der PI) 
von Oktober 1940 bestätigen die Ansicht Wagners. Franz Drexler (siehe entsprechende 
Fußnote) kann sich erinnern, daß Frey den Ausschluß der Oppositionellen (neben Modlik sind 
vor allem Hans Babnik und die beiden aus Stinkenbrunn stammenden Burgenländer Gludowatz 
und Schoretitsch zu nennen) bci einem von Poldi Stadler (i-Name: Günter) organisierten 
Treffen im Wienerwald mitteilte, daß bei diesem Treffen etwa 15 bis 20 Genossen anwesend 
waren und daß es bei Kälte und Tiefschnee stattgefunden hat - weshalb er den Ausschluß auf 
Februar 1938 datiert, in jedem Fall aber auf vor den „Anschluß“, weil Frey noch nicht von den 
Nazis verhaftet war. Vermutlich hat also der Ausschluß im Februar, die Gründung der PI im 
April 1938 stattgefunden. Da die Leitung des Kampfbundes bis dahin aus Frey, Modlik, 
Babnik, Stadler und Ferdinand Dworak (Stadler und Dworak als Repräsentanten des 
unabhängigen Schutzbundes) bestanden hatte, wurden damit immerhin zwei von fünf | 
Leitungsmitgliedern ausgeschlossen. Die Frage wurde in der Zeitung des Kampfbundes durch 
einen fingierten Leserbrief plus Antwort behandelt. 

38 siehe verschiedene interne Dokumente von 1945/46 

39 Name: Jonas 

# Name: Hartmann I, nach 1945: Steiner 


Sowjetunion hatte 
die OG 
Differenzen mit 
den PI und PR. 
Sie entwickelte 
sich in Richtung 
Staatskapitalismus 
theorie und stellte 
tendenziell die 
Verteidigung der 
Sowjetunion in 
Frage. 


Der Hitler-Stalin- 
Pakt führte im 
Kampfbund zu 
einer erneuten Franz Drexler (links) und Franz Soucek im Sommer 1939 
Diskussion um die 

KKT. In der Logik der KKT hätten die deutschen Arbeiter in dieser Phase mit der 
Waffe in der Hand auf Seiten des mit der Sowjetunion verbündeten deutschen 
Imperialismus kämpfen müssen. Das war nur eine kleine Minderheit der bis dato im 
Kampfbund verbliebenen Genossen bereit, in Kauf zu nehmen. Nachdem bereits 1940 
eine weitere Gruppe vom Kampfbund zu den PI gestoßen war”, führte die 
Auseinandersetzung dazu, daß sich von den im Kampfbund verbliebenen Genossen 
die Mehrheit unter dem Druck der PI zu einer Abkehr von der KKT entschloß und 
1941 zu den PI übertrat”. Damit waren die PI ab 1941 politisch, quantitativ und von 
ihren Kadern her die bei weitem stärkste Gruppe. 


Der sogenannte ZRest-Kampfbund, in dem die treuesten Anhänger Freys 
zurückblieben und an der KKT festhielten, existierte ab diesem Zeitpunkt kaum mehr 
als politische Organisation.‘ Er hatte seine meisten und wichtigsten Mitglieder 
verloren und war darüberhinaus besonders stark von Einberufungen zur Wehrmacht 
betroffen.“ 

Die PI begannen 1942 Diskussionsprozesse mit den PR und mit der OG. Trotz des 
Terrors der Gestapo wurden regelmäßig Konferenzen mit schriftlichem 
Diskussionsaustausch abgehalten. Viele der Treffen fanden bei „Ausflügen“ im 
Wienerwald statt. Modlik und Franz Drexler“, die bei der Wehrmacht mit 


* j.Name: Hartmann Il 
% nut Bericht an die KLB-Konferenz vom Oktober 1945 etwa 30 Genossen 
N „, Parunter befand sich auch Drexler. 

“ Hier irrt Winfried Wagner in seiner Darstellung, wenn er davon ausgeht, daß niemand mehr 
m dor KKT festgehalten hätte. Wagners Angaben sind generell nicht immer sehr verläßlich. 

4 Droxler schätzt, daß von den PI 12 Genossen zur Wehrmacht eingezogen waren. 
" iruna Drexler, Jahrgang 1912, gelernter Schriftsetzer, später Metallarbeiter und 
(inmeindebediensteter; Arbeiterturner und Schutzbündler aus Erdberg, der sich 1934 dem 
Kumpfbund anschloß; Widerstand gegen Austrofaschismus und Nationalsozialismus, seit 1941 
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Verwaltungsaufgaben betraut waren, konnten die Infrastruktur eines Büros der 
Wiener Radetzky-Kaserne (Schreibmaschine etc.) - also der deutschen Wehrmacht - 
für ihre politische Tätigkeit nutzen. Die Diskussion mit den PR wurden schließlich im 
Jänner 1943 erfolgreich abgeschlossen. 


Der Vereinigungsprozeß mit der OG wurde allerdings durch die Gestapo bluti 
beendet. Entweder durch Unvorsichtigkeit eines Genossen bezüglich Konspiration 
oder durch einen Gestapo-Spitzel® wurden zu Ostern 1943 etliche Genossen der OG 
festgenommen. Während einige in KZs oder Gefängnissen landeten, wurden Josef 
Jakobovits und Franz Kascha hingerichtet. Weitere Opfer konnten nur verhindert 
werden, weil die beiden auch unter der Folter der Gestapo niemanden verrieten. Die 
anderen Gruppen stellten nach den Verhaftungen ihre Tätigkeit weitgehend ein, 
vernichteten illegales Material und begannen erst ab Anfang 1944 wieder mit 
intensiverer Arbeit. Man verschärfte die Konspiration neuerlich, konzentrierte sich 
weitgehend auf die Behauptung und Schulung der Kader und auf individuelle 
Propaganda. In den Betrieben, in denen Genossen beschäftigt waren, versuchte man, 
die Produktion soweit wie möglich zu sabotieren. Mit dem Beginn der massiven 
alliierten Bombenangriffe wurde die Arbeit - vor allem die Herstellung und 
Unterbringung von Materialien - erneut stark erschwert, da man bei 
Aufräumungsarbeiten nach Bombentreffern die Entdeckung fürchten mußte. 


H. Neugruppierung nach 1945 


1. Karl-Liebknecht-Bund 


Im Jänner 1945 - also noch während des Krieges - wurde von Modlik und Drexler im 
Auftrag der Leitung der PI in der Radetzky-Kaserne der KLB gegründet. Eine 
wesentliche Rolle hat in dieser Phase auch Hans Babnik* gespielt, der wegen seiner 
TBC-Erkrankung nicht zum Militär eingezogen war. Was waren die Gründe für die 


bei den PI um Modik; seit August 1944 zur Wehrmacht eingezogen; nach kurzer sowjetischer 
Kriegsgefangenschaft führende Rolle im österreichischen Trotzkismus; in den internen 
Auseinandersetzungen gemeinsam mit Thomas und Babnik gegen Modlik (Pablo); Eintritt in 
die Sozialdemokratie; Anfang der 60er Jahre Aufgabe des trotzkistischen Parteiaufbaus und 
Tätigkeit als Linker in der SPÖ; Drexlers i-Namen waren Moser und Sachs. Heute unterstützt 
Drexler die Arbeitsgruppe Marxismus. 

* siehe Bericht an die KLB-Konferenz von Oktober 1945 

"8 siehe Franz Modlik: Skizze der Geschichte des Trotzkismus in Österreich, Wien 1971 

® Hans Babnik (i-Name: Silo), Jahrgang 1912, Buchdrucker, später Bürogehilfe und nach 1945 
bei der städtischer Bücherei; Mitglied der KPÖ (O) und ab 1934 des Kampfbundes; gemeinsam 
mit Modlik Opposition gegen die KKT und Gründung der PI, führendes Mitglied von PI, KLB 
und nach dem Krieg der IKÖ; in den internen Auseinandersetzungen gemeinsam mit Drexler 
und Thomas gegen Modik (Pablo); zieht sich in den späten 50er Jahren von der politischen 
Aktivität zurück, stirbt Anfang der 90er Jahre. 


Umbenennung in KLB? Drexler meint, daß es für Modlik typisch gewesen sei, 
„immer was Neues“ präsentieren zu wollen. Da der Slogan Der Haupifeind steht im 
eigenen Land stark in den Vordergrund gestellt wurde, ist davon auszugehen, daß es 
auch darum ging, sich mit einem Bezug zu einer relativ populären kommunistischen 
Tradition von der Volksfrontpolitik der Sozialdemokraten und der „Stalinpartei“ 
abzugrenzen. 


Ab Jänner 1945 erschien nach fast 
zweijähriger Unterbrechung wieder 
ein Parteiorgan: Der Spartakist. Die 
erste Nummer befaßte sich mit dem 
Bürgerkrieg in Griechenland, der 
vom KLB als Vorbote der 
bevorstehenden Entwicklung in 
Europa betrachtet wurde. Die zweite 
Nummer, die sich mit der Krise des 
deutschen Imperialismus 
auseinandersetzte und ebenfalls im 
Jänner verfaßt und im Februar 
herausgegeben werden sollte, wurde 
aufgrund der Kriegsereignisse”” erst 
Mitte Mai publiziert. Während den 
Kämpfen um und in Wien blieben 
alle Genossen in der Stadt. Die 
Treffen wurden nur kurz ausgesetzt. 
Die Leitung stand in ständiger 
Verbindung. Die Genossen 
unterrichteten auch unter den schwierigsten Bedingungen über die Lage in den 
verschiedenen Bezirken. 


Nach dem Ende der Kämpfe begann wieder eine intensivere Tätigkeit des KLB. Es 
konnten mehr Genossen in die Arbeit integriert werden. Es konnte eine etwas breitere 
Propaganda beginnen, darüberhinaus Fraktionsarbeit in KPÖ und SPÖ. Es wurde 
bogonnen, Ansätze für einen Apparat zu schaffen (Archive, technische Geräte etc.) 
Bücher, die Jahre zuvor vergraben worden waren, wurden ausgegraben. Der 
tudnktionelle Teil der Leitungstätigkeit erweiterte sich. Zu den Publikationen kamen 
Anweisungen für die Fraktionsarbeit hinzu. Insgesamt konzentrierte man sich auf die 
Ninbilisierung der Organisation, um bei den erwarteten Klassenkämpfen gerüstet zu 
wein Man verhielt sich weiter konspirativ und vorsichtig, da klar war, daß man von 
don Alliierten und vor allem von seiten der sowjetischen Besatzungsmacht und der 
KPÖ mit Repressalien zu rechnen hatte. 

'Yrota der Gefahr entschloß man sich schließlich, am 14./15. Oktober 1945 eine 
elneinthnlbtägige Konferenz abzuhalten. Dort wurde 1) der „Werdegang der 
Otyanination“, 2) ein „Organisationsbericht“, 3) „Presse“, 4) „Propaganda und 


Franz Modlik (Foto aus den 70er Jahren) 


m Nuinpiolnweine wurde Droxler Anfang 1945 von Wien nach Nordmähren verlegt. 
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Schulung“, 5) „Fraktionsarbeit“, 6) „Politisches Referat“ der Leitung, 7) „Anträge 
der Leitung“ diskutiert. An der Konferenz nahmen 18 Genossen teil”'. Der KLB 
umfaßte damals „50 Mitglieder, 16 Kandidaten, 17 Symathisierende und 10 


Propagandafälle - das waren insgesamt 93 Genossen in 18 Zellen“. 


Daß der österreichische Trotzkismus nach dem Krieg - etwa im Vergleich zum 
deutschen, der von den Nazis weitgehend zerschlagen wurde - so relativ gut überlebt 
hatte, daß er ohne internationale Hilfe eine funktionierende, zentralisierte 
Organisation herausbilden konnte, die trotz internationaler Isolation auch politisch 
weitgehend auf der Linie der 4. Internationale stand, ist sicher auf die strenge und 
systematische konspirative Arbeit zurückzuführen. Der österreichische Trotzkismus 
hatte da neben dem Freyschen Organisationskonzept wohl auch noch einen anderen 
Vorteil gegenüber dem deutschen: die vier Jahre des austrofaschistischen Regimes, 
das weniger brutal wütete als die Nazis, haben - ohne den Kampfbund zerschlagen zu 
können - eine Art „Aufwärmen“, einen Einstieg in die illegale Arbeit ermöglicht 
(während die deutschen Genossen ab 1933 unmitelbar mit der vollen Härte des 
Naziterrors konfrontiert waren). Jedenfalls war - laut Drexler - die internationale 
Führung äußerst überrascht und konnte es kaum glauben, daß da in Wien nach sieben 
Jahren Nazi-Faschismus eine Organisation aus etwa hundert Trotzkisten bestand. Es 
wurden in den folgenden Jahren sogar Überlegungen angestellt, wie die Österreicher 
zu Wiederaufbau einer Sektion in Deutschland, das man als entscheidendes Land 
einschätzte, beitragen könnten.” 


Ein wichtiger Diskussionspunkt auf der Konferenz war die Fraktionsarbeit. Etliche 
Genossen waren gleich nach Kriegsende - ohne die Organisation zu befragen - in die 
KPÖ eingetreten. Diese Vorgangsweise wurde von der Konferenz kritisiert, und sie 
sollte sich später auch als nachteilig herausstellen. Ebenfalls diskutiert wurde die 
Frage der Wahlempfehlung für die KPÖ. Es wurde auch eine Diskussion zur 
Einschätzung der Weltlage geführt, die mit den Erwartungen der 4. Internationale für 
die Nachkriegszeit konform ging. 


Auf der Konferenz trat der Genosse Stefan-Sirius’* als Opposition auf. Er war für 
breitere Massenarbeit, stärkere Arbeitsteilung in der Organisation bei gleichzeitiger 
Dezentralisierung und Zurückdrängung des Einflusses der Leitung. Er kündigte 
außerdem die Absicht an, ein grundlegendes ökonomisches Werk zu verfassen. Er 
soll den Standpunkt vertreten haben, daß sich sowohl die Struktur des Weltkapitals 
als auch der Sowjetunion wesentlich geändert habe, daß die proletarische Revolution 
praktisch vorbei sei, daß es nicht mehr die alten Klassen gebe, daß eine neue Zeit mit 


51 siehe den Bericht Besprechungen mit österreichischen Genossen, der von einem - u.a. nach 
einigen sprachlichen Formulierungen zu schließen - Schweizer Mitglied der 4. Internationale 
verfaßt wurde i 

52 siehe Bericht auf der 1. Konferenz der IKÖ von 1946; im Bericht des Schweizers ist von 100 
Genossen, davon 40 Mitgliedern die Rede. 

53 siehe dazu die Darstellung in Marxismus Nr.5 (Oktober 1995), S.224-226 

5% Hier handelt es sich mit großer Wahrscheinlichkeit um einen i-Namen. Der legale Name ist 
unbekannt. Laut dem Bericht des Schweizers war Stefan-Sirius seit Kriegsbeginn im KZ 
gewesen. 
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neuem Namen angebrochen sei." Er fand auf der Konferenz keine Unterstützung und 
hatte in der ganzen Organisation nur zwei Anhänger (seine Frau und eine weitere 
Genossin). Nachdem er der Aufforderung, seine Ansichten innerhalb von zwei 
Monaten schriftlich darzulegen, nicht nachkam, wurde er aus der Organisation 
ausgeschlossen. Seine beiden Unterstützerinnen verließen in der Folge ebenfalls die 
Organisation. Stefan-Sirius hat dann angeblich die Leitung eines USIA-Betriebes 
übernommen. 


Der Aufbau der Organisation war weiterhin recht straff. Die Leitung, die einmal im 
Monat zusammentrat, bestand aus sieben Genossen und teilte sich in ein Pol-Büro 
und ein Org-Büro”°. Beide bestanden aus vier Genossen (eine Überschneidung) und 
trafen sich mindestens einmal pro Woche. Das Pol-Büro war für alle politischen 
Entscheidungen verantwortlich und dem Org-Büro übergeordnet. Das Org-Büro war 
für alle organisatorischen Fragen zuständig und mit den drei Gebietsleitungen direkt 
verbunden. Die drei Mitglieder des Org-Büros, die nicht Mitglieder des Pol-Büros 
waren, waren gleichzeitig die Vorsitzenden der drei Gebietsleitungen. Die 
Gebietsleitungsmitglieder waren die Referenten in den A-Zellen. Die A-Zellen hatten 
ihrerseits Verbindungen mit den B-Zellen, in denen die Schulungen für neue 
Genossen stattfanden. Die drei Gebiete waren Ottakring (wohl inklusive 
Rudolfsheim-Fünfhaus), Margareten (wohl plus Meidling) und Landstraße, womit der 
KLB noch weitgehend ähnliche bezirksmäßige Schwerpunkte hatte wie die KPÖ(O) 
und der Kampfbund unter Frey). Ernest Mandel von der internationalen Führung 
betrachtete diese strengen Organisationsformen als übertrieben.” 


Ab April 1946 kam es erstmals zu einem Kontakt zwischen dem KLB und dem Rest- 
Kampfbund, der sich politisch noch kaum stabilisiert hatte - fehlender Kontakt zu 
Josef Frey in der Schweiz, Verlust der wichtigsten Genossen an die PI, nur langsame 
Rückkehr der Genossen aus dem Krieg, Rückzug von Stadler aus der Politik.” 


‘t siche Bericht des Schweizers; so explizit findet sich das in den Konferenzprotokollen 


allerdings nicht - möglicherweise wurde in dem Bericht auf darüberhinausgehende 
Diskussionen Bezug genommen. Immerhin zeigt sich auch hier, daß so manche Einfälle der 
„Neuen Linken“ in den 60er und 70er Jahren weder besonders neu noch besonders originell 
waren. 

“ Pol-Büro = Politisches Büro, Org-Büro = Organisatorisches Büro 

M \iche Interview mit Franz Drexler (in der nächsten Nummer von Marxismus); eine ähnlich 
Haltung wie Mandel nimmt auch Heinrich Thomas ein (siche ebenfalls Interview in der 
niohsten Nummer von Marxismus). Thomas war vermutlich nie ein Vertreter des 
Organisationsperfektionismus, weil er nicht aus der Frey-Tradition kam. 

® nach Informationen von Günter Schneider und Friederike Schlesak (ASt). Stadler, ein 
øhomaliger Arbeitertumer, war bereits in den 30er Jahren ein enger Gefolgsmann Freys und 
Hauptverbindung des Kampfbundes zum unabhängigen Schutzbund. Nach dem Auschluß der 
Gruppo um Modlik erzwang Stadler (während Frey von den Nazis einige Wochen lang im 
Wienor Landesgericht inhaftiert war) von dem PI-Mitglied Gludowatz mit vorgehaltener Pistole 
ilio Horausgabe der einzigen Schreibmaschine, über die die Trotzkisten damals verfügten und 
ille ddenhalb sowohl für den Kampfbund als auch für die PI essentiell war. Frey tolerierte diese 
Aktion im Nachhinein mit den Worten: „Manchmal schadet ein bißchen Pfeffer nicht.“ Stadler 
Wwa dann während und unmittelbar nach dem Krieg der wichtigste Genosse des Rest- 
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Allerdings konnte in der Frage der KKT keine Lösung der Differenzen gefunden 
werden.” Bereits in der zweiten Jahreshälfte von 1945 waren aber einzelne 
verbliebene Mitglieder der Revolutionären Kommunisten - wie zum Beispiel Heinrich 
Thomas” und später Franz Pawelka°' - und der OG - wie zum Beispiel Leopold 
Kascha - zum KLB gestoßen. 


2. Internationale Kommunisten Österreichs 


Im ABER erschien dann der amerikanischer Trotzkist Ted“? als Vertreter der 
Internationale in Wien und drängte auf eine Vereinigung von KLB und Rest- 
Kampfbund. Ted war über die Frage der KKT nicht unterrichtet, worüber die 
Genossen beider Gruppen sehr erstaunt gewesen sind. Ted beharrte mit der Autorität 
der internationalen Leitung darauf, die Vereinigung sofort zu vollziehen und die 
Entscheidung über die Differenzen auf später zu vertagen. Gegenüber dem Zweifel 
der Kampfbund-Genossen erklärte Ted: „Ich bin fest davon überzeugt, daß ‘Dallet’ 
zustimmen wird, wenn ich ihn darüber informieren werde.“® Das sollte sich als falsch 
herausstellen und bald darauf massive Auswirkungen haben. 


So unter Druck gesetzt, waren die beiden Gruppen bereit, der Vereinigung 
zuzustimmen. Der Rest-Kampfbund ging - angesichts seiner numerischen Schwäche - 
von seiner ursprünglichen Forderung nach Parität in der Leitung ab. Es wurde ein 
Einigungsdokument mit folgenden Punkten erstellt: 1) Der Name der neuen 
Organisation ist Internationale Kommunisten Österreichs (IKÖ). 2) Der Name der 
Zeitung ist Der Spartakist. 3) Die neue Leitung setzt sich aus sieben Genossen 
zusammen - Verhältnis 5 (KLB) zu 2 (Kampfbund). 4) Fraktionsrecht und Vertretung 
der Minderheit in allen wichtigen Strukturen, 5) Aufnahmegesuch als Sektion der 4. 


Kampfbundes. Noch in der sowjetischen Kriegsgefangenschafl in Ungarn rekrutierte er den 
ehemaligen Schutzbündler Wilhelm Schlesak für den Rest-Kampfbund und nach seiner 
Rückkehr nach Wien auch dessen Frau Friederike. Bald darauf gab er jedoch die Politik auf, 
übersiedelte nach Tirol, wo er über persönliche Beziehungen eine Anstellung bei Swarowski 
bekam. Sein Verlust war für den Rest-Kampfbund ein weiterer schwerer Schlag. 

59 Die Angaben bei Winfried Wagner, daß der Kampfbund-Rest bereits Ende 1945 gewonnen 
wurde, sind falsch. 

60 Heinrich Thomas, Handelsangestellter, in den 30er Jahren im Umfeld der offiziellen Sektion 
der 4. Internationale; nach 1945 Beschäfligter bei den Städtischen Büchereien und führendes 
Mitglied des österreichischen Trotzkismus, in den späteren internen Auseinandersetzung 
gemeinsam mit Babnik und Drexler gegen Modlik (Pablo); i-Name: Bruno; Thomas ist heute 
Mitglied der SOAL. 

6 i.Name: Aldermann 

62 Ted oder T. alias Morgan (beides sind i-Namen), der als US-Kriegsberichterstatter nach 
Wien kam - möglicherweise handelte es sich dabei um Sherry Mangan (Terence Phelan), der als 
Auslandskorrespondent für die US-Zeitschrift Time/Fortune zahlreiche wichtige politische 
Missionen der 4. Internationale in Europa und Südamerika durchführte. 

63 Zitat nach dem Bericht des Schweizers; Dallet ist eines der zahlreichen Pseudonyme Josef 
Freys (andere sind F. Dowien, Melt und E. Hirt). 
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Internationale, 6) Sobald wie möglich Abhaltung einer Organisationskonferenz. 
Außerdem wurde beschlossen, die Frage der KKT in der vereinigten Organisation 
loyal zu diskutieren - bis dahin solite der Standpunkt des KLB gelten. Die neue 
Leitung wurde aus Modlik, Babnik, Drexler, Franz Soucek°” und Leopold Kascha für 
den KLB und aus Anton Turansky°° und Hoch‘® für den Rest-Kampfbund gebildet. 
Zum Zeitpunkt der Vereinigung bestand die gemeinsame Organisation aus 62 
Vollmitgliedern, von denen nur sechs vom Rest-Kampfbund stammten (dazu kamen 
freilich einige Kandidaten und Sympathisanten). 


linde des Jahres - ÜOREBEEEESEHEEE - fand bei Soucek in Mariahilf schließlich die 
erste Konferenz der IKÖ statt. 17 Delegierte repräsentierten 73 Mitglieder (53 
Männer, 20 Frauen), 54 Kandidaten (35 Männer, 19 Frauen), 25 Sympathisierende 
und 42 sogenannte Propagandafälle - insgesamt 194 Genossen 67, die in zehn A- 
7 ellen, 13 B-Zellen und drei ‚Prop-Zellen organisiert waren. e ii 
Afaia bý“, das der Kandidaten 30 Jahre‘”. Es wurde festgestellt, 
finger sei als die SPÖ und die „Stalinpartei“, daß die Mehrheit der 
Genossen nach dem Februar 1934 „zur revolutionären Bewegung gestossen“ seien, 
daß es aber notwendig sei, sich auf noch jüngere Schichten zu orientieren. Von den 
Mitgliedern werden 37 als manuelle Arbeiter, 32 als Angestellte und vier als 
Kleinbürger (davon ein Intellektueller) ausgewiesen, von den Kandidaten 33 als 
manuelle Arbeiter und 21 als Angestellte. Das wurde als sehr günstige soziale 
Schichtung betrachtet. Von den Angestellten seien außerdem die meisten 
ursprünglich Arbeiter, sie hätten nur den Beruf gewechselt, um bessere Bedingungen 
Mir ihre politische Arbeit zu haben - zu Berufen, „wo man sich nicht umbringt“””, 
otwa zur Gemeinde Wien oder zu den städtischen Büchereien. Von den Mitgliedern 
gehörten 47 Großbetrieben an, 16 waren in Klein- und Mittelbetrieben, 10 im 
Haushalt beschäftigt. Von den Kandidaten arbeiteten 23 in Großbetrieben, 15 in 
Klein- und Mittelbetrieben und 11 im Haushalt. Die meisten weiblichen Mitglieder 
waren die Ehefrauen der Genossen. ’' 


Dlo Konferenz begann mit einer Gedenkminute für die hingerichteten Genossen 
Hartmann und Jonas, für die gefallenen oder im KZ ermordeten Genossen Jost, 


M gin Schneidermeister aus Wien-Mariahilf, dessen Räumlichkeiten in der Filgradergasse in 
Marinhilf für KLB und später IKÖ zeitweise eine wichtige Rolle gespielt haben dürften; 
wi Name: Felix, von Beruf Verkäufer 

A oin leicht körperbehinderter Student, der die politische Aktivität bereits Ende der 40er Jahre 
Wieılor aufgab; Hoch ist ein i-Name, der richtige Name ist mir nicht bekannt. 

" Angaben nach dem Bericht an die Konferenz; Heinrich Thomas spricht von 80-100 
Personon, die politisch und von der Aktivität voll dabei waren, hält die Anzahl von an die 200 
mit allem drum und dran für möglich, was dann im wesentlichen schon übereinstimmt. Der 
Way Propagandafall dürfte jedenfalls sowohl Leute umfaßt haben, die in Prop-Zellen 
uyunnimert waren, als auch lose Kontakte wie in Ottakring den zukünftigen Stadtrat Pfoch. 

4 ein Gonosse unter 20, sieben Genossen zwischen 20 und 30, 41 zwischen 30 und 40, 24 über 
0, 

W Viar Gononsen unter 20, 26 zwischen 20 und 30, 18 zwischen 30 und 40, sechs über 40; 

M Aint Franz Drexler im Interview von 1994 

"Wirklich politische Frauen“ hat cs - laut Drexler - in der Organisation nur wenige gegeben. 
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Kopetzki, Kurt, Otto, 
Rainer und die 
Genossinnen Margit und 
Mutz”, für die von den 


Faschisten oder 
Stalinisten ermordeten 
Genossen der 


Internationale und für 
die Genossen, die sich in 
bürgerlichen oder 
stalinistischen Kerkern 
befanden oder die noch 
in Kriegsgefangenschaft 
waren. 

Diskutiert wurde dann 
als erstes über Kasse 
und Solidarität. Die 


S Ernährung der 

fe Mitglieder stellte in der 

n Nachkriegszeit ein 

he dus. Augen) č großes Problem dar. Es 

drift des Inhabers kam wiederholt vor, daß 

Silgikure of bearer die politsiche Arbeit von 

tle du Titulaire Genossen durch 

e. BABAC physische Entkräftung 

efährdet IR 

KERA mioma e 

iai S ' RIEKE des Bhysiseen 
STD \ w eke. < z; mancher 

„ebi imni — ‚ihehrmals 
Ferdinand Dworak 1945 winerbrochen «werden. 

Spendenpakete von 


anderen Sektionen der 4. Internationale (Dänemark, Schweiz, USA) spielten deshalb 
eine wichtige Rolle. Die Inhalte wurden nach verschiedenen Kriterien der 
Bedürftigkeit (Kinderzahl, Krankheit, ob im KZ gewesen ...) verteilt. Es gab 
darüberhinaus Lebensmittelspenden von Genossen der eigenen Organisation, die 
ebenfalls zentral verteilt wurden. Daß das so gehandhabt wurde, obwohl es sich um 
recht geringe Mangen handelte (23 Konserven, 1 kg Butter ...), unterstreicht, unter 
welch katastrophalen Bedingungen die österreichischen Trotzkisten damals lebten 
und kämpften. 

Weiters gab es Berichte über die Entwicklung der Organisation, die Publikationen, 
die Propaganda, die Anerkennung als Sektion der 4. Internationale und ein Referat 
über die politische Situation auf internationaler und nationaler Ebene, das im 


?2 bei den hier angeführten Namen handelt es sich sämtlich um i-Namen; 
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Spartakist Nr.14/15 abgedruckt wurde. Eine wichtige Frage war außerdem die von 
Berufsrevolutionären, also von Genossen, die sich ausschließlich der politischen 
Arbeit widmen und dafür von der Organisation bezahlt werden sollten. Das war 
freilich sowohl mit einem finanziellen Problem (man hoffte auf Unterstützung seitens 
der Internationale) als auch mit einem Problem der Konspiration verbunden - man 
mußte damit rechnen, daß es auffallen könnte, wenn jemand keiner offiziellen Arbeit 


nachging. 

In jedem Fall kann die Konferenz von Ende 1946 als Höhepunkt der 
organisatorischen Entwicklung des österreichischen Trotzkismus in den zwei 
Jahrzehnten nach 1945 betrachtet werden. Alle Strömungen, die sich in Österreich 
zum Trotzkismus bekannten, waren in einer Organisation vereint. Wilkiaziknlang 


Wösciesceszenituimer Penaoihetnsetzon 


3. „Steiner“-Gruppe 


Am 21. Jänner 1947 wurde der Linksoppositionelle Karl Fischer” in Linz an der 
amerikanisch-sowjetischen Zonengrenze von sowjetischen Behörden entführt und für 
acht Jahre nach Sibirien verschleppt. Wie groß die Rolle von KPÖlern bei dieser 
Angelegenheit war, ist unklar.” Knapp 14 Tage später tauchte ein dubioser 
angeblicher Angehöriger des „amerikanischen Arbeitsamtes‘ bei dem IKÖ- 
Führungsmitlied Kascha”” in der Wohnung auf und stellte ihm politische Fragen. 


Die IKÖ-Führung, die von der Entführung Fischers durch dessen Mutter Marie 
lischer (ein ehemaliges Mitglied der OG) informiert worden war, reagierte auf die 
beiden Vorfälle alarmiert. Steiner und anderen ehemaligen Mitgliedern der OG 


" Fischer (i-Name: Kegel) spaltete sich in den 30er Jahren gemeinsam mit Georg Scheuer und 
Jonef Hindels vom stalinistischen KJV ab, gründete gemeinsam mit den beiden die 
Nevolutionären Kommunisten (RK), die schließlich gemeinsam mit einigen Genossen der 
bisherigen offiziellen Sektion unter dem gleichen Namen zur Sektion der 4. Internationale 
wurden. Fischer lehnte wie Scheuer die Gründung der 4. Internationale als verfrüht ab. Beide 
Irennten sich in der Folge von der trotzkistischen Bewegung. Sie bezeichneten die Sowjetunion 
nin stantskapitalistisch und wollte sie deshalb nicht gegen den Imperialismus verteidigen. 
Kincher war während des Krieges in Frankreich im Widerstand tätig, wurde verhaftet und ins 
KZ Buchenwald deportiert. Nach politischen Konflikten mit den unter den politischen 
Hillingen dominanten Stalinisten wurde ihm vom späteren hohen KPÖ- und ÖGB-Funktionär 
Ollo Horn die Liquidierung angedroht. Nach Befreiung aus dem Nazi-KZ 1945 verschwand 
lirohor ab 1947 in sowjetischen Gulags und kehrte erst 1955 aus Sibirien zurück. Er starb 
1003 nn den Spätfolgen eines Selbstmordversuches, den er in einem sibirischen Bergwerk 
uniornommen hatte. 

Dor in obiger Fußnote erwähnte Hom hielt sich jedenfalls zur Zeit der Entführung in 
Oberöntorreich auf - siche Bericht an die IKÖ-Leitung auf der außerordentlichen Konferenz im 
Kuplamber 1947. 

In don entsprechend Dokumenten wird Kascha meist mit den Kürzeln „Sr“ oder „S“ 
Ierslolnet, wohl cine Abkürzung für seinen i-Namen Steiner. 
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(namentlich Gärtner und Brenner’°) wurden schließlich drei Dinge vorgeworfen: * 
mangelnde Konspiration gegenüber den organisationsfremden RK (Steiner hätte an 
Lang” Organisationsmaterial weitergegeben), außerdem hätte Steiner gegenüber dem 
ominösen „Amerikaner“ mangelnde Vorsicht an den Tag gelegt; * Disziplinbrüche 
bezüglich Beschlüssen, die die Konspiration betrafen; * ein politisches Naheverhältnis 
zu den ultralinken RK, die die Trotzkisten mit den Sozialdemokraten und Stalinisten 
in einen Topf geworfen hätten und die deshalb der 4. Internationale feindlich 
gegenüberstünden. 


Man befürchtete, daß Kegel Informationen, die er von Steiner (über Lang) erhalten 
hätte, an die sowjetischen Besatzungsbehörden oder die Stalinisten verraten haben 
könnte und sah die Organisation in Gefahr. Die Leitung argumentierte, es sei besser, 
übervorsichtig zu sein und die eine oder andere überflüssige Maßnahme zu treffen als 
„die Helden zu spielen“. Die Arbeiterklasse brauche keine Märtyrer, sondern 
überlebende Führer. Um die Organisation zu schützen (so die Leitung), wurden 
Steiner und fünf weitere Genossen am 5. Februar 1947 umgehend „ab sofort von 
jeder organisatorischen Tätigkeit absentiert““ - nur sehr vorsichtiger Kontakt sollte 
gehalten werden. Um die suspendierten Genossen zu schützen, wurden sie 
verpflichtet, sämtliches Material aus ihren Wohnungen zu schaffen und abzuliefern. 
Diese scharfe Reaktion war an sich sicher nicht unbegründet - nach der Entführung 
Fischers und all den Repressalien gegen nichtstalinistische Teile der 
Arbeiterbewegung, von denen man bereits aus osteuropäischen Ländern hörte. 


Steiner seinerseits warf der Leitung Feigheit und Vernachlässigung der 
„Verpflichtung der brüderlichen Solidarität“ vor. Tatsächlich dürften die Versuche, 
Karl Fischer zu helfen, vor allem von Kascha ausgegangen sein.’® Andererseits muß 
aber auch gesagt werden, daß die Sache aussichtslos war. Es wurde in dieser Zeit von 
den sowjetischen Behörden ohne Rücksicht auf internationale Reaktionen selbst ein 
„immuner“ SP-Abgeordneter verhaftet - und die legale und staatstragende SPÖ war 
dagegen weitgehend machtlos. Die illegale IKÖ hatte de facto keine Möglichkeit, 
wirksam tätig zu werden. Steiner hielt sich jedenfalls nicht an die Beschlüsse der 
Leitung, kooperierte mit Lang bezüglich Fischer und verlangte eine Untersuchung der 
ganzen Angelegenheit in der IKÖ. 


Um „den Fall einer vollständigen Klärung zuzuführen“ wurde von der Leitung 
schließlich beschlossen, die Suspendierung von Steiner, Gärtner und Brenner mit 30. 
April aufzuheben und gegen sie eine Disziplinaruntersuchung durchzuführen. Am 7. 
September fand dann eine außerordentliche Konferenz zu dieser Frage statt, die den 
Höhepunkt des Konflikts darstellte. Leitung und Untersuchungsausschuß faßten ihre 
Vorwürfe zusammen und fügten hinzu, daß Steiner nicht bereit sei, „sich zu 
korrigieren“ (was das Schlimmste an der Sache sei), und forderten seinen Ausschluß 
aus der IKÖ. Steiner und Co. faßten ihrerseits ihre Sicht der Dinge zusammen. nach 


’6 Beides sind i-Namen. 
7? i-Name von Georg Scheuer (wohl auch eine Anspielung auf seine Körpergröße); 

78 Proteste in der internationalen Presse und ähnliches, was von Kascha im Auftrag der IKÖ 
über Kontakte in die Sozialdemokratie - zum chemaligen RK-Genossen Hindels, zu Benedikt 


Kautsky, zu Unterstaatssekretär Mantler (der Fischer aus dem KZ kannte) - arrangiert wurde. 
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einer heftigen Debatte wurde schließlich Kascha „wegen a) qualifizierter 
Disziplinbrüche, b) Nichtanerkennung der Org.disziplin, c) unkommunistischer 
Auffassungen in der Frage des Aufbaus und der Funktion der revolutionären Partei“ 
mit zehn zu zwei Stimmen (zwölf Delegierte) aus der IKÖ ausgeschlossen. Seine 
Anhänger wurden nicht ausgeschlossen und erklärten sich auch bereit, loyal in der 
Organisation weiterzuarbeiten, folgten ihm aber bald nach. 


linter den Kontroversen um die Disziplin stehen meines Erachtens zwei Dinge. 
[irstens glaube ich, in den internen Dokumenten zu dieser Auseinandersetzung 
zwischen den Zeilen einen persönlichen Konflikt herauslesen zu können. Auf der 
einen Seite standen die Genossen der ehemaligen OG, die unter dem Naziregime 
besonders große Opfer bringen mußten, deren Gruppe von der Gestapo zerschlagen 
worden war, die wie Marie Fischer und Leopold Kascha im KZ waren (Leopold 
Kascha hatte durch die Mörder der Gestapo außerdem seinen älteren Bruder Franz 
verloren). Sie hatten außerdem mit den Genossen der RK (die im Widerstand sehr 
uktiv waren und große Risken eingingen) persönliche Verbindung. Auf der anderen 
Seite standen die Leitung und die Mehrheit der IKÖ, die sich in der IMegalität vor 
allem darauf orientiert hatten zu überleben - wohlgemerkt nicht in rein persönlicher 
Hinsicht, sondern in politischer Hinsicht. gu E e T Aurel? ui Teacher des 
Fast kticnieren.de, gesöhuite und zentralisierte Organisation aufrecht 
erhalten, um:hei einer Verbesserung der „objektiven Bedingungen bereit zu sein. 
Die Genossen riskierten ebenfalls viel, aber sie waren meinem Eindruck nach 
vorsichtiger und systematischer, weniger waghalsig. Für beiden Haltungen lassen sich 
gute Argumente finden. Ich wage es nicht, hier eine Bewertung abzugeben. Bei der 
IKÖ-Mehrheit existierte möglicherweise - auch in Hinblick auf das Auffliegen der OG 
1943 - die Überlegung, daß es die Genossen aus dieser Gruppe mit Konspiration und 
Sicherheit nicht genau genug nähmen und daß das für alle eine Gefahr darstellen 
könnte. Die Verzweiflung angesichts der Tatsache, daß der Freund und Genosse 
fischer, der gerade erst aus dem Lager der Faschisten heimgekehrt war, jetzt von den 
Stalinisten verschleppt wurde, verbunden mit dem Eindruck, daß die Leitung nicht 
niles tat, um zu helfen (auch wenn realistischerweise nichts zu machen war, was 
fischer befreit hätte), dürfte umgekehrt bei Kascha und seiner Gruppe zu bitteren 
Vorwürfen und moralisch geprägten Anschuldigungen geführt haben. 


Dahinter standen aber sicher auch politische Differenzen. Die eine war mit obigem 
Punkt verbunden. ar anche breitere, offenere, logalete, 
f #fs. Während die Mehrheit davon ausging, daß die 
Cielahr bestand, daß Österreich zur Volksdemokratie werde und in diesem Fall mit 
hlutiger Repression gegen die Trotzkisten zu rechnen sei (weshalb weiterhin strengste 
Kunspiration nötig sei), argumentierte Kascha, der der Leitung Passivität und 
Resignation vorwarf, daß die Aufgabe gerade darin bestünde, durch vollsten Einsatz 
don Klassenkampf voranzutreiben und durch eine Machtergreifung der Arbeiterklasse 
nleht nur den Kapitalismus zu stürzen, sondern auch die stalinistische 
Volksdemokratie zu verhindern. Die Mehrheit konnte dieser Stoßrichtung 
kinnorweise grundsätzlich zustimmen, hielt aber Steiners Einschätzung des 
momentanen Kräfteverhältnisses für unrealistisch und seine Vorschläge für eine 
tiefihrdung der Sicherheit der Organisation. Steiner hatte in der Organisationsfrage 
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wohl tatsächlich weniger zentralistische und strenge Vorstellungen. Daß die Vorsicht 
der Leitung keineswegs aus der Luft gegriffen war, zeigt auch folgende ee 
Auf Weisung des ieBihressFriedrich-Hoxmann fing eine ameizser- Fritz”, 

KPÖ-Mitglied, aus politischen Gründen ein Verhältnis mit einer IKÖ- Saath senkin 
an, um deren Aktivitäten zu beobachten und Zugang ins trotzkistische Milieu zu 
bekommen. Diesem Fritz wurde mit der Zeit dann klar, daß die Trotzkisten keine 
Faschisten waren (wie ihm von Hexmann und Co. erzählt worden war), sesiker 


Mnt ruerdas ganze Unternehmen. 

Die andere Differenz betraf den Charakter der Sowjetunion und ihre Verteidigung. 
Hier hatte die Steiner-Gruppe die alte halbherzige Haltung der OG. Die Reste der OG 
waren ohne tiefergehende Klärung der Frage in den KLB eingetreten. Sie hatten sich 
wohl der Mehrheitsposition in der Zeit danach etwas angenähert. Mit dem Konflikt 
um die Disziplinfrage rückte allerdings auch diese Frage wieder stärker in den 
Vordergrund. Und schließlich gab es ja zwischen der Position der RK und der OG 
zur Sowjetunion gewisse Übereinstimmungen. In seiner Zeit in der IKÖ hatte Steiner 
aber nie explizit vertreten, daß die Sowjetunion kein (bürokratisierter) Arbeiterstaat 
mehr sei. 


Die Steiner-Gruppe - vermutlich lediglich etwas mehr als fünf Leute - existierte nach 


der Spaltung noch einige Jahre. [gib e aniäflich des Oktoberstreiks eine legale 
Rwosehüre er a s HOCH Volkschmneksung?) heraus, was von der IKÖ 


kritisiert wurde. Zeitweilig gab es mit der IKÖ auch eine teilweise Kooperation, 
nämlich in der Fraktionsarbeit gegenüber der SPÖ 


4. (Rest-)Kampfbund 


Bald nach dem Auschluß von Kascha brach in der IKÖ der nächste fraktionelle 
Konflikt aus - diesmal mit Genossen des ehemaligen Rest-Kampfbundes, mit dem sich 
der KLB 1946 zur IKÖ vereinigt hatte. Schon bald nach der Vereinigung drückte 
Josef Frey - in diesem Fall als Franz Dowien - in einer Stellungnahme zur Einigung 
seine Unzufriedenheit damit aus. Er beklagte erstens, daß der KLB und mit ihm die 
Führung der IKÖ die Verantwortung für die Spaltung zwischen dem Kampfbund und 
der Internationalen Linksopposition von 1929/34 rückblickend dem Kampfbund (und 
damit Frey) zuschrieb. Frey beharrte darauf, daß er im Recht gewesen und daß der 
Fehler auf Seiten der Internationalen Linksopposition gelegen sei. Die IKÖ-Führung 
versuche lediglich, „sich nach Oben beliebt zu machen“. Es handle sich dabei um 
„unehrliche, unehrenhafte Manöver“, die bewiesen, daß sich die Führer der IKÖ 
„vom Geist, von der Tradition des alten Kampfes, der alten Organisation abgekehrt 
haben“. 


Frey begrüßt, daß seine Schulungsunterlagen in der IKÖ verwendet würden, kritisiert 
aber, daß er nicht als Verfasser genannt werde, was „unkorrekt, unstatthaft‘“ sei. Er 


” richtiger Vorname, Nachname nicht mehr bekannt. 
#0 so die Erinnerung Drexlers 


beschwert sich außerdem darüber, daß die IKÖ Artikel aus seiner Feder nicht 
namentlich zeichnen wolle.®' Darüberhinaus vermutet er, daß „Bayer, Horvath?”, 
Siykora®‘“ „die Fusion unter dem Namen der alten Organisation“ (d.h. Kampfbund) 
deshalb ablehnten, weil sie sich von Geist und Tradition des alten Kampfes losgelöst 
hätten. So sei 


„die Einigung vorzeitig gekommen. Sie ist gekommen als bewußte Einigung 
gegen den Geist und die Tradition des alten Kampfes, der alten Organisation. 
In diesem Sinn ist es eine Einigung bewusst gegen und ohne den 
Hauptrepräsentanten®* dieses alten Kampfes, dieser alten Organisation. Daran 
mag die nachträgliche Einladung, sich der bewusst gegen ihn, ohne ihn 
vollzogenen Fusion, anzuschließen, nichts ändern. Es ist eine Fusion, eine 
Einigung ohne ihn.“® 


Schließlich beharrt Frey natürlich auch auf seiner Position der KKT, die im Falle eines 
neuen imperialistischen Krieges gegen die Sowjetunion in kapitalistischen Ländern, 
die mit ihr verbündet sind (er bringt als Beispiel Rumänien), zur Anwendung kommen 
müsse. Er führt die Frage der KKT inhaltlich aber kaum aus. 


/u diesem Zeitpunkt zog er aber noch nicht den Schluß, daß die Vereinigung 
rückgängig gemacht werden müsse. Er formulierte überhaupt keine Konsequenzen 
aus seinen Vorwürfen, sondern schien abzuwarten, wieweit es gelingt, Anhänger zu 
scharen. Jedenfalls sind die Stellungnahme und auch andere Dokumente doch sehr 
deutlich von Freys persönlichen Eitelkeiten, seinem Ehrbegriff und seinem gekränkten 
Stolz geprägt. Daß gerade Frey, der doch stark mit Arbeitertümelei und 
Antiintellektualismus operierte, solche - „kleinbürgerlich-individualistische“ statt 
„proletarisch-kollektive“ - Eigenschaften an den Tag legte, mutet eher eigenartig an. 
l!in gewisser Generationenkonflikt zwischen der selbstbewußter gewordenen neuen 


M [lier muß angemerkt werden, daß im Spartakist die Artikel generell ohne namentliche 
/siehnung erschienen (wohl u.a. aus Gründen der Konspiration) und daß Frey hier cine 
Bonderregelung einforderte. 

ae Name von Hans Babnik 


"' Siykora ist ein i-Name von „yi I4 Mitglied der KPÖ. (0), 
und Betriebsrat bei tivist im Schuharbeiterstreik von 1948, wurde 1948 


ans der IKÖ ausgeschlossen, "weil er mit der Frau seines Freundes und Genossen 

Kloment (i-Name) ein Verhältnis hatte (v.a. Babnik argumentierte, daß das von einer Illoyalität 
ugs, die für eine illegale Organisation ein Sicherheitsrisiko dargestellt hätte, Drexler hielt das 
Ih übortrieben, blieb mit seiner Ansicht in der Leitung jedoch isoliert; die internationale 
Führung betrachtete diesen Ausschluß, von dem sie nachträglich erfuhr, als Fehler - man war in 
Paris dor Ansicht, daß man da ja die halbe Organisation ausschließen müsse); Holba dürfte 
mauli seinen Ausschluß einige kleinere Meinungsverschiedenheiten, die er mit Genossen der 
IKÖ yohnbt hatte, theoretisiert haben, er schloß sich dem neugebildeten Kampfbund an und war 
W 1974 - dann mit dem i-Namen Rudolf - dessen geistiger Führer; 

Hl b ohne l'rey selbst; 

U uanulicho Zitate aus einer Stellungnahme Freys vom 21. Oktober 1946, mit „Zur Einigung“ 
geilteli, 


IKÖ-Führung (Modlik, Babnik, Drexler, Dworak°® und Co.) und dem alten Führer, 
dem nicht die erwartete Achtung beziehungsweise Bewunderung entgegengebracht 
wird, scheint mir ebenfalls evident zu sein. 


„Der Josef‘ wurde von den Genossen, die vom Rest-Kampfbund zur IKÖ gekommen 
waren, aber weiter als die zentrale Autorität betrachtet. Durch die Intervention Freys 
hatte das Festhalten an der KKT und vorhandene Zweifel an der Einigung sicherlich 
neue Nahrung bekommen. Die erste Konferenz der IKÖ stellte fest, daß die 
Vereinigung nur zum Teil vollzogen, zum Teil noch im Gange sei. Die Bereinigung 
der Frage der KKT sei erst die Voraussetzung für eine stabile und feste Einigung. Die 
Leitung müsse die Lösung der Frage „mit Geduld und Ausdauer“ verfolgen. Die 
entsprechende Resolution war damals einstimmig - also mit den Stimmen der 
Delegierten des ehemaligen Rest-Kampfbundes - angenommen worden. 


Seit der ersten Konferenz war aber bezüglich der Lösung der Frage nichts geschehen. 
Die Differenz schwebte in der Organisation, wurde aber wie ein heißes Eisen nicht 
angerührt. Die Minderheit scheint am Beginn einer klärenden Diskussion nicht 
interessiert gewesen zu sein. Sie fühlte sich politisch zu schwach, um die 
Auseinandersetzung ohne die Unterstützung von Frey bestehen zu können. Während 
die Leitung im Herbst 1947 „Geduld und Ausdauer“ erschöpft sah, wollte die 
Minderheit die Klärung der Frage bis zur erwarteten Rückkehr Freys aus der Schweiz 
aufschieben.” 


a isene Dworak, (1906-1969), Metallarbeiter und Arbeitertumer, kam 1934 gemeinsam 
mit Drexler und einer Gruppe anderer Schutzbündler aus Erdberg zum Kampfbund; 
Leitungsmitglied unter Freys Führung; i-Name: Fink; während dem Krieg als „jüdisch 
versippt“ nicht zur Wehrmacht eingezogen, monatliche Meldung bei der Gestapo. Seine erste, 
aus Ungran stammende Frau, die Genossin Margit (i-Name), wurde in Auschwitz als Jüdin 
vergast. Dworak stand 1938 gemeinsam mit Frey gegen die Minderheit um Modlik, ging dann 
aber 1941 mit der Mehrheit des Kampfbundes zu den PI über. Er ist nach dem Krieg 
jahrzehntelang Betriebsratsobmann in dem Wiener Metallbetrieb Hübner & Mayer, in dem er 
bereits während dem Krieg gearbeitet hatte. Er agiert dort als engagierter - und entsprechend 
beliebter - Vertreter der Interessen der Belegschaft, tritt jedoch nicht offen als Trotzkist auf. In 
den Auseinandersetzungen innerhalb des österreichischen Trotzkismus nach 1945 immer auf 
der Seite Modliks. Bald nach dem Krieg hatte Dworak erneut geheiratet, seine deutlich jüngere 
Arbeitskollegin Gertrude, die durch ihn ins Umfeld der IKÖ kam, aber stets eine gewisse 
Skepsis gegenüber dem trotzkistischen Engagement behielt. Im April 1969 stürzt Ferdinand 
Dworak beim Aufstieg auf die Schneealpe im vereisten Karlgraben ab und zieht sich dabei 
tödliche Verletzungen zu. Biylk sein Fadwurden in einem von -ikm- --für-dem Fall ciner 
ten heftigen Konfrontation zwischen Arbeiterklasse und Reaktion - angelegten Versteck 

zhe Gewehre und ein Maschinengewehr gefunden, die schließlich von Genossen „entsorgt“ 


4 De Rückkehr sollte freilich - was man damals nicht wissen konnte - niemals eintreten. Frey 
starb 1957 in der Schweiz. Daß er in der Besatzungszeit nicht zurückkehren konnte, erklärt 
Drexler damit, daß Frey zwischen Oktober 1923 und August 1925 in Berlin in der Abteilung 
militärischer Nachrichtendienst der Roten Armee, d.h. in der sowjetischen Spionage tätig war, 
was angesichts seiner zusätzlichen Bekanntheit als Trotzkist mit großer Wahrscheinlichkeit die 
Verschleppung durch die sowjetische Besatzungsmacht bedeutet hätte. 
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Nach dem Bruch mit der Steiner-Gruppe scheint die Leitung jedenfalls entschlossen 
gewesen zu sein, die lähmenden internen Konflikte vom Tisch zu bekommen, um sich 
als Organisation wieder stärker anderen Dingen zuwenden zu können. Man wollte 
nuch die Frage der zweiten Minderheit lösen - entweder dadurch, daß man die 
Minderheit zu einer Abkehr von ihrer Position brachte, oder durch einen Bruch mit 
der Minderheit. Die Minderheit wurde aufgefordert, einer umgehenden Diskussion 
der Frage der KKT zuzustimmen, was diese jedoch ablehnte. Darauf faßte die 
Leitung Anfang November 1947 folgenden Beschluß: 


„Das Polbüro hat jetzt mit der Diskusion der noch offenen Frage der 
‘Kombinierten Kriegstaktik’ begonnen, der überwiegende Teil der Genossen 
der Minderheit lehnt aber nicht nur jede Teilnahme an dieser Diskusion, 
sonder auch eine Präzisierung ihres Standpunktes in der Kriegsfrage ab. Eine 
solche Haltung steht sowohl im Wiederspruch zu den im Einigungsprotokoll 
eingegangenen Verpflichtungen, als auch zu der oben zitierten Resolution. es 
Die Leitung erachtet es als unmöglich, dass eine Gruppe innerhalb der 
Organisation eine bestimmte politische Frage als ihr Privateigentum 
betrachtet, an dem man nicht rühren darf. Die kameradschaftliche 
Auseinandersetzung über alle Fragen des Kampfes gehört zum täglichen Brot 
und zur selbstverständlichen Praxis einer revolutionären Organisation. Die 
Leitung wird deshalb die Diskusion über die oben genannte Frage mit jenen 
Genossen der Minderheit, die zur loyalen und kameradschaftlichen 
Austragung der Differenz bereit sind, fortsetzen, sie stellt jedoch gleichzeitig 
fest, dass jene Genossen, die sich nicht an der Diskusion beteiligen, gegen die 
bei der Einigung eingegangenen und auf der Konferenz von den Deligierten 
bekräftigten Verpflichtungen verstossen und dadurch für sich die Vereinigung 
mit unserer Organisation hinfällig machen.’ 


Das kam einem Ausschluß gleich. Die deutliche Mehrheit der Genossen (etwa zehn), 
die vom Rest-Kampfbund zur IKÖ gekommen waren, verließen die IKÖ wieder und 
bildeten eine Organisation, die sich erneut Kampfbund nannte. Einige ehemalige Rest- 
Kampfbündler blieben jedoch in der IKÖ, sodaß die Frey-Anhänger, die in der IKÖ 
durchgängig als eine Art Fraktion existiert hatten, die einjährige IKÖ-Episode mit 
einem personellen Minus verließen. Die Ausgeschlossenen/Ausgetretenen warfen der 
IKÖ vor, sich - anstatt die wichtige Frage der österreichischen Arbeiterschaft zu 
diskutieren - auf die nicht aktuelle Frage der KKT zu konzentrieren, was 
Kraftvergeudung sei. Andererseits meinten sie, die Leitung wolle dem politischen 
Problem durch organisatorische Maßnahmen aus dem Weg gehen. Sie bezeichneten 
die IKÖ-Führung als „bewußte Parteiliquidatoren“, die bereits 1938 mit ultralinken 
Positionen und „unter Anwendung der skrupellosesten Mittel“ an der Zerstörung des 
Kampfbundes gearbeitet hätten. Sie wehrten sich außerdem gegen den Vorwurf des 
„Sozialpatriotismus“. In einer bald darauf verfaßten Resolution über die 


1, gemeint ist die entsprechende Resolution von der 1. IKÖ-Konferenz. 
" Interne Mitteilungen der IKÖ (Streng vertraulich! Nur für A-Zellen!) Nr.10, 13. Dezember 
1947, Anlage 3; Die Rechtschreibfehler stammen aus dem Original. 
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Reaktivierung des Kampfbundes zur Befreiung der Arbeiterklasse findet dann - mit 
der Handschrift Freys - ein Positionswechsel statt. Darin heißt es unter anderem: 


„Schliesslich wurden die Genossen 1946 durch List eines internationalen 
Vertreters - unter der Vorspiegelung, die Zustimmung des im Ausland 
befindlichen führenden Genossen sei sicher - in die Einigung mit den 
Liquidatoren hineingelockt. Versuche, durch Entgegenkommen ein die 
Kontinuität der revolutionären Organisation seit 1923 wahrendes Kompromiss 
zustande zu bringen, scheiterten an den Liquidatoren, die gerade druch diese 
ihr Verhalten wieder und wieder unterstrichen, dass es ihnen um die völlig 
bewusste Liquidation des Kampfbundes gegangen war und weiter ging. Um 
diese Liquidation zu verhindern, gerade darum schloß sich der im Ausland 
befindliche führende Genosse der erlisteten ‘Einigung’ nicht an. Und auch die 
alten Genossen, die 1923 zusammen mit ihm den Kampf aufgenommen und 
ihn so lange Jahre aufopfernd aktiv mitgeführt hatten, schlossen sich dieser 
‘Einigung’ nicht an; so bekundeten sie tatsächlich, dass sie die Liquidation des 
Kampfbundes ablehnten” Die Genossen, die 1946 durch List in jene 
‘Einigung’ hineingelockt wurden, haben inzwischen ihren damaligen Fehler 
klar erkannt. Sie kehrten zurück in die Reihen derer, die 1923 den Kampf 
aufgenommen. Sie nehmen mit ihnen den Kampf auf, um den zerrütteten 
Kampfbund zu reaktivieren.“ 


Hatte man kurz zuvor noch kritisiert, daß man aus der IKÖ gedrängt wurde, 
betrachtete man jetzt die Vereinigung als Fehler. Überdies wird es so dargestellt, als 
wäre Frey von Anfang an gegen die Einigung gewesen. Aus seinen diesbezüglichen 
Stellungnahmen geht das jedenfalls nicht hervor. Er schien vielmehr eher zugewartet 
zu haben. Auch kann zwischen Sommer 1946 und Herbst 1947 sicher nicht von einer 
organisatorischen Kontinuität des Kampfbundes außerhalb der IKÖ gesprochen 
werden. 


Daß die Genossen des Kampfbundes bereit waren, mit Frey in die nationale und 
internationale Isolation zu gehen (dessen Beschwerlichkeit ihnen vermutlich mehr 
oder weniger bewußt war), ist sicher nur aus der überragenden Autorität von Josef 
Frey, die mit seiner Rolle als Führer des Wiener Soldatenrates und später der KPÖ 
zusammenhängt, zu erklären. Frey muß - das geht aus allen Schilderungen 
eindrucksvoll hervor - eine überwältigende Fähigkeit gehabt haben, auch komplizierte 
politische Zusammenhänge Arbeitern verständlich zu erklären. 


Die IKÖ hatte also in der zweiten Jahreshälfte 1947 die beiden 
Minderheitsströmungen, die 1945/46 zum KLB gestossen waren, wieder verloren. 
Sowohl die „ultralinken“ OG/Steiner-Leute als auch der (zumindest was die 
Kriegsfrage betrifft) „rechte“ Kampfbund-Rest, in diesem Sinn die beiden Flügel der 
IKÖ, standen wieder außerhalb der Organisation. Die IKÖ entwickelte als 


” Mit den „alten Genossen“ sind einige frühe Kampfbund-Mitglieder (v.a. aus Floridsdorf) 
gemeint. Sie dürften an der Vereinigung zur IKÖ aber überwiegend aus politischer Passivität 
als aus politischen Differenzen nicht teilgenommen haben. Auch im späteren Kampfbund 
scheinen sie meist nur dann auf, wenn in Protokollen ihr Fehlen festgestellt wird. 
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Konsequenz eine Kritik an der sogenannten „Vereinigungspraxis des IS“. Man zog 
damit die Lehren aus den gescheiterten Fusionen, die auf Drängen der internationalen 
l'ührung ohne vorherige politische Klärung zustandegekommen waren. Wie wir sehen 
werden, gab es für diesen Desintegrationsprozeß aber noch tiefliegendere Ursachen - 
Ursachen, die internationale Zusammenhänge haben. 


S, Trotzkis Nachkriegsperspektive 


Seit den 20er Jahren führte die internationale Linksopposition um Leo Trotzki einen 
Kampf gegen die stalinistische Bürokratisierung der Sowjetunion. Aus dieser 
Bewegung, die das bolschewistische Konzept der Weltrevolution gegen das 
stalinistische Konstrukt des Sozialismus in einem Land verteidigte, entstand 1938 die 
4. Internationale. Trotzki ging bei der Gründung davon aus, daß am Ende des 
bevorstehenden Krieges ein revolutionärer Aufschwung stehen würde. Die Parallele 
mit den Folgen des Ersten Weltkrieges - revolutionäre Aufstände in mehreren 
Ländern und der revolutionäre Sieg in Rußland - wurde von de facto der gesamten 
Arbeiterbewegung gesehen. Trotzki war da keine Ausnahme. 

In den beiden wesentlichsten Dokumenten zum drohenden beziehungsweise 
beginnenden Krieg von 1934 und 1940°' zeigte er, daß der dominante Charakter des 
Krieges der eines imperialistischen Krieges sei. Er trat für den revolutionären 
Defaitismus in allen imperialistischen Ländern ein - auch im Falle eines 
„demokratischen“ imperialistischen Krieges gegen Hitler. Darüberhinaus sprach sich 
Trotzki für die Verteidigung des degenerierten Arbeiterstaates Sowjetunion gegen 
imperialistische Angriffe aus. 

Aber die Aufrechterhaltung einer revolutionären Opposition gegen den 
imperialistischen Krieg durch Trotzki kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
gleichzeitig Perspektiven für die Nachkriegszeit formuliert wurden, die sich als falsch 
herausstellen sollten. Trotzki ging erstens davon aus, daß der Kapitalismus nach dem 
Krieg in eine ausweglose Krise schlittern würde. Die Grundlage dafür war die 
Annahme, daß die ökonomische Situation der imperialistischen Staaten - 
einschließlich den USA - schlimmer sein würde als nach dem Ende des Ersten 
Weltkrieges. Er zog zweitens die Schlußfolgerung, daß die Zerstörung der Ökonomie 
und der Produktivkräfte durch den Krieg zum Verschwinden der bürgerlichen 
Demokratie und zum verallgemeinerten Aufkommen von reaktionären Diktaturen 
führen werde. Drittens schätzte er ein, daß der Krieg zum Zusammenbruch des 
Stalinismus führen werde - entweder durch eine siegreiche politische Revolution der 
Arbeiterklasse oder durch eine soziale Konterrevolution durch den Imperialismus. 
Viertens erwartete Trotzki eine jahrelange Serie von sozialen Konflikten und 


"! Krieg und die IV. Internationale (Internationales Sekretariat der Internationalen 
Kommunistischen Liga / Leo Trotzki, Juni 1934), in: Marxismus Nr.4, S. 186-215; Manifest 
ier IV. Internationale zum imperialistischen Krieg und zur proletarischen Weltrevolution 
(1940), in: Leo Trotzki: Schriften zum imperialistischen Krieg, Frankfurt/Main 1978, S. 138- 
174 


Revolutionen, eine neue revolutionäre Offensive der Arbeiterklasse und damit 
einhergehend den Aufstieg der Sektionen der 4. Internationale zu revolutionären 
Massenparteien, 


Keine dieser Einschätzungen war völlig aus der Luft gegriffen. Sie alle drückten reale 
Tendenzen aus. Allerdings standen diesen Tendenzen andere, stärkere 
entgegenwirkende Tendenzen gegenüber. In der Folge setzte sich keine der von 
Trotzki erwarteten Perspektiven durch. 


Erstens erwies sich der Weltkapitalismus als stärker, als Trotzki erwartet hatte. Es 
existierten nach dem Krieg zwar einige Probleme mit der Umstellung der 
Kriegsökonomie, die Schäden an Produktionsanlagen und Infrastruktur hatten zwar 
für beträchtliche Teile der Bevölkerung (gerade auch in Österreich) drastische 
Folgen, nicht aber für das kapitalistische System - im Gegenteil: Die Zerstörungen 
des Zweiten Weltkrieges (an Produktivkräften, Überkapazitäten etc.) waren - anders 
als die durch den Ersten Weltkrieg - ausreichend, um die kapitalistische Krise zu 
überwinden und die Grundlage für einen Wiederaufbauboom zu legen. Dazu kam die 
von Trotzki zweifellos unterschätzte Substanz des US-amerikanischen Imperialismus, 
der durch den Krieg keineswegs in den Bankrott geriet, sondern einen unerwarteten 
Aufschwung erlebte. Bei Kriegsende war der US-Imperialismus nicht nur stärker als 
je zuvor, sondern zur unumstrittenen Hegemonialmacht der kapitalistischen Welt 
geworden. 


Was die bürgerliche Demokratie betrifft, so gab es während des Krieges tatsächlich 
auch in den bürgerlich-parlamentarischen Staaten (von der Situation in deren 
Kolonien und etlichen von ihren Verbündeten ganz zu schweigen) massive 
Einschränkungen der demokratischen Freiheiten, im besonderen natürlich gegen die 
Arbeiterbewegung und gegen Kriegsgegner. Die Nachkriegsperiode erlebte aber ganz 
im Gegenteil die Wiedererrichtung von bürgerlich-demokratischen Regimes in den 
meisten europäischen imperialistischen Ländern und die Etablierung von 
„unabhängigen“ Regimes in vielen ehemaligen kolonialen Ländern (manche davon 
sogar mit teil- und zeitweise demokratischen Regimes). Die Grundlage für diese 
ungeahnte Entwicklung war freilich die ökonomische Stärke des Imperialismus, die 
ihm auch auf politischer Ebene einige Zugeständnisse erlaubte. 


Drittens ist auch der Zusammenbruch des Stalinismus nicht eingetreten. Zwar trat die 
von Trotzki erwartete Unfähigkeit der Bürokratie, den Arbeiterstaat gegen den 
Imperialismus zu verteidigen, in erheblichem Ausmaß ein - wofür die sowjetische 
Bevölkerung mit unvorstellbaren Opfern bezahlte. Durch den verbissenen Widerstand 
der sowjetischen Arbeiterklasse gegen die Nazi-Invasoren”” und durch deren 
schließliche Vertreibung stieg aber auch das Prestige des Stalinismus in der 
internationalen Arbeiterschaft. Darüberhinaus führte die territoriale Expansion des 
Stalinismus nach Osteuropa letztlich sogar zu eine globalen Stärkung des Stalinismus. 
Die ökonomische Stärke des US-Imperialismus machte den Angriff einer geeinten 
kapitalistischen Front auf die Sowjetunion nicht zu einer unmittelbaren 


°? siehe dazu den Beitrag von Eric Wegner: Der Zweite Weltkrieg - Demokratie gegen 


Faschismus?, in: Marxismus Nr.4, S. 9-58 


Notwendigkeit für das Überleben des kapitalistischen Systems, erlaubte den USA, 
sich mit der Auschaltung des Rivalen Deutschland zu begnügen und nicht die volle 
Konfrontation mit der gestärkten Sowjetunion und der internationalen 
Arbeiterbewegung zu riskieren. Das ermöglichte dem Stalinismus, in „friedlicher 
Koexistenz“ zu überleben. 


Der vierte Punkt, die revolutionäre Welle nach dem Krieg, war auch nach dem 
Zweiten Weltkrieg eine Realität. Der Zusammenbruch der faschistischen Regimes 
öffnete eine Reihe von revolutionären Möglichkeiten: In Vietnam entstanden 
Arbeiterräte. Die griechische Revolution von 1944” ging in einen lang anhaltenden 
Bürgerkrieg über, während in Norditalien aus der Widerstandsbewegung Ansätze von 
Arbeiterräten und eine Doppelmachtsituation zwischen Arbeiterbewegung und 
Bourgeoisie enstanden. Auch in Frankreich und Belgien kam es bei Kriegsende zu 
l'abriksbesetzungen und kurze Zeit zu vorrevolutionären Situationen. Und selbst in 
Deutschland und Österreich, wo die Arbeiterbewegung durch den Faschismus 
besonders hart getroffen war, existieren in der Arbeiterklasse revolutionäre 
Stimmungen, die sich in Deutschland in einigen Streikbewegungen und in der 
Tatsache ausdrückte, daß sich in der unmittelbaren Nachkriegszeit selbst die CDU zu 
einer sozialistischen Rhetorik gezwungen sah. 


Aber in keinem Land führten die Auseinandersetzungen zu einem revolutionären 
Sieg. Die Kämpfe standen entweder unter reformistischer (oder in den kolonialen 
Ländern: nationalistischer) Führung, die die Massenbewegungen demosbilisierten - die 
wichtigste Rolle spielten dabei die Stalinisten. Und in Vietnam wurde die - 
trotzkistisch geführte - revolutionäre Rätebewegung von Imperialisten und Stalinisten 
gemeinsam unterdrückt. In den meisten Fällen waren die revolutionären Kräfte aber 
zu schwach und zuwenig in der Arbeiterklasse verankert, um eine entscheidende 
Rolle zu spielen oder die Bewegungen gar zum Sieg zu führen. Ein Grund dafür war, 
daß die revolutionäre Nachkriegswelle insgesamt nicht das Ausmaß erreichte wie 
nach dem ersten imperialistischen Krieg. Das hing wiederum damit zusammen, daß 
das kapitalistische System auf Weltebene eben nicht im gleichen Ausmaß 
destabilisiert war - was besonders mit der Stärke des aufstrebenden US-Imperialismus 
in Zusammenhang stand (siehe oben). 


Diese internationale Entwicklung sollte sich natürlich auch auf Österreich und die 
österreichische Arbeiterbewegung massiv auswirken. Von der relativen Stärke und 
Stabilität des Kapitalismus und seinem bevorstehenden Boom war im Österreich der 
unmittelbaren Nachkriegszeit auf der Ebene des Lebensstandards freilich noch nicht 
viel zu spüren Auch kamen die österreichischen Trotzkisten nicht in den Genuß der 
Segnungen der bürgerlichen Demokratie. Sie waren weiterhin - jetzt vor allem, aber 
nicht nur aufgrund der Verfolgung durch die Stalinisten - zur illegalen Existenz 
gezwungen, was sie natürlich in einen großen Nachteil gegenüber der legalen 
Arbeiterbewegung (SPÖ und KPÖ) brachte. Die Punkte drei und vier - die gestärkte 
Stellung der Stalinisten und die relative Schwäche der revolutionären 
Nachkriegswelle im allgemeinen und der revolutionären/trotzkistischen Parteien auf 


"t yiche dazu den Beitrag von Julia Masetovic: Widerstand und Revolution in Griechenland, 
in cbd., S 97-106 
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internationaler Ebene im besonderen - schlugen aber auch in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit stark auf Österreich durch. Dazu kamen die politischen Auswirkungen 
der internationalen Stärke des Imperialismus, der genug Spielraum hatte, um je nach 
Bedarf mit Zuckerbrot und Peitsche einzugreifen. Diese Stärke und der Deal 
zwischen Imperialismus und Stalinismus zur Aufteilung Europas” ließen für die 
überwiegende Mehrheit der österreichische Arbeiterklasse, die sich von den 
faschistischen Schlägen langsam zu erholen begann, ein revolutionäres Aufbegehren 
gegen diese Entwicklung als unmöglich erscheinen. In der Folge fügte sich die 
Arbeiterschaft - passiv bis murrend - in den von Sozialdemokraten und Stalinisten 
propagierten „realistischen“ steinigen Weg des kapitalistischen Wiederaufbaus. 


Diese gesellschaftliche Situation in Kombination mit der erzwungenen Illegalität 
verdammte den österreichischen Trotzkismus (als politische Strömung) zu einer 
folgenschweren Isolation von der sich neu formierenden und belebenden 
Arbeiterbewegung. Anstatt des erhofften und erwarteten raschen Aufschwungs zu 
einer Massenbewegung nach dem Ende des Faschismus reichte es nur zu einer 
organisatorischen Konsolidierung und zu vergleichsweise bescheidenen personellen 
Zuwächsen. Die erste politische Orientierungskrise angesichts der unerwarteten Lage 
konnte noch durch Hoffnungen übertaucht werden, daß sich der Ausbruch der 
revolutionären Kämpfe eben noch etwas verzögern werde und man sich umso mehr 
darauf vorbereiten müsse. Gleichzeitig hatte aber die Enge der isolierten illegalen 
Existenz zusammen mit den ersten Enttäuschungen über das Ausbleiben der 
revolutionären Massenbewegung dazu geführt, daß Kampfbereitschaft, Engagement 
und Energie sich nicht in Klassenkämpfen entluden, sondern daß man sich - salopp 
ausgedrückt - gegenseitig an die Gurgel ging. Neben den vorhandenen politischen 
Differenzen ist das sicher ein wichtiges Erklärungsmoment für die Spaltungen der 
IKÖ in den Jahren 1946 und 1947. 


Obwohl die was-wäre-wenn-Fragestellungen in der Regel reichlich müßig sind, kann 
doch davon ausgegangen werden, daß durch die Involvierung in eine 
Massenbewegung, die als Korrektiv für politische Positionen dient, den meisten 
sektierischen Kleinkriegen die Existenzgrundlage entzogen worden wäre. Da eine 
solche Bewegung nicht existierte, konnte die Aufgabe aber nur in der Aktualisierung 
der eigenen politischen Perspektiven liegen. Eine rasche Korrektur von Trotzkis 
Nachkriegsperspektiven und damit eine Veränderung der Erwartungen und 
Zielsetzungen hätte zwar möglicherweise so manches abgeschächt, nicht aber 
verhindert, denn die objektiven Ursachen wären dadurch nicht beseitigt worden. Die 
Diskussion um die Einschätzung der neuen internationalen Situation sollte in 
Zusammenhang mit der Debatte in der internationalen trotzkistischen Bewegung 
erfolgen. Dazu war aber für den jahrelang von der internationalen Führung 
abgeschnittenen österreichischen Trotzkismus zuerst einmal die Herstellung eines 
kontinuierlichen Kontaktes notwendig. 


3% Zum Übergang von der imperialistisch-stalinistischen Stabilisierungskoalition zum Kalten 
Krieg siche den erwähnten Beitrag von Eric Wegner: Der Zweite Weltkrieg - Demokratie 
gegen Faschismus?, a.a.0. 


6. Kontakt zur internationalen Führung 


In der unmittelbaren Nachkriegszeit fand in Europa eine Reorganisierung der 4. 
Internationale statt. In der Zeit des Faschismus waren ganze Sektionen der 
Internationale zerschlagen worden, viele (führende) Kader waren dem faschistischen 
(aber auch dem stalinistischen) Terror zum Opfer gefallen. Während des Krieges war 
dic 4. Internationale in Europa als zentral funktionierende Organisation zerfallen. Ihre 
Fragmente hatten in der Folge teilweise schwere politische Richtungskämpfe 
durchgemacht. Nichtsdestotrotz waren viele Trotzkisten als national oder regional 
isolierte Gruppen weiter aktiv geblieben - sowohl in unbesetzten Ländern wie 
Großbritannien oder der Schweiz als auch in etlichen besetzten Ländern wie 
frankreich oder Belgien, aber eben auch in Österreich. 


Die stärkste Sektion der 4. Internationale, die US-amerikanische, die im Krieg zwar 
auch von Verfolgung betroffen gewesen war”, nicht aber von einem Terror wie die 
Sektionen in Europa und die auch ihre erfahrene Führung erhalten konnte, hatte sich 
stark auf ihr nationales Terrain zurückgezogen” und sich nicht im vollen Ausmaß 
ihrer Möglichkeiten um die Reorganisation der europäischen Sektionen und die 
Schaffung einer internationalen Leitung gekümmert. Trotzdem hatten es die 
europäischen Trotzkisten geschafft, bereits ab 1944 wieder eine europäische Leitung 
zu installieren, die Europaexekutive der 4. Internationale, und an der Neuformierung 
der Sektionen in Europa zu arbeiten. Da die erfahrensten europäischen 
Führungskader ermordet worden waren, kristallisiertte sich eine neue 
Führungsgeneration heraus. Sie bestand im Kern aus dem in Frankreich lebenden 
Griechen Mihalis Raptis (i-Name: Michel Pablo), dem Belgier Ernest Mandel und 
dem Franzosen Pierre Frank. 

ned une Breispiel im Deutschland die Organisation so gut wie vernichtet wurde - 
bis auf einige Individuen wie etwa Oskar Hippe oder Georg Jungclas, die aber über 
keine Strukturen verfügten -, Wie Österreich, wie erwähnt, zur Überraschung der 
sieh neu formierenden internationalen Leitung eine doch nicht so kleine Gruppe, der 
ala deutschsprachige Organisation zusätzliche Bedeutung zukam. Wie gelang es den 


”* Auch in den westlichen Demokratien fanden während des Krieges größere politische Prozesse 
pegen dic die dortige imperialistische Kriegsführung bekämpfenden Trotzkisten statt - so zum 
Beispiel i in den USA 1941 und in Großbritannien 1944. 

"* [is existierten in der amerikanischen Sektion, der Socialist Workers Party (SWP), auch 
Tendenzen der politischen Anpassung an die Kriegspropaganda des US-Imperialismus vom 
antifaschistischen Krieg gegen Hitler. So wurde teilweise für einen Krieg der USA gegen 
Nuzideutschland „unter der Führung der Arbeiterklasse‘ eingetreten. Die Führung der SWP 
gob damit der Versuchung nach, durch solche halbherzige Formulierungen einer noch 
massiveren Verfolgung durch die US-Gerichte zu entgehen und sich von der Mehrheit der US- 
Arbeiterschaft, die der „antifaschistischen“ Kriegspropaganda auf den Leim ging, nicht zu sehr 
u isolieren. Sie nahm zum revolutionären Defaitismus insgesamt eine schwankende Haltung 
om. Es muß aber auch erwähnt werden, daß Genossen der SWP, insbesondere Matrosen und 
Wehrpflichtige der US-Army, eine wichtige und mutige Rolle bei der Aufrechterhaltung und 
spitter der Wiederherstellung der Kontakte nach Europa spielten. 
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österreichischen Trotzkisten aber nun, den Kontakt zur internationalen Führung 
aufzunehmen?” 


Erste Versuche von österreichischer Seite, unmittelbar nach Kriegsende Verbindung 
mit der Internationale aufzunehmen, scheiterten an den chaotischen politischen und 
verkehrstechnischen Zuständen: unüberwindliche Zonengrenzen, Postzensur durch 
die Besatzungsbehörden etc. Nach dem Mißerfolg dieser Versuche wurde die 
Initiative dem Internationalen Sekretariat (IS) überlassen, das letztlich auch Erfolg 
haben sollte. 

Der erste indirekte Kontakt mit der Internationale wurde im März 1946 hergestellt, 
indem das IS einen Kurier zu Karl Fischer nach Linz (amerikanische Zone) sandte. 
Fischer war durch seine Verbindung zur RK-Gruppe in Frankreich und durch Aufrufe 
zur Solidarität und Hilfe „für uns“ dem IS bekannt geworden - möglicherweise 
wurde durch ihn erst die Existenz einer österreichischen Gruppe bestätigt. Fischer 
übersetzte das überbrachte Material aus dem Französischen ins Deutsche - es wurde 
dann teilweise im Spartakist veröffentlicht -, gab dem Kurier der Internationale einen 
ersten Bericht über den KLB in Wien und übergab ihm vier ihm bekannte Adressen 
von Mitgliedern des KLB. Dadurch konnte das IS direkte Verbindung zum KLB 
aufnehmen, die für Ende April 1946 angekündigt wurde. 


Tälökchlich kam es Ende-April zu einem kurzen Besuch des Genossen Owens” als 
Witfeter'des IS. In der sehr beschränkten Zeit wurden die wichtigsten Fragen der 
Verbindung und ihrer technischen Lösung, Fragen der Organisation, der materiellen 
Unterstützung und der Solidarität, der politischen Lage der internationalen 
Arbeiterbewegung, der Internationale und der österreichischen Gruppe besprochen. 
Die Besprechung hatte stark informativen Charakter. Bezüglich der österreichischen 
Gruppe wurde außerdem die Frage der Legalisierung der Organisation und die Frage 
von Berufsrevolutionären besprochen. Die diesbezüglichen Hindernisse wurde im 
materiellen, vor allem aber im politischen Bereich gesehen, da die 
Besatzungsbehörden in keinster Weise Presse- und Organisationsfreiheit gewähren 
würden. Ein wesentlicher Teil der Aussprache war entsprechend dem Wunsch von 
Owens der Frage der Vereinigung zwischen KLB und Rest-Kampfbund gewidmet. 
Der KLB ermöglichte die erste Kontaktknüpfung mit den Frey-Anhängern. 


Im August traf dann - mit einem Monat Verspätung - ‚wie bereits erwähnt, mit dem 
amerikanische Trotzkisten Ted der zweite Vertreter des IS ein. Er blieb sechs Tage in 
Wien, was ausführlichere Gespräche ermöglichte. Er drängte im Auftrag des IS auf 
eine Vereinigung zwischen KLB und Rest-Kampfbund - obwohl ihm wie Owens die 


” Die folgende Darstellung stützt sich im wesentlichen auf Kaschas Referat zum Punkt 
Internationale auf der 1. Konferenz der IKÖ 1946, darüberhinaus auf mündliche Ausführungen 
Drexlers. 

98 Zitat Kascha; für wen diese Aufrufe explizit waren, geht aus dem Dokument nicht hervor. 

9 von Drexler so bezeichnet; in Kaschas Bericht kommt nur das Kürzel „O.“ vor, Es handelt 
sich mit Sicherheit um einen i-Namen. Owens war Offizier der US-Army. Er fuhr im Jeep 
zwischen KLB und Rest-Kampfbund hin und her. Die Art, wie der große und stämmige Owens 
seinen Chauffeur anherrschte, wirkte auf Drexler und die anderen ausgehungerten 
österreichischen Genossen einigermaßen befremdlich. 
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Frage der KKT nicht bekannt war." Dennoch wurde unter Mitwirkung von Ted auf 
Grundlage des sogenannten Einigungsprotokolls die Vereinigung vollzogen. 
Darüberhinaus gab Ted einen ausführlichen Bericht über die Entwicklung der 
Internationale ab 1938. Außerdem wurde von Ted die Zusicherung der Finanzierung 
von zwei Berufsrevolutionären gegeben. Bei der Umsetzung dieses Punktes gab es - 
zumindest bis zur 1. Konferenz - allerdings Schwierigkeiten (vermutlich bezüglich des 
/ukommenlassens des Geldes). Bei der außerordentlichen Konferenz von 1947 ist 
aber - in Zusammenhang mit einem Vorwurf der mangelnden Konspiration - bereits 
davon die Rede, daß die Gruppe über „Dollars“ verfüge. 


Um von Seiten der österreichischen Gruppe Verbindung ins Ausland aufzunehmen, 
gab es weiterhin kaum Fortschritte. Kascha kann lediglich von einem „geglückten 
Versuch eines Genossen, wenn auch nur für ein paar Stunden in die Schweiz zu 
gelangen und mit den Schweizer Genossen zu sprechen“, berichten. Die legalen 
Reisemöglichkeiten waren durch die Besatzungsmächte extrem eingeschränkt. 
Deshalb wurden - im Zusammenhang mit den Gefahren stärkerer politischer 
Verfolgung - die Möglichkeiten von illegalen Grenz- und 
Demarkationslinienübertritten, die Schneelage im Gebirge etc. diskutiert. Es wurde 
auch die Schaffung einer Tarnorganisation - einer humanitären Hilfsorganisation - 
durch schweizerische und österreichische Genossen versucht, um bessere 
Reisemöglichkeiten zu bekommen. 


Anfang Oktober 1946, also kurz vor der 1. Konferenz der IKÖ, fand ein Besuch 
eines Genossen” aus der Schweiz statt. Er überbrachte als Vertreter der 
internationale die Nachricht von der Anerkennung der IKÖ als österreichischen 
Sektion der 4. Internationale durch das IS. Außerdem schlug das IS vor, daß ein 
österreichischer Genosse als ständiger Mitarbeiter ins IS kommen und: die 
@ierreichische Sektion „das deutsche Proletariat im IEC“'”” vertreten sollte. Generell 
wurde in der nächsten Phase diskutiert, wie die österreichische Sektion beim 
Wiederaufbau einer deutschen helfen könnte. Neben diesen drei offiziellen Besuchen 
von Vertretern der Internationale fanden zwischen April 1946 und November 1946 
vier weitere Besuche von Kurieren statt, die hauptsächlich dem Post- und 
Muterialaustausch dienten. 


1947 gelang schließlich der erste reale Auslandsbesuch eines österreichischen 
Genossen. Drexler fuhr zur internationalen Leitung nach Frankreich. Ermöglicht 
wurde diese Reise durch einen ehemaligen französischen Zwangsarbeiter, mit dem 
sich Drexler während des Krieges in einem Betrieb angefreundet hatte und der ihm 
nach dem Krieg die offizielle Einladung nach Frankreich ausschrieb.'° 


"I Nachdem er in die Differenzen eingeführt worden war, bezeichnete er - laut Kascha - die 
KK l nls prinzipielle Abweichung, die zum Sozialpatriotismus führen könne. 

" Dan „Sch.“ bei Kascha steht vermutlich als Kürzel für den i-Namen Schwab. 
W IEC Internationales Exekutivkomitee, höchstes internationales Leitungsgremium, aus 
denen Reihen das IS (als permanent arbeitender Arbeitsausschuß) gewählt wird. 
W pi den Details siche: Marxismus Nr.5, S. 224-226 
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II. Stagnation und Niedergang während dem kapitalistischen 
Boom - die IKÖ von 1947 bis 1963 


1. Weitere Entwicklung des internationalen Trotzkismus 


Die 4. Internationale war in den späten 40er und frühen 50er Jahren von einer 
politischen Orientierungskrise betroffen, die sich auch auf die IKÖ auswirken sollte 
Trotzki und die alte Führung der Linksopposition und der 4. Internationale wären 
aufgrund ihrer Erfahrung in der Anwendung der marxistischen Methode 
möglicherweise in der Lage gewesen, die 1938/40 formulierten Fehleinschätzungen 
anhand der realen Entwicklung zu korrigieren und sich auf eine defensivere, 
langfristigere Perspektive zu orientieren.'"* Diese alte Führung war allerdings durch 
Faschismus und Stalinismus physisch vernichtet worden. Und die neue Führung 
schaffte es nicht, die neuen Entwicklungen - Stabilisierung des Kapitalismus und in 
der Folge des Reformismus, Überleben und Expansion der Sowjetbürokratie etc.- 
theoretisch in den Griff zu bekommen. 


Anfangs verschloß man die Augen vor der Tatsache, daß der Kapitalismus die kurze 
und wenig ausgeprägte revolutionäre Phase 1944/45 überlebt hatte und daß man ab 
1946 mit einer Phase der demokratisch-konterrevolutionären Stabilisierung der 
imperialistischen Herrschaft konfrontiert war. Die Perspektive ging weiterhin von 
einer bevorstehenden katastrophalen Krise, einem unmittelbar erneut beginnenden 
Krieg und einer verzögerten Revolution aus. Um an dieser Erwartung einer 
revolutionären Krise festhalten zu können, wurde das marxistische 
Revolutionsverständnis zunehmend dahingehend verändert, daß man begann, 
Revolutionen als lange objektive Prozesse zu begreifen. Als Träger dieser Prozesse 
wurden zunehmend die stalinistische Bürokratie oder andere objektiv revolutionäre 
Kräfte verstanden. Die von der 4. Internationale nach dem Krieg adaptierten 
Perspektiven waren eine Kombination von dogmatischer Anklammerung an die alten 
Voraussagen, blindem Optimismus und einem - in der damaligen Phase - ansatzweise 
opportunistischen Delegieren der revolutionären Aufgaben an reformistische Kräfte. 


Es gab allerdings durchaus Strömungen in der 4. Internationale, die den offiziellen 
Kurs in Frage stellten: Erstens eine von Felix Morrow geführte Oppositionsströmung 
in der amerikanischen SWP, die forderte, „angesichts der Erfahrungen die nötigen 
Korrekturen“ der Perspektive vorzunehmen’. Zweitens argumentierte die von Ted 


194 _ So wie die frühe revolutionäre Komintern aus dem Abebben der revolutionären Welle nach 
dem Ersten Weltkrieg die Wende zur Einheitsfront machte, d.h. zu einer längerfristigen 
Perspektive der Gewinnung der reformistischen Arbeiter. 

108 Felix Morrow: International Report (Minority Report), in: SWP Internal Bulletin Vol IH, 
No.8 (1945), p32; eigene Übersetzung; zitiert nach: Workers Power / Irish Workers Group; 
The Death Agony of the Fourth International and the Tasks of the Trotskyists Today, London 
/ Dublin 1983. Die Morrow-Opposition zog aus ihrer Ansicht allerdings den Schluß, daß in 
Europa die Rückkehr zu einem demokratischen Progranım notwendig wäre. Später entwickelte 
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Grant geführte Revolutionary Communist Party (RCP) in Großbritannien, daß sich 
der Stalinismus keineswegs in einer tödlichen Krise befände, sondern gestärkt worden 
sci und daß ein Nichterkennen dieser Entwicklung zu einer Desorientierung führen 
könne. Vor allem aber lehnte die RCP die Position des IS von einer unmittelbar 
bevorstehenden ökonomischen Krise des Kapitalismus ab: „Zum zweiten Mal 
innerhalb einer Generation hat der Kapitalismus eine Atempause erlangt. Die Theorie 
des spontanen Zusammenbruchs des Kapitalismus ist mit dem Bolschewismus völlig 
unvereinbar.“ "° 


Bar zweite Weltkongreß der 4. Internationale 1948 hielt aber an den falsghen 
Perspektiven fest und ging davon aus, daß der bald ausbrechende Weltkrieg in einen 
„internationalen Bürgerkrieg“ übergehen. wesde.-Pablo und Mandel hielten auf diese 
Weise an der „Orthodoxie“ fest - und gerieten damit immer mehr in Widerspruch zur 
Realität. Der Bruch zwischen Tito und Stalin sollte zu einer Wendung führen. 


Ging man ursprünglich nach dem Krieg davon aus, daß die osteuropäischen 
stalinistischen Länder inklusive Jugoslawien (im Gegensatz zur Sowjetunion) 
staatskapitalistisch gewesen wären, so argumentierte man nun, daß der Bruch 
zwischen Tito und Stalin die vorausgesagte Krise des Stalinismus aufzeige. 
Außerdem wurde die ganze Entwicklung als Teil eines revolutionären Aufstandes 
und damit als Bestätigung eines Kernstückes der eigenen Perspektive betrachtet. Der 
Partisanenkrieg wurde nun - ursprünglich nur von Pablo, aber 1951 von der ganzen 
führung - in nachhinein als „proletarische Revolution“ bezeichnet. Der entstandene 
Staat wurde nicht - wie die Sowjetunion - als degenerierter Arbeiterstaat angesehen, 
sondern als Arbeiterstaat mit lediglich einigen quantitativen Deformationen. 
Ciegenüber der titoistischen Bürokratie nahm man in der Folge nicht die Haltung 
einer revolutionären Opposition, sondern die eines befreundeten Ratgebers ein. 
Schließlich wurde der Kommunistischen Partei Jugoslawiens (KPJ) sogar die 
Vereinigung mit der 4. Internationale angeboten - woran diese kein Interesse zeigte. 


Die Positionen Pablos, der meinte, daß in Jugoslawien der Stalinismus nicht länger 
existiere und daß ähnliche Entwicklungen auch im Rest von Osteuropa und vor allem 
In China’ stattfinden würden, wurden am 3. Weltkongreß der 4. Internationale 1951 
angenommen. Damit wurde das trotzkistische Verständnis des Stalinismus als ein - 
unabhängig von der Person Stalin existierender - politischer Ausdruck der Interessen 
der über die Arbeiterklasse herrschenden bürokratischen Kaste revidiert.” Die 


niv die Theorie, daß die Sowjetbürokratie eine „neue Klasse“ sei, lehnte die Verteidigung der 
Nuwjelunion gegen den Imperialismus ab und verließ - mit der Ansicht, daß die Sowjetunion 
anninkapitalistisch sei - die SWP. 

t REPE 'onference Documents (September 1946), pp66-67; eigene Übersetzung; zitiert nach: 
ulul Die RCP wurde schließlich aus der 4. Internationale gedrängt. 

W ie Kommunistische Partei Chinas (KPCh) wurde bald - analog zur KPJ - als 
tevolutionärer Faktor betrachtet. 

i \iohe zum Themenkomplex Stalinismus / Umwälzungen in Osteuropa 1945-48 / Titoismus 
Iuluende Beiträge: Miodrag Jovanovic / Christina Stojanovic / Eric Wegner: Stalinismus und 
Munistische Staalstheorie, in: Marxismus Nr.2; und Miodrag Jovanovic: Kommentar zum 
haunbriel' von Salih Saskevic zum Titoismus, in: Marxismus Nr.5 
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Positionen wurden von allen wichtigen Sektionen und führenden Kadern der 4. 
Internationale unterstützt. Auch wenn einige Nuancen bestanden, wurde dem 
vorpreschenden Pablo kein realer Widerstand entgegengesetzt. 


Schließlich schloß Pablo von seiner Betrachtung der KPJ auf den Stalinismus 
überhaupt. In seinem Bericht an den Kongreß von 1951 argumentierte er - im 
Gegensatz zu Trotzkis Position seit 1933 -, daß die KPen nicht eigentlich 
reformistische Parteien seien und daß sie unter bestimmten Umständen die 
Möglichkeit hätten, eine revolutionäre Orientierung anzunehmen. Daraus und aus 
seiner Einschätzung, daß die unmittelbar bevorstehenden Kriege und Revolutionen 
keine Zeit ließen, trotzkistische Parteien aufzubauen, leitete er sein Konzept des 
Entrismus sui generis (Entrismus der besonderen Art) ab: ein langfristiger Eintritt in 
die stalinistischen Parteien, um dort den notwendigen Druck in Richtung 
revolutionäre Ausrichtung auszuüben - also um die KPen zu reformieren. Dieser tiefe 
Entrismus war aber auch - je nach nationalen Bedingungen - für sozialdemokratische 
und kleinbürgerlich-nationalistische Organisationen vorgesehen, wo größere 
Linksabspaltungen erreicht werden sollten. Anders als Trotzkis Konzept in den 30er 
Jahren war Pablos Entrismus vergleichsweise langfristig angelegt und auf einem 
Verstecken des revolutionären Programms aufgebaut. Da den stalinistischen Parteien 
nun ein revolutionäres Potential unterstellt wurde, bedeutete das gleichzeitig eine 
Abwertung der Rolle der revolutionären Partei zu einer Ratgeber- und 
Druckausübertätigkeit - Tätigkeiten, an denen die stalinistischen Parteien keineswegs 
interessiert waren. 


1953 enstand eine Opposition gegen die sogenannten Pablisten, aus der das 


Internationale Komitee der 4. Internationale (IK - im Gegensatz zum von Pablo 
geführten /nternationalen Sekretariat/IS) entstand. Es handelte sich dabei anfangs 
um die Mehrheit der französischen Sektion PCI, um die Strömung um Gerry Healy in 
Großbritannien, um die neuseeländische und die Schweizer Sektion'”. Dazu kam 
schließlich die von James P. Cannon geführte amerikanische SWP. Die IK-Gruppen 
stellten allerdings keine konsistente Alternative zur Linie des IS dar. Sie hatten den 
Kurs Pablos 1948 und 1951 kritiklos unterstützt. 


Die Ursache für die Abspaltung der SWP war nicht politisch, sondern 
organisatorisch. In ihrer national-isolationistischen Tradition wollte die SWP- 
Führung keine „Einmischung“ in die Angelegenheiten der SWP durch Pablo zulassen. 
Ähnlich in Großbritannien: Healy war seit 1947 ein Vorreiter des Eintrismus sui 
generis, hatte wie Pablo ein Porträt Titos in seinem Büro hängen. Er wollte aber 
einen zu starken direkten Einfluß Pablos, der in Folge des Koreakrieges, den er als 
Beginn seiner Kriegsrevolutionsperspektive ansah, die prostalinistische Orientierung 
der britischen Sektion verstärken wollte, nicht zulassen. Im Gegensatz dazu hatte die 
Mehrheit der französischen Sektion um Pierre Lambert einen politischen Kampf 
gegen Pablo geführt. Sie ging zu Jugoslawien und Stalinismus zwar mit Pablo 
konform, lehnte aber den Zntrismus sui generis in der Kommunistischen Partei 
Frankreichs (KPF) ab und zog eine Ausrichtung auf die lockerer organisierte 


19 Daß sich die Schweizer Sektion unter den Oppositionellen befand, sollte für Österreich 
gewisse Auswirkungen haben, da Josef Frey in der Schweiz lebte. 
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auzialdemokratische SFIO vor. Die PCI-Mehrheit wurde schließlich im Juni 1952 - 
damals noch mit Unterstützung von Cannon und Healy - aus der 4. Internationale 
uungeschlossen. 

Das IK stellte der Anpassung von Pablo & Co. an den Stalinismus ein steriles 
lfosthalten an der „Orthodoxie“ gegenüber. Die Grundlinie des IK, die sich 
hornuskristallisierte, war eine Mischung aus Katastrophismus, Stalinophobie und 
einer weichen Haltung gegenüber der Sozialdemokratie Da das IK die 
Inolationistischen Traditionen, die die amerikanische und die britische Sektion 
wihrend des Krieges entwickelt hatten, mit sich schleppte, schaffte das IK es nicht, 
eine international zentralisierte Organisation aufzubauen. Es zerfiel - im wesentlichen 
entsprechend den großen nationalen Sektionen - in verschiedene rivalisierende 
Sirömungen: den sogenannten Healyismus in Großbritannien, den sogenannten 
I,.ambertismus in Frankreich und die SWP in den USA. Alle drei verfügten über 
kleinere Gruppen von Anhängern in verschiedenen Ländern. Darüberhinaus 
entwickelte sich aus der bolivianischen IK-Gruppe POR, die von Guillermo Lora 
geführt wurde und die in Bolivien über Massenanhang verfügte, in Südamerika die 
sogenannte loristische Strömung. 

Die Spaltung in IS und IK 1953 markiert jedenfalls das Ende einer mehr oder weniger 
einheitlichen trotzkistischen Bewegung. In den nächsten Jahrzehnten sollte sich der 
Prozeß der Aufsplitterung noch weiter fortsetzen (wobei es auch Fälle von Fusionen 
gab). Der Grund für diese Entwicklung war, daß die 4. Internationale nicht in der 
lage war, die neuen politischen Herausforderungen der Jahrzehnte der 
kapitalistischen Stabilität zu bewältigen. Die tiefere Ursache dafür wiederum ist, daß 
revolutionäre Kräfte in Perioden, in denen sie gegen den Strom der geschichtlichen 
Entwicklung zu schwimmen gezwungen sind und ihnen ein realer Einfluß auf diese 
Entwicklung verwährt bleibt, auf sich selbst zurückgeworfen und zu gesellschaftlicher 
Isolation - mit allen ihren Folgen wie internen Konflikten, ungeduldigen Versuchen 
zur Überwindung der Situation etc. - verdammt werden. 


Auf die weitere Entwicklung der verschiedenen Strömungen der trotzkistischen 
Bewegung soll hier nicht detailliert eingegangen werden, es sollen nur einige 
wesentliche Orientierungspunkte in bezug auf die - für den österreichischen 
'Trotzkismus - bedeutendsten Organisationen skizziert werden: 


e Die amerikanische SWP vereinigte sich 1963 wieder mit dem IS zum Vereinigten 
Sekretariat der 4. Internationale (VS). Die Grundlage für diese 
Wiedervereinigung war eine ähnlich weiche Haltung von IS und SWP gegenüber 
der Castro-Führung in der kubanischen Revolution. Die SWP bestand allerdings 
in dem zunehmend föderalistischen VS de facto weiter als Fraktion. Die Fusion 
hielt dann auch nur bis in die 80er Jahre, als sich die SWP vom Trotzkismus 
verabschiedete und offen zum Castrismus überging. 


ə In den späten SOer Jahren verstärkten sich im IS die als Nuancen stets 
vorhandenen Differenzen zwischen Pablo auf der einen Seite, der die unabhängige 
revolutionäre Organisation immer stärker in Frage stellte, und Mandel, Frank und 
dem Italiener Livio Maitan auf der anderen. Da Pablo und sein sogenanntes 

„persönliches Regime“ auch ein Hindernis für die Fusion mit der SWP darstellte, 
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wurde er Anfang der 60er Jahre zunehmend an den Rand gedrängt. Im Jahr nach 
der Wiedervereinigung mit der SWP verließ Pablo das VS.’ 


Das VS orientierte sich in den folgenden Jahrzehnten stets an den gerade 
aktuellen Bewegungen: an den castristischen Guerillabewegungen in den 
halbkolonialen Ländern, an der Studentenbewegung ab 1968 etc. Es entwickelte 
dabei - anders als die meisten Strömungen aus der IK-Tradition - eine Flexibilität 
im Reagieren auf neue politische Phänomene. Damit ging aber meist auch eine 
mehr oder weniger bedeutende politische Anpassung an die jeweilige Bewegung 
einher - was im zunehmend föderalistisch aufgebauten VS immer wieder zur 
Entstehung von oppositionellen Gruppierungen führte. So löste sich Ende der 
60er Jahre eine Minderheit von der deutschen Sektion des VS, aus der später der 
Spartacusbund entstand, der sich zwar nie politisch stabilisieren konnte, der aber 
für die Entstehung der österreichischen /nternationalen Kommunistischen Liga 
(IKL) in den 70er Jahren eine nicht unwichtige Rolle spielte. Im Zuge der weichen 
Politik des VS gegenüber den Sandinisten trennten sich beträchtliche Teile der 
lateinamerikanischen Sektionen unter der Führung von Nahuel Moreno vom VS. 
Die von ihnen aufgebaute internationale Strömung erreichte vor allem in 
Argentinien Masseneinfluß, ansatzweise auch in anderen lateinamerikanischen 
Ländern, nicht jedoch in Europa - und spielte somit für den österreichischen 
Trotzkismus kaum eine Rolle. Seit den 80er Jahren stellte das VS die 
organisatorisch-politische Eigenständigkeit seiner Sektionen zunehmend in Frage. 
Wichtige Sektionen - BRD, Spanien, Mexiko etc. - wurden in andere linke 
Projekte hinein aufgelöst. 


Aus der britischen RCP Ted Grants entstand die Militant-Tendenz, die sich zu 
einer der größten trotzkistischen Strömungen in Großbritannien entwickelte. Sie 
arbeitete dort in der Labour Party - aber nicht wegen Zeitmangel angesichts von 
bevorstehenden Revolutionen und Kriegen, sondern um - im Bewußtsein der 
relativen kapitalistischen Stabilität - die Tuchfühlung mit der Arbeiterklasse nicht 
zu verlieren und um die Organisation in der realen Arbeiterbewegung aufzubauen. 
Von etlichen anderen trotzkistischen Strömungen wurde ihr dabei Opportunismus 
gegenüber dem reformistischen Bewußtsein der Mehrheit der Arbeiterschaft 
vorgeworfen. Die Militant-Tendenz erreichte in den Jugendorganisationen und in 
der Liverpooler Stadtorganisation der Labour Party erheblichen Einfluß und 
dehnte sich auch auf eine Reihe anderer Länder aus. Anfang der 90er Jahre 
spaltete sich die internationale Militant-Tendenz in eine Strömung um Peter 
Taaffe, die die jahrzehntelange Konzentration auf die Arbeit in der 
Sozialdemokratie beendete, und eine Strömung um Grant, die die traditionelle 
Militant-Linie fortsetzt. In Österreich kommen die Sozialistische Offensive 
Vorwärts (SOV) und die Unterstützer der Zeitung Der Funke (siehe unten) aus 
der Militant-Tradition. 


110 Er wurde dann Berater des algerischen FLN-Führers und Staatspräsidenten Ben Bella. Pablo 
starb 1996 in seiner griechischen Heimat. 


è Schließlich sollen noch zwei Strömungen aus der trotzkistischen Tradition 
genannt werden, die für den österreichischen Trotzkismus zwar bisher keine Rolle 
spielten, die aber international zu den größten und bedeutendsten gehören: a) die 
britische Socialist Workers Party (SWP)''', die 1950 - damals noch als 
International Socialists - aus der in der Labour Party entrierenden britischen 
trotzkistischen Bewegung entstanden ist und bezüglich der Sowjetunion eine 
Staatskapitalismusposition vertritt. Sie wird von Tony Cliff, Alex Callinicos und 
Chris Harman geführt, ist mit gut 10.000 Mitgliedern zahlenmäßig vermutlich die 
heute größte trotzkistische Organisation in einem Land und verfügt auch in 
etlichen anderen Ländern - z.B. in Deutschland oder der Türkei - über Sektionen. 
b) die französische Lutte Ouvrière (LO), die aus der Union Communiste (UC) 
enstanden ist, der einzigen trotzkistischen Organisation in Frankreich, die sich 
1944 nicht an der Vereinigung zur PCI beteiligt hatte und die von dem aus 
Rumänien stammenden David Korner (i-Name: Barta) geführt wurde. Die LO ist 
de facto auf Frankreich beschränkt, straff und recht konspirativ in Zellen 
organisiert. Sie verfügt über einige tausend Mitglieder, eine Verankerung in 
zahlreichen Großbetrieben und in einer Minderheit der französischen 
Arbeiterklasse. Ihre Kandidatin erreichte bei den Präsidentschaftswahlen 1995 
über fünf Prozent der Stimmen. 


2. Entrismus sui generis und die Spaltung der IKÖ 


Die internationale Orientierung auf den tiefen Entrismus hatte für den 
Österreichischen Trotzkismus weitreichende Bedeutung. Sie führte zu einer nahezu 
fünfjährigen Spaltung der IKÖ. Wie kam es nun dazu? Wie sah die Entwicklung in 
Detail aus? Und wie wurde von den verschiedenen Seiten argumentiert? 


Unmittelbar nach Kriegsende ging der KLB davon aus, daß die KPÖ, die im 
Widerstand eine aktivere Rolle gespielt hatte als die Sozialdemokratie, massiven 
Zulauf haben würde. Mpniugeng wu diesen Arbeitern zu bekommen, traten 
glieder des KLB in die KPÖ ein. Man rief im Herbst 1945 zur kritischen 
lunterstützung der KPÖ auf und gab eine illegale Fraktionszeitung - Der Leninist 
- heraus, die allerdings nur zweimal erschien (Dezember 1945 und Februar 1946). Es 
voigte sich bald, daß die „Stalinpartei“ lediglich eine Minderheitsströmung darstellte, 
dal durch ihre bürokratisch-monolithische Organisation ein Eindringen kaum möglich 
wur und daß -dierüsorwiegende Mehrheit der Arbeiterklasse der neugegründeten SPÖ 
weigte. Die Folge für die IKÖ war eine Umorientierung auf diese Mehrheit der Klasse 
~ was allerdings nicht ganz leicht war: Etliche führende Genossen waren Mitglieder 
der KPÖ und als solche bekannt.''” Ein Übertritt zur SPÖ war seitens der 
Kuzinldemokraten mit starkem Mißtrauen gegenüber den „KPlern“ verbunden. 


I Nicht zu verwechseln mit der amerikanischen SWP von James P. Cannon (bzw. später von 
Junoph Hansen). 

IV Neben Modlik und Babnik galt das vor allem für Fritz Schuster (ca. Jahrgang 1910), 
ehomaliger Arbeiterturner (Leichtathlet) aus Wien-Landstraße, von Beruf Dreher, führendes 
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Nach dem organisatorischen Abschluß der internen Differenzen mit den Steiner- 
Anhängern und dem Rest-Kampfbund Ende 1947 lief die Orientierung auf die SPÖ 
1948 verstärkt an. Allerdings traten bereits Ende 1948 ernsto 
Meinungsverschiedenheiten darüber auf, wie diese Intervention angelegt sein sollte 
Es bildeten sich in der Führung zwei Strömungen heraus: Die erste richtete sich - 
nicht nur in der Frage des Iintrismus sui 
generis - zunehmend nach Pablo und dem 
IS und bestand u.a. aus Modlik, Dworak 
und Soucek. Die zweite wehrte sich mehr 
oder weniger hartnäckig gegen Pablos 
Linie und bestand u.a. aus Babnik, Drexler 
und Thomas. 


Parallel mit Pablo auf internationaler 
Ebene ging auch die Gruppe um Modlik in 
Österreich in die Offensive - mit dem 
zehnseitigen Dokument Be-Frage der 
Bntritistaktik"'”. Darin wird grundsätzlich 
folgendes formuliert: „Sind also 
entwickelte Partei wie Parteikeim 
unbedingt an das Prinzip der 
programmatisch-politischen 
Unabhängigkeit gebunden, so gilt das 
Prinzip der organisatorischen 

Unabhängigkeit nur für die Partei, nicht Heinrich Thomas 

aber für den Parteikeim.“ Aus diesem Schema wird dann für den „Parteikeim“ IKÖ 
die Möglichkeit des „Totaleintritts“ in die SPÖ abgeleitet. Es würde dabei nur 
vorübergehend die formelle Unabhängigkeit der Organisation aufgegeben werden 
Und während bei der Fraktionsarbeit - die von Babnik, Drexier und Thomas 
befürwortet wurde - die außerhalb der reformistischen Partei verbleibende Gruppe 
mit Programm und Namen auftrete und sich die Interventionisten nicht dazu 
bekennen könnten, bedeute Totaleintritt das Gegenteil: „Hier handelt es sich um die 
offene Fraktion, die nicht sofort wieder hinausbefördert werden kann; hier wird mit 
unserem vollen revolutionären Programm, mit revolutionärer Kritik frei und offen 
aufgetreten.“ Die Eintrittstaktik trage in der Folge „von vornherein den Keim zur 
neuen Abspaltung in sich“. Damit sind die Pablo-Anhänger von der Argumentation 
Pablos, die sich gerade gegen ein Auftreten mit revolutionärem Programm wandte, 


anime ur 


Mitglied der IKÖ nach 1945; langjähriger, sehr beliebter Arbeiterbetriebsrat bei Siemens & 
Halske (und das obwohl er formal KP-Betricbsrat war); in den IKÖ-internen 
Auseinandersetzungen in den 40er und 50er Jahren auf der Seite von Babnik, Drexler und 
Thomas (gegen Modlik); in den 50er Jahren aus der IKÖ ausgeschlossen, weil er entgegen dem 
IKÖ-Wahlaufruf nicht SPÖ, sondem KPÖ gewählt hatte (Drexler halt den Ausschluß 
rückblickend für einen Fehler). 

113 Zur Frage der Eintrittstaktik - von den Genossen Hammer, Kant, Lerse und Luis, 18.11.48, 
in: Mitteilungen für die Mitglieder der IKÖ, Nr.17 (Sondernummer), 20. November 1948 
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deutlich entfernt - wohl auch, um sich mit den Entrismus-feindlichen 
lonen des österreischischen Trotzkismus nicht gleich zu frontal anzulegen. 


dings wird in demselben Papier bereits die Schiene für zukünftige Entwicklungen 

gt: Die „programmatische Wachsamkeit und Festigkeit“ sei zwar „das Um und 

‘, sie dürften aber „nicht mit Starrheit, Schematismus und Wortradikalsmus 

schselt werden“. Einwände von Mitgliedern, die sich einen Totaleintritt (mit 

m Programm) aufgrund der Situation in ihrem Betrieb oder in der SPÖ nicht 

tellen konnten, werden als „Praktizismus“ vom Tisch gewischt - und das, obwohl 

anschließend (erneut in Widerspruch zu Pablos Konzept) folgendes postuliert 

: „Der Totaleintritt setzt die Gewährung des Rechtes auf Freiheit der Kritik und 

Verbreitung unseres revolutionären Programms voraus.“ Dieses Recht war in der 

Adolf Schärf und Oskar Helmer auf antikommunistisch getrimmten SPÖ in den 

en 40er Jahren mit Sicherheit nicht gegeben - ebensowenig eine weitere von den 

risten angegebene Entrismus-Bedingung: „Der Totaleintritt setzt Veränderungen 

in Bewußtsein der Arbeiter voraus. Ohne diese nach links weisenden Veränderungen, 

Bihne eine ernstliche Linkstendenz der Arbeiter, die auf die (...) reformistischen 
itzen drücken, werden die Bedingungen des Totaleintritts kaum entstehen.“ 


a Entristen der IKÖ argumentieren damit 1948 noch eher wie Trotzki für den 
lassischen Entrismus Mitte der 30er Jahre als wie das IS mit seinem Zntrismus sui 
Meneris. Sie gehen allerdings - in Konsens mit Pablo - von einer falschen 
Binschätzung der objektiven Lage aus. Tatsächlich gab es Ende der 40er Jahre 
ndentiellen Unmut in der Arbeiterschaft, der sich in einigen kleineren Streiks, im 
'Schuharbeiterstreik von 1948 und schließlich im sogenannten Oktoberstreik von 1950 
ausdrückte. Die entgegengerichteten Tendenzen der reformistischen Integration ins 
System und der antikommunistischen Blockbildung waren aber deutlich stärker, 
" wodurch eine offene revolutionäre Fraktion in der SPÖ, deren Eliminierung sich die 
Bürokratie aufgrund der Sympathie von Teilen der Basis nicht so leicht erlauben 
kann, de facto unmöglich war. In der Folge näherten sich Modlik und seine Anhänger 
Immer mehr den Vorstellungen Pablos an. 


Ebenfalls im November 1948 verfaßte Drexler einen Diskussionsbeitrag zur Frage 
. des „Entrismus“"*, in dem er dem IS Prinzipienlosigkeit vorwarf. Drexler 
' argumentierte dabei allerdings - durchaus in Tradition des Kampfbundes von 1934 - 
grundsätzlich gegen den Entrismus und trat für ein „Prinzip der organisatorischen 
Selbständigkeit“ ein. Er meinte, daß sich „Lerse und Co.“ heute noch vom 
Standpunkt des IS abgrenzten, wodurch sie ihre Prizipienlosigkeit einschränken 
wollten, prophezeite aber: „Das wird sich bald ändern, die Fahrt wird schneller 


‚ werden.“ 

| Auf der zweiten Konferenz der W&@- Mitte Februar 1949 erreichte die 
Auseinandersetzung ihren ersten Höhepunkt. Der Mitgliederstand war aufgrund der 
; beiden Abspaltungen 1947 und einiger weiterer Verluste seit der ersten Konferenz 
gesüniken: 66 Vollmitglieder, 21 Kandidaten und etliche Sympathisanten. Über die 
 30-seitige Resolution Die Lage und ihre Perspektiven war man sich einig, 


a Diskussionsbeitrag zur Frage des „Entrismus“ - von Gen. Sachs, 17.11.48, in: ebd. 
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konstatierte zwar die „politische Konsolidierung der österreichischen Bourgeoisie“, 
hielt aber eine Zuspitzung der Klassenkampfsituation für unvermeidlich. Zur 
Resolution Der Weg zur proletarischen Klassenpartei, in der es v.a. um die Frage 
des Entrismus ging, gab es allerdings heftige Differenzen. Babnik, Drexler und 
Thomas konnten sich schließlich mit sieben zu fünf Delegiertenstimmen durchsetzen. 
Die Resolution der Mehrheit"? argumentiert wie folgt: 


„Die Beschlüsse des zweiten Weltkongresses unterstreichen mit Recht die 
objektiv günstigen Bedingungen für unsere revolutionäre Arbeit innerhalb der 
SP. Aber die ‘Taktik’, die dabei den Sektionen der IV. Internationale 
vorgeschlagen wird, ist, soweit sie den totalen Eintritt betrifft, als prinzipiell 
unzulässig abzulehnen. (..) Der Totaleintritt einer revolutionären 
Klassenorganisation, einer Sektion der IV. Internationale in eine 
opportunistische Partei, Organisation, bedeutet die Preisgabe des Prinzips der 
organisatorischen und letzten Endes auch der politischen Selbständigkeit und 
Unabhängigkeit. Ausgehend von der Erkenntnis, daß weder SP noch 
Stalinpartei zu gesunden, sondern klassenfremde Parteien und nicht mehr 
imstand sind, die Interessen der Arbeiterklasse zu verwirklichen, treten die 
Trotzkisten seit 1934 für die Schaffung einer neuen revolutionären 
Klassenpartei, Internationale ein.“ 
Nach dieser Absage an Pablos Ansicht vom revolutionären Potential von Stalinismus 
und Co. werden die Probleme beim Aufbau der 4. Internationale neben den 
objektiven Ursachen auch auf mangelnde Kaderschulung zurückgeführt, was durch 
den Entrismus nicht verbessert werde: 


„Die “Entristen’ unter Führung des IS wollen das langsame Wachstum und 
teilweise Stagnieren der einzelnen Sektionen durch Experimentieren und 
Manövrieren überwinden. Der ‘Entrismus’ oder Totaleintritt ist so ein 
Manöver, das der Ungeduld entspringt. (...) Dieselben Ziele, die die 
“Entristen’ vorgeben, erreichen zu wollen (...), können ohne Preisgabe der 
revolutionären Organisation durch Fraktionsarbeit erreicht werden. Im 
Gegenteil, die Existenz der unabhängigen Klassenorganisation kann den 
Klärungsprozeß innerhalb des linken Flügels nur beschleunigen. (...) Denn | 
besonders unter illegalen Bedingungen ist es möglich, daß ein Großteil der 
Organisation, oder unter Umständen die gesamte Organsation Fraktionsarbeit 
leistet, wenn es ihr gleichzeitig gelingt, die eigene illegale Organisation, das 
eigene Organ, die eigene Disziplin aufrechtzuerhalten.“ „Da sich į 
Fraktionsarbeit den spezifischen Bedingungen der Umgebung, in der sie 
geleistet wird, anpassen muß, (...) ist es doppelt wichtig, die revolutionäre 
Propaganda in einem unabhängigen Organ aufrechtzuerhalten. In diesem 
Organ muß sich die unabhängige Organisation von jedem Opportunismus 
scharf abgrenzen (...). Das beste Rekrutierungsfeld für die revolutionäre 
Organisation findet sich in den Betrieben und in den gewerkschaften. Hier 


15 veröffentlicht in: Der Spartakist, Nr.42, März 1949 
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können die Trotzkisten, am Klassenkampf teilnehmend, am günstigsten eine 
unabhängige Position gegenüber den beiden Verratsparteien wahren.“ 


Außerdem - so die Mehrheitsresolution - stehe die „Vereinigungspraxis des IS“, von 
dor neben der IKÖ 1946/47 noch einige andere Beispiele angeführt werden, „in 
engstem Zusammenhang mit dem ‘“Entrismus’“, sie sei „ebenso prinzipienlos wie 
dieser“: 
„Eine Vereinigung zweier Organisationen, die in prinzipiellen Fragen 
differierende Auffassungen haben, führt nur zu einer Scheineinheit. Diese 
Scheineinheit bedeutet keine Stärkung der Gesamtbewegung, sondern nur 
unfruchtbare Fraktionskämpfe und trägt sogar den Keim des vollständigen 
Zerfalls in sich. (...) Nur solche Vereinigungen können von Dauer und 
fruchtbar sein, denen eine gründliche Diskussion der Differenzen 
vorausgegangen ist, bei der eine Einigung in prinzipiellen Fragen erzielt 
wurde. Die Verpflichtung zur Aktionsdisziplin nach außen genügt nicht, denn 
Abweichungen in prinzipiellen Fragen verpflichten unter Umständen sogar, die 
Aktionsdisziplin zu brechen.“ 


Die vom IS festgestellte „Entpolitisierung unserer Bewegung‘ könne jedenfalls durch 
den Entrismus nur verschlimmert werden. Statt organisatorischer Manöver und rein 
quantitativer Überlegungen müsse auf die „Verbesserung der Qualität, die verstärkte 
Politisierung unserer Bewegung“ gesetzt werden. 

Damit hatte sich die Mehrheit der IKÖ in deutliche Opposition zu Pablo und dem IS 
gestellt. Und auch die Minderheit um Modlik war in ihrer Konferenzresolution'' 
Antang 1949 noch nicht völlig auf Pablos Position übergegangen: 


„Als grundlegende Bedingung zur Durchführung dieser Taktik forderte schon 
Lenin die Freiheit, innerhalb der opportunistischen Organisation für das 
revolutionäre Programm, für die revolutionäre Politik aufzutreten und an der 
opportunistischen Politik revolutionäre Kritik zu üben. (...) Objektiv muß die 
Lage eine solche sein, daß die opportunistische Partei, ihre Führung (unter 
dem Druck ihrer Arbeiterbasis) gezwungen ist, die revolutionäre Propaganda 
und Kritik in ihren Reihen zuzulassen. Die subjektiven Voraussetzungen 
bestehen vor allem in der politisch-propagandistischen Festigkeit der den 
Totaleintritt vollziehenden revolutionären Organisation;“ 
Beim Totaleintritt würde nur die „formale, äußerliche organisatorische 
Unabhängigkeit“ aufgegeben, die Organisation jedoch niemals wirklich aufgelöst. Es 
wäre natürlich falsch, die Eintrittstaktik als einziges Mittel zur Schaffung einer 
revolutionären Partei zu betrachten, sie wäre aber unter den heutigen Bedingungen 
„ein wichtiges taktisches Mittel“. Außerdem bleibe es natürlich Aufgabe der einzelnen 
Sektion, die aktuellen Anwendbarkeit zu überprüfen. 
Damit lag die Argumentation der österreichischen Entristen 1949 weiterhin eher bei 
Trotzki von 1934 als bei Pablo von 1948/51. Darüber, ob die recht behutsame 
Argumentation von Modlik zu diesem Zeitpunkt auch dem Versuch geschuldet ist, 


!!6 abgedruckt in; Mitteilungen für die Mitglider der IKÖ, Nr.20, 29. März 1949 
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sich in der IKÖ die Chance auf eine Mehrheit nicht völlig zu verbauen, kann nur 
spekuliert werden. Jedenfalls blieben die Entristen in der Minderheit, die IKÖ betrieb 
weiterhin Fraktionsarbeit. 


Im Laufe des Jahres 1949 spitzte sich die interne Situation deutlich zu. Im März 
hatten die IKÖ, zwei Mitglieder der SPÖ-Studenten und Genossen der Steiner- 
Gruppe begonnen, das illegale Fraktionsblatt Der Sozialist herauszugeben, mit dem in 
die SPÖ-Arbeiterschaft interveniert werden sollte. Nachdem die beiden Studenten 
bereits nach der ersten Nummer wieder absprangen, kündigte die IKÖ-Leitung, die 
von den Genossen der Mehrheit gestellt wurde, die Arbeitsgemeinschaft mit den 
Steiner-Leuten, da eine solche nur für den Fall der Einbeziehung von Genossen der 
SPÖ-Basis als sinnvoll erachtet wurde.'!” Der Sozialist sollte nun von der IKÖ allein 
herausgegeben werden. Die Oppositionellen um Modlik betrachteten diese 
Vorgangsweise als sektiererisch und vermuteten außerdem, daß es der Leitung darum 
ginge, dem Einfluß der Oppositionellen, die die beiden IKÖ-Vertreter in der 
Sozialist-Redaktion gestellt hatten, in der Intervention in die SPÖ eine Ende zu 
setzen. 


Die Redaktion des Sozialist wurde der Fraktionsarbeitsgemeinschaft, dem IKÖ- 
Gremium, in dem die Fraktionsarbeit vorbesprochen wurde, übertragen. Nachdem 
dann Ende Mai 1949 zwei oppositonelle Genossen aus dieser 
Fraktionsarbeitsgemeinschaft abgezogen worden waren und der bezahlte Sekretär der 
IKÖ, der Oppositionelle Gludowatz (i-Name: Louis), seines Postens enthoben 
worden war, ging die Opposition mit einem Offenen Brief an die Mitglieder der 
IKÖ''® in die Offensive und warf der Leitung vor, politische Differenzen mit 
„organisatorischen Maßnahmen“ lösen zu wollen. In ihrer Antwort’? richtete die 
Leitung wiederum den Vorwurf an die Opposition, die Mehrheitsbeschlüsse nicht 
loyal mitzutragen, sondern zu versuchen, schleichend die eigene Linie zu 
verwirklichen. Außerdem sei es schließlich auch die Ansicht der Opposition, daß 
umstrittene Interventionsstrukturen mehrheitlich von Genossen besetzt sein sollten, 
die die Organisationslinie vertreten. Die Opposition solle jedenfalls nicht länger die 
Umsetzung der Konferenzbeschlüsse behindern. 


Als dann im Herbst 1949 mehrere linke SPÖ-Mitglieder von außerhalb Wiens, zu 
denen man durch die Herausgabe des Sozialist Kontakt hatte, zum SPÖ-Parteitag 
nach Wien kamen, sollte Kant/Soucek ein Treffen mit ihnen und von der Leitung 
beauftragten Genossen der IKÖ organisieren. Als dieses Treffen nicht zustandekam 
und Soucek stattdessen die SPÖler zu einem Treffen mit dem inzwischen von jeder 
Organisationstätigkeit suspendierten Louis’? und anderen brachte, eskalierte die 


1? Die Protestresolution der Steiner-Gruppe an die Leitung der IKÖ (gezeichnet von Bach 
und Bux, beides i-Namen) wurde von der IKÖ-Leitung mit einem Brief An die Genossen Bach 
und Bux! vom 7. Juil 1949 beantwortet. 

"8 Offener Brief an die Mitglieder der IKÖ, 30. Juni 1949, gezeichnet von: Beer, Fink, ' 
Hammer, Kant, Klinger, Louis. 

11 Antwort der Leitung auf den Offenen Brief der oppositionellen Genossen!, 9.7. 1949 

120 Louis (d.h. Gludowatz) war wegen einer eigenmächtigen Vervielfältigung von Materialen 
suspendiert worden. Daß man es damit so genau nahm, lag nicht nur an den Bedingungen der 
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Kituntion. Die Leitung betrachtete die Angelegenheit als „nur das letzte Glied einer 

nzen Reihe von Disziplinlosigkeiten“ und schloß Soucek und Gludowatz aus der 
KÖ aus. Sie erklärte gleichzeitig die Absicht, „sich von allen jenen, die sich mit den 
annrchistischen Methoden von Kant und Louis fraternisieren sollten, zu trennen“!?!. 
Ala sich die anderen Oppositionellen mit Soucek und Gludowatz solidarisierten, 
gomeinsam mit Soucek und Gludowatz die IKÖ (Opposition) formierten und mit der 
Ilornusgabe des Mitteilungsblattes der Opposition der IKÖ begannen, schloß die 
Leitung 17 weitere Genossen’? aus. 


WwMitteilungsblatt der IKÖ (©), das sich ausschließlich an Mitglieder und 
Wandidaten der IKÖ richtete, wurden die Auschlüsse von Soucek und Gludowatz als 
„Wektionsbeschluß“ der Leitung bezeichnet, die Verletzung der Statuten durch die 
leitung?” kritisiert. Die Oppositionellen stellten außerdem fest, daß sie „sich nach 
wio vor als der IKÖ, Sektion der IV. Internationale in Österreich, angehörig“'”" 
betrachteten. Die Oppositionellen machten die Leitung für die Spaltung 
verantwortlich und gingen insgesamt in die Offenive - mit einer wiederholten 
Darstellung ihres Standpunktes, mit Aufforderungen zur Kooperation und mit einer 
hartnäckigen Propaganda für den Totaleintritt in die SPÖ: Beim Totaleintritt gehe es 
nuch um die Überwindung der nur individuellen Rekrutierung (über die Propaganda 
In den Betrieben) und der Schulung in isolierten Zirkeln, um die Umwandlung der 
Organsiation in eine revolutionäre Kampforganisation in Form einer geheimen 
Fraktion in der SPÖ. Es ist zwar weiterhin davon die Rede, daß sich das politische 
Auftreten „dabei natürlich in der von unserem Übergangsprogramm vorgezeichneten 
Richtung bewegen“ werde, die notwendige Freiheit der revolutionären Propaganda 


und Kritik wird allerdings nicht mehr erwähnt. '”° 


Konspiration in der Illegalität, sondern auch an Materialmangel und an finanziellen Problemen 
mil der Herstellung von Literatur. Selbst die Parteizeitung, Der Spartakist, wurde in einer recht 
geringen Auflage (nie über 200 Stück) produziert, nur an Angehörige der IKÖ, Sympathisanten 
und Kontakte weitergegeben, ein Exemplar oft von mehreren gelesen. Sonstige Texte, ctwa 
interne Materialien, wurden in niedrigen Auflagen produziert und teilweise von einem zum 
anderen weitergereicht. Louis hatte außerdem die vervielfältigten Texte der Organisation mit 
einem zusätzlichen Kommentar versehen, der zwar nicht besonders bedeutend gewesen sein 
«dürfe, was aber die Leitung zusätzlich kritisierte. 

VI An alle Angehörige der IKÖ!, Die Leitung, 5.11.1949 

1” Es waren dies: Albin, Alma (d.i. Grete Happel/Kraupa, 1907-1990), Beer (d.i. der Drucker 
lutz), Fink, Floda, Gabler (d.i. der Beamte Karl Kraupa, 1900-1991), Hammer, Klinger 
{möoglicherweise der Bruder von Lutz), Lerse, Liebert (eine Zahnarztassistentin), Mader (d.i. 
der Tischler Alois Fuchs), Matev, Most, Osten, Reiter, Santos (d.i. Johanna Soucek), Simon 
(d.i. der Arzt Dr. Schüller oder ein Bibliothekar aus Sandleiten); siehe: An alle Mitglieder der 
IKÖ!, Die Leitung, 12.11.1949 

UI Das in Punkt 18 der IKÖ-Statuten festgeschriebene Recht auf ein Schiedsgericht wurde 
Soucck und Gludowatz vorenthalten. 

Vi wrklärung der Opposition der IKÖ von der provisorischen Oppositionsleitung (Fink, 
Ilammer, Kant, Klinger, Lerse, Louis, Simon), 10.11.1949, in: Mitteilungsblatt der Opposition 
der IKÖ, Nr.1, 11. November 1949 

VS siche die Beiträge von Louis und Lerse in Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Nr.3, 
t9 Dezember 1949 


Daß die Opposition zu dieser Offenive, die ihr die Unterstützung einiger weiterer 
Genossen einbrachte, in der Lage war, lag wohl nicht nur daran, daß sie mit Modlik 
über den erfahrensten politischen Kader der IKÖ verfügte, sondern auch daran, daß 
sie - praktisch und psychologisch - auf die Rückendeckung des IS rechnen konnte. 
Letzteres war aufgrund der politischen Positionen evident und hatte sich auch bereits 
in einem Brief des IS an die IKÖ vom 1. Oktober 1949 - also vor den Ausschlüssen - 
ausgedrückt. In diesem Brief, den die IKÖ-Leitung vorerst nur einem Teil der 
Mitgliedschaft zugänglich gemacht hatte, wird einerseits die ungeduldige und 
undisziplinierte Haltung der Minderheit kritisiert, andererseits die Suspendierung von 
Gludowatz als schwerer Fehler betrachtet. Als letztliches Mittel zur Überwindung der 
Probleme wird aber schlußendlich die Konzentration aller Kräfte auf den Totaleintritt 
eingeschätzt - und damit die Opposition unterstützt. 


Am 24. November 1949 hatte sich die Opposition erstmals direkt an das IS gewandt. 
Darin wurde die eigene Sichtweise der Ereignisse dargestellt, die Befürwortung des 
Totaleintritts betont und eine „Konferenz der gesamien österreichischen Sektion“ 
vorgeschlagen, zu deren Zustandekommen das IS beitragen solle. Ein zweiter Brief 
folgte Mitte Dezember, ein dritter am 28. Dezember, der vom IS eine rasche 
Intervention fordert, die der Opposition „eine selbständige Aktion auf dem Boden der 
Beschlüsse des Weltkongresses und des IEK gestatten‘ “” müsse. Das IS antwortete 
am 12. Jänner 1950 - durchaus im Sinne der Opposition: 


„Das IS hat die Ausschlüsse, die die Leitung durchgeführt hat, einstimmig und 
schärfstens gerügt. Es rügt diese Ausschlüsse umso mehr, als sie gegen den 
ausdrücklichen Wunsch und Rat des IS stattfanden und dadurch als eine 
Nichtbeachtung der internationalen Führung angesehen werden können. (...) 
stellt das IS fest, daß diese Ausschlüsse (...) einen Bruch mit allen Traditionen 
und dem Wortlaut der Statuten unserer Bewegung darstellen. (...) Sie 
bedeuteten (...) einen Schlag gegen die Interessen unserer Bewegung in 
Österreich und in ganz Europa.“ 
Am nächsten IEK'” solle unter Teilnahme von Vetretern beider Seiten die 
österreichische Krise besprochen werden. Die Entscheidungen des IEK würden für 
beiden Seiten bindend sein. Zur Vorbereitung für die IEK-Mitglieder forderte das IS 
von beiden Seiten zusammenfassende Darstellungen ihrer Positionen an. 
Die Leitung schickte das 23-seitige Dokument Kine notwendige Zwischenbilanz'” 
ein, das gleichzeitig auch ihre umfassende Antwort auf die Offensive der Opposition 
darstellte: 
„Wenn wir sagen, daß der Kern der kommenden Klassenpartei sich nicht mit 
revolutionsfremden Parteien oder Gruppen vermischen darf, so bezieht sich 


126 Brief der provisorischen Oppositionsleitung an das IS vom 28. Dezember; zitiert nach: 
Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Nr.6, 25. Feber 1950 
1237 Internationales Exekutivkomitee - breiteres, dem IS übergeordneies internationales 
Leitungsgremium. 

3 Eine notwendige Zwischenbilanz, Die Leitung, 28.1.1950, in: Der Spartakist 
Sondernummer Ende Jänner 1950 („Nur für Angehörige der IV. Internationale“) 
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das selbstverständlich auf diesen Kern als Organisation, nicht aber auf die 
Tätigkeit ihrer Mitglieder. (...) Der Entrismus ist nicht identisch mit der 
notwendigen Durchsetzung opportunistischer Arbeiterorganisationen mit 
Trotzkisten, sondern er ist in der Praxis die Vereinigung der revolutionären 
Organisation mit der opportunistischen; er führt zur Liquidierung der 
revolutionären Organisation und zur Preisgabe ihres Programms.“ 


Auch wenn auch hier wieder auf den Entrismus an sich verallgemeinert - und damit 
lintrismus unter jeglichen Bedingungen prinzipiell abgelehnt - wird, so ist die obige 
Darstellung der Konzeption Pablos durchaus nicht völlig unzutreffend. 


Die IKÖ-Leitung weiter: „Unsere Kritiker übersehen die Wechselbeziehung zwischen 
dem objektiven Stand des Klassenkampfes und der Herausbildung des subjetiven 
laktors - der Partei.“ Den Entrismus mit dem Erfolg der amerikanischen SWP in den 
0er Jahren zu rechtferigen, sei unsinnig, da damals in den USA ein Aufschwung der 
Arbeiterbewegung stattgefunden hätte, durch den Fortschritte im Aufbau der 
revolutionären Partei ermöglicht worden seien (unabhängig vom Entrismus). Die 
objektiven Bedingungen seien in Österreich völlig andere, die europäische 
Arbeiterbewegung hätte die Stagnation nicht überwunden, der ideologische Druck 
auf die Revolutionäre sei besonders groß. Man müsse davon ausgehen, was ist. 
Deshalb sei es nötig, sich besonders eng zusammenzuschließen, die Genossen auf 
dem Boden des revolutionären Programms zu Kadern zu erziehen, die Koninuität der 
revolutionären Führung zu sichern und so die Voraussetzung für größere Erfolge 
nach einer Veränderung der objektiven Bedingungen zu schaffen. Das hätte nichts mit 
Pessimismus, sondern mit Ausdauer und Weitblick zu tun. In Wahrheit würde das 
Schaffen von Illusionen, die dann letztlich an der Wirklichkeit zerschellen, den 
Pessimismus erzeugen. 


Während die Minderheit um Modlik sicher den initiativeren Teil der IKÖ darstellte, 
erkannte die Mehrheit wesentlich eindeutiger den Zusammenhang zwischen der 
objektiven Situation und den Möglichkeiten von revolutionärer Tätigkeit in 
reformistischen Organisation. Und vor allem hatte die IKÖ-Strömung um Babnik, 
Drexler und Thomas - obwohl auch sie von einer unvermeidlichen Zuspitzung der 
Klassenkämpfe ausging - doch eine deutlich realistischer Einschätzung der 
österreichischen und europäischen Wirklichkeit als Modlik (und Pablo). In einem 
späteren Rückblick hält die Leitung außerdem fest, daß sie sich darüber im klaren 
gewesen sei, 
„dass die lang andauernde Stagnation innerhalb der österreichischen 
Arbeiterklasse sich auch auf die Entwicklung unserer Organisation auswirkte, 
dass die Bestrebungen der Opposition nicht anderes waren als das 
Nichtwahrhabenwollen oder Nichtverstehen dieser Tatsache, dass ihre Politik 
nichts anderes ist als der Versuch über den eigenen Schatten zu springen.“'” 


Bezüglich der Ausschlüsse heißt es in der notwendigen Zwischenbilanz‘ 


™ Protokoll der Il. Konferenz der IKÖ (7.18. Juli 1951), Bericht der Leitung an dic 
Konferenz. 
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„Das IS irrt, wenn es meint, daß unsere Beschlüsse gegen die Entristen dem 
Bestreben entspringen, die politische Diskussion zu unterbinden und durch die 
Anwendung organisatorisch-administrativer Maßnahmen zu unseren Gunsten 
zu entscheiden. (...) statt die Leitung in der praktischen Organsationsarbeit zu 
unterstützen, begannen sofort nach der Konferenz einige ‘führende’ Entristen, 
eine Praxis zu entfalten, die nicht anders denn als Sabotage der 
Organisationsarbeit zu werten und die mit den gröbsten Disziplinbrüchen 
verbunden war.“ 


Es wäre auf die Dauer unmöglich gewesen, dem mit verschränkten Armen zuzusehen. 
Schließlich attackiert das Papier der Leitung den Kurs des IS: Es sei beim IS und der 
Opposition zwar davon die Rede, daß „kein Jota des revolutionären Programms 
preisgegeben“ werde. In der Praxis des Entrismus des IS, beispielsweise bei der 
Eintrittserklätung der RCP-Mehrheit, sei davon aber nichts zu merken. Die 
„Eintrittstaktik“ des IS hätte dort, wo sie nicht zur völligen organisatorischen 
Liquidierung geführt habe, das ideologische Niveau der Avantgarde gesenkt, was 
„sich in den oft krassen Schwankungen ganzer Sektionen (und des IS selbst) in der 
Richtung zum Sozialdemokratismus oder Stalinismus“ geäußert habe 


Die Politik des IS führe zur Tendenz, die Quantität der Arbeit über die Qualität zu 
stellen, was wiederum unvermeidlich zum Praktizismus führe. Außderm würde auf 
die Propaganda der revolutionären Endlosungen verzichtet. Dem IS komme es 
hauptsächlich auf das formale Bekenntnis zur 4. Internationale an, es verwische 
politische Gegensätze - wie man nicht nur an der vom IS gepushten Vereinigung der 
IKÖ mit dem Kampfbund-Rest sehen könne, sondern auch an geplanten 
Vereinigungen mit allen möglichen „Konfusionisten“ in Deutschland und anderen 
Ländern. Außerdem wurden „die Anbiederungsversuche an den ungeratenen 
Sprößling der russischen Stalinbürokratie, die Titoclique“'”°, angeprangert. Die IKÖ 
dürfe sich jedenfalls nicht vom IS überreden lassen, sondern müsse im Gegenteil der 
ganzen Internationale helfen, die gegenwärtige Linie zu überwinden. Damit dürften 
für das IS die letzten Unklarheiten beseitigt gewesen sein 


Das Papier der Opposition an das IEK - Zur Lage in der österreichischen Sektion der 
Vierten Internationale'”' - faßt die Entwicklung des Konfliktes aus der Sicht der 
Opposition zusammen: Die zweite Konferenz der IKÖ hätte zwar die allgemeine 
Orientierung auf die SPÖ bestätigt, die Mehrheit hätte aber auf die „Methoden der 
nur individuellen Rekrutierung und der abstrakten Schulung in isolierten Zellen“ 
beharrt. „Selbst die etwas verbreiterte schriftliche Propaganda sollte nach ihrer 
Ansicht lediglich die individuelle Propaganda erleichtern. Die Eintrittstaktik lehnte 
sie nach wie vor als prinzipienloses Liquidatorentum entschieden ab.“ Nach diesem 
politischen Signal an das IS ging die Opposition aber jetzt noch einen Schritt weiter 
und deutete dem IS mit einer Selbstkritik die Bereitschaft an, der internationalen 
Linie noch weiter entgegenzukommen: Der in der Mehrheitsresolution „zum 


1 siche dazu weiter unten. 

"I Zur Lage der österreichischen Sektion der Vierten Internationale, Die provisorische 
Leitung der Opposition der IKÖ, 23. Feber 1950; in: Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, 
Nr.6, 25. Feber 1950 
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Aundruck kommende prinzipienlose Versuch, zwischen dem Sektieretum und einer 
Aktivität auf der Linie der Beschlüsse unseres zweiten Weltkongresses zu vermitteln, 
eischwerte die politische Klärung ungemein. Ein hemmende Rolle spielte ferner der 
Umstand, daß auch die Minderheit nicht ganz frei von Empirismus war.“ 
Darüberhinaus wird darauf hingewiesen, daß sich die Opposition, die es in 
urganisierter Weise im übrigen erst seit Herbst 1949 gäbe, für die Verbreitung des 
Offenen Briefes des IS an die KPJ stark gemacht habe - was allerdings an der IKÖ- 
Mehrheit gescheitert sei. 


Nachdem man sich damit endgültig als verläßlicher Parteigänger der Pabloschen Linie 
aungewiesen hatte, wurde - im Bewußtsein, daß das IS nicht mit seinen Anhängern 
brechen werde - auf die Bedeutung des neuerlichen Briefes der Opposition an das IS 
vom 21. Jänner 1950 hingewiesen: „Er schließt die mit der Spaltung vom 5. 
November eröffnete Etappe unseres oppositionellen Kampfes ab und bildet den 
Ausgangspunkt zu einer selbständigen Aktivität der Opposition nach außen.“ Man 
nehme auf die Leitung der IKÖ keine Rücksicht mehr, sei aber zu Zusammenarbeit 
bereit. Zu diesem Handeln werde man gezwungen, weil man durch die Leitung nicht 
nis Opposition anerkannt werde. „Nach der Lage der Dinge ist nunmehr die 
selbständige Aktion der Opposition nach außen die einzige reale Möglichkeit für eine 
(urchgreifende Umbewaffnung, Umorientierung und Erneuerung der österreichischen 
irotzkistischen Bewegung.“ Die „bei uns seit je herrschende abstrakte Erziehung“? 
stelle das eigentliche Hindernis für die Durchsetzung der Linie des IS dar. Die 
entscheidende Ursache der Spaltung der IKÖ liege jedenfalls „nicht in der 
'Nervosität’, ‘Ungeduld’, “Unerfahrenheit’ oder ‘Unreife’ auf dieser oder jener oder 
auf beiden Seiten, sondern die Spaltung vom 5. November war letzten Endes eine 
zwangsläufige Folge des Sektierertums, bzw. seiner speziell österreichischen 
Variation!“ Mit dieser leichten Kritik am Brief des IS vom 1. Oktober sollte - in 
Kombination mit einer politischen Loyalitätserklärung - das IS zu einer noch 
eindeutiger Stellungsnahme zugunsten der Opposition bewegt werden. 
Dementsprechend der abschließende Appell: „Was den Eintritt in die SPÖ betrifft, so 
Ist es nach unserer Ansicht eine dringende Aufgabe der Internationale, uns diese 
"Tätigkeit unter ihrer direkten Disziplin zu gestatten.“ 


Im April 1950 fand schließlich in Paris das 8. Plenum des IEK statt. Nach 
vorausgegangenen Verhandlungen, an denen auch Drexler für die IKÖ und Modlik 
für die IKÖ (O) teilgenommen hatten'”, wurde folgende Resolution einstimmig 
angenommen: 


I Inwieweit damit nur die im österreichischen Trotzkismus tatsächlich vorhandenen, aus der 
l'rey-Tradition und der langjährigen konspirativen Existenz stammenden dogmatischen Züge 
als» Hindernisse für Pablos Entrismus sui generis betrachtet werden - oder auch das 
marxıstisch-trotzkistische politische Fundament der trotzkistischen Kader in Österreich - , sei 
der Interpretation durch die Leser überlassen. 

HI Drexler und Modlik waren generell die österreichischen Vertreter im IEK. Auch vor der 
Spaltung nahmen entweder beide oder - aus finanziellen Gründen - abwechselnd einer von 
thnen an den IEK-Sitzungen teil. Bei den Gesprächen im Vorfeld des 8. Plenums des IEK war 
Mandel - so die Erinnerung von Drexler - sehr überrascht, daß die unabhängig voneinander 
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„Zur Überwindung der Spaltung in der österreichischen Sektion beschließt das 
IEK wie folgt: 1) Die IKÖ bleiben die offizielle Sektion der IV. Internationale 
in Österreich. Diese ist allein berechtigt, in deren Namen und als deren Sektion 
zu handeln in diesem Lande. 2) Die Opposition wird zur an die IV. 
Internationale angeschlossene Gruppe erklärt bis zur definitiven Regelung der 
österreichischen Frage am nächsten Plenum oder spätestens am nächsten 
Weltkongreß. Sie hat das Recht, die Fraktionsarbeit in der SP nach ihren 
eigenen Auffassungen durchzuführen. 3) Das IEK beauftragt das IS, ein 
internes Bulletin herauszugeben, in welchem das IS, die IKÖ und die 
Opposition ihre Standpunkte der ganzen Internationale darlegen. Gleichzeitig 
verpflichten sich die IKÖ und die Opposition, die Diskussion über ihre 
Differenzen wiederaufzunehmen, am Beginne durch eine schriftliche 
Diskussion. 4) Nachdem eine gründliche Diskussion und die Überprüfung der 
Standpunkte durch die beiden Organisationen im Licht der eigenen Erfahrung 
stattgefunden hat, wird das 9. Plenum oder spätestens der nächste 
Weltkongreß eine endgültige Entscheidung in der österreichischen Frage 
treffen.“ 


Das IS fügte in einer Erklärung hinzu, daß diese Resolution keineswegs eine 
Anerkennung der Ausschlüsse bedeute. Drexler erklärte, daß er ohne Optimismus 
und nur, um eine ernsthaft vorbereitete Diskussion in der internationalen Führung zu 
ermöglichen, für die Resolution gestimmt habe. Auch würde dadurch die Opposition 
durch die IKÖ nicht anerkannt. Modlik erklärte, daß die Resolution zwar nur 
provisorisch sein könne, daß er aber für die Opposition einen Fortschritt darstelle. Er 
erlaube, daß sich durch die kommenden praktischen Erfahrungen der Standpunkt der 
Opposition vollständig bestätigen werde. Die Haltung Drexlers bezeichnete er als 
Fortschritt, da dieser den angeblich „beabsichtigten Bruch mit der IV. Internationale 
nicht vollzog“! - wohl ein weiterer Versuch, die Opposition beim IS als die 
geeignetere Vertretung der Internationale in Österreich anzupreisen. 


Der IEK-Beschluß stellte einen eindeutigen Erfolg für die Opposition dar - sie wird 
als Teil der Internationale anerkannt und berechtigt, nach ihren eigenen Vorstellungen 
zu intervenieren. Ausschlaggebend für die ungewöhliche Entscheidung, in einem 
Land zwei konkurrierende Gruppen der Internationale zuzulassen, war klarerweise 
die politische Nähe des IS zur Opposition. Die Opposition war nach dem IEK 
gestärkt, die IKÖ politisch isoliert und in die Defensive gedrängt. Die Leitung der 
Opposition kostete den Erfolg auch dementsprechend aus: Man habe 


„im Interesse der Internationale noch Geduld. Freilich nicht für unbeschränkte 
Zeit. Sollte auch die Sprache der Ereignisse und Tatsachen von der IKO- 


gemachten Auskünfte der Kontrahenten über die Mitglieder- und Kandidatenzahlen beider 
Gruppen so exakt übereinstimmten. Das war ihm noch nie zuvor vorgekommen, da bei solchen 
Gelegenheit oftmals etwas zu eigenen Gunsten gemogelt wurde. Bei Drexler und Modlik schlug 
hier wohl noch die Genauigkeit der Frey-Tradition durch. 
1 Beschluß des 8. Plenums des IEK zur österreichischen Frage, April 1950, in: 
Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Nr.8, August 1950 

ebd. 
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Leitung überhört werden, dann wird die Zeit für entscheidende Schritte 
gekommen sein. Wir sind eine internationale Partei und in ihr entscheidet nicht 
die mehr oder weniger zufällige Mehrheit in dieser oder jener nationalen 
Sektion, sondern jene Mehrheit, die sich im internationalen Maßstab 
ergibt.“ 
Mit der in Punkt 3) der IEK-Resolution beschlossenen Diskussion über die 
Differenzen dürften es vorerst beide Gruppen nicht besonders ernst genommen 
haben. Bis zum Weltkongreß im September 1951 war davon kaum etwas zu merken. 
Auch wenn es weiter zu Schlagabtauschen kam, setzten im wesentlichen beiden 
Uruppen darauf, vorerst einmal ihre Perspektiven - unabhängig von den anderen - in 
dio Tat umzusetzen. Die IKÖ (O) nahm sich diesbezüglich auch kein Blatt vor den 
Mund: „Die Zeit bis zur endgültigen Entscheidung der Internationale gibt jeder der 
beiden Gruppen Gelegenheit, die Richtigkeit ihrer Anschauungen in der Praxis 
nachzuweisen. (...) Der Worte sind genug gefallen, denken wir.“ 


3, Wiedervereinigung unter der Ägide der Internationale 


Vom Frühjahr 1950 bis zum Sommer 1951 konzentrierten sich die beiden Teile der 
österreichischen Sektion also auf die Umsetzung ihrer jeweiligen Perspektive. Die 
IKÖ setzte auf individuelle Propaganda und Rekrutierung in Betrieben und durch die 
liraktionsarbeit, auf Schulung der Kader und Stabilisierung der durch die Spaltung 
yoschwächten Organisation. Die IKÖ (O) - von der Mehrheit auch als Aktivisten 
bezeichnet - begann mit ihrem Entrismus in der SPÖ und gab weiter ihr 
Mitteilungsblatt heraus, das sich vor allem durch die Publikation verschiedener Texte 
Pablos - so wie Der Spartakist - mit verschiedenen internationalen Fragen (z.B. dem 
Koreakrieg) beschäftigte. Gestützt auf die Einschätzungen des IEK erwartete die 
Opposition eine Zuspitzung der internationalen Lage und der Klassenkämpfe in 
Österreich: 


„Gescheitert bei seinen vielfachen Versuchen, die der Imperialismus seit dem 
letzten Krieg gemacht hat, um den Verfall seines Weltsystems aufzuhalten und 
sein Gleichgewicht wieder herzustellen, bedroht von einer neuen Krise der 
Überproduktion, setzt er heute die beschleunigte militärische und politische 
Vorbereitung eines neuen Weltkrieges in Gang.“ 


In der Tendenz stimmten beide Teile der österreichischen Sektion dieser 
l!inschätzung zu - für die Opposition galt das aber in noch ausgeprägterer Weise, da 
nie wie das IS daraus ja auch ihre Perspektive ableitete. Durch den Koreakrieg fühlte 
sich die Opposition in ihrer Sichtweise weiter bestärkt. 


1" Vorbemerkung der Leitung der Opposition der IKÖ zum Beschluß des 8. Plenums des IEK, 
in. ebd. 

t obd. 

W Thesen über die internationalen Perspektiven und den Kurs der Bewegung der IV. 
Internationale, beschlossen vom 9. Plenum des IEK im Dezember 1950, in: Mitteilunsgblart 
iler Opposition der IKÖ, Nr.10, Februar 1951 
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Im Frühjahr 1951 gab es jedenfalls einen 
neuerlichen Kontakt zwischen der IKÖ- 
Leitung und dem IS, „wobei auch eine 
Aussprache zwischen den Genossen des 
IS, unseren Genossen und den Genossen 
unserer ehemaligen Opposition 
stattfand“'?°. Daß sich mittlerweile auch 
die Opposition von Soucek und 
Gludowatz getrennt hatte, wurde von 
der IKÖ als Bestätigung ihrer Haltung 
gegenüber den beiden aufgefaßt - 
außderdem wurde damit ein nicht 
unwesentliches Problem für eine 
Wiederannäherung reduziert. „Ferner 
wurden bei dieser Gelegenheit mit den 
Genossen der ehemaligen Opposition 
fallweise Aussprachen bezüglich einer 
gemeinsamen Linie in der Fraktionsarbeit in der S.P. vereinbart. 


Anfang Juli 1951 fand dann die 3. Konferenz der IKÖ statt. Aus dem Bericht der 
Leitung (Babnik, Drexler, Thomas) geht hervor, daß die IKÖ zu diesem Zeitpunkt 32 
Vollmitglieder, sieben Kandidaten und acht Sympathisierende organisierte’! und daß 
nach der Spaltung die Zellenleiterbesprechungen die Gebietsleitungen, die bisherige 
Verbindung zwischen Leitung und Zellen, ersetzt hatten. Die Leitungstätigkeit vor 
der Spaltung wird als insofern unfruchtbar bilanziert „als wir uns praktisch nur damit 
zu beschäftigen hatten, uns mit den Vorschlägen und Anträgen der Opposition 
auseinanderzusetzen, deren Inhalt darin bestand, von hintenherum der Organisation 
ihre politische Linie aufzuzwingen“'?. Als die Opposition gemerkt habe, daß sie auch 
damit nicht durchkomme, habe sie zunehmend zu Disziplinbrüchen gegriffen, was zur 
Spaltung geführt habe. Es müsse aber auch ausgespochen werden, daß nicht alle 
Genossen, die die Mehrheit unterstützten, das aus einem klaren Verständnis der 
falschen Linie der Opposition taten, sondern „aus einer gewissen Müdigkeit oder 
Bequemlichkeit heraus. Sie sahen in der Differenz nichts anderes, als bei der 
Opposition eine maximale und bei uns eine minimale Tätigkeit“'". Die von Drexler 
vorgestellte und einstimmig angenommene Resolution Die IKÖ und die 
„Opposition“ trat für die Fortsetzung der „Zusammenarbeit in technischen Fragen, in 
Fragen der Konspiration und in der Fraktionsarbeit“ ein, wobei sich die Opposition 
dabei strikter an die Abmachungen des 8. Plenums des IEK halten müsse, und fordert 
von der IKÖ (O) die offene Selbstkritik in der Frage des Ausschlusses von Soucek 


Franz Drexler um 1950 
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= Bericht der Leitung der IKÖ an die 3. Konferenz der IKÖ, Juli 1951 
ebd. 
MI Die IKÖ (O) dürfte im Sommer vor dem 3. Weltkongreß etwa über 25 Vollmitglieder plus 
einige Kandidaten und Sympathisanten verfügt haben. 
= Bericht der Leitung der IKÖ an die 3. Konferenz der IKÖ, Juli 1951 
3 
ebd. 


und Gludowatz. Die Frage des Wiedereintritts der Opposition sei aber vor allem eine 
politische, weshalb es sich um einen Prozeß handle und die IKÖ die Einigungspraxis 
ilon IS ablehne - der Rat der Internationale sei zwar willkommen, man wolle sich aber 
vom IS nichts aufzwingen lassen. '** | 


I,nıt Leitungsbericht habe man in der Fraktionsarbeit wichtige Erfahrungen | 
pommmelt. Die Erfolge des Sozialist seien zufriedenstellend, jedenfalls sei er bei | 
Yoilen der fortschrittlichen SP-Arbeitern bekannt und nicht ohne Wirkung. Personelle | 
(lewinne aus der SPÖ waren aber ausgeblieben - wobei es der Opposition da nicht 
bosser ging. Die Betriebs- und Gewerkschafisarbeit der IKÖ wurde durch die 
sogenannte gewerkschaftliche Arbeitsgemeinschaft koordiniert, die sich vor allem mit 
aktuellen Tagesfragen und der Situation in den einzelnen Betrieben beschäftigte. Im 
Itühjahr 1950 war allerdings die IKÖ-Flugschrift Der revolutionäre Betriebsarbeiter, 
die seit dem Schuharbeiterstreik 1948'° herausgegeben worden war, eingestellt 
worden. Aufgrund der beschränkten personellen Kräfte und finanziellen Mittel 
konzentrierte man sich jetzt lieber auf den - ebenfalls illegalen - Sozialist. Nach einer | 
kurzen Einschätzung des Oktoberstreiks 1950'*° schließt die Leitung bilanzierend ab, 
{nl es als Erfolg zu werten sei, daß es gelungen sei, die Organisation über einen 
kritischen Punkt hinwegzubringen. | 
| 
j 


Als Lrgebnis der Vorbereitungsdiskussion zum 3. Weltkongreß der 4. Internationale 
wird eine Resolution zu den Thesen über die internationalen Perspektiven und den 
Kurs der Bewegung der 4. Internationale beschlossen - ebenso einstimmig wie 
eindeutig: Die darin vorgegebene Linie des Totaleintritts sein nicht nur zu allgemein, 
sondern auch opportunistisch, weil sie die Preisgabe der unabhängigen Organisation 
und des Programms bedeute. Das würde zwar nicht offen ausgesprochen, die 
Y'otaleintritte in England, Indien und Belgien würden es aber beweisen. Die Arbeit in 
upportunistischen Parteien und in den Gewerkschaften sei notwendig. Die Sektionen 
müßten diese Arbeit aber „mit der Notwenigkeit der Auslese und Schulung eigener | 
Kuder verbinden und sie dieser unterordnen. (...) Ungeduld wird hier ebenso schaden | 
wie borniertes Sektierertum, das mit einer von Stalinisten oder Reformisten geführten | 
Iowegung überhaupt nichts zu tun haben will.“'*”. In den Ländern des Glacis sei || 
bozüglich der Stalinparteien größte Vorsicht geboten, da die Trotzkisten mit der | 
physischen Ausrottung bedroht seien. In den asiatischen Ländern bestehe aufgrund 
idor Linie der Thesen die Gefahr, daß die Sektionen lediglich zu Linksoppositionen 
dor stalinistischen Parteien würden, daß jene Politik fortgesetzt würde, die die 4. | 
Internationale zeitweilige zu einem politischen Anhängsel des Titoismus gemacht 


W yiche Resolution: Die IKÖ und die „Opposition“, beschlossen auf der 3. Konferenz. der 
IKÖ, Juli 1951, in: Interne Mitteilungen, Nr.31, Juli 1951 

M Miche unten 
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W Resolutionzu den Thesen über die internationalen Perspektiven und den Kurs der 
Newesung der IV. Internationale, beschlossen auf der 3. Konferenz. der IKÖ, in: Interne 
Mitteilungen, Nr.31, Juli 1951 
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habe. Ingesamt hat also die IKÖ ihre politischen Positionen gegenüber der Linie der 
Opposition und des IS weiter behauptet.” 


Die IKÖ (O) war damit klarerweise wenig zufrieden. In ihrem Beitrag Vorwärts zur 
Schlussbilanz! wirft sie der IKÖ vor, für die internationale Diskussion erneut die 
Notwendige Zwischenbilanz vom Jänner 1950 vorgelegt zu haben und „die 
Erfahrungen von mindestens fünfzehn Monaten entristischer Arbeit einfach zu 
ignorieren“!*”. Anschließend wird erneut die dringende Notwendigkeit des Entrismus 
hervorgehoben, denn „die objektiven Bedingungen zehren am Mark des 
Reformismus“'”. Die IKÖ würde die gewaltigen Fortschritte der kolonialen 
Revolution vergessen, „jenen Hauptfaktor, der heute die Basis des Imperialismus 
entscheidend untergräbt“, sie sehe „Europa grau in grau“ und zeige damit zur 
Genüge, „daß sie den wahrhaft revolutionären Charakter unserer Epoche nicht zu 
erfassen imstande“ sei. Der revolutionäre Optimismus der Opposition sei 


„die Wiederspiegelung einer sozialen Wirklichkeit, die überreichlich mit 
Explosivstoffen geladen ist. (...) Der dritte Weltkrieg, sollte er nicht durch 
revolutionäre Erschütterungen verhindert werden, wird die Doppelnatur von 
Krieg und Revolution zeigen, noch viel entschiedener, als dies das Ende der 
beiden früheren Weltkriege zeigte. Was damals am Ende stand, die 
revolutionäre Massenbewegung, wird beim kommenden Krieg am Beginn 
stehen. (siehe M Pablo: ‘Wohin gehen wir?’, wo das sehr gut gesagt wird.) 
Darauf bereiten wir uns vor, das ist unsere Prognose. Sie hat mit dem sich als 
Nüchternheit ausgebenden Skeptizismus der IKÖ nichts gemein!“'?' 


Da Vertreter der IKÖ-Mehrheit - möglicherweise als Versuch, die Konfrontation mit 
dem IS vor dem Kongreß nicht völlig zu eskalieren - neuestens gemeint hätten, daß 
zwischen Fraktionsarbeit und Entrismus in der Praxis kaum ein Unterschied bestehe 
und die Opposition ja in Wirklichkeit auch Fraktionsarbeit betreibe, wird der 
Unterschied aus der Sicht der Opposition erneut zusammengefaßt: 


„Die “Fraktionsarbeit’ der IKÖ ist natürlich in Wahrheit nur Anhängsel der 
individuellen Propaganda, die für sie das Um und Auf ist. (...) Für die 
entristische Taktik ist die Gewinnung von einzelnen Arbeitern, ihre Aufnahme 
in die revolutionäre Organisation Nebenprodukt der Tätigkeit, die sich auf die 
Schaffung eines ernsten linken Flügels in der opportunistischen Partei 
konzentriert.“'?? 


Am 3. Weltkongreß der 4. Internationale im September 1951 wurde schließlich die 
von der Österreich-Kommission vorgeschlagene Resolution zur österreichischen 


148€ Am Ende der Konferenz wurde eine fünfköpfige Leitung gewählt, der neben Drexler, 
Thomas und Heger (i-Name) auch Friedrich (i-Name von Franz Pokorny) und erstmals Ottinger 
(i-Name des Gerngross-Verkäufers Otto Skritek, Bruder eines SPÖ-Nationalratsabgeordneten, 
von 1945 bis zum Ende der IKÖ 1963 dabei) angehörte. 
18 Vorwärts zur Schlussbilanz - Antwort auf die „Notwendige Zwischenbilanz“ der IKÖ, Die 
Leitung der IKÖ (O), Juni 1951, in: Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Juli 1951 

ebd. 


Frage beschlossen. Sie verzichtet auf eine massive Hervorhebung der erwarteten 
revolutionären Zuspitzung ebenso wie auf die Begriffe Entrismus oder Totaleintritt, 
wimmt aber in sämtlichen inhaltlichen Punkten mit den Positionen der IKÖ (O) 
überein - ja es wird sogar betont, nicht offen mit dem revolutionären Programm 
aufzutreten. Da dieser Resolution für die Zukunft der IKÖ entscheidende Bedeutung 
sukommen sollte, sei sie hier im vollen Wortlaut wiedergegeben: 


„l. Beide Gruppen sind der Ansicht, daß sich jede Verschärfung der 
Klassenkämpfe in Österreich vor allem in der Verschärfung der inneren 
Gegensätze der SPÖ ausdrückt, weil diese auf Grund ihrer historischen 
Entwicklung und infolge der Erfahrungen der österreichischen Arbeiter mit 


der Stalinpartei die große Mehrheit des Proletariats. 


2. Aus diesem Grund wird von beiden Organisationsteilen anerkannt, daß sich 
ihre Kraft auf die SP-Arbeiter zu konzentrieren hat. Das bedeutet Arbeit in 
den SP-Sektionen, in der SJ sowie in der SP-Betriebsarbeiterschaft. 


3, Die Arbeit in der SP ist so zu führen, daß sie die Schaffung einer breiten 
linken Strömung innerhalb der Partei mit dem Ziel der Herausbildung eines 
linken Flügels fördert und unterstützt. Dieser linke Flügel soll die Erfahrungen 
und den Kampfeswillen breiterer Schichten der Arbeiterklasse ausdrücken und 
wird nur einen ersten Schritt in Richtung zum revolutionären Programm tun 
können. Den Aufgaben, die sich aus dieser Orientierung ergeben, sind alle 
anderen (die individuelle Rekrutierung für die eigene Organisation 
beispielsweise) unterzuordnen. Im Verlaufe der Bildung und Entwicklung 
diese linken Flügels wird sich ein reales Arbeitsfeld auch für das Wachstum 
der eigenen Organisation ergeben. 


4. Die erfolgreiche Verwirklichung der dargelegten Orientierung erfordert, 
daß die Mehrzahl der Mitglieder beider Teile der Organisation Mitglieder der 
SP oder der SJ werden und sich aktiv an der Arbeit dieser Organisation 
beteiligen. Ausnahmen sind bei Genossen möglich, bei denen persönliche 
Gründe oder die Notwendigkeiten für das Funktionieren der eigenen 
Organisation der Arbeit in der SP entgegenstehen. Die Arbeit unserer 
Mitglieder in der SP wird unter der festen Anleitung der Führungen der beiden 
Teile der Organisation erfolgen. 


5. Die Aktivität unserer Mitglieder in der SP wird folgenden Richtlinien 
folgen: a) Kein Auftreten als Trotzkisten mit unserem vollen Programm. b) | 
Keine programmatischen und prinzipiellen Fragen in den Vordergrund stellen. | 
c) Am jeweiligen Bewußtseinsniveau der Arbeiter in den verschiedenen i 
Aktivitätsbereichen anknüpfen und die Gefahr der Isolierung durch zu weites | 
Vorpreschen vermeiden. d) Vorantreiben der Differenzierung in der Partei mit 
Hilfe der zentralen Tagesfragen, für die eine breitere Schicht von Arbeitern zu 
kämpfen bereit ist (Löhne und Preise, Mieten, Koalitionspolitik etc.). e) 
Vorantreiben und Ermutigen von linksorientierten SPlern, die von uns 
beeinflußt ein breiteres Umfeld bilden können. Die allgemeine Linie dieses 
Auftretens muß dahin zielen, die in der Partei und Jugend entstehenden linken 


Gruppierungen mit den fortgeschrittensten Schichten der SP- 
Betriebsarbeiterschaft zu verbinden. 


6. Für die Arbeit in der SP zur Herausbildung und Festigung einer linken 
Strömung ist ein Fraktionsorgan, das die in Punkt 5. definierte Linie 
ausdrückt, eine wichtige Stütze. Das Organ y!5 der IKÖ, das auf dieser Linie 
ausgerichtet ist, soll so lange beibehalten werden, bis aus den Bemühungen 
linksorientierter SPler, die wir in dieser Hinsicht zu unterstützen haben, ein 
breiteres Organ der Linken entsteht. 


7. Die hier festgelegt Orientierung setzt voraus, daß die beiden 
Organisationsteile, weit davon entfernt sich aufzulösen, unter den 
Bedingungen doppelter Illegalität, so fest wie zuvor organisiert bleiben, mit 
ihrer eigenen Führung, ihren eigenen Zellen und Schulungstätigkeit und einer 
regen Anteilnahme am politischen Leben der Internationale. Die IKÖ geben 
ein eigenes Organ heraus, dessen Vertrieb auf die Mitglieder und 
Sympathisierden beschränkt ist und das deshalb kein Hindernis für die 
Haupttätigkeit in der SP darstellt. 


8. Diese Resolution drückt den Beschluß des Weltkongresses bezüglich der 
Orientierung der Arbeit beider Teile unserer österreichischen Sektion aus und 
wird von beiden Teilen als sofortige Basis ihrer Arbeit anerkannt. Es wird ein 
paritätisches Komitee aus vier Mitgliedern gebildet, das 14tägig 
zusammentritt, die Richtlinien dieser Resolution verwirklicht, die sich daraus 
ergebenden praktischen Schritte koordiniert und in wachsendem Ausmaß die 
Linie des Y bestimmt. Auf Grundlage der praktischen Erfahrungen dieses 
Komitees wird die Frage der Wiedervereinigung der beiden Teile der 
Organisation auf die Tagesordnung gestellt werden.“ °* 


Mit dieser Resolution des 3. Weltkongreß wurde die Linie des IS und der IKÖ (O) 
für Österreich für verbindlich erklärt. Die IKÖ-Mehrheit wurde damit vor die 
Alternative gestellt, sich entweder dem internationalen Beschluß unterzuordnen oder 
den Bruch mit der Internationale zu vollziehen. Da - wie Drexler heute offen 
einräumt - nicht nur „Modlik an Pablos Mund gehangen“, sondern die ganze IKÖ 
vom IS politisch abhängig gewesen sei'”, traute man sich letzteres nicht zu. Für eine 
Aufnahme eines Kampfes gegen das IS in der Internationale und damit eine weitere 
Zuspitzung der Konfrontation, die wohl letztlich in einer eigenständigen politischen 
Existenz hätte münden müssen, fühlte man sich politisch zu schwach - zumal man mit 
seiner Kritik am IS um Pablo in der Internationale völlig isoliert war und deshalb mit 
großer Sicherheit in nationaler Isolation gelandet wäre - noch dazu unter 
Bedingungen der Illegalität. In der Folge akzeptierte die IKÖ-Mehrheit die 


19 Damit gemeint ist Der Sozialist. 

I4 Resoksion zur österreichischen Frage, beschlossen vom 3. Weltkongreß der 4. 
Internationale, September -4951; Die hier vorliegende Fassung orientiert sich weitgehend an 
einer deutschen, vermutlich von IKÖ oder IKÖ (O) übersetzten Fassung, bei offensichtlichen 
grammatikalischen Fehlern oder Übersetzungsungenauigkeiten wurde auf das Original 
zurückgegriffen und entsprechend korrigiert. 

155 siche Gespräch mit Franz Drexler in der nächsten Nummer vom Marxismus; 
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Kerolution des Weltkongresses und versuchte, mit der Opposition zu einer Einigung 
mu kommen, die einem erlaubte, das Gesicht zu wahren. 


Im ersten Jahr nach dem Weltkongreß dürfte das Klima zwischen den beiden 
Gruppen allerdings weiter eher frostig geblieben sein. Man kooperierte - wohl oder 
(lol - und ließ etwas Gras über die Sache wachsen, das Kontaktkomitee dürfte aber 
nicht zur Zufriedenheit der Internationale funktioniert haben. Erst mit einem 
firgtnzungsprotokoll/Zusatzresolution vom August 1952 unter Beteiligung der 
Internationalen Führung, worin unter anderem die IKÖ den Vorwurf des 
l.lquidatorentums an die Opposition zurücknimmt, änderte sich die Situation, und die 
Zusammenarbeit wurde verbessert. 


Im April 1953 richtete die Leitung der IKÖ dann einen Brief An die Leitung und an 
tlio Konferenz der IKÖ (Opposition), in der gefordert wird, alles zu unternehmen, 
„im die Hindernisse, die einer Überwindung der Spaltung im Wege stehen, beiseite 
fu ritumen“!°°. In der Frage des Ausschlusses von Soucek und Gludowatz wurde die 
Opposition erneut zu einer „offenen Korrektur“ aufgefordert, gleichzeitig aber 
angemerkt, daß die IKÖ daraus „keine Frage sine qua non“ mache. Es wurde dann 
betont, daß die IKÖ auf dem Boden des Ergänzungsprotokolls von 1952 stünden und 
(deshalb die entsprechenden Punkte aus der Notwendigen Zwischenbilanz nicht mehr 
aulvecht seien: 


Dio IKÖ hätte sich davon überzeugen können, daß die „Eintrittstaktik“ der 
Intornationale nicht zur Aufgabe der revolutionären Organisation geführt hätte. Die 
Norge von 1949 sei aber berechtigt gewesen, da „die damals führenden Leute der 
Opposition“, Soucek und Gludowatz, tatsächlich eine prinzipienlose Umwandlung in 
eine „geistige Interessengemeinschaft“ vorgehabt hätten. Nachdem auf diese Weise 
dlo beiden inzwischen aus der IKÖ (O) Ausgeschlossenen zum Hauptproblem der 
Npnltung stilisiert wurden, schlägt die Leitung der IKÖ - um „Klarheit in dieser Frage 
au schaffen“ - vor, „die Arbeit in der SP nicht *Eintrittstaktik’, sondern 
"raktionsarbeit in der SP’ oder kurz ‘SP-Arbeit’ zu nennen“. Aber auch das solle 
kelno Frage sine qua non sein, denn es komme „nicht auf den Namen, sondern auf 
den Inhalt an. Und über den Inhalt dieser Arbeit, dieser Taktik sind wir uns, wie die 
Brikhrungen der letzten Zeit beweisen, im Wesentlichen einig.“ 


Die lirfahrungen im Kontaktkomitee seien - seit Sommer 1952 - weitgehend positiv. 
Anyosichts dessen, daß die darin aufgetretenen Differenzen nicht größer seien als in 
jødor Organisation mit innerer Demokratie, sei es ein Problem, daß es dort keine 
Mehrheitsbeschlüsse gebe und das Komitee deshalb praktisch beschlußunfähig sei. 
Die Dilferenzen im Komitee seien so gering, „daß sie allein keineswegs die 
Auftochterhaltung der Spaltung auf die Dauer rechtfertigen“. Der Zusammenschluß 
ilar beiden Organisationen müsse gut vorbereitet werden und sich auf ein Dokument 
her die praktischen Aufgaben der österreichischen Sektion stützen, das vom 
Kuntuktkomitee ausgearbeitet werden solle. Dabei müsse der Blick auf die 
(lagonwart und die Zukunft gerichtet werden. Schließlich wird um die Teilnahme 


IM An die Leitung und an die Konferenz der IKÖ (Opposition), die Leitung der IKÖ am 
[Ad 1983 


eines Vertreters der IKÖ-Mehrheit auf der Konferenz der Opposition angesucht.'® 
Die zentrale Argumentationslinie dieses Briefes - Einigkeit in der Praxis - sollte fü 
die IKÖ-Mehrheit zur wichtigsten Rechtfertigung der Wiederannäherung werden. 


Die Opposition, in einer Position der Stärke, wollte es anfänglich so einfach nicht 
geben. Zwar wurde ein Vertreter der Mehrheit auf der Konferenz zugelassen, dort 
allerdings eine Resolution beschlossen, die auf der Bestätigung der eigenen Linie in 
expliziter Weise beharrt: 


„Seitdem die IKÖ (Mehrheit) ernsthaft den entristischen Weg zur Schaffung 
der revolutionären Klassenpartei in Österreich betreten hat, ist die 
Wiederherstellung der Einheit der Sektion noch dringender geworden. Die 
IKÖ (O) sieht die seitens der IKÖ (M) seinerzeit erschienenen Schriften zur 
Frage des Entrismus usw. (...) für hinfällig an, da sie aus einer nunmehr 
überwundenen Periode herrühren. Die Wiederherstellung der Einheit (...) wird 
von seiten der IKÖ (O) von keinerlei Bedingungen abhängig gemacht. Ihr Ziel 
muß die größtmögliche Einheit und Geschlossenheit der Sektion auf der vom 
3. Weltkongreß beschlossenen politischen und taktischen Linie sein.“'°® 


Nach diesen Seitenhieben gegen die IKÖ-Mehrheit, die wohl - unter anderem der 
Mitgliedschaft der Opposition - beweisen sollten, wer den Ton angibt, ist der 
Begleitbrief zum Resolutionentwurf'”” freundlicher gehalten: Der Auschluß von 
Soucek und Gludowatz mag richtig gewesen sein, der Ausschluß der Opposition 
wäre aber dadurch nicht gerechtfertigt gewesen. Die Opposition werde deshalb keine 
„offene Korrektur“ vornehmen, sondern es bei der praktischen (Ausschluß von 
Soucek und Gludowatz) belassen. Vor allem dürfe es aber bei verschiedenen 
Ansichten über die Vorgangsweise gegenüber Disziplinbrüchen nicht zu Spaltungen 
kommen. Man sei bereit, für die gemeinsame Arbeit den Ausdruck SP-Arbeit zu 
gebrauchen, was aber nicht bedeute, daß man diese Linie nicht als entristisch ansehe. 
Man stimme zu, daß der Blick nach vorne gerichtet werden müsse, weshalb der 
„enge, inquisitorische Geist, der eine dumpfe Atmosphäre und eine Disziplin auf 
Krücken schafft’? keinen Platz mehr haben dürfe. 


im nächsten Jahr wurde die Zusammenarbeit weiter intensiviert und vom 
Kontaktkomitee Resolutionsentwürfe für die Einigung erarbeitet. Nach einem 
vorübergehenden Konflikt um eine von Modlik vorgeschlagene Aktion im April 1954 
fand schließlich am 27. Mai die 4. Konferenz der IKÖ statt, an der neben acht 


157 sämtliche obigen Zitate und Ausführungen: ebd. 
138 Resolution der 2. Konferenz der IKÖ (Opposition) zur Frage der Wiederherstellung der | 
Einheit der österreichischen Sektion der IV. Internationale, beschlossen auf der Konferenz 
der IKÖ (O), Anfang Mai 1953, in: Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Nr.24, Juni 
1953. 

19 An die Leitung der IKÖ (Mehrheit), Hammer und Lerse i.A. der Leitung der IKÖ (O), 24. 
April 1953; Im Resolutionsentwurf der IKÖ (O) waren übrigens einige weitere Seitenhiebe 
egen die Mehrheit enthalten, die sich in der angenommenen Fassung nicht mehr finden. 
& ebd.; Dieser Satz, der von der IKÖ-Mehrheit klarerweise als Attacke begriffen wurde, wurde 
von der Opposition bereits einige Tage später zurückgenommen. 
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Nelngierten auch Lerse und Hammer’! für die IKÖ (O) teilnahmen: Der von Thomas 
einyolcitete Bericht der Leitung’? hielt fest, daß die IKÖ in fünf Zellen organisiert 
wai, die sich mit Betriebsarbeit, Fraktionstätigkeit und der Diskussion von 
Irermntionalen Dokumenten beschäftigten. Sie hatte 26 Mitglieder und acht 
Nyınpathisierende, von den Mitgliedern waren neun als Arbeiter in größeren 
Betrieben und neun als Angestellte in Betrieben tätig. Fünf Mitglieder waren 
Betllobsräte. Die Ursachen für die zahlenmäßigen Verluste seien vor allem den 
ühjoktiven Bedingungen geschuldet: Unmöglichkeit, offen aufzutreten (wegen 
Benntzungsrecht und SP-Arbeit), und keine Perspektive für linke SPler in der kleinen 
Ileyulen IKÖ. Modlik, dessen IKÖ (O) ebenfalls von einige Verlusten betroffen war, 
futo hinzu: „Man kann die Frage des Wachstums der Organisation nicht nur vom 
vnhlonınäßigen Standpunkt sehen. Ein Teil der Genossen ist dem Einfluß der SP 
wrlogen, wenn wir aber 2/3 behalten haben, ist das ein politischer Fortschritt. “$ 


În dor SP-Arbeit, dem „wichtigsten Arbeitsgebiet“, wären in der „1. Etappe, das ist 
dio liingliederung und Verwurzelung unserer Genossen in der SP unzweifelhaft 
Fortschritte erzielt“ worden, obwohl einige Genossen aufgrund von persönlichen 
Giründen oder wegen der Skepsis der Sozialdemokratie noch nicht in der SP tätig 
tolen. Gegenwärtig seien jedenfalls „von unseren Genossen 20 in der SP organisiert, 
davon leisten 12 praktische F-Arbeit. 5 sind parteilos, 1 KP. Auf Bezirkskonferenzen 
an 6 unserer Genossen ständig delegiert“ (darunter Drexler und Thomas). 


„Wir üben in diesen Arbeitsbereichen einen ständigen politischen Einfluß auf 
das Milieu dieser Organisation aus. Wenn es uns bisher nicht gelungen ist, in 
der 2. Etappe unserer SP-Arbeit, der Mitarbeit an der Herausbildung eines 
linken Flügels, wesentliche Erfolge zu erzielen, so liegt das an den allgemeinen 
Bedingungen auf diesem Gebiet. Die politischen Auswirkungen der relativen 
Stabilisierung des Kapitalismus auf die Massen, die ‘Erfolge’ der rechten SP- 
l’ührung bei den letzten Wahlen, das Fehlen eines sichtbaren linken Flügels in 
der SP und die Passivität der Massen. Diese Bedingungen werden sich aber in 
der kommenden Etappe zu unseren Gunsten ändern.“ 


Nach einer recht realistischen Lageeinschätzung wird also auch von der IKÖ- 
Mehrheit wieder die obligate Perspektive der sich zuspitzenden 
Kinnsonkampfsituation, die vom IS vorgegeben wurde, angehängt - und das, obwohl 
WeNürz. 1953 Der Sozialist, der seit März 1948 44 mal erschienen war, aufgrund der 
„AMiektiven Bedingungen in der SP“ eingestellt werden mußte: 


„Als nicht gezeichnetes Organ konnte er auf Dauer ohne das wirkliche 
Entstehen einer ernsten Linken in der SP nicht zum Sammelpunkt dieser 
Linken in der SP werden. Wir selbst konnten uns in unserer praktischen SP- 
Arbeit auf div Dauer nicht auf die im S. gebrachten Argumente offen berufen, 
wenn wir nicht frühzeitig entdeckt werden wollten.“ 


IM «Name von Josef „Pepperl“ Hofer, Schutzbündler aus Wien-Margareten, der nach 1934 
im Kampfbund kam; nach 1945 einer der wichtigsten Unterstützer von Modlik gegen die 
(-Molheit 
Protokoll der 4. Konferenz der IKÖ am 27.5.1954, Beilage: Bericht der Leitung 
Protokoll der 4. Konferenz der IKÖ am 27.5.1954 
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Daß die SP-Intervention ab Frühjahr 1953 ohne systematische schriftlic 
Unterstützung auskommen mußte, wurde so legitimiert: „Das beste Mittel und d 
beste Waffe unserer kleinen Organisation auf propagandistischem Gebiet sind 
gegenwärtig die Kaderelemente (...).“ 


Positiv bilanziert wird der Kontakt mit der internationalen Führung, besonders di 

gemeinsam mit Opposition und IS organisierte Kaderschulung im August 1952 į 

Tirol, an der sieben Genossen der IKÖ teilnahmen und erstmals die Möglichkeit} 
erhielten, direkten Kontakt mit Genossen anderer Länder aufzunehmen. Im Rahmen 
des Leitungsberichts gab schließlich Drexler einen Bericht über die Krise de 

Internationale, die mit der Abspaltung des /nternationalen Komitees (IK) enstanden! 
war. Beide Teile der österreichischen Sektion standen hier geschlossen auf der Seite 
des IS. Für die Opposition war das nicht weiter verwunderlich, Modlik war seit 
Jahren das Sprachrohr des IS und im besonderen Pablos in Österreich. Bereits im 
September 1952 hatte das Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ eine 
umfangreiche Solidarisierung mit dem IS und der Minderheit der französischen 
Sektion um Pierre Frank gegen die ausgeschlossene Mehrheit der PCI veröffentlicht. 
Im Jänner 1954 folgte schließlich die Veröffentlichung der IEK-Resolution'°* zur 
Spaltung vom Dezember 1953, die von Modlik und Drexler im IEK unterstützt 
worden war, und einer entsprechenden Erklärung’ der Opposition, in der das IK 
scharf verurteilt wird. 


Aber auch die IKÖ-Mehrheit solidarisierte sich mit dem IS: Im März 1954 wurde das 
23-seitige IEK-Dokument Zur Verteidigung der IV. Internationale‘ veröffentlicht, 
das ebenfalls auch von Modlik und Drexler mitbeschlossen worden war und eine 
ausführliche Abrechung mit dem IK beinhaltete, Auf ihrer 4. Konferenz beschloß die 
IKÖ dann - in Übereinstimmung mit der Konferenz der Opposition und auf Initiative 
Modliks - erneut eine Loyalitätserklärung mit dem IS. Was waren die Gründe für 
diese Haltung der IKÖ? Warf nicht das IK dem IS vor, vor dem Stalinismus zu 
kapitulieren? Gab es da nicht Berührungspunkte mit der IKÖ-Mehrheit? Die jetzigen 
IK-Gruppen hatten jahrelang den Kurs des IS unkritisch unterstützt - auch und 
gerade in der Zeit von 1948 bis 1951, in der die IKÖ-Mehrheit eine oppositionelle 
Haltung zur internationalen Linie einnahm.'*” Ab 1951 hatte sich die IKÖ-Mehrheit 


164 Resolution des 14. Plenums des IEK: Über die Ursachen und die Lehren der Krise der 
Internationale, Dezember 1953, in: Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ, Nr.25, Jänner 
1994 

165 Erklärung der Leitung der IKÖ (O) zur Lage der Internationale, 8. Jänner 1954, in: ebd. | 
166 Zur Verteidigung der IV. Internationale - Antwort des Exekutiv-Komitees der IV. 
Internationale auf den Brief des National-Komitees der SWP an die Trotzkisten der ganzen 
Welt, einstimmig angenommen durch das 14. Plenum des IEK im Dezember 1953, in: Der 
Spartakist, Nr.80, März 1954 

1% Drexler kann sich daran erinnern, daß er im Vorfeld einer IEK-Sitzung in Paris von Pablo an 
Healy verwiesen wurde, der der Experte für den Entrismus sui generis sei und von dem sich 
Drexler entsprechend einweisen lassen hätte sollen. Bei dem daraus resultierenden Treffen fand 
der vergleichsweise armselige Nachkriegsösterreicher den auffallend exquisit gekleideten Healy 
nicht nur äußerst arrogant, Drexler war außerdem der Ansicht, daß Healy in Großbritannien 
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eninchieden, in der Internationale zu bleiben, und ihre Perspektive in der 
Wisdervereinigung mit der IKÖ (O) gesucht. Zu einer Aufgabe der 
Kiniyungsbemühungen und zu einem neuen Beginn einer Konfronation mit dem IS 
Wat man offensichtlich nicht bereit - zumal das IK aufgrund seiner früheren 
Unterstützung für die Linie Pablos, seiner weichen Haltung gegenüber der 
Nurinldemokratie und seiner ebenso katastrophistischen Weltlageeinschätzung auch 
keine glaubwürdige Alternative darstellte. 


Aullerdem wurde auf der 4. Konferenz der IKÖ natürlich auf die Einigung 
einyogangen: Drexler und Modlik stimmen darin überein, daß die Vereinigung der 
beiden Gruppen notwendig und ein wichtiger Fortschritt sei. Es wurden aufgrund von 
Vorschlägen des Kontaktkomitees von den Konferenzen von IKÖ und IKÖ (O) 
Isichlautende Resolutionen zur internationalen und österreichischen Lage 
wachlossen, das Datum des Zusammenschlusses wurde auf den 29. Juni 1954 
feniyelegt, auf beiden Konferenzen wurde eine gemeinsame Leitung aus Babnik, 
Droxler, Dworak, Hofer, Modlik und Thomas gewählt. Die Konferenz der IKÖ- 
Mehrheit wurde in der Hoffung beendet, daß die Einigung zu „einem Aufstieg des 
Yrotzkismus in Österreich“ führen werde. „Die neugewählte Leitung der IKÖ fordert 
allo Mitglieder und Sympathisierenden der geeinten IKÖ auf, an die Verwirklichung 
dør auf den Konferenzen beschlossenen Aufgaben zu schreiten. Die Einigung möge 
ein Ansporn zu erhöhter Aktivität sei.“'°* 


Ab Sommer 1954 war die IKÖ und damit die damalige Hauptströmung des 
(iwtorreichischen Trotzkismus wieder vereint - und zwar auf der politischen 
Grundlage des IS. Es ist Drexler wohl zuzustimmen, wenn er rückblickend sagt, daß 
dle IKÖ in den 50er Jahren, genaugenommen ab 1951, von Pablo geführt wurde. Die 
Hollhungen auf einen Aufschwung der IKÖ nach der Wiedervereinigung sollten sich 
niohi erfüllen - aus einer Reihe von Gründen. Doch dazu in einem späteren Kapitel. 


4, Die Einschätzung der Sozialdemokratie durch die IKÖ 


Ausgchend von Pablos Konzept des Æmrismus sui generis stellte die Art der 
Intervention in die Sozialdemokratie also einen zentralen IKÖ-internen Streitpunkt 
dar Wie aber schätzte nun die österreichische Sektion der 4. Internationale die 
Antwicklungen (innerhalb) der hiesigen Sozialdemokratie ein? 

Im Februar 1947 beschäftigte sich die IKÖ in einem Artikel'“®” mit dem Parteitag der 
NÖ), von dem sich große Teile der Arbeiterschaft Schritte in Richtung Verbeserung 
ihrer lage erwartet hätten. Während ein Teil der Unzufriedenen apathisch würde, 
wio der aktivere Teil der Arbeiterklasse kampfgewillt. Das hätte sich unter anderem 
In Nosolutionen einzelner Bezirksorganisationen ausgedrückt: 


einnchte Erfahrungen schematisch auf andere Länder übertrage. Insgesamt behielt Drexler den 
aphvien IK-Führer also nicht in bester Erinnerung. 

l'utigung der österreichischen Sektion der IV. Internationale, Die Leitung der IKÖ, in: Der 
Ayntukınt, Nr.82, Juni 1954 

Zum Parteitag der SPÖ, Spartakist Nr.16, Februar 1947 
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„Dabei müssen wir uns vor Augen halten, wie schwer es selbst: i 
Bezirksmaßstab ist, gegen den mit allen Salben geschmierten bürokratische 
Apparat, der mit sämtlichen ihm zur Verfügung stehenden Kniffen und Tricki 
arbeitet, eine solche Resolution durchzubringen. Von diesem Gesichtpunkt 
betrachtet, erscheinen die Anträge zum Parteitag, die unmittelbar aus de 
Kreisen der Arbeiterschaft kamen, doppelt wertvoll.“ 


Und auch in den führenden Kreisen der Partei könnten einige Stimmen als Reflex der 
Stimmung in den Massen gewertet werden: so zum Beispiel ein Artikel von Franz 
Krones, der anerkennt, „daß der Staat die spezifische Organisation der herrschenden 
Klasse ist“'”®, so zum Beispiel ein Artikel Erwin Scharfs in der Zukunft'”, der richtig 
festgestellt hätte, „daß sich der Kapitalismus immer mehr konsolidiert, daß sich die! 
Machtverhältnisse in erschreckendem Maße zugunsten der Bourgeoisie verschiebe: 
daß diese Tatsachen eine konsequente, sozialistische Klassenpolitik verlangen.“ Aud 
wenn sich die meisten kritischen Anträge auf dem Parteitag auf taktische Frage 
beschränkt hätten und im Rahmen der Partei beschränkt blieben, müßten sie doch als 
wichtige Symptome gewertet werden 


Da der weitaus größte Teil der Delegierten des Parteitages aus Mandataren der 
Partei, die sich in einer finanziellen Abhängigkeit befänden, bestanden hätte, wäre es 
freilich kein Zufall, daß der Tenor der Ausführungen die rechte Parteiführung um 
Schärf und Helmer unterstützt hätte: 


„Beteiligung an der Regierung, Koalitionspolitik ist das Gebot der Stunde. Die 
mit Beifall aufgenommene Forderung: ‘Wir lassen und nicht mehr 
ausspannen“, ist symptomatisch. Die konstruktive Kritik ging in die Richtung 
der Gewinnung von mehr Einfluß im Staat als dem Weg zum demokratischen‘ 
Sozialismus. (...) 


Die dominierende Rolle spielten die Rechten, die einen geschlossenen Block 
bildeten und organisiert auftraten. Die ‘Linken’ traten unorganisiert auf, 
beherrschten die Technik des Parteitages nicht und wurden darum von den 
rechten Routiniers überspielt. Wie verhielten sie sich politisch? Es war der 
Auswirkung nach eine glatte Kapitulation. Vergessen waren Reden und 
Artikel über die Notwendigkeit einer proletarischen Klassenpolitik wie über 
die klassenmäßige Struktur des Staatsapparates! Schüchtern wagten sie den 
Versuch, einige Phrasen darüber zu verlieren, um dann bei der Abstimmung 
sang- und klanglos unterzugehen und gehorsam für die vorgelegten 
Resolutionen zu stimmen: Die wichtigsten Beschlüsse wurden einstimmig 
gefaßt, der Vorsitzende Schärf konnte feststellen, daß das Prinzip der 
Teilnahme der Partei an der Regierung unbestritten geblieben ist. Doch auf 
dieser Linie sich bewegend, sind die ‘Linken’ von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. Man kann nicht mit der Bourgeoisie in der Regierung sitzen und 
gleichzeitig gegen sie kämpfen. (...) Die grundsätzliche Einstellung zur 
Kapitalistenklasse ist der Gradmesser für die Ernsthaftigkeit und Ehrlichkeit 


10 Zukunft, September 1946 
1I Ausgabe vom Oktober 1946 


der Verhaltens der ‘Linken’. Hier wäre für Scharf, Krones und die anderen der 
Ansatzpunkt gewesen, um zu beweisen, daß die Worte in der ‘Zukunft’ nicht 
nur Worte waren. (...) Die Hauptlehre ist: Der wirkliche linke ‘Flügel’ ist bei 
den Arbeitern, in den Massen, nicht in der Parteibürokratie zu suchen. Auf ihn 
müssen sich die Linkselemente in der SP stützen, sich mit ihm verbinden. Sie 
dürfen vor dem unvermeidlichen Kampf mit den Opportunisten und Verrätern 
nicht zurückschrecken, noch sich von ihnen durch das Argument der 
‘Parteieinheit” ins Bockshorn jagen lassen. Man muß der Klasse die Treue 
halten, nicht den Schärf, Helmer und Co. Das ist die Aufgabe, die in den 
nächsten Monaten vor den ‘Linken’ steht.“ 


Hin Monat später wurde im Spartakist erneut auf die Opposition in der SPÖ 
eingegangen: Bei beträchtlichen Teilen der Führung der ‘Linken’ handle es sich um 
eine bürokratische Opposition, ein kleinerer Teil der Opposition könne jedoch zum 
„Ansatzpunkt für eine wirkliche revolutionäre Linke werden“'”?. Dazu müsse er sich 
alordings gegenüber den Fragen der Koalition, des Staates und des 
aullorparlamentarischen Massenkampfes, die von der IKÖ sämtlich in diesem Artikel 
mulgerollt werden, eindeutig positionieren. Jedenfalls werde 


„das Kräfteverhältnis im Lande (...) nicht durch die Arithmetik des 
Stimmzettels, sondern durch das außerparlamentarische Kräfteverhältnis der 
Klassen bestimmt. Dieses kann nur geändert werden durch die 
außerparlamentarische Massenaktion, durch den außerparlamentarischen 
Kampf, durch die entscheidende Mobilisierung der Massen für deren 
unmittelbare tägliche Interessen, was in seinen Konsequenzen den Bruch mit 
der Bourgeoisie und ihrem Staat bedeutet. (...) 


Die Stellung zur Koalition ist die wichtigste Frage der Innenpolitik; sie wird in 
der nächsten Zeit der Prüfstein für den wahren Charakter der ‘Linken’ sein. 
Selbstverstaändlich gibt es noch eine Reihe anderer wichtiger Fragen, die 
beantwortet werden müssen. Es ist die Frage der Außenpolitik, die aufs engste 
mit dem proletarischen Internationalismus und seinen Konsequenzen 
zusammenhängt. Es ist die Stellungsnahme zur heutigen Sowjetunion und 
ihrer Politik; es ist die Stellung zur sogenannten ‘Kommunistischen’ Partei. Es 
ist die Frage der Partei überhaupt, die Stellung der ‘Linken’ zum Aufbau einer 
neuen Arbeiterpartei, zur IV. Internationale. (...) 


Die Beendigung des Besatzungsregimes wird (...) in Österreich eine Ära 
offener Klassenkämpfe von größter Intensität einleiten. (...) /n der 
Arbeiterklasse wird ein großer Differenzierungsprozeß einsetzen (...) Die 
kommenden Kämpfe werden von der “Einheit der Arbeiterklasse innerhalb der 
SP’ keine Spur übrig lassen. Die stalinistische ‘KP’ wird vor den Arbeitern 
schwer kompromittiert dastehen. Das alles gibt uns die größten Chancen. (...) 


Die revolutionären Elemente in der heutigen ‘Linken’ müssen mit all’ dem 
rechnen. Wenn sie in der SP sich wirklich für die Arbeiterforderungen 
einsetzen, wenn sie den Kampf auf dem Boden eines Programms aufnehmen, 


IH yur „Linken“ in der Sozialistischen Partei, Spartakist Nr.17, März 1947 
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das den Arbeiterinteressen entspricht, das den tatsächlichen Bruch mit a 
Bourgeoisie bedeutet, dann können wir uns mit ihnen verständigen, ang 
wenn wir in der Parteifrage noch auseinandergehen.“ 


Der SPÖ-Parteitag von Ende Oktober 1947 bedeutete einen weiteren Schritt in d 
Konsolidierung des Kurses des rechten Parteiflügels um Schärf und Hel 
Gleichzeitig trat dort die SP-Opposition organisierter auf als im Jahr zuvor. Die I 
war der Ansicht, daß „sogar im frisierten Bericht der “AZ!” die parteiinter 
Widersprüche durchschienen. Die rechte Parteiführung hätte 


„den Parteitag bürokratisch vorbereitet, um die zu erwartende Krig 
möglichst abzuschwächen. Die Resolutionen und Anträge di 
Bezirksorganisationen wurden nicht wie im Vorjahr von der 
veröffentlicht, sondern in einem eigenen Heftchen den Delegierten erst 
vor der Eröffnung des Parteitages zugänglich gemacht, und einzel 
Resolutionen, wie z.B. die der Sozialistischen Jugend, auch hier nur gek 
und entstellt wiedergegeben.“ 


Den entscheidenden Fragen der Koalitionspolitik und der Lohn-Preis-Entwicklung $ 
die Parteiführung erneut geschickt ausgewichen, was dazu beigetragen habe, daß 
erneut ein Mandat zur Fortsetzung ihrer Politik erhalten habe. Bei dem beschloss 
sogenannten Aktionsprogramm handle es sich um eine papierene Augenauswische 
bei der es vor allem darum gehe, wirklichen Aktionen auszuweichen. In der Frage d 
Außenpolitik hätte die SP-Führung zwar von der sogenannten dritten Kraft gered 
und wolle es sich auch mit der Sowjetbürokratie nicht völlig verscherzen, 
Wirklichkeit hätte sie aber „auf die Karte der englischen Labour Party“ und 
„Fortdauer der amerikanischen Dollar-Unterstützung‘“ gesetzt. Die Richtlinie 
proletarischen Internationalismus Der Hauptfeind eines jeden Volkes steht 
eigenen Land! würde von der SPÖ negiert, sie laviere lieber „auf der Basis d 
bürgerlichen Diplomatierens“. 


Die Opposition sei im Unterschied zum vorjährigen Parteitag „weit stärker“ 
„besser vorbereitet“ aufgetreten und habe aus zwei Gruppen bestanden: Die e 
gruppierte sich um Scharf, ihre Resolution, die von 44 Delegierten unterstützt 
verlangte einen schärferen Kurs gegen die ÖVP. „Die politische Schwäche 
Führung dieser Gruppe besteht darin, daß sie mit der Sowjetbürokratie liebäug 
auch wenn sie sich in Worten gegenüber der österreichischen Stalinpartei abgrenzt, 


Die zweite Oppositionsgruppe kam aus der Sozialistischen Jugend. Sie drückte 
Ansicht der IKÖ ebenfalls den Druck von unzufriedenen Arbeitern aus. M 
Resolution, die einen entschiedeneren Kampf gegen die ÖVP forderte und mit 170 
11 Stimmen abgelehnt wurde, sei zu allgemein und abstrakt. Sie beinhalte k 
konkreten Forderungen und würde deshalb nicht angeben, wie der Kampf gegen 
ÖVP geführt werden solle. „Ohne diese Ergänzung verwandelt sich die ‘lin 
Resolution in eine linke Phrase. Die größte Schwäche dieser Resolution besteht da 
daß sie nicht grundsätzlich gegen die Koalitionspolitik Stellung nimmt.“ i 


13 Der Parteitag der SPÖ, Spartakist Nr.25, November 1947 
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Im Februar 1948 ging die IKÖ schließlich grundlegend auf die Rolle der 
Nuzinldemokratie in Österreich ein: 


„Einen sehr wichtigen Faktor in der Politik der österreichischen Bourgeoisie, 
sowohl nach aussen wie nach innen, bildet die SP. (...) Der Einfluss der SP auf 
die Massen und auch ihre internationalen Beziehungen sind der 
österreichischen Bourgeoisie unentbehrlich geworden. Deshalb das gute 
Einvernehmen in der Koalition (...), deshalb aber auch der unverhältnismässig 
grosse Einfluss der SP in Oesterreich. “'”* 


Das sozialdemokratische Gerede von der dritten Kraft treffe sich haargenau mit der 

Linio des 
„immer wieder ausgesprochenen Wunschtraums der österreichischen 
Bourgeoisie von einer ‘österreichischen Schweiz’, deren Neutralität von den 
Grossmächten garantiert werden soll (...) Aber die SP erweist sich nicht nur in 
der Aussenpolitik, sondern erst recht in der Innenpolitik als braver Lakai der 
Bourgeoisie. Ihr Hauptfeuer richtet sie auf die Stalinpartei und leistet damit 
der Bourgeoisie die besten Dienste. (...) 


Und wie stellen sich die SP-‘Linken’ dazu? Auch für sie ist die 
Koalitionspolitik nur eine Frage der Taktik, aber keine klassenfremde Linie, 
die den klassenfremden Interessen der SP- und Stalinbürokratie entspringt 
Aber das können die Scharf, Czernetz & Co. nicht ‘begreifen’, weil sie eben 
selbst zur Bürokratie gehören, zwar zu ihrem linken, schmollenden Flügel, 
aber eben doch zur Bürokratie. 


Die bürokratische SP-Führung muss bei ihrem Handeln Rücksicht auf ihre 
Arbeitergefolgschaft nehmen. Ohne diese Basis ist ihre bürokratische Existenz 
bedroht, ohne diese Basis verliert sie jeden Wert als Koalitionspartner für die 
Bourgeoisie. Um sich den Arbeiterschwanz zu erhalten, kämpft die Bürokratie 
für Reformen. Aber sie ist dabei ängstlich bemüht, bei diesem ‘Kampf jede 
Mobilisierung der Massen zu vermeiden. Der tatsächliche ‘Kampf spielt sich 
hier hinter den Kulissen ab, wo am Verhandlungstisch mit der Bourgeoisie die 
einzelnen Gesetze ausgeschachert werden. Was die SP-Bürokraten hiezu in 
Parlament, Arbeiterkammer, Versammlungen usw. reden, dient nur als 
Staffage, ist nur Scheinkampf.“ 


Winter 1948/49 beschäftigte sich die IKÖ anläßlich des Ausschlusses von Scharf 
dor SPÖ erneut ausführlich mit internen Konflikten in der Sozialdemokratie. 
angs warf man einen kurzen Blick auf die Meinungsverschiedenheiten über 
wihöhungen zwischen der Parteiführung einerseits und den 
sikschaftsführern Johann Böhm, Friedrich Hillegeist und Karl Mantler 
erneits und stellte fest, 
„daß es sich hier um taktische Differenzen unter Bürokraten handelt. Die 
Böhm & Co. wünschen beileibe keinen proletarischen Klassenkampf. Sie 
ftrchten die außerparlamentarische Mobilisierung der Massen ebensosehr wie 


Ih Rolle der SP in Oesterreich, Spartakist Nr.29, Februar 1948 
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die Schärf & Co. Doch dürfen die Gründe dieser Differenzen nicht ignoriefl 
werden: Die Auflehnung der Arbeiter gegen die Fortsetzung d 
gegenwärtigen Politik der SP. Ihr Druck wirkt sich auf die Mantler & Co. vi 

unmittelbarer aus als auf die Parteibürokratie (...).“'” | 


Anschließend wandte sich der Beitrag der Opposition in den sozialdemokratische 
Jugendorganisationen zu: 


„Je weiter nach rechts die Führung der SP geht, desto mehr werden di 
vorgeschrittenen Teile ihrer Basis nach links getrieben. zu gleicher Zeit 
aber auch die Differenzierung und Kristallisation unter den mehr oder wenig 
linken Strömungen fortschreiten. So sind z.B. die Entwicklungstendenzen d 
führenden Kerne der SJ und der Sozialistischen Studenten in den letzte 
Monaten noch klarer zum Ausdruck gekommen. 


Die Sozialistischen Studenten waren die einzigen, die auf dem letzte 
Parteitag mit einer oppositionellen politischen Resolution hervorgetreten sim 
Ihre Stellung in der Frage der Koalitionspolitik ist zwar noch sehr un 
doch ihre Resolution und ihr mutiges Auftreten gegen die Parteibürokrat 
zeigen, daß sie ernstlich den Weg nach links suchen.“ 


Die wesentlichere Organisation sei aber die SJ, in der in der Frage des Bundeshee 
drei Strömungen sichtbar geworden wären: der rechte Flügel um d 
Verbandssekretär Paul Blau, die „Mitte“ um den Verbandsobmann Peter Strasser 
der linke Flügel um den zweiten Verbandsobmann und Schulungsreferenten Hinde 
Hindels hätte zwar richtig erkannt, daß die Arbeiterklasse vor der Verwirklichung d 
Sozialismus nicht pazifistisch sein dürfe, daß der Geist eines Heeres vo 
Offizierskorps bestimmt wird und das österreichische Bundesheer eine Waffe d 
Kapitalisten sein würde. Daß Hindels zum Schutz der Grenzen statt dem Bundeshed 
auf Großmachtgarantien und strikte Neutralität setzen wolle, hätte gezeigt, d 
Hindels letztendlich doch ein Reformist sei, der auf die „revolutionäre Kampfkraft d 
Weltproletariats“ lieber verzichtet. Letztlich hätte sich in der SJ ei 
Kompromißresolution durchgesetzt, über die von der Parteiführung drübergefaht 
worden sei. ‘ 


Über die Ernsthaftigkeit einer linken Opposition entscheide aber letztlich die Praxig 
und dabei hätte die SJ-Führung versagt. Nicht nur, daß die SJ anläßlich des ne 
Jugendschutzgesetzes, das viele Forderungen den Jugendlichen nicht erfüllte, el 
gemeinsame Demonstration mit den stalinistischen Jugendorganisationen sektiereri 
sabotiert und dadurch den tatsächlichen Kampf für ihre Forderungen hintertrieb 
hätte. Vor allem der Parteitag hätte 
„der SJ-Führung Gelegenheit geboten, sich gegen die ins Verderben führend 
Politik der Schärf & Co. aufzulehnen. Auf dem kurz vorher stattgefunde 
SJ-Verbandstag hätte sie ihre gesamte Organisation darauf vorbereit 
können. Nichts dergleichen geschah! Die SJ trat mit keiner oppositione! 
Resolution auf und unterstützte nicht einmal die der Sozialistischen Student 
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Ls besteht kein Zweifel mehr, daß es sich Strasser und Hindels zur Aufgabe 
gemacht haben, das ‘revolutionäre Gewissen der Partei’, d.h. in Wirklichkeit 
die scheinlinke Deckung der Schärf, Helmer & Co. zu werden. In der Praxis 
bemühen sie sich, der SP den Nachwuchs an Funktionären heranzubilden. Sie 
haben große Teile der SJ fest in der Hand, erwecken bei diesen politische 
Hoffnungen und Illusionen. (...) Zum Unterschied von der aufrecht- 
proletarischen Tendenz der Studenten und von der prostalinistsichen Erwin 
Scharfs bemühen sich die Führer der SJ, diese zum linken Flügel des 
‘demokratischen Sozialismus’ auszubauen.“ 


Auch in diesen Passagen wird deutlich, daß die IKÖ zu diesem Zeitpunkt die größten 
Haltungen auf die Opposition der sozialdemokratischen Studenten setzte. Mit 
einigen von ihnen sollte sich schließlich ja auch eine kurzzeitige Zusammenarbeit bei 
dei Herausgabe der Fraktionszeitung Der Sozialist ergeben. In späterer Folge sollte 
Hoh jedoch herausstellen, daß diese studentische Opposition nicht die gewünschte 
Konsequenz aufbrachte und auch weniger langlebig war als die Strömung um 
Hindels. Auf die Hindels-Opposition und ihre Anhänger sollte sich die IKÖ 
whlloßlich über längere Zeit orientieren, etliche ihrer Genossen intervenierten später 
blu l'raktionsarbeiter oder Entristen in dieser Strömung, während man in der Scharf- 
huppe nur einen Genossen drinnen hatte. 


Buhari’ war nach der Veröffentlichung seiner Broschüre /ch darf nicht schweigen im 
Herbs 1948 aus der SPÖ ausgeschlossen worden. Er begann mit der Herausgabe der 
Wochenzeitung Neuer Vorwärts. Die Einschätzung der IKÖ: 


„Dieser Zeitung wird in Arbeiterkreisen ein mehr erwartungsvolles als 
zustimmendes Interesse entgegengebracht. Scharf hat bisher drei öffentliche 
Versammlungen abgehalten, von welchen jedenfalls die letzte am 12.12. in 
Wien ein Erfolg für ihn war. Die SP-Bürokratie versuchte sie zu stören. Ihrer 
provokatorischen Aufforderung, die Sozialisten mögen demonstrativ den Saal 
verlassen, folgten nur einige wenige. Die ganze Störaktion endete mit einem 
kläglichen Fiasko der SP-Bürokratie.“ 
Politik Scharfs sei auch nicht besser als die von Hindels, weil er die Bildung der 
enyontintionsregierung nach 1945 wegen „der politischen und wirtschaftlichen 
Nutwendigkeiten jener Zeit“'” für richtig hält, während die IKÖ auseinandersetzt, 
gali diese Regierung nur dem kapitalistischen Wiederaufbau und der Festigung der 
Mauli der Bourgeoisie genutzt und den Arbeitern geschadet hätte. 
„Scharf lehnt die Koalitionspolitik nicht grundsätzlich ab und tritt folgerichtig 
auch für die ‘Demokratisierung des Staatsapparates’ mittels der Infiltration 
von sozialistischen Beamten ein. 
Aber während die Führer der SJ der sagenhaften ‘dritten Kraft’ huldigen, 
macht Scharf der ‘Volksdemokratie’ die Mauer. Die Sprecher der SJ sind 
Inbouristisch, Scharf ist stalinistisch orientiert. (...) Im wesentlichen fußt seine 


Hirwin Scharf: Ich darf nicht schweigen, zitiert nach: Die Krise in der SPÖ, Spartakist 
RUAD, Der.48/Jan.d9 
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Politik trotz aller Worte nicht auf der revolutionären Kampfkraft der Masse 
sondern auf bürokratischen Kombinationen und Manövern (...). 
Er tritt für die “Verteidigung der SU’ ein, was für ihn die Billigung d 
Stalinschen Regimes einschließt. (...) Dort, wo Scharf die SU gegen de 
Imperialismus verteidigt, muß er unterstützt und dort, wo er der Parole ‘Wi 
die Russen kritisiert ist eine Feind der SU!’ folgt, muß er bekämg 
werden. “'”” 


Abschließend faßt die IKÖ zusammen: „Die Stellung des Proletariats z 
Koalitionspolitik ist eine grundsätzliche und keine taktische Frage. Das nächs 
politische Ziel der ehrlichen SP-Oppositionellen und aller vorgeschrittenen Arbeit 
muß daher lauten: Bruch mit der ÖVP, mit der gesamten Bourgeois 
Grundsätzlicher Bruch mit der Koalitionspolitik!“ Die Koalitionsregierung müs 
gestürzt und durch eine auf Organe und Aktionen der Massen gestützte Regie 
aus Vertretern von SPÖ, KPÖ und ÖGB ersetzt werden: „Vorwärts 
kapitalistenfreien Regierung!‘ Da die Reformisten jeden Schritt in diese Richt 
mit Korrumpierung, Verleumdung und Terror bekämpfen würden, wäre 
„notwendig, daß sich die vorhandenen ehrlich-Iinken Strömungen zu festen ı 
disziplinierten Gruppen organisieren!“ 


Auch in der Resolution der zweiten Konferenz der IKÖ vom Februar 1949, d 
letzten Konferenz vor der Spaltung zwischen Fraktionsarbeitern und Entristen, wurd 
klarerweise auf die Sozialdemokratie eingegangen’ ”*: 


„Die SP nimmt offen das ‘gelingen’ des kapitalistischen Wiederaufbaues, d 
‘Rettung vor dem Chaos’, ‘vor der Inflation’ usw. für sich in Anspruch. $ 
drückt damit nur aus, daß ihre Politik identisch ist mit der Politik d% 
weitsichtigen Teils der Bourgeoisie, der sich angesichts des völligg 
Zusammenbruchs 1945 zur offenen Zusammenarbeit mit der SP entschliel 
mußte, um das kapitalistische Wrack wieder einigermaßen seetüchtig 
machen. Die ‘Staatspolitik’ der SP, ihre Berücksichtigung d 
‘staatspolitischen Notwendigkeiten’ hat die heutige Lage der Mass 
herbeigeführt, andererseits die Bourgeoisie wieder fest in den Sattel geseti 
(...) Allen Rauboffensiven der Bourgeoisie hat die SP willig den Weg geöfft 
Worauf sie sich beschränkte, waren bestenfalls Herabmilderungen des Raub 
(> 
Die stalinistische Besatzungspolitik hätte wesentlich dazu beigetragen, daß sich d 
SPÖ trotz der Rechtsentwicklung ihrer Führung die Gefolgschaft der Hauptmas 
des Proletariats weiterhin sichern konnte. Die Verbürgerlichung der SP-Spitze ze 
sich darin, daß sie seit 1945 jeder Massenmobilisierung systematisch aus dem Weg 
gehe und daß die Partei von den SP-Ministern beherrscht werde: „Die Partei 
gefügiges Instrument der in der kapitalistischen Regierung sitzenden SP-Spit 


1” Die Krise in der SPÖ, Spartakist Nr.39/40, Dez.48/Jan.49 
1'8 Die Lage und ihre Perspektiven (Resolution der zweiten Konferenz der IKÖ, Mitte Fel 
1949), Spartakist Nr.42, März 1949 
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badoutet natürlich, daß sie in bestimmtem Grade selbst mit den kapitalistischen Staate 
Verschmilzt, Regierungsinstrument wird.“ 


Dilo SPÖ-Führung hätte sich restlos der Kooperation mit der Kapitalistenklasse 
verschrieben und der Bourgeoisie alle Trümpfe in die Hände gespielt, wofür sie von 
dlexor ebenso bedankt werden würde wie 1934. Der Parteitag vom November 1948 
halte einen neuerlichen Ruck der Führung nach rechts gebracht. „Der Ausschluß 
Bolharis nötigte diesmal nicht einmal die SP-Spitze, ein scheinlinkes Manöver 
durchzuführen: sie stempelte Scharf zum Agenten Moskaus und hofft so ihm die 
Bympathien der Arbeiter zu entziehen.“ Gleichzeitig würde sich aber die Basis der 

PO) nach links verschieben, was durch „wachsende Unzufriedenheit der der SP 
ilgonden Arbeiter, die in den verschiedenen Bewegungen in den Betrieben 
Rilnpetritt“, seinen Ausdruck fände. Diese nach links weisenden Tendenzen in der 
Arbelterschaft, die hier beschrieben wurden, waren Ende der 40er Jahre durchaus 
Worhnnden und wurden sowohl im Schuharbeiterstreik als auch im Oktoberstreik 
Hultbar, sie wurden aber von der IKÖ zweifellos überschätzt. 


Bin Monat später beschäftigte sich die IKÖ mit den Perspektiven der 
Nuhnribewegung“.'” Das politische Ergebnis der ersten Konferenz der 
Änchrittlichen Sozialisten sei äußerst schwach, was kein Zufall sei: 


„So vermeidet Scharf und der von ihm geleitete ‘Neue Vorwärts’ auch 
weiterhin jede Abgrenzung vom Stalinismus und seinen bürokratisch- 
polizeilichen Unterdrückungsmethoden. Er verzichtet auch weiterhin auf die 
Propagierung eines revolutionären Aktionsprogramms, das einzig und allein 
imstande ist, die Arbeiterklasse im Kampfe um ihre unmittelbaren 
Tagesinteressen zu mobilisieren (...).“ 
felini! wolle den Klassenkampf „durch bürokratisch-parlamentarische Kombinationen 
Weizen“ und orientiere seine Bewegung auf Wahlkämpfe. Seine Ausrichtung auf die 
hunnmmenarbeit mit den demokratischen Mittelschichten“ zeige seinen 
Aulinistinchen Grundcharakter: 


Wohin geht die Scharfbewegung?, Spartakist Nr.43, April 1949 


9] 


„Genau wie die Stalinbürokratie will Scharf den Klassenkampf mit d 
Bourgeoisie durch einen Kampf um die Bourgeoisie ersetzen. Das ist diese 
Katastrophenpolitik, mit der die Kremiclique die Arbeiterklasse Westeurop 
von den Höhen des proletarischen Klassenkampfes 1945/46 in die heut 
Lage geführt hat - die Bourgeoisie ist dabei immer stärker geworden.“ 


Anläßlich der Nationalratswahlen von 1949 argumentierte die IKÖ, daß es ge 
einen Wahlsieg der bürgerlichen Parteien zu verhindern, daß Stimmenthaltung unt 
den damaligen Bedingungen „der erste Schritt in die Indifferenz“ wäre und daß e 
Eigenkandidatur aufgrund der illegalen Existenz unter dem Besatzungsregi 
aufgrund der organisatorischen Schwäche und dem Stand des Massenbewußtse 
nicht in Frage käme.'® Deshalb wäre es notwendig, für die SPÖ zu stimmen. D 
Hauptausrede der SP-Führung zur Entschuldigung ihres Verrates wäre, daß sie nic) 
die parlamentarische Mehrheit besitze. „Wird die SP zur Mehrheitspartei, dann 
diese wichtigste Ausrede weg“ - was eine wichtige Voraussetzung für ei 
nachhaltigen Differenzierungsprozeß in der SPÖ schaffen könne. Obwo 
vorübergehend auch Illusionen in die SPÖ steigen würden, wäre dieser Effekt dog 
der nachhaltigere. Die besondere Aufgabe der IKÖ werde sein, „den fortgeschritten 
Arbeitern zu zeigen, daß alle schönen Versprechungen der SP nicht verwirklid 
werden können im Bündnis mit der Bourgeoisie“, sondern nur durch ei 
kapitalistenfreie Regierung, die sich auf die Organisationen 
außerparlamentarischen Kämpfe der Arbeiterklasse stützen müsse. Außerdem rief d 
IKÖ dazu auf, „die mit der Bourgeoisie besonders eng verbundend 
Spitzenkandidaten der SP, die Schärf, Helmer & Co.“ von den Listen zu streic 
Die Wahltaktik der IKÖ könne sich - so die Resolution wohl in Hinblick auf d 
Druck, dem die IKÖ-Mitglieder in den Betrieben von seiten der SP-Arbeifi 
ausgesetzt waren - nur bewähren 


„wenn wir sie mit der revolutionären Kritik an der SP verbinden. Uns 
Wahltaktik darf auf keinen Fall zu einer plumpen Anpassung an d 
Stimmungen und an die Vorurteile der SP-Arbeiter werden. Wir sagen die 
Arbeitern die Wahrheit über die Koalitionspolitik und ihre Folge: die Stärkuf 
der Bourgeoisie! Über die durch die SP genährten parlamentaris 
Illusionen und die Wirklichkeit, die durch diese Illusionen verdeckt wird: d 
Stabilisierung der kapitalistischen Staatsmaschine, das Wiederhervorholen d 
Faschisten, die wirklichen Absichten der Bourgeoisie gegenüber d 
Arbeiterklasse! Wir zeigen den Arbeitern, daß diese Gefahren nicht durch d 
Stimmzettel, sondern nur durch den außerparlamentarischen Massenkam 
gebannt werden können.“ 


Nach der Spaltung der IKÖ spielte die Einschätzung der Entwicklungen in der SF 
klarerweise weiter eine wichtige Rolle. Grundsätzlich kann gesagt werden, daß be 
IKÖ-Teile von einer Verschärfung der ökonomischen Widersprüche, der sozia 
Konflikte und in der Folge auch der Differenzierung in der Sozialdemokr 
ausgingen, wobei die IKÖ (O) generell schneller und massiver erwartete als d 


180 Unsere Stellung zu den Oktoberwahlen: Wir stimmen für die Liste der SP!, Sparta 
Nr.48, September 1949 
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Mohrheit. Dementsprechen fielen auch die verschiedenen Kommentare aus - so zum 
Heinpiel einer der IKÖ (O) im November 1949: 


„Nunmehr hat der vor zwei Wochen zu Ende gegangene Parteitag der SPÖ 
das offene Hervortreten der SJ-Opposition gezeigt. Wir wollen ihren 
derzeitigen linskreformistischen-zentristischen Charakter durchaus nicht 
übersehen. Aber diese Opposition hat jetzt die Erfahrung des letzten Jahres, 
das Hervortreten Scharfs und sein Ende beim Stalinismus gesehen. Wenn sie 
heuer auf dem Parteitag dennoch als Opposition hervortrat, dann heißt das, 
daß sie sich, wenn auch mit vielen Grundschwächen, sowohl gegen die 
Rechten in der SP als auch gegen den Stalinismus wendet. Das Auftreten der 
SJ-Opposition fällt aber zusammen mit einer neuen Situation in der 
österreichischen Arbeiterbewegung, ja, sie selbst signalisiert diese neue 
Situation. Die furchtbare Lage der Massen nach vier Jahren kapitalistischen 
‘Wiederaufbaues’ hat zu Streiks ernsteren Charakters als bisher geführt, in 
welchen die Massen die ununterbrochen absinkende Tendenz ihrer 
L.ebenshaltung aufzuhalten versuchen. Selbst die SP-Bürokratie muß teilweise 
mit dem Feuer zu spielen beginnen und einzelne Lohnkämpfe bis zum Streik 
führen. 


Was heute also vorliegt, ist ein Zusammentreffen von günstigen objektiven 
und subjektiven Bedingungen, d.h. der Bewegung in den Massen und dem 
Auftreten der SJ-Opposition auf dem Parteitag der SP. Dieses 
Zusammentreffen erfordert unsererseits ein entschiedenes Handeln, wenn nicht 
aufs neue kostbare, ja unersetzliche Zeit und Kraft verloren gehen soll. (...) 
Die intensive, kontzentrierte Tätigkeit in der SP macht den Totaleintritt 
notwendig. Sie macht ferner die Konzentration unserer Kräfte auf die 
aussichtsreichsten Punkte (SJ, Jungwährlergruppen) erforderlich.” 


Drei Monate später setzte die IKÖ (O) nach und beschäftigte sich im Zuge dessen 
Aholi mit der Einschätzung der SPÖ. Den überragenden Einfluß in der Arbeiterklasse 
belinupte nach wie vor die SPÖ, was bedeute, daß die Bourgeoisie, um das 
Prolotariat niederzuschlagen, zuerst den Masseneinfluß der SP zersetzen müsse. Der 
Bohart-Gruppe fehle jede politische Perspektive, ihr inneres Regime sei durch einen 
Minmonden Bürokratismus charakterisiert, eine Intervention in ihre Richtung sei 
nlos. In der SPÖ fände man hingegen eine günstige Lage vor: 


„Die Erfahrung mit der Scharf-Tendenz liegt nunmehr hinter den Arbeitern. 
Sie zu erledigen, fiel der SP-Bürokratie relativ leicht, weil sie Scharf als 
Agenten der Kremlbürokratie bezeichnen und damit bei den Arbeitern abtun 
konnte. Anders aber verhält es sich mit den verbliebenden oppositionellen 
Strömungen oder Ansätzen dazu. Die entwickeltste ist hier die SJ-Opposition, 
die auch auf dem letzten Parteitag hervorgetreten ist. Obwohl sie bei den 
Abstimmungen eine verschwindende Minderheit blieb, fand sie in der Debatte 
doch die indirekte Unterstützung einer ganzen Reihe von Arbeiterdelegierten. 


m sE it an 
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Die seitherige Entwicklung in der SJ und die verschärfte Haltung d 
Parteiführung ihr gegenüber berechtigen zu der Annahme, daß sich in der $ 
und um sie herum der Grundkader des kommenden linken Flügels der $ 
herausbilden wird. Entscheidender als das ist jedoch die Tatsache, daß die sig 
anbahnende neue Etappe des Klassenkampfes die oppositionellen Strömung 
in der SP vertiefen und verbreitern wird. es muß uns daher gelingen, in die 
objektiv günstigen Lage wirksam einzugreifen, um in der kommenden Etapg 
unser Programm in den fortgeschrittenen Teilen der österreichisc 
Arbeiterbewegung zu verwurzeln. Das kann jedoch nicht gelingen durd 
irgendwelche Einwirkung ‘von außen’, sondern einzig und allein durch d 
organisierten Einsatz aller unserer Kräfte im Rahmen der SP.“'*? 


Die IKÖ-Mehrheit, die - in Übereinstimmung mit der IKÖ (O) - auch bei d 
Bundespräsidentenwahlen 1951 für den SPÖ-Kandidaten aufgerufen hatte" 
widmete sich bei der 3. Konferenz der IKÖ wieder einer genaueren Einschätzung dd 
Entwicklung (in) der SPÖ. Die von Drexler vorgelegte Resolution Die Lage ı 
unsere Aufgaben” kommt zu folgenden Ergebnissen: 


„Die SP-Bürokratie hat sich in den letzten Jahren in doppelter Hinsicht a 
Lakei der Bourgeoisie bewährt. Sie war nicht nur die verläßlichste Bremse b 
der Entwicklung des Massenkampfes, sondern sie hat auch der Bourgeoi 
die Hauptlast des Kampfes gegen die volksdemokratische Gefa 
abgenommen. Die SP ist nicht nur eine reformistische sondern auch eii 
staatserhaltende Partei geworden. Dementsprechend entwickelt sich auch i 
Ideologie immer mehr zu einer rein bürgerlichen. In internationalen Fragen 
sie überhaupt keine eigene Linie mehr, sondern (ist) 100%ig auf die Linie 
‘demokratischen’ Imperialisten übergegangen. Die unabhängige dritte Kr 
des ‘demokratischen Sozialismus’ ist in die Versenkung gefallen. (...) 


Der beispiellose Verrat der SP-Politik an den Interessen der Arbeiterklas 
ihre immer offensichtlicher werdende Verbürgerlichung, führte zur Entstehu 
von oppositionellen Tendenzen innerhalb der Partei. Die Scharfoppositiom 
deren Einschätzung und Perspektiven auf der 2. Konferenz noch eine gewi 
Rolle spielte, hat durch ihren Übergang auf die Linie der Stalinpartei 
deren offen zutage tretende Abhängigkeit vom Kreml jeden Kredit innerha 
der SP-Arbeiterschaft verloren. Sie ist heute als SAP zu einer Gruppe o 
jeder Perspektive geworden. Die ernsteste und wichtigste der oppositionelle 
Strömungen in der SP ist die innerhalb der Betriebsarbeiterschaft. Allerding| 
ist sie zugleich die unorganisierteste. Sie trat besonders in der Provinz in de 
Oktobertagen stark in den Vordergrund. Die oppositionelle Haltung dei 
Betriebsarbeiter ist auch die Ursache dafür, daß eine Reihe vo 
Gewerkschaftsbürokraten (Mantler, Hillegeist) in Opposition z 
Parteivorstand stehen, denn die Gewerkschaftsbürokraten spüren den Dru 


182 Unsere nächsten Aufgaben, Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ Nr.5, 15. Feber 1950 
183 Wir stimmen für den Kandidaten der SP!, Spartakist Nr.62-64, Jänner-März 1951 
1# Die Lage und unsere Aufgaben, Resolution der 3. Konferenz der IKÖ (im Anhang d 

Konferenzprotokolls) i 


94 


aus den Betrieben viel unmittelbarer als die Spitzen der Partei. Die Opposition 
vieler Arbeiter gegen den Parteivorstand ist auch dadurch begründet, daß 
ihnen in den verstaatlichten Betrieben und im öffentlichen Dienst oft SP- 
Bürokraten in der Funktion von Unternehmensvertretern gegenübertreten. 
Weiters gibt es eine wichtige Opposition in der SJ. Diese ist gut organisiert 
und hat eine feste und entschlossene Führung. Die Linksopposition in der SJ 
hat ein zentristisches Programm, das vor allem für die Politisierung der 
Jugend, für verstärkten Klassenkampf gegen die Bourgeoisie, gegen die 
Koalitionsgesinnung (die Koalitionspolitik lehnen die Linken in der SJ nicht 
grundsätzlich ab) in der Partei, für eine sowohl von Rußland als auch vom 
amerikanischen Imperialismus unabhängige Politk und für die Unterstützung 
der kolonialrevolutionären Bewegungen in Asien eintritt. Gegenüber Rußland 
nehmen die Leute der linken Opposition in der SJ eine ultralinke Haltung ein. 
Diese Linie vertritt nur eine Handvoll Leute klar und konsequent, aber diese 
Leute sind sehr aktiv und hinter ihnen stehen der größte Teil der ehrlichen, 
kampfgewilltesten aber auch jüngsten und unerfahrensten Mitglieder der SJ. 
Wichtig ist auch, daß gleichzeitig die Gesamtbewegung der SJ in der Provinz 
zumindest stagniert und in Wien stark zurückgeht. Die Opposition innerhalb 
der sozialistischen Studenten, der wir auf der 2. Konferenz noch einige 
Aufmerksamkeit schenkten ist völlig bedeutungslos geworden. Sie ist über das 
Dreschen von einigen revolutionären Phrasen nicht hinaus gekommen und hat 
keine einzige ernste Tat gesetzt. Eine wichtige Rolle spielt Hindels innerhalb 
der oppositionellen Strömungen in der SP. Er war der Führer und Theoretiker 
der Opposition in der SJ und versucht jetzt innerhalb der Partei mit seinen 
Auffassungen Fuß zu fassen. (...) Die Opposition der Hindels-Gruppe 
außerhalb der SJ, hat bis jetzt noch keine große Bedeutung erlangt, da sie 
über ein Theoretisieren noch nicht hinauskam und es ihr auch noch nicht 
gelang, innerhalb der Betriebsarbeiterschaft Fuß zu fassen. (...) 


Die Perspektiven der oppositionellen Strömungen innerhalb der SP hängen 
von verschiedenen Faktoren ab. Eine große Gefahr für die Opposition in der 
SJ besteht darin, wenn sie sich aus der Organisation hinausdrängen oder gar 
eine Spaltung provoziert. Auf sich selbst gestellt würde sie bald zugrunde 
gehen. Wenn sie es versteht durch kluges taktisches Verhalten innerhalb der 
Gesamtorganisation zu bleiben und dabei an Hand ihrer eigenen Erfahrungen 
und auch mit unserer Hilfe zu lernen, sich allmählich ein revolutionäres 
Programm anzueignen, dann kann sie ein ernster Kern für eine revolutionäre 
Opposition innerhalb der SP, der bei der Herausbildung einer revolutionären 
Klassenpartei eine wichtige Rolle spielen wird, werden. Die Perspektiven der 
Opposition innerhalb der Betriebsarbeiterschaft hängen in noch viel größerem 
Maße von ihren Erfahrungen und von der Möglichkeit solche Erfahrungen zu 
summeln ab. Wenn es in den kommenden Kämpfen keine allzuschweren 
Niederlagen gibt, vielleicht sogar kleinere Erfolge gibt, dann sind die 
Aussichten für die Entwicklung dieser Opposition günstig, Für die 
lintwicklung einer revolutionären Opposition sind aber die Aussichten bei den 
Betriebsarbeitern ungünstiger als bei der Jugend, denn es handelt sich hier zum 
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großen Teil um ältere und schwerfälligere Elemente. (...) Wenn "die 
Hindelsgruppe innerhalb der Partei sich weiterentwickeln will, muß sie sich 
unbedingt dieser Betriebsarbeiter annehmen. Diese sind aber sehr mißtrauisch 
und sie werden sie erst dann als Führung anerkennen, wenn sie ihnen durch 
Taten und nicht nur immer in Worten beweisen, daß sie einen anderen, 
besseren Weg wissen als die SP-Gewerkschaftsspitzen.“ 


Hatte die IKÖ angesichts der Budgetkrise Ende 1952 und noch nach den‘ 
Nationalratswahlen von Anfang 1953, bei denen sie erneut für die SPÖ aufgerufen 
hatte'°°, mit einer Verschärfung der Klassengegensätze und den entsprechenden 
Auswirkungen auf die SPÖ gerechnet, mußte sie sich Ende 1953 korrigieren" : Die 
SPÖ-Führung sei nicht, wie erwartet, vom Druck der Basis zu einem ver stärkten 
Kampf gegen die ÖVP gezwungen worden, sondern hätte im Gegenteil ihre rechte| 
Politik fortsetzen können, ohne ernstlich Gefahr zu laufen, ihren Arbeiteranhang zu 
verlieren. Das sei einerseits darauf zurückzuführen, daß wegen der Frage dem 
Staatsvertrages und wegen der Ereignisse in der DDR die Konkurrenz der KPÖ bei 
den Massen immer mehr wegfalle - was sich beispielsweise bei den letzten 
Betriebsratswahlen gezeigt hätte. Andererseits hätte 


„die wirtschaftliche Krise nicht jene Formen angenommen, die wir vor einem 
Jahr eingeschätzt haben, wodurch die reformistische Politik noch eine gewis 
Basis behält. (...) Der Parteitag anfangs November verlief ‘programmgemäß’ | 
Die Führung kann auf gewisse Erfolge (Februarwahlen, Betriebsrätewahlen, 
Mitgliederzuwachs) hinweisen, wodurch die Kritik an der Gesamtpolitik, alag 
vor allem an der Koalitionspolitk, jeden Boden verloren hat. In dieser Hinsicht 
wurde nicht das leiseste Wort einer Kritik laut.“ 


Die IKÖ registrierte damit durchaus die Stabilisierung des Kapitalismus, die auch 
Arbeiterklasse seit Beginn der 50er Jahre erstmals eine Verbesserung de 
Lebenstandards gebracht hatte und die durch den Beginn des sogenannt 
Wirtschaftswunders 1953 und schließlich durch den Staatsvertrag auf politisc 
Ebene verfestigt wurde. Was die IKÖ nicht erkannte, war die relative Dauerhaftigk 
dieser Stabilisierung. Sie betrachtete die kapitalistischen Erfolge, die auch d 
anhaltenden reformistischen Dominanz in der Arbeiterklasse den Weg ebnete 
vielmehr als vorübergehendes Phänomen. Während die IKÖ etwa des Aufbege 
der sozialistischen Betriebsräte gegen die Gewerkschaftsführung auf 
Betriebsrätekonferenz im Juni 1954, an dem die IKÖ selbst nicht unerheblichen An 
hatte!®”, als Vorboten einer künftigen Zuspitzung ansah'”*, handelte es dabei eher 
eine Art letztes Aufflackern eines proletarischen Widerstandes in der Nachkriegs 
dem durch Wirtschaftsboom und sozialdemokratischen Reformismus immer mehr d 
Grundlage entzogen wurde. In der Folge sollte ab Mitte der 50er Jahre d 
Hegemonie der rechten Parteiführung über die SPÖ weiter konsolidiert werden 


185 Zu den Nationalratswahlen: Wir stimmen für die Liste der SP!, Spartakist Nr.72, Jä 
1953 
186 Zur Lage in Österreich, Spartakist Nr.79, November 1953 
#7 siehe unten 
188 Österreich - Wahlen in der Konjuktur, Spartakist Nr.85, September 1954 
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sich die Hoffnungen der IKÖ auf einen deutlicheren Differenzierungsprozeß in der 
Sozialdemokratie zerschlagen. Die Wiedervereingung der IKÖ 1954 fiel somit in eine 
Phase, die sich für den Aufbau einer revolutionären Organisation im allgemeinen und 
für die Arbeit in der Sozialdemokratie im besonderen als äußerst unvorteilhaft 
herausstellen solite. 


&, Die Intervention in die Sozialdemokratie 


Die IKÖ-Intervention in die Sozialdemokratie war - angesichts der fortdauernden 
Illegalität - keine offene Intervention der IKÖ als Organisation, sondern eine von 
einzelnen IKÖ-Mitgliedern, die freilich von der IKÖ politisch angeleitet und 
koordiniert wurde. Sie spielte sich in mehreren Bereichen ab: erstens in den 
Betrieben, wo die IKÖler, die ja überwiegend Arbeiter waren, versuchten, auf die 
NPÖ-Arbeiterschaft politisch einzuwirken, Diskussionen zu suchen, die Standpunkte 
dor Organisation vorzubringen und gegebenenfalls auch verschiedene Publikationen, 
von denen sie in der Regel behaupteten, daß sie sie selbst bekommen hätten, 
weiterreichten. Sie traten dabei im wesentlichen als kämpferische Arbeiter und 
kıltische SPÖler auf, was bei denjenigen, die Betriebsräte waren, natürlich noch 
wirkungsvoller war. Zweitens agierten IKÖ-Mitglieder in SPÖ-Sektionen, wo sie 
ebenfalls als kritische Parteimitglieder in Erscheinung traten und versuchten, sich 
unter den SP-Genossen zu verankern. Drittens intervenierten die IKÖler bei 
Dinkussionsveranstaltungen und -treffen der Hindels-Strömung, wo man sich nicht so 
ohr auf aktuelle Auseinandersetzungen und Diskussionen konzentrierte und zwar 
ebenfalls nicht völlig offen, aber doch eindeutiger vorging - da der ehemalige 
Trotzkist Hindels ja so und so wußte, mit wem er es zu tun hatte. Im folgenden soll 
Anhand einiger Beispiele skizziert werden, mit welcher politischen Ausrichtung die 
IKÖ die Intervention in die Sozialdemokratie betrieb. 


Au wurde im Oktober 1948 vor allem im Bereich der Hindels-Opposition ein 12- 
Welllnos Papier mit dem Titel Vorwärts zum revolutionären Linkssozialismus! in 
Umlauf gebracht, das mit Revolutionäre Linkssozialisten gezeichnet und am Anfang 
und am Ende mit dem Vermerk Weitergeben! versehen war und bei dem es sich im 
Weneintlichen um eine Kritik an der politischen Ausrichtung Hindels’ handelte. Es sei 
iiv, daß Hindels - anhand der Fragen Koalitionspolitik, Klassenkampf und 
ninnuffassung - die Frage des Unterschiedes zwischen Reformismus und 
kanorialismus angeschnitten habe'®”, denn viele Arbeiter würden sich längst über 
Rolormismus, dessen Resultate sie am eigenen Leib verspüren würden, Gedanken 
en. Es stelle sich die Frage, ob Hindels wirklich eine über den Reformismus 
«woisende Alternative zu bieten habe - worauf dann anhand der drei von Hindels 
worfenen Fragen eingegangen wurde: 
eln behauptete - mit dem Hinweis auf die sozialdemokratischen 
epierungen in Schweden und Großbritannien und mit Augenmerk auf die die 
llonspolitik theoretisierende SPÖ-Führung -, daß Reformismus nicht 
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notwendigerweise Koalitionspolitik bedeute. Tatsächlich aber - so die IKÖ - 
Koalitionspolitik mit bürgerlichen Kräften verschiedene Erscheinungsformen: 
unverhüllte Zusammenarbeit der SP mit bürgerlichen Parteien, Tolerierungspol 
„oppositionelle“ Politik, „rein sozialistische“ Regierungen. All diesen Formen 
Koalitionspolitik sei 


„eine Grundeinstellung eigen: daß die kapitalistische Wirtschaft, 
kapitalistische Staat vom Proletariat nicht revolutionär umgewälzt we 
braucht, sondern daß der Sozialismus auf dem Wege von Reformen fried 
herbeigeführt werden könne. Diese Grundeinstellung ist für den Reformis 
charakteristisch (...), ist seine politische Grundlinie (...) der Zusammena 
mit bürgerlichen, sei es nun offen oder verdeckt. (...) In England 
Schweden ist die Lage so, daß die nach wie vor an der Macht befindli 
Kapitalistenklasse es für vorteilhafter für die Erhaltung der kapitalistis 
Macht in Wirtschaft und Staat erachtet, wenn sie selbst aus der Regie 
wegbleibt und sie der SP überläßt. Aber regieren heißt nicht, die Ma 
besitzen! Kapitän des kapitalistischen Schiffes bleibt die Kapitalistenklasse; 
SP ist nur zum Steuermann avanciert! (...) Das grundlegend wichtigste für 
Kapitalistenklasse bleibt dabei, ob es sich um England, Schweden, Österr: 
oder sonst ein kapitalistisches Land handelt, die Erhaltung ihrer ökonomis 
und politischen Macht. Und diese tastet die SP nirgends, auch nicht 
‘sozialistischen’ England, an. Sie kann sie gar nicht antasten, denn di 
Macht ist nicht mit Reformen, sondern nur mit einer Revolution’ 
vernichten.“ 


Die Koslitionseinstellung und -politik sei „die Grundlinie jeder SP, und spiele sie 
noch so ‘links’ aufl!“. Auch die SP wäre sowohl vor 1934 als auch zwischen 1934 
1945 eine reformistische Partei gewesen und werde es auch sein, wenn sie ein 
eine Alleinregierung bilden sollte. 


„Es ist klar, daß es für einen tatsächlichen revolutionären Linkssozialismus 
eine Wahl geben kann: den Weg zu sozialistischer Revolution zu betreten, 
dem Reformismus, seiner Koalitionsgrundlinie prinzipiell zu brechen. 


Hindels ist nicht auf diesem Wege. Für ihn ist die Koalition, 
Zusammenarbeit mit der Kapitalistenklasse, mit ihren Parteien wenigs 
zeitweise unvermeidlich. Er beteuert, daß die Linssozialisten ‘keine st 
Dogmatiker’, ‘keine sektiererischen Prinzipienreiter’ sind. Sie lehnen nur 
Koalition “auf lange Sicht” ab. Besonders hebt er hervor, daß 
außenpolitische Faktoren sein können, die eine zeitweise Koalition 
bürgerlichen Parteien notwendig machen. Für Hindels verwandelt sich d 
die Frage der Koalitionslinie und -politik in eine taktische Frage.“ 


Die IKÖ ist hingegen der Ansicht, daß gerade in der Zeit nach 1945, auf die 
Hindels bezieht, eine revolutionäre Politik die Position der Arbeiterklasse gest 
hätte und angesichts der Zerrüttung der kapitalistischen Herrschaft sogar 
Machtergreifung der Arbeiterklasse, in deren Richtung diese ja instinktiv Schri 
gesetzt hätte, möglich gewesen wäre. Die Argumentation von SPÖ und KPÖ, 
man dann verhungert und von den Besatzungsmächten erdrückt worden wäre, 
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gwar kein Wunder, aber bürokratisch, nationalborniert und falsch. Die Übernahme 
dor Betriebe durch die Arbeiterklasse hätte zu einem Elan der Arbeiter geführt, weil - 
iotz unzweifelhafter Schwierigkeiten bei Aufbau der Wirtschaft - die Früchte der 
Arbeit nicht den kapitalistischen Geldsäcken, sondern den Arbeitern selbst zugute 
gekommen wären. 


kin Arbeiterösterreich hätte als revolutionärer Herd ausgestrahlt und auch auf die 
Allliorten Soldaten seine Wirkung gehabt. Außerdem sei eine Besatzungsmacht ja die 
Ninlinbürokratie, die so viel vom proletarischen Internationalismus spreche (und in 
dio Giegenrichtung handle). Und „saßen nicht damals in Frankreich und Italien SP und 
Ninlinpartei in der Regierung? Kam nicht im Sommer 1945 die Labour party “an die 
Macht’? Hätten sich SPÖ-KPÖ nicht an diese Regierungen wenden müssen, um das 
Vorgehen der Besatzung gegen die revolutionären Arbeiter zu verhindern?“ Hindels 
möge sich ehrlich Rechenschaft darüber geben: „waren die Massen 1945 ihrer Macht 
näher als heute oder nicht, trotz Kriegsende und Besatzung?“ 


Nolbst eine Niederlage einer revolutionären Erhebung hätte das Bewußtsein der 
Arbeiterklasse stärken können, während die kampflose Restauration des Kapitalismus 
bol den Arbeitern das Gegenteil bewirkt hätte 


„Heute haben sie, dank der Koalition ‘aus außenpolitischen Gründen’ den 
wiederhergestellten Kapitalismus vor sich, die erstarkte Macht der 
Bourgeoisie, die wieder fest im Sattel sitzt. Allerdings, eines wäre bei dieser 
revolutionären Politik nicht möglich gewesen: die Besetzung von so und so 
viel Posten in Staat und Gemeinde durch die SP-Bürokratie, durch die 
Reformisten. 

(...) wer die zeitweise Zulässigkeit der Koalition bejaht, wer die Koalition für 
eine taktische Frage hält und nicht für eine prinzipielle, der macht den 
Reformisten nur die Mauer. (...) Die revolutionäre Linie, die Linie des 
proletarischen Klassenkampfes ist völlig unvereinbar mit jeder 
Koalitionseinstellung, mit jeder Koalitionsgesinung, da sie, wie Hindels selbst 
richtig sagt, ‘... die Kampfkraft der Arbeiterklasse lähmt, die sozialistische 
Zielsetzung verdunkelt und, auf lange Sicht gesehen, die Partei in eine 
kleinbürgerliche Wohlfahrtseinrichtung verwandelt.’“ 


Anschließend wandte sich die IKÖ der Frage der Staatsauffassung zu. Nach einer 
kurzen Zusammenfassung der Entwicklung der Staatstheorie bei Marx und Engels'”, 
die schließlich bei dem Ergebnis ankam, daß der bürgerliche Staat von der 
Atheiterklasse nicht für ihre eigenen Zwecke benutzt werden kann, sondern 
Minchlagen werden muß, werden die Ansichten von Hindels unter die Lupe 
genommen: 
„Hindels schildert die reformistische Staatsauffassung sehr gut. Ihr Wesen ist: 
cs bleibt eigentlich alles beim alten, der kapitalistische Machtapparat wird in 
seinem Kern nicht angerührt. Und Hindels erkennt, ‘daß der alte, nach den 
Bedürfnissen des Klassengegners gezimmerte Staatsapparat für die 
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sozialistische Umgestaltung nicht brauchbar ist’. Aber was macht er aus di 
Erkenntnis? Er kommt zu dem Schluß, daß ‘es die vornehmste Aufgabe d 
sozialistischen Ministers ist, sich mit sozialistischen Beamten zu umgeben, d 
reaktionäre Bürokratie - und möge sie über noch so große Erfahrung 
verfügen - auszuschalten’. 


(...) Hindels will also nicht bloß die ministerielle Spitze austauschen, sond 
anstelle der alten kapitalistischen Sektionschefs sozialistische Beamte setze 
im übrigen also den Apparat, wie ihn die Bourgeoisie für ihre Zweo 

aufrichtete, bestehen lassen. Aber dieser Apparat ist von oben bis um 
durchaus auf die Niederhaltung der Massen eingespielt, er 

Unterdrückungsapparat der Bourgeoisie gegen die Massen. Und was Hinde 
richtig sieht für den ‘sozialistischen’ Minister, daß er nämlich bald dd 
Gefangene der alten Bürokraten ist, das gilt genau so für die sozialistisc 
Beamten. Auch sie werden sehr bald sich als ebenso brauchbare Organe d 
Massenniederhaltung erweisen. Sie werden vom übrigen kapitalistisc 
Appparat verschlugen werden (...) Hier, in der Frage des Staatsapparat 
kennt die Kapitalistenklasse kein Nachgeben. Sie ist für sie die entscheidend 
Sie verzichtet sogar vorübergehend auf ihren Profit, wie 1917 in Rußlanı 
sabotiert selbst die Produktion - aber sie läßt in der Frage des Machtappar 
nicht locker. Ja, die Aufrechterhaltung des entscheidenden kapitalistisc 
Kernapparats ist überhaupt Voraussetzung, bevor sie sich auf die Kocalitio 
auf die ‘rein sozialistische’ Regierung einläßt. (...) 
Hindels ist also von der revolutionären Staatsauffassung meilenweit entfe 
So viel richtiges er auch zu der Frage der Staatsauffasung sagt: er verbleibt 
Wesen durchaus auf dem Boden der reformistischen Staatsauffassung. E 
unterscheidet sich von den Reformisten höchstens durch - eine Illusion mehr, 


Zur Frage des Klassenkampfes formuliert die IKÖ, daß der Klassenkampf im Betri 
und auf der Straße für Revolutionäre der grundlegende Kampf sei, während d 
Parlament höchstens als Tribüne für revolutionäre Propaganda dienen könne u 
daher als Nebenkriegsschauplatz zu betrachten sei. 


„Was Hindels von den Reformisten, besonders von den Neoreformist 
unterscheidet ist, daß ‘die Linkssozialisten die Beschränkung di 
Klassenkampfes auf die parlamentarische Tätigkeit ablehnen’. Gegen q 
ungeheure Macht der Bourgeoisie, sagt er richtig, kann das Proletariat nig| 
bloß mit dem Stimmzettel, nicht ausschließlich mit parlamentarisc 
Methoden kämpfen. Und für ‘bestimmte Situationen’ verlangt er d 
Mobilisierung der Massen, um ‘den Klassengegner unter Druck zu setzen’. 


Damit hätte Hindels seinen wahren Standpunkt ausgesprochen: Er wolle lediglis 
mehr Druck ausüben und betrachte den Massenkampf als Hilfsdienst für 
Parlamentarismus. Es gehe ihm nicht „um die Steigerung dieses Druckes bis z 
Sturz der Bourgeoisie“. Es sei aber schon ein Fortschritt, wenn Hindels d 
Notwendigkeit von außerparlamentarischen Aktionen erkenne. Er solle wenigste 
mit diesem einen Punkt wirklich ernst machen. Jeder wirkliche Linkssozialist m 
jeden Schritt in diese Richtung unterstützen. Denn: „Daß die Ablehnung d 
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Munsenkampfes durch die Reformisten kein Zufall ist, ist klar. Sie wittern, daß die 
Aktion der beste Lehrmeister der Massen ist, ihr Selbstvertrauen hebt, ihr 
Kıni\bewußtsein stärkt, sie zusammenschweißt.“ 
Buhließlich geht die IKÖ noch auf einige „Verdrehungen“ ein, die sie Hindels 
Anlantet: erstens die Bezeichnung des Stalinismus als Kommunismus und damit die 
(lleichsetzung der Politik der frühen Komintern mit der der Stalinbürokratie; 
awoitens, daß Hindels Trotzki für die ultralinken Tendenzen in der frühen Komintern 
Verantwortlich macht (eine Anschuldigung, die aus dem stalinistischen Arsenal der 
(iexchichtsfälschung stamme). 
Insgesamt bleibe Hindels auf halbem Wege stehen und versuche, eine Mittelstellung 
Awischen Schärf, Helmer und Co. einerseits und revolutionärer Politik andererseits 
einzunehmen. Insofern könne seine Stellung bestenfalls als zentristisch bezeichnet 
werden, in der entscheidenden Frage der Koalitionspolitik habe er aber eher eine 
Iinksreformistische Position. Es gehe jetzt vor allem darum, daß Hindels in der Frage 
den nußerparlamentarischen Kampfes ernst macht und sich an die sozialistischen 
Arbeiter wendet. In der Aktion würden sich für die Arbeiter auch viele andere Fragen 
klären: 
„Sie werden im Verlaufe des Kampfes, im inneren Parteikampfe und erst recht 
im Kampf im Betrieb und auf der Straße, bald mit allem Halben und 
Zwitterhaften fertig werden. Sie werden zum revolutionären Marxismus 
vorwärtsschreiten, zum unversöhnlichen Bruch mit der Kapitalistenklasse, mit 
ihren Parteien, zum Bruch mit dem Reformismus in allen seinen 
Schattierungen!“ 
Nach dem Beschluß der Fraktionsarbeit auf der 2. Konferenz der IKÖ wurden von 
do /'rauktionsarbeitsgemeinschaft (FAG) schließlich verschiedene Anleitungen dafür 
verla. So heißt es in den Richtlinien für die Fraktionsarbeit in der SP von Anfang 
Apnil 1949: 
„Zur zweckmässigen Organisierung einer systematischen F.Arbeit in der SP 
werden von nun an fallweise schriftliche Richtlinien für die in der 
l'raktionsarbeit tätigen Genossen herausgegeben. Die sollen als Richtlinie zur 
Unterstützung in der praktischen Arbeit unserer Genossen dienen und dabei 
vor allem von den in der praktischen Tätigkeit gemachten Erfahrungen 
ausgehen und sie für alle Genossen verwerten. Damit sie diese Aufgabe 
erfüllen können, müssen uns vor allem die schriftlich einzusendenden Berichte 
rechtzeitig zugehen. 
Gemäß den Beschlüssen unserer Konferenz ist ‘das Ziel unserer F.Arbeit in 
der SP die revolutionäre Propaganda für unsere Organisation. Dieses Ziel ist 
in erster Linie durch die individuelle Propaganda anzustreben und zu 
erreichen. Erfolge in der individuellen Propaganda sind aber nur dann möglich, 
wenn wir es verstehen, uns die Basis für diese zu bereiten. Zu diesem Zwecke 
ist es notwendig, daß wir noch mehr als bisher systematische Arbeit innerhalb 
der SP leisten. Die beste Basis für unsere Propaganda ist eine ernste linke 
Opposition. Daher gehört zu den wichtigsten Aufgaben für die Arbeit 
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innerhalb der SP die Unterstützung und Befruchtung der linken Tendenzen’. 
(Auszug aus dem Beschluß “Unsere nächsten Aufgaben’). 


Damit ist die allgemeine Linie unserer F.Arbeit in der SP, SJ und 
Scharfbewegung in der nächsten Etappe vorgezeichnet, es gilt nun die 
organisatorischen Massnahmen zu treffen um sie schrittweise zu erweiter 
vertiefen und planmässig zu organisieren. Die organische Einbau in dies 
Organisationen, die Gewinnung des Vertrauens ihrer Arbeiterbasis und da 
erst die Wirksamkeit unserer F.Arbeit kann sich im allgemeinen nur in dre 
Etappen vollziehen: 


a) Aktive Mitarbeit in den untersten Einheiten der SP, SJ ui 
Scharfbewegung (Sektion, Ortsgruppe etc.). Damit ist wahrscheinlict 
immer die Notwendigkeit der Übernahme einer Funktion in diesel 
Organisationen verbunden, die uns damit aber auch im bedeutend höhere 
Maße das Recht zur Kritik und Mitbestimmung in diesen Organisation 
ermöglicht und eine enge und dauernde Kontaktnahme mit dem unte 
Funktionärskader erlaubt. 


b) Nach Schaffung einer festen Basis und Gewinnung des politisc) 
Vertrauens der ehrlichen SP Arbeiter, müssen unsere Genossen i 
politischen Einfluß bei diesen erweitern, sich als Delegierte zu d 
Parteikonferenzen (Bezirkskonferenzen etc.) wählen lassen und dort 
Möglichkeit mit anderen Genossen gemeinsam organisiert auftreten. D 
heißt in den Diskussionen zu den dort aufgeworfenen Fragen sprec 
eventuel auch eigene Anträge und Resolutionen einbringen. Somit 
einer wirklich linken revolutionären Position kämpfend zu ei 
Kristallisationspunkt einer revolutionären Opposition werdend. 

c) Das strategische Ziel dieser Arbeit ist endlich die Gewinnung der best 
fortgeschrittensten Arbeiter, bzw. ganzer Gruppen für unsere eig 
Organisation.“ 


Für die aktuelle Situation wurden ergänzend die Politischen Hinweise zur F.-Arl 
hinzugefügt: 
„l. In der nächsten Etappe wird das politische Leben in der SP vor 
durch die kommenden Wahlen bestimmt werden. Bei der Vorbereitung 
Diskussion des Wahlprogramms sind vor allem geschickt die Forde 
unseres Übergangsprogramms zu verwenden. (Studiere es aufmerksam!) 
zentrale Frage ist vor allem die Forderung ‘nach einer kapitalistenfl 
sozialistischen Alleinregierung’ nach den Wahlen zu stellen. 


2. Diskutiere die Stellung der SP zum Atlantikpakt. Zeige den fakti 
Bankrott der sogenannten Dritten Kraft auf und führe somit die eh 
sozialistischen Arbeiter auf den einzigen Ausweg für das Weltproletaria 
internationalen revolutionären Klassenkampf hin. 


191 Richtlinien für die Fraktionsarbeit in der SP, Nr.1, FAG, 1.4.1949 
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3. In der Vorbereitung der Maifeiern sind vor allem jene Losungen zu 
verwerten und praktisch anzuwenden, die sich aus den in Punkt | 
aufgeworfenen politischen Fragen ergeben. Jeder unserer Genossen nimmt 
aktiv an den Maifeiern teilt?” 


Gleichzeitig wurden in dem Papier /2 Punkte zur F.-Arbeit einige Tips zum 
konkreten Verhalten in der Fraktionsarbeit gegeben: 


„Für die fraktionelle Tätigkeit lassen sich nur wenige allgemeine Regeln 
aufstellen. Die Geschicklichkeit, Findigkeit und Phantasie wird jedem 
Einzelnen oft beistehen müssen. Aber unsere Konzeption für diese Tätigkeit 
wollen wir in einigen Punkten zusammenfassen: 


1. Erste Aufgabe ist sich in die am Anfang noch ungewohnte Umgebung 
einzuleben. Sich gründlich über die Personen und Tendenzen orientieren. Sich 
bei den nach links strebenden Elementen bekanntmachen. Sich das Vertrauen 
der Arbeiter erwerben. (...) 


2. Unsere Aufgabe besteht heute noch nicht so sehr darin, einen rev. Flügel 
herauszubilden, sondern bei dessen Herausbildung dabei zu sein und 
mitzuhelfen. Wir müssen auf ‘lange’ Sicht arbeiten und nicht den Schwerpunkt 
auf ‘schnelle’ individuelle Erfolge legen. Berücksichtigt muß werden, daß wir 
an einer Aktion teilnehmen, in der wir noch sehr ungenügende Erfahrungen 
haben. 


3. Unser Ziel muß sein: Wenn die Arbeiter in Bewegung geraten und zu den 
opportunistischen Organisationen und ihren verräterischen Führungen in 
Opposition treten, müssen wir bereits sein, einzugreifen, ihnen den Weg zu 
zeigen und gemeinsam mit ihnen zu kämpfen. Wir müssen diese Situation 
abwarten können und sie ausreifen lassen! 


4. Wir rollen am Anfang unserer Tätigkeit nicht so sehr theoretische Fragen 
auf, sondern agitieren für die Tagesinteressen des Proletariats. Wir nehmen die 
Opportunisten beim Wort und fordern einen wirklichen Kampf für deren 
eigene Programme. Dabei werden wir in jedem einzelnen Fall versuchen, diese 
‘Forderungen’ der Opportunisten in Übergangsforderungen einmünden zu 
Inssen. Basis dieser Tätigkeit ist das Übergangsprogramm. 


S. Jeder in der Fraktion tätige Genosse muß sich über die grundsätzlichen 
l'ragen der Partei im klaren sein und muß vor allem jederzeit in der Lage sein, 
lrnst und Charakter seiner opportunistischen Partner richtig einzuschätzen. 
( -) Basis dieser Tätigkeit sind die Thesen der ersten vier Weltkongresse der 
Komintern. 


O Jeder Verein hat seine eigene Problematik. Wenn man in ihm etwas 
mitreden will, muß man die Fragen, die ihn bewegen, genau kennen. Wir 
müssen also seine Presse und die Einstellung seiner führenden Funktionäre 
Mindig studieren und sie mit der Stimmung bei den Mitgliedern derselben 
Oipanisation vergleichen. 


Wehe Hinweise zur F.-Arbeit, 1.4.1949, FAG 
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7. Individuelle Prop.Fälle wollen wir solange es geht, im Rahmen je 
Organisation, wo wir eingesetzt sind, belassen und mit ihnen dort 
oppositionelle Zelle bilden. Diese Zellen werden eine Zwischenstation in d 
Entwicklung zu unserer Org. darstellen, sie werden der besseren Auslese 
unserem größeren konspirativen Schutze dienen. Auch für 

Fraktionstätigkeit selbst werden sie von Vorteil sein. Dabei ist in jede 
einzelnen Fall an die zweckmässige Koppelung der offenen Opposition mit d 
geheimen Fraktion zu denken. 


8. Jene Genossen, die sich in diesen Übergangszellen bewähren und 
Kaderelementen befähigt sind, werden wir als Kandidaten in unsere O 
übernehmen. Es ist aber auch möglich, daß solche Übergangszellen (event 
verstärkt durch weitere Genossen von uns) zu konspirativen BZ oder gar I 
fortgeschrittenen Stadium zu AZ”, also zu Teilen unserer Org selbst werde 


9. Für's erste steht uns für die Fraktionsarbeit nur unser marxistisches Wis 
zur Verfügung, das wir mündlich weitergeben. zur weiteren Unterstützı 
unserer Fraktionstätigkeit soll uns auch unser schriftliches Propagandamate! 
(der Sozialist), sowie in besonders günstigen fortgeschrittenen Prop.-Fä 
unsere eigenen Org.Propagandaschriften (Spartakist, Sonderschriften etg 
dienen. Ihr Einsatz ist in jedem einzelnen Fall sorgfältig zu prüfen! 


10. Jedes zweite Monat, erstmalig zum 5. Mai 1949 sind von jedem in d 
Fraktionsarbeit tätigen Genossen periodisch schriftliche Berichte zu lieft 
Bei besonderen Anlässen muß das sofort erfolgen. Dies muß initiati 
geschehen. Die Berichte selbst sind mit konkreten Vorschlägen, kritiso 
Rückblicken und den vermutlichen Perspektiven der Fraktionstätigkeit 
verbinden und sollen vor allem folgendes enthalten: 


a) Die eigene Stellung in der Einsatzorganisation (politischen Ein 
eventuelle Verbindungen mit eigenen und sympathisierenden Genossen. 


b) In welcher Form wurde bisher systematische F. Arbeit geleistet? 


c) Die Reaktion der Parteibürokratie auf unsere Tätigkeit. Die Lage ande | 
Gruppierungen in der SP, SJ, Scharfbewegung etc. 


d) Berichte über den Einsatz des ‘Sozialist’. Über Kritiken an der Zeitung) 
Welche Artikel hältst Du für notwendig? Mache diesbezüglic 


Vorschläge. - Sammle Adressen zur Weitergabe des ‘Sozialist’.“'”* 


Das zentrale schriftliche Propagandainstrument der IKÖ in der SPÖ-Intervention 
also die Fraktionszeitung Der Sozialist - Herausgegeben von oppositionel 
sozialistischen Arbeitern. In dem Kasten Was will „Der Sozialist“? wurden d 
Zielsetzungen wie folgt angegeben: 


„Der Sozialist dient der Aufklärung und Erziehung der sozialistis 
Arbeiterschaft. Der Sozialist stellt sich die Aufgabe, mitzuhelfen am Aufb 


193 BZ = B-Zellen, AZ = A-Zellen der IKÖ 
194 12 Punkte zur F.-Arbeit, 1.4.1949, FAG; Tatsächlich sind in diesem Papier aber n 
zwölf, sondern nur zehn Punkte enthalten. 
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einer ernsten Linken in der Sozialistischen Partei. Der Sozialist will in der 
Partei wieder den Geist des Hainfelder Programms wachrufen, der durch die 
Politik der gegenwärtigen Parteiführung verschüttet ist. Lest und durchdenkt 
den Sozialist! Diskutiert über seine Ansichten mit anderen ehrlichen, 
aufrechten sozialistischen Genossen! Verbreitet seine Ideen in der 
Sozialistischen Partei weiter! Helft dem Sozialist in seinem Kampf zur 
Durchsetzung einer konsequenten sozialistischen Arbeiterpolitik!“'? 


Auf welcher politischen Linie im Sozialist vorgegangen wurde, sei mit einem Beispiel 
kun dem Sommer 1950 illustriert. In dem Beitrag Acht Punkte zum kommenden 
Parteitag ist die Stoßrichtung zusammengefaßt: 


„In knapp zwei Monaten (2.-4. September in Graz) findet der nächste 
Parteitag statt. es ist daher jetzt schon notwendig, daß die brennendsten 
Fragen, mit denen sich der Parteitag beschäftigen muß, in den Sektionen und 

Jugendgruppen diskutiert und entsprechende Anträge vorbereitet werden. Wir 

oppositionellen Sozialisten stellen bei der Vorbereitung des Parteitages 

folgende Punkte in den Vordergrund: 

1. Für die breiteste innerparteiliche Demokratie. - Veröffentlichung aller 
Anträge vor dem Parteitag in der Parteipresse oder in eigenen Broschüren, 
die allen Mitgliedern zugänglich gemacht werden müssen. - 
Veröffentlichung des Protokolle des Parteitages. - Minderheitsrechte für 
Oppositionen (Vetretung in den führenden Organen, Herausgabe von 
eigenen Schriften im Rahmen der Partei). - Diskussions- und Redefreiheit - 
Stimmrecht nur für jene Delegierte, die von der Mitgliedschaft und den 
Vertrauensmännern gewählt wurden. 


2. Für eine klassenkämpferische Gewerkschaftspolitik zur Verbesserung der 
lage der Massen. - Erhöhung der Reallöhne auf Kosten der 
kapitalistischen Profite. - Regelmäßige Veröffentlichung des 
Lebenshaltungskostenindexes durch die Arbeiterkammer und die 
Gewerkschaften, wie vor 1934. - Kontrolle der Produktion und Verteilung 
durch die Betriebsräte und Gewerkschaften. - Mitbestimmung der 
Betriebsräte - Einsicht in die Geschäftsbücher der Kapitalisten. - Kampf in- 
und außerhalb des Parlaments gegen die kapitalistische Rauboffensive. - 
Gegen die Kartelle. 

3. Für ein Kampfprogramm gegen die Arbeitslosigkeit. - Verkürzung der 
Arbeitszeit ohne Lohnkürzung, d.h. die Aufteilung der vorhandenen Arbeit 
auf alle Arbeiter. - Öffentliche Lehrwerkstätten zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit unter der Jugend. - Öffentliche Arbeiten und Bauten, zu 
denen die Mittel durch Besteuerung der kapitalistischen Profite und des 
kapitalistischen Luxus aufgebracht werden müssen. - Konsequenter Kampf 
gegen den Kapitalismus, der die Grundursache der Arbeitslosigkeit ist. 


4. Für eine sozialistische Wohnungspolitik. - Teilung von Großwohnungen 
und Villen zugunsten der Wohnungslosen. - Für die entschädigungslose 


m Wax will „Der Sozialist“? , Der Sozialist Nr.18, Juli 1950 
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Enteignung der Zinshäuser. - Für den sozialen Wohnhausbau, zu dem d 
Mittel durch Besteuerung der kapitalistischen Übergewinne und d 
kapitalistischen Luxus aufgebracht werden. 


5. Für die konsequenteste Demokratie. - Demokratisierung der Verwaltus | 
- Demokratisierung der Bezirkshauptmannschaften. - Wiedereinfüh 


der Geschworenengerichte. - Ersetzung der Berufsrichter d 
Laienrichter bei Übertretungen und kleineren Vergehen. - Vollstäne 
Trennung von Kirche und Staat. - Keine Steuergelder 


Religionsgemeinschaften. - Kein Religionsunterricht an öffentlie 
Schulen. - Keine konfessionellen Schulen. - Kostenloser Unterricht f 
Begabte an höheren Schulen. - Gegen das Bildungsprivileg der Reichen 
Gegen das Bundesheer - für eine Volksmiliz. - Für den Abzug a 
Besatzungstruppen. 


6. Gegen den volksdemokratischen Terror. - Für die Demokratie in d 
Arbeiterbewegung. - Gegen bürokratische Bevormundung 
Ausnützung der Arbeiterbewegung durch den Kreml. - Für ehrliche 
sachliche Austragung der politischen Differenzen innerhalb d 
Arbeiterbewegung - gegen die politische Lüge und Verleumdung. - F 
eine vom Kreml und Imperialismus unabhängige sozialistis 
Klassenpolitik. - Für den proletarischen Internationalismus. 


7. Kampf gegen Reaktion und Faschismus. - Mobilisierung der Massen ( 
nicht nur der kapitalistischen Polizei) gegen die Provokationen des VdU; 
Mobilisierung der Massen zur Verteidigung der von der Reakt 
bedrohten demokratischen Rechte und Freiheiten. - Errichtung 
Ordnerorganisationen zum Schutze der Versammlungen und d 
Eigentums der Arbeiterorganisationen. - Der konsequente Klassenka 
gegen die Bourgeoisie ist der beste Kampf gegen Reaktion 
Faschismus. 


8. Schluß mit der Koalitionspolitik. - Schluß mit Geheimverhandlungen u 
Packelei des Parteivorstandes. - Schluß mit jeder Zusammenarbeit mit d 
Bourgeosie. - Für eine sozialistische Regierung, die sich auf d 
Gewerkschaften und die übrigen Massenorganisationen der Arbeiterkl 
stützt. - Für eine konsequente sozialistische Politik, die den Sturz d 
Bourgeoisie zum Ziele hat. 


Genossen, wählt nur Delegierte Eures Vertrauens! 


Insgesamt wurden in diesem Text wohl ziemlich genau die Grenzen abgesteckt, bis 
denen man 1950 gehen konnte, ohne sich unter den SP-Arbeitern völlig zu isolie 
Bei Punkt 6 hat man freilich - auch wenn von einem trotzkistischen Standpunkt geg 
keine der Formulierungen etwas einzuwenden ist - den Eindruck, daß hier el 
gewisse Anpassung an die Stimmung der sozialdemokratischen Arbeiterschaft, in d 
sich Antistalinismus doch auch mit Antikommunismus vermischte, vorgeno 


196 Acht Punkte zum kommenden Parteitag, Sozialist Nr.18, Juli 1950 
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Auf der 3. Konferenz der IKÖ 1951 konnte die Mehrheit dann bereits auf gute zwei 
Jahre Fraktionsarbeit zurückblicken. In der Perspektivenresolution wurden daraus 
lulgende Schlüsse gezogen: 


„Aus unserer Einschätzung der Lage ergibt sich, daß der günstigste Boden für 
unsere Tätigkeit nach außen im Rahmen der SP ist. Auf Grund unserer 
Erfahrungen in den letzten Jahren und der Entwicklung innerhalb der SP ist es 
möglich, für diese Arbeit ein viel konkreteres Programm aufzustellen, als dies 
auf der 2. Konferenz möglich war. Es ist dies ein Fortschritt, der nicht 
übersehen werden darf: Das taktische Ziel unserer Fraktionsarbeit in der SP ist 
nach wie vor, die Herausbildung eines linken Flügels innerhalb der SP zu 
unterstützen und zu befruchten. Die Linie auf die diese Arbeit geleistet wird 
ist die bisher in der Aktion ‘Y’ verfolgte und weiter zu verfolgenden: Die 
innerhalb der SP jeweils wichtigsten aktuellen Fragen (z.B. Lohn-Preis-Pakte, 
Wahlen, wichtige Konferenzen, Parteitage usw.) müssen von unseren 
Genossen zum Anlaß genommen werden, um im Kreise von kritischen, 
bewußteren Mitgliedern innerhalb der SP kritisch aufzutreten. Unsere Kritik 
an der Linie des SP-Parteivorstandes soll immer positiv sein, d.h. wir müssen 
es verstehen, den von uns abgelehnten Standpunkt der SP’Führung einen für 
die besten SP-Arbeiter verständlichen Ausweg gegenüberzustellen: Der 
Koalitionspolitik - den konsequenten Klassenkampf gegen die Bourgeoisie; 
der “Macht’politik der SP-Bürokratie im Parlament und in den Ministerien - 
die wirkliche Macht der Arbeiterklasse; der verschwommenen ‘realpolitischen’ 
Sprache der SP-Führung - die Klassensprache des Proletariats. Wir werden 
uns auch in der kommenden Etappe auf zwei wichtige Fragen konzentrieren: 
Auf die Koalitionspolitik und die Machtfrage. Wr werden uns bemühen, an 
Hand dieser beiden Kardinalfragen den besten oppositionellen Elementen 
innerhalb der SP zu helfen, den beispiellosen Verrat der SP-Bürokratie zu 
erkennen. Unsere Genossen müssen innerhalb der oppositionellen 
Gruppierungen der SP tätig sein, aber auch selbst oppositionelle Elemente um 
sich sammeln. Ob es zweckmäßig ist, auf der Linie der Aktion ‘Y’ oder durch 
individuelle Bearbeitung gewonnene Elemente, weiter in unsere Organisation 
zu führen oder zuerst in die oppositionellen Gruppierungen, wird in jedem 
Falle nach taktischer Zweckmäßigkeit entschieden werden müssen. Um den 
notwendigen Erfahrungsaustausch unserer in der Fraktion tätigen Genossen zu 
verbessern ist eine straffere zentrale Führung der Fraktionsarbeit notwendig. 


Die Arbeit in den Betrieben und in den Gewerkschaften bleibt nach wie vor 
wichtig. Dort wo es möglich ist, diese Arbeit innerhalb der SP-Fraktion der 
Gewerkschaft zu leisten, ist dies der günstigste Punkt, da wir hier mit dem 
wichtigsten Teil der SP.Opposition, der Opposition in den Betrieben, in 
unmittelbaren Kontakt kommen. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß die 
Arbeit in den Betrieben die schwierigste ist, da es hier nicht nur auf 
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Die 1954 von der wiedervereingten IKÖ angenommenen Resolution Lage 1 
Aufgaben in Österreich bestätigte die Ausrichtung auf die SPÖ, nun aber - obwohl 
aber auch zuvor zwischen IKÖ und IKÖ (O) in Praxis keine großen Unterschied 
bestanden - nicht mehr unter dem Etikett der Fraktionsarbeit, sondern unter dem d 
SP-Arbeit oder des Zunfrismus: 


19 Die Lage und unsere Aufgaben, Resolution der 3. Konferenz der IKÖ (im Anhang d 
Konferenzprotokolis) 


oppositionelles Reden und Diskutieren, sondern vor allem auch 
konsequentes Handeln ankommt.“'”” 


„Die erste Phase unserer Arbeit in der SP bestand in dem individue 
Eindringen unserer Genossen in diese Partei oder deren Gliederungen und di 
Zusammenfassung unserer Mitglieder zu einer Fraktion. Da es sich in die 
Phase vor allem darum handelt, die Anerkennung als gleichberechtig 
Mitarbeiter zu erhalten, mußten wir bei der Vertretung unserer politiso 
Ansichten zurückhaltend sein und durften über das durchschnittli 
Bewußtsein der SP-Arbeiter nicht viel hinausgehen. 


Bei dieser Etappe unserer Arbeit in der SP enstehen zwei Gefahren. Erste 

können unsere Genossen durch allzustarkes und allzulanges Anpassen an d 
Arbeitsbedingungen in der SP dem Praktizismus und dem Opportunismus d 
SP verfallen. Zweitens besteht die Gefahr der Isolierung, unter Umständ 
sogar der Entdeckung unserer Fraktion, wenn wir mit allzu überspitzt 
Ansichten auftreten. Beiden Gefahren konnten und können wir nur begegne 
wenn wir gleichzeitig mit der Arbeit in der SP die organisierte Tätigk 
unserer selbständigen Organisation fortsetzen, d.h. uns intensiv in den Zel 
mit den nationalen und internationalen Problemen der Arbeiterklasse vo 
Standpunkt der EV. Internationale aus beschäftigen. 


Für diejenigen unserer Genossen, die sich in der SP bereits akklimatisi 
haben, beginnt jetzt eine zweite Phase ihrer Arbeit. Sie müssen lernen, e 
dem jeweiligen Niveau ihres Milieus entsprechende Linie, die linker ist als d 
Durchschnittsansichten, konsequent einzuhalten. Dabei kommt es nicht auf d 
‘revolutionäre’ Form, sondern auf den Inhalt an. ‘Linker’ als die anderen d 
hier nicht bedeuten, tausende Schritte von der SP-Linie entfernt allein 
einer eigenen Linie zu marschieren, sondern soll bedeuten, immer nur ei 
Schritt dem Bewußtseinsniveau der SP-Arbeiter vorauszusein, um es ihnen a$ 
ermöglichen, den Anschluß zu finden. x 


Zur Durchführung einer solchen Linie gehört viel Geschick und Erfahrung. 
gehört vor allem eine gründliche Kenntnis der Entwicklung und d 
Tendenzen innerhalb der SP dazu. Die Entwicklung seit 1945 hat gezeigt, d 
es keiner Strömung innerhalb der SP gelungen ist, die Führung der Recht 
(Schärf, Helmer, Waldbrunner) zu erschüttern oder gar die Einheit der Part 
ernstlich zu gefährden. Die einzelnen oppositionellen Strömungen wurdg 
entweder ausgeschlossen (die prostalinistische Scharf-Gruppe) oder endet 
zumindest vorläufig in der Isolierung (Opposition in der Gewerkschaft, $ 
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Hindels). Die Scharf-Gruppe war Ausdruck der Massenunzufriedenheit der 
ersten Nachkriegsjahre und hatte anfangs Aussicht, zu einer ernsten 
oppositionellen Strömung zu werden. Ihr Abschwenken zum Prostalinismus 
schnitt ihr jedoch jede weitere Entwicklung ab und ließ sie zu einer Sekte 
erstarren. Die Opposition gewisser Gewerkschaftsbürokraten (Hillegeist- 
Mantler) war ein Reflex der Massenunzufriedenheit der ersten Jahre des 
Marshallplanes. Die mit dem Fortschreiten des Marshallplanes sich ergebende 
Konjunktur stoppte ihre Entwicklung ab. Die ersten Erschütterungen, die sich 
mit dem Zuendegehen des Marshallplanes zeigten, drückten vorübergehend 
die ganze SP relativ nach links, welcher Umstand schließlich das 
Verschwinden dieser oppositionellen Ansätze bewirkte. 


Die SJ-Hindels-Opposition ging in den ersten Nachkriegsjahren aus der SJ- 
Führung hervor. Obwohl die meisten Leute der SJ-Opposition später vor den 
Rechten kapitulierten, behauptet sich Hindels mit einem kleinen Kreis bis 
heute. Er versucht durch seine Tätigkeit in den Gewerkschaften Anschluß an 
die Betriebsarbeiter zu gewinnen. Er stellt zweifellos einen der fähigsten und 
potentiell wichtigsten zentristischen Führer dar. 


Keine der aufgezählten oppositionellen zentristischen Tendenzen konnte Teile 
der SP-Betriebsarbeiterschaft an sich ziehen, obwohl sie sich zweifellos 
bemühten, in dieser, als der potentiell wichtigsten Kraft jeder Opposition, eine 
Stütze zu gewinnen. Zu den bereits oben angeführten Ursachen für diese 
Erscheinung kommen noch hinzu: die SP-Arbeiter erblicken in relativ kleinen 
Gruppierungen wie SJ und Hindels-Opposition keine wirkliche Perspektive; 
sie befürchten eine Spaltung der SP als Folge des oppositionellen Kampfes; 
die parlamentarischen Illusionen haben noch große Kraft. 


Der Entwicklungsgang der oppositionellen Tendenzen in der SP seit 
Kriegsende lehrt uns, daß wir die objektiven und subjektiven Faktoren bei der 
Entstehung und Entfaltung solcher. Tendenzen fortlaufend genau analysieren 
müssen. Dadurch können wir ihre aktuelle und potentielle Bedeutung 
möglichst exakt einschätzen und demgemäß unsere Taktik einrichten. Welche 
Rolle und Bedeutung die seit 1945 hervorgetretenen oppositionellen 
Tendenzen künftig bei der Herausbildung eines ernsten linken Flügels in der 
SP und bei der schließlichen Formierung der neuen Klassenpartei erlangen 
werden, ist heute schwer abzuschätzen; es ist eher zu erwarten, daß sich im 
Zusammenhang mit den kommenden Ereignissen neue oppositionelle Kräfte 
und Tendenzen zeigen werden. Zweifellos ist der Herausbildungsprozeß der 
neuen revolutionären Klassenpartei sehr kompliziert und relativ langwierig. 


Daraus folgt, daß wir uns darauf einstellen müssen, längere Zeit in der SP zu 
bleiben. Wir müssen vor allem trachten, in den potentiell wichtigsten Teilen 
der SP, in die Reihen der Betriebsarbeiterschaft einzudringen und dort 
wichtige Positionen zu besetzen. Wir müssen damit rechnen, daß nur schwere 
wirtschaftliche, politische und soziale Erschütterungen imstande sein werden, 
die Stellung der rechten SP-Führung zu erschüttern und Bedingungen für die 
Iintstehung von größeren zentristischen Gruppierungen zu schaffen. Bei 
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gleichzeitigem Vorhandensein einer spontanen Massenbewegung wird sich 
dieser Lage die reale Möglichkeit für die Schaffung der neuen revolutionä 
Klassenpartei unmittelbar ergeben. es muß unser heute schon ins A 
gefaßtes Ziel sein, daß sich dann unsere Kader aktiv sowohl im Zentrum d 
spontanen Massenbewegung als auch im Zentrum der politischen Beweg 
der zentristischen Strömung befinden. (...) 


Wenn wir damit rechnen, daß unsere Genossen noch eine Reihe von Ja 
innerhalb des Milieus der SP arbeiten werden, so birgt das gewisse Gefah 
denen wir begegnen müssen. Folgende Punkte müssen beachtet werden, dam 
das Ziel unserer Arbeit in der SP erreicht wird: 


a) Um in den Zellen die aus unserer Arbeit in der SP sich ergebend 
Probleme und Aufgaben laufend von unserem trotzkistischen Standpu 
aus bewältigen zu können und das revolutionäre Bewußtsein 
Mitglieder ununterbrochen zu stärken, ist das Studium und die Diskussio 
der wichtigsten Dokumente unserer Internationale eine vordringlich 
Aufgabe. Die Notwendigkeit des Bestehens einer nach den Prinzipien d 
demokratischen Zentralismus aufgebauten und geführten Weltpartei soll 
Bewußtsein unserer Mitglieder fest verankert werden. 


b) Die Schulungs- und Erziehungsarbeit muß trotz der vielen Aufgaben, d 
uns aus der Arbeit in der SP erwachsen, aufrecht erhalten werden. D 
Studium der Arbeiten von Marx-Engels, Lenin und Trotzki gehört nad 
wie vor zu den laufenden Aufgaben. Das gleiche gilt für die wichtigst 
Probleme der internationalen Revolution, im besonderen « 
Kolonialrevolution. 


c) Es müssen Mittel und Wege gefunden werden, um neue, vor allem jung 
Kräfte an unsere Organisation heranzuziehen. Trotzdem für d 
individuelle Propaganda innerhalb der SP konspirative Schwierigkeit 
bestehen, müssen konkrete Versuche unternommen werden. Hier gibt 
ein wichtiges Arbeitsgebiet für Genossen, die aus dem einen oder ande! 
Grund nicht in der SP verankert sind 


d) Die Mitarbeit an einem zentristischen Organ innerhalb der SP oder « 
Unterstützung eines solchen durch unsere Fraktion gehört zu d 
Aufgaben der nächsten Etappe unserer Arbeit in der SP. Es würde möglie 
sein, in einem solchen Organ die nationalen und internationalen Proble 
des Klassenkampfes zu behandeln, zwar nicht vom revolutiond 
Standpunkt aus, aber zumindest auf einer Linie, die der Linie unserer SR 
Arbeit entspricht. Beim Erscheinen eines solchen Organs, das zweifellos 
Zentrum unserer Arbeit in der SP stehen wird, wird es doppelt notwen 
sein, daß unser offizielles Organ weiter regelmäßig erscheint und d 
vollen trotzkistischen Standpunkt vertritt. 


e) Um die täglichen Aufgaben in der SP-Arbeit erfüllen zu können, ist 
notwendig, eine schmiegsame Taktik auszuarbeiten. Die Überprüfung u 
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Ergänzung dieser taktischen Linie an Hand der Erfahrungen, wird eine 
ständige Aufgabe der gesamten Organisation sein. (e7 


Diosc letzte angeführte Passage zeigt erstens, daß es beim tiefen Entrismus eben 
darum ging, eine linke, zemrristische Strömung aufzubauen, und nicht darum, 
Innerhalb der SPÖ eine revolutionäre Strömung mit vollem Programm zu formieren. 
letzteres war unter den objektiven Bedingungen sicherlich nicht möglich. Fragt sich 
Ai, ob das gegen das Auftreten mit vollem Programm oder gegen den Pabloschen 
Kntrismus spricht. Die Passage zeigt aber zweitens, daß sich die IKÖ 1954 durchaus 
Antiber im klaren war, daß a) das Bewußtsein und die Stimmung für die Entwicklung 
einor Opposition innerhalb der SP-Arbeiterschaft nicht sehr günstig waren und daß b) 
mlt keinen kurzfristigen Erfolgen zu rechnen ist. Drittens beinhaltete diese Textstelle 
Auch einige weniger treffende Einschätzungen: Der Niedergang der verschiedenen 
Oppositionsströmungen war wohl weniger auf eine relative Linksentwicklung der 
BPO zurückzuführen, sondern vor allem auf die Stabilisierung des Kapitalismus und 
damit die Verfestigung der materiellen Grundlage für den Reformismus. Und obwohl 
man sich auf eine längerfristige Perspektive der Intervention in die SPÖ einstellte, 
fechnete die IKÖ - und hier besonders die Führung der ehemaligen Opposition - doch 
In absehbarer Zeit mit einer massiven Zuspitzung der Klassenkämpfe und damit auch 
Mit einer grundlegenden Änderung der Situation in der Sozialdemokratie. Daß der 
Reiorınismus gerade in Österreich noch eine jahrzehntelange relativ stabile Existenz 
vor sich haben sollte, erwartete niemand - und konnte aufgrund der bisherigen 
himorischen Erfahrungen auch nur schwer jemand erkennen. 


Angesichts dessen waren die Ergebnisse der IKÖ-Intervention in die 
Nnrinidemokratie in den zehn Jahren der alliierten Besatzung eher mager. Vom 
Aulbau eines linken Flügels oder auch nur der Beteiligung an einem solchen war man 
weli entfernt. Was aber sicherlich gelang, war die Verankerung von Genossen in 
Warinstrukturen der SPÖ und in der Hindels-Strömung, in denen man durch 
Binkussionen und teilweise auch durch die Fraktionszeitung eine gewisse politische 
Revintlussung ausüben konnte - eine Beeinflussung, die über wohlwollende 
Yauntimmung nicht hinausging und keine praktischen Folgen hatte, eine Verankerung, 
Yon der man aufgrund der ausbleibenden Klassenkämpfe nicht profitieren konnte. 
Dioson geringen Erfolgen stand außerdem gegenüber, daß sich etliche Genossen so 
Hark in das Milieu der SP-Arbeiterschaft, dem sie ja meist selbst entstammten, 
INeyriert hatten, daß sie sich ihm schließlich auch politisch anpaßten und in ihm 
Mufuingen. Hatte die IKÖ bei der 2. Konferenz 1949 noch gut 80 Genossen, so waren 
@s boi der Wiedervereinigung 1954, also nach fünf Jahren SP-Intervention, nur noch 
wns über 40 aktive Mitglieder und Kandidaten. Diese numerische Schwächung war 
aber Iteilich nicht nur auf die wenig erfolgreiche Arbeit in der Sozialdemokratie 
Wirlckzuführen, sondern vor allem auf die allgemeine gesellschaftliche Entwicklung 
und nuch auf die demoralisierende Wirkung der Spaltung. 


m Juge und Aufgaben in Österreich, Spartakist Nr.82, Juni 1954 
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6. Die IKÖ zu Titoismus und Stalinismus 


Nach dem Entrismus war die Einschätzung der Entwicklung des Stalinismus und i Á 
besonderen des Titoismus die zweite wichtige Frage, in der zwischen der IKÖ und 
dem von Pablo geführten IS wesentliche Differenzen bestanden. Nachdem die IKQ 
seit ihrem Bestehen in ihrer Presse und ihrer internen Diskussion ein Augenmerk a 
die internationale Lage im allgemeinen und auf die Sowjetunion und den Stalinism 
im speziellen gelegt hatte, beschäftigte sie sich im Frühjahr 1948 in einen 
ausführlicheren Artikel!” mit den Umwälzungen in den osteuropäischen, vol 
sowjetischen Truppen besetzten Ländern. 


Man begann mit Grundsätzlichem: Die Sowjetbürokratie verteidige die Sowjetuniof 
nicht nach von proletarisch-revolutionären Gesichtspunkten, sondern allein nao 
militärisch-strategischen. Sie „liquidiert mit polizeilich-administrativen Mitteln, duro 
eine ‘Revolution von oben’ die Bourgeoisie und gleicht die annektierten Länder 
ihrer wirtschaftlichen Struktur vollständig der Sowjetwirtschaft an.“ Das wäre H 
Ostpolen, dem Baltikum und in Ostpreußen passiert, während von Polen b 
Bulgarien auf eine Annexion verzichtet worden sei, weil die Stalinbürokratie kei 
Konfrontation mit dem Imperialismus provozieren wollte. 


In der ersten Etappe nach 1945, nach der Erstickung der Masseninitiativen durch d 
Stalinisten, seien in den osteuropäischen Ländern die kapitalistisc 
Eigentumsverhältnisse vorherrschend geblieben. Die Durchdringung 
Staatsapparates - insbesondere des Innenministeriums inklusive der Polizei - durg 
die mit den Bürgerlichen kooperierenden Stalinisten hätte nichts an de 
klassenmäßiger Zusammensetzung geändert. „Diese beiden Tatsachen bestimmen d 
sozialen Charakter dieser Länder als kapitalistischer Staaten - auch wenn sie 
‘kommunistischen’ Regierungen geführt werden, auch wenn an ihrer Spitze dý 
Stalinbürokraten Gottwald, Tito und Dimitroff stehen.“ 


Erst die Zuspitzung der Gegensätze zwischen Imperialismus und Sowjetbürokre 
und ein damit verbundenes Aufkommen der osteuropäischen Bourgeoisien würde ( 
Stalinisten zwingen, „die Bourgeoisie auf mechanische und administrative Weise 
liquidieren und die Länder des ‘Glacis’ der SU einzuverleiben.“ Der Beginn 
Marshallplanes und des Kalten Krieges durch den Westen sei ein Versuch ge 
„das strategische ‘Glacis’ der SU (...) zu sprengen“. Daraufhin hätte die sowjetiag 
Führung auf die Gleichschaltung gesetzt, wobei die Mobilisierung der Ma 
lediglich in bürokratisch kontrollierten Formen abgelaufen wäre. 


Abgesehen davon, daß die IKÖ davon ausgeht, daß die Umwälzung 
Eigentumsverhältnisse mit einer direkten Annexion durch die Sowjet 
einhergehen werde, hatte sie also durchaus ein treffendes Verständnis | 
Entwicklungsprozesse in den osteuropäischen Staaten. Das Proletariat 
Glacisstaaten stehe in dieser Situation jedenfalls „vor der schweren Aufgabe, 
Kampf gleichzeitig gegen die ‘eigene’ Bourgeoisie wie gegen die das demokra 
Selbstbestimmungsrecht mit Füssen trampelnde Sowjetbürokratie führen zu mü 


19 Kine „Volksdemokratie“ wird gleichgeschaltet!, Spartakist Nr.30, März 1948 


112 


Im Sommer 1948, unmittelbar nach dem Bruch zwischen Stalin und Tito, ging die 
IKÖ auf diese Frage ein: Auch wenn Jugoslawien bereits 1946 etwa 82 Prozent der 
Industrie verstaatlicht hätte, hätte die Dorfbourgeoisie ihre Position behaupten 
können. „So ist im Grunde die kapitalistische Profitwirtschaft erhalten geblieben. was 
sich geändert hat, sind die Formen, unter welchen sie betrieben wird: Verstaatlichung 
usw. Der kapitalistische /rıhalt wird für die meisten Arbeiter durch die Formen 
verhüllt. Aber er ist da und wird und muß sich geltend machen.“?° Diese neuen 
Formen seien der schwer angeschlagenen Bourgeoisie nach dem Krieg aufgezwungen 
worden, gleichzeitig die Massenenergien in die Volksfront gelenkt worden. 


„Die Stalinpartei, mit Tito an der Spitze, rettete die Bourgeoisie um den Preis 
ihrer völligen politischen Unterwerfung unter die Kontrolle und Macht der 
Stalinbürokratie. (...) Der alte kapitalistische Staatsapparat war nach dem 
Krieg ziemlich hergenommen. dennoch war er klassenmäßig ein 
kapitalistischer Staatsapparat. (...) Da nun die “Volksdemokratien’ im Grunde 
bürgerliche Regimes sind, Regimes, die die ökonomische Basis der 
Bourgeoisie, ihre Profitwirtschaft nur der Form, nicht aber dem Inhalt nach 
verändert haben (was nur die proletarische Revolution vermag), so muß sich 
diese ihre bürgerliche Klassennatur äußern, d.h. die Bourgeosie wird sich 
unvermeidlich ihre verlorengegangenen politischen Positionen 
zurückzuerobern trachten.“ 


Hlor zeigen sich theoretische Schwächen oder Unsicherheiten der IKÖ: Sie hält ein 
Auflerkraftsetzen der kapitalistischen Profitwirtschaft nur durch eine proletarische 
Revolution für möglich. Dabei muß freilich in Rechnung gestellt werden, daß zu 
diesem Zeitpunkt der Charakter der stalinistischen Umwälzungen der 
Riyontumsverhältnisse in Osteuropa 1948/49 kaum einschätzbar war. 


Wan den Hintergrund des Bruches zwischen Stalin und Tito betrifft, so argumentierte 
die IKÖ, daß es um verschiedene Interessen von nationalen stalinistischen 
Hirokratien ginge, die sich besonders in der Frage der von Tito angestrebten?" und 
Yon Stalin abgelehnten Balkanförderation gezeigt hätten. Es sei schwer, ein 
Pukumment zu finden, das den Beschluß der Kominform?"? über den Ausschluß Titos 
yan Hicuchelei und grotesker Komik zu überbieten imstande ist“. Bezüglich dem 
Nallonulismus- Vorwurf der Stalinisten an Tito meint die IKÖ: 


„Zweifellos: der nationalistische Kurs Titos ist vorhanden. Aber erst seit 
heute? Die Kremibürokratie, die überall, in allen Ländern eine 
nationalistischen Kurs eingeschlagen hat, die selbst ihren grossrussischen 


Wix bedeutet der Bruch mit Tito?, Sparlakist Nr.34, Juli 1948 

In diesem Zusammenhang ist die IKÖ der Ansicht, daß Tito „den Nationalismus der 
bischen Bourgeoisie übernommen (habe), mit deren Resten er in der “Nationalen Front’ 
Mmonurbeitet“. 

munlorm = Kommunistisches Informationsbüro: lose, von 1947 bis 1956 existierende 
inche „Nachfolgeorganisation“ der 1943 aufgelösten stalinisierten Komintern. 
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Nationalismus überall voranstellt, hat den Nationalismus Titos erst entdecke 
als er ihren eigenen außenpolitischen Interessen im Wege stand!“?°° 


Mit dem ihm von der Moskauer Bürokratie vorgeworfenen 7rotzkisnmus hätte T 
hingegen überhaupt nichts zu tun. Wenn „Tito, der gelehrige Schüler eben di 
Bürokratie (...) seinen Lehrmeistern Degeneration“ vorwerfe, dann hätte 
„tausendmal recht. Aber es fragt sich, was er damit meint und welche Schlüsse 
daraus zieht!“ Mit dem trotzkistischen Verständnis des Degenerationsprozesses hätt 
er jedenfalls nichts zu schaffen. Er hätte vielmehr „die Politik und Methoden d 
Stalinbürokratie überall mitgemacht“ wie in Spanien, wo er GPU-Agent gewesen sel 
und würde sie jetzt in Jugoslawien weiter betreiben: 


„(..) er denkt nicht im mindesten daran, seine eigene bürokratische Diktat 
über die Massen aufzugeben, das Polizeiregime über sie zu liquidieren, d 
jugoslawische Bourgeoisie durch die Entfaltung der revolutionären Energi 
der Massen zu stürzen, die freie jugoslawische Republik der Arbeiter 
armen Bauern aufzurichten, die sich auf die frei gewählten Arbeiter- 
Kleinbauernräte stützt. An das alles denkt Tito nicht: er ist nach wie vo 
Fleisch vom Fleische der Stalinbürokratie.“ 


Besonders absurd sei es schließlich nach Ansicht der IKÖ, wenn die Kominform Titt 
„Negation der führenden Rolle der Partei“ und „Bürokratismus“ vorwerfe. Bezüglic 
letzterem sie die jugoslawische Partei ein „Ebenbild der russischen Stalinpartei“ ung 
bezüglich ersterem würden die Stalinisten seit 1934 dauernd von den /nteressen a 
Nation und ähnlichem daherreden, von den proletarischen Interessen schweigen 
sich als Demokraten oder Antifaschisten maskieren. 


„Die ganze verräterische Linie der ‘Volksfront’ ist in Wahrheit Negation d 
führenden Rolle der Partei: denn sie bedeutet im Grunde Unterordnung de 
proletarischen Interessen unter die Interessen der Bourgeoisie, ihres “linken 
Flügels. Und die ‘Volksfront’linie stammt aus - Moskau, von den Stalin & 
Co.“ 
Bezüglich den Perspektiven der ganzen Angelegenheit formulierte der IKÖ-Autor. 
folgendes: 
„Tito versucht, sein Regime nach beiden Seiten zu sichern: mit Moskı 
verbindet ihn sein politisches Regime, zu den Imperialisten treibt ihn d 
drängende wirtschaftliche Notwendigkeit (...). Er hoffte, in diesem Spiel se 
eigene Position zu stärken, sich gegen Moskau auf die Imperialisten, geg 
diese auf Moskau zu stützen.“ 


Dieser treffenden Betrachtung wurde die ebenfalls treffende Erwartung hinzugefüg 
daß die Tito-Krise nicht die letzte in den Glacisländern gewesen sein werde. D 
Bourgeoisie werde die durch innere Widersprüche ausgelösten Krisen für sich nut 


203 Es folgen Hinweise auf die nationalistische Forderung der PCF nach der Annexion d 
Saarlandes und des Ruhrgebietes, auf die Forderung von PCI und KPÖ nach Südtirol (jewe 
für den „eigenen“ imperialistischen Staat), auf die historische Bezüge Stalins auf zaristise 
Generäle. i 
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wollen, worauf die Kremibürokratie mit militärischer Gewalt antworten werde. 
Dadurch werde sie die Massen dem Imperialismus in die Arme treiben. 


lo sei ein „Miniaturstalin“, ein Bürokrat, allerdings ein oppositioneller Bürokrat, 
ilor außerdem über einen eigenen Machtapparat und einen eigenen Massenanhang 
vorlüige und dessen Aufbegehren gegen die Sowjetbürokratie die Autorität des Kreml 
angreife. Das könne in der Arbeiterbasis der stalinistischen Parteien wichtige 
Nuchdenkprozesse auslösen - worin seine positive Bedeutung liegen könne. 
Insgesamt unterschied sich somit diese erste Antwort der IKÖ auf den Bruch 
#wischen Tito und Stalin deutlich von der des IS. Und die IKÖ sollte - wie wir sehen 
worden - auch nicht bereit sein, so schnell klein bei zu geben. 


Dereits ein Monat später setzte die IKÖ in ihrer Einschätzung der Entwicklungen 
Innorhalb des Stalinismus nach?” - und beschrieb die Haltung der Kominform- 
Parteien so: „Natürlich bellt die ganze Bürokratenclique der Pauker, Togliatti & Co. 
pogen ihren gestrigen Kollegen Tito, vor dem sie auf dem Bauch lagen, solange er in 
dor Gunst Moskaus stand, los.“ Tito wiederum hätte seinen „Parteitag mit den 
hewohnten Stalinschen Methoden vorbereitet“, führe den Kampf mit militärisch- 
polizeilichen Mitteln und begänne, „gegen die stalintreuen Elemente in Jugoslawien“ 
“u säubern, Sein „bürokratisches Regime“ beruhe „gerade darauf, daß er das 
Monopol! seiner Partei unversehrt aufrechterhält“. 


Tho, der durch die ökonomischen Sanktionen der stalinistischen Länder in die Arme 
don Imperialismus getrieben werde, stelle durch seine relative starke Verbindung mit 
dor nationalen Bourgeoisie ein Hindernis für die Pläne der Sowjetbürokratie dar: 


„Die Moskauer Bürokratie geht heute in verstärktem Tempo daran, die 
Glacisländer in die Zange zu nehmen, die dort noch vorhandenen bürgerlichen 
Eigentumsverhältnisse auf bürokratisch-polizeilichem Wege zu beseitigen und 
den Eigentumsverhältnissen der Sowjetunion anzupassen. In diesen Aktionen 
beweist sich wieder, daß es sich bei der Stalinbürokratie um keine neue 
Klasse, sondern um eine auf dem Boden des Arbeiterstaates emporgewucherte 
entartete Bürokratie handelt, die gezwungen ist, überall jene 
Figentumsverhältnisse einzuführen, die den Boden ihrer Privilegien abgeben.“ 


Dioso Entwicklung sei mit der Einsetzung völlig loyaler und abhängiger Bürokraten 
verbunden. Die bürokratischen Aktionen seien Reaktionen der russischen Bürokratie 
Aul das Erstarken der nationalen Bourgeoisie durch die Aufrechterhaltung der 
buperlichen Eigentumsverhältnisse in den Glacisländern. Im allgemeinen hat sich hier 
dle Analyse der Umwälzungsprozesse in Osteuropa also bereits verfeinert: Die 
Anpnssung der Eigentumsverhältnisse an die der Sowjetunion wird nicht mehr so 
Mark mit der direkten Annexion durch die Sowjetunion gleichgesetzt. Gleichzeitig 
Werden aber die Titoisten als Hemmnis für diese Umwälzung angesehen - und das 
obwohl der Prozeß in Jugoslawien schon weiter fortgeschritten war als in den 
Atıloren osteuropäischen Ländern. Dabei kommt zum Ausdruck, daß weiterhin die 
Hinlchtung eines von Beginn an bürokratisch degenerierten Arbeiterstaates - bei 
Auf\ochterhaltung eines bürgerlichen Staatsapparates unter Dominanz der Stalinisten 


Mr Bruch Tito - Stalin, Spartakist Nr.35/36, August/September 1948 
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- von der direkten Beteiligung der sowjetischen Bürokratie und ihrer Armee abhäng 
gemacht wird (was in Jugoslawien und später in China, Kuba und Vietnam eben nid 
der Fall war). Die Alternative der IKÖ ist demgegenüber eindeutig: „Weder S 
noch Tito - Vorwärts zum freien Rätejugoslawien!“ 


Im Oktober 1948 „veröffentlichte“ die IKÖ dann auch den Standpunkt d 
internationalen Führung - allerdings nur in den /nternen Mitteilungen für a 
Mitglieder der IKÖ, in denen zwei offene Briefe des IS an die KPJ abgedrug 
wurden. ?” Allerdings fügte die Leitung - man hat fast den Eindruck: genüßlich - 
Anhang eine Resolution der KPJ vom Juli 1948? hinzu, in der davon die Rede 
daß das „ZK der KPJ, geführt vom Genossen Tito“ die Partei in der Periode zwisc 
1937 und 1940 zu einer „monolithische(n) Kraft“ konsolidierte hätte „nachdem es 
von den Fraktionalisten - parteifeindlichen und trotzkistischen Elementen - gereinig 
hätte. Die IKÖ-Leitung dürfte der Ansicht gewesen sein, daß diese Passage der KP, 
Resolution für sich spreche, da sie sich jedes weiteren Kommentars enthielt. 


Im Sommer 1949 wandte sich die IKÖ dann erneut der „Krise des Stalinismus“ zu. 
Diese hätte sich auf Polen, Albanien, Bulgarien und Ungarn ausgeweitet. In all diesel 
Ländern wäre innerhalb eines Jahres die stalinistische Führungsgarnitur (Rajk 
Szöny in Ungarn, Kostoff in Bulgarien, Gomulka in Polen, Dodge und Christo 
Albanien ...) gesäubert worden. Die russische Bürokratie brauche in all diese 
Ländern noch willigere Bürokraten - möglichst solche, die über kaum Unterstütz: 
im eigenen Land verfügten und die deshalb völlig auf den Kreml angewiesen sei. Ab 
auch in der Sowjetunion selbst gäbe es Spannungen in der Bürokratie, die im Fe 
des Todes von Stalin zu einer ernsten Krise werden könnten. Tito würde weite 
nicht vor Stalin kapitulieren, hätte sich aber auch nicht völlig dem West 
untergeordnet, obwohl er angesichts seines Wunsches nach Dollaranleihen sehrwoh 
unter Druck der Imperialisten geraten sei, was sich beispielsweise in der Einstell 
der jugoslawischen Unterstützung für die griechischen Partisanen gezeigt hätte. Tit 
würde weiterhin zwischen der Sowjetbürokratie und dem Westen lavieren. 


Ab 1950 wurde die angespannte Situation zwischen der IKÖ und dem IS, zuminde 
was die Frage das Titoismus betraf, etwas entspannt. Das lag im wesentlichen dar 
daß sich in die politische Anpassung der internationalen Führung der 4. Internation! 
an den Titoismus - angesichts dem Verhalten der KPJ: gezwungenermaßen - n 
auch stärker politische Kritik mischte. So konnte die IKÖ im Frühjahr einen Brief d 
IS an die KPJ publizieren’, in dem an Erklärungen des KPJ-ZK-Mitglieds Vell 
Vlahovic Kritik geübt wurde. Die erste Erklärung beinhaltete Vlahovic’ Ablehnui 
der Bildung einer Tito-Internationale und seine Ansicht, daß sich i 
Organisationsform der Komintern überlebt habe. Das IS argumentierte, daß di 
internationale Organisierung der Arbeiterklasse gegen die kapitalistische Ausbeut 


23 Interne Mitteilungen für die Mitglieder der IKÖ Nr.16, 23. Oktober 1948; Die offe 
Briefe datieren vom Juli bzw. September 1948. 

206 ebd, 

207 Zur Krise des Stalinismus, Spartakist Nr.47, August 1949 

208 An die Leitung und an die Mitglieder der KPJ, Spartakist Nr.52/53, Feber/März 1950 
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ħichis an Bedeutung verloren habe und stützte sich zu diesem Zweck auf eine 
kunlührliche Darlegung der prinzipiellen Positionen der Komintern. 


„Die Haltung, die Vlachowitsch? und Djilas in bezug auf die Frage der 
Internationale als die Eurer Partei angeben, ist in der Tat nichts anderes als der 
Ausdruck einer Tendenz zur Kapitulation vor dem doppelten Druck, des 
Imperialismus einerseits und des Kreml andererseits.“ 


In einer zweiten Erklärung unterschied Vlahovic zwischen „fortschrittlichen 
Arbeitern“, die Jugoslawien unterstützten, und „verschiedenen verdächtigen Typen, 
(io sich um irgendeine Vierte Internationale sammeln, verschiedene imperialistische 
Ayenten usw.“'° Wenn diese Erklärung - so das IS - von orthodoxen Stalinisten 
käme, „von einem jener, die Ihr mit Recht ‘Lügner, kominformierte Verleumder’ 
nennt“, dann wäre das nicht weiter verwunderlich. 


„Aber diese Erklärungen kommen von einem der Euren, sie sprechen im 
Namen Eurer Partei; eine Organisation, welche wir als eine revolutionäre 
Strömung betrachten, die sich aus richtigen und fortschrittlichen Erwägungen 
heraus von der konterrevolutionären Kontrolle des Kreml befreit hat;“ 


ia wäre fatal, wenn die KPJ nun begänne „dieselben verfaulten Mittel wie der 
Ntalinismus anzuwenden“ - und das obwohl der KPJ-Führer Mosa Pijade erkannt 
habo, daß die Budapester Schauprozesse nach demselben Muster abliefen und von 
denselben Leuten organisiert würden wie die Moskauer Prozesse 1936-38 und 
vbwohl derselbe Pijade gesagt habe, daß die Degeneration der Komintern begonnen 
haho „seit jenem Tage, wo man proklamierte, daß der Trotzkismus aufgehört habe, 
elno Strömung in der Arbeiterbewegung zu sein“?''. „Gebt uns nicht den peinlichen 
Kindruck, daß die Vorurteile und die vom Kreml eingeführten Praktiken nunmehr 
Mich in Eurer Organisation die Oberhand gewinnen“. 


Dio KPJ war durch solche Appelle freilich nicht zu beeindrucken. Die titoistische 
Borokratie war an weltrevolutionären Bestrebungen ebensowenig interessiert wie an 
einer Kooperation mit der 4. Internationale - und sie machte das auch deutlich. Im 
Jänner 1951 erklärten Edvard Kardelji (in der Nationalversammlung) und Tito 

openüber einem westlichen Korrespondenten) unisono, daß sich die Trotzkisten in 
der Praxis im Schlepptau der sowjetischen Außenpolitik befänden und daß sie nur mit 
Worten die sowjetische Bürokratie bekämpften. 


Dio Antwort war ein neuerlicher Brief des IS an die KPJ, den die IKÖ Anfang 1951 
veröllontlichte.?'? Darin stellte das IS fest, daß der Kampf der Trotzkisten nicht erst 
vom Juni 1948 datiere - und sie wären die einzigen in der internationalen 
Aıbeiterbewegung, die Jugoslawien konsequent gegen die Verleumdungen des Kreml 


W singedeutschte Schreibweise von Vlahovic 

WW ‚iliert nach: An die Leitung und an die Mitglieder der KPJ, Spartakist Nr.52/53, 
H mr/Miäirz 1950 

N itiert nach: ebd. 

m Irklärung des IS der IV. Internationale: An die KPJ (Jänner 1951), Spartakist Nr.62-64, 
Um -März 1951 
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verteidigten. Das nicht zu anzuerkennen, bedeute Gedächtnisschwäche u 

Unkenntnis. f 
„Was Ihr als unsere sogenannte Kapitulation in der Praxis vor 
sowjetischen Bürokratie bezeichnet habt, das ist in Wirklichkeit unsere Li 
der bedingungslosen Unterstützung aller Kämpfe der proletarischen 
kolonialen Massen gegen ihren Klassenfeind, selbst wenn diese Käm 
augenblicklich von den Stalinisten geführt und vom Kreml ausgenützt werd 
auf dieser Linie lehnen wir aber auch sehr kategorisch Eure gegenwärti 
Auffassung über den Kampf gegen diese Bürokratie ab, die in 
Unterstützung von anderern ‘demokratischen Kräften’ als der des Proletari 
und der kolonialen Massen besteht. Wir bekämpfen den Stalinismus innerh 
der Arbeiterbewegung mit den Kräften des Proletariats und 
Kolonialmassen und wir vertrauen diese Aufgabe niemals dem Imperialis 
und seinen reformistischen Agenten an. (...) Ihr sucht neue Verbündete bei d 
‘demokratischen Kräften’ (...) und bei der verfaulten Sozialdemokratie, die q 
konterrevolutionären Kräfte unterstützt, jene selben Kräfte, die d 
Restauration des Kapitalismus in Eurem Lande wieder herbeiführen wollen.“ 


In der Stunde der Gefahr, wenn Jugoslawien vom Kremi angegriffen oder von d 
Imperialisten in die Enge gedrängt würde, würden „Eure neuen ‘Freunde’ durch i 
vollständige Passivität gegenüber dem Verlust Eurer Revolution ihren wahren We 
zeigen“. Die Trotzkisten hingegen würden kommen, um mit der Waffe in der Ha 
die vom Kremi oder dem Imperialismus bedrohten Eroberungen der jugoslawisc 
Revolution zu verteidigen. 


Neben den deutlichen Distanzierungen der KPJ vom Trotzkismus waren es nun d 
jugoslawischen Zugeständnisse an den Westen - insbesondere die jugoslawis 
Unterstützung für den Imperialismus im Koreakrieg - die dem IS die Ausrichtung a 
den Titoismus zunehmend erschwerte. Dadurch, daß in den Stellungnahmen der 4 
Internationale zu Jugoslawien nun stärker kritische Töne auftauchten, wurde dadure 
in dieser Frage das Verhältnis zur IKÖ tendenziell entspannt. Da aber das IS trot 
allem weiter große Hoffnungen auf die jugoslawischen Revolution und die KPJ setzt 
und auch weiterhin Brigaden nach Jugoslawien schickte, die beim Wiederaufbau d 
Landes halfen, und da die IKÖ-Mehrheit auch bei ihrem Standpunkt blieb, war 
von einer Lösung der Differenzen allerdings weiterhin weit entfernt 


Demgegenüber hatte sich die IKÖ (0) spätestens seit 1950 auch in der Frage d 
Titoismus als Unterstützerin des IS in Österreich zu profilieren gesucht. Im Som 
1950 veröffentliche die IKÖ (O) intern einen Beitrag“'”, der kritisierte, daß die IKÖ 
Leitung bei der Veröffentlichung einer Resolution des 8. Plenums des IEK ei 
eigene Vorbemerkung vorausgeschickt habe und daß darin ihr verstärkt 
Sektierertum zu Ausdruck komme - besonders in der jugoslawischen Frage: 


„Hier steht die IKÖ-Leitung auf dem bereits bekannten Standpunkt, daß sie 
in Jugoslawien die Titobürokratie an der Macht befindet, die die werktätig 
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Massen genauso unterdrückt wie die Stalinbürokratie in der SU. Daher gibt 
die IKÖ-Leitung, im Gegensatz zur Internationale, zum IS, die Losung zum 
Sturz des Titoregimes, allerdings gleichzeitig mit der Losung der Verteidigung 
Jugoslawiens gegen den Kreml im Namen des Selbstbestimmungsrechtes des 
jugoslawischen Volkes. Besonders kritisiert die ‘Vorbemerkung’ den Mangel 
an jeglicher Kritik am “Titoismus’, an den stalinistischen Methoden der 
Titobürokratie den Massen gegenüber. Hier steht, meint die IKÖ-Leitung, 
‘das IS bereits mit beiden Füßen auf dem Boden des Titoismus’! Schließlich 
ruft sie aus: “Wir werden nicht ruhig zusehen, wenn das IS den Trotzkismus in 
Titoismus verwandelt’.“ 
Weiter unten faßte die IKÖ (O) die eigene Sichtweise zusammen: 
„Also: unter dem Druck der Massenbewegung, welchen Druck am 
bewußtesten die Führung der KPJ widerspiegelte, wandelte sich die KPJ aus 
einer stalinistischen, stalinisierten Partei wieder in eine proletarische, 
kommunistische Partei um. Das ist die Tatsache, die alles spätere - und alles 
heutige erklärt. Es war (und ist) noch keine Partei, die in allen Fragen schon 
den Klassenstandpunkt, den internationalistischen Standpunkt bezogen hat. 
Aber ihre Umwandlung ging immerhin soweit, daß sie die jugoslawische 
Revolution zum Siege zu führen imstande war, daß sie den bereits während 
des Bürger- und Befreiungskrieges keimhaft vorhandenen Bruch mit der 
Kremibürokratie zum völligen Bruch entwickeln konnte - und seither 
gewaltige Schritte nach vorwärts gemacht hat und noch weitere machen 
wird.“ 
Dio Umwandlung einer stalinistischen Partei in eine kommunistische (mit Schwächen) 
sel zwar eine Ausnahmeerscheinung, etwas ähnliches passiere aber gerade in China. 
Damit ging die IKÖ (O) sogar weiter als das IS - zumindest wird die KPJ in der 
Ronvlution des 3. Weltkongresses der 4. Internationale vom September 1951 
lediglich als zentristische Partei charakterisiert. Außerdem schätzte die Resolution 
den Weltkongresses ein, daß die KPJ seit 1951 unter dem Druck des Imperialismus 
sunohmend einen Kurs mit „opportunistischen Abweichungen“ verfolge. Und 
während die IKÖ (O) weitere gewaltige Schritte nach vorwärts erwartete, fügte der 
Woltkongreß hinzu: „Ohne radikale Änderung des Kräfteverhältnisses der Klassen im 
Internationalen Masstab wird sich diese Tendenz vertiefen.“?'* Man kann hier also 
fisi den Eindruck bekommen, daß die IKÖ (O) versuchte, päpstlicher zu sein als der 
Papst - obwohl die politische Anpassung des IS an den Titoismus 1951 gegenüber 
1049/50 eben schon etwas zurückgegangen war. Jedenfalls setzte die IKÖ (O) in 
Iwori Kritik an der IKÖ-Mehrheit hinzu: 


„Ein Wort zur Frage der nach Meinung der IKÖ-Leitung fehlenden 
revolutionären Kritik an der KPJ. Die IKÖ-Leitung muß verstehen, daß es 


ii m jugoslawische Revolution und die IV. Internationale, Resolution des 3. 
Welikongresses, September 1951, in: Mitteilungsblatt der Opposition der IKÖ Nr.14, März 
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hier, gerade hier, gilt, jedes ultimative Verhalten zu vermeiden. Die Kritik 
der KPJ wird unserer Ansicht nach am besten - von der KPJ selbst geübt.“ 


Es gehe darum, Kritik nicht in einer doktrinären, sondern in einer fördernden We 
zu üben. Diese Herangehensweise der Internationale zeige bei der KPJ auch scha 
positive Resultate. Und: 


„Wir haben volles Vertrauen in die jugoslawische Revolution, auf d 
jugoslawischen Massen, in die Evolution der KPJ, ihrer Führung, 
Evolution, die noch nicht beendet ist. Dieses Vertrauen muß auch die I 
fassen. Wir machen uns von der jugoslawischen Revolution 
schönfärberisches Bild, wir sehen sie mit allen ihren Schwächen 
Widersprüchen. Aber wir sind gewiß: unser Wirken, das Wirken der 
Internationale wird mithelfen, sie zu überwinden. 


Ein sektiererisches, ultimatives Verhalten der jugoslawischen Revolutig 
gegenüber kann nur bewirken, daß wir ihre volle Evolution hehindern, läh 

Deshalb rufen wir der IKÖ, ihrer Leitung zu: Macht Schluß mit den abstre 
sektiererischen Denken, macht Schluß mit dem Ultimatismus, erkennt d$ 
Unhaltbarkeit eurer Position in der jugoslawischen Frage!" 


Im November 1950 - die Haltung Jugoslawiens zum Koreakrieg war mittlerweil 
offensichtlich geworden - war auch die IKÖ (O) schon etwas vorsichtiger. Man sei 
„immer der Meinung“ gewesen, 


„daß es ohne Widersprüche und Schwankungen der KPJ nicht abgehen wird 
Wichtig ist nur, daß wir unsere revolutionäre Kritik an der Politik der KPJ a 
eine brüderliche Art üben, daß wir dabei nicht vergessen, daß wir nach 
vor Jugoslawien als einen Arbeiterstaat einschätzen, nach wie vor die 
nicht als eine verbürokratisierte Partei ansehen! Es kommt darauf an, gerad 
heute, in der kritischten Etappe für Jugoslawien, den jugoslawische 
Kommunisten mit revolutionärer Kritik zu helfen, aber dabei an ihrer Seite zZ 
stehen!“?'° 


Die IKÖ-Mehrheit hielt weiter an ihrer grundsätzlich anderen Einschätzung de 
Titoismus fest - und brachte das auf ihrer 3. Konferenz in der Resolution D 
jugoslawische Revolution und die IV. Internationale”? zum Ausdruck: 


„Der militärische und politische Zusammenbruch der eigenen Bourgeoisie ung 
der imperialistischen Besatzungsmacht, das Vorhandensein einer breite 
kampfgewillten Massenbewegung, in der die Arbeiterklasse eine führend 
Rolle spielte, die Existenz der SU als bedeutenster antiimperialistis 
Machtfaktor, das Fehlen der unmittelbaren Kontrolle des Kremls über d 
jugoslawische Partisanenbewegung und deren Führung, der jugoslawische 
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2 Die jugoslawische Revolution und die IV. Internationale, Resolution der 3. Konferenz. d 
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KP, alle diese Bediungungen zusammen ermöglichten den Sieg der 
jugoslawischen Revolution über die jugoslawische Bourgeosie. Unter dem 
Druck der revolutionären Massenbewegung beseitigte die KP Jugoslawiens 
den kapitalistischen Staat und errichtete in mehreren Etappen einen 
bürokratisch beherrschten, deformierten Arbeiterstaat.“ 


Abgesehen davon, daß die Arbeiterklasse in der titoistischen Partisanenbewegung 
waider sozial noch politisch eine führende Rolle spielte und daß der titoistische 


Ninatsapparat sehrwohl bürgerlichen Charakter hatte 


218 kam die IKÖ - im Gegensatz 


mim IS - also zu dem meines Erachtens richtigen Ergebnis, daß es sich beim 
tloistischen Jugoslawien um einen bürokratisch deformierten Arbeiterstaat handelte. 


laut IKÖ?' führe die „Deformierung durch die Titobürokratie“ dazu, daß der 
„Arbeiterstaat in Jugoslawien (...), ähnlich wie die SU, sehr weit von der marxistisch- 
leninistischen Konzeption eines solchen entfernt“ sei: „Die ‘proletarische 
Demokratie’, das ‘Mitbestimmungsrecht der Massen’ existieren nur auf dem Papier 
ador werden von der herrschenden Bürokratie nur in beschränktem Maße gewährt, 
nicht um die Massen für die Ausübung der Macht zu erziehen, sondern um sie zu 
beruhigen.“ Die Charakterisierung der KPJ und ihrer Führung durch das IS könne 


Auch 


„zu der Ansicht führen, daß die Interessen der jugoslawischen Revolution und 
der KPJ, die unter Führung der Titobürokratie steht, identisch sind. Die 
Interessen der jugoslawischen Revolution lagen und liegen den Tito & Co. nur 
insofern am Herzen, solange sie mit ihren jugoslawisch-nationalen, 
bürokratischen Interessen gleichliefen und gleichlaufen. (..) Der 
‘prinzipienlose Charakter der Politik’ und die “Unterschätzung der 
internationalen Arbeiterbewegung’”” durch den Titoismus sind eben der 
Ausdruck anderer Interessen als der der jugoslawischen Revolution. Sie sind 
der Ausdruck klassenfremder, bürokratischer, jugoslawisch-nationaler 
Interessen, die der Weltrevolution und damit letzten Endes auch der 
jugoslawischen Revolution feindlich gegenüberstehen.“ 


nach dem Bruch mit Stalin wäre die Titobürokratie „auf ihrer 


Nallonalkommunistischen Grundlinie“ verblieben, da die internationale Revolution für 
glo ein „zu großes Risiko“ dargestellt hätte. Stattdessen wäre die Politik der Titoisten 
In letzter Zeit immer rechter geworden, die KPJ stehe „bereits im Lager der 
'!Demokratie’, d.h. im Lager der Imperialisten“. Die Fortschritte, die die Titoisten 


nior 


dem Druck der Massen gemacht hätten, würden sie für ihre 


Antlonalökonomischen Interessen über Bord werfen. 


M aiche dazu: Miodrag Jovanovic / Christina Stojanovic / Eric Wegner: Stalinismus und 
iyistische Staatstheorie, in: Marxismus Nr.2, Dezember 1994 
TR jugoslawische Revolution und die IV. Internationale, Resolution der 3. Konferenz der 
IKÖ, Juli 1951, in: Interne Mitteilungen Nr.31, Juli 1951 
/Mutc aus der Resolution des 9. Plenums des IEK zu Jugoslawien; Diese Formulierungen 
pu Resolution, dic den Entwurf für den Weltkongreß darstellte, finden sich in der vom 
eliköngreß beschlossenen Fassung wieder - siehe: Die jugoslawische Revolution und die IV. 
Non Resolution des 3. Weltkongresses der IV. Internationale, September 1951, in: 
Mltoilungsblatt der Opposition der IKÖ Nr.14, März 1952 
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„Die wesentlichsten und charakteristischesten Merkmale des Titoismus 's 
daher: 


a) Er ist der politische Ausdruck einer verbürokratisierten Schichte, die 
einer unter besonderen Bedingungen siegreich gebliebenen Revolution 
einem zurückgebliebenen Lande wurzelt; 


b) seine Grundlinie ist der jugoslawische Nationalkommunismus; 
c) er beherrscht die KPJ und den jugoslawischen Arbeiterstaat, 


d) er beutet die Errungenschaften der jugoslawischen Revolution für sol 
bürokratischen Interessen aus; 


e) er isoliert die jugoslawische Revolution von der Weltrevolution, und 
dadurch zu einem Hindernis für deren Weiterentwicklung geworden; 


N) er steht der Weltarbeiterklasse und der Weltrevolution feindilg 
gegenüber. (...) 


Die IV. Internationale darf niemals die Rolle der Titobürokratie gegenübg 
den Massen verschweigen, genau so wenig wie sie die Rolle Mao Tse Tui 
gegenüber den chinesischen Massen vor der Weltarbeiterklasse verschweig 
darf. Die IV. Internationale darf innerhalb der Arbeiterklasse kei 
Augenblick die Illusion verbreiten, daß es sich bei Tito und seiner Clique w 
Leute handelt, die, wenn sie noch einige Erfahrungen sammeln werden, sic 
zu proletarischen Revolutionären, zu Trotzkisten entwickeln werden.“ 


Die Aufgabe, den jugoslawischen Massen zu helfen, „anstelle der Titodiktatur d 
proletarische Demokratie zu errichten“, müsse einer eventuell möglic 
Zusammenarbeit mit der KPJ übergeordnet werden: „Der IV. Internationale darf 
nicht um die Sympathien der Titobürokratie, sondern um die Sympathien d 
jugoslawischen Massen gehen.“ Dabei müßten bei Aufgaben, die sich aus d 
Notwendigkeit der Unterstützung der jugoslawischen Revolution ergeben, d 
jeweilige Situation der Sektionen berücksichtigt werden. Die IKÖ werde sich deshall 
- angesichts der Illegalität und der Konzentration auf die Arbeit in SP wn 
Gewerkschaften - „in erster Linie auf die propagandistische Aufklärung über d 
jugoslawische Revolution in den Reihen der fortschrittlichen Arbeiter beschrän 
müssen.“ 


In einer Resolution zum allgemeinen Kurs der 4. Internationale?! fügte die 


Konferenz der IKÖ hinzu, daß die Thesen des 9. Plenums den Sektionen in d 
Glacisländern und in Ländern wie China und Indochina eine Position empfehlen, „d 
auf eine Linksopposition der Stalinpartei hinausläuft. Es besteht die Gefahr, daß j 
Politik fortgesetzt wird, die die IV. Internationale vorübergehend zu eine! 
politischen Anhängsel des Titoismus herabgedrückt hat.“ 


In den nächsten drei Jahren, bis zur Wiedervereinigung von IKÖ und IKÖ (O) 19 
sollte sich die Situation zur Frage des Titoismus dann langsam entspannen. Einerselfi 


21 Resolution zu den „Thesen über die internationalen Perspektiven und den Kurs q 
Bewegung der IV. Internationale“, beschlossen von der 3. Konferenz der IKÖ, Juli 1951, 
Interne Mitteilungen Nr.31, Juli 1951 
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verstärkten - wie gesagt - sich angesichts der Politik der KPJ auch beim IS kritische 
Anpekte gegenüber dem Titoismus. Andererseits war auch die IKÖ, da sie einen 
Bruch mit der 4. Internationale vermeiden wollte und sich deshalb eben auf ein 
eincutes Zusammengehen mit der IKÖ (O) orientierte, an einer Entschärfung der 
Dilferenzen interessiert. Zwischen 1951 und 1954 druckten sowohl die IKÖ (O) als 
Mich die IKÖ die verschiedenen Dokumente des IS zum Stalinismus ab. Eine 
kontroversielle Auseinandersetzung fand kaum mehr statt. In der vom 
Kountaktkomitee zwischen IKÖ und IKÖ (O) erarbeiteten Resolution”, in der man 
einerseits einen ökonomischen Aufschwung in den stalinistischen Staaten und 
Andererseits eine Vertiefung der Krise des Stalinismus konstatierte, einigte man sich 
schließlich auf folgende knappe Formulierung, durch die man die Kontroversen de 
ficto ausklammerte: „Diese Regimes sind, wie im Falle der UdSSR, ein entarteter 
Arbeiterstaat oder wie im Falle Chinas und der europäischen Glacisländer 
burokratisch entstellte Arbeiterstaaten. Hiezu ist auch Jugoslawien zu zählen, dessen 
endgültige Haltung heute noch offen ist“ 


In der Einschätzung der Ereignisse in der DDR im Juni 1953 waren sich IS und IKÖ 
bereits einig gewesen. Man unterstützte die aufständischen Arbeiter gegen die 
klnlinistische Repression. Auch wenn die proimperialistischen Propagandisten 
vorsuchen würden, die Proteste auszunützen, und trotz der Verleumdungen von 
seiten des Kreml handle es sich beim Arbeiteraufstand in Ostdeutschland um „die 
bedeutenste revolutionäre Aktion des deutschen Proletariats seit 1923“. 


Die Bewegung hätte einerseits für die Reduzierung der Arbeitsnormen und für 
Proissenkungen bei den Grundnahrungsmitteln?”* und andererseits „gegen die 
politische Expropriation der Arbeiterklasse” gekämpft. Bei den 
Arbeiterdemonstrationen seien gegenüber der Bürokratie Rufe wie Wir sind die 
wahren Kommunisten, nicht ihr! laut geworden. Durch die spätere Einmischung von 
einigen Gruppe von Reaktionären aus dem Westen sei der proletarisch- 
anlikapitalistische Charakter der Bewegung zwar verfälscht, nicht aber verändert 
worden. 


lloser erste Versuch einer politischen Revolution in den Glacisländern hätte nichts 

emein mit der angeblichen Sympathie dieser Arbeiter für das kapitalistische Regime 
h Bonn.??° Dementsprechend sei die deutsche Bourgeoisie über die Streikbewegung 
wohl erschrocken gewesen, da sie „im vornhinein deren explosiven Charakter und die 
(lolhhr, daß sie sich über die Demarkationslinie hinaus ausdehnen könnte“, erkannt 
habo Ihre Angst sei so groß gewesen, „daß sie sofort jede Demonstration oder 


W Die internationale Situation und ihre Perspektiven, vorgelegt vom Kontaktkomitee der 
In IKÖ (0), 3. April 1954 

„er Arbeiteraufstand in Ostberlin, Broschüre der IKÖ, 1953 

H ahd 
m krklärung des IS der IV. Internationale über die Ereignisse in Ostdeutschland und die 
vgenwärtige allgemeine Lage in den europäischen „Volksdemokratien“ und in der SU, 
horraxe Nr.77, Juli 1953 
"hd 
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öffentliche Versammlung in Westberlin verboten.“”?” Jedenfalls stünde - so das 18 
in den stalinistischen Ländern die politische Revolution auf der Tagesordnung, 


7. „Wiederaufbau“, Streikbewegungen und Staatsvertrag 


Die Auseinandersetzung mit der Restauration des Kapitalismus in Österreich stell 
für die IKÖ eine wichtige Aufgabe dar. Bereits bei der Gründungskonferen] 
Anfang Dezember 1946 wurde in der Resolution Die Lage und unsere Aufgaben“ 
auf diese Frage eingegangen: Der österreichische Kapitalismus sei „unter direkte 
Protektion der Siegerimperialisten wie Stalins wiederaufgerichtet“ worden. 


„Der würgende Besatzungsdruck, die noch halb daniederliegend 
Produktion, die aber den Kapitalisten bereits ansehnliche Profite abwi 
Schieber- und Spekulantentum, das frech ausräubert, die Bourgeoisie def 
Einzelländer, die Wien abriegelt, ein satt-freches Großbauerntum, das d 
Städte aushungert, - und all dem gegenüber eine ausgemergel 
abgerackerte und hungernde Arbeiterklasse, die trotz 
SP/Stalinpartei/Gewerkschaftsbürokratie immer wieder zum Kampf ansetzt 
an ihrer Seite die halbverhungerten armen Mittelschichten in Stadt und 


ru 


Land: dieses Bild bietet Österreich eineinhalb Jahre nach der ‘Befreiung’. 


Die Lage sei dadurch charakterisiert, daß sich die Bourgeoisie aufgrund de 
Massenstimmung weiterhin gezwungen sche, die Sozialdemokratie (und aufgrund 
der sowjetischen Besatzungsmacht auch die KPÖ) in der Regierung zu dulden, 
Dennoch habe die Konsolidierung der Bourgeoisie Fortschritte gemacht. was sich 
einerseits in der Konsolidierung des Staatsapparates zeige und andererseits darin, 
mit welcher Schamlosigkeit sie gegen die Massen vorgehe. 


„Das Proletariat, welches die Hauptlast an Hunger und Elend trägt“, sel 

kampfbereit, SPÖ und KPÖ seien aber nicht bereit, den Kampfwillen tatsächlich 

zum Kampf gegen die Bourgeoisie zu führen. Beide Parteien hätten - „so wie die, 
SP 1918“ - den Kapitalisten erneut „in den Sattel geholfen. Beide haben die, 
Arbeiter in den kapitalistischen ‘Wiederaufbau’ eingespannt.“ Die Unzufriedenheit 

der Massen komme - aufgrund des Fehlens der revolutionären Partei - abery 
trotzdem weiterhin der SPÖ zugute. 


Im September 1947 ging die IKÖ dann unter dem Titel Die Kapitalisten sanieren 
sich auf Kosten der Arbeiter! ausführlich auf das Lohn-Preis-Abkommen von 1947 | 
ein.” Nachdem vorgerechnet wurde, daß Lohnerhöhungen von 36 Prozent mit | 


f 


\ 
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8 Die Lage und unsere Aufgaben (einstimmig angenommene Resolution der 1. Konferenz 
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29 Die Kapitalisten sanieren sich auf Kosten der Arbeiter!, Spartakist Nr.23, September 
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Preiserhöhungen für Grundnahrungsmittel und öffentliche Tarife um 80 bis 100 
Prozent einhergingen, wurde resümiert, daß das Lohn-Preis-Abkommen „viel 
tlohtiger ein Lohnraub- und Preiserhöhungsabkommen genannt werden“ müsse. 


In der arbeiterfeindlichen Unterstützung des Abkommens durch die SPÖ, die 
dauernd mit dem demokratischen Sozialismus hausieren gehe, finde sich weder 
Mwas von Sozialismus noch etwas von den Demokratie - da sie ihre Haltung 
keinem Entscheid ihrer Basis in den Betrieben unterzogen hätte. Die SPÖ erweise 
bioh als Lakai der Bourgeoisie, ihre Praxis laufe „darauf hinaus, von den Massen zu 
Yerlungen, sie mögen noch mehr arbeiten und noch mehr ‘opfern’ im Interesse des 
IWiederaufbaus’, der in Wirklichkeit der Wiederaufbau des Kapitalismus ist.“ 


Nuchdem die KPÖ „in den letzten zwei Jahren bedenkenlos die wichtigsten 
Interessen der österreichischen Arbeiterklasse preisgegeben“ und den Wiederaufbau 
Wiorstützt habe, wende sie sich heute gegen das Lohn-Preis-Abkommen - 
Allerdings einzig und allein deshalb, weil die Sowjetbürokratie mit dem anglo- 
kincrikanischen Imperialismus in Konflikt geraten sei. Gleichzeitig beteuere der 
Malinistische Nationalrat Franz „Honner, daß ‘die Arbeiter sich noch nie geweigert 
huben, Entbehrungen und Opfer für die Sache des Wiederaufbaus auf sich zu 
nehmen. ’“ 


„Und das ist der entscheidende Punkt. Die Stalinpartei ist nämlich bereit, für 
den kapitalistischen Wiederaufbau die größten Opfer - der Arbeiter zu 
bringen, wenn die österreichische Bourgeoisie ihre Außenpolitik zugunsten 
einer der Sowjetbürokratie genehmen Linie ändert. Der ganze ‘Protest’ der 
Stalinpartei gegen das Lohn-Preisabkommen ist eine platonische 
Angelegenheit, durch und durch unernst und verlogen. Sie spielt 
‘Opposition’ und bleibt in der Regierung; sie stimmt gegen das Lohn- und 
Preisabkommen und läßt es bei dieser Geste bewenden. Gleich der SP steht 
sic auf der Linie der Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie, auch wenn diese 
Zusammenarbeit durch außenpolitische Komplikationen jetzt gestört ist.“ 


Die IKÖ kam zu der Schlußfolgerung, daß sich die Arbeiter gegen einen 
noucrlichen Lohnraub wappnen müssen - und sie gab dazu folgende Stoßrichtungen 
aus, die von den IKÖ-Mitgliedern und -Sympathisanten dann auch in den 
Betrieben unter den Kollegen argumentiert wurden: 1. Gewerkschafts- und SP- 
Führer müßten für jede Vorgangsweise die Zustimmung der gewählten Vertreter 
dor Betriebsarbeiterschaft, der Betriebsräte, einholen. Die Gewerkschaften müßten 


IM Wie weit die KPÖ in ihrer patriotischen Begeisterung für den kapitalistischen 
Wiederuufbau ging, wird beispielsweise dadurch illustriert, daß die Volksstimme vom 
1.1 1946 sich darüber freute, daß in Wien bereits wieder über 450 Ballveranstaltungen 
»altgelunden hätten, und bedauerte, daß „die rauschenden Luxusfeste, der Opernball und 
ivi Hall der Stadt Wien noch gefehlt haben“ - und das in einer Zeit der Unterernährung der 
Aibeiterkinder, von Arbeitsniederlegungen angesichts der Emährungslage und weiterer 
Haabsetzungen der Lebensmittelrationen. 
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demokratisiert werden. 2. Für eine gleitende Lohnskala! 3. Kontrolle 
Unternehmergewinne, der offiziellen wie der inoffiziellen, Kontrolle 
Kapitalprofits durch die Betriebsräte! 4. Arbeiterkontrolle der Produktion 
Verteilung! 5. Solange das kapitalistische System unangetastet bleibt, hätte d 
Bourgeoisie die Möglichkeit, „sich das, was sie mit der einen Ha 
gezwungenermaßen geben muß, mit der anderen wieder zu nehmen“. Deshall 
stecke hinter jeder Lohnfrage letztlich die Machtfrage. 


Gegen die Behauptung der SPÖ, daß ein scharfer Kampf gegen die Kapitalis 
unter den Bedingungen des Besatzungsregimes nicht geführt werden könne w 
den Wiederaufbau stören würde, argumentierte die IKÖ: 


„In England, in Frankreich gibt es keine Besetzung und dennoch steht 
diesen Ländern die Arbeiterklasse vor der gleichen Aufgabe wie 
Österreich: der Verteidigung ihres Lebensstandards gegen 
kapitalistischen Raubangriffe. Lohn- und Preisregelung auf Kosten d 
Kapitalisten! Dafür kämpfen die Sektionen der Vierten Internationale 
England, in Frankreich, dafür müssen wir Internationalen Kommunist 
auch in Österreich kämpfen.“ 


Zehn Monate später kam die IKÖ erneut auf die Frage zurück.”°' Angesichts d 

Propaganda vom „gemeinsamen Wiederaufbau der geliebten Heimat“ wären v 

Arbeiter anfänglich bereit gewesen, ohne Lohn die Maschinen aus dem S 

auszugraben. 
„Aber das änderte sich bald. Die Arbeiter machten je länger desto schne 
die Erfahrung, daß sie nicht ihre Fabriken und ihren Staat, wie es ihnen 
und Stalinpartei immer wieder einredeten, aufbauten, sondern die Fabrik 
und den Staat der Kapitalisten, daß, während sie mit 1000 Kalorien im 
und einem Bettel als Lohn am ‘Wiederaufbau’ schufteten, die Kapitali 
und besonders die Groß- und Mittelbauern fette Profite einheimsten.“ 


Auf der 2. Konferenz der IKÖ vom Februar 1949 zog man in einer 31-seit 
Resolution, die eine ausführliche ökonomische Untersuchung beinhaltete”, d 
unter anderem Bilanz über den „Wiederaufbau“ zwischen 1945 und 1949, 
1946 sei es zu einer relativen Konsolidierung des österreichischen Kapitali 
gekommen. Diese Entwicklung hätte drei Eckpunkte gehabt: ersteng 
„Währungsreform“ von Ende 1947, die zu einem Anstieg der Produktion gefi 
habe; zweitens die Lohn-Preis-Pakte, die die Löhne niedrig gehalten und da 
größere Profite ermöglicht hätten, und drittens der Marshall-Plan, der 
organisierter Weise die Konsolidierung des österreichischen Kapitalismus förg 


und zum Abschluß bringen soll“: 


BI Gegen den „zweiten Markt“ - für die Arbeiterkontrolle!, Spartakist Nr.34, Juli 1948 
#2 Die Lage und ihre Perspektiven (Resolution der zweiten Konferenz der IKÖ, 
Februar 1949), Spatakist Nr.42, März 1949 


„Das Ziel der Marshall’hilfe’ ist (...) einerseits die völlige Restauration und 
Erstarkung des österreichischen Kapitalismus, andererseits die Herstellung 
der Kontrolle der USA über Österreich, die Verwirklichung der direkten 
Abhängigkeit Österreichs vom USA-Kapitalismus.“ 


Zur Durchsetzung ihres Zieles der „freien Wirtschaft“, der Beseitigung von lästigen 
behördlichen Kontrollen etc., hätten die Kapitalisten den offiziellen Markt immer 
Mohr entblößt und den Hauptteil der Produktion auf den schwarzen oder grauen 
Markt - mit dem Preisniveau des Weltmarktes - orientiert, um dort die wesentlichen 
Profite zu erzielen. Die Bourgeoisie sei mit ihrer Strategie erfolgreich gewesen, 
donn der offizielle Markt sei so zerstört und die Bewirtschaftung auf 
entscheidenden Gebieten zerträmmert worden. Anstelle der Bewirtschaftung sei die 
Bildung von Monopolen und Kartellen, besonders von Preiskartellen, getreten. 
Auch „das jüngst erfolgte fast völlige Wegfallen der bisherigen 
Außenhandelskontrolle“ und die gefeierte Wiedereröffnung der Wiener Börse 
Kollien Erfolge für den Abschluß der Restauration des österreichischen 
Kapitalismus dar. Die „Verstaatlichung der fünf Großbanken, zu welcher sich die 
Kupitalistenklasse nach 1945 bequemen mußte“ ändere nicht das geringste an der 
kapitalistischen Funktion der Großbanken. 


Trotzdem bleibe der österreichische Kapitalismus weiterhin „eines der schwächsten 
Ölleder der kapitalistischen Kette“: „Die Disproportionen in der Industrie, 
Verschärft durch den Krieg und die Nachkriegsentwicklung, das Zurückbleiben der 
Wohnischen Entwicklung der Landwirtschaft, die Demontagen und 
Berchlagnahmen verstärken die grundlegende Schwäche des österreichischen 
Kapitalismus.“ Die Bourgeoisie habe vor, diese Probleme „auf Kosten der breiten 
Munscn, vor allem des Proletariats“ zu lösen. 


Auf politischer Ebene hätte gleichzeitig die „Wiederaufrichtung des 
(nlistischen Staatsapparates“ stattgefunden, Polizei und Gendarmerie seien 
leder fest in der Hand der Bourgeoisie und verläßliche Werkzeuge zur 
terdrückung der Massen“. Die staatliche Bürokratie befinde sich wieder unter 
trolle von erzreaktionären Kräften”, besonders der CVler. Der Justizapparat 
praktisch unverändert geblieben und zeige „immer schamloser seinen 
Ialistischen Klassencharakter (Sabotage der Prozesse gegen große Nazi, gegen 
Ischieber usw.)“. 


Wie stark der Staatsapparat - trotz zeitweiligem stalinistischen Innenminister - von 
un Kräften und besonders die Universitäten von Nazis durchsetzt waren, zeigt folgende 
enheit: Bei einer Wahlversammlung in der Wiener Universität im November 1946 
mon Rechtsextremisten offen gegen die Nürnberger Prozesse Stellung, drohen einem 
luxchisten: “Schade, daß sie dich nicht im KZ umgebracht haben!“ und werfen ihn 
ilichend aus dem Fenster. Daraufhin stürmen Arbeiter aus Floridsdorf die Universität 
besetzen die Rampe. Jetzt greifen Polizei und alliierte Militärpolizei ein - und gehen 
insam gegen die antifaschistischen Arbeiter vor. 
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In den folgenden Jahren ging die IKÖ immer wieder in verschiedenen Artikeln 
internen Dokumenten auf die Fragen des Wiederaufbaus und der Stabilisierung 
Kapitalismus ein - auch und besonders in Zusammenhang mit den weiteren Lob 
Preis-Pakten. Da sich sowohl die Einschätzung als auch die Argumentations 
weitgehend mit den angeführten deckten, soll hier nicht genauer da 
eingegangen werden. 


Die katastrophale Lebenssituation, besonders die Ernährungslage, des Großteils d 
Arbeiterklasse in den Jahren nach 1945 führte zu einer Reihe kleiner Streiks: 
Druckereiarbeitern, von Straßenbahnern, von den Arbeitern der Saurerwerke 
Wien, von den Bergleuten des steirischen Erzberges, von Arbeitern d 
Möbelfabriken Zinterhof, ASKO und Pilar-Neumann, von den Beschäftigten d 
Schuhfabriken Eterna und Eldorado, von Arbeitern der Simmeri 
Waggonfabrik, von den Beschäftigten der chemischen Betriebe von Wien 
Landstraße, von Arbeitern der Steyrer-Werke, der Linzer Eisen- und Stahlwe 
und der Schiffswerfien AG, von 72 niederösterreichischen Betrieben 
„Kalorienstreik“, von Arbeitern der Papierindustrie, von den Hutmachern etc. D 
ÖGB-Führung setzte diesen Streik und den zahlreichen Demonstrationen 
Kundgebungen folgende Parolen entgegen: „Geduld bewahren!“ und „M 
willkürlichen Streiks und regellosen Demonstrationen kann man kel 
wirtschaftlichen Probleme lösen!“ 


Allerdings gerieten die ÖGB-Spitzen auch immer wieder unter Druck d 
Arbeiterschaft in den Betrieben. Das war beispielsweise beim Streik d 
Schuharbeiter im Frühjahr 1948 der Fall. Dieser Ausstand, der vostig Märg 
bis Anfang Mai dauerte und an dem sich knapp 1000 Arbeiter und über 2700 
Arbeiterinnen beteiligten, war eine der - nach dem Oktoberstreik 1950 
bedeutendsten Streikbewegungen in der Zeit der alliierten Besatzung.” Da 
zentrale Ziel des Streiks war die Anerkennung des Kollektivvertrages und 
besonders der 44-Stunden-Woche durch die Unternehmer, die bishe 
Verhandlungen schlicht verweigert hatten. Die Bewegung, in der anfänglich © 
zentrales Streikkomitee, das mit den Belegschaftsvertretern der einzelnen Betrieb 
besetzt war, eine führende Rolle spielte, wurde letztendlich von der ÖGB-Führu 
unter Kontrolle gebracht - nachdem man schon zuvor eine Ausweitung des Streik; 
auf andere Teile der Arbeiterklasse behindert und hintertrieben hatte. Das Ergeb 
war ein Kompromiß, der allerdings den Unternehmern deutlich mehr entgegenkam 
als den Arbeitern. wohl auch die KPÖ-Gewerkschaftler, die die Fachgruppe def 
Schuharbeiter dominierten, das magere Verhandlungsergebnis mittrugen, fand sie 
auf der Vollversammlung der Streikenden nach heftigen Diskussionen nur ei 
knappe Mehrheit für den Abbruch des Streiks. 


2 Diese Aussagen stammen von der Vorständekonferenz des ÖGB vom Oktober 194 
(siehe Wiener Zeitung vom 17. Oktober 1946) 

33 siehe auch den ausführlichen Beitrag von Paul Roth zum Schuharbeiterstreik in « 
nächsten Nummer von Marxismus. 
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Für die österreichischen Trotzkisten war der Schuharbeiterstreik insofern von 
beronderer Bedeutung, als die IKÖ in dieser Bewegung keine unwesentliche Rolle 
fplolic. Da sie sich in der Illegalität befand, konnte sie nicht offen als Organisation 
Ayloren: Sie verfügte aber über zwei Betriebsräte in Schuhfabriken, über die sie auf 
do Bewegung Einfluß nehmen konnte. Dabei handelte es sich um die Genossen 
Bikora (i-Name von Franz Holba), der Betriebsrat bei Bally, der neben Eterna 
töllten Schuhfabrik, war, und Klement (i-Name), der bei der kleineren 

huhfabrik Eldorado arbeitete und dort sogar die Funktion des 
Beiricbsratsobmanns ausübte. 


Dio Belegschaft von Eldorado war besonders kämpferisch und hatte sich schon vor 
dom Schuharbeitersireik wiederholt an Streiks und Protesten beteiligt. Klement war 
Als Vertreter der Eldorado-Arbeiter Mitglied der zentralen Streikleitung und hat 
dori eine wichtige und vorwärtstreibende Rolle gespielt. Daß die von ihm, von 
Mlkora und anderen vertretene politische Linie in der Bewegung erhebliche 
Rolevanz hatte, zeigte insbesondere das von der zentralen Streikleitung 
horuusgegebene, an die Arbeiterschaft gerichtete Flugblatt. Darin wurde eine 
klusscnkämpferische und arbeitersolidarische Ausrichtung vertreten und auf 
jegliche reformistisch-patriotische Phrasen und Beteuerungen über den 
Wiederaufbau Österreichs verzichtet. ?° 
Auf regelmäßigen Sitzungen der IKÖ-Leitung mit Klement und Sikora wurde die 
Interventionslinie festgelegt. IKÖ-Mitglieder in anderen Betrieben organisierten 
Molidaritätsaktionen und -sammlungen. Und im Spartakist wurde wie folgt 
argumentiert: 
„Wie der Verlauf der letzten Vollversammlung zeigte, steht der größte Teil 
der Schuharbeiter sowohl der SP- als auch der Stalinbürokratie kritisch 
gegenüber. Fast alle Debattenredner brachten zum Ausdruck, daß der Kampf 
der Schuharbeiter ein Kampf gegen die Kapitalisten sei, daß ihre 
Forderungen nur auf Kosten der Kapitalistenklasse durchgesetzt werden 
können und daß dies nur dann möglich sei, wenn sich die Arbeiter zum 
gemeinsamen antikapitalistischen Kampf zusammenschließen. (...) 


Der Streik der Schuharbeiter hat bei einem großen Teil der Arbeiter 
Sympathie gefunden und viele von ihnen zu Solidaritätskundgebungen 
veranlaßt. Die Arbeiter fühlen instiktiv, daß ihnen die Schuharbeiter 
vorausgegangen sind auf jenem Weg, den sie selbst gehen, auf dem sie 
weiter kämpfen müssen, wenn sie sich der kapitalistischen Rauboffensive 
erwehren wollen. Es ist dies der Weg des außerparlamentarischen 
Klassenkampfes gegen die Bourgeoisie.“ 

Revolutionäre Propaganda unter den heutigen Bedingungen bedeute den Kampf für 

jene Forderungen, für die die Arbeiter bereit seien zu kämpfen, zu verbinden mit 

dem Kampf für den revolutionären Sturz der Bourgeoisie. Eine Steigerung des 
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Kampfes der Schuharbeiter sei „nur möglich mit Hilfe der revolutionäre 
Klassenpartei“. Ohne eine solche Partei könnten die Arbeiter bestenfalls und unte 
größten Opfern Teilerfolge erringen: 


„Auf die Dauer können sie aber ihre Erfolge nicht behaupten. das wird d 
wichtigste Erfahrung aus dem Streik der Schuharbeiter für 
fortgeschrittensten Arbeiter werden: Ohne revolutionäre Klassenparteh 
können die Arbeiter, die Massen keine entscheidenden Siege über did 
Bourgeoisie erringen.“ 
Der Schuharbeiterstreik müsse geschlossen und konsequent weitergeführt werden, 
Da nur die Unterstützung der übrigen Arbeiterschaft zum Erfolg führen könne, 
müsse es den Schuharbeitern mit Hilfe der übrigen Arbeiterschaft gelingen, „vont 
ÖGB die Erweiterung des Kampfes zu erzwingen.“ Um dieses Ziel zu erreichen, 
waren die Kräfte der Trotzkisten, die ja als solche nicht einmal öffentlich i 
Erscheinung treten konnten, dann doch zu schwach. Die reformistischen Kräfte d 
Arbeiterbewegung (SPÖ, KPÖ, ÖGB-Führung) hatten daran kein Interesse, 
gewannen letztlich die Oberhand und führten die Bewegung zu dem erwähnten, fit 
die Arbeiter mageren Kompromiß. 


Die Lebensbedingungen der Arbeiterklasse verbesserten sich in 
darauffolgenden Zeit kaum, was schließlich in Folge des 4. Lohn-Preis-Paktes i 
September und Oktober 1950 zur größten proletarischen Protestbewegung d 
zweiten Republik führte, zum sogenannten Oktoberstreik, bei dem es sic 
anfänglich um eine breite und spontane Streikbewegung von etwa 250.000 
Arbeitern handelte - unter dem Motto: Bis der Preistreiberpakt fällt!, Unter den 
Druck von Regierung, Polizei und Gewerkschaftsführung und durch die zögerlich 
und beschwichtigende Haltung der KPÖ, die in ihrem Österreich-Patriotismus und 
in der Angst der sowjetischen Besatzungsmacht vor Produktionsausfällen in den 
USIA-Betrieben begründet war, wurde der Streik von der KPÖ-dominierton 
Streikführung „ausgesetzt“. Anfang Oktober versuchte die KPÖ dann, aus 
parteitaktischen Gründen, um ihren Einfluß in Arbeiterschaft und ÖGB zu 
vergrößeren, den eben abgewürgten Streik unter ihrer Kontrolle noch einmal zu 
beginnen. Nun war aber die Luft draußen, es beteiligte sich nur mehr die Hälfte de 
Streikenden - vor allem in der sowjetischen Zone -, vor allem aber war es d 
Regierung, dem Staat, den SPÖ- und ÖGB-Spitzen durch diese Atempa 
gelungen, das Heft wieder in die Hand und die sozialdemokratischen Betriebsri 
unter Kontrolle zu bringen und durch eine massive hysterische Hetzkampagne da 
Streik als „kommunistischen Putschversuch“ zu diskreditieren. Nachden 
anfängliche Pläne, Truppen der westlichen Besatzungsmächte gegen 
Streikbewegung einzusetzen, nicht verwirklicht wurden, wurden neben der Poliz 
auch Schlägertrupps der ÖGB-Führung gegen die Streikenden in die Schlachi 
geworfen, die schließlich mit einem Sieg von Bourgeoisie und Sozialdemokrati 
und mit entsprechendem antikommunistischen Triumphgeheul endete. 


Die Trotzkisten spielten in dieser Bewegung kaum eine Rolle. Die IKÖ war im 
Herbst 1950 noch von der Spaltung Ende 1949 geschwächt und gezeichnet. 
Aufgrund der Illegalität konnte man erneut nicht offen als Organisation in 
Airscheinung treten. Die Genossen beteiligten sich je nach betrieblicher Situation an 
don Streiks und versuchten dort auch, politisch Einfluß zu nehmen. Dworak trat 
Auch auf einer Konferenz der SP-Betriebsräte für einen gemeinsamen Generalstreik 
von SP- und KP-Arbeitern ein. Politische Grundlinien zur Streikbewegung wurden 
von den Leitungen von IKÖ und IKÖ (O) vorgegeben, es existierte aber keine 
systematische kampagnehafte Intervention. Davon - wie im Schuharbeiterstreik - 
einen realen Faktor in der Bewegung darzustellen, waren sowohl IKÖ als auch IKÖ 
(O) aufgrund der Größe der Gruppen und auch aufgrund der Beschränkung auf 
Wien weit entfernt. 
Dio Einschätzung des Oktoberstreiks durch die IKÖ und ihre politische Linie dazu 
Itd sich allerdings entlang einiger Dokumente rekonstruieren. Im November 1950 
wog man im Spartakist Bilanz”: Die „reformistische Bürokratie, die eine der 
Hauptstützen des europäischen Imperialismus ist“ hätte die Theorie entwickelt, daß 
dor uußerparlamentarische Kampf überholt sei. Die Streikbewegung gegen das 4. 
Lohn-Preis-Abkommien hätte diese Theorie gründlich wiederlegt. Vor allem „in der 
Provinz“, mit dem Zentrum in Linz und Steyr, sei „eine spontane Bewegung in der 
Üotricbsarbeiterschaft, die diesen Pakt ablehnte und in den Streik trat“ enstanden. 
In Wien und Niederösterreich hingegen hätte die Bewegung anderen Charakter 
gohabt: 
„Auch hier lehnte die überwiegende Mehrheit der Arbeiter in den Betrieben 
den Pakt spontan ab. Aber der Protest dagegen drückte sich nicht so wie in 
Linz und Steyr in einem geschlossenen Streik aus. Denn hier stand der 
Kampf unter der Führung der Stalinisten und die SP-Arbeiter schlossen sich 
nur zögernd und nur zum Teil dem Streik an. Ein Teil der SP-Arbeiterschaft 
streikte sogar nur unter dem Druck der Stalinisten.“ 


Angesichts dessen „hatten die Helmer, Böhm & Co. verhältnismäßig leichtes Spiel. 
Nic hatten wertvolle Zeit gewonnen, um den Partei- und Gewerkschaftsapparat 
nninufen zu lassen.“ Inzwischen hätte auch die Bewegung in der Provinz ihren 
Höhepunkt überschritten und begonnen unter dem Druck von Staats- und SP- 
Apparat abzubröckeln. In der russischen Zone hätten die Stalinisten die Bewegung 
durch „terroristische Aktionen“ diskreditiert und schließlich zum Rückzug 
yeblascn. Dem am 4. Oktober wiederbeginnenden Streik hätte der spontane 
Uhnrakter der Vorwoche gefehlt, in der Provinz hätten nur mehr die Steyrwerke 
yontrcikt. „Das stalinistische Kommando konnte die spontane Bewegung nicht 
erncizen, im Gegenteil, je mehr es in den Vordergrund trat, desto mehr hat es dazu 
heigetragen, die Masse der zum Kampf bereiten SP-Arbeiter zurückzustoßen.“ Die 
spontane Bewegung in den wesentlichsten Betrieben hätte sich nicht lange halten 


N Nach dem 4. Lohn-Preispakt, Spartakist Nr.59-61, September-November 1950 
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können, weil „sie keine ihre wirklichen Interessen vertretende Führung fand“ 
deshalb dem vereinten Druck von SP/Gewerkschaftsbürokratie und Bourgeois 
unterliegen mußte. 
„Die SP-Führung begnügte sich in der letzten Streikbewegung nicht m 
ihrer gewohnten Rolle als Bremser. Sie stellte sich offen gegen den Kamg 
und sie war dabei aktiver als die Bourgeoisie, die sich im Hintergrund hielt. 


+ 


Das Hauptargument der Helmer, Böhm & Co. war: ‘Es geht nicht um 
höheren Lohn, es geht um die Volksdemokratie.’” und dort, wo dieseg] 
Argument nicht mehr ausreichte, griffen sie zur Drohung mit def. 
Entlassung und zu organisierten Terrorbanden. Und so erreichten die 
Helmer und Böhm ihr Ziel: Der Kampf gegen den 4. Raubpakt ist 
zusammengebrochen, die Koalitionspolitik kann fortgesetzt werden. (...) 


Die SP hat sich als ‘staatserhaltende Partei” bewährt und wurde dafür von) 
der in- und ausländischen Bourgeoisie gelobt. Und dieses Lob hat sie‘ 
verdient. Sie hat als Lakei des Imperialismus wirklich ganze Arbeit 
geleistet, nicht nur in den letzten Wochen, sondern schon seit Jahren. (...) 


Alle ‘Linken’ in der Führung der SP, diese linken Phrasendrescher, die 

Czernetz, Hillegeist & Co. haben sich in den kritischen Wochen fest an die 

Rechten angeschlossen. Um sich ein Alibi zu schaffen, schrien sie am 

lautesten gegen die Streikenden. Kein einziger von ihnen, die in Worten j 
gegen die ‘Koalitionsgesinnung', für ‘den verschärften Kampf gegen die 

Bourgeoisie in- und außerhalb des Parlaments’ aufgetreten sind, traute sich 

an die sozialistischen Betriebsarbeiter zu appellieren und sie zum Kampf 
gegen Bourgeoisie und Volksdemokratie aufzurufen. Und die 

kampfgewillten SP-Arbeiter warteten auf einen solchen Appell. 


Als wirklich linke SPler erwiesen sich eine Reihe von Betriebsräten und ein 
Teil der SJ. Sie lehnten den 4. Lohn-Preispakt ab und stellten sich, 
besonders in der Provinz, an die Spitze der spontanen Bewegung und traten | 
offen in der Partei dafür ein, daß die SP die Führung in diesem Kampfe 
gegen den neuen Raubpakt der Bourgeoisie übernehme. Für diese ehrlichen 
Kämpfer, die eine arge Enttäuschung erlitten, besteht die große Gefahr, daß ` 
sie sich entweder enttäuscht zurückziehen oder auch zum Teil dem 
Stalinismus in die Arme laufen.“ 
Was die Stalinisten betreffe, so hätte „nur die Angst vor der Volksdemokratie“ 
große Teile der Arbeiter bewogen, nicht zu streiken. Denn die Masse der Arbeiter 
habe die Erfahrung gemacht, „daß es den Stalinbürokraten nicht um die Interessen 
der Arbeiter, sondern um die Ausnützung ihrer Kampfkraft geht. Die stalinistische 
Praxis hat dazu geführt, daß die Mehrheit der Arbeiter alles, was von der 
Stalinparteikommit, von vornherein ablehnt.“ 


Die Taktik der KPÖ in der Bewegung sei ebenso schlecht wie ihre Grundlinie | 
gewesen: „Anstatt den Kampf in erster Linie gegen die Bourgeoisie auszurichten, - 
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hatte sie ihr Hauptfeuer gegen die SP-Führung gerichtet.“ Dabei würden sich die 
Forderungen der KPÖ von der der SPÖ „nur durch die Lizitationshöhe“ 
unterscheiden. Darüber, daß sie die Volksdemokratie aufrichten wolle, 


„schweigt sie ängstlich, ja sie bezeichnet es als eine gemeine Lüge der SP- 
Führung. Für was kämpft also die Stalinpartei? Gegen den Lohn-Preispakt, 
für die Verdoppelung der im Pakt vorgesehenen Erhöhung der 
Nominallöhne? Gegen die Preissteigerungen? Im Kampf für diese 
Forderungen läßt sie die Illusion offen, daß diese Forderungen innerhalb des 
Kapitalismus, ohne grundlegende Änderung der Machtverhältnisse erfüllbar 
sind. Sie ist nicht imstande, die Tagesforderungen der Massen mit ihren 
politischen zu verbinden, denn ihre wahren politischen Ziele scheinen den 
Massen nicht erstrebenswert.“ 
In der letzten Phase der Streikbewegung hätten sich deutliche Züge stalinistischen 
Abenteurertums gezeigt. Als deutlich geworden sei, daß der am 3. Oktober erneut 
nusgerufene Streik „eine rein stalinistische Angelegenheit war“, „wurde dem 
Ntreikwillen der Arbeiter dadurch ‘nachgeholfen’, daß man sie zum Streik zwang, 
nic gewaltsam aus den Betrieben herausholte oder sie am Betreten der Betriebe 
hinderte, alles unter der Deckung der russischen Besatzungsmacht.“ 


Schließlich ging die IKÖ davon aus, daß es in Zukunft „zu ähnlichen Ereignissen, 
wie beim 4, Lohn-Preispakt‘“ kommen werde, und zog zu diesem Zweck Bilanz 
über die eigene Ausrichtung: 
„Dieser Streik war eine spontane Bewegung der fortgeschrittensten 
Betriebsarbeiter, wir waren verpflichtet, daran teilzunehmen, 
selbstverständliich bei Aufrechterhaltung unserer Kritik an SP, 
Gewerkschafts- und Stalinführung. Es war richtig, wenn wir dafür 
eingetreten sind, daß die SP- und Gewerkschaftsführung unter dem Druck 
der SP-Arbeiter gezwungen werden soll, mit der ÖVP zu brechen und die 
Führung des Kampfes zu übernehmen. Es war richtig, wenn wir die 
bürokratischen, undemokratischen Methoden der Böhm & Co. bekämpft und 
gleichzeitig die Arbeiter vor denselben Methoden der Fürnberg, Fischer & 
Co. gewarnt haben. Wir haben die SP-Arbeiter vor der volksdemokratischen 
Gefahr gewarnt, die besonders dann groß wird, wenn die Stalinisten eine 
reale Massenbasis haben, die sie ausnützen können. Wir sind für die 
Demokratie innerhalb der Arbeiterbewegung aufgetreten, wir waren gegen 
den Terror der SP- und der Stalinführung, der sich gegen die Arbeiter 
richtete. Wir waren für geheime Abstimmungen bei Streikbeschlüssen. Wir 
waren vor allem dafür, daß sich der Kampf in erster Linie gegen die 
Bourgeoisie und ihre Raubpläne richten muß. All das war richtig und wenn 
nicht schon diesmal, so werden die besten Arbeiter bei den kommenden 
Kämpfen, durch ihre eigenen Erfahrungen bereichert, uns recht geben 
müssen. Und das ist das Hauptprodukt unseres Kampfes, wenn es uns 


gelingt, den besten, fortgeschrittensten Arbeitern ein Stück weiter ` 
helfen.“ 


Neben vielen treffenden Einschätzungen und richtigen Stoßrichtungen findet sich 
hier auch sehr explizit eine Gleichsetzung der von SPÖ und KPÖ im Streik 
angewandten bürokratischen Methoden, eine Gleichsetzung, die m.E. trotz 
formaler Identität nicht legtitim ist, da diese Methoden einmal von vehementen 
Feinden des Streiks und einmal von - wenn auch halbherzigen usw. - Unterstützern 
des Streiks angewendet worden waren. 


Weiter unten argumentierte die IKÖ dann, daß der Streik nicht durch die von den 
Stalinisten organisierten Betriebsrätekonferenz zu einer rein stalinistischen 
Angelegenheit geworden sei, „sondern dadurch, daß die spontane Bewegung vor 
allem in der Provinz unter dem Druck und dem Terror von ÖGB-Führung und 
Koalitionsregierung in den nächsten Tagen zusammengebrochen ist“. Bis dahin sel 
es richtig gewesen, für die Fortsetzung des Streiks einzutreten. Dannach sei es 
notwendig gewesen, die Niederlage zu erkennen und für einen geordneten Rückzug 
einzutreten. 


Die Erfahrungen der Streikbewegung hätten auch gezeigt, daß „eine Einheitsfront 
von SP und Stalinpartei“ in der gegenwärtigen Lage unmöglich sei. 
Nichtsdestotrotz müsse die Propaganda für eine solche Einheitsfront fortgesetzt 
werden. Da die SPÖ die Gewerkschaften und die verstaatlichten Betriebe und die 
KPÖ die USIA-Betriebe als ihre Domänen betrachten und die Arbeiter immer mehr 
bevormunden, sei es mehr denn je nötig für „breiteste Demokratie innerhalb der 
Arbeiterbewegung“ einzutreten. Die „SP-Bürokraten im ÖGB“, die die mit den 
Unternehmern „ausgepackelten Ergebnisse“ des Lohn-Preispaktes keiner 
demokratischen Abstimmung der Belegschaftsvertreter unterzogen hätten, hätten 
beispielsweise 
„nicht das geringste Recht, stalinistische oder SP-Arbeiter zu verfolgen, weil 
sie streikten, wenn der Streik in einer demokratischen Abstimmung mit 
Mehrheit beschlossen wurde. Im Gegenteil, sie wären verpflichtet, den 
Streikenden Streikunterstützung auszuzahlen, denn auch über die 
Verwendung der Gewerkschaftsgelder haben die Arbeiter und nicht die 
Bürokraten zu entscheiden.“ 


Ebenfalls wichtig sei die Verteidigung von bürgerlich-demokratischen Rechten, 
Das Streikrecht werde von der SP-Führung mit Füßen getreten. Helmer sei ein 
würdiger Nachfolger Noskes, denn auch er hätte die kapitalistische Exekutive 
gegen Streikende eingesetzt: So seien die Steyrer Arbeiter unter Polizeidruck 
gezwungen worden, die Arbeit wieder aufzunehmen. Zur Verteidigung der 
demokratischen Rechte gehöre auch der Abzug der Besatzungtruppen - auch der 
sowjetischen, denn auch diese wären keine Hilfe für die österreichische 
Arbeiterklasse. 


Aufgabe der IKÖ in der nächsten Phase sei es, „die proletarische Vorhut“ unter 
Anderem von der Notwendigkeit des Kampfes für die gleitende Lohnskala und der 
Produktionskontrolle zu überzeugen. Diese Forderungen könnten nur durch den 
außerparlamentarischen Klassenkampf gegen die Bourgeoisie verwirklicht werden. 
„Huuernd gesichert können sie nur durch den Sturz der kapitalistischen Herrschaft 
und durch die Errichtung einer sozialistischen Planwirtschaft werden.“ Dazu 
wicderum sei eben eine neue Klassenpartei notwendig, deren Aufbau die zentrale 
Aufgabe der IKÖ sei. 
Im Juli 1951, sieben Monate später, ging die IKÖ dann auf ihrer 3. Konferenz noch 
einmal auf den Oktoberstreik ein. Dabei wurde im wesentlichen die Linie der 
obigen Streik-Bilanz im Spartakist bestätigt. Im Bericht an die Konferenz?” heißt 
on: 
„Im Oktober 1950 kam es anlässlich des 4. Lohn- und Preisabkommens zu 
einer grossen spontanen Bewegung der Arbeiterklasse, die ihre Ursache in 
der Unzufriedenheit der Arbeiterschaflt mit den steigenden 
Lebenshaltungskosten hatte. In der ersten Phase, als die Arbeiterschaft 
spontan den Kampf zur Behauptung ihres Reallohnes gegen die Bourgeoisie 
richtete, unterstützten wir die Bewegung, das war zweifellos richtig. In der 
zweiten Phase, als der Grossteil der Arbeiterschaft nicht mehr mitmachte, 
als nur mehr die “Usia’-Betriebe streikten, als klar erkenntlich wurde, dass 
der Kampf ausschliesslich den volksdemokratischen Zielen der Stalinpartei 
dienen und dafür ausgenützt werden sollte, distanzierten wir uns, da wir in 
der Volksdemokratie nicht die Lösung des sozialen Problems finden, 
sondern in ihr ein grösseres Hindernis zum revolutionären Fortschritt 
erblicken, als in der heutigen bürgerlichen Demokratie.“ 


In dieser Passage kommt die Tendenz zur Anpassung an das politische Bewußtsein 
dor SP-Arbeiterschaft noch deutlicher zum Ausdruck als im Spartakist-Artikel. 
Hier wird es doch ziemlich explizit als erwiesen betrachtet, daß es den Stalinisten 
Im Oktober 1950 um die Errichtung einer Volksdemokratie in Ostösterreich 
gegangen sei. Da die Außenpolitik der Kremibürokratie in dieser Phase aber 
vermutlich eine solche massive Konfrontation mit dem Imperialismus nicht 
einzugehen vorhatte, dürfte die IKÖ hier doch etwas der sozialdemokratischen 
Propagandawalze auf den Leim gegangen sein. 


Im Konferenz-Papier zur Lage und den Perspektiven?” wurden im Abschnitt zu 
don Aufgaben der IKÖ die Schlußfolgerungen für die Zukunft hinzugefügt: 


„Wenn es in der nächsten Zukunft zu ähnlichen Kämpfen, wie im Oktober 
1950 kommt, so müssen wir die dabei gemachten Erfahrungen auswerten. 
Spontane und solche Kämpfe, die der SP-Führung aufgezwungen werden, 
unterstützen wir, bei Aufrechterhaltung unserer Kritik an der Führung und 
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unserer Propaganda für Übergangslosungen. Isolier, nur von d 
Stalinpartei geführte Kämpfe unterstützen wir nicht. Wir müssen es abe 
immer verstehen, unser jeweiliges Verhalten unserer Umgebung in de 
Betrieben und Gewerkschaften zu erklären, verständlich zu machen, den 
nur dann werden wir das Vertrauen der Arbeiter erhalten.“ i 


Da es zu ähnlichen Kämpfen wie im Oktober 1950 nicht mehr kommen sollte, wa 
die IKÖ in den kommenden Jahren gezwungen, sich weitgehend auf den 
tagläglichen Klassenkleinkrieg in den Betrieben zu beschränken. Da sie in etlichen 
Betrieben über Betriebsräte und in einigen sogar über Betriebsratsobmänner? 
verfügte, konnte sie dort - und in manchen Fällen auch in Teilgewerkschaften - 
nicht unerheblichen politischen Einfluß ausüben. Megewende besonders auf einer 
Konferenz der sozialistischen Betriebsratsobmänner von Wien und 
Niederösterreich am 28. Juni 1954 deutlich. 


Trotz des langsamen Wirtschaftsaufschwungs Anfang der 50er Jahre, von dem nun 
auch die Arbeiter etwas profitierten, war es im Frühjahr 1954 zu 10-prozentigen 
Preissteigerungen gekommen, mit denen die Löhne nicht mitgehalten hatten. In der 
Folge war es zu Unzufriedenheit in der Arbeiterschaft und in einigen Betrieben zu 
Warnstreiks gekommen. In Betriebsversammlungen und Resolutionen waren von 
der Gewerkschaftsführung ernste Kampfmaßnahmen gefordert worden. Am 21. 
Juni hatte dann in Salzburg ein Generalstreik, der von einer Demonstration von 
15.000 Arbeitern begleitet war, stattgefunden und auch in anderen Orten außerhalb 
Wiens war es zu Protestkundgebungen gekommen. 


Die Arbeiterzeitung schwieg die Salzburger Ereignisse tot, um nicht durch eine 
Berichterstattung zur Nachahmung anzuregen. Generell versuchte die SPÖ- 
Führung die Unruhe zu bremsen - auch weil sie mit der ÖVP gerade in 
Verhandlungen um einige Gesetzesänderungen (Rentenreform, Wohnbaugesetz ...) 
stand, die nicht gestört werden sollten: „Obwohl das Abbremsen von Bewegungen 
in den Massen zur wichtigsten politischen Aktivität der SP-Bürokraten zählt, so 
hatten sie diesmal noch einen ganz besonderen Grund dazu. Sie standen in den’ 
letzten Wochen mitten in einer wichtigen Packelei mit der ÖVP.“ 


Um der in vielen Betrieben angesichts der Reallohnverluste aufgestellten Forderung 
nach einer Betriebsrätekonferenz den Wind aus den Segeln zu nehmen und bei der 

Gelegenheit über die angeblichen Erfolge bei den Verhandlungen berichten zu 

können, wurde für 28 Juni eine Konferenz der sozialistischen 

Betriebsratsobmänner (also einer relativ ausgewählten Funktionärsgruppe) von 

Wien und Niederösterreich festgesetzt. 


Doch aus der geplanten Jubelkonferenz wurde nichts. Der Vorsitzende Böhm ' 
erteilte zwar sofort - ohne, wie üblich, über die Tagesordnung abstimmen zu lassen 
- Franz Olah das Wort. Dieser verbreiterte sich über den „Verhandlungserfolg‘“ und 
streifte die die Betriebsräte am meisten interessierende Frage der Preiserhöhungen 
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Mir am Rande. Als erster Debattenredner meldete sich jedoch Ferdinand 
Dworak“, seines Zeichens Betriebsratsobmann bei Hübner & Mayer, und 
vorlungte entschlossene Maßnahmen gegen die Preistreiberei. Er stellte den - aus 
laktischen Gründen relativ bescheidenen - Antrag, am 2. Juli einen landesweiten 
einstündigen Warnstreik durchzuführen. Damit hatte er den anderen Betriebsräten 
das Stichwort gegeben, um ihrer Unzufriedenheit mit der Führung freien Lauf zu 
lamcn. Fast alle Debattenredner, darunter einige weitere IKÖ-Mitglieder, 
unterstützten den Antrag, kritisierten gleichzeitig (teilweise mit ziemlich heftigen 
Ausdrücken) die am Podium und in den ersten Reihen sitzenden Führer der SP- 
(lowerkschafisfraktion - und wurden dabei durch tosenden Beifall der Konferenz 
mierstützt. 


Kin Betriebsrat von Siemens- 
Kchuckert, der - entsprechend LEGITIMATIONSKARTE 


der bürokratischen 
Konferenzregie - vorschlug, dem 
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Namen Olah seinen Bericht “Name: .D wo r a k Ferdinand 
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Konferenz ausgebuht. Damit war + ‚bei der Firma: 
der von der Bürokratie geplante 
Höhepunkt der Konferenz vom 
Tisch. Weitere Redner 
unterstützten Dworak und ir Vertretung 85. Arbeitspersonen, 
whlicßlich wurden der Antrag 
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solorliige Abstimmung von 
ldworaks Antrag angenommen. 
ie  SP-Gewerkschaftsführung 
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biirokratische Kniffe. Böhm 
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ÖGB solle ermächtigt werden, 
die Rücknahme der 


MI im Spartakist ist nur von „einem Metallarbeiter“ die Rede, da man aufgrund der 
INegalität Dworak nicht als Trotzkisten nennen konnte. 
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Preiserhöhungen zu verlangen und gegebenenfalls „gewerkschaftliche Maßnah 
zu ergreifen“. Der Zweck, mit unverbindlichen Phrasen den Antrag über kor 
Kampfmaßnahmen zu einem festgesetzten Termin zu unterlaufen, wurde jedog 
von der Konferenz durchschaut und etliche Betriebsräte riefen Olah zu, er so 
einen konkreten Termin nennen. Das wies Olah zurück, da dadurch œi 
Handlungsfreiheit der Führung beeinträchtigt werde. 


Böhm ließ dann (unter heftigem Protest eines großen Teils dd 
Konferenzteilnehmer) den Antrag Olahs zuerst abstimmen - und zwar durd 
Händeheben. Obwohl klar sichtlich eine deutliche Mehrheit gegen den Antra 
Olahs stimmte, erklärte ihn Böhm für angenommen. Erst als die Konferenz diesef 
Betrug nicht akzeptierte, bestimmte er - nachdem er cinen Vorschlag & 

Abstimmung durch Stimmzettel zurückwies - einige der zur Bürokratie loyale 
Funktionäre als Stimmenzähler. Das von diesen „festgestellte“ und von eine 
großen Teil der Anwesenden angezweifelte „Ergebnis“ der Abstimmung lautete I 
der Folge 420 Stimmen für und 380 gegen den Antrag Olahs. Böhm weigerte sich 
nun über den Antrag Dworaks abzustimmen, und erklärte, daß mit der Annahmef 
des ersten Antrags der zweite automatisch abgelehnt sei. Böhm schloß d 
Konferenz. und verließ, von zornigen Protestrufen verfolgt, fluchtartig das Podium. 1 


Obwohl die Intervention Dworaks und der anderen IKÖler letztlich mit eine 
Niederlage geendet hatte, hatte die ÖGB-Führung seit 1945 nicht so große! 
Probleme gehabt, die Unzufriedenheit auf einer Konferenz unter Kontrolle zu, 
halten. Abgesehen davon, daß durch diese Ereignisse das Prestige Dworaks und 
anderer in ihren Betrieben und bei einem Teil der Betriebsräte sicherlich gestiegen 
ist, zeigte diese Konferenz auch, daß 1954 selbst bei SP-Betriebsratsobmännern 
noch ein gewisses Potential für eine klassenkämpferische Politik vorhanden war, 
Insgesamt schätzte die IKÖ 1954 ein, daß die unter dem direkten Druck der 
Arbeiter stehenden SP-Betriebsräte „zu den fortschrittlichsten Funktionären in der 
SP“? gehören. Das werde im Falle der Zuspitzung der gesellschaftlichen Situation 

von Bedeutung sein. 


Zu dieser erwarteten Zuspitzung sollte es allerdings nicht kommen. Stattdessen 
wurde die Stabilisierung des österreichischen Kapitalismus Mitte der 50er Jahre 
vorerst abgeschlossen. Auf politischer Ebene wurde das durch den Staatsvertrag, 
der zwischen den Siegermächten des Krieges und der österreichischen Regierung ` 
abgeschlossen wurde, vollzogen. Da es sich bei diesem Staatsvertrag um eine 
wichtige politische Frage der Besatzungszeit handelte, wollen wir zum Abschluß 
dieses Kapitels einen Blick auf die Haltung der IKÖ dazu werfen. 


Bereits Anfang 1947 beschäftigte sich der Spartakist in einem Titelartikel”” mit 
der Frage des Staatsvertrages und untersuchte dabei eingangs die Ziele der 
handelnden Mächte: Den von den USA geführten Imperialisten gehe es darum, 


24 
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Österreich zu einem „Ausfalltore gegen die Sowjetunion zu machen“. Dazu müsse 
Österreich ein kapitalistischer Staat sein - und dieser „Wille der imperialistischen 
Banditen“ werde im Staatsvertrag seinen Ausdruck finden. Der sowjetischen 
Wirokratie gehe es angesichts der schweren Zerstörungen in der Sowjetunion 
einerseits um Reparationszahlungen der besiegten Länder und andererseits um 
„Richerheit vor imperialistischen Überfällen“. Da die Sowjetbürokratie nicht bereit 
bei, revolutionäre Methoden anzuwenden, versuche sie sich mit den Imperialisten 
nu verständigen, weshalb der Staatsvertrag ein Kompromiß sein werde. 


„Die Sowjetunion war einer der Urheber des durch und durch verlogenen 
Programms der “Wiederherstellung eines unabhängigen Österreichs’, das 
sich als das Programm der Ausplünderung und Vergewaltigung Österreichs 
konkretisierte. Die Sowjetunion regelt ihre Beziehungen zu diesem Land 
nicht im Geiste des proletarischen Internationalismus, nicht als Vorkämpfer 
des demokratischen Selbstbestimmungsrechts. Sie tritt als militärischer 
Sieger und zwar so plump und derb auf, daß demgegenüber sogar das 
Verhalten der Imperialisten als ‘demokratisch’ erscheint.“ 


Dic österreichische Bourgeoisie befände sich in einer sehr geschwächten Lage und 
könne nur versuchen, sich den Imperialisten so teuer wie möglich zu verkaufen. 
Das wesentlichste Zugeständnis, das sie erhalten würden, bestehe in der Erlaubnis, 
„dic Kosten ihrer ‘Rettung’ durch die Imperialisten auf das Proletariat 
ubzuwälzen“. Der SPÖ gehe es vor allem um fette Pfründe im Staat, sie erweise 
sich - „selbstgefällig mit ihren Beziehungen zum ‘demokratischen Sozialismus des 
Westens’ renommierend“ - als „Verbindungsglied zwischen österreichischer 
Bourgeoisie und anglo-amerikanischem Finanzkapital“. „Mit *blutendem Herzen’, 
mit vielen Seufzern“ werde die SPÖ dafür sorgen, daß das Proletariat die Zeche 
uhle. Die KPÖ, die letztlich ebenfalls den Staatsvertrag unterzeichnen werde, 
ngicre als Handlanger der Sowjetbürokratie und hänge sich, „ungeachtet aller 
lußtritte, die sie bekommt, krampfhaft an die Rockschösse der Bourgeoisie, um 
diese in die russische Front herüberzuziehen“. 
„SP und Stalinpartei überschlagen sich in Patriotismus, die einen 
“staatsmännisch’ zurechtgemacht, die anderen als Clown grell rotweißrot 
geschminkt. Was ist der wahre Inhalt ihres ‘Patriotismus’? Sie haben der 
österreichischen Bourgeoisie geholfen, ihre wackelige Herrschaft zu 
festigen; sie helfen ihr nun bei der internationalen Versklavung des 
österreichischen Volkes.“ 
Beim Staatsvertrag handle es sich um „eine Neuauflage des imperialistischen 
/wangsvertrages von Staint Germain“. Das Verbot des Anschlusses an 
Deutschland bedeute die Vorenthaltung des Selbstbestimmungsrechtes. Dazu 
kimen verschiedene wirtschaftliche und politische Vertragsbedingungen und die 
vorgesehenen Reparationszahlungen. Während Nationalstaaten an sich schon ein 
Hindernis für den menschlichen Fortschritt darstellen würden, sei die Existenz des 
Österreichischen Kleinstaates „ein vollendeter Anachronismus“: „Der 
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‘Staatsvertrag’, der diese Existenz garantieren soll, ist ein wichtiger Beitrag % 
Balkanisierung Europas im Interesse seiner imperialistischen Beherrschung.“ Da 
Proletariat dürfe ihm deshalb nicht zustimmen 


Die IKÖ stellte dem ein sozialistisches, planwirtschaftliches, vom revolutionä 
Proletariat geführles geeintes Europa gegenüber und forderte „den sofortigen 
bedingungslosen Abzug aller fremden Truppen“ und damit das wirklic 
Selbstbestimmungsrecht für die österreichische Bevölkerung. Das sei nur durch d 
internationale Solidarität der Arbeiterklasse möglich. Das Österreichisch 
Proletariat müsse dabei 


„in erster Linie gegen die Österreichische Bourgeoisie kämpfen. Es muß 
deren Absicht, Österreich in eine imperialistische Finanzkolonie’* und 
damit zum Ausfalltor künftiger Angriffe gegen die Sowjetunion zu machen, 
vereiteln. Es darf ihr nicht folgen bei ihren Versuchen, sich an der Politik 
der Ausräuberung und Niederhaltung Deutschlands zu beteiligen. Der 
‘Staatsvertrag’ bildet einen wichtigen Bestandteil dieser Politik. Wehe dem‘ 
österreichischen Proletariat, wenn es vergisst, daß der deutsche 
Imperialismus, um Österreich zum Opfer seiner Agression zu machen; 
zuerst das deutsche Proletariat niederwerfen mußte! Die österreichische 
Arbeiterklasse darf die elende Diffamierung des deutschen Proletariats nicht 
mitmachen, sondern muß ihm gegenüber die Pflichten der internationalen: 
proletarischen Solidarität erfüllen. 


Der ‘Staatsvertrag’ ist ein imperialistisches Abkommen zum Zweck der 
Unterdrückung der eigenen wie fremden Völker. Er kann vielleicht der‘ 
österreichischen Bourgeoisie wieder etwas auf die Beine helfen; für das 
Proletariat ist er ein Programm des Hungers, der Entbehrungen, der 
fortschreitenden Verelendung, der Rechtlosmachung auf viele Jahre hinaus.“ ` 


Diese Einschätzung, die in der ökonomischen und politischen Situation von 1947 
nicht gänzlich absurd und zumindest erklärlich war, sollte sich schließlich als 
falsch herausstellen. Der Staatsvertrag sollte, auf Grundlage des kapitalistischen | 
Booms, die politische Voraussetzung für den relativ erfolgreichen Weg des | 
österreichischen Kapitalismus zwischen den Blöcken darstellen, von dessen Tisch 
auch für die österreichische Arbeiterklasse relativ große Brocken abfielen. In ihren 
späteren Ausführungen zum Staatsvertrag sollte die IKÖ ihre grundsätzliche Kritik 
zwar aufrechterhalten, die Nuancen sollten sich aber etwas verschieben. 


Im Sommer 1949 ist die IKÖ der Ansicht, daß die grundsätzliche Einigung der 
ehemaligen Alliierten auf der Pariser Konferenz noch lange nicht bedeute, „daß die 


M Ob die IKÖ tatsächlich der Meinung war, daß Österreich nach 1945 eine Form von 
Kolonie des anglo-amerikanischen Imperialismus war oder durch den Staatsvertrag werden į 
konnte, oder ob es sich bei dieser Formulierung um eine agitatorische UpgenauißkeNg 
handelte, sei dahingestellt. 
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Anterrcichische Bourgeoisie ihren ‘Staatsvertrag’ bereits in der Tasche hat“*, Sie 
könne über die Fortschritte bei den Verhandlungen dennoch jubeln, weil ihr das 
Nchicksal der tschechischen oder ungarischen Bourgeoisie erspart bleibe. Auch 
wonn die österreichischen Kapitalisten nach dem Staatsvertrag von den USA 
abhängig sein würden, so befänden sie sich doch in einer weit günstigeren Lage als 
1045/46/47 und hätten den Staat wieder fest im Griff. Sie würden versuchen, die 
Kosten des Staatsvertrages auf das Proletariat abzuwälzen. Zu diesem Zweck würde 
bereits jetzt „die demokratische Garnitur der Bourgeoisie (die Kuntschak & Co.), 
dio 1945 wieder aus der Versenkung geholt wurden, (...) allmählich 
surückgeschoben, um wieder der autoritären (Raab & Co.) Platz zu machen“. 


Nun hebt die IKÖ aber auch hervor, daß das Proletariat ein großes Interesse am 
Abzug der Besatzungstruppen hätte: „Die Wiederherstellung der demokratischen 
Rechte und Freiheiten, sei es auch nur in einer bürgerlichen Demokratie, bedeuten 
don relativ besseren Kampfboden für sie, als unter der Willkürherrschaft des 
Nesatzungsregimes.“ Diese Freiheiten müßten jedoch gegen die eigene Bourgeosie 
bohauptet werden. 


SPÖ und KPÖ hätten sich allerdings als „Lakaien der Besatzung“ erwiesen und die 
Mussen im Kampf um den Abzug der Besatzungstruppen zu Zuschauern 
dogradiert. Die Sozialdemokratie hätte sich auf Bittgänge bei den westlichen 
Imperialisten konzentriert, die Stalinisten hätten jeden Schwenk des Kreml 
mitgemacht und als im österreichischen Interesse gelegen erklärt. Tatsächlich 
hätten die österreichische und westliche Bourgeoisie ein Interesse daran gehabt, 
den Abschluß des Vertrages bis zur Konsolidierung des Kapitalismus in Österreich 
Iinauszuschieben. Durch die Politik der Sowjeibürokratie wäre es ihnen trotzdem 
gelungen, durch „ihre Russenhetze“ die Verantwortung für die Verzögerung der 
Sowjetunion zuzuschieben. 


„Der Kreml mag vielleicht durch seine ‘geschickte Diplomatie’ den einen 
oder anderen Vorteil beim ‘Staatsvertrag’ herausgehandelt haben, aber sie 
hat dafür einen viel größeren Nachteil für die SU eingehandelt: Sie hat das 
Vertrauen von Millionen arbeitenden Massen, nicht nur in Österreich, durch 
ihre konterrevolutionäre Politik verloren und, was noch viel schlimmer ist, 
sie hat gleichzeitig das Vertrauen dieser selben Massen in die sozialistische 
Revolution erschüttert. Die konterrevolutionäre Außenpolitik der 
stalinistischen SU verändert das Kräfteverhältnis Weltproletariat 
(einschließlich SU) und Weltbourgeosie zu ungunsten des Weltproletariats, 
sie treibt die Massen in die Indifferenz, Apathie und Teile davon sogar ins 
Lager der Konterrevolution.“ 


Der kommende Staatsvertrag werde ein Vertrag mit Kontributionen und 
Reparationen sein, ein Kompromiß zwischen dem westlichen Imperialisten und 
dem Kreml - auf Kosten der ausgebeuteten Massen. Die heimische 


I per „Staatsvertrag“ kommt? , Spartakist Nr.46, Juli 1949 
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Kapitalistenklasse werde mit einem blauen Auge davonkommen. „, 
österreichische Arbeiterklasse aber darf diesen Vertrag niemals anerkennen. H 
Gegenteil, sie muß ihn grundsätzlich ablehnen.“ Bei Ausbruch der Krise werd 
Österreich trotz Staatsvertrag eines der am schwersten betroffenen Länder sein. 


„Wir müssen die forigeschrittenen Arbeiter und über diese d 
kampfgewillten, besten Teile der Arbeiterklasse davon überzeugen, daß d 
Kampf gegen den ‘Staatsvertrag’ und für den Abzug der Besatzungstruppen 
mit dem Klassenkampf gegen die Bourgeosie verbunden werden muß. Win 
müssen die Arbeiter davon überzeugen, daß der Abzug d 
Besatzungstruppen nur dann einen besseren Kampfboden, breitere 
demokratische Rechte und Freiheiten bringen wird, wenn sie täglich! 
erkämpft und auch verteidigt werden. (...) Gegen den von den Imperialisten 
und der Kremiclique diktierten Staatsvertrag! Gegen die Kontributionen? 
und Reparationen! Für den Abzug der Besatzungstruppen! Für da 
demokratische Selbstbestimmungsrecht des österreichischen Volkes! Für die 
Erweiterung und Verteidigung der demokratischen Rechte und Freiheiten! 
Für den Klassenkampf gegen die Bourgeoisie bis zu deren Sturz!“ 


Im Mai 1955 veröffentlichte die IKÖ dann schließlich einen - am 30. April 
verfaßten - Artikel zur bevorstehenden Unterzeichnung des Staatsvertrages.’" Dief 
Ursache, warum es nach zehn Jahren Verschleppung nun zur Ratifizierung komme, 
sei darin zu suchen, daß sich der Imperialismus aufgrund der Verschlechterung des ‘ 
weltweiten Kräfteverhältnisse durch den Sieg der chinesischen Revolution 
gezwungen sehe, einen Kompromiß einzugehen. Der Staatsvertrag bringe der 
NATO den strategischen Nachteil des Verlustes Westösterreichs. Der US- 4 
Imperialismus hätte aber keine Möglichkeit gehabt, den Abschluß des 
Staatsvertrages zu sabotieren, ohne die antiamerikanischen Stimmungen in 
Österreich und anderen europäischen Ländern massiv zu verstärken. In der 

gegenwärtigen Phase des Kalten Krieges seien kleine Kompromisse zwischen den 
Weltblöcken - wie bezüglich Österreich - möglich, „eine Wiederholung desselben 
Spiels mit Deutschland“ hingegen könne „sich der USA-Imperialismus vom Kreml 
nicht aufzwingen lassen“. 


Da die österreichische Wirtschaft auf dem kapitalistischen Weltmarkt nicht leicht 
bestehen könne, hätte die heimische Bourgeoisie durchaus Interesse an einer 
stärkeren Ausrichtung auf den Osthandel. Innenpolitisch seien nach Abschluß des 
Staatsvertrages koalitionsinterne Konflikte um die Verstaatlichung der USIA- 
Betriebe und um das aufzustellende Bundesheer vorprogrammiert. In der SPÖ 
würde „das Zentrum (Schärf, Kreisky)“ versuchen, den neuen Bedingungen der 
Neutralität Rechnung zu tragen und die alte Linie der dritten Kraft wieder 
aufzunehmen - während „die Rechtesten (Helmer, Pollak, Waldbrunner)“ an ihrer 
strikt proamerikanischen Linie festhielten. 


"6 Vor dem Ende der Besetzung, Spartakist Nr.89, Mai 1955 
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„Die Entwicklung der Weltgegensätze sind im Begriffe, in Österreich eine 
‘Insel’ zu schaffen. Wir sind weit davon entfernt, die von Bourgeoisie und 
SP genährte Illusion einer ‘zweiten Schweiz’ zu teilen. Im Gegenteil, dieses 
kleine Land wird auch weiterhin Objekt der Weltpolitik bleiben. Die 
Klassengegensätze im Weltmaßstab werden auf diesen Boden mehr als i 
bisher ihren Ausdruck finden. Der Wegfall der Besetzung wird auf die 
freiere Entfaltung der Gegensätze fördernd wirken; im Klassenkampf und in 
der Politik.“ | 


B. Der Zusammenbruch der IKÖ i 


Die Mitte der 50er Jahre bedeutete für die IKÖ einen wichtigen Einschnitt: | 
Kinerseits wurden 1954 die beiden Organisationsteile wieder zusammengeschlossen | 
und man hoffte, nun mit vereinten Kräften größere Fortschritte im Aufbau einer Ki 
rovolutionären Partei erzielen zu können. Dieser Entwicklung auf subjektiver ni 
Ebene standen allerdings andererseits übermächtige objektive Tendenzen entgegen. || 
Der kapitalistische Boom, der sich hierzulande ab 1953 zum sogenannten I 
Österreichischen Wirtschaftswunder konkretisierte, begann ab Mitte der 50er Jahre 
voll zu greifen. Die zweite Hälfte des Jahrzehnts war von einer ökonomischen 
Aufwärtsentwicklung geprägt, die die Integration der Arbeiterschaft in das System 
rasch vorantrieb, den Reformismus stärkte - und die revolutionären Kräfte immer 
klürker in die Isolation drängte. 


Der Staatsvertrag, mit dem die Stabilisierung des österreichischen Kapitalismus auf 
politischer Ebene formalisiert wurde, ermöglichte der IKÖ aber immerhin, die 
Phase der vollen Illegalität zu beenden und eine partielle Legalisierung 
einzuleiten.” Das drückte sich in der Aufgabe der illegalen Zeitung Der 
Npartakist, der im Dezember 1955 mit der Nummer 92 zum letzten Mal erschien, 
mis. Ab:484+4956 begann man mit der Herausgabe der legalen Zeitschrift die 
Internationale. Verantwortlich zeichnete jedoch nicht die IKÖ, sondern Franz 
Modlik als Person. Sie firmierte außerdem als Theoretisches Organ des | 
revolutionären Marxismus. Durch die politische Linie und durch den Abdruck von 1) 
Dokumenten des IS der 4. Internationale konnte über die Ausrichtung der 
Publikation kein Zweifel bestehen. Die IKÖ als Organisation schien aber weiterhin 
nicht öffentlich auf, weshalb nur von einer Teillegalisierung die Rede sein kann. 


M! In Wien wäre es sicher nicht ratsam gewesen, vor dem Abzug der Besatzungstruppen - 
besonders der sowjetischen Truppen, die für linksoppositionelle Kommunisten die größte ! 
Ocfahr darstellten - offen als Organisation aufzutreten. Ob die von Thomas vorgeschlagene | 
Gründung einer legalen Organisation in Westösterreich, die eine Übersiedlung einiger N 
(lenossen erfordert hätte, in der Besatzungszeit tatsächlich einen wesentlichen Vorteil | 
gebracht hätte und wie sich die westlichen Imperialisten dazu verhalten hätten, ist schwer zu 
nigen. 1955 stand aber die Legalisierung sicherlich auf der Tagesordnung. 
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Für diese Vorgangsweise sind zwei Gründe anzuführen: Erstens erwartete man ja 
eine deutliche Verschärfung der Klassenkämpfe und sah in diesem Zusammenhang 
Mich die Möglichkeit einer erneuten drastischen Verschlechterung der 
demokratischen Rechte. Zweitens bestand das Hauptinterventionsfeld weiterhin in 
der Sozialdemokratie, wo man so und so nicht offen auftrat und wo man eine 
Zoitschrift, die nicht von einer Organisation herausgegeben wurde, leichter an 
politische Kontakte weitergeben konnte. 

Der Mitte der 50er Jahre einsetzende Prozeß des Niedergangs der IKÖ und der 
Demoralisierung ihrer Mitglieder wurde im Herbst 1956 noch einmal angehalten. 
Auf die ungarische und polnische Revolution wurden große Hoffnungen gesetzt, 
Mun betrachtete sie als den Beginn der politischen Revolution gegen die 
ktalinistische Bürokratie und als Fanal für weitere revolutionäre Entwicklungen in 
Ost und West. Im November 1956 wurde eine Sondernummer der internationale 
herausgegeben, in der neben einem Aufruf des IS auch ein von der Redaktion der 
Zeitschrift am 7. November verfaßter Beitrag veröffentlicht wurde, der eine erste 
uusführliche Zwischenbilanz der revolutionären Ereignisse in Ungarn und Polen 
mog?” 

Dic polnischen und ungarischen Arbeiter und Studenten und „die mit dem 
Stalinismus brechenden polnischen und ungarischen Kommunisten“ wären zur 
Bildung von Räten geschritten, zu einer Organisationsform, „die den Arbeitern in 
den Betrieben den Übergang von bürokratischer Bevormundung und 
Selbstherrlichkeit zur demokratischen Selbstverwaltung finden ließ“. 

„Die Errichtung der Räte in Polen und Ungarn ist Ausdruck der spontanen, 
symbolischen Zielsetzung der politischen Revolution gegen die Bürokratie: 
Weiterentwicklung der nachkapitalisiischn, auf Basis des 
vergesellschafteten Eigentums an den Produktionsmitteln sich entfaltenden 
Gesellschaft von der Diktatur der Bürokratie zur Demokratie des 
werktätigen Volkes, zur sozialistischen Rätedemokratie. 


Spontan drängen die Massen im Osten in die allgemeine Zielrichtung: 
Sozialismus und Demokratie. Aber zum Sieg der politischen Revolution, wie 
zu jenem der sozialen Revolution gegen den Kapitalismus, genügt das 
spontane Drängen der Massen keineswegs. Ein solcher Sieg erfordert 
ebenso eine bewußte revolutionäre Führung.“ 


Dic Bedeutung des Faktors einer revolutionären Führung hätte sich im 
unterschiedlichen Ablauf der Ereignisse in Polen und Ungarn gezeigt. In Polen 
hitte sich in der KP um Wladyslaw Gomulka eine Linksfraktion gebildet, hinter 
der sich die bewußtesten Teile des Proletariats gesammelt hätten und deren 
Unnachgiebigkeit einen entschlossenen und zielbewußten Kampf ermöglicht hätte. 
In der Folge seien in etwa 60 polnischen Großbetrieben Arbeiterräte entstanden, 


X Die antibürokratische Revolution in Polen und Ungarn, die internationale, 
Sondernummer, November 1956 


6) Der Konflikt 1963 - als es noch eine einige Sektion gab - entwickelte sich ù 
die Frage der Herausgabe eines trotzkistischen Organs. Der Weltkongreh 
beschlossen, daß jede Sektion ein 100%iges trotzkist. Organ herausgeben sollte, 
den "entrismus sui generis", den Pablo seit 1957 immer wieder vertrat, 
realisieren. In Österreich war das - nach Abgabe der "Internationale" an 
deutschen Genossen Seite» - die Hauptfrage geworden: Herausgabe elt 
österreichischen trotzkistischen Organs. Es kam zu keiner Einigung nach lang 
Diskussionen. Bruno und andere waren dagegen. (Die Sektion war durch 
Desertion von Silo, Moser usw. sicher geschwächt, aber wir hatten auch Gewi 
erreicht, so kam damals Peter Ha. zur Sektion, eine kleine Gruppe 
Jugendlichen - Kinder von Genossen darunter - begann sich zu politisieren..). 


7) Im Sommer 1963 kam es in der Obersteiermark (Mürzzuschlag ..) 
Demonstrationen von Betrieben gegen die Teuerung. Ich erblickte darin eine gui 
Möglichkeit, mit einem Organ der Sektion breitere Arbeiterkreise anzusprechen. 
stellte ich - von Peter Ha ... unterstützt, den ersten "Arbeiterkampf" her (kann D 
einmal das einzige Exemplar, das ich noch habe zeigen!). Ich fuhr mit Hallst 
hinunter ins Mürztal und wir machten einen Tag lang Propaganda dort, 
Betrieben, Arbeiterwohnungen ... So entstand also der "Arbeiterkampf". 


8) Aber in der Sektion gab es daraufhin einen Riesenwirbel. Ich hätte "disziplinio 
gehandelt usw., die alte Leier. Ich berief mich natürlich auf den Beschluß d 
Weltkongresses, aber auch darauf, daß die in Wien anwesenden Leitungsmitglied 
ihre Zustimmung gegeben hätten. Was auch stimmte, mit meiner Stimme war 
die Mehrheit der L., die aus 5 Genossen bestand. Aber das wurde später wied 
anders dargestellt, kurz, es gab Schwankungen und Kämpfe um diese Fre 
Schließlich sollte ich über - nein hier irre ich. Ich sollte nämlich ausgeschlog 
werden, was aber den Bruno, Silo, Moser nicht gelang. Und zwar deshalb, weil d 

IS dagegen war. P. Frank kam damals nach Wien, es gab eine Konferenz, die da 
endete, daß ich auf 1 Jahr Funktionsverbot bekam! Aber das muß schon 1960/6 
gewesen sein, denn damals 7/9607 1961? gab es noch keine jungen Genossen 
später, einige Jahre darauf, in unseren Reihen. Leider ist mir der unmittelb 
Anlaß dieses scharfen Konflikts im Moment entfallen - wahrscheinlich "verdräng! 
für den Moment. Aber ich werde schon daraufkommen. Jedenfalls schied ioh; 
damals für ein Jahr aus der Leitung. Bald darauf desertierten dann Silo, Moser und 
andere ... 

9) Es begann sich auch das "Wohlstandklima" auszubreiten! Die Sektion blieb 
davon nicht unberührt. Noch erinnere ich mich, als gegen Ende der fünfziger Jahre | 
einmal bei Moser eine L-Sitzung stattfand. Ich kam etwas früher uns stolz zeigte ef 
mir die Urlaubsfotos - aus Spanien ausgerechnet, Stierkampf usw. Ich war perplex 
über die zum Ausdruck gebrachte Freude Mosers und seiner Frau ... über ihren 
Spanienurlaub ... Natürlich wurden die Genossen auch älter, das Privatleben und 
die Privatinteressen begannen langsam die Oberhand zu gewinnen. Schließlich ` 
kam dann die "Auto-Ära” dazu ...Manche Genossen waren ja schon Jahrzehnte bel 
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der Bewegung. Wenn uns in diesen Jahren immer wieder «was ermutigt hat, so 
wuren es die Siege und Kämpfe der kolonialen Revolution. 
WI Es war im Grunde auch dieser Punkt, der sich und andere Genossen für Pablo 


votieren ließ: sein Kampf gegen die "Europäer-Nordamerikaner" in der 
Internationale, seine Arbeit, die er zusammen mit anderen Genossen für die 


klgcrische Revolution leistete - das gab uns immer neuen Mut, "durchzuhalten" ... , 


Erwähnen will ich noch: es war unsere Tendenz in erster Linie, die Genossen aus 
Frankreich, Holland usw. mobilisierte, die als Metallarbeiter usw. in die 
Munitinsfabriken der Algerier, die sich in Marokko befanden, gingen! Die ! 
Fubriken waren als "Limonadefabriken" getarnt, wurden vom französischen | 
"deuxieme bureaux", ew Geheimdienst laufend gesucht ... aber nicht gefunden. 
Manchmal gab es allerdings Luftbombardements! 

I) Also es war in diesen Jahren bis 1966/67 in erster Linie die Internationale 
"Tendenz, die sich um Pablo gebildet hatte, die unserem schwierigen Kampf immer 
wicder neue Kraft gab. Dann begann sich die Studentenbewegung in Frankreich, 
Deutschland zu entfalten und 1968 kam der französische Mai, im Osten der 
"Prager Frühling", die beide unsere Perspektive bestätigen.. 1967 war unsere 
"Plattform" erschienen, deren bereits erkennbare Achse die Selbstverwaltung war - 
sic war wohl das erste trotzkistische Dokument, das die Frage der Selbstverwaltung 
der Arbeiter auf Grund der ganzen Erfahrungen (Mai 1968, Prager Frühling, 
Jugoslawien ...) zum zentralen Thema des antibürokratischen Kampfes wie auch 
des revolutionären Kampfes gegen die Bourgeoisie machte. 


Ich habe Dir hier die Entwicklung kurz zusammengefaßt, wie sie sich besonders im 
letzten Jahrzehnt abzeichnete. Sollte ich noch wichtige Dinge vergessen haben, will 
Ich sie einmal nachtragen. Ich glaube, daß gegen meine Darstellung wenig 
einzuwenden ist - die Dinge sind vergangen, haben ihre Spuren hinterlassen und 
wirken doch noch nach. Fraktionelle Entstellungen, glaube ich, sind mir nicht 
unterlaufen. Wenn ich Dir dies alles anvertraue, so deshalb, weil ich gestern doch 
erkennen konnte, daß Du Interesse hast an diesen Fragen. Bitte bewahre dieses 
Material bei Dir und verwende es nicht als "Munition" gegen Genossen! An den 
ragen von heute müssen etwaige Differenzen ausgefochten werden - nicht an 
Fragen von gestern und vorgestern, die natürlich auch ihre Bedeutung haben. Du 
und andere junge interessierte Genossen sollen über die Vergangenheit informiert 
scin - darum geht es. Der "Trotzkismus" ist trotz allem, was seine Gegner auch 
sagen, eine historische Bewegung - und er ist auch heute noch in "Bewegung"! 
Damit meine ich unsere „Pallo“ - Tendenz, die Marziöreus- Leniniomus- Tnotzkionus und Rosas Erbe 
wrschnilzt im „Reuolediondren Marsiomus” , in dessen auf „die Höhe der Epoche” gebrachten revol, 
Programm mit ekse sog, Selbstverwaltung und neue Konzeption der Auantgarde, Ich lege Dir 
Abschriften von Dokumenten - auch interner Natur - bei, die aus der Zeit des 
Kampfes in der IV.I. im Jahre /965 stammen und die Du (Ihr) weKetekt noch nicht 
kennt. Bitte bewahre auch diese Dokumente wie schon oben gesagt: als Dokumente 
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Das war freilich auch insofern nicht verwunderlich als die internationale - im 
Unterschied zum Spartakist - als deutschsprachiges Organ des Internationalen 
Sekretariats der IV. Internationale herausgegeben wurde.”” Daraus und aus dem ' 
Ziel, die internationale auch als Publikation für Deutschland zu verwenden, ergab 
sich auch eine andere Schwerpunktsetzung als beim Spartakist. Zu Österreich | 
wurden ebenso wie zu Deutschland nur grundsätzliche Artikel oder kurze 
Stellungnahmen zu wichtigen Ereignissen veröffentlicht. Dazu kamen die Berichte 
und Resolutionen der 4. Internationale, Reprints von Trotzki-Texten (zu Spanien, 
zum Stalinismus ...) und theoretische Artikel Ernest Germains, d.h. Mandels, zu 
ökonomischen Fragen. 


Das Gros der Zeitschrifl bestand aber aus Beiträgen zu internationalen 
Entwicklungen, wobei Übersetzungen von Texten des IS überwogen. Bei diesen 
internationalen Fragen dominierten wiederum vier Themen: erstens ' 
Einschätzungen des Weltlage, zweitens Stellungnahmen zu Ereignissen in den 
stalinistischen Ländern; drittens (ab 1960) Texte zur kubanischen Revolution; und 
viertens ausführliche Auseinandersetzungen mit der arabischen - besonders mit der 
algerischen - Revolution. 


: Die Solidarität mit der algerischen nationalen Befreiungsbewegung gegen den 
französischen Imperialismus stellte seit den späten 50er Jahren einen Schwerpunkt 
der Aktivität des IS der 4. Internationale dar. Unter der Federführung Pablos, der 
später sogar Berater der algerischen Führung wurde, setzte man große Hoffungen 
auf die Kolonialrevolution - und eben im besonderen auf die revolutionären 
Entwicklungen in Algerien. Die Solidaritätsarbeit bestand neben einer 
Propagandakampagne auch darin, daß Genossen verschiedener Sektionen der 
Internationale nach Algerien gingen, um den Kampf der Befreiungsbewegung zu 
unterstützen. Unter ihnen befand sich auch der österreichische Arzt und Trotzkist 
Dr. Schüller, der schließlich im algerischen Unabhängigkeitskampf umkam. Zu der 
propagandistischen und personellen Unterstützung für die algerische 
Befreiungsbewegung kam auch eine finanzielle und materielle, die neben dem 
Sammeln von Geld auch in der Herstellung von gefälschten Papieren und in der 
Beschaffung von Waffen für die algerischen Kämpfer bestand. 


Im Zuge dieser Solidaritätskampagne wurden im Juni 1960 Michel Raptis (d.i. 
Pablo) und Sal Santen, ein weiterer Führer des IS, in den Niederlanden verhaftet 
und unter vagen Vorwürfen in monatelanger Untersuchungshaft gehalten. Es 
enstand eine internationale Solidaritätsbewegung für Pablo und Santen, die neben 
den Sektionen des IS - darunter auch die IKÖ in der internationale - auch von 


9 Bis Ende 1962 schien Franz Modlik als Herausgeber auf. Ab Anfang 1963 zeichnete 
Pierre Frank (mit einer Pariser Adresse) verantwortlich, wobei von 1965 bis 1967 Franz 
Pokorny als deutschsprachige Kontaktadresse angegeben wurde. Ab 1968 wurde die 
internationale dann in Frankfurt/Main als Zeitschrift der deutschen Sektion des VS der 4. 
Internationale, der Gruppe Internationale Marxisten (GIM), herausgegeben. 
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linken britischen Labour-Abgeordneten und von zahlreichen prominenten 
Intellektuellen unterstützt wurde. Darunter befand sich unter anderen J.P. Sartre, 
dessen Erklärung” auch von Simone de Beauvoir und Jorge Amadeo 
unterzeichnet wurde. Obwohl das Gericht keinen konkreten Beweis erbringen 
konnte und sich vor allem auf eine Provokation des Geheimdienstes stützte, wurden 
Pablo und Santen zu 15 Monaten Gefängnis verurteilt - und im September 1961 
wieder freigelassen." 

Da die IKÖ über keine Publikation außer der internationale verfügte, bedeutete die 
darin vorgenommene Konzentration auf internationale Entwicklungen gleichzeitig 
eine Schwächung der publizistischen Unterstützung der politischen Praxis der IKÖ 
In Österreich. Es entstand zunehmend ein Nebeneinander der Publikation, die 
durchaus intern diskutiert wurde, und der tagtäglichen politischen Intervention in 
Betrieb und Sozialdemokratie. 

Dieses Auseinanderfallen von der Tätigkeit im jeweiligen Interventionsfeld, wo 
man als kritischer und linker SPler auftrat, und dem revolutionären 
Organisationsleben und seinen Diskussionen, hatte freilich auch wesentlich 
objektive Ursachen. Die Basis der Sozialdemokratie wollte in den späten 50er und 
frühen 60er Jahren von revolutionärer Politik ebensowenig wissen wie die 
Betriebsarbeiterschaft. Daraus ergab sich eine „natürliche“ Dynamik zur 
zunehmenden Trennung der beiden politischen Bereiche. 


Diese tendenzielle Trennung von Intervention und IKÖ verstärkte die 
Abwärtsentwicklung der IKÖ. Obwohl es in der IKÖ weiterhin Absprachen über 
die politische Linie in der Sozialdemokratie gab, verloren so manche Mitglieder, 
die sich in die Sozialdemokratie integriert hatte, die Überzeugung von der 
Sinnhaftigkeit der Organisierung in der IKÖ. Dieses Element verband sich mit 
Desillusionierung angesichts enttäuschter Hoffnungen über die erwartete 


230 In dieser Erklärung heißt es: „Die freien Menschen in der ganzen Welt müssen ihre 
Stimme gegen einen solchen Anschlag erheben, der unser aller Freiheit in Gefahr bringt. 
Diese Männer, treu ihren revolutionären Ansichten, bezahlen mit ihrer Freiheit das Recht 
und die Pflicht aller jener, die sich das Vertrauen in den Menschen bewahrt haben, 
unablässig gegen den Kolonialismus zu kämpfen. Ungeachtet möglicher Differenzen mit den 
politischen Auffassungen dieser beiden Kämpfer, mit ihrer Organisation, der trotzkistischen 
IV. Internationale, steht die Rettung der menschlichen Würde, das Recht des Menschen, für 
sein Ideal zu kämpfen, das Recht des algerischen Volkes auf die aktive Hilfe aller Linken 
uuf dem Spiel. Deshalb richten wir an alle Intellektuellen, an alle Arbeiterführer und 
Studenten die Aufforderung, eine große, gegen die holländische Regierung gerichtete 
P’rotestwelle zu entfachen, um diese infame kolonialistische Provokation vollständig zu 
beseitigen.“ (zitiert nach: die internationale Nr.4/1960, Nr.1/1961 (Februar-März 1961)) 

® Pablo war dabei noch kurz vor seiner Freilassung einer tödlichen Gefahr ausgesetzt, als 
die griechische Regierung - Pablo/Raptis stammte ja aus Griechenland und war im 
Widerstand gegen die rechten Regimes tätig gewesen - seine Auslieferung verlangte, Unter 
dem Druck der niederländischen und internationalen Öffentlichkeit wurde der griechische 


Antrag allerdings abgelehnt. 


revolutionäre Entwicklung. u , 
Dazu kam die Ermüdung ` 
etlicher Mitglieder einer 
Organisation, die zu einem 

großen Teil aus „34ern“ - 

aus Arbeitern, die sich durch 

den Februar 1934 
radikalisiert hatten - bestand 

und der es kaum gelang, 

jüngere Mitglieder zu 

gewinnen. 


In den späten 50er Jahren, 

ab dem Zeitpunkt, als klar 

wurd, daß auch die ; , 
ungarische Revolution nicht Franz und Rozsi Drexler (links und rechts) gemeinsam 
der Beginn einer mit einem amerikanischen Trotzkisten (Mitte) vor dem 
internationalen Karl-Marx-Hof 1957 

revolutionären Welle war, 

beschleunigte sich der Niedergang der IKÖ. Es kam zu kontinuierlichen 
personellen Verlusten, die meist schleichend vor sich gingen: Mitglieder kamen 
zuerst seltener, dann gar nicht mehr zu den Sitzungen, sympathisierten dann noch 
einige Zeit mit der Organisation und arbeiteten vielleicht noch eine Weile mit der 
IKÖlern in der SPÖ zusammen, um schließlich weitgehend in der 
Sozialdemokratie aufzugehen. Dabei war die Haltung verschiedener ausgetretener 
Mitglieder durchaus unterschiedlich: Die einen brachen auch innerlich mit dem 
Trotzkismus, während andere lediglich die Hoffnung und/oder Kraft für eine 
weitere organisierte trotzkistische Tätigkeit verloren hatten - wobei die Übergänge 
hier sicherlich fließend waren. Ende der 50er Jahre verließ mit Babnik erstmals ein 
Genosse aus dem engsten Führungskreis die IKÖ. 


Zu den beschriebenen Ursachen für den Niedergang der IKÖ kamen außerdem die 
weiterhin latent existierenden Spannungen zwischen der Strömung um Modlik und 
der ehemaligen Mehrheit. Als sich ab 1961 im IS die Differenzen zwischen Pablo, 
der für ein föderalistischeres Organisationskonzept und für eine stärkere 
Anpassung an bürgerlich-nationalistische Befreiungsbewegungen in der Dritten 
Welt eintrat, und der Mehrheit des IS um Mandel, Frank und Maitan verstärkten””, 
wirkte sich das - obwohl man, wie Drexler heute meint, nie einen wirklichen 
Einblick in die Vorgänge im IS hatte - auch auf die IKÖ dementsprechend aus: 
Modlik blieb Pablo treu und versuchte, in der IKÖ, die 1960 über etwa 20 
Mitglieder verfügt haben dürfte, eine Mehrheit für die Linie Pablos zu erringen. 


252 Drexlers Einschätzung ist dabei die, daß Mandel von seinem Typ her nicht für 
fraktionelle Auseinandersetzungen geschaffen war und daß er deshalb die Austragung des 
Kontliktes mit Pablo weitgehend Frank überließ. 
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''homas solidarisierte sich als Vertreter der alten Mehrheit in der IKÖ?” mit der 
Mchrheit des IS um Mandel, Frank und Maitan. Drexler und eine Reihe von 
anderen Mitglieder, bei denen sich eine allgemeine Ermüdung damit verband, daß 
sie keinen erneuten Fraktionskampf auf sich nehmen wollten, verließen in dieser 
Phase die IKÖ. 

Der IKÖ-interne Konflikt spitzte sich 1963 zu, als Modlik im Sommer 1963 auf 
eigene Faust mit der Herausgabe der Zeitung Arbeiterkampf begann, die auf der 
Linie Pablos lag. Angesichts dieser Eigenmächtigkeit wurde Modlik nur aufgrund 
einer Intervention des IS nicht ausgeschlossen.” Die neue Zeitung wurde nun 
kurzzeitig von der gesamten Organisation herausgegeben. Insgesamt verschärfte 
sich die Lage aber auch in der Internationale: Nach der Vereinigung mit der 
amerikanischen SWP zum VS der 4. Internationale wurde Pablo zunehmend an den 
Rand gedrängt. 

In der IKÖ hatte Modlik einige neue junge Mitglieder (Peter Hallstein, Manfred 
Marschalek, Fritz Vancura und einen Sohn Ferdinand Dworaks) von seiner Linie 
überzeugt und somit in der IKÖ eine knappe Mehrheit erreicht. Er drängte nun 
inde 1963 auf die Verabschiedung einer Resolution gegen das VS um Mandel, 
Frank und Maitan. Als die Gruppe um Thomas das mit Hinweis auf mangelnde 
Diskussion ablehnte und jede weitere Zusammenarbeit mit Modlik für unmöglich 
erklärte, bedeutete das das Ende der IKÖ. 


Von den Unterstützern des VS blieben nach diesem demoralisierenden 
Zusammenbruch nur noch Thomas und Pokorny übrig, die später Hallstein für sich 
gewinnen konnten und ab 1966 wieder am Aufbau einer österreichischen Sektion 
des VS der 4. Internationale arbeiteten.” 


Die Pablo-Unterstützer verloren die jungen Mitglieder zwar bald wieder, Modlik 
gelang es aber, eine kleine Gruppe der älteren Mitglieder - Ferdinand Dworak, 
Franz Seidel, Grete und Karl Kraupa - zu stabilisieren. Etwas später konnte auch 
Franz Soucek reaktiviert und für einige Zeit für die Gruppe gewonnen werden. 
Diese Gruppierung um Modlik bildete nach der Trennung Pablos vom VS die 
österreichische Gruppe von dessen internationaler Strömung. Man führte die 
Zeitung Arbeiterkampf weiter, die fast bis zu Modliks Tod in den 80er Jahren 
herauskam. Generell war Modlik die überragende Persönlichkeit der Gruppe. 


2353 Auch wenn zwischen 1949 und 1954 zwischen Pablo, Mandel und Frank kaum ein 
erkennbarer Unterschied bestanden hatte, so war Pablo doch der Hauptvertreter der damals 
von der IKÖ-Mehrheit bekämpften Linie, der nun noch stärker in diese Richtung drängte. 
Insofern standen Mandel und Frank mit ihrer Position in den frühen 60er Jahren der alten 
IKÖ-Mehrheit vergleichsweise näher als Pablo. 

259 Angabe nach: Gesprächsprotokoll mit Franz Modlik vom Februar 1975, zitiert nach: 
Winfried Wagner: Trotzkismus in Österreich, 1976 

255 siehe unten 
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Letztendlich stellte die Gruppe um die Zeitung Arbeiterkampf einen Ausläufer der 
alten (proletarischen) trotzkistischen Bewegung in Österreich dar. Trotz etlicher, 
von Modlik gepushter Versuche gelang es der Gruppe nicht, an die 
Radikalisierungen im Studenten- und Jugendmilieu in den späten 60er und frühen 
70er Jahren Anschluß zu finden. Die wenigen Mitglieder waren einerseits - von 
Modlik abgesehen - nicht sehr aktiv, andererseits waren sie stark auf die Arbeit in 
der Sozialdemokratie, in der sie auch sozial verankert waren, eingestellt. Als 
Modlik 1986 starb, hörte die Gruppe zu existieren auf. Die verbliebenen Genossen 
gingen weiterhin in ihre SPÖ-Sektionen, übten dort linke Kritik an der 
Parteiführung, hatten aber nicht die Kraft, eine Organisation oder eine Publikation 

aufrechtzuerhalten. 


Was die Bilanz der IKÖ insgesamt betrifft, so handelte es sich letztlich sicherlich 
nicht um einen riesigen Erfolg. Ein solcher war unter den Bedingungen des 
jahrzehntelangen kapitalistischen Booms und der daraus resultierenden und in | 
Österreich besonders massiven Dominanz des Reformismus in der ! 
Arbeiterbewegung auch nicht möglich. Um was es gehen konnte, war die 
Aufrechterhaltung einer revolutionären Organisation über diese Zeit hinweg, die 
von einer möglichst günstigen Position aus in die politischen Radikalisierungen ab 
Ende der 60er Jahre eingreifen und sie für sich nutzen hätte können. Die IKÖ 
versuchte von Ende der 40er bis Anfang der 60er Jahre, der völligen Abschottung 
von der realen Arbeiterbewegung durch ihre Arbeit in der Sozialdemokratie zu 
entgehen. Das mußte - unter diesen objektiven Bedingungen - unvermeidlich 
gewisse Tendenzen der politischen Anpassung mit sich bringen. Auch waren 
Fortschritte im Organisationsaufbau in diesen Jahrzehnten kaum möglich. Daß 
aber die Intervention in die Sozialdemokratie letztendlich in einem weitgehenden 
Aufgehen in dieser endete und die IKÖ schließlich zusammenbrach, war wohl auch 
von der politischen Linie, die vom IS auch in Österreich durchgesetzt wurde, 
mitverschuldet - von den unrealistischen Perspektiven eines baldigen 
revolutionären Aufschwunges, der letzten Endes nur zu Enttäuschungen führte, 
und vom Konzept des tiefen Entrismus. 

Bevor wir uns dem Wiederaufschwung des österreichischen Trotzkismus ab den 
frühen 70er Jahren zuwenden, wollen wir uns noch die Entwicklung des 
Kampfbundes ansehen, also jener Gruppe, die an den Positionen Freys festgehalten 
und 1947 die IKÖ verlassen hatte. 


IV. Die Entwicklung des Kampfbundes von 1947 bis 1975 
1. Konsolidierung Ende der 40er Jahre 


Als der Kampfbund für die Befreiung der Arbeiterklasse 1947 nach der Trennung 
von der IKÖ von den Frey-Anhängern neugebildet (in der Kampfbund- 
Sprachregelung: reorganisiert) wurde, verfügte er lediglich über zehn bis zwölf 
Mitglieder. Die Jahre bis 1952/53 waren in der Folge von einer langsamen 
Konsolidierung und auch von einem kontinuierlichen personellen Aufschwung 
geprägt. Hatte man sich bis 1949 auf 15 Mitglieder plus drei Kandidaten verstärkt, 


organisierte die Gruppe 1952 23 Mitglieder plus sieben Kandidaten.” Die soziale 
Zusammensetzung war der der IKÖ recht ähnlich: Der Kampfbund bestand 
überwiegend aus Arbeitern. Dazu kamen einige ehemalige Arbeiter, die nun bei der 
Gemeinde Wien beschäftigt waren. Die meisten Genossen waren zwischen 35 und 
40 Jahre alt, jüngere gab es nur wenige. Etwa 20 Prozent der Kampfbund- 


Mitglieder waren Frauen.’ 


Unmittelbar nach der Neuformierung des Kampfbundes spielte Anton Turansky 
cine wesentliche Rolle für den Zusammenhalt und die Motivation der Gruppe. 
Zusätzlich stieg der erst 1945 von Stadler rekrutierte Wilhelm Schlesak”” rasch zu 
einem führenden Kader auf. Insgesamt war die Gruppe aber von dem im Schweizer 
Exil befindlichen Frey politisch weitgehend abhängig. Die Situation verbesserte 
sich Anfang der 50er Jahre mit dem Gewinn von Franz Holba””, der zu einer Art 


2% Angaben nach Aufzeichnungen von Günter Schneider, der Mitte der 50er Jahre zum 
Kumpfbund stieß. 

#7 Darunter befand sich auch die Genossin Friedl Schlesak (i-Name: Ringer), Jahrgang 
1912, gelernte Kindergärtnerin, die ab 1945 beim Kampfbund war - siehe Interview in der 
nächsten Nummer von Marxismus. 

2 Wilhelm Schlesak (1908-1977), Arbeitersportler (v.a. Handball) und Schutzbündler; in 
den frühen 30er Jahren an vielen Schlägereien mit den Nazis in Wien 15 beteiligt, vor dem 
Krieg bei der Müllabfuhr, Einzug zur Wehrmacht; in gemeinsamer Kriegsgefangenschaft 
von Stadler für den Kampfbund rekrutiert, nach 1945 Magistratsbeamter und führendes 
Mitglied des Kampfbundes; i-Name: Springer. 

1 Holba (alias Sykora alias Sik alias Rudolf) wurde vermutlich im Frühsommer 1948 - 
jedenfalls nach dem Schuharbeiterstreik - wegen den bereits erwähnten persönlichen 
Gründen aus der IKÖ ausgeschlossen. Freys Haltung zu der Angelegenheit geht aus einem 
Brief vom 14.7.1948 hervor: „Gewiss, das Verhalten Siks in jener persönlichen Frage war 
unkorrekt. Man muß das rügen. Aber der Ausschluß einzig und allein aus diesem Grund, das 
war eine - vom Standpunkt des Interesses der Partei, der Klasse - viel zu strenge Strafe. (...) 
tintscheidend ist, ob er politisch so eingestellt ist, dass er für die Sache und damit für uns 
eine brauchbare Kraft darstellt.“ Holba dürfte sich schließlich 1951 (aber nicht vor März) 
dem Kampfbund angeschlossen haben. 
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geistiger Führer im Inland wurde, deutlich. | 
Die politische Dominanz Freys blieb aber 


Die Außenarbeit des Kampfbundes bestand 
vor allem in der sogenannten 
Außenpropaganda (AP), d.h. in der 
individuellen Rekrutierung neuer 
Mitglieder im betrieblichen Umfeld oder in 
sozialdemokratischen Sportvereinen, bei 
denen viele Kampfbündler Mitglied waren. 
Für diese AP wurden - vermutlich teilweise 
von Frey - zahlreiche Anleitungen verfaßt, 
in denen herausgearbeitet wurde, daß eine 
Minderheit der Arbeiter mit der 
Sozialdemokratie und den Gewerkschaften 
unzufrieden sei, und in denen angegeben 
wurde, wie gegenüber diesen Arbeitern 
vorzugehen sei: Beobachten in Betrieb und 
Sportvereinen, Entdecken der „besonders 
unzufriedenen Arbeiterelemente“, Suchen 
des Gesprächs über aktuelle Fragen 
(beispielsweise über Artikel in der 
Arbeiterzeitung) etc. Bei jedem Punkt wird 
detailliert angegeben, wie man sich bei 
welchem Gesprächsverlauf zu verhalten 
habe - immer in Hinblick auf die Illegalität, 
in der sich die Gruppe befand. Spezielle 
Anleitungen gab es außerdem zur 
Herangehensweise an Betriebsratswahlen 
und zu bestimmten Agitationskampagnen, 
die im wesentlichen so abliefen, daß die 
Genossen Kollegen oder Bekannten ein - 
angeblich gefundenes oder bekommenes - 
Flugblatt zeigten und mit ihnen darüber 
eine Debatte suchten.’ 

261, 


Bei den Nationalratswahlen von 1949 heißt es im Wahlaufruf des Kampfbundes“”: 


Friederike und Wilhelm Schlesak 
in den späten 40er Jahren 


%0 Anleitungen (vermutlich von Frey) gab es außerdem zu internen Fragen: z.B. darüber, wie 
Leitungssitzungen zu gestalten seien, wie Schulungen (die sogenannte Innenpropaganda) 
abzuhalten seien etc. 

?% 2. Wahlaufruf des Kampfbundes zur Befreiung der Arbeiterklasse, 5.9.1949, FD (= Josef 
Frey), Bereits zuvor erschien ein Manifest des „Kampfbundes“ (...) anlässlich des 
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weiter bestehen. 


„Arbeiter, Angestellte, niedere Beamte, arme Bauern, Kleinbürger! (...) Wir 
sind noch zu klein, um uns um Mandate zu bewerben. Wem sollt Ihr Eure 
Stimme geben? In keinem Fall einer bürgerlichen Partei (...) Wir empfehlen 
Euch, nach Eurem Ermessen entweder für die sozialistische Partei oder für 
die kommunistische Partei (...) zu stimmen. Aber ihr sollt wissen, wem Ihr 
da Eure Stimme gebt.“ 
lis folgte eine Abrechnung mit den prokapitalistischen Sozialdemokraten und der 
„Stalinpartei“, In einem späteren Zusatz wurde dann auch noch die Wahltaktik der 
IKÖ, die ja für die SPÖ aufrief, kritisiert: Die IKÖ-Taktik verschlechtere die 
Aussichten beim Arbeiteranhang der KPÖ und stütze die Illusionen der SPÖ- 
Arbeiter, weshalb sie „unzweckmäßig, kurzsichtig, unrichtig, der konkreten, 
eigenartigen Lage nicht angemessen, schädlich, (...) linkszentristisch, 
opportunistisch“”° sei. 
Ab Dezember 1949 begann der Kampfbund schließlich mit der Herausgabe der 
Monatszeitung Arbeiterblatt. Nachdem die ersten beiden Nummer mit Organ des 
Kampfbundes zu Befreiung der Arbeiterklasse untertitelt waren, begann man im 
Februar 1950 erneut mit einer Nummer 1 - diesmal zeichnete eine Proletarische 
Vereinigung Österreichs.” Diese PV wurden als eine Art Tarnorganisation 
benutzt. Zu einer wirklichen Vorfeldstruktur hat sie sich niemals entwickelt, sie 
bestand de facto nur aus Kampfbündlern. Das Arbeiterblatt umfaßte in der Regel 
vier bis zehn Seiten, wurde in einer relativ kleinen Auflage hergestellt, fast 
ausschließlich unter den Mitgliedern, Kandidaten, Sympathisanten und 
Propagandafällen vertrieben, teilweise auch weitergereicht - manchmal auch 
kritischen Arbeitern zugespielt, die allerdings darauf kaum reagieren konnten, da 
sic ja nicht wußten, durch wen sie diese Zeitung überhaupt bekommen hatten. 


Dominiert wurde das Arbeiterblatt durch Artikel über die Lohn-Preis-Entwicklung, 
über die Teuerung, über Vollbeschäftigung. Kritisiert wurde durchgehend, daß die 
Politik des kapitalistischen Wiederaufbaus der ÖVP-SPÖ-Koalition zu einer 
überdimensionalen Steigerung der Profite gegenüber den Löhnen führte. Die 
Beiträge hatten durchgehend dasselbe Strickmuster: Die Kritik an der Verteilung 
wird der Koalition angelastet - und in der Folge der Verrat der Sozialdemokratie 
gegeißelt. Dazu kamen einzelne Artikel, die sich mit Begriffen wie Freiheit oder 
unser Staat beschäftigten und anhand dessen die prokapitalistisch-patriotische 


Nationalratswahlen Oktober 1949, das vermutlich nicht von Frey stammt und das ihm 
möglicherweise Anlaß für eine eigene Fassung war. 

'2 Anhang Zur Wahltaktik der IKÖ, 9.9.1949, FD; Bei den Bundespräsidentenwahlen 1951 
hingegen kam der Kampfbund angesichts dessen, daß die SPÖ „in Wahrheit eine 
Profithilfspartei“ sei, zu folgendem Schluß: „Um das (den notwendigen Aufbau einer Partei 
der proletarischen Demokratie) scharf zu unterstreichen, werden wir uns bei der 
Bundespräsidentenwahl der Stimme enthalten, indem wir leere Stimmzettel einlegen.“ (in: 
Arbeiterblatt Nr.15a, April 1951) 

’* Die letzte Nummer des Arbeiterblattes (die Nummer 231) erschien im Mai 1973. 
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Haltung von SPÖ und KPÖ cntlarvten, einzelne Artikel, die sich mit dem 
„Internationalismus“ von Sozialdemokraten und Stalinisten kritische 
auseinandersetzten, und einzelne Artikel, die zur Weltlage Stellung nehmen und 
dabei vor allem die konterrevolutionäre Politik der Stalinbürokratie kritisierten. 


Betriebsarbeit wurde von den Kampfbund-Genossen im wesentlichen individuell 
betrieben. Es gab zwar Anleitungen und einen gegenseitigen Erfahrungsaustausch, 
aber keine systematische Arbeit als Organisation - wobei, ähnlich wie für die IKÖ, 
ein offenes Auftreten ja durch die Konspirativität so und so unmöglich war. 
Während des Schuharbeiterstreiks war die Gruppe noch sehr schwach und hatte 
keinerlei Intervention. Während des Oktoberstreiks 1950 beteiligten sich die 
Mitglieder je nach betrieblicher Situation, wirklich engagiert und hervorgetan hat 
sich lediglich der Straßenbahner Stani, der Kampfbund-Mitglied war. Er wurde in 
der Folge von seinen Vorgesetzten gemaßregelt und durch jahrzehntelange 
Degradierung zu minderqualifizierten Hilfsarbeiten gebrochen, was schließlich zu 
tiefer persönlicher Verbitterung führte. 

In der Kampfbund-Gruppe insgesamt herrschte wohl eher eine skeptische Haltung 
zum Oktoberstreik vor, vermutlich wurde aber auch die Bedeutung - als größte 
offene Klassenauseinandersetzung der Zweiten Republik - unterschätzt. Das führte 
dazu, daß man sich weitgehend auf Kommentare im Arbeiterblatt beschränkte: 


„Die Arbeitenden haben schon mit den letzten drei Lohnabkommen ihre 


Erfahrungen gemacht, sie haben diesmal abgelehnt. Eine spontante 
Protestbewegung hat ganz Oesterreich erfaßt und wird die Massen nicht so 
leicht loslassen. 


Doch die Arbeiter kämpfen gegen einen mächtigen Gegner, den zu besiegen, 
die Voraussetzungen fehlen. Sie haben nicht nur den Klassengegner vor 
sich, sondern was noch schlimmer ist, den Feind im Rücken: die SP, die 
Gewerkschaftsführung und dazu die Stalinpartei. (...) 


Die Arbeiter sind führerlos, ihre Aktionen sind aufgespalten, uneinheitlich. 
Soweit die KP die Führung übernimmt, sucht sie politisches Kapital daraus 
zu schlagen zu Gunsten des Krenils. (...) 


Die Unzufriedenhait der Arbeiterschafit und der Verrat der 
Gewerkschaftsbürokratie hatten zur Folge, dass in der Floridsdorfer 
Lokomotivfabrik gegen den Willen der Gewerkschaftsführung eine 
Betriebsrätekonferenz zusammentrat. Die Beschlüsse der Konferenz waren 
richtig und gerechtfertigt. Aber es gelang der Stalinbürokratie, die Führung 
des gebildeten Exekutivkomitees an sich zu reissen. Damit war schon der 
Keim zur Wirkungslosigkeit gelegt. Das gegen die Stalinisten bei den 
Arbeitern bestehende Misstrauen machte es den ehrlichen, kampfgewillten 
Betriebsräten schwer, und zum Teil auch unmöglich, die Arbeiter zu einer 
einheitlichen, solidarischen Aktion zu bringen. 


Die einer proletarischen Aktion unwürdigen Ausschreitungen, die sich in 
der Hauptsache gegen Proletarier richteten, entsprangen der 
kleinbürgerlichen Tendenz der Stalinbürokratie, welche gar nicht die 
Absicht hatte, eine Streikbewegung zu entfalten, da diese ihren 
grundsätzlichen russischnationalen, kleinbürgerlichen Einstellungen 
zuwiderläuft. 

Genauso schändlich handelt die SP und Gewerkschaftsführung, die bezahlte 
Knüppelgarden einsetzte, um streikende Arbeiter, die mit den Stalinisten 
nichts zu tun haben, zur Arbeit zu zwingen, um den Profit der Kapitalisten 
nicht zu gefährden. 

Arbeiter! Unser Kampf ist gerecht! Aber um einen Kampf zum Erfolg zu 
führen, bedarf es unbedingt einer proletarischdemokratischen Führung, die 
nicht klassenfremde Interessen vertritt. 

Darum müssen wir alles daran setzen, die Böhm und Konsorten zu 
entfernen, und sie zu ersetzen durch freigewählte Arbeiter, die der Sache des 
Proletariats treu ergeben sind, und ständig von uns kontrolliert werden. “”°* 


Nachdem hier Übergriffe von Seiten der Streikenden mit solchen der Streikgegner 
gleichgesetzt wurden, was wohl den Druck der überwiegend sozialdemokratischen 
Arbeiterschaft widerspiegelt, heißt es in einem anderen Kommentar: 


„Schonungslose Anklage gegen die Kremipartei, immer wieder Bloßlegen 
ihrer russischnationalistischen Verratspolitik, das ja! - aber den 
Abwehrkampf der Arbeiter gegen die kapitalistische Preisoffensive, 
Lohnrauboffensive den darf man deshalb nicht eine Sekunde unterbinden, 
sondern muß ihn erst recht mit aller Kraft fördern! 
Gewerkschaftsbürokratie, SP tun das Gegenteil. (..) Welche 
Schlußfolgerungen? (...) sich in jedem Betrieb Kampfkomitees schaffen, 
unabhängig von der gewerkschaftlichen, ‘sozialistischen’, 
‘kommunistischen’ Bürokratie.“ 


Im Oktoberstreik nahm der Kampfbund eine ähnlich passive Haltung ein wie die zu 
diesem Zeitpunkt gespaltene IKÖ. Von den Gruppen aus trotzkistischer Tradition 
zeigte somit die Steiner-Gruppe mit ihrer legalen Broschüre Weder Lohnpakt noch 
Volksdemokratie! das offensivste Auftreten. 

Obwohls gerade im Oktoberstreik die unterschiedlichen Herangehensweisen von 
Kampfbund und Steiner-Gruppe deutlich wurden und Frey 1948 sogar für den 
Ausschluß eines Genossen eingetreten war, weil er unter anderem „Kontakt mit 
Steiner“ gehalten und möglicherweise der „Gedankenwelt Steiners zu(ge)neigt “s 
hätte, unternahm Frey im März 1951 schließlich einen brieflichen Versuch, eine 


™t Arbeiterblatt Nr.9, Oktober 1950 
S Arbeiterblatt, Nr.10, November 1950 (Beitrag vom 30.9.1950) 
"Brief an Siegfried, 14.7.1948 


24, April 198A. 


Lieber Freund! 


Ein selbstatändi..es Geschäft in die Höhe zu brin.en, 
des erfordert natürlich - anz besonders em nfen: - ‚„.eduldl..ee 
susdsuerndes Arbeiten. Da die Ceschäftsteilne:mer davon fest duren- 
drur..en sind und dsernach hendeln, so bin ich überzen.t. doss eg ir- 
nen selin en wird. das Geschäft senlie:slich Wwvayev vorwerts zn 
tlihren .Sie werden sich einerbeiten ‚ihre .eschäftlichke yuelität im- 
mer mehr stei..ern und serade dadurch en Äundschs ft „ewinheng 


Dass die Trennung von dem untreuen.bornierten, ne mehr- 
lichen frügern Geachäftsrartner vollzosen ist. sch fft®klere, Bahn . 
Dass er einen Grossteil. des Ceachüftsei, ‚entums Ngt. widerechtlich 
an sich ..erissen - inbe,.riffen so,er von Trivetei.entnm - des daerf 
man dem tann nicht ver,.eseen,sondern muss es im veei:neten Zeit- 
nunkt aufrollen..>ber des Wenn und Wie des Vargehins wird sich noch 
velesxenheit finden zu beraten. 


Es würde mich sehr freuen, wenr iemsnd von der Fsmilie herkime. 
Zr würde bestimmt mönche ute Sechen mitbekommen.nicoht zuletzt die 
sieben Kestpackeln ‚die ich schon vor lün,erer Zeit zuresa;t. 


Freu Schwab musste die Reise nach i'len verschieben ‚Sie muss 
jetzt nehe /n,‚ahöri;se,denen es besonders schwer ‚‚eht.besuchen. ¿ber 
sie wird kommen. Ihr Schweizer Geschäft steht euf festen Beinen und 
macht weiterhin vielversprechende Fortschritte.- Die Sehne mit den 
Senititsertikeln soll men 8m besten einstweilen euf sich terulien 
lassen und werten, bis frau Schweb neeh Wien kommt. 


Ich nehme an,daos der dritte KXomne;non wohlsuf ist ,„ so dess er 
ordentlich arbeitvenvieemv miterbeiten kBnn. 


idt den besten Grüssen an Sie und die ‚anze Yan 
Fonilie 


Ihr 


Verschlüsselter Brief von Josef Frey an den Kampfbund - mit Zensurstempel 


Vereinigung mit der Steiner-Gruppe anzubahnen: Die Losung der Steiner-Gruppe 
Die Vetrauensmänner und Betriebsräte dürfen sich nicht der Fraktionsdisziplin 
irgendeiner Partei unterordnen! sei zwar letztlich anarchosyndikalistisch, wäre 
uber von der Steiner-Gruppe lediglich auf SPÖ und KPÖ gemünzt gewesen, 
weshalb es sich hier letztlich nur um eine nicht durchdachte Formulierung handle. 
Dann kommt Frey zum wesentlichen: 


„Nach meinem Eindruck stimmen wir in den wesentlichen Fragen überein, 
insbesondere in der nächsten Grundaufgabe, im Kampf für den Aufbau einer 
proletarischen Klassenpartei. Trifft meine Annahme zu, so wäre es gegen 
die Interessen der Arbeiterklasse, daher nicht mehr zu verantworten, dass 
wir weiter getrennt marschieren. Im Gegenteil, in diesem Fall ist es unsere 
Pflicht gegenüber der Arbeiterklasse, unsere zwei übereinstinnmenden 
Gruppen zu vereinen.“ 


I'rey fügt hinzu, daß es sich um eine „ehrliche Einheit handeln müsse, wozu eine 
Übereinstimmung in den „praktischen Arbeitsmethoden“ nötig sei. Angesichts der 
bevorstehenden Fortsetzung des 2. imperialistischen Weltkrieges und der dabei 
höchstwahrscheinlichen Besetzung Wiens durch „Stalintruppen“ würden offenere 
Arbeitsmethoden, die raschere Fortschritte bringen könnten, der GPU die 
l.iquidierung der Organisation erleichtern. 


Die Steiner-Gruppe antwortete zwei Monate später”: Die Steiner-Gruppe hätte 
immer wieder versucht, „Aktionsgemeinschaften mit den anderen Gruppen 
anzuknüpfen“ - beispielsweise zur gemeinsamen Herausgabe einer legalen 
Zeitschrift, was der Kampfbund aber mit Hinweis auf mangelnde Kräfte und die 
Konspiration abgelehnt hätte. Zu einer tatsächlichen Übereinstimmung mit dem 
Kampfbund fehle noch viel, nicht nur was die Frage des Krieges und der 
Verteidigung der Sowjetunion, sondern vor allem was die Fragen des praktischen 
Kampfes betreffe. Der Kampfbund würde an seinen alten Methoden, die sich schon 
bei der Unterstützung der Kampfbundvertreter Hoch und Felix für den Ausschluß 
Steiners aus der IKÖ 1947 gezeigt hätten, festhalten. Die Steiner-Gruppe gehe 
davon aus, daß es auch in Frühphasen der Parteibildung notwendig sei, sich an 
Kämpfen der Arbeiterklasse zu beteiligen und „mutig und kühn die rev. Idee 
besonders innerhalb der Arbeiterklasse zu vertreten“. Ein Genosse des 
Kampfbundes hingegen, der von Kollegen als Vertrauensmann vorgeschlagen 
worden sei, hätte abgelehnt und sich bedeckt gehalten. Ein anderer wiederum, der 
Im selben Betrieb arbeitete wie ein Genosse der Steiner-Gruppe, hätte letzteren in 
der Konfrontation mit der Bürokratie im Regen stehen gelassen. Die übertriebene 
Konspiration des Kampfbundes, der die Volksdemokratie für unvermeidlich halte, 
sci fatalistisch. Eine Einigung sei wünschenswert, allerdings sei dazu erst eine 
Bereinigung der angeführten Fragen notwendig. 


0 Irief An Genossen Steiner und seine Gruppe, 14.3.1951, D. (d.i. Josef Frey) 
H Brief An Genossen F.D., 15.5.1951 
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In seiner erneuten Antwort betonte Frey, daß der Eroberung der Massen die I 
Herausbildung der Avantgarde vorausgehen müsse. Da man für breitere 
Propaganda nicht die Kraft hätte (und sie außerdem Gefahren berge), müsse man 
mit der „intensiven Arbeitsmethode“, der individuellen Propaganda, vorgehen. 
Wenn einzelne Genossen sich im Betrieb exponieren würden, würden sie von den 
Arbeitern bestenfalls als Idealisten angesehen. Das Ergebnis solcher Auftritte gehe ' 
gegen null, während gleichzeitig die Unternehmensleitung und die Bürokratie von 
SPÖ und Gewerkschaften dafür sorgen werde, daß die Stellung des Genossen im 
Betrieb, seine Arbeit erschwert wird, daß er innerbetrieblich versetzt wird oder 
überhaupt die Arbeit verliert. Wenn solcherart mehrmals Genossen ohne 
genügende Vorarbeit und leichtsinnig ins Feuer geschickt würden, würde das 
Vertrauen der Genossen in die Organisation erschüttert - wodurch der Schaden den 
Nutzen deutlich überwiege. Die Vorbedingung für betriebliche Interventionen sei 
eine gefestigte Organisation, die stark genug sein müsse, um die Intervention 
vorzubereiten und zu unterstützen - dazu sei mindestens eine Wochenzeitung nötig, 
Die eigentliche Differenz mit der Steiner-Gruppe bestünde darin, daß diese meinte, 
„durch blossen Mut, durch blosse Kühnheit, durch blossen Opferwillen könnten wir 
das Kraftmanko ausgleichen.” 


Ebenso wie die betrieblichen Interventionen des Kampfbundes sehr spärlich waren, 
war auch das Verständnis von Arbeit gegenüber der Sozialdemokratie sehr 
puritanisch. Viele Genossen waren zwar - aus sozialen und strategischen 
Überlegungen - individuell Mitglieder der SPÖ oder ihrer Vorfeldorganisationen 
(besonders von Turnvereinen), es wurde aber keine systematische politische Arbeit 
in der Sozialdemokratie gemacht. Entrismus wurde nie als Möglichkeit diskutiert, 
auch Fraktionsarbeit nicht betrieben. Die Vorgangsweise der IKÖ wurde 
dementsprechend kritisiert.” Lediglich gegenüber der Hindels-Opposition 
versuchte man eine propagandistische Intervention. Im Juni 1951 wurde bei einem 
Treffen der Hindels-Opposition, bei dem auch einige Mitglieder der IKÖ und der 
IKÖ (O) anwesend waren, unter dem Deckmantel der PV ein Offener Brief an die 
oppositionellen Genossen in der SP und SJ verteilt”: Darin wurden die „ehrlichen 
Bemühungen“ der Hindels-Anhänger begrüßt und auch gleich einleitend 
festgestellt, daß man keineswegs erwartete, die Angesprochenen mit diesem Brief 
zu überzeugen, daß erst „allerschwerste Erfahrungen“ und „geistiges Ringen mit 
Euch selbst“ zur „unumgänglichen Wahrheit“ der „Unheilbarkeit“ von SPÖ und 
KPÖ führen würden. In der Folge wurde eine recht orthodoxe marxistisch- 
trotzkistische Kritik an der Koalitionspolitik der SPÖ und an den cher 
schwammigen und unklaren Vorstellungen der Hindels-Strömung vorgelegt. 
Insbesondere wurde der Ausdruck des „kommunistischen Imperialismus“ als 
unsinnig eingeschätzt, kritisiert, daß die Vermischung von Stalinismus und 


2 Brief an die Steiner-Gruppe (Antwort auf den Brief vom 15.5.1991), ohne Datum, F.D. 
0 siehe unten 
”! Offener Brief an die oppositionellen Genossen in der SP und SJ, 15.Juni 1951, PV 
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Kommunismus der Bourgeoisie in die Hände spiele, die Hindels-Losung Weder 
russisch, noch amerikanisch! unzulänglich sei, und gefordert, daß die Sowjetunion 
gegen den Imperialismus verteidigt werden müsse. Nach einer Differenzierung 
zwischen bürgerlicher und proletarischer Demokratie und der Herausarbeitung der 
Notwendigkeit einer neuen Arbeiterpartei, wird in einem Nachtrag schließlich noch 
vor dem Titoismus gewarnt, der dem Russonationalismus Stalins lediglich einen 


jugoslawischen Nationalismus entgegenstelle. 


Da der Offene Brief doch eher in belehrendem Stil gehalten war, da keine 
Möglichkeit bestand, zur PV in Verbindung zu treten (und natürlich auch da in der 
Hindels-Opposition keine reale Linksentwicklung stattfand), führte er für den 
Kampfbund zu keinen sichtbaren Resultaten. Die Mitglieder von IKÖ und IKÖ (O) 
in der Hindels-Gruppe dürften den Offenen Brief auch eher als Behinderung ihrer 
Bemühungen der „sanften“ Beeinflussung betrachtet haben. Der Kampfbund 
unternahm in der Folge jedenfalls keine ähnlich gearteten Interventionen mehr. 


2. Niedergang und Orientierungskrise 1952 bis 1957 


i Ab 1952 setzte ein personeller Niedergang des Kampfbundes ein. Bis 1957 war die 

Mitgliedschaft wieder auf zwölf Genossen (plus 4 Kandidaten) zurückgegangen.””? 

Dazu kam ein Abbruch von Kontakten und eine zunehmende Orientierungskrise, 

was sich auch in einer partiellen organisatorischen Zerrüttung niederschlug. Als 

nach dem demoralisierten Ausstieg Turanskys im Oktober 1956 dann 1957 auch 
noch Frey starb, befand sich die verbliebene Gruppe endgültig in einer Sinnkrise. 


Hintergrund dieser Entwicklung war die allgemeine gesellschaftliche Entwicklung. 
Der seit dem Ausbruch des Kalten Krieges herrschende Antikommunismus 
verfestigte sich nach der Niederlage des Oktoberstreiks weiter. Ab 1953 kam dazu 
ein gewisser ökonomischer Aufschwung, der die prokapitalistische Ideologie der in 
der Arbeiterschafi dominanten Sozialdemokratie auf eine solidere materielle 
Grundlage stellte. Angesichts dessen wurde die Isolation, in der sich die 
revolutionären Gruppen schon aufgrund der Illegalität der Besatzung befanden, 
uuch politisch weiter verstärkt. In besonderem Ausmaß galt das für eine Gruppe 
wie den Kampfbund, der sich auch von seinem Aufbaukonzept weitgehend von der 
Arbeiterbewegung abschottete und der in der internationalen revolutionären 
Bewegung weitgehend isoliert war. 

Dabei war Frey dieses Problem durchaus bewußt. Ende April 1955 schrieb er 
bezüglich der Außenpropaganda folgendes an den Kampfbund: „Ich mache nicht | 
den Vorwurf, dass keine AP-Erfolge erzielt werden, sondern dass die AP-Arbeit 
überhaupt nicht gemacht wird. Aus Misserfolgen würden unsere Leute lernen. man 
muss sie aktivieren. das ist das, worauf Ihr jetzt die Hauptkraft konzentrieren 


2 Angaben nach Aufzeichnungen von Günter Schneider. 
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müsst.“ Bezüglich legaler und breiterer Arbeit hatte er Mitte September 1954 die 
Latte allerdings ziemlich hoch gelegt: 


„Natürlich wollen wir möglichst bald öffentlich vortreten, doch dazu müssen 
wir stärker und viel besser organisiert sein. Ohne ein regelmässiges 
Wochenblatt herausgeben, behaupten zu können, würden wir uns vor den 
Massen nur lächerlich machen. Dabei muss auch berücksichtigt werden die 
Besetzung durch die 4 Mächte.“ 


Gleichzeitig wurde aber bereits ab 1956 die Basis für eine spätere Konsolidierung 
gelegt. Die verbliebenen Genossen, die bereit waren, die extreme Isolation auf sich 
zu nehmen, begannen ab 1956 mit der Herausgabe des Kurses, der zehnteiligen 
Schulungsbroschüren von Frey. Ursrünglich sollte die Schweizer Sektion in 
Kooperation mit Frey diese Aufgabe übernehmen, als sich Frey jedoch Mitte der 
50er Jahre mit den Schweizer Genossen zerkrachte, waren sie nicht mehr bereit, 
dieses Vorhaben zu unterstützen. In der Folge fiel diese Aufgabe den 
Kampfbündlern selbst zu, was zwar viel Arbeit, aber auch eine politische Festigung 
mit sich brachte. 


Im Arbeiterblatt, das weiterhin zumindest im Monatsrhythmus erschien, 
dominierten weiterhin Artikel, die den Verrat der SPÖ (und der KPÖ) an den 
Arbeiterinteressen anprangerten - entweder in Form von Kommentaren zu 
aktuellen Fragen (Lohn- und Preisentwicklung, Produktivität, Verstaatlichte, 
Arbeitszeitverkürzung, Mindestlohn) oder in Form von Beiträgen zu 
grundsätzlichen oder historischen Themen. Es häuften sich nun aber auch Artikel 
zu internationalen Fragen wie zu China’, zur Weltlage insgesamt”, zum 
Slansky-Prozeß?”’, zu Berias Sturz und Stalins Tod?” oder zum Suezkonflikt?””. 


Der Wahlaufruf des Kampfbundes zu den Nationalratswahlen von 1953% ist 
insofern bemerkenswert, als dabei ein Positionswechsel gegenüber 1949 vollzogen 
wird. Die ÖVP, die „Partei des Kapitalismus, Klerikalismus, Monarchismus, 
Faschismus“, und der „faschistische VDU“ seien für Arbeiter unwählbar.’®' Und da 


23 Brief Freys an den Kampfbund vom 23.4.1955; zitiert nach: Günter (d.i. Günter 
Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975 

ebd. 
75 Arbeiterblatt Nr.37, Juli 1952 
276 Arbeiterblatt Nr.43, November 1952; Arbeiterblatt Nr.46, Dezember 1952; Arbeiterblatt 
Nr.76, Jänner 1955 
27 Arbeiterblatt Nr.46, Dezember 1952 
18 Arbeiterblatt Nr.56, August 1953 
2° Arbeiterblatt, Nr.97, September 1956 
280 Arbeiterblatt Nr.47, Jänner 1953 
381 Bemerkenswert ist, daß in der Kampfbund-Propaganda nicht nur der VDU (die 
Vorläuferorganisation der FPÖ) als faschistisch bezeichnet wurde, sondern - und nicht nur in 
diesem Artikel - auch die ÖVP als teilweise faschistisch eingeordnet wurde. Hier handelt es 
sich wohl um eine historische Verlängerung aus der Zeit des Austrofaschismus - eine 
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eine „proletarischdemokratische Partei“ noch nicht existiere, kommt der 
Kumpfbund zu folgendem Schluß: 


„Die Partei der verspiesserten, verkleinbürgerlichten Arbeiterbürokratie, die 
sozialpharisäische, schwindelsozialistische Partei die SP ist ein sehr großes 
Übel! Dennoch, im Vergleich zur Partei der stalinbürokratischen 
Sozialgangstern, der schwindelkommunistischen Partei ist sie das kleinere 
Übel! Deshalb fordern wir Euch auf: Wählt die SP! (...) Vorwärts, alle an 
die Urnen für die sozialpharisäische, schwindelsozialistische Partei, für die 
SP!“ 
Während in diesem Wahlaufruf der Stalinismus als das größere Übel als die SPÖ 
charakterisiert wurd, kam der Kampfbund einige Monate später im 
Zusammenhang mit der Arbeiterrevolte in der DDR zu folgenden Ergebnissen: 
Unter dem Titel Augen auf, Arbeiter: Gegenrevolution am Werk’? wurde - 
vermutlich von Frey selbst - der Kampfbeginn gegen die Erhöhung der 
Arbeitsnormen als berechtigt betrachtet. Daß der Kampf angedauert hätte, obwohl 
dus Regime die Verfügung sofort zurückgezogen hätte, wurde mit dem 
„berechtigten Riesenhass“ der Arbeiter „gegen die stalinbürokratischen 
Verbrecher“ erklärt. Die politischen Losungen der Bewegung hätten jedoch nicht 
im entferntesten „in die Richtung der proletarischen Klasseninteressen“ gewiesen. 
„Man muß aussprechen, was ist: Die Massen kämpften unter bürgerlichen 
Losungen. (...) diese Erhebung wurde faktisch gerichtet gegen die SU und damit 
nuch gegen die Arbeiter und armen Bauern Russlands.“ Den Hintermännern der 
Erhebung gehe es um die Vorbereitung eines Weltkrieges, durch den die Massen 
der Sowjetunion und der Volksdemokratien wieder „dem weltkapitalistischen 
Ausbeutungssystem“ unterworfen werden sollten. Das mangelnde 
Klassenbewußtsein hätte dazu geführt, daß sich die ostdeutschen Arbeiter für den 
Imperialismus und die kapitalistische Gegenrevolution missbrauchen hätten lassen. 
Die Arbeiter müßten „ihren Kampf zum Sturz der stalinbürokratischen Diktatur in 
der SU, in den “Volksdemokratien’ unterordnen ihrem Kampf gegen die 
imperialistischen Kriegstreiber, gegen die kapitalistische Gegenrevolution.“ 


In dieser Position drückt sich insgesamt doch eine sehr vorsichtige und skeptische 
Haltung gegenüber Arbeiterprotesten in stalinistischen Ländern, die 
notwendigerweise zu einer zeitweiligen Destabilisierung der jeweiligen 
gerelischaftlichen Strukturen führen müssen, aus. Während Trotzki davon ausging, 
du sich der Arbeiterprotest aufgrund der verheerenden Auswirkungen des 
Stalinismus auf das Bewußtsein vor allem gegen die Privilegien der Bürokratie und 
die politische Unfreiheit richten und politisch diffus sein werde, daß es für 
Revolutionäre gerade darum gehe, durch eine Intervention auf die politische 


liinschätzung jedenfalls, die sich mit einer marxistischen/trotzkistischen Analyse nicht 
vaniriigl und einem inflationär-moralischen Faschismusbegriff den Boden bereitet. 
W Arbeiterblatt Nr.55, Juli 1953 


Stoßrichtung einzuwirken”®, macht der Kampfbund seine Unterstützung doch 
recht ultimatistisch von einem relativ hohen Bewußtsein abhängig. Die 
revolutionären Chancen, die solche Arbeiterproteste in sich bergen, werden den 
Gefahren für den degenerierten Arbeiterstaat untergeordnet. Von der Methode her 
läßt sich hier wohl eine Fortsetzung der Kombinierten Kriegstaktik festmachen - 
möglicherweise auch eine Freysche Überbewertung der militärischen Ebene 
gegenüber der politischen. Hinter der verbal sehr orthodoxen und scharfen Haltung 
gegenüber dem Stalinismus standen beim Kampfbund damit in Praxis auch 
stalinophile Tendenzen. 


Auch der Abschluß des österreichischen Staatsvertrages, der 1952 vom Kampfbund 
noch für „sehr unwahrscheinlich“ gehalten wurde?®”, wurde von Frey ausführlich 
kommentiert.” Auf wirtschaftlicher Ebene könne der Staatsvertrag „den 
Grundwiderspruch des kapitalistischen Systems: den Widerspruch zwischen den 
wachsenden Produktivkräften und der im Verhältnis dazu immer wieder und 
immer mehr zurückbleibenden Massenkaufkrafi“ nicht lösen. Abgesehen davon, 
daß Frey hier einer Unterkonsumptionstheorie anhing, zog er aus der von ihm 
prognostizierten bevorstehenden Verschärfung der kapitalistischen Widersprüche 
die Schlußfolgerung, daß sich der Imperialismus bereits für einen Weltkrieg gegen 
die Sowjetunion als Ausweg entschlossen hätte. Der Staatsvertrag wäre in diesem 
Zusammenhang eine Konzession des Kreml, um sich Entspannung zu erkaufen, 
wäre aber für den Imperialismus keineswegs ausreichend. Rein militärisch belaste 
„der Staatsvertrag die Imperialisten ein wenig mehr als den Kreml“, da die Nord- 
Süd-Verbindung über Tirol verlorengegangen sei. Die „bewaffnete Neutralität 
Oesterreichs“ würde jedenfalls keineswegs ausreichen, um das Staatsgebiet zu 


verteidigen, Österreich würde „im nahenden heissen Weltkrieg wieder besetzt 


werden“. ?°° 


Innenpolitisch bedeute der Staatsvertrag, daß die Arbeiter „größere 
Bewegungsfreiheit haben als bisher.“ Für die sogenannte „'innere Sicherheit“ 
müsse nun der einheimische „kapitalistische Machtapparat“ sorgen. Dieser Staat 


283 So formulierte Trotzki 1939 in Bezug auf die politische Revolution: „Vom Standpunkt 
der Verteidigung stellt diese Revolution wie jede andere sicherlich eine gewisse Gefahr dar. 
Was nun? Wenn unserer Kritiker das Problem gründlich durchdacht hätte, würde er 
antworten, daß diese Gefahr ein unvermeidliches historisches Risiko darstellt, das man nicht 
umgehen kann, weil die UdSSR unter der Herrschaft der bonapartistischen Bürokratie zum 
Untergang verurteilt ist.“ (Leo Trotzki: Die Unabhängigkeit der Ukraine und die 
sektiererischen Wirrköpfe, in: Trotzki-Schriften 1.2) 

284 Die wirtschaftliche und politische Lage Österreichs, die Perspektiven und die der 
österreichischen Arbeiterklasse gestellten Aufgaben, internes Papier, 12.4.1952, Verfasser: 
vermutlich Josef Frey. 

2#° Arbeiterblatt, Nr.82, Juni 1955 

286 In der folgenden Nummer des Arbeiterblattes (Nr.83, Juli 1955) wurde unter dem Titel 


Oesterreichische Wehrmacht - Für welche Klasse - gegen welche Klasse? sehr eindeutig zum 
Klassencharakter des entstehenden neuen Heeres Stellung genommen. 
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worde sich dadurch immer mehr entlarven, wodurch der Staatsvertrag „zum 
Krwachen des proletarischen Klassenbewußtseins“ beitragen werde. Angesichts der 
mit dem Staatsvertrag einhergehenden Belastungen, der ansteigenden 
Arbeitslosigkeit und „der wachsenden Ausbeutung werden die Arbeiter für ihre 
Interessen ernst kämpfen“, wobei sich die Gewerkschaftsbürokratie „als eine 
kupitalistische Kraft“ zeigen werde. Zusammengefaßt kam man zu folgendem 
lirgebnis (das dem der IKÖ sehr ähnlich war): 
„Wir begrüssen den Staatsvertrag. Er bringt den Massen Freiheit von der 
Besetzung, grössere Bewegungsfreiheit! Doch keine Illusionen! Oesterreich 
bleibt auch nach dem Staatsvertrag ein kapitalistischdemokratischer, ein 
kapitalistischer Staat! Die österreichischen Arbeiter bleiben auch nach dem 
Staatsvertrag Ausgebeutete!“ 
line weitere Frage, zu der der Kampfbund ausgiebig Stellung bezog, war der 
ungarische Aufstand von 1956: „Der polnische, ungarische Nationalkommunismus 
will Unabhängigkeit von der russisch-nationalkommunistischen Stalinbürokratie 
{...)." Durch jahrzehntelangen reformistischen Verrat sei es der Weltbourgeoisie 
dubei gelungen, „Teile der Massen gegenrevolutionär zu verreißen.“ „Den Ostblock 
erschüttern, die Westflanke der Sowjetunion aufreißen, um sich den heißen 
Imperialistischen Weltkrieg, auf den sie losgehen, zu erleichtern - das ist das Ziel 
dieser imperialistischen Anstrengungen.“ „Was sich vor unseren Augen abspielt, ist 
ein Teil des Vorspiels zum Schlußakt des Zweiten imperialistischen Weltkriegs.“ 
Nci den Ereignissen in Ungarn handle es sich deshalb in erster Linie um eine 
Internationale Frage. Die Entstehung von Arbeiterräten könne nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß die Bourgeoisie die „Liquidierung“ des Sowjetstaates 
unstrcbe. Der Kampf des zentralen ungarischen Arbeiterrates „geht gegen die 
siulinbürokratische Regierung, gegen deren Politik. Dagegen wäre nichts 
einzuwenden. Allein dem ungarischen Arbeiterrat geht es nur, ausschließlich um 
diesen Kampf - und gerade diese Ausschließlichkeit macht den ungarischen 
Arbeiterrat zu einem Instrument der Gegenrevolution! (...) Der Arbeiterrat müsste 
den ungarischen Arbeitern zumindest die Augen öffnen, daß sie es heute 
grundlegend überall, auch in Ungarn, vor allem zu tun haben mit dem Hauptfeind 
der Arbeiterklasse, mit der Weltbourgeoisie (...). Der Arbeiterrat müsste den 
ungarischen Arbeitern die Augen öffnen für die Erkenntnis, daß der Sieg der 
Internationalen proletarischen Revolution (...) von den Millionenmassen erkämpft 
werden muß (...). Einzig und allein wenn der ungarische Arbeiterrat in der 


W amtlichen bisherigen Zitate zu Ungam aus: Arbeiterblatt Nr.100, November 1956; Das 
Ilehnsren darauf, daß es sich bei der erwarteten Konfrontation zwischen Imperialismus und 
ilui Sowjetunion nicht um einen neuen, dritten Weltkrieg handeln werde, sondern um eine 
luntsetzung des zweiten, war ein „Markenzeichen“ von Frey und dem Kampfbund - siehe 
lns unten. 


heutigen Weltlage diese Politik triebe, wäre er ein Instrument der proletarischen 
Revolution. Ohne das wirkt er gegenrevolutionär (...).“® 


„Für den Tiefstand des Massenbewußtseins besonders bezeichnend ist die traurige 
Tatsache, daß sogar ehrliche proletarische Revolutionäre, verleitet von ihrem 
‘revolutionärem Optimismus’, der Arbeiterschaft einreden, in Ungarn gehe es um 
den ersten Akt der politischen Revolution der Arbeiterklasse (...)“, womit diese der 
Konterrevolution in die Hände arbeiten würden. „Indem wir den Arbeitern die 
volle Wahrheit über Ungarn sagen, erschweren wir den gegenrevolutionären 
Vormarsch, kämpfen wir für den Vormarsch der internationalen 
proletarischdemokratischen Revolution!“ 


Insgesamt wurde in den Artikeln des Kampfbundes also weitgehend die Position 
zur Revolte in der DDR 1953 reproduziert. Man konzentrierte die 
Betrachtungsweise völlig auf die Absichten und Interessen des Imperialismus und 
der nationalen stalinistischen Bürokratien - und sah die ungarische Arbeiterklasse 
lediglich als Objekt, dem man keine eigenständige Rolle, keinen politischen 
Spielraum einräumte. In der Folge machte man den aufständischen ungarischen 
Arbeitern eine korrekte programmatische Position zu Stalinismus und 
Imperialismus zur Vorbedingung für eine Unterstützung und verbaute sich damit 
jede taktische Herangehensweise. Letztlich doch eine eher sterile und sektiererische 
Haltung - eine Haltung, die in Zusammenhang mit der generellen politischen 
Positionierung des Kampfbundes nach 1947 stand, die oftmals in Abgrenzung zum 
IS der 4. Internationale stattfand. 


3, Verhältnis zum Internationalem Sekretariat und zur IKÖ 


Sämtliche grundsätzlichen Dokumente des Kampfbundes zu internationalen Fragen 
und zur Positionierung innerhalb der trotzkistischen Bewegung wurden von Frey 
verfaßt - nicht nur weil er in der Schweiz mit der dortigen Sektion eng kooperierte 
und dadurch direkteren Kontakt zur internationalen Diskussion hatte, sondern 
auch, weil er eben die zentrale politische Persönlichkeit des Kampfbundes war. Im 
Juni 1948 bilanzierte Frey in einem längeren grundsätzlichen Papier den 2. 


288 Arbeiterblatt Nr.102, Dezember 1956 

289 Diese Passagen stammen aus: Arbeiterblatt Nr.101, November 1956; Mit den „ehrlichen 
proletarischen Revolutionären“ sind vermutlich die IKÖ-Genossen gemeint. Die 
zunelunende Spezifizierung der Argumentation in den aufeinanderfolgenden Artikeln dürfte 
- ebenso wie der 14-tägige Erscheinungsrythmus und die Art der Argumentation - ein Indiz 
dafür sein, daß der Kampfbund mit seiner Position politisch unter Druck stand und sich 
besonders gezwungen sah, sich gegenüber der IKÖ zu wappnen. Im Arbeiterblatt Nr.103 
(Jänner 1957) wurde schließlich noch ein Artikel mit dem Titel Sturz der Stalinbürokratie: 
von links oder von rechts? hinzugefügt. 


Weltkongreß der 4. Internationale.” Da die meisten späteren Papiere 
Auuptierungen, Vertiefungen oder Varianten der darin formulierten Positionen 
nind, kann es als zentrales Dokument betrachtet werden. 


Im ersten Abschnitt über die Einschätzung der Weltlage wird hervorgehoben, daß 
dor Zweite Weltkrieg noch nicht beendet sei, daß es sich lediglich um eine 
Alempause handle, die imperialistischen Widersprüche aber baldigst zu neuem 
Kricg führen werden. Es könne keineswegs von einem dritten Weltkrieg die Rede 
wol, da der neue Krieg dieselbe Grundursache habe wie der Zweite Weltkrieg. 


Mit ciner solchen Argumentation könnte natürlich ebenso - ja in Wirklichkeit 
sogar: viel eher - behauptet werden, daß der Zweite Weltkrieg nur eine Fortsetzung 
dos Ersten gewesen sei, da das erste imperialistische Gemetzel tatsächlich nicht 
genügend Zerstörung und Kapitalvernichtung hervorbrachte, um die Grundlage für 
oinen neuen Zyklus der Kapitalakkumulation, einen neuen kapitalistischen Boom 
abzugeben. Das schaffte der Zweite Weltkrieg sehr wohl, weshalb er viel eher als 
linschnitt betrachtet werden kann. 
I'reys Position ging letztlich von einer noch viel krasseren Fehleinschätzung der 
Substanz des Kapitalismus aus als Pablo und das IS. Das wiederum stand bei Frey 
in sehr direktem Zusammenhang mit dem starren Festhalten an seiner 
revolutionären Nachkriegsperspektive. In einem kurzen Beitrag von 1949 faßte er 
seine diesbezügliche Haltung zusammen - und zitierte einleitend folgende Stelle 
Trotzkis von 1939: 
„Wenn, entgegen aller Wahrscheinlichkeit, im Verlauf des jetzigen Krieges 
oder unmittelbar danach die Oktoberrevolution in keinem der 
fortgeschrittenen Länder eine Fortsetzung findet, wenn vielmehr das 
Proletariat überall und allenthalben zurückgeworfen wird - dann müßten wir 
zweifellos die Frage nach einer Überprüfung unserer Konzeption von der 
gegenwärtigen Epoche und der sie bewegenden Kräfte stellen. Die Frage 
wäre dann nicht so sehr die, welches pennälerhafte Etikett man der UdSSR 
oder der Stalin-bande anheften sollte, als vielmehr die, wie man die 
internationale historische Perspektive der nächsten Jahrzehnte, wenn nicht 
Jahrhunderte beurteilen sollte (...).“”' 


Wihrend Trotzki also mit revolutionärem Optimismus auf eine revolutionäre 
Iintwicklung orientiert ist, sich aber darüber im klaren ist, daß es keinen 
Automatismus gibt, und damit auch die Grundlage für eine Neuorientierung auf 
oine längerfristige Perspektive legt, zieht Frey aus Trotzkis Ausführungen 
lolgenden Schluß: „Wer erklärt: der 2. Weltkrieg ist beendigt, der zieht eben 


mO Hirt (d.i. Josef Frey): Eine Bilanz, 24.6.1948 
"l Tep Trotzki: Die UdSSR im Krieg, 25.9.1939; zitiert nach: Trotzki-Schriften 1.2; Bei 
ltuys Zitat handelte es sich um eine eigene Übersetzung aus dem Englischen, weshalb die 
Formulierungen nicht ganz ident sind. 


dadurch unsere weltgeschichtliche Perspektive in Zweifel.“””” Und da nicht sein 
kann, was nicht sein darf, sei der Zweite Weltkrieg „noch im Gange“ und gehe „vor 
unseren Augen“ „seiner höchsten Zuspitzung entgegen“. Hier wurden also nicht die 
Perspektiven der Revolutionäre von der Einschätzung der Realität abgeleitet, 
sondern die Realität den Perspektiven angepaßt - und damit die marxistische 
Herangehensweise einigermaßen auf den Kopf gestellt. 


In seinem Bilanz-Dokument von 1948 argumentierte Frey außerdem, daß - anders 
als das IS glaube - die Sowjetunion nicht nur innerlich geschwächt, sondern 
„schwer geschlagen“ aus dem Krieg hervorgegangen sei. Er hielt damit auch in 
dieser Frage, der Schwächung des Stalinismus durch den Krieg - stärker an der 
Orthodoxie fest als das IS. In der Folge stehe - so Frey - „der Kriegsüberfall der 
Imperialisten auf die SU (...) nicht in weiter sondern in naher Sicht!“ Diese 
Position des unmittelbar bevorstehenden Kriegs sollte noch jahrelang - auch nach 
dem Beginn des „Wirtschaftswunders“ aufrechterhalten werden. Die generelle 
Argumentationslinie war die, daß die imperialistischen Widersprüche - die 
allerdings kaum wo auf ökonomischer Ebene analysiert wurden - unaufhaltsam auf 
die Alternative Weltwirtschaftskrise oder heißer Weltkrieg zusteuerten und sich der 
Imperialismus angesichts dessen für zweiteres entscheiden würde.” 


Weiters kritisierte Frey die Einschätzung der stalinistischen Bürokratie und der 
KPen durch das IS und kam schließlich auf die Frage des Entrismus zu sprechen: 
Dieser sei keineswegs die Hauptdifferenz zum IS, wie dieses behaupte. Er sei durch 
aus für die Eintrittstaktik, allerdings gegen den „Totaleintritt“, „weil mit deren 
‘Taktik’ das Prinzip der Selbstständigkeit, Unabhängigkeit der Partei, deren 
führende Rolle preisgegeben wird“ und sie „im vollen Widerspruch zu den 
ausdrücklichen Beschlüssen des 4. und 2. Weltkongress der leninschen KI“ 
stünden. Frey und der Kampfbund hielten den Eintritt ganzer Sektionen in 
reformistische Parteien für prinzipienlos. Diese Position ging auf die anti- 
entristische Tradition des Kampfbundes in den 30er Jahren zurück und wurde jetzt 
durchgängig fortgesetzt. So formulierte Frey 1953 gegenüber Pablos Konzeption: 


„Die Stalinpartei ist unheilbar. (...) Wer auch nur unbewusst der Stalinpartei 
revolutionären Charakter zuschreibt oder auch nur die Möglichkeit zulässt 
ihrer Wandlung in diese Richtung (‘unter dem Druck der Massen’...) der irrt 
gründlich. der bedroht uns - ohne es zu wissen - mit Liquidation!” 


™ W.S, (d.i. Josef Frey): „2. oder 3. Weltkrieg"? - eine entscheidende Frage, interner 
Beitrag, 15.9.1949 

23 siehe unter anderem: Wohin führt der kalte Krieg?, in: Schriftenreihe der PV, Folge 7, 
31.12.1953 ; 

394 Konrad Friede (d.i. Josef Frey): Wurzeln unserer Irrtümer und Schwächen, 25.1.1953 
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Schließlich attackierte Frey im Papier Eine Bilanz von 1948 erneut” die Position 


der 4. Internationale zu Palästina. Da der arabische Nationalismus nicht in 
gleichem Ausmaß verurteilt werde wie der Zionismus, sei das IS letztlich 
opportunistisch gegenüber dem arabischen Nationalismus. Außerdem sei es falsch, 
wenn das IS die Forderung nach jüdischer Einwanderung nach Palästina als 
reaktionär bezeichne. 

Frey kam dann zu dem Ergebnis, daß in der 4. Internationale drei verschiedene 
Richtungen bestünden: erstens die „linkszentristische Richtung“, die durch das IS 
verkörpert werde; zweitens „die Rechtszentristen“, die vor allem aus den 
Internationalen Kommunisten Deutschlands (IKD) bestünden, und drittens aus 
denjenigen, die das IS als „Sektierer“ bezeichnete, die wiederum einerseits aus 
wirklichen Ultralinken bestünden und andererseits aus der 
proletarischrevolutionären Richtung der Schweizer Sektion. Letztere habe 
keineswegs nur Differenzen zur Eintrittstaktik, sondern grundlegende Differenzen 
zu ciner Reihe entscheidender Fragen.” 


In den nächsten Jahren präzisierte Frey (und damit in der Folge der Kampfbund) 
vor allem die Kritik an den Positionen des IS zu den Volksdemokratien, zum 
'Titoismus und zum Stalinismus im generellen. In einem Papier von November 
1949 geht er auf den Bruch zwischen Stalin und Tito ein: 


„Tito-Jugoslavien wurde geschaffen nicht durch proletarische Revolution, 
sondern durch nationalrevolutionären Kampf unter Führung der 
Titobürokratie. Tito-Jugoslavien ist daher nach wie vor ein kapitalistischer 
Staat (...) Tito-Jugoslavien bewegt sich nach wie vor auf der stalinistischen 
Linie des ‘Sozialismus in einem Land’, des National’kommunismus’, des 
Nationalismus: allerdings des jugoslavischen Nationalismus - zum 
Unterschied vom russischen Nationalismus. (...) In allen grundlegenden 
Fragen bewegen sich Stalinbürokratie und Titobürokratie auf ein und 
derselben verräterischen Grundlinie. (...) Wir dürfen die Massen nicht 
verwirren, indem wir ihnen - in der besten Absicht - einreden, ‘seine (Titos) 
Haltung sei ein Schritt vorwärts zur leninschen Linie’ - das behauptet das IS 
in seinem Appell in der jugoslavischen Frage an die Mitglieder der 
kommunistischen Parteien. Weder hat die Titobürokratie diese Absicht, 
noch hat ihr Ringen mit dem Kremi diese Wirkung. (...) Die Taktik des 
revolutionären Ausnutzens des Konfliktes Tito-Stalin wendet sich nicht an 
die Titobürokratie, sondern nur an die Arbeiter und armen Bauern 


"N ereits im Jänner 1948 hatte er (unter dem Pseudonym G. Hirt) mit seinem Papier Ein 
Dokument der Schande den Thesenentwurf des IS zur jüdischen Frage angegriffen. 

Ma ieser Punkt wurde schließlich mit einem eigenem Dokument vom 27.6.1949 - 
Internationale 3 einhalb oder revolutionäre Internationale?, Der 2. Weltkongress und die 
lalttik der Vierten Internationale - bekräftigt, bei dem es sich teilweise um eine 
Üherurbeitung, teilweise um eine Erweiterung des Papiers Eine Bilanz handelte. 
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Jugoslaviens, nur an die Mitgliedschaft der Stalinparteien, nur an die ihnen 
folgenden Massen und die Massen überhaupt.” 


In einem Kommentar zum jugoslawischen Betriebsrätegesetz fügte er im August 
1950 hinzu, daß dabei die eigentlichen Entscheidungen letztlich der Titobürokratie 
überlassen blieben, daß es lediglich darum ginge, die Arbeiter in das System zu 
integrieren, daß es in Jugoslawien keine Arbeiterdemokratie gebe und es deshalb 
kein Arbeiterstaat sein könne. Und abschließend wieder ein Angriff auf dic 
Führung der 4. Internationale: 


„Den heutigen Zentristen (Nr. 3%) erscheinen Titos Manöver als 
‘Linksentwicklung’. In Wahrheit arbeiten, wirken Titobürokratie, Titopartei, 
Titoregierung gegen die Klassenlinie des Proletariats. Die Zentristen Nr. 3% 
vermeinen, dass Tito sich zu ihnen entwickle - in Wirklichkeit ‘entwickeln’ 
vielmehr sie selbst sich zu tatsächlichen Helfern des jugoslavischen 
National’kommunismus’ des Antirevolutionärs Tito ...“” 


In einem grundlegenden Beitrag von 1952” faßt Frey seine Einschätzung der 
Entwicklungen in Osteuropa zusammen: Es hätte weder in den Volksdemokratien 
noch in Jugoslawien oder China einc proletarische Revolution gegeben, außerdem 
keine proletarische Demokratie „und eben deshalb waren sie nicht Arbeiterstaaten, 
konnten sie als solche nicht entarten, sind sie keine entarteten Arbeiterstaaten!“ Bei 
den Umwälzungen in Osteuropa habe es sich weder um eine „entartete 
proletarische Revolution“ gehandelt noch um eine „bürgerlichdemokratische 
Revolution“, sondern um eine „volksdemokratische ‘Revolution’“. Die 
Volksdemokratien seien nun „entartete bürgerliche Staaten“, keineswegs „entartete 
Arbeiterstaaten“, wie das IS in seiner „grenzenlosen Oberflächlichkeit“ verkünde, 
denn wenn 


„die Stalinbürokraie, ihre Partei, die Stalinpartei tatsächlich einer 
proletarischrevolutionären Rolle, Aktion fähig sind, dann hat die Vierte 
Internationale vor dem Weltproletariat keine Berechtigung zur 
Weiterexistenz, dann muss sie liquidiert werden, dann müssen wir zurück in 
die Stalinpartei. Die Liquidatoren sprechen das nicht aus, aber sie handeln 
danach mit ihrer “Taktik der Integration sui generis’ ... (...) Mehr denn je 
steht heute auf der Tagesordnung die Losung: Liquidation des 
Opportunismus, des Zentrismus 3%! (..). Vorwärts zur 
proletarischrevolutionären, proletarischdemokratischen Reform der Vierten 
Internationale!“ 


7 W S, (d.i. Josef Frey): Tito gegen Stalin, 4.11.1949 
398 Titos Betriebsrätegesetz, 3.8.1950 

2 Ernst Roth (d.i. Josef Frey): „Volksdemokratien“, Jugoslavien, China, 25.10.1952; in: 
Schriftenreihe der PV, Folge 10 


Nchließlich unterstützte Frey auch eine Resolution der Schweizer Sektion, der 
MAS, zum 3. Weltkongreß der 4. Internationale.” Darin wurde argumentiert, daß 
der Welikongreß Positionen angenommen hätte, „die geeignet sind, die IV. 
Internationale in die Stellung einer Linksopposition des Stalinismus zu 
Munövrieren“, da der Stalinbürokratie „eine fortschrittliche Mission (...) 
ugeschrieben“ werde. Und weiter: „Wir sind der Meinung, dass die Internationale 
sich hiermit auf eine schiefe Ebene begeben hat, auf der ihre eigene historische 
Notwendigkeit ins Rutschen gerät, und auf der alle Illusionen und Revisionen 
ozütglich der Rolle der Stalinbürokratie in Reichweite gelangen.“ 


Dic Positionen Freys zu diesen Fragen sind insgesamt äußerst widersprüchlich: 
Itinerscits tritt er gegen die politische Anpassung von Pablo und dem IS an den 
Ntolinismus und den Titoismus im besonderen auf. Andererseits bekam er die 
Hreignisse in Osteuropa in den späten 40er Jahren theoretisch nicht in den Griff 
und beharrte auf der immer stärker realitätsfernen Ansicht, daß dort weiterhin 
kupitalistische Systeme bestünden. Dabei fällt auf, daß er sich bei seinen 
Betrachtungen ausschließlich auf die politische Ebene konzentrierte und daß er die 
I'ruge, ob die dortigen Ökonomien nach kapitalistischen oder planwirtschaftlichen 
Mechanismen funktionierten, in keinster Weise beachtete. In dem Beitrag von 1952 
iiber „Volksdemokratien“, Jugoslavien, China wird in dem Abschnitt Ueber die 
Klassennatur dieser Staaten sehr deutlich die Unsicherheit Freys in dieser Frage 
sichtbar. Und der Begriff der „volksdeniokratischen ‘Revolution’“ hat keinen 
Ihcoretischen Erklärungswert, da er sich um eine klassenmäßige Bestimmung 
herumschwindelt. 

Dic Position, daß es sich bei den osteuropäischen Ländern auch nach den 
Umwälzungen um (staats)kapitalistische gehandelt hätte, ist vermutlich keine 
vigenständige Entwicklung Freys oder der MAS, sondern ein Festhalten an der 
ursprünglichen Position Mandels, die orthodoxer erschien, da sie die Errichtung 
eines degenerierten Arbeiterstaates ohne vorangegangene proletarische Revolution 
nusschloß. Frey beharrte weiter auf dieser immer realitätsferneren Einschätzung, 
um nur ja dem Stalinismus nicht das geringste Zugeständnis zu machen, obwohl 
dus Einräumen der Möglichkeit von bürokratischen, letztlich reaktionären und 
kontraproduktiven Umwälzungen der Eigentumsverhältnisse noch in keinster 
Weise eine politische Anpassung an den Stalinismus zur Folge haben müßte.” 


In der Haltung von Frey und dem Kampfbund gegenüber der IKÖ wurde 
weitgchend die Kritik an der internationalen Führung reproduziert. In einem An 


W Resolution der M.A.S. zum Ill. Weltkongreß der IV. Internationale, beschlossen auf der 
Vorkonferenz der MAS am 22.9.1951 

W yiche: 1. die Arbeiten Trotzkis zur Besetzung Ostpolens und Finnlands durch die 
Nowjelunion am Beginn des Zweiten Weltkrieges, 2. den Beitrag von Miodrag Jovanovic, 
Ulnistina Stojanovic und Eric Wegner Stalinismus und marxistische Staatstheorie, in: 
Alurxismus Nr.2 


die Mitglieder der IKOE gerichteten Papier” wird die Losung des 2. 
Weltkongresses der 4. Internationale Gegen Wallstreet und Kreml! als „objektiv 
gegenrevolutionär“ angegriffen, da es sich beim Weltimperialismus um den 
Hauptfeind handle. Die „politischen Wurzeln des Verhaltens von Baier, Horvath, 
Moser”? und Genossen“ in dieser Frage wäre ihre „revolutionsschädliche 
Kriegstaktik, (...) die sie auch heute nach 10 Jahren für richtig halten.“ Diese , 
Genossen hätten die Kriegstaktik benutzt, um den Kampfbund zu liquidieren. 
Deshalb die Aufforderung an die IKÖ-Mitgliedschaft: 


„Fordert, dass sich die Baier, Horvat, Moser und Genossen klar, ehrlich, < 
offen korrigieren, (...) dass sie sich offen und ehrlich dem Kampf, den die 
revolutionäre Opposition innerhalb der Vierten Internationale führt (...) 
anschliessen! Falls Eure Führung das verweigert, so wählt eine andere 
Führung (...).“ 


In einem weiteren an die IKÖ gerichteten Papier von September 1949% faßte der 
Kampfbund die Differenzen zusammen: 


„Die IKOe unterstützten und unterstützen weiter die linkszentristische, 
revolutionsschädliche Politik des IS in allen wichtigen Fragen: insbesondere 
in der Frage der SU, in der Frage der Taktik des Kampfes für 
Uebergangslosungen, in der deutschen Frage, der Palästinafrage usw. In der 
Frage des Totaleintritts gehen sie einen ernsthaften Kampf zur Verteidigung 
des revolutionären Prinzips der Selbstständigkeit, Unabhängigkeit der Partei 
aus dem Weg; eine bedeutende minderheit tritt sogar ein für den 
Totaleintritt in die SP.“ 


Die IKÖ hätte außerdem eine „grundverfehlte Auffassung des 2. Weltkrieges“ 
gehabt und wäre für eine „völlig falsche Kriegstaktik“ eingetreten. Während diese 
politischen Differenzen eine gute Seite des Papiers einnahmen, wurde auf nahezu 
fünf Seiten das „Liquidatorentum gegenüber dem Kampfbund“ - historisch weit 
ausholend - aufgerollt: Anstatt „die Fahne des seit 1923” kämpfenden 
Kampfbundes hochzuhalten“ und „spuckten die Baier, Horvat, Moser und Co.“ „auf 
diese Tradition“. Man kann sich vorstellen, daß mit solch langwierigen Klagen die 
Mitgliedschaft der IKÖ nicht für den Kampfbund zu überzeugen war. 


302 An die Mitglieder der IKOE, Werte Genossen! Wir geben Euch einen Ueberblick über: 
Die Verteidigung der SU - im Lichte der zwischen dem Kampfbund und der IKOE 
bestehenden politischen Differenzen, ohne Datum (vermutlich Ende 1948 oder Anfang 
1949), Kamplbund 

303 Das sind Modlik, Babnik und Drexler. 

30 Die bisherigen Hauptdifferenzen zwischen dem Kampfbund und den IKOe, 7.9.1949, 
Kampfbund 

305 Generell beansprucht Frey eine bis 1923 zurückreichende politische Tradition - im Sinne 
eines Eintretens für die Politik der Arbeitereinheitsfront und gegen die Bürokratisierung der 
KPÖ sicher mit Recht, im Sinne einer konsistenten Opposition gegen die Stalinisierung oder 
gar einer „trotzkistischen‘“ Ausrichtung allerdings mit weniger Recht (siehe oben). 
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Üborschattet war das Verhältnis zwischen Kampfbund und IKÖ freilich vom Streit 
um Kreys Handbibliothek, die er bei seiner Flucht ins Ausland zurücklassen mußte, 
dio 1938 teilweise verkauft und teilweise vergraben wurde und von der sich ein Teil 
nach 1945 in Besitz von IKÖ-Mitgliedern befand. Um diese Bücher, die - 
hbyeschen von einigen Werken der „Klassiker“, die Drexler im Sommer 1945 aus 
dem Keller des zerbombten Gestapo-Hauptquatiers geholt hatte - ein wichtiger für 
dio 'I'rotzkisten zugänglicher Bestand an revolutionärer Literatur waren, entbrannte 
ein heftiger Konflikt, als Frey die Herausgabe der Bücher forderte. Die IKÖ 
verschlcppte die Angelegenheit, der Kampfbund beschuldigte die IKÖ des 
Diobstahls und rief die IKÖ-Mitgliedschaft auf, „gegen die stalinistischen 
Cinunermethoden“ der „skrupellosen Baier, Horvat, Moser“ aufzutreten.’ Im 
obruar 1950 eskalierte die Situation schließlich: Frey forderte nun auch die 
Herausgabe verschiedenster Einrichtungsgegenstände, die er zurückgelassen hatte, 
dio aber während des Krieges verschiedenste Wege gegangen waren”, 
bezichungsweise eine finanzielle Abgeltung, die sich die IKÖ-Mitglieder sicherlich 
nicht leisten konnten. Es kam schließlich zu folgender Drohung: „Genosse FD wird 
duher längstens am 25. April 1950 die Strafanzeige wegen Verbrechens des 
Wiobstahls beziehungsweise der Hehlerei an die zuständige Wiener Strafbehörde 
erstatten gegen Horvat, Lerse, Ludwig, Moser und alle ihre Mitschuldigen.“”* 
Wiese Drohung, die angesichts dessen, daß sich beide Organisationen ja weiterhin 
In der Illegalität befanden, keine Kleinigkeit darstellte, wurde von Frey allerdings 
nicht wahrgemacht. Die Beziehungen zwischen den Gruppen wurden dadurch aber 
weiter belastet. 


4. Kampfbund und Internationales Komitee 


Während die Spaltung der 4. Internationale in IS und IK sich auf die IKÖ nicht 
hunwirkte, war sie für den Kampfbund von erheblicher Bedeutung. Sie stellte 
letztlich die letzte Chance dar, der nationalen Isolation zu entkommen. Der 
Ursprung des Augenmerkes des Kampfbundes auf das IK, war die - durch von Frey 
verfußten komplizierten Kooperationsabkommen teilweise schwierig gestaltete - 
/unummenarbeit zwischen Frey und der Schweizer Sektion der 4. Internationale, 
die schon in den Jahren vor der 53er-Spaltung stets recht orthodox positioniert 
war. 


"m Pie bisherigen Hauptdifferenzen zwischen dem Kampfbund und den IKOe, 7.9.1949, 
Kumpfbund 
W [in handelte sich dabei unter anderem um „ein eichenes, altdeutsches Speisezimmer, (...) 
wol untike Biedermeierkästen, (...) 1 Schreibtisch aus Palissanderholz (...), ein 
Aunkelblaues Alt-Meissener Porzellanservice, (...) ein Krystallglasservice, (...) Juwelen (...)“ 
wi t nach: An die Mitglieder 1. der IKOE, 2. der Opposition der IKOE, Februar 1950. 

un 


Als sich die Schweizer an der Bildung des IK beteiligten und damit der Politik des ' 
IS den Rücken zuwandten, sah Frey die Möglichkeit für eine internationale 
Neugruppierung der prinzipienfesten Trotzkisten gekommen. Er stand der Bildung 
des IK mit klarer Sympathie, aber dennoch abwartend gegenüber, was in Briefen an 
dem Kampfbund und in internen Dokumenten klar zum Ausdruck kam. Anfang 
Jänner 1954 faßte er die zu unterstützenden Hauptkritikpunkte des IK am IS wie 
folgt zusammen: 


„A) Das IK verlangt mit recht kategorisch das Einhelten der alten 
Grundlinie: Kampf auch zum Sturz des Stalinregimes in und ausserhalb der 
SU von links her in solcher Weise, dass dadurch der Kampf gegen die 
Imperialisten nicht leidet. Die Liquidatoren dagegen halten die 
Stalinbürokratie mindestens objektiv für revolutionär, sind also für deren 
Unterstützung. B) Das IK verlangt mit Recht kategorisch die 
Selbstsändigkeit der revol Avantgarde. Die Liquidatoren dagegen 
kapitulieren in Form des Totaleintritts vor der verräterischen 
Arbeiterbürokratie - da vor der Stalinbürokratie - dort vor der Labor- oder 
Sozialbürokratie (der SP). Die Einstellung des IK in diesen zwei 
Grundfragen wird das IK immer mehr auf unsere Linie treiben. Die Stellung 
zB der Franzosen ‘Die Volksdemokratien seien deformierte Arbeiterstaaten’ 
ist unhaltbar. Sie haben sich da so verrannt, dass sie nicht sofort 
einschwenken, aber sie werden das mit der Zeit müssen. So steht es auch mit 
anderen Differenzen, die noch vorhanden sind. 


Anschließend wurden die Kampfbund-Mitglieder von Frey aufgefordert, die 
Stimmung und Positionierung der IKÖ herauszufinden. Frey sah für die IKÖ „zwei 
Möglichkeiten“: 
„a) Sie gehen mit den Liquidatoren. Diese Position werden sie nicht lange 
behaupten. Das wird zu einer Spaltung unter ihnen führen: diejenigen, die 
das ablehnen und nicht nach rechts umfallen, werden Fühlung mit uns 
suchen. 
b) Es ist möglich, ja wahrscheinlich, dass schon jetzt ein Teil von ihnen das 
nicht schlucken will (wahrscheinlich Horvat und Co. oder ein Teil von 
ihnen). So dürften jetzt schon Spaltungstendenzen unter ihnen entstehen. 
Diejenigen, die nicht nach rechts werden gehen wollen, werden zu uns 
tendieren und Fühlung mit uns suchen. 
Es wäre natürlich für uns besser, wenn unter ihnen so eine Auslesc vor sich 


ginge. Diejnigen, die zu uns tendieren, würden sich viel besser assimilieren. 
Die gefahr, dass sich so etwas wiederholen könnte in unserer Mitte durch 


30 Brief von Gabi an Pepi (d.h. von Frey an den Kampfbund), 1.1.1954 
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sie, wäre so viel kleiner. Wenn aber alle Zeichen der Einsicht zeigen, das 
wäre natürlich am besten.“”'® 


Diloxbezüglich hatte sich Frey freilich verspekuliert. Der Höhepunkt der IKÖ- 
Internen Auseinandersetzungen lag bereits einige Jahre zurück. 1954 war im 
Qogenleil das Jahr der Wiedervereinigung der beiden IKÖ-Teile. 


lindo Jänner 1954 stellte Frey fest, daß der „Bruch mit den Prostalinisten (...) ein 
großer Schritt vorwärts“ sei, aber es bestünde nicht volle Übereinstimmung 
swischen allen Mitgliedern des IK, die französischen Genossen beispielsweise 
würden die Volksdemokratien als deformierte Arbeiterstaaten betrachten: „Über 
diono politsichen Differenzen darf man nicht schweigen. Das wäre schädlich. Die 
l.Jquidatorcn kennen diese Differenzen, sie erklären jetzt schon, das IK sei nur eine 
nogative Gemeinschaft. Das IK muss die politischen Differenzen überwinden, das 
wird erleichtert, wenn sie ausgesprochen werden.“ Schließlich riet Frey bezüglich 
dor Frage der Volksdemokratien den Artikel Stalinbürokratie und Arbeiterklasse 
Im Arbeiterblatt zu veröffentlichen: „Indem wir diesen Artikel veröffentlichen, 
vollzichen wir in politisch korrekter Form den politischen Anschluss an das IK. 
Wim den organisatorischen Anschluss betrifft, so bin ich dafür, noch eine Zeit lang 
suzuwarten.“°'! Drei Monate später schrieb Frey unter der Überschrift „Unser 
Verhiltnis zum IK“ folgendes: 


„A) Wir unterstützen das Ik, das einen guten politische Start gemacht hat. 
Allerdings hat das IK über einige politische Fragen, die wir kritisiert haben, 
bis jetzt noch nicht gesprochen. Wir haben uns entschlossen zuzuwarten, 
Ihnen Gelegenheit zu geben, Klarheit zu schaffen. das war richtig, darin 
beste Übereinstimmung, 


B- Aber sollen wir ihnen das sagen - oder sollen wir das einfach tun ohne es 
zu sagen. Ihnen das zu sagen, dass wir nocht nixht volles pol. Vertrauen 
haben, das wäre ungeschickt, unklug, unzweckmässig, es würde die 
Genossen kränken, würde uns erschweren, in guter Freundschaft mit ihnen 
zusammenzukommen, was wir wollen, und wozu Aussicht besteht, weil sie 
schr wahrscheinlich sich richtig einstellen dürften. 


Da steckt die Diffenrenz zwischen uns: Ihr wolltet einen Brief schicken, der 
ihne das schreibt - ich haben dieseen Brief nicht weiter geleitet, sondern im 
gegenteil später einen Brief geschrieben, der wiederholt, was unser Artikel 
"Stalinbürokratie u. Arbeiterklasse’ geschrieben hat: Das IK will und wird 
die 4.1. gesunden’. Das ist ein gewollter politischer Vertrauensvorschuss.) 
Aber in der Sache behalten wir nach wie vor Zurückhaltung. Erst bis wir 
volle pol. Klarheit haben, werden wir uns anschliessen.“”'? 


an 
elnl 
IN nel von Gerda An die L. (d.h. von Frey an die Leitung des Kampfbundes), 26.1.1954 
WH Ihot von Gerda An die L. (d.h. von Frey an die Leitung des Kaınpfbundes), 29.4.1954; 
le snhlieichen Tippfehler stammen aus dem Original 
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Neben den Erwartungen in das IK kommen meines Erachtens in diesem Brief zwei 
Dinge zum Ausdruck: 1) i SESE um 


Frey bereits von „grossen 
politischen Schwächen“ des 


IK, weshalb die 
Unterstützung für das IK 
„mit proletarischer 


Klassenkritik an den 
Mängeln“ zu verknüpfen 
sei? Ende Mai 1955 
beantwortete er dann die 
Frage „warum treien wir der 
4.1. und dem IK nicht bei?“ 
wie folgt: „Als Mitglieder 
wären wir gezwungen, ihre 
Beschlüsse, Erklärungen zu 
veröffentlichen samt den 
darin enthaltenen Fehlern - 
wir würden das diszipliniert 
machen, wenn sie unsere Josef Frey Mitte der 50er Jahre in der Schweiz 
positive Kritik an den (gemeinsam mit seiner zweiten Frau) 

Fehlern auch veröffentlichen 

würden.“ Da aber die amerikanische IK-Sektion, die SWP, einen grundlegenden 
Artikel von Frey zur Situation der 4. Internationale’? nicht veröffentlicht habe, 
seien diese Bedingungen nicht gegeben gewesen. 


313 Brief von Robert An die L. (d.h. von Frey an die Leitung des Kampfbundes), 9.12.1954; 
Die zeitweilige Orientierungauf das IK, war ein Grund für den Verlust des Genossen Cato (i- 
Name), der eine internationale Ausdehnung ablehnte und durch Betriebsarbeit der Isolation 
in der Arbeiterbewegung zu entkommen trachtete. Cato war ein Betriebsrat bei Schrack, der 
dort die Betriebszeitung Der Schrack-Arbeiter herauszugeben begann und der mit der SPÖ- 
Abspaltung um Truppe in Kärnten in Kontakt trat. Später beteiligte er sich an den 
Demokratischen Sozialisten. 

M Brief von Otto An die L. (d.h. von Frey an die Kampfbund-Leitung), 29.5.1955 

315 Es handelte sich dabei um den bereits 1953 verfaßten Artikel Die Wurzeln unserer 
Irrtümer und Schwächen - siehe oben. 
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Kinon völligen Bruch mit dem IK will Frey aber weiterhin vermeiden: „Wir sind 
whwuch - das wisst Ihr. Mit der 4.1. und dem IK brechen, hiesse auch mit jenen 
Ülenonsen brechen, die unserer Kritik bis zu einem gewissen Grade zugänglich 
kind, das hiesse uns völlig isolieren, und zwar auch von jenen Genossen, die uns 
folntiv am nächsten stehen. “”'® 


Do fücto kam aber eine Integration des Kampfbundes in das IK auch in den 
nilchsten zwei Jahren nicht zustande. Das IK bewegte sich nicht auf die Positionen 


den Kumpfbundes, die auch im re RN - z.B. was die 
KKT betrifft - mungen. zu. Im Gegenteil endeten zunehmende 
Konflikte zwischen Frey und der Schweizer Sektion in einem Abbruch der 
Kooperation - und damit letztendlich in einem Bruch mit dem IK. Als Frey 
schließlich ANF starb und damit die wesentlichste VE zur internationalen 
Irotzkistischen Bewegung abriß, #8 RR WERNER u 
CER. 


Ñ, Stabilisierung in den späten 50er und Fortschritte in den frühen 60er Jahren 


Dor Tod Freys bedeutete für den Kampfbund einen schweren Schlag und eine 
erutliche Gefährdung der Zukunft der Gruppe. „Nach seinem Tod wurde die 
politische Linie sehr mühsam und ungenügend erarbeitet. Diese Erarbeitung sah 
sohr lange so aus, dass die Einschätzungen und Erwartungen Melts sehr schülerhaft 
(bornommen wurden. Diese unkritisch und überhistorisch übernommenen 
Sinndpunkte entfernten sich in vielen Fragen immer mehr von der Wirklichkeit. In 
der individuellen AP gab es einige Jahre fast keine ernsteren Kontakte." 


Nuch dem Verlust der zentralen Identifikationsfigur waren nur noch diejenigen 
Clonossen übriggeblieben, die bereit waren, auch unter den Bedingungen des 
kapitalistischen Booms, eines weitverbreiteten antikommunistischen Konsens’ und 
in weitgehender politischer Isolation weiterzumachen und die entsprechenden 
Kutbehrungen auf sich zu nehmen. Da man trotz dem mittlerweilen Ende der 
alliierien Besatzung weiter von einer nahenden tiefen Krise des Imperialismus 
uusging und deshalb EEIEEIERNERNFTETE TER - und da diese Linie zu diesem 
Zeitpunkt von niemandem in der on in Frage gestellt wurde - - Paraple 
e ale) 
. Nachdem man schon zuvor Cato und Turansky verloren hatte, 

waren nun Holba und Schlesak die tragenden Personen der Organisation. 


ul cs überhaupt gelang zu überleben und schließlich sogar sich zu konsolidieren, 
lag im wesentlichen an zwei Dingen: erstens an der Wende nach innen: Nachdem 


a Fii iof von Otto An die L. vom 29.5.1955 
I inter (d.i. Günter Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975, Melt 
= (-Nime von Frey 


sich Frey Mitte der 50er Jahre mit der Schweizer Sektion zerstritten hatte, war der 
Kampfbund nun gezwungen, den Freyschen Kurs selbst herauszugeben. Diese 
Arbeit, die für die geschwächte Gruppe eine enorme Belastung darstellte, war 
gleichzeitig mit einer politischen Beschäftigung mit den darin enthaltenen Fragen 
verbunden. Während diese Tätigkeit so gut wie keine Wirkung nach außen zeigte, 
führte sie zu einer politischen Festigung der verbliebenen Genossen und stellte 
damit die Grundlage für zukünftige Fortschritte im Gruppenaufbau dar. 


Zweitens gelang es seit der Mitte der 50er Jahre, aus Sportvereinen und aus dem 
persönlichen Umfeld einige MEERE für an an zu gewi nnen (darunter 
Günter Schneider). REIT nn : 

Einige von ihnen wurden Kandidaten und traten 1958/59 em Kampfbund bei, 
wodurch die Mitgliedschaft von 1957 bis 1959 von zwölf auf 17 angestiegen war.” 
1958/59 ergab sich außerdem wieder ein Kontakt und schließlich eine Kooperation 
mit Cato und Turansky, was für den verdeckt agierenden und isolierten Kampfbund 
immerhin die Möglichkeit zu einem politischen Austausch eröffnete und ein 
rudimentäres Umfeld schuf - auch wenn es nicht gelang, die beiden Ex-Mitglieder 
wieder zu gewinnen. 


Anfang der 60er Jahre konnten dann etliche jugendliche Kontakte für die Gruppe 
interessiert werden, was zum Aufbau eines relevanten politischen Umfeldes in 
diesem Bereich führte. Schließlich organisiede der Kap zy zwei Jogondzelen, 
begann das : ` ' ` 
Während anfänglich die " Mitgliedschaft 


konstant blieb Mer lediglich das Umfeld größer wurde, wirkte sich die Entwicklung 


1964/65 auf die Mitgliederzahl aus, die nun auf 22 anstieg. 3 


Trotz der Konsolidierung und der personellen Erfolge blieb die politische Substanz 
der Gruppe gering. Besonders internationale Entwicklungen und die 
entsprechenden Diskussionen in der internationalen Arbeiterbewegung liefen an 
der Gruppe weitgehend vorbei. Das drückte sich auch im Arbeiterblati aus: Die 
mehr oder weniger regelmäßigen Weltlageeinschätzungen Konstatierten - wenn 
auch teilweise in Vergleich zu früheren Jahren in etwas abgeschwächter Form - die 
Widersprüche und die bevorstehende Krise des Kapitalismus, prophezeiten die 
entsprechenden politischen Konflikte und gaben die entsprechenden Antworten, die 
die Arbeiterklasse ziehen müsse. Bei nahezu allen dieser Artikel handelte es sich 
um reine Propagandaartikel, die einer tiefergehenden Analyse des Imperialismus 
und ciner aktuellen Einschätzung seines Spielraumes entbehrten. 


Obwohl von Zeit zu Zeit auch Beiträge zu internationalen Ereignissen 
erschienen”, die allerdings meist eher hölzerne Kommentare waren, lag der 


38 Angaben nach Aufzeichnungen von Günter Schneider. 
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ebd. 

2° zur SPD (9/1957), zum Nahostkonfikt (9/1958), zum de Gaulle-Wahlsieg (1/1958), zu 

den US-Wahlen (12/1958), zur kapitalistischen Offensive in Frankreich (2/1959), zur 
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Muhworpunkt der Publikation doch sehr starkt auf Österreich. Neben 

indatitzlichen oder historischen Artikeln - etwa zu 70-jährigen Jubiläum der 
IAndung der Sozialdemokratie, zum 40-jährigen Jubiläum der Gründung des 
Mulnuzbundes, zum Februar 1934 oder zur Klassenjustiz und zu „unserer“ 
Glendermerie - standen dabei Beiträge in Zentrum, die eine an sozialen Fragen - 
Arboltszcitverkürzung, Krankenkassensanierung, Preisanstiege - aufgehängte 
Kriiik un SPÖ und ÖGB beinhalteten nn Ba 


Ab don frühen 60er Jahren wurden Berichte über nationale oder internationale 
Arbeiterkümpfe zu einer mehr oder weniger regelmäßigen Einrichtung. Etwas 
Bere Aufmerksamkeit erzielte im Zuge dessen neben dem Bäckerstreik 1960 vor 
filom der Metallarbeiterstreik von 1962. Da an letzterem über 200.000 Beschäftigte 
Betoiligt waren, wurde ihm vom Kampfbund besondere Bedeutung zugemessen: In 
binom längeren Artikel wurde auf die Ursachen des Unmutes in der Metallindustrie 
und des Streiks, auf die Linie der Gewerkschaftsführung, auf das Ergebnis des 
Ñiroiks und auf die zukünftigen Kampfperspektiven der Arbeiterklasse 
eingogungen.’?' 
Min weiteres durchgängiges Thema in diesen Jahren waren die umtriebiger 
werdenden rechten Tendenzen: Ende 1959 wurde kritisiert, daß die 
Wsluldemokratisch geführte Wiener Polizei eine faschistische Kundgebung davor 
bowuhrt hätte, von Arbeitern auseinandergejagt zu werden. Anfang 1961 
bonchtfigie sich ein Beitrag mit der Diskussion um die Habsburger. Im Sommer 
1002 wurde der „Antifaschismus“ der SPÖ grundsätzlich behandelt - und dabei 
auch auf die „scheinradikalen Phrasen“ von Hindels eingegangen. 1965 setzte sich 
dan Arbeiterblatt mehrmals mit den „Symptomen der gegenrevolutionären 
Anstrengungen der Rechtsbourgeoisie“ auseinander - mit der „Fussacher 
Provokation“??? und der Ermordung Ernst Kirchwegers durch einen faschistischen 
Burschenschafter. 
Durchgängig - egal ob bei Nationalrats-, Landtags-, 


Gemeiderats- oder 
Nundespräsidentenwahlen - > wi 


ua chen 
f. Die SPÖ wolle zwar nie und nimmer einen 
erimihaften Kampf gegen die Kapitalistenklasse, aber um am Vertrauen der 
Mohrhcit der Arbeiterklasse in die Sozialdemokratie anzuknüpfen, die SPÖ in die 
Voruntwortung zu zwingen und sie dadurch vor der Arbeiterschaft besser entlarven 
u können, sei die Wahlunterstützung dennoch notwendig.””” Angesichts der 


Kuloninlrevolution (12/1960), zu Berlin (10/1961), zum Parteitag in Moskau (1/1962), zu 
Kuba (12/1962). 


IM Dar Aetallarbeiterstreik, in: Arbeiterblatt Nr.165, Juni 1962 

Yan Vorarlberg wurde die Taufe eines Bodenseeschiffes auf den Namen „Karl Renner“ 
mch regionalistisch-reaktionäre Mobilisierungen, die gegen „Wien“ und die SPÖ gerichtet 
wmon und von ÖVP und anderen konservativen Gruppen inszeniert wurden, verhindert. 

MN Aubeiterblatt Nr.1 70, November 1962 


verstärkten rechten Tendenzen Anfang der 60er Jahre wurde so argumentiert: „Wir 
haben das wahre, scheinsozialistische, verräterische Wesen der SPÖ aufgezeigt. 
Trotzdem raten wir Euch unter den heutigen Bedingungen: Wählt den I 
Präsidentschaftskandidaten der SPÖ - nur um das konterrevolutionäre Treiben der 
Rechtsbourgeoisie zu erschweren!“ 


6. Konflikte um die Ausrichtung und das Ende des Kampfbundes (1965-1973) 


Mit den Erfolgen in der Jugendarbeit gingen aber bereits in den frühen 60er Jahren 
interne Konflikte einher. Die von den Jungen angestrebte etwas breitere 
Jugendarbeit, in speziellen das Projekt eines legalen Jugendklubs kollidierte mit 
den strengeren Konspirationsvorstellungen der Älteren. Die Jugendzeitung 
Arbeiterstandpunkt hatte auch Eleniente eines Gegenprojektes zum Arbeiterblatt. 
Letztendlich entstand aus der Jugendorganisation tendenziell eine Art... 
Parallelorganisation, deren Aktivitäten von der alten Führung skeptisch beobachtet 

wurde, Insbesondere Holba und ein im westlichen Ausland lebender und mit dem 

Kampfbund in Kontakt stehender Verwandter Freys?” standen den Eigeninitiativen 


führte das nicht nur zum Verlust des Studenten, sondern auch zu 
einer panischen Reaktion des Kampfbundes und in der Folge zu einer ernsten 
inneren Krise. Der sogenannte Wem war der Anlaß für den Ausbruch der 
angestauten inneren Widersprüche im Kampfbund und bedeutete eine 
Erschütterung, die bis 1967 eine Desorganisation des Organisationslebens und eine 
Paralysierung der politischen Arbeit zur Folge hatte. 


Erst die sogenannte Reorganisation 1967 leitete eine erneute Konsolidierung ein. 
Nachdem die Alten müde und angesichts der Situation ziemlich ratlos waren, 
wurde die Leitung verjüngt. Schlesak hatte sich aus der Leitung zurückgezogen, 
Günter Schneider übernahm Leitungsverantwortung. Gleichzeitig wurden die 
älteren Genossen auch in den Zellen, wo man mit einer intensiveren Schulung 
begann, entlastet. Nach außen hin wurden alte unergiebige Kontakte abgebrochen, 
um sich damit nicht weiter zu belasten. Insgesamt gelang durch diese Maßnahmen 
eine vorläufige Konsolidierung. Die Gruppe begann ab 1968 auch wieder mit einer 
etwas stärkeren Außenpropaganda. die aber kaum neue Kontakte einbrachte. 
Schneider resümierte später: 


„Im weiteren Verlauf blieb der Blick der Org viel zu sehr nach innen 
gerichtet, obwohl sich die Org bereits wieder gefestigt hatte. Die mangelnde 


32 Arbeiterblatt Nr.196, Mai 1965 
325 ;_Name: Bruno 


Verknüpfung und Verbindung unserer Org mit der Arbeiterklasse erwies 
sich immer mehr als der entscheidende Hemmschuh für die 
bewusstseinsmässige Weiterentwicklung. Die Erfahrung zeigte, dass 
diejenigen Gen, die sich aktiv in der AP betätigten, die grössten 
bewusstseinsmässigen Fortschritte machten. Trotz grosser Anstrengungen 
einiger Gen in der Gewerkschafts- und TVN-Jugend (und in Wirtshäusern) 
gab es ausser Erfahrungen keine langanhaltenden Erfolge.“?° 


Ab 1968 verschärften sich die Konflikte zwischen alten und jungen 
heltungsmitgliedern, im besonderen zwischen Holba und Schneider, weiter: 
„Waren die ersten Differenzen überwiegend allgemein theoretischer Natur, kamen 
dann immer mehr unmittelbare taktische Fragen hinzu, seit 1968 in zunehmenden 
Musso in der Frage der AP. Ab 1970 führten die Diskussionen immer seltener zu 
inor Klärung.“ = Zee sagen 


r e 


REES ERHENE NS RER nei 
N TRIERER gsTg Die jungen Mitglieder hingegen sahen in 
Studentenbewegung auch eine Chance, Kontakte aufzubauen und der Isolation 
ein Stück weit zu entkommen: 
„Wir begannen in zunehmendem Masse die Veranstaltungen der WR 
'Linken’ zu besuchen, was bis dahin in unserer Org eher verpönt war. Die 
dort gemachten Erfahrungen ermöglichten es uns, die Schwächen unserer 
Org leichter zu erkennen, zB in der Einstellung zu verwandten Gruppen. 
Wir kamen dabei mit einigen festgefahrenen Ansichten unser Org in 
Widerspruch. In zunehmendem Masse gingen die Initiativen von den 
‚jüngeren Gen aus.“ 


Nehliclich installierten die Jungen Kampfbündler ein Kellerlokal für Jugendliche. 


eilig ging der 
Krucheinungsrhythmus des Arbeiterblattes kontinuierlich zurück, sodaß ab 1969 
nur noch ctwa vier Nummern pro Jahr erschienen. 


IV71 erreichte der Kampfbund-interne Konflikt dann einen Höhepunkt, als Holba, 
Wer in der Jugendarbeit stets auf die strengste Einhaltung der Konspiration 
Wedriingt hatte, einen seiner jugendlichen Kontakte ohne lange Vorbereitung mit 
Wivornen internen Dingen vertraut machte. Schneider meint in seinem Bilanzpapier 
hußordem, daß die älteren Genossen im Zuge einer Diskussion um die Weltlage den 


“a Canter (d.i. Günter Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975 
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pet verwandt mit Franz Pawelka; 
meh Aufzeichnungen von Günter Schneider; 
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Differenzen verständnislos gegenübergestanden wären und Kritik als persönliche | 
Angriffe gewertet hätten.” 
UBER - neben anderen Gruppen - auch in Kontakt mit der 
ee), einem halben Dutzend Genossen um Wilhelm 
Diefenbach und Marianne Fischer. Die Jungen im Kampfbund strebten schließlich 
eine Fusion mit dieser Gruppe an, die älteren Mitglieder standen dem skeptisch bis 
ablehnend gegenüber. In der Folge artikulierte Schneider im Herbst 1972 das 
Unbehagen der aktiveren Genossen gegenüber der Organisationspraxis des’ 
Kampfbundes so: „Unsere Org drohte und droht meiner Meinung nach immer mehr 
in der Routine, in der Schablone zu erstarren. Die sektiererischen Tendenzen 
nehmen bei Teilen der Org immer greifbarere Formen an.“ Und drei Jahre später 
fügte Schneider hinzu: 


siuspensthiehkmiin ga. Anstatt uns zumindest auf die theoretisch 


Auseinandersetzung mit diesen Gruppen vorzubereiten, um dann bei einem 
einsetzenden Massenaufschwung um die Führung kämpfen zu können, 
begnügten wir uns leider allzulange mit unserem organisationsinternen 
Kleinkram. Wir schmorrten im eigenen Fett, wie die Gl später treffend 
sagte. Die ersten intensiveren Kontakte mit anderen Gruppen legten dann 
unsere Schwächen offen.“ 


Im weiteren Verlauf wurden die Differenzen zusehends mit persönlichen 
Konflikten vermischt. Nachdem sich Holba, der den Jungen kein positives Konzept 
mehr entgegensetzen konnte, bereits im Februar 1973 aus der Leitung und aus 
sonstigen Funktionen zurückgezogen halte, traten im Sommer 1973 vier der 
verbliebenen älteren Genossen aus dem Kampfbund aus, was nichts anderes als 
Spaltung bedeutete. Holba und die drei anderen ausgetretenen Genossen bildeten 
eine lose und sehr klandestine Gruppe, die mit dem Verwandten Freys im Ausland 
sporadischen Kontakt hielt, weiterhin ihrer Gesinnung treu blieb, aber nicht mehr 
als politische Organisation in Erscheinung trat. 
Diese Abspaltung, mit der auch Verluste an demoralisierten Kandidaten 
einhergingen, bedeutete für die verbliebenen Genossen einerseits eine Schwächung: » 
„Die Org war durch die aufpeitschenden Diskussionen erschöpft, durch die 
Spaltung tief erschüttert. (...) Die vormalige Selbstüberschätzung unserer 
theoretischen Klarheit war infolge der Erschütterung unserer ehemaligen 
Standpunkte (durch die Konfrontation mit der Wirklichkeit und in der 


PI Günter (d.i. Günter Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975 
’? Günter (d.i. Günter Schneider): Frage des „Bremsens“, 16.10.1972 
3 Günter (d.i. Günter Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975 
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Diskussion mit anderen Gruppen) einer politischen Desorientierung 
gewichen. Das Erwachen in der rauhen Wirklichkeit war bitter.“ 
} Andererseits war aber nun der Weg frei für ernsthafte Fusionsgespräche mit der GI: 
} „Die wenigen aktiven Kräfte unserer Gruppe wurden immer mehr auf die 
Bedürfnisse der pol Diskussion mit der GI konzentriert (Fusionsperiode), in 
cinigen Fragen konnten wir nach zähen Besprechungen theoretische 
| Fortschritte erzielen (SP, KP, teilweise Volksdemokratien und 
Organisationsfrage). Die durch lange Jahre fest eingefressenen 
zentristischen Positionen einerseits, die theoretischen Schwächen unserer 
Gesprächspartner andererseits liessen in diesem Klärungsprozess nur 
langsame Fortschritte zu.“ 
4 i iu — p! e M H T r ý rie 
bb 5 ‚3° Während dieser 
Funlonsgespräche zog Schneider Bilanz über den Kampfbund und faßte dabei 
donnen Schwächen in folgenden Punkten zusammen: 
„l. Lange Zeit wurde das Schulungsmaterial von Melt als fast 
ausschliessliche Literatur verwendet. So nützlich dieses Werk bei 
zweckmässigem Gebrauch auch sein mag, es ist kein Ersatz für rev. 
Literatur. 
2. Unsere Org wartete immer auf den Aufschwung der Arbeiterklasse, nützte 
aber nicht genügend die Möglichkeiten, die sich im linken Studentenmilieu 
ergaben. 
3. Unsere Org lauschte wie gebannt auf die österr Arbeiter, beschäftigte sich 
aber viel zu wenig mit den internationalen Arbeiterkämpfen (zB jetzt in 
Portugal). Viel zu wenig Studium der aktuellen Schriften der 
Arbeiterbewegung. 
4, Ungenügendes Verhältnis zwischen Theorie und Praxis, zwischen der 
Kräfteaufteilung für Innenschulung und Aussenprop. 
5. Zunehmende Abneigung in der Öffentlichkeit pol zu arbeiten. Die 
Kunst?” diente als Vorwand für mangelnde Bereitschaft und wurde sehr 
weit übertrieben (Zusammenhang mit Fehleinschätzung der Weltlage). Der 
Marsch durch die Wüste?” hatte dabei auch wesentlichen Einfluss. 
6. Sehr starke Überschätzung der eigenen Klarheit. Unsere Org Praxis Ende 
der 60.-Jahre war grundlegend so, als ob wir die richtige pol Linie gepachtet 
hätten. Soweit wir uns überhaupt mit der Politik anderer Gruppen befassten, 


MH ghil 

Min 

MM juli unten 

u „Kunst“ steht hier als Kodewort für „Konspiration“. 


„Misch durch die Wüste“ steht für „Negalität“. 
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begnügten wir uns fast ausschliesslich damit festzustellen, dass sie nicht 
unsere Terminologie verwenden (zB deformierte Arbeiterstaaten). Nur 
ausnahmsweise setzten wir uns mit ihrer Politik tiefgehender auseinander. 


7. Textstellen wurden unkritisch und unhistorisch übernommen (Weltlage, 
Schlussfase des 2. Weltkrieges usw) 


8. Ungenügender Zugang zu rev Literatur (Zeitungen, Writings) 


9. Nur stilles Beobachten ohne Diskussion mit anderen Gruppen oder 
einzelnen Gen anderer Gruppen. Dies entsprang einerseits unserem 
Kunstverständnis, andererseits unserem ursprünglichem, fast feindlichen 
Verhalten zu den sich herausbildenden ‘verwandten’ Org. 

10. In unserem Organ befassten wir uns unter Brunos Anleitung fast 
ausschliesslich mit dem Verrat der SP, KP. Wir verwendeten damals fast 
stereotyp wiederkehrende Formulierungen. 

11. Die Kursanten und Kandidaten wurden oft jahrelang von der Org 
ferngehalten. Bei anderen Gruppen sind Kandidaten Mitglieder ohne 
Stimmrecht. 

12. Die Leitung war sehr lange von der Org isoliert (ZT wegen mangelndem 
Interesse der übrigen Gen) Die Probleme in der Leitung wurden zu lange 
von der ganzen Org ferngehalten. 


13. Die Bereitschaft und zum Teil auch die Fähigkeit, ernsthaft politisch zu 
arbeiten, hat bei einigen Gen erschreckend abgenommen. 


14. Unserer Org fehlt es an einer gemeinsamen Perspektive Einschätzun 
$ 339 8 
der Lage, sowohl politisch als auch organisatorisch.“ 


Diese Einschätzung bezieht sich zwar sicherlich im besonderen auf die letzten zehn 
Jahre der Existenz des Kampfbundes, ist aber nichtsdestotrotz in vielen Punkten für 
den Kampfbund generell äußerst treffend. In der Zeit von Ende der 40er bis Ende 
der 60er Jahre, in den Jahrzehnten des kapitalistischen Booms, des 
Wirtschaftswunders, des Kalten Krieges, des Antikommunismus’ und der relativen 
Stabilität der stalinistischen Herrschaft, standen die Revolutionäre mit dem Rücken 
zur Wand - in Österreich aufgrund seiner spezifischen Lage zwischen den Blöcken, 
der Sozialpartnerschaf, der Dominanz der Sozialdemokratie in der 
Arbeiterbewegung und des geringen RETS an Kasran nach 1945 in 
besonderer Weise. ' psor kota EEE STGE 


demssal existi aende A ileche -um genau jene politi u. 
ade Was in diesem Fall das kleinere rstellte und ob in dieser Zeit 


revolutionäre Politik überhaupt möglich war, ohne in eine der beiden Seiten 


9 Günter (d.i. Günter Schneider): Zur Entwicklung unserer Organisation, 31.8.1975 
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Muyleltcu, ist - auch oder gerade vom heutigen Standpunkt - schwer zu 
(worton. Fest steht aber, daß die Genossen des Kampfbundes (ebenso wie dic 
IKO) REN De o ee nd 


ta 


ap, um die Grundlagen für den Aufbau einer revolutionären Partei 
Wplleren Klassenkämpfen zu schaffen. Fest steht, daß die Genossen des 
Mpibundes (ebenso wie die der IKÖ) trotz verschiedenster politischer 
Whohon und Fehler überzeugte Revolutionäre waren, die den ganzen Respekt 
heutigen Generation von Trotzkisten verdienen. 


W, Überblick über den österreichischen Trotzkismus von 1966/72 
1996 


’ 


der G0cr Jahre, Anfang der 70er Jahre ist für den österreichischen 
klumus cin Einschnitt festzumachen. Zuvor war er ein aus der 
llerbewegung entstandener linker Flügel, der sich sozial weiterhin auf Arbeiter 
fe, Der hiesige Trotzkismus ab etwa 1970 entstand im wesentlichen aus der 
igon Studentenbewegung und Jugendradikalisierung - und setzte sich in der 
) such sozial lange Zeit dementsprechend zusammen. 


f Kinschnitt ist dabei nicht ganz eindeutig auf ein Jahr festzusetzen: Erstens 
lorlo der Kampfbund, wie wir gesehen haben, bis 1973 und gingen seine Reste 
Mitto der 70er Jahre in der überwiegend studentischen Internationalen 
munistischen Liga (IKL) auf. Zweitens ist auch beim langjährigen main-stream 
Önlorreichischen Trotzkismus, der VS-Tradition, die Datierung nicht eindeutig. 
Revolte, dic 1966/67 bis 1971 bestand, ist eine Art Zwischenprodukt: Sie 
jo noch von Kadern der alten Tradition geführt. Da sie aber letztlich bereits ein 
tlacher Ausdruck der beginnenden Jugendradikalisierung war, habe ich mich 
Mauhlonnen, sic als erstes Kapitel dieses Teiles V. aufzunehmen. 


[Magura werden wir in Teil V. eine Phase der Neuformierung nachvollziehen, wir 
Werden goscheiterte Aufbauversuche, erfolgreiche Interventionen und etliche 
Umyprupplorungen sehen. Unterm Strich bleibt folgendes: Die letzten dreißig Jahre 
Amorreichischen Trotzkismus waren keineswegs eine schillernde Erfolgsstory. 


. Während seit den späten 70er 
n dor dumals ungleich stärkere Maoismus weitgehend spurlos verschwunden 
Währond die KPÖ einen weiteren drastischen Niedergang erlebte und nur noch 
ind ihrer finanziellen Ressourcen existiert, während die Sozialistische Jugend 
Yan vinor Jugendorganisation mit tausenden aktiven subjektiven Sozialisten zu 
politisch und personell ausgetrockneten Fassade heruntergekommen ist, 
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konnte sich der österreichische Trotzkismus trotz der Krise der Linken seit den 
80er Jahren (und verschärft seit 1989) stabil halten. Es kam dabei zwar zu nicht 
unbeträchtlichen Verschiebungen innerhalb des trotzkistischen Spektrums, 
insgesamt blieben aber sowohl die personelle Stärke und das Umfeld als auch der 
Einfluß in soziale Milieus seit den späten 70er Jahren einigermaßen konstant 
(wobei bei letzterem auch eine gewisse Verschiebung von Studenten zu Schülern 
und Arbeitern stattfand). Dadurch konnte der österreichische Trotzkismus, trotz 
seiner inneren Uneinheitlichkeit, sein relatives Gewicht in der österreichischen 
Linken deutlich erhöhen. 


1. Die Revolte 


Ende 1963 war die IKÖ, die österreichische Sektion des VS, zusammengebrochen. 

Es waren nur Heinrich Thomas und Franz Pokorny übriggeblieben, die nun 

lediglich die mittlerweile in Deutschland hergestellte Zeitschrift Die Internationale 

in Österreich vertrieben. Sie versuchten nun Mitte der 60er Jahre, einige der 

Jugendlichen, die in den fraktionellen Auseinandersetzungen ursprünglich Modlik ? 
unterstützt hatten, für den Aufbau einer neuen Gruppe zu gewinnen - und sie waren 

bezüglich Peter Hallstein erfolgreich. Zu dritt wollten sie die Grundlagen dafür 

legen, die erwartete Jugendradikalisierung für den Wiederaufbau einer 

trotzkistischen Organisation in Österreich zu nutzen. Zu diesem Zweck begannen 

sie 1966 mit der Herausgabe des Bulletins /nternationale Perspektiven und 

schließlich ab 1967 mit der Zeitung Revolte, die als Propagandaorgan angelegt 

war. 

Mit der Revolte gelang es, ein Umfeld von Jugendlichen aufzubauen.’ Mit diesem 

„Revoltekreis“ gründete man schließlich Ende Juni 1968 die Trotzkistische 

Organisation Österreichs (TOÖ), die im August 1970 in Kommunistische Liga 

Österreichs (KLÖ) umbenannt wurde. Die Revolte-Gruppe begann sehr bald mit 

enormem Aktivismus: Neben der Revolte, die bis 1971 erscheinen sollte, wurde 

auch eine Betriebsrevolte herausgegeben. Mit einigen Lehrlingen, die man für sich 

interessieren konnte, formierte man eine Arbeitsgemeinschaft Trotzkistischer 
Gewerkschafter (ATG). Mit der Bildung der Arbeitsgemeinschaft Trotzkistischer 

Schüler (ATS) versuchte man auf die entstehende Schülerbewegung Einfluß zu 

nehmen. 

Angesichts der geringen Größe und der politischen Ungefestigtheit der Gruppe j 
genügte ein untergeordneter Konflikt mit einem der jüngeren Mitglieder, mit 

Reinhard Pitsch, um die Revolte-Gruppe zum Zusammenbruch zu bringen. Pitsch ù 


0 Darunter Peter Gruder, der später beim Verband Sozialistischer Mittelschiller (VSM) 
war, und Andreas Rasp, der später zur KPÖ ging. i 
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Heb nchtichlich mit einigen Anhängern die Gruppe.’ Angesichts dessen 


yon bei den meisten anderen die überhöhten Erwartungen in Resignation um. 
livh standen Thomas, Pokorny und Hallstein 1971 wieder allein da. 


Gruppe Revolutionäre Marxisten / Sozialistische Alternative 


i dom letztlich gescheiterten Versuch der Revolte wurde schließlich im Herbst 
092 die Gruppe Revolutionäre Marxisten (GRM) gegründet. Sie war ein Produkt 
- in Österreich vergleichsweise schwach ausgefallenen - 
Audenonradikalisierung in den frühen 70er Jahren, genauergesagt ein Produkt 
Jhon Differenzierungsprozesses und einer Linksentwicklung innerhalb dieser 
onbewegung. Die GRM entstand dabei als Zusammenschluß mehrerer 

on: 


u nus cinem studentischen marxistischen Zirkel um Raimund Löw. Löw 
bereits als Schüler in der Schweiz in engem Kontakt mit dem Vereinigten 
lariat der Vierten Internationale (VS). Als er als Student nach Wien 
Iödelte, tat er das mit dem Ziel und dem Auftrag, in Österreich eine Sektion 
gründen. Da er - im Gegensatz zu Hallstein’”” - mit der Autorität des VS 
galaliet war, waren er und seine Gruppe der entschlossenste und letztlich auch 
antuchcidendste Part im Vereinigungsprozeß zur GRM. 


„weilte Gruppe kam aus dem mao-stalinistischen Marxistisch-Leninistischen 
Wenverband (MLS). Es hatte sich dort eine oppositionelle Gruppe 
kyobilder, die in einem internen Papier vom Juni 1972 gefordert hatte, „in der 

nlonismuskritik nicht auf halbem Wege stehen zu bleiben“, auch den 

linismus als revisionistisch abzulehnen und der „realen Gefahr 
yonzuwirken, daß sich die VR China als ein neues, sozialistisches ‘Vaterland’ 
haut und kritiklos in den Gehirnen vieler Genossen etabliert“. Die 
pilionellen wurde Ende August als Trotzkisten aus dem MLS ausgeschlossen 

f bololligten sich in der Folge an der Gründung der GRM. 
kumen drittens Genossen von aus sozialdemokratischer Tradition 
Minonden Jugendorganisationen - vom Verband Sozialistischer Mittelschüler 
IRM) und vom Verband Sozialistischer Studenten Österreichs (VSStÖ) - und vom 


iii wm dann später in die Palmers-Entführung involviert, schloß sich in den 80er 


ui don KPO an und ist heute Weinhändler in Berlin. - 
[Mn VN iint - nach Ansicht von Gianni Riva (SOAL) - zu Hallstein kein Vertrauen gehabt. 
gu in dor Folge Löw den Vorzug gegeben hat, dürfte bei Hallstein, der ebenfalls den 
M ainor Sektion anstrebte, zu erheblicher Entäuschung geführt haben. Halistein schloß 
hat in don 8Oer Jahren - kurz vor seinem Tod - der GRM an. 
mminmmixtische Hefte (theoretisches Organ der GRM), Nr. 1 
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sogenannten Heimspartakus””. Und auch Heinrich Thomas schloß sich der GR 
an. 


Die GRM umfaßte bei ihrer Gründung etwa 40 Genossen - fast ausschließli 
Studenten. Ihre führenden Mitglieder waren Raimund Löw, Hermann Dworcza 
Georg Hofmann-Ostenhof und Ali Gronner. Die GRM wurde zur österreichischer 
Sektion des VS und damit einer der größten sich auf den Trotzkismus berufende 
Strömungen. Die GRM war ursprünglich auf Wien beschränkt, konnte sich abe 
bald dannach ins studentische Milieu in Salzburg und Graz, später auch auf Linz 
und Innsbruck ausdehnen. Ab März 1973 begann die GRM mit der Herausgabe de, 
Monatszeitung Rotfront. 


In der ersten Phase der GRM von der Gründung bis zu den Nationalratswahlen 
1975 konnte sich die Organisation mit einer kampagneorientierten Politik (Plakate, 
Demonstrationen etc.) vor allem auf den Universiäten erheblich aufbauen. Maı 
verfügte schließlich allein in Wien über vier sogenannte Hochschulzellen aus 
jeweils über zehn Mitgliedern. Die inhaltlichen Schwerpunkte der GRM- 
Propaganda waren im internationalen Bereich die Solidarität mit dem Kampf gegen 
das Franco-Regime in Spanien””, dem Widerstand gegen den Militärputsch in 
Chile 1973 und mit der portugiesischen Revolution 1974. Innerpolitisch standen ir 
dieser Phase neben der allgemeinen Propaganda für die permanente Revolution und 
einen rätedemokratischen Sozialismus der Kampf gegen rechtsextreme Umtriebe 
(insbesondere gegen den Kärtner Heimatdienst KHD) und die Diskussion um 
Wehrdienstverkürzung und Zivildienst im Vordergrund. 


Mit der Rotfront im Betrieb begann man parallel zur schwerpunktmäßigen Arbeit) 
an den Universitäten mit regelmäßigem Zeitungsverkauf und Fiugblativerteilen vori 
Betrieben. Abgesehen vom grundsätzlichen Bestreben von Organisationen de 
marxistischen Tradition, eine Verankerung in der Arbeiterklasse herzustellen, 
spielten für diese Ausrichtung im konkreten auch die theoretischen Konzepte deg 
VS eine Rolle: Nach dem Konzept der Neuen Massenavantgarde, das als erste 
Etappe im Aufbau einer revolutionären Partei die radikalisierte Studentenschaf 
gewinnen wollte, war nun die Theorie der Neuen Arbeitervorhut entwickelt 
worden, laut der es nun auch darum ging, sich mit der Minderheit von - vor allem 
jugendlichen - radikalisierten Arbeitern zu verbinden. Vor dem Hintergrund des 
Höhepunktes des sogenannten Österreichischen Weges und der Kreiskyschen 
Reformen blieben die Versuche der GRM, die Arbeiterklasse von außen zu 
beeinflussen, erfolglos. Wiederholt kam es sogar zu handfesten Übergriffen von 
sozialdemokratischen Betriebsräten und Arbeitern gegen „langhaarige Studenten“ 


W Der Heimspartakus war um 1972/73 eine Gruppierung von v.a. l,ehrlingen und jungen 
Arbeitern, die diffus links, tendenziell spontaneistisch ausgerichtet war und einem 
subkulturellen Habitus pflegte. 

’® Mitglieder und Sympathisanten der GRM spielten eine wichtige Rolle beim Sturm a 
ein spanisches Reisebüro und dessen Demolierung. 
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Fa ORM. Auch der mehrwöchige Streik der Arbeiter der Möbelfabrik Hukla, bei 
t div URM massiv intervenierte, brachte keine wirklichen Fortschritte. 


ind der Erfolge im studentischen Milieu war die GRM bis 1975 auf etwa 80 
edor und ein beträchtliches Umfeld angewachsen, sodaß sie bei 
tsirutionen in Wien einen Block mit an die 500 Leute stellen konnte. Man 
ich stark genug, um bei den Nationalratswahlen 1975 (in Wien) zu 
loron, wobei man sich von Anfang an darüber klar war, daß die zu 
Bondon Stimmen nicht sehr zahlreich sein würden. Es ging um eine 

indislische Kandidatur, darum, durch eine Kandidatur mehr 
" törksumkeit für die eigene Propaganda zu erzielen. Diese Ziel wurde - trotz 
magoren Ergebnisses von etwas über 1000 Stimmen - ansatzweise erreicht: Der 
intheitsgrad der GRM in der Bevölkerung ist - zumindest kurzzeitig - in 
taom Ausmaß angestiegen. 


dom war die Kandidatur der GRM zumindest eine Schuhnummer zu groß - 
hallo ihren Preis: Bereits das Sammeln von Unterstützungserklärungen kostete 
Organisation viel Substanz (viele der mit der GRM sympathisierenden 
Mion waren nicht in Wien gemeldet und deshalb in diesem Wahlkreis nicht 
borcchtigt). Durch den intensiven Wahlkampf (Infotische, Flugblattverteilen 
wurden schließlich viele Mitglieder ausgepowert. Nach dem mageren 
rgebnis - einige hatten vielleicht doch insgeheim mehr erwartet - warfen 
p das Handtuch. Bald nach den Wahlen verließ auch ein halbes Dutzend 
on um Gronner’”, die für eine Orientierung weg von den Unis eingetreten 
und die Tendenz Neuer Kurs gebildet hatte, die Organisation und schloß 
dor IKL’” an. Insgesamt verlor die GRM in den Monaten nach der NRW- 
dalur ctwa ein Drittel ihrer Mitgliedschaft. 


Phuso von 1976 bis 1979 kann wieder als Phase der Verstärkung betrachtet 
n. Dio Mitgliedschaft erreichte 1979 mit etwa 90 den Höchstand in der 
ivhto der GRM.’ Dazu kam weiterhin ein Umfeld von einigen hundert 
Inlorungsbereiten Sympathisanten. Diese Erfolge gingen wesentlich auf die 
monde Verankerung an den Universitäten zurück, wo die GRM einige 
tuts politisch dominierte und etliche Studienrichtungsvertreter stellte. Bei ÖH- 
len orzielte die GRM mit über 1500 Stimmen in Wien zeitweise bessere 
Billano als der moskaustalinistische Komunistische Studentenverband (KSV). 


den porsonchien Aufschwung spielte auch die Beteiligung an der Kampagne 
I die Inbeiriconahme des AKW Zwentendorf 1977/78 eine wichtige Rolle, weil 


N 


Ku ronner machte im späteren Verlauf eine wechselvolle politische Karriere: wichtige 
In «der linksalternativen Szene in den frühen 80er Jahren, obskur-reaktionär- 

Intaulıo Mitteleuropa-Schwärmereien in den späten 80er Jahren u.a. 

į tllimule Kommunistische Liga, siehe unten. 

um talon sowohl Gianni Riva als auch Peter Pilz, der sich mit einigen anderen vom 

nlyonpmiten hatte und der bis etwa 1980 dabei blieb, der GRM bei. 


E 
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es gelang, in dieser Bewegung zu rekrutieren. Es kam auch zu einer erste 
Tuchfühlung mit dem grünalternativen Milieu. 


Im internationalen Bereich standen der propagandistische Bezug zu den Streiks i 
Italien und der BRD und die Unterstützung für den linken Teil der Carta '77 in de 
CSSR - besonders für das tschechische VS-Mitglied Petr Uhl’ - im Vordergrund 
In Österreich war für die GRM weiterhin der Kampf gegen die extreme Recht 
bedeutend: einerseits gegen das Auftreten der Aktion Neue Rechte (ANR) an d 
Unis, wo es wiederholt zu gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen ANR 
Faschisten und Linken (u.a. GRMlern) kam. Andererseits war der Kampf gegen di 
Minderheitenfestellung in Kärnten” und den KHD eine wichtige, über die 
Universitäten hinausgehende Kampagne. 


Auch in den späten 70er Jahren hatte die GRM ihre allgemeine Propaganda 
sozialen Fragen und die Aktivitäten vor Betrieben fortgesetzt. Sie blieb aber de 


‚GRUPPE REVOI’ TKONARE 
NARS | 


SEKTION DER ! ~... AIONE 


facto weiterhin auf das studentische und das entstehende kleinbürgerlich-alternative 
Milieu beschränkt. Angesichts dieser Tatsache und im Einklang mit de 
internationalen Diskussion im VS 1979/80 wurde die sogenannte Wende zu de 
Betrieben beschlossen. Ziel war es, die soziologische Struktur der Organisation zw 
verändern. Da es nicht gelang, sich durch Propaganda von außen in del 
Arbeiterklasse zu verankern, sollte jetzt versucht werden, Teile der Mitgliedscha 


39 So unternahmen beispielsweise GRMier Fahrten in die CSSR, um tschechisches VS 

Propagandamaterial ins Land zu schmuggeln. 

3 Für die jüngeren Leser sei angemerkt, daß es damals (1976) bei der gegen den 
Widerstand der nationalen Minderheiten durchgeführten „Volkszählung besonderer Art“ un 

eine nicht im Artikel 7 des Staatsvertrages von 1955 vorgesehene Koppelung von 
Minderheitenrechten an dic Zahl der sich zur Minderheit Bekennenden ging. 
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&imWbetricben (Siemens, VOESt etc.) zu verankern. Das sollte einerseits durch 
Wnolnilungen, vor allem aber’ durch politisch motivierte Berufswahl erreicht 


grolle Mehrheit der GRM war für diese Wende”, allerdings war die Art und 
der Umsetzung äußerst umstritten: Während Löw, Hofmann-Ostenhof, Franz 
und mit ihnen die Mehrheit der GRM für eine weniger nachdrückliche 
kelzung standen und vor allem parallel zur Wende auch die Kampagnenpolitik 
Melır oder weniger gleichem Ausmaß fortsetzen wollten, trat eine Minderheit” 
eine eindeutigere und systematischere Umsetzung der Wende, für entsprechende 
pltonde Schulungen, für eine Anpassung des Aktivitätsrhythmus’ der 
nution an die Möglichkeiten von Berufstätigen und in der Folge für eine 
icho Reduktion der Kampagnenpolitik ein. 


Linie der Mehrheit führte dazu, daß die Organisation überlastet wurde, daß 
Iloh weder Wende noch Kampagnenpolitik umgesetzt werden konnte und daß 
wihlioßlich zu einer Paralyse kam. Ein weiterer Grund für den Mißerfolg lag 
mich darin, daß - nach einer nötigen Vorbereitungsphase - die ansatzweisen 
vho der Wende bereits in die Jahre 1981/82 fielen, in denen in Folge des 
nkturcinbruchs viele Betriebe Personal abbauten, was es auch den Genossen, 
dan ornsthaft vorhatten, erschwerte, in den ausgesuchten Betrieben eine 
lung zu finden. Lediglich im Angestelltenbereich der VOESt in Linz gelang 
wöhlicßlich, sich zu verankern und gemeinsam mit anderen Linken die 
ebugruppc der Breitmaulfrösche aufzubauen. 


dom die Vertreter einer nachhaltigen Umsetzung der Wende in der 
orhcit geblieben waren, trat ein Teil von ihnen aus der GRM aus. Da sie aber 
8 Vorsuche unternahmen, ein alternatives politisches Projekt zu initieren, 
on sich für manche der Austretenden aber auch um einen Vorwand gehandelt 
n um ihrem Ausstieg aus der GRM und der politischen Aktivität einen 
Ituhon Anstrich zu geben. Die GRM hatte aber insgesamt ab Anfang der 80er 
8 vlliche schleichende Abgänge zu verzeichnen. Der damals einsetzenden Krise 
radikulen Linken, die zum weitgehenden Verschwinden des Maoismus führte, 
lo sich auch die GRM nicht entziehen. Viele der Studenten, die sich in den 
uhren radikalisiert und nach einer Alternative zum herrschenden System 
M hatten, wurden von diesem System (ins Bildungswesen, in die bürgerlichen 
ən otc), das damals die nötigen Anstellungsmöglichkeiten noch in 
honder Anzahl anzubieten hatte, reintegriert - davon war auch die GRM 
Van. 


+ m ilan wichtigen Mitgliedern sprach sich nur Rainer Bauböck gänzlich dagegen aus. 
MM hontige Führung der SOAL besteht fast ausschließlich aus Angehörigen dieser 
heit (u.n. Gianni Riva), da die meisten Exponenten der damaligen Mehrheit die 
MI, inzwischen verlassen haben. 


In den frühen 80er Jahren stand für die GRM neben der Intervention in diel 
Friedensbewegung vor allem der Protest gegen den Putsch Jaruzelskis in Polen und 
die Unterstützung für den linken Flügel der Solidarnocs im Vordergrund. In diesen 
Jahren wurde unter GRM-Hegemonie auch die Zeitschrifi Gegenstimmen 
herausgegeben, die als Informations- und Diskussionsorgan über die linke 
Opposition in Osteuropa verstanden wurde. Die Rotfront war bereits 198 
eingestellt und durch die linke ersetzt worden, die - anders als die Rotfront - nic 
als Zentralorgan, sondern als Diskussionsforum konzipiert war. 


Eine wichtige Rolle spielte in der ersten Hälfte der 80er Jahre für die GRM auc 
die Solidarität mit der Revolution in Nicaragua gegen den US-Imperialismus4 
Damit gingen - in Einklang mit der Mehrheit des VS - auch massive Illusionen in 
die FSLN und den nicaraguanischen „Arbeiterstaat“ einher. Die kleinbürgerlick 
nationalistischen, antiimperialistischen Sandinisten, die keinerlei Interesse an einer 
rätedemokratischen Planwirtschaft hatten’, wurden als revolutionäre Führung 
betrachtet und der Aufbau einer von der FSLN unabhängigen revolutionäre 
Organisation in Nicaragua abgelehnt.” 


Insofern ist es kein Zufall, daß die in den frühen 80er Jahren aufgebaute, unter den 
Einfluß der GRM stehende Jugendorganisation und deren Zeitung den gleicher 
Namen trug wie die Parteizeitung der Sandinisten: barricade. Diese 
Jugendorganisation, die in Wien und Wels existierte und etwa 25 Mitglieder hatte 
entwickelte eine sehr lebendige Dynamik, organisierte große Veranstaltungen und 
erreichte mit der Zeitung eine Auflagenzahl von teilweise etlichen tausend. Der‘ 
Versuch der GRM, mit der barricade einen Entrismus in die Sozialistische Jugen 
(SJ) zu beginnen, um sich dort personell zu verstärken und Einfluß zu gewinnen, 
erwies sich jedoch für die barricade als tödlich. Die Jugendlichen, die mehrheitlich 
keine geschulten Trotzkisten mit dem entsprechenden taktischen Verständnis 
waren, wollten keineswegs in die verabscheute reformistische SJ eintreten. Die 
barricade verlor die meisten Mitglieder. Es blieb nur eine Handvoll Genossen - im; 
wesentlichen die jugendlichen Mitglieder der GRM - übrig, die in der S4 


35° zum Charakter der FSLN, der nicaraguanischen Revolution und der nachrevolutionäres 
Gesellschaft in Nicaragua siehe: Miodrag Jovanovic / Christina Stojanovic / Eric Wegne 
Stalinismus und marxistische Staatstheorie, Anhang 1 (Was Wohlforth über China ung 
Kuba hätte sagen sollen), Anhang 2 (Wurde der Staat in Nicaragua zerschlagen”), i 

Marxismus Nr.2, S. 120-129. 

354 Auf internationaler Ebene, vor allem in Lateinamerika, hatte sich im VS eine Oppositio 
gegen diese Ausrichtung herausgebildet, die „Morenisten“ (siehe oben). In Österreik 
sympathisierte Kurt Lhotky mit dieser Opposition, verließ um 1980 die GRM und gründete 

nachdem sich auf internationaler Ebene Morenisten und „Lambertisten“ (französische IK 
Tradition, siehe oben) nach einer kurzen Annäherung wieder getrennt hatten - ein 

österreichische lambertistische Gruppe, die Trotzkistische Gruppe Österreichs (TGÖ 

Lhotzky gab die Zeitung Manifest heraus und versuchte, die Gruppe durch Diskussionszirk 

in der Sozialdemokratie aufzubauen. Die TGÖ kam aber über einige Interessierte um 
Sympathisanten nicht hinaus und löste sich Anfang der 90er Jahre auf. 
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Wervonierien, bis der Entrismus Mitte der 80er Jahre ergebnislos abgebrochen 
Wurdo. 
Ala dio GRM 1986 aus „pädagogischen Gründen“ in Sozialistische Alternative 
benannt wurde, verfügte die Organisation noch über knapp 50 aktive Mitglieder. 
o der 80er Jahre war zwar durch „Einführung-in-den-Marxismus“-Schulungen, 
an der Universität Wien angeboten wurden, eine neue Generation von jungen 
fonten gewonnen worden. Dadurch konnten die ständigen schleichenden 
Ange aber nicht ausgeglichen werden. Teilweise zogen sich Mitglieder auch 
b dor politischen Aktivität zurück, ohne formal auszutreten. Sie zahlten weiter 
Mitgliedsbeiträge, waren aber de facto Sympathisanten. Dadurch wurde 
Mindosi seit Mitte der 80er Jahre der Charakter der GRW/SOAL als 
dororganisation aufgeweicht. 


tisch orientierte sich die GRM seit Anfang der 80er Jahre - trotz des 
Meschlusscs der Wende - zunehmend auf die Ökologiebewegung und das grün- 
MMerutivc Milieu, auf die man seit Zwentendorf ein Auge geworfen hatte. 
gohen von einigen, die den Versuch einer revolutionären Politik gleich ganz 
"e bon und in der grün-alternativen Szene aufgingen, verstärkte auch die GRM 
3 Organisation die dahingehende Ausrichtung: Nach einem Wahlaufruf für die 
Alternative Liste Wien engagierte sich die GRM 1984 massiv in der von KroZe und 
gerlichen Ökologen dominierten Bewegung gegen den geplanten Kraftwerksbau 
Hainburg. Darüberhinaus beteiligte sich die GRM an den Kampagnen gegen den 
Mil von Abfangjägern durch das österreichische Bundesheer. 


Mh wurde schließlich die Ausrichtung auf die entstehende grüne Partei 
rulisiert. Man entwickelte das Konzept - letztlich die Illusion -, auf die sich 
loronde Partei Einfluß zu nehmen und die Grünen nach links zu treiben. Das 

teilweise dahingehend theoretisiert, daß die Grünen besonders die 
Monden Angestelltenschichten ansprächen und daß sie deshalb potentiell eine 
„Arbeiterpartei der Zukunft“ seien. Vorkämpfer dieser Orientierung waren 
n der Grazer Ortsgruppe auch Hermann Dworczak und Franz Floss 
rntützt von einer deutlichen Mehrheit der Organisation), während ihr viele der 
gan Mitglicder skeptisch bis ablehnend gegenüberstanden. 


rend sich die Grazer Genossen recht schnell in die dortigen Grünen 
! rlorion, ließ sich die Sache in Wien relativ zäh an. Bereits im 
Wentschaftswahlkampf im Frühjahr 1986 führte die GRM/SOAL einen 
Ikumpf für die Wahl Freda Meissner-Blaus.” Bei der vorgezogenen 
Mallonulruswahl im Herbst 1986 unterstützte die SOAL in Wien dann die von der 
or Landesversammlung der Grünen gewählte, von Andrea Komlosy 
fhhrte Liste - die Grün-Alternative Liste (GAL) - gegen die von Meissner-Blau 
den chemaligen Mitglied Pilz von oben putschartig eingesetzte Liste Freda- 
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fa ilui Ntichwahl rief sie schließlich dazu auf, gegen Waldheim den SPÖ-Kandidaten Kurt 
au wählen. 


Meissner-Blau. Durch die schwere Niederlage der GAL - knapp 6000 Stimmen 
und die damit einhergehende Ausgrenzung der Wiener linksalternativen Szene a 
dem grünen Parteibildungsprojekt verschlechterten sich auch die Möglichkeiten de 
SOAL für eine Intervention bei den Wiener Grünen. Die SOAL brachte es auch i 
den folgenden Jahren nie zu einer wirklichen Verankerung in den grüner 
Strukturen, nie dazu, einen realen Faktor innerhalb der Grünen darzustellen. 


Das lag allerdings nicht nur an der mangelnden Bereitschaft der Wiener SOAL# 
Mitglieder, sich in den grünen Bezirksgruppen aufzureiben, sondern in 
wesentlichen daran, daß die Dynamik der Grünen nach ihrer Etablierung als Parte 
- nicht nur in Österreich - keineswegs nach links ging. Die Grünen sind ei 
linksliberale Partei, die sich sozial auf Lehrer, Sozialarbeiter, Beamte mit höhere 
Bildung, kritische Christen und verschiedene kleinbürgerliche Humanisten stützeı 
die in Ermangelung einer organisierten Basis in hohem Ausmaß vom Wohlwol 
der Medien abhängen und die dort, wo sie Teile der Arbeiterklasse (v.a. Angestel 
mit höhere Bildung) als Wähler erreichen, diese nicht als Lohnabhängig 
ansprechen (geschweige denn: organisieren), sondern als besorgte Menschen. Vo 
diesem Hintergrund mußte die SOAL mit ihren Plänen auf verlorenem Poste 
stehen. Einzig Franz Floss konnte sich in den Grünen durchsetzen - allerding) 
nicht mit einer auch nur ansatzweise revolutionären Politik, sondern lediglich ai 
fähiger Organisator. 


In der Kampagne gegen den ÖVP-Präsidentschaftskandidaten Kurt Waldhei 
gelang es der SOAL allerdings, gemeinsam mit den bürgerlichen Antifaschiste: 
des Republikanischen Klubs - Neues Österreich eine wesentliche Rolle zu spiele 
und eine Reihe von aufsehenerregenden Aktionen zu organisieren. Da d 
Bündnispartner für linke Propaganda kaum ansprechbar waren, konnte die SOA 
als Organisation davon aber kaum profitieren - zumal sich der schleichend 
Mitgliederverlust fortsetzte. Die Ortsgruppen in Linz und Salzburg brache 
schließlich um 1987 zusammen, und die SOAL existierte in der Folge a 
funktionierende Organsation nur noch in Wien und Graz. 


Ähnlich wie bei der Anti-Waldheim-Kampagne erging es der SOAL bei 
Studenten- und Schülerstreik 1987. Im Schülerbereich konnte sich die seit 1986 i 
SOAL-Umfeld bestehende Schülergruppe rebel in gewissem Ausmaß profilieren 
Auf der Universität Wien stellte die SOAL einige der bekanntesten Führer d 
Bewegung und war mit dem täglichen SOAL-Streikinfo ein bedeutender Fakt 
Trotzdem gelang es auch in dieser Bewegung nicht, sich personell und in Bez 
auf Verankerung zu verstärken. ' 


Die Ursache für diese Entwicklung ist wohl stark darin zu suchen, daß unter de 
Eindruck der allgemeinen Krise der Linken beträchtlichen Teilen der ältere 
SOAL-Mitgliedschaft und auch der Führung die tiefe Überzeugung in di 
Notwendigkeit des Aufbaus einer revolutionären Organisation abhandengekommg 
war. Manche von denen, die die politische Aktivität nicht gänzlich aufgabe 
hatten (auch angesichts der eigenen früheren unrealistischen Erwartungen) gem 
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der Knochenarbeit der Schulungen und des Parteiaufbaus, von der Existenz als 
whaftlich weitgehend isolierte Gruppe, und wollten endlich rasch „große 
ilk" machen - bei den Grünen oder in scheinbar gesellschaftlich relevanten 
ungen. Abgesehen davon, daß es sich dabei um die gesellschafiliche 
nz von kleinbürgerlichen Strömungen handelte, durch die die 
schaftliche Relevanz der revolutionären Kräfte keineswegs gestärkt wurde, 
pr dic SOAL zunehmend an eigenem politischen Profil. Da sie sich selbst 
gr weniger als politisches Projekt ernstnahm, mußte sie für potentiell 
nnbarc Leute zunehmend an politischer Glaubwürdigkeit verlieren. 


der Folge kam es in den späten 80er Jahren zu weiteren Verlusten. Die meisten 
pn Mitglieder entfremdeten sich durch ihre Kritik an der Orientierung auf die 
ion zunehmend von der Organisation. Bereits 1987 schlossen sich einige der 
In noch bestehenden, gegenüber den Grünen und diversen Bewegung sehr 
l nuftretenden Marxistischen Gruppe (MG)’” an. 1988 traten einige zur 
ape Arbeiterstandpunkt über, die sich im Studentenstreik 1987 auch gegenüber 
ohon SOAL-Mitgliedern als orthodoxere Alternative zur SOAL-Politik 
lieri hatte. Ebenfalls 1988 bildete sich eine Fraktion für proletarische Politik, 
die Grünpolitik der SOAL attackierte und für eine Ausrichtung auf die 
orklasse eintrat. Diese Fraktion verließ schließlich im Frühjahr 1989 die 
|. und gründete gemeinsam mit den Resten der IKL die Revolutionär 
munistische Liga (RKL)”. Gleichzeitig zogen sich wichtige Mitglieder wie 
oder Hofmann-Ostenhof zu bürgerlicher Karriere und/oder ins Privatleben 
k'", Die Aktivitäten von Floss beschränkten sich auf sein - von der Politik der 
‚ weitgehend unabhängiges - Engagement bei den Grünen, wodurch er der 
‚ de facto verlorenging. Die Abspaltungen und Abgänge von führenden 
lledern führten bei weiteren Genossen zu Demoralisierung und Austritten. 


Umwälzungen in Osteuropa 1989/90 führten nicht nur zu einer weiteren 
irfung der Krise der Linken insgesamt, von der vor allem die Stalinisten 
Ihre politischen Trittbrettfahrer betroffen waren, sondern auch zu einer 
irkung der Probleme der SOAL. Die Haltung der SOAL zu den Ereignissen 
Ostsuropa wurde von vielen anderen Trotzkisten als opportunistische Anpassung 
dio bürgerlich-demokratischen Kräfte betrachtet. Die Erfolglosigkeit der 
onion bei den Grünen wurde immer deutlicher. Die zeitweilige Beteiligung 
Anlirussitischen Aktivitäten in den frühen 90er Jahren brachte ebenfalls nichts 


Pi» MU, die ihr Zentrum in München hatte, verband konspiratives Kadergruppenwesen, 
Intinclies Aufklärertum und Lehrveranstaltungskritik mit einer Ignoranz und Präpotenz 
ibar jeglicher realen Bewegung der Arbeitenden. Sie erfreute sich in den 80er Jahren 
einen Minderheit des linken studentischen Milieus einiger Beliebtheit. Die MG wurde 
ilur Ver Jahre aufgelöst. 

ie unlen 

|#w int heute USA-Korrespondent des ORF, Hofmann-Ostenhof außenpolitischer 
jet dos profil. 
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ein. Und die Kampagne gegen den EU-Beitritt, mit der die SOAL versuchte, ein 
linken Kontrapunkt zur nationalistischen Argumentation von FPÖ, Grünen, 

und Co. zu setzen, war zwar für die SOAL eine wichtige Aktivität, konnte d 
Entwicklung der SOAL, die durch den Verlust fast aller jungen Mitglieder von de 
Rekrutierung im studentischen und jugendlichen Milieu de facto abgeschnittes 
worden war, nicht aufhalten. Die Linie des VS, das seit den 80er Jahren in viele, 
Ländern die politische Eigenständigkeit aufgab und die Sektionen in verschiedenst 
linke Projekte hinein auflöste, wirkte wohl auch in Österreich in Richt 
Infragestellung der eigenständigen Existenz als SOAL. Weitere Mitgliede 
reduzierten ihre politische Aktivität. Schließlich führte die schwere Erkranku 
von Dworczak, der Motor und wichtigster Aktivist der Gruppe zugleich war, z 
einer ernsten Verunsicherung über die Zukunft der SOAL. 


Schließlich konsolidierte sich die Gruppe aber seit 1994 auf niedrigem Nivea 
Aufgrund der Abgänge von Hofmann-Ostenhof, Löw, Floss und Dworczak fiel 
Führung der Gruppe den verbliebenen Genossen der Minderheit von 1979/80 zı 
Sie versuchten, der SOAL wieder mehr eigenes politisches Profil zu geben, wiede 
etwas orthodoxer als Trotzkisten aufzutreten und konnten damit den Rest d 
Gruppe stabilisieren. Die Grazer Ortgruppe, die seit langem recht autonom agiert 
und als einzige die Grün-Intervention ernsthaft weiterberieb, gibt seit einige 
Jahren die Ost-West-Gegeninformationen heraus, die Diskussionen u 
Entwicklungen der ost- und südosteuropäischen Linken dokumentiert. 
Herausgabe der vierzehntägig erscheinenden Zeitschrift die linke wurde zu 
wesentlichen Projekt, das die Gruppe zusammenhält. 


Seit 1995 kooperierten Genossen schließlich mit dem Vorwärts” in der Betri 
und Gewerkschafisarbeit (z.B. bei Aktionen gegen das gewerkschaftsfeindlic 
Vorgehen der Falk-Druckerei). Seit Anfang 1996 haben SOAL und Vorwärts - 
Einklang mit ihren internationalen Organisationen - einen Diskussionsprozeß üb 
engere Zusammenarbeit und eine mögliche Fusion begonnen. 
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3. Internationale Kommunistische Liga 


Die Internationale Kommunistische Liga (IKL) wurde im Frühjahr 1976 gegründ 
Sie entstand als Zusammenschluß von kleinen trotzkistischen Gruppen od 
Zirkeln, die die Politik der GRM als opportunistisch betrachteten: Die politisg 
Kerngruppe war der sogenannte Spartacus Wien, der aus Wilhelm Diefenbag 
Marianne Fischer, Karl Reitter und einigen anderen Genossen bestand. Die 
Diskussionszirkel, der Anfang der 70er Jahre kurz im maoistischen Dunstkreis 

aber bald trotzkistische Positionen entwickelte, führte seit 1973/74 systematisd 
Gespräche mit Genossen, die aus der Tradition des Kampfbundes kamen. Nachd 


$9 
39 siehe unten 


ikto zur Spartacist Tendency” zu nichts geführt hatten, trat man in 
ission mit dem Spartacusbund (Spabu) 36] in Deutschland, der schließlich für 
gnisichende IKL eine entscheidende Rolle spielen sollte. 


#woltc Gruppe, die sich in die IKL einbrachte, war ein Teil der vor allem 
ron Mitglieder des Kampfbundes. Diese Gruppe bestand aus sieben bis acht 
on - darunter Günter Schneider und Karl Pawelka. Der dritte Bereich, aus 
sich die IKL in ihrer Gründungsphase rekrutierte, war die GRM: einerseits 
bin scchs Genossen der Tendenz Neuer Kurs um Ali Gronner, die seit Ende 
In Kontakt mit dem Spartacus Wien gestanden war; andererseits die Fraktion 
Kurs, die ebenfalls fünf bis sechs Genossen mitbrachte, ebenfalls seit Ende 
In Kontakt im dem Spartacus Wien gestanden war, die aber aus taktischen 
don bis 1976 in der GRM blieb. Dazu kamen zwei bis drei Genossen aus der 
nigung Marxistischer Arbeiter (VMA). Die neugegründete IKL umfaßte also 
28 Mitglieder. 
I. Mai 1976 trat die IKL erstmals öffentlich in Erscheinung, Sie begann mit 
Herausgabe des Zentralorgans permanente revolution, proklamierte in der 
Nummer angesichts der „Krise des Kapitalismus“ und dem „Beginn der 
flnchen Revolution“ in Portugal und Spanien die drängende Notwendigkeit 
Aulbaus einer revolutionären Partei und Internationale - und präsentierte 
zoltig eine Abrechung mit KPÖ, Maoisten und GRM. Man versuchte 
Bam, sich als orthodoxe trotzkistische Alternative zur GRM zu profilieren. 
Boi oxisticrte in der IKL auch starke lukacsistische Tendenzen. 


Aulbruchstimmung währte allerdings nur kurz. Im Fall der IKL stellte die 
dung zugleich auch den Höhepunkt der organisatorischen Entwicklung dar. 
Woltore Geschichte war von Krisen und Niedergang geprägt. Bereits bald nach 
Ciründung kam es zu Konflikten zwischen den eher „sektiererisch“ 
X lohteten Genossen aus dem Spartacus Wien und denen aus der Kampfbund- 
ton auf der einen Seite und den „opportunistischen“, sozial offeneren Ex- 
lorn auf der anderen. Dabei spielte auch eine Rolle, daß die erste Gruppe 
Bional vor allem am deutschen Spabu ausgerichtet war, während die zweite 
vor allem an der italienischen trotzkistischen Strömung Frazione Marxista 
Monaria (FMR) orientierte. Die Auseinandersetzungen führten bereits 1977 
Austritt der Gruppe um Gronner. Die Ausgetretenen bildeten kurzzeitig die 
Commune, die um 1980 im Milieu der sozialen Bewegungen in Wien 
Ab 1977 setzte die IKL Aktivitäten in Richtung Salzburg, Linz und Graz, 

Hoh dorthin auszudehnen, die aber wenig Erfolg hatten. 


« 


Spurtacist Tendency ist eine kleine internationale Gruppierung aus der 
Mohon Tradition, die sich in den frühen 60er Jahren von der amerikanischen SWP 
Men hutte. Sie fiel in den vergangenen Jahrzehnten vor allem durch eine stark 

llo Politik und durch unverhältnismäßig polemische Attacken gegen andere 
Hun mit trotzkistischem Anspruch auf. 
oben 


Auf politischer Ebene stellten die Revolution in Portugal 1974 und die Bewegu 

gegen das Franco-Regime in Spanien wichtige Bezugspunkte für die IKL. D 
Erfahrungen der Allende-Regierung und des Pinochet-Putsches in Chile, die de 
Spabu in der Broschüre Die chilenischen Lehren zusammengefaßt hatte, wurd 
auch von der IKL rezipiert. In Bezug auf die RAF-Aktivitäten und di 
darauffolgende verstärkte staatliche Repression in Deutschland stellte die IKL 
trotz Kritik am politischen Konzept der RAF - die Solidarität gegen de 
bürgerlichen Staat in den Vordergrund und kritisierte die restliche Linke, vg 
staatlicher Unterdrückung und Hetze zu kapitulieren. „Unsere ganze Leidenscha! 
alle unsere Sympathien sind mit den sich selbst opfernden Rächern, auch wenn $ 
unfähig waren, den richtigen Weg zu finden.“ - mit Berufung auf diesen Sal 
Trotzkis titelte die IKL anläßlich des Todes von Meinhof 1976 „Leb wo 

Genossin Ulrike“ und forderte angesichts der staatlichen Repression während w 
nach der Schleyer-Entführung 1977 von der Linken „Jetzt nicht in die Knie“. 


In Österreich spielte auch für die IKL - wie für die GRM - in den späten 70 
Jahren der Kampf gegen ANR und NDP eine wichtige Rolle. Eine Zeitlat 
kooperierte sie mit Genossen der SOAK?® und einigen linken Individuen in der 
diesem Zweck ins Leben gerufenen Antifaschistischen Aktion (AFA). Währe 
auch die GRM meinte, daß ein Aufruf für ein staatliches Verbot von ANR 
NDP, das von KPÖ und sozialdemokratischen Jugendorganisationen geford 
wurde, nicht das zentrale Mittel gegen den Faschimus sein, man sich nicht auf dg 
Staat verlassen könne und deshalb auf Selbstorganisation setzen müsse, di 
sogenannte Verbotslosung dann aber doch kritisch mittrug, trat die IKL fro! 
gegen die Verbotslosung ein und isolierte sich damit in der Linken weitgehend. 


Ähnliches galt für die Intervention in die Anti-AKW-Bewegung. Die IK 
propagierte die Spaltung der aus bürgerlichen Reaktionären und Link 
bestehenden Bewegung „entlang der Klassenlinie“. Unter anderem weil 
Volksabstimmungen als unbrauchbare, bürgerlich-demokratische Instrume 
betrachtete, trat sie bei der Abstimmung für Enthaltung ein - und isolierte 
damit in der radikalen Linken neuerlich. 


In den nächsten Jahren war die IKL von der Krise des Spabus, mit dem man 
1979 fusioniert hatte, betroffen. Da man mit der Erfüllung des Anspruches € 
Aufbaus einer internationalen revolutionären Tendenz nicht weiter kam, wurde 
weitgehende internationale Isolation als drückend empfunden und 
zunehmend zu Demoralisierung beim Spabu, aber auch bei der IKL. In di 
Situation wirkte sich die mangelnde politisch-programmatische Gefestigtheit 


%2? Pie SOAK war eine linke, trotzkoide Gruppe von etwa 15 Leuten in Wien. Sie wurde 
den Überresten der etwa 100 Genossen vom Verband Sozialistischer Mittelschiler ( 
dem Verband Marxistischer Studenten (VMS) und dem Verband Marxisti 
Arbeiterjugendlicher (VMA), die sich - vor allem um die Frage Palästina - Anfang der 
Jahre von der SPÖ getrennt hatten, gebildet. Da die SOAK über kein konsis 
politisches Konzept verfügt, Konnte sie sich nicht lange halten. 
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und IKL zunehmend negativ aus: Es kam zu Unklarheiten und Differenzen 
die Finschätzung der stalinistischen Staaten. Während die meisten die 
union und ihre Verbündeten als deformierte Arbeiterstaaten ansahen, 
plote sic Reitter mehr und mehr als staatskapitalistisch - und Diefenbach 
Wnlerte mit letzterem. 


) vorschärften sich die Spannungen in der IKL. Teile der Mitgliedschaft - 
ter Cilinter Schneider - kritisierten die Diskussionskultur in der IKL und 
en eine stärkere Ausrichtung auf Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit, Die 
i um Diefenbach, Fischer und Reitter hielt Diskussionen mit Teilen der 
dichal zunehmend für unmöglich und unfruchtbar. Da sie auch die 
ohische Klassenkampfsituation als ziemlich hoffnungslos einschätzte, 
sio bald Österreich und die Basis der IKL ab. Schießlich verließen 
Muh, Fischer, Reitter und vier bis fünf Anhänger der Leitung die IKL und 
an mit der Herausgabe der Zeitschrift Der Marxist, die theoretische 

nnbeträge veröffentlichte. Es wurde insgesamt vier Nummern 
phrucht. Nach eineinhalb Jahren zerbrach die Der Marxist-Gruppe an 
n Differenzen: Während sich Reitter bald von Leninismus abwandte und 
Weologisch in Richtung Autonome bewegte, wollten Diefenbach und Fischer 
plich den Leninismus lediglich an die aktuelle Situation anpassen, hatten 
MWh hold kein trotzkistisches Selbstverständnis mehr. 


Me IK. in der acht bis zehn Genossen verblieben waren, bedeutete der 
ehe Abgung der bisherigen Führung einen Schock, der durch die 
hlorung cetlicher Sympathisanten nur geringfügig gemildert wurde. 
I gelung cs aber, die Gruppe vor dem völligen Kollaps zu bewahren. Ab 
AN wurde der Kontakt mit der britischen trotzkistischen Gruppe Workers 


Power (WP)’®, der schon seit den 70er Jahren auf nicdrigerem Niveau existie 
hatte, intensiviert. 1982 war der Spabu endgültig zerbrochen. Aus ihm entstand 
unter anderem die damals vor allem in Frankfurt/Main beheimatete Grup 
Arbeitermacht, die sehr aktivistisch ausgerichtet war und sich stark auf 
orientierte. 


In den frühen 80er Jahren begann die geschwächte IKL mit einer sogenannte 
vorbereitenden Betriebsarbeit, das heißt mit der theoretischen Analyse 
österreichischen Gewerkschaftsbewegung, der Verstaatlichten, 
Auslandskapitals in Österreich etc. In der Folge beteiligte man sich auch führend 
an der im Frühjahr 1983 begonnenen Betriebsarbeit der Gruppe oppositionelle 
Arbeiter (GOA) im 1980 neugegründeten General Motors-Werk in Wien-Asper 
Obwohl die Gruppe vor allem anfangs einige sektiererische Fehler beging und 
schließlich Ende 1984 durch die Repression des Managements - mit tatkräftige 
Unterstützung des sozialdemokratischen Betriebsrates Richard Stifter - zerschlage 
wurde, stellte diese Intervention eine wichtige Betriebsarbeitserfahrung für den se 
den 70er Jahren überwiegend studentischen österreichischen Trotzkismus dar.” 
Mit der Betriebsarbeit ging auch eine teilweise Öffnung - vor allem für Konta 
aus der Betriebsarbeit - der bisher recht abgeschottet strukturierten IKL einher. Di 
IKL konnte sich Anfang der 80er Jahre insgesamt stabilisieren und auch - in Wieg 
und Salzburg - einige neue Genossen gewinnen (darunter Manfred Scharinger u 
Fritz Haller), wodurch sie auf ein gutes Dutzend Mitglieder anwuchs. 


Obwohl man die GRM bespielsweise wegen ihrer weichen Haltung gegenüber des 
Sandinisten kritisierte, wurde insgesamt in den frühen 80er Jahren die Polem 

gegen die GRM und andere Linke etwas zurückgenommen - allerdings auch a 

einer gewissen politischen Schwäche heraus. Generell hat man sich Anfang d 

80er Jahre etliches von WP abgeschaut, besonders was die Einschätzung vo 
verschiedenen internationalen Fragen betraf. 


1984 kam es erneut zur Zuspitzung von Differenzen in der IKL. Diesmal ging € 
um den Charakter der Sozialdemokratie. Während eine Gruppe um Pawelka, Hal 
und Peter Rasch die SPÖ als „bürgerliche Partei, gestützt auf die Arbeiterklasse 
betrachtete und die Anwendung der Einheitsfronttaktik ihr gegenüber (zul 
Beispiel durch kritische Wahlunterstützung) in der 2. Republik für nich 
anwendbar ansah, war die andere Gruppe um Schneider und Scharinger d 


363 Workers Power entstand in den 70er Jahren aus einer Abspaltung der britischen S 
die die Haltung der SWP zu Irland als opportunistisch gegenüber dem britisc 
Imperialismus kritisiert hatte. WP löste sich von der Staatskapitalismus-Position der S 
entwickelte eine grundlegende Kritik sämtlicher 1rotzkistischer Strömungen und begal 
selbst mit dem Aufbau einer internationalen Tendenz, was zur Bildung der Bewegung 
eine revolutiondr-kommunistische Internationale (BRKI) 1985 und schließlich der Liga 
eine revolutionär-kommunistische Internationale (LRKI) 1989 führte, 

364 dokumentiert in: Materialien der Gruppe Arbeiterstandpunkt (Reprint der Flugblätter 
Betriebszeitungen), Nr.6., Dezember 1987 


Meinung. daß es sich bei der SPÖ um eine „bürgerliche Arbeiterpartei“ handelte, 
Wergogenüber ein taktisches Herangehen nötig sei. Außerdem trat die zweite 
ruppe dafür ein, die nationale Isolation der IKL durch eine noch intensivere 
Blukunsion und letztlich durch ein Zusammengehen mit WP zu überwinden. Um 
on Ziel zu erreichen, waren Schneider und Scharinger notfalls auch bereit, die 
ung der IKL in Kauf zu nehmen. Als sich 1985 die beiden Gruppen der IKL 
nseitig völlig paralysierten, einigte man sich schließlich einvernehmlich auf 
‘Trennung. Scharinger, Schneider und drei weitere Genossen gründeten im 
omber 1985 die Gruppe Arbeiterstandpunkt (ASt).’” 


Rost-IKL bestand nun aus etwa sieben Mitgliedern und einigen Sympathisanten 
der Beiriebsarbeit - wobei die Unterschiede aufgrund zunehmend 
hwommener Organisationsstrukturen nicht mehr so eindeutig waren. Im 
ntlichen entwickelte sich in der IKL nun eine Art Arbeitsteilung: Auf der 
n Scite betrieben einige Genossen - relativ unabhängig von der Gruppe - 
lobspolitik. Auf der anderen Seite beschäftigten sich Genossen mit 
dniltzlichen Fragen: Neben Artikeln zu ökonomischen Problemen entstand in 
Zeit - in Abgrenzung zu WP und ASt - die IKL-Broschüre zu Geschichte, 
ik und Charakter der Sozialdemokratie, die sicher eines der wichtigsten 
imentc ist, die die IKL hervorgebracht hat. 


sontrale Problem der IKL, die Existenz als national isolierte, auf den 
Mainat Österreich beschränkte Gruppe mit dem Anspruch des Aufbaus einer 
utlonalen revolutionären Tendenz, konnte dadurch freilich nicht überwunden 
fon. Als Haller und zwei weitere Genossen 1986/87 das Projekt IKL aufgaben 
mm ASt wechselten, löste das bei den verbliebenen Mitgliedern erneute 
prulisierung aus und führte zu einer letzten schweren Krise. Die IKL wurde 
Witig sogar in die Gruppe Der nächste Schritt umgewandelt, die Flugschriften 
Broschüren zur Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit herausgab und lockere 
wsionen zu verschiedenen politischen Fragen abhielt. Erst als man 1988 mit 
Iraktion für proletarische Politik aus der SOAL in Kontakt kam, setzten die 
lobonen IKLler erneut auf Parteiaufbau im engeren Sinn: Die Fraktion aus der 
‚ und die Rest-IKL bildeten schließlich im Frühjahr 1989 die Revolutionär 
nunistische Liga (RKL). 


Revolutionär Kommunistische Liga 


Mougogründete RKL stand politisch im wesentlichen auf der Grundlage der 
Hinmalik der IKL. Hinzugefügt wurden von den Genossen der SOAL-Fraktion 
Allem grundlegendere Vorstellungen zu revolutionärer Jugendpolitik, die sie im 
von Diskussionen in der Jugendgruppe rebel entwickelt hatte. Außerdem 


è nlen 
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wurde von den Ex-SOAListen, die stark von der Opposition gegen die Grü 
Orientierung der SOAL geprägt waren, die in der Rest-IKL vorhanden 
workeristischen Tendenzen massiv verstärkt. Es wurde von Anfang an - besonde 
in Abgrenzung zur Gruppe Arbeiterstandpunkt - betont, daß es notwendig sei, di 
revolutionäre Partei unmittelbar „in der Arbeiterklasse“ aufzubauen. 


Die RKL, die am 1. Mai 1989 erstmals öffentlich in Erscheinung trat, begann ` 
unter dem Druck der Jungen von der SOAL-Fraktion (und der Skepsis von einige 
der Älteren aus der IKL) - sofort mit umfangreichen Aktivitäten: einerseits im 
Betriebs- und Gewerkschafisbereich (B&G), wo man gemeinsam mit einiget 
Sympathisanten aus IKL-Zeiten eine B&G-Zelle betrieb und in der Metallbranche 
im Gesundheitswesen’ und im öffentlichen Dienst intervenierte. 


Das zweite Hauptaktivitätsfeld war die Jugendarbeit. Die Jugendgruppe rebel wa 
von den Genossen der SOAL-Fraktion dominiert gewesen und hatte sich nun de 
RKL angeschlossen. Sie bestand zwar im Frühjahr 1989 nur mehr aus einem Ke! 

dieser bildete jedoch die Grundlage für einen recht erfolgreichen Aufbau b 
Sommer 1990. Die Schwerpunkte der Jugendarbeit waren Antimilitarismus”‘’, de 
man damals fälschlich als Ausgangspunkt für Radikalisierungen einschätzte, u 

Antifaschismus, wo rebel - in erster Linie propagandistisch - sehr militant auftra 
Dazu kam ein Versuch, sich durch eine Intervention gegenüber di 
Kommunistische Jugend Österreichs (KJÖ) zu verstärken, was zwar nicht if 


geplanten, aber immerhin in gewissem Ausmaß gelang. 


Das Publikationswesen widerspiegelte das Aktivitätsfeld der RKL. Neben der a 
der IKL-Zeit weitergeführten theoretischen Zeitschrift ergebnisse & perspektive 
und dem neuen Zentralorgan Klassenkampf wurden die Jugendzeitung rebel un 
verschiedenste - teilweise branchenspezifische - Publikationen im B&G-Bereic| 
herausgegeben. 


Abgesehen von der Tatsache, daß die noch junge Organisation politisch nicht seb 
gefestigt war, spielten diese umfangreichen Aktivitäten auch eine wichtige Ro 
daß die Gruppe mit der politischen Verarbeitung von internationa 
Entwicklungen tendenziell überfordert war. Bei Einschätzungen etwa dg 
Umwälzungen in der DDR oder in Rumänien handelte sich es oft 
Einzelleistungen (meist von Karl Pawelka) und weniger um Ergebnisse e 
politischen Diskussion der ganzen Gruppe. 


Daß die RKL die Entwicklungen in Osteuropa theoretisch nicht wirklich in d 
Griff bekam, drückte sich auch in ihren Versuchen, sich international mit ande 


366 1989 kam es zu Protestmaßnahmen und Demonstrationen des Pflegepersonals 
Gesundheitswesen, bei denen die RKL, die in diesem Bereich auch zwei, 
Symapthisantinnen hatte, massiv intervenierte. 

367 Dadurch, daß die rebel-Mitglieder nicht Zivildienst machten, sondern zum Heer ging 
versuchte man auch in der Praxis vorzuzeigen, was man unter antimilitaristischer 
versteht - und entsprechende Erfahrungen zu sammeln. 
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nippen zusammenzuschließen, aus. Hatte man sich bis etwa Ende 1989 auf die 
Bun hcalyistischer Tradition stammende „stalinophobe“ Workers Revolutionary 
Pur (WRP) orientiert, versuchte man ab Frühjahr 1990, sich mit der 
wealinophilen“ italienischen Gruppe Voce Operaia VO) näher 
Mukummenzuschließen. 


politische Schwäche und internationale Orientierungslosigkeit wirkte sich seit 
rwt 1990 RKL-intern negativ aus. Hatte man schon zuvor einige Genossen 
{such wegen des gesellschaftlichen, ideologischen Drucks, dem die gesamte Linke 
Moh 1989/90 ausgesetzt war, und wegen persönlicher Konflikte in der RKL) 
florecen, die sich ins Privatleben zurückgezogen hatte, bildete sich nun eine 
Inderheit heraus, die zunehmend mit den Positionen der LRKI zum Stalinismus 
d zur Frage des Parteiaufbaus sympathisierte - und die außerdem die Haltung der 
Kl zum anlaufenden Golfkrieg eindeutiger und besser fand. Durch einen 
Iyen Fraktionskampf wurde die RKL - besonders in ihren Außenaktivitäten - 
alysiert, was eine effiziente Intervention in die Anti-Golfkriegs-Bewegung 
hwerte. Im Frühsommer 1991 schlossen sich schließlich zwei RKL-Mitglieder 
d oine Sympathisantin der Gruppe ArbeiterInnenstandpunkt an. 


èr Schwächung und Stagnation auf nationaler Ebene versuchte man nun durch 
b Forcicerung des Zusammenschlusses mit der VO entgegenzuwirken. Noch 1991 
do schließlich von VO, RKL und einigen noch kleineren Gruppen das 
nationale Verbindungskomitee der Kommunisten (IVKK) gegründet. Dabei 
Ickelten sich in der RKL aber zunehmend zwei Gruppen heraus: erstens die 
ppo um Pawelka, die für eine losere internationale Zusammenarbeit eintrat und 
dlo Positionen der IKL zum Stalinismus gegen den „stalinophileren“ Einfluß 
VO verteidigten, zweitens die Gruppe um Alfred Klein, die sich für einen 
Mokrutisch-zentralistischen internationalen Zusammenschluß einsetzte und sich 
Positionen der VO zum Stalinismus und zu den Umwälzungen in Osteuropa 
onsivc annäherte. 


ohl dic RKL auch in dieser Phase versuchte, politisch initiativ zu werden - 
pndors durch die Beteiligung an antirassistischen Mobilisierungen gemeinsam 
türkischen und kurdischen Organisationen und der Gruppe 
Ieriunenstandpunkt -, gelang es nicht, die Stagnation zu überwinden. Im 
Moll: rebel und die B&G-Zelle konnte bald kaum mehr als eigene Strukturen 
herhalten werden. 


“unechmender Dauer des Krieges in Jugoslawien entstanden auch dazu immer 
p interne Differenzen: Die VO und die Gruppe um Klein ergriffen immer 
Ichor Partei für die serbische Seite, deren Krieg zum Abwehrkampf der 
orklusse des letzten Arbeiterstaates gegen den Imperialismus und seine 
Munger stilisiert wurde. Pawelka lehnte das ab, geriet aber in allen Fragen 
Inleınus, Jugoslawien, internationaler demokratischer Zentralismus) 
mond in die Minderheit, da die Gruppe um Klein nicht nur die überwiegend 
Mitglieder der RKL, sondern auch die VO hinter sich hatte. Im Sommer 
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1994 kam es dann zur Spaltung: Pawelka, Rasch und cin weiterer Genoss 
verließen die RKL beziehungsweise wurden (wegen Disziplinlosigkei 
ausgeschlossen. 

Diese Spaltung bedeutete für die RKL eine ernste Schwächung, weil sie damit ih 
erfahrensten Kader verlor. Da nun aber auch die fraktionellen Auseinandersetzun 
vorbei waren, konnte sich die RKL wieder verstärkt dem Aufbau der Grupp 
widmen. Durch ein Engagement im Kampf gegen den Sozialabbau und durch ei 
Intensivierung der Jugendarbeit konnten dabei in den letzten Jahren durcha 
Erfolge erzielt werden. rebel konnte wiederaufgebaut und eine weiten 
Jugendgruppe in Sympathie zur RKL - Roter Stern 1] - gebildet werden. Die 
rekrutierte einige neue junge Mitglieder, verfügt mittlerweile über ein gewisse 
Umfeld im Schülerbereich und versucht dort das Vorwärts - die in diesem Milie 
deutlich stärkste linke Gruppierung - politisch herauszufordern und zu eit 
radikaleren Politik zu drängen. Außerdem versucht die RKL in die KPÖ 
intervenieren, um dort Einfluß zu gewinnen. Mit den Erfolgen im Jugendberei 
kontrastiert im Moment der doch eher kleine Kaderkern. 


Auf politischer Ebene haben sich in letzter Zeit die Tendenzen der letzten Jahre b 
der RKL verstärkt. Abgesehen von ihren Positionen zum Krieg in Jugoslawien, d 
von den meisten anderen Trotzkisten als befremdlicher Realitätsverlust betracht 
werden, betrifft das vor allem eine Art „Neubewertung“ von Stalinismus w 
Trotzkismus durch die RKL’®: Der Trotzkismus hätte in der Restauration d 
Kapitalismus in den letzten Jahren den Stalinismus rechts überholt und sei deshe 
historisch gescheitert. In der Folge werden in letzter Zeit etwa die Stalinisten d 
Neuen Volksstimme (NvS), Maoisten oder serbische stalinistisch-nationalistisc 
Generäle relativ weich angefaßt, während trotzkistische Gruppen in einem 
angegriffen werden, der schon fast als geifernd angesehen werden kann. Angesich 
dessen, daß bei der Betrachtung der RKL die sonstige Politik der Stalinis 
(Volksfront als durchgängige Methode) außer acht gelassen wird, angesie 
dessen, daß die riesige Mehrheit der Stalinisten heute für die Wiedereinführung 
Kapitalismus eintritt, daß viele von ihnen daran federführend beteilgt waren 
die wenigen Stalinisten, die weiterhin antikapitalistisch auftreten (etwa 
Rußland), das oftmals mit nationalistischen und law&order-Parolen tun und 
weiterhin der bürokratischen Herrschaft und dem Sozialismus in einem lI 
verpflichten, angesichts dessen, daß nahezu sämtliche trotzkistischf 
Organisationen gegen die kapitalistische Restauration sind und lediglich raktise 
Differenzen darüber bestehen, wie man (etwa bezüglich der nationalen og 
demokratischen Frage) dieses Ziel am besten erreicht, kann man zumindest zu ( 
Ansicht kommen, daß bei der RKL da die Relationen reichl 
durcheinandergeraten sind. 


38 siehe: Alfred Klein: Trotzkismus oder Stalinismus?, in: Klassenkampf Nr.40, März/Al 
1996 


b Gruppe Arbeiterstandpunkt /Gruppe ArbeiterInnenstandpunkt 


Gruppe Arbeiterstandpunkt, der ASt, wurde im November 1985 von der aus 
IKL ausgeschiedenen knappen Minderheit gegründet. Die neue Gruppe schloß 
i umgehend der von Workers Power geführten Bewegung für eine revolutionär- 
nunistische Internationale (BRKI) an. Im Gleichklang mit den anderen 
inisationen der BRKI betonte der ASt von Anfang an die zentrale Bedeutung 
tovolutionären Programms, um das herum - auch und gerade in Abgrenzung zu 
won trotzkistischen Organisationen - eine internationale revolutionäre 
mung aufgebaut werden müsse. 


ersten Jahr des ASt war die kleine Gruppe vor allem mit der eigenen 
wöildierung beschäftigt und mit der Herstellung und mit dem Verkauf von 
Bugandamaterial. Viele der publizierte Texte waren in dieser Phase Übersetzung 
dom Englischen. Dem diesbezüglichen Spott der Rest-IKL versuchte man damit 
begegnen, daß gute Übersetzungen besser seien als schlechter Eigenbau. 


dioror Anfangsphase existierten aber bereits Auffassungsunterschiede über die 
dor Tätigkeit. Während sich Scharinger weitgehend auf die Veröffentlichung 
Ihcorctisch-programmatischen Arbeiten konzentieren wollte, trat Schneider 
ein, auch mit populäreren Flugschriften zu intervenieren. Angesichts der 
ligen Schwäche der Gruppe einigte man sich stillschweigend auf eine Art 
ffonstillstand“, der es beiden Seiten ermöglichte, die jeweiligen Vorstellungen 
wotzen. Während Schneider auch für die Herausgabe einiger Flugschriften 
zum Waldheim-Präsidentschaftswahlkampf 1986 oder zur Betriebs- und 
kachaftspolitik) sorgte, konzentrierte sich Scharinger ganz auf theoretische 
Ikutionen. Neben einigen theoretischen Zeitschriften zu aktuellen Fragen der 
rolchischen Politik und der Kleinen Schriftenreihe zur österreichischen 
Itergeschichte”” erschienen so in dieser Zeit - in Zusammenarbeit mit anderen 
Monon der BRKI - auch theoretische Grundsatzdokumente zum Reformismus 
nu Südafrika (später auch zu Palästina und zur Frauenfrage). 


linde 1986 bis Sommer 1987 gelang dem ASt der erste Schub einer 
Nmorisch-personellen Stärkung. Neben dem Übertritt von Haller und zwei 
tan Genossen der IKL konnten einige Individuen aus dem Umfeld für den 
Min den ASt gewonnen werden. Die nächste wesentliche Stärkung erfolgte in 
don Studentenstreiks von 1987: Durch die Intervention in diese Bewegung 
ë man nicht nur im studentischen Basisgruppenmilieu rekrutieren, sondern 


MM ıllunur Reihe erschienen unter anderem frühe Schriften von Josef Frey (1911/1919), 
Mimer zur Gewerkschaftsfrage in der frühen KPÖ, verschiedene Propagandaschriften 
han KPÖ, eine Kritik von Kurt Landau an der ultralinken Politik der KPÖ 1927, 
Wlinche Dokumente zum Februar 1934 und eine ausführliche Antwort von Ernst 
(= Iosel Frey) auf Otto Bauers „Integralen Sozialismus“, 
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EN, jüngeren SOAL-Mitglieder, die mit d 
e Aen der SOAL im Streik unzufrieden waren 
ampf in der SOAL schlossen sich die ASt 


| ha D 1988/89 dem ASt an. 
N u NA schließlich die Ausweitung über Wien hinaus 
I PN aus der IKL-Zeit Kontakte bestanden. Na 
M iia Mierte der ASt im Juli 1989 mit der Salzbu 
| ir AN Mitglied des VSStÖ und der GRM enstand 
“Nr Trotzkismus sympatisierendes Selbstverständnä 
(außer der Namensgleichheit) nichts zu t 
N politisch-programmatischen Basis des A 
Nr Vereingung mit den Salzburgern 
A, Wurde. Die Fusion bedeutete für den ASt ni 
tA \tgliederzuwachs, sondern auch erstmals auf 
le (über Wien hinausgehende) Organisation 


N ige sich der ASt an der Umwandlung der lo 
rl tisch strukturierte Liga für eine revolution 
AKD. Die politische Grundlage dafür stellte 
Ne Tyotzkistische Manfest dar, das die LRKI 
rung des revolutionären Übergangsprogram 


u"; 


h pesehene Bildung der LRKI und die Fusison 
w ab Herbst 1989 stark genug, um mit 
Wrin Arbeiterlnnenstandpunkt zu beginn 
Neinsam mit der deutschen Sektion Gru, 
‚che Zeitschrift Revolutionärer Marxismus ( 
„Weiterhin die Kleine Schriftenreihe und 
ktionelle Arbeit in dieser Phase zeichneten 
a Studentenstreiks gewonnene Martin Such: 
‘Michael Gatter verantwortlich. 


N im allgemeinen und der Rekrutierung ei 
‚inderen trat Schneider nun zunehmend für e 
$ Betriebsarbeit ein. Er konnte sich aber in 
ürchsetzen. Lediglich in Salzburg wollte ı 
tmigrantenmilieu machen - was als Teil e 
“lasse angesehen wurde. Ansonsten wollte 
!der Ortsgruppen und intensivere Propagat 


l 
\ bereits ab 1988 - in Erwartung politis 


"europa - mit einer gründlichen Analyse 
Tder Situation in den verschiedenen Lä 
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häftigt.” Dadurch war der ASt auf die Umwälzungen 1989/90 politisch 
reitet, war - anders als die meisten anderen Strömungen - nicht von der 
nuffolgenden Krise der Linken betroffen, sondern konnte sich im Gegenteil als 
Dreunisation mit einer politischen Alternative präsentieren. In der Folge konnte 
ASt 1990/91 nicht nur in Wien etliche Genossen - darunter einige Mitglieder 
KPÖ - gewinnen, die nach Antworten auf den Kollaps des Stalinismus suchten, 
dorn - durch den zeitweiligen Transfer von ASt-Mitgliedern nach Ostberlin - 
schen 1989 und 1991 auch entscheidend zum Aufbau einer LRKI-Gruppe in der 
maligen) DDR beitragen. 


oh auf einige RKL-Mitglieder machten die Positionen des ASt zu den 
willzungen in Osteuropa (und die sehr eindeutige antiimperialistische Haltung 
LRKI zum Golfkrieg 1990/91) Eindruck. Nach einem monatelangen 
’ öbnislosen Fraktionskampf verließen im Frühsommer 1991 zwei Genossen die 
Kl, in Richtung ASt. Die Intervention zum Golfkrieg 1991, in der der ASt offen 
den Sieg des Irak gegen den Imperialismus eintrat, spielte auch eine wichtige 
o für einige weitere personelle Gewinne. Auch in Oberösterreich wurden 
elnc Genossen für den ASt gewonnen, für die Formierung einer Ortsgruppe 
bhite cs aber nicht. 


Herbst 1991 setzte der ASt auch in Wien verstärkt auf Arbeit im 
Igruntenmilieu, die aber aufgrund der Zersplitterung dieses Milieus in der 
mindı nicht zu der Verankerung führte wie in Salzburg und die sich 
ohend auf Aktionseinheiten mit verschiedenen türkischen, kurdischen und 
rolchischen linken Gruppen beschränkte. Außerdem gab es im ASt 
Insierlich Meinungsverschiedenheiten darüber, ob die Intervention stärker über 
ische Propaganda oder soziale Verankerung laufen sollte. Insgesamt brachte 
„Immigrantenarbeit“ zwar reichhaltige Erfahrungen, aber keinen Zuwachs an 
lisdern oder politischen Sympathisanten (der einzige Arbeitsimmigrant der 
vu, Miodrag Jovanovic, war schon zuvor - durch die Intervention in die 
ung gegen den Golfkrieg - gewonnen worden). 


den nächsten Jahren kam es dann zu zunehmenden Konfikten um die 
vhtung der Organisation. Ein Teil des ASt trat für eine Intensivierung der 
Ngruntenarbeit“ und/oder für (vorbereitende) Betriebsarbeit ein. Der andere 


Atyyanichts der Entwicklung der letzten Jahre ist besonders der Beitrag Scharingers Zur 
kilon Frage in Jugoslawien vom 28.10. 1988 bemerkenswert. Darin heißt es 
jelond bezüglich den weiteren Entwicklungsmöglichkeiten: „Neben diesen vier 
lehkeiten gibt's natürlich diejenige, die historisch wahrscheinlich - wenn nicht die 
füktutische politische Revolution die Karten überhaupt neu mischt - die auf Dauer 
tunlistische Perspektive ist: nämlich der Zerfall Jugoslawiens als eigenständiges 
iyublide. Mit oder ohne Bürgerkrieg, mit oder ohne nationalistische Exzesse: Gerade 
feste Variante wird mit zunehmender Dauer der in eine Sackgasse geratenen 
klinuhen Mißwirtschaft zu einer realistischen Variante.“ (in: Studientexte des ASt, 
y Mulynhr 1989) 
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auch Einfluß auf einen Teil der jüngeren SOAL-Mitglieder, die mit den 
Grünorientierung und dem Auftreten der SOAL im Streik unzufrieden ware 
gewinnen. Nach einem Tendenzkampf in der SOAL schlossen sich die ASt 
Sympathisanten in der SOAL im Winter 1988/89 dem ASt an. 


Mit Sommer 1989 erreichte der ASt schließlich die Ausweitung über Wien hinaus 
und zwar nach Salzburg, wo noch aus der IKL-Zeit Kontakte bestanden. Naoh 
mehrmonatigen Diskussionen fusionierte der ASt im Juli 1989 mit der Salzburge 
SOAL, die 1983 aus ehemaligen Mitgliedern des VSStÖ und der GRM enstande 
war, die ein ungefestigtes, mit den Trotzkismus sympatisierendes Selbstverständni 
besaß - und die mit der SOAL/GRM (außer der Namensgleichheit) nichts zu t 
hatte. Die Fusion erfolgte auf der politisch-programmatischen Basis des ASt 
dessen Namen im Zuge der Vereingung mit den Salzburgern 
ArbeiterInnenstandpunkt geändert wurde. Die Fusion bedeutete für den ASt nicl 
nur einen weiteren erheblichen Mitgliederzuwachs, sondern auch erstmals auf di 
Probe gestellt zu sein, eine nationale (über Wien hinausgehende) Organisation z 
betreiben. 

Ebensfalls im Sommer 1989 beteiligte sich der ASt an der Umwandlung der lose 
BRKI in die demokratisch-zentralistisch strukturierte Liga für eine revolutiondi 
kommunistische Internationale (LRKI). Die politische Grundlage dafür stellte die 
in allen Sektionen lange diskutierte Trotzkistische Manfest dar, das die LRKI a 
Wiedererarbeitung und Aktualisierung des revolutionären Übergangsprogran 
Trotzkis betrachtet. 


Durch die als großen Fortschritt angesehene Bildung der LRKI und die Fusison m 
den Salzburgern fühlte man sich ab Herbst 1989 stark genug, um mit d 
Herausgabe der Monatszeitschrift ArbeiterInnenstandpunkt zu beginn 
Gleichzeitig fing man an, gemeinsam mit der deutschen Sektion Grup 
Arbeitermacht (GAM) die theoretische Zeitschrift Revolutionärer Marxismus (Ri 
zu publizieren. Daneben liefen weiterhin die Kleine Schriftenreihe und” 
Materialien des ASt. Für die redaktionelle Arbeit in dieser Phase zeichneten 
allem Scharinger, der in Folge des Studentenstreiks gewonnene Martin Suchanl 
und der aus der SOAL kommende Michael Gatter verantwortlich. 


Angesichts der Stärkung des ASt im allgemeinen und der Rekrutierung e 
jungen Industriearbeiters im besonderen trat Schneider nun zunehmend für eğ 
stärkere Orientierung in Richtung Betriebsarbeit ein. Er konnte sich aber in 
damaligen Phase damit nicht durchsetzen. Lediglich in Salzburg wollte 
systematisch Arbeit im Arbeitsimmigrantenmilieu machen - was als Teil e 
verstärkten Zugangs zur Arbeiterklasse angesehen wurde. Ansonsten wollte t 
sich um das Zusammenwachsen der Ortsgruppen und intensivere Propags 
bemühen. 

Außerdem hatte sich der ASt bereits ab 1988 - in Erwartung politisc| 
Umwälzungen in Ost- und Südosteuropa - mit einer gründlichen Analyse Ų 
Diskussion des Stalinismus und der Situation in den verschiedenen Länd 
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hllNigt.””° Dadurch war der ASt auf die Umwälzungen 1989/90 politisch 
orcitet, war - anders als die meisten anderen Strömungen - nicht von der 
wullolgenden Krise der Linken betroffen, sondern konnte sich im Gegenteil als 
ınisation mit einer politischen Alternative präsentieren. In der Folge konnte 
ASt 1990/91 nicht nur in Wien etliche Genossen - darunter einige Mitglieder 
KPÖ - gewinnen, die nach Antworten auf den Kollaps des Stalinismus suchten, 
dorn - durch den zeitweiligen Transfer von ASt-Mitgliedern nach Ostberlin - 
chen 1989 und 1991 auch entscheidend zum Aufbau einer LRKI-Gruppe in der 
maligen) DDR beitragen. 


þh auf einige RKL-Mitglieder machten die Positionen des ASt zu den 
ülzungen in Osteuropa (und die sehr eindeutige antiimperialistische Haltung 
LRKI zum Golfkrieg 1990/91) Eindruck. Nach einem monatelangen 
öhnisiosen Fraktionskampf verließen im Frühsommer 1991 zwei Genossen die 
Kl, in Richtung ASt. Die Intervention zum Golfkrieg 1991, in der der ASt offen 
den Sieg des Irak gegen den Imperialismus eintrat, spielte auch eine wichtige 
6 für einige weitere personelle Gewinne. Auch in Oberösterreich wurden 
Ine Genossen für den ASt gewonnen, für die Formierung einer Ortsgruppe 
Mo cs aber nicht. 


llorbst 1991 setzte der ASt auch in Wien verstärkt auf Arbeit im 
gruntenmilieu, die aber aufgrund der Zersplitterung dieses Milieus in der 
adi nicht zu der Verankerung führte wie in Salzburg und die sich 
ohend auf Aktionseinheiten mit verschiedenen türkischen, kurdischen und 
pichischen linken Gruppen beschränkte. Außerdem gab es im ASt 
nulcrlich Meinungsverschiedenheiten darüber, ob die Intervention stärker über 
inche Propaganda oder soziale Verankerung laufen sollte. Insgesamt brachte 
„Immigrantenarbeit“ zwar reichhaltige Erfahrungen, aber keinen Zuwachs an 
llodern oder politischen Sympathisanten (der einzige Arbeitsimmigrant der 
po, Miodrag Jovanovic, war schon zuvor - durch die Intervention in die 
ung gegen den Golfkrieg - gewonnen worden). 


den nächsten Jahren kam es dann zu zunehmenden Konfikten um die 
uhlung der Organisation. Ein Teil des ASt trat für eine Intensivierung der 
Nyruntenarbeit“ und/oder für (vorbereitende) Betriebsarbeit ein. Der andere 


gerichts der Entwicklung der letzten Jahre ist besonders der Beitrag Scharingers Zur 

en lrage in Jugoslawien vom 28.10. 1988 bemerkenswert. Darin heißt es 
elund bezüglich den weiteren Entwicklungsmöglichkeiten: „Neben diesen vier 
#hkoilen gibt's natürlich diejenige, die historisch wahrscheinlich - wenn nicht die 
Ikintinche politische Revolution die Karten überhaupt neu mischt - die auf Dauer 
tenlintische Perspektive ist: nämlich der Zerfall Jugoslawiens als eigenständiges 
#hilde. Mit oder ohne Bürgerkrieg, mit oder ohne nationalistische Exzesse: Gerade 
fiv Vurinnte wird mit zunehmender Dauer der in eine Sackgasse geratenen 
lichen Mißwirtschaft zu einer realistischen Variante.“ (in: Studientexte des ASt, 
Frigahı 1989) 
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Teil wollte eine Ausrichtung auf (v.a. studentische) Jugendliche mit Schulung 
unsektiererischerer Propaganda verbinden. In der Folge kam es meistens 
Kompromissen - und oftmals zu einer gegenseitigen Paralysierung 
verschiedenen Teile. Jedenfalls kam es im Frühjahr 1992 zur Initierung 
Jugendgruppe /nternationalistische Aktion (intakt) durch den ASt. intakt war 
Funktionieren her das erste % Jahr im wesentlichen eine Jugendversion des A 
die überwiegend aus jüngeren Genossen des ASt bestand und die versuchte, ı 
dem Vorwärts bezüglich Aktivismus zu konkurrieren.. 


Aufgrund dieser Tatsachen und nach einer erfolglosen Ausrichtung auf die 
Vorwärts dominierten Gruppen der Wiener Sozialistischen Jugend (SJ) wurde 
Jugendarbeit des ASt Ende 1992 neu orientiert: Die Präsenz des ASt im inta 
wurde reduziert und unter der Führung von Eric Wegner wurde auf eit 
lockereren, unabhängigeren Stil und auf die Rekrutierung von Studenten durch d 
Anbieten von Marxismus-Schulungen an der Uni-Wien gesetzt. Durch diese Li 
konnte die Mitgliedschaft von intakt innerhalb eines knappen Jahres verdreifag 
werden. Auch in Salzburg gelang cs, eine kleine intakt-Gruppe zu gründen. Dur 
die Erfolge in der Jugendarbeit erreichte der ASt seinen bisherigen personel 
Höhepunkt und war zur - nach dem Vorwärts - deutlich zweitstärksten Kraft 
trotzkistischen Spektrum avanciert. 


Ab Herbst 1993 spitzten sich aber die Differenzen um die Jugendarbeit im 4 
weiter zu. Während Wegner, die meisten Jugendaktivisten und einige andere f 
die Fortsetzung der bisherigen Linie eintraten, forderte eine Strömung 
Suchanek, die sich sukzessive durchsetzte, einen erneuten Umstieg auf me 
Aktivismus, eine Orientierung auf Schüler im allgemeinen und eine massi 
Intervention in die Antifakomiteegruppen des Vorwärts im besonderen. 
Meinungsverschiedenheiten zur Jugendarbeit verbanden sich zunehmend mit d 
seit Jahren schwelenden Differenzen zu Selbstverständnis und Ausrichtung des 
im allgemeinen. Eine Strömung um Scharinger, der bereits Anfang 1993 an e 
Tendenzbildung beteiligt war, und Wegner verlangte eine Konzentration | 
Schulung, Theorie und Kaderausbildung und kritisierte das ASt-Verständnis % 
demokratischem Zentralismus als rigid und das öffentliche Auftreten des ASt 
oftmals sektiererisch. Eine Strömung um Suchanek und Schneider trat 
verstärkte Außeninterventionen, eine straffe innere Organisierung und den „Ka 
gegen den Zentrismus“ ein. Durch die internationale Orientierung der LRKI 
mehr Aktivismus gewann zweitere Strömung zuschends die Oberhand. Auch 
bisherige Mittelgruppe um Haller und Gatter stellte sich letztlich auf die Seite 
Suchanek und Schneider. l 
Angesichts dieser Entwicklung verließ Scharinger, der sich nicht länger auf 
ihm als unsinnig angesehene Aktivitäten verpflichten lassen wollte, im April 19 
den ASt. Die Gruppe um Wegner führte noch bis zum 3. LRKI-Kongreß Anf 
August einen kurzen Tendenzkampf. Angesichts der dort beschlosse 
Bestätigung und Verstärkung der Ausrichtung der LRKI und der internation 
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Internen Kräfteverhältnisse sah man es als aussichtslos - und für beide Seiten 
Unproduktiv - an, einen Fraktionskampf aufzunehmen. Mitte August 1994 verließ 
e Gruppe um Wegner den ASt, konnte die Mehrheit von intakt von ihrer Linie 
tzeugen und gründete im September gemeinsam mit Scharinger die 
rheitsgruppe Marxismus (AGM). Der Rest-ASt bezeichnete die Ausgetretenen als 
bürgerlich und menschewistisch. 


lorc Spaltung im engsten Führungskreis kostete den ASt, der bisher eine lineare 
Mvürtsentwicklung vorzuweisen gehabt hatte, 1/3 der in ASt und intakt 
Dryunisicrten und bedeutete eine erhebliche Schwächung. Da in den folgenden 
dnuten einige ASt-Mitglieder nach Deutschland übersiedelten, um die 
misbildung einer starken deutschen Sektion der LRKI zu unterstützen, bedeutete 
Juhr 1994 einen deutlichen Rückschlag im Aufbau des ASt. 


A don zwei Jahren seitdem bemühte sich der ASt nicht nur um die Konsolidierung 
geschwächten Gruppe, sondern auch um die Umsetzung der von der Mehrheit 
hlossenen Linien. Nach dem in Folge der Spaltung zusammengebrochenen 
kt gründete man erneute eine Jugendgruppe - mit dem recht eigenwilligen 
mon Contra - for Revolution. Mit dem jetzt recht aktivistischen Konzept gelang 
wur, in Wien und Salzburg kleine Jugendgruppen zur bilden, deutliche Erfolge 
ñon aber bisher ausgeblieben sein. Bei der massiven Intervention in die 
dontenbewegung trat man als ASt und nicht als Contra auf. Generell orientierte 
i der ASt nun verstärkt auf vorbereitende und schließlich tatsächliche 
folsarbeit im öffentlichen Dienst, wo er auch erste Erfolge zu verzeichnen hat. 
Mobilisierungen gegen die Sparpakete der Regierung 1995 und 1996 stellte für 
ASt Schwerpunkte seiner Aktivitäten dar. Der ASt, der weiterhin über einen 
it geringen Kaderstamm verfügt, konnte seine - von der partiellen Ausnahme 
intakt - traditionelle Schwäche, nämlich das fehlende Umfeld, dadurch aber 

ar kaum überwinden. 


’ 


Arbeitsgruppe Marxismus 


Arbeitsgruppe Marxismus (AGM) wurde im September 1994 von Scharinger, 
(iruppe um Wegner und der Mehrheit der intakt-Mitglieder gegründet. In 
i Selbstverständnis versteht sie sich nicht als Parteiaufbauprojekt im engeren 
‚ \öndern als Gruppe, die sich der Beschäftigung mit theoretischen Fragen, der 
uusbildung und der Propaganda von grundlegenden Positionen widmet.?”' 
| hilt die AGM den Aufbau einer revolutionären Partei sehrwohl für 
dig. Sie meint aber, daß keine der existierenden revolutionären, 
Ininchen Strömung seriöserweise einen Alleinanspruch darauf anmelden 


Giritndungserklärung der AGM, in: Marxismus Nr.2, Dezember 1994, In dieser 
nuserklärung findet sich auch eine Begründung der Trennung vom ASt. 
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kann, und geht davon aus, daß es bei einer Verschärfung der Klassenkämpfe 2 
einem massiven Umgruppierungsprozeß innerhalb der Arbeiterklasse komme 
werde, bei dem unter anderen sektiererische Konflikte zwischen verschieden 
trotzkistischen Organisationen abgebaut würden. Das werde nicht von allei 
passieren, sondern durch politische Auseinandersetzung, es werden aber ein Drug 
dahin entstehen. In diesen erwarteten Umgruppierungsprozeß habe die AGM vo 
entsprechend ihren Möglichkeiten einzugreifen. Außerdem gehe es ihr auch he 
schon darum, dazu beizutragen, daß das Klima zwischen den revolutionäre 
Gruppen so wenig wie möglich vergiftet sei. 


Daß die AGM keiner internationalen 1rotzkistischen Strömung angehört, ist ab 
sicherlich auch ein Problem, da sich so ein internationalistischer Zugang 
manchen Entwicklungen schwerer finden läßt. Auf sämtliche auftretenden Frag 
müssen die wenigen Kader der AGM selbst eine Antwort finden - und angesich 
der geringen Kräfte können letztlich nicht alle Fragen mit politischer Substa 
beantwortet werden. Die AGM ist weitgehend auf sich selbst zurückgeworfen u 
kann sich an keine internationale Führung anlehnen. Ihr Funktionieren hängt 
wenigen Kadern - deren beruflicher Situation, deren Motivation und Initiative - 
Eine solche isolierte Existenz ist auf die Dauer vemutlich nicht gerade leicht. 


Ab Ende 1994 begann die AGM mit der Herausgabe der in Buchfe 
erscheinenden theoretischen Journale Marxismus, die jeweils 
Schwerpunktthema haben. Damit versucht sie einerseits die eigenen Diskussiof 
zu dokumentieren, andererseits kompakt und verständlich marxistische Positio 
zu grundsätzlichen Fragen in der Linken zu propagieren - und damit auch ande: 
Revolutionären, die stärker in Tagesaktivitäten involviert sind, ein theoretisd 
Rüstzeug anzubieten. 


Die AGM ist dabei der Ansicht, daß sie sich heute überwiegend in einer Phase € 
Aneignung und Interpretation von vorhandener marxistischer Theorie befinde 
daß bis zur möglichen Entwicklung von bedeutenden neuen theoretis 
Erkenntnissen im engeren Sinn noch viel Arbeit vor ihr liege. 

Wiedererarbeitung, die Zusammenfassung, Anwendung und Verbreitung 
wesentlichen marxistischen theoretischen Errungenschaften sei in 

gegenwärtigen Situation auch schon ein großes Vorhaben. 

Die AGM hat seit ihrer Gründung ein erfahreneres Mitglied, das die Poli 
aufgegeben hat, verloren. Gleichzeitig hat sie einigere neue junge Mitglieder 
Franz Drexler dazugewonnen. Abgesehen von theoretischen Diskussionszirke 


2 Die bisherige Diskussionszirkel beschäftigten sich einerseits mit marxist 
ökonomischer Theorie (mit den drei Bänden des Marxschen Kapitals, mit 
„Grundrissen“ inklusive Roman Rosdolskys Zur Entstehungsgeschichte des Marx 
„Kapitals“, mit den „Klassikern“ der marxistischen Imperialismustheorie Hilfe 
Luxemburg, Bucharin, Lenin und Co.) andererseits mit verschiedenen theoretisch-histe 
Fragen (mit Trotzkis Geschichte der russischen Revolution, mit der bürokrati 
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d der Publikation ihres Journals beschäftigt sich die AGM vor allem mit der 
ulung ihrer überwiegend jungen Mitglieder. Zu diesem Zweck hielt die AGM in 
Ín Ictzten knappen zwei Jahren wiederholt Seminare zu verschiedenen 
ndfragen des Marxismus ab. Einige der Veranstaltungen oder Seminare fanden 
ph gemeinsam mit anderen Gruppen statt. Generell ist die AGM intern - in 
nblick auf demokratischen Zentralismus und Disziplin - weniger straff 
nisicrt als die meisten anderen trotzkistischen Gruppen. 


Muelle Interventionen bestritt die AGM in ihrem bisherigen Bestehen nur 
mal: erstens bei den vorgezogenen Nationalratswahlen, wo sie mit einer A3- 
schrift auf etlichen SPÖ-Wahlveranstaltungen und an der Universität Wien 
tut. Die zweite und bisher massivste Außenintervention der AGM fand bei den 
itenstreiks 1996 statt, wo die AGM tausende Exemplare ihrer entsprechenden 
shriften verkaufte - und sie dadurch erstmals in einem etwas größeren Milieu 
nnt wurde. In dieser Intervention bemühte sie sich nicht nur um eine 
Außnahme auf den Gang der Bewegung, sondern auch um eine Kooperation 
phen den trotzkistischen Gruppen. 

olt die AGM mit den selbst gestellten Aufgaben vorankommt, wieweit sie sich 
Ihrem Projekt von theoretischen Publikationen und Schulungszirkeln einen 
Im revolutionären Spektrum schaffen und erhalten kann, ob sie als national 
tlo Gruppe längerfristig existieren kann, ist aufgrund der bisher doch recht 
n Geschichte schwer zu sagen. 


p'wirts / Sozialistische Offensive Vorwärts 


ng der 80er Jahre entstand in Österreich eine trotzkistische Strömung, die in 
Verbindung mit den bisher hierzulande vorhandenen trotzkistischen 
Mllionen stand: die Gruppe um die Zeitung Vorwärts. Die internationale 
nm-Icndenz, das Committee for a Workers International (CWI), die ja 
mus in den sozialdemokratischen Organisationen betrieb, bemühte sich, bei 
allonnlen Treffen von sozialdemokratischen Jugendorganisationen Kontakte 
tiellen Mitstreitern zu knüpfen. Auf diese Weise kam es im Sommer 1981 
un Diskussionen mit Genossen der SJ Margareten und Favoriten. Bis 1983 
mun die Kontakte soweit überzeugt, dal die erste Nummer der Zeitung 
fin erschien. 
orten Phase bis 1987 handelte es sich bei den Vorwärts-Unterstützern, 
dumuls bereits Thomas Kerschbaum und John Evers angehörten, um eine 
(ruppe, die politisch nicht sehr gefestigt war und die auch in ihrem Aufbau 


Mion der Sowjetunion und ihrer theoretischen Verarbeitung, mit der historischen 
tulischen Bedeutung der Pariser Commune, mit den chinesischen Revolutionen von 
Al 1949 und der spanischen 1936/37). 
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mehr oder weniger stagnierte. Sie versuchten sich in der Wiener SJ als Linke 
profilieren, kooperierten mit der IKL bei deren Betriebsarbeit bei General Motog 
und organisierten 1984785 in Zusammenarbeit mit ihren britischen Genossen vo 
Militant eine Solidaritätskampagne mit den streikenden britischen Bergarbeitern. 


In den Jahren ab 1987 konnte die Vorwärts-Gruppe dann einen mehr oder wenig 
kontinuierlichen Zuwachs verzeichnen. In Folge der Sozialbewegung 1987 gelat 
dem Vorwärts durch den Gewinn etlicher Jugendlicher der erste Wachstumssc 

Die Intervention in der SJ konnte verstärkt werden, bis 1989 schließlich ı 
Margareten der erste SJ-Bezirk von Vorwärts-Unterstützern kontrolliert wurd 
Etwa zur selben Zeit wurde die bisher unregelmäßig erscheinende Zeitung 8 
einen zweimonatlichen Rythmus umgestellt. Die Linie der Arbeit in der SJ war i 
wesentlichen so angelegt, daß man mit den politischen Auftritten immer nur sowg 
ging, daß man sich im SJ-Milieu nicht zusehr isolierte. Das hieß in der Praxis, d 
Teile der revolutionären Überzeugungen nicht nach außen getragen wurd 

sondern internen Schulungen der Vonwärts-Unterstützer vorbehalten ware 
Teilweise widerspiegelte das oftmals geringe Ausmaß an revolutionän 
Propaganda und die Konzentration auf Reformen und auf aktuelle Konflikte 

niedrigem Niveau damit freilich auch das geringe Klassenbewußtsein d 
österreichischen Arbeiter und Jugendlichen - und den Druck dieses Bewußtseii 
auf das Vorwärts, das aus diesem Milieu nicht ausgeschlossen werden wollte. 


Immerhin gelang es dem Vorwärts aber mit dieser Politik, den Einfluß in der 
auszuweiten und bis 1991 auch die SJ-Bezirke Landstraße, Mariahilf, Brigitte 
und Liesing zu übernehmen. Folglich konnte man personell und organisator 
gestärkt in die Anti-Golfkrieg-Bewegung von 1991 gehen. Obwohl 

hauptsächlich aus sehr jungen Leuten bestehende Gruppe anfangs politisg 
Unsicherheiten zeigte, konnte sie in dieser Bewegung erneut erheblich perso 
zulegen. Das Vorwärts nahm dabei zwar keine so prononciert antiimperialistisg 
Haltung ein wie etwa der ASt, fand aber vielleicht auch deshalb leichter Zugang 
den überwiegend pazifistisch eingestellten Jugendlichen der Bewegung. Seit 19 
war das Vorwärts die klar stärkste Gruppe des trotzkistischen Spektrums. 


In der Wiener SJ hatte sich die relative Bedeutung des Vorwärts aufgrund 
Niedergangs der meisten anderen SJ-Gruppen bis 1991 deutlich erhöht. Die ; 
Führung empfand die Situation zunehmend als bedrohlich, schloß schließlich 
März 1992 fünf führende Vorwärtsler (John Evers, Michael Gehmacher, $€ 
Grusch, Andrea Koch und David Mum) wegen organisationsschädigend 
Verhalten aus der SJ aus und löste Vorwärts-dominierte SJ-Bezirke auf. Das 
war, den Einfluß des Vorwärts in der Wiener SJ wenn schon nicht zu zerschl 
so doch zumindesi zurückzudrängen. Das Vorwärts reagierte mit 

Gegenoffensive, klagte die SJ-Führung als bürokratisch an und konnte dag 
eine verhältnismäßig breite Solidarisierung in der Linken und auch von and 
Teilen der SJ und von etlichen SPÖ-Mitgliedern erreichen. Auf diese Weise 
das Vorwärts insgesamt aus dieser heiklen Situation gestärkt hervor, füh 
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Mulgelösten SJ-Bezirke (unter Teilnahme der Ausgeschlossenen) in anderen 
Mumlichkeiten weiter, konnte neue Mitglieder gewinnen und die ersten 
Wundesländerkontakte - die SJ-Gruppen Aufbruch in Salzburg und Funke in 
Feldkirch - als Vorwärts-Gruppen stabilisieren. Nach einiger Zeit sah sich die SJ- 
Führung schließlich gezwungen, die geschlossenen Bezirke schrittweise wieder zu 


Aion. 


das Vorwärts angesichts der Auschlüsse mit einer so eindeutigen 
Beyenoffensive antwortete, kündigte bereits die politische Wende im CWI an. War 
hor in allen CWI-Sektionen bei Konflikten mit den reformistischen Führungen 
primäre taktische Ziel das Verbleiben möglichst großer Teile der 
nisationen in den reformistischen Parteien, um bei den erwarteten späteren 
on inneren Differenzierungen am richtigen Ort zu sein, und versuchte man 
alb, eine völlige Zuspitzung, die womöglich zum völligen Bruch hätte führen 
ton, zu vermeiden, so ließ man es nun auf einen solchen Bruch zunehmend 
unkommen. 


Hintergrund für diese Entwicklung war die Spaltung des britischen Militant 
| und in der Folge schließlich des CWI. Eine Strömung in Militant um Peter 
trat - angesichts der raschen Rechtsentwicklung der Labour-Führung, der 
menden Dichte der Mitgliedschaft in der Labour-Party und den ihr 
chlossenen Gewerkschaften und angesichts des zurückgehenden Vertrauens 
Arbeiterklasse in die Labour Party - für eine Abkehr vom jahrzehntelangen 
lamus cin. Ausgangspunkt für die Entwicklung war die Kampagne gegen das 
Thatcher geplante reaktionäre Steuersystem der poll-tax, an der sich an die 
Millionen Arbeiter beteiligten, die 1990 zu Mobilisierungen von 
örltausenden führte, die eindeutig von Militant geführt wurde, von der 
amt aber nicht im erhofften Ausmaß profitieren konnte - vor allem weil die 
viston der Bewegung keine Lust hatte, sich dem Entrismus Militants in die 
ir Party anzuschließen (und in der Folge lieber der britischen SWP beitraten, 
obwohl sie die Bewegung nicht geführt hatte, rasch und massiv anwuchs). Die 
v um Taaffe zog daraus den Schluß, zunehmend auf einen unabhängigen 
Nnntionsaufbau zu setzen, während die traditionelle Führung um Ted Grant 
bisherigen Konzept festhielt. Grant, der in Großbritannien selbst nur eine 
kleine Minderheit hinter sich hatte, wurde schließlich 1991 aus dem 
Mi ausgeschlossen. Die Spaltung setzte sich international im CWI fort, wobei 
igon Ländern die Mehrheit von Sektionen mit Grant ging. 


Rono linie Taaffes wurde im verbliebenen Teil des CWI zunehmend umgesetzt. 
in man schon in Schottland, England und Deutschland mit dem Aufbau 
nyiger Organisationen begonnen hatte, ging man auch in Österreich 
oinc in diese Richtung. Ein erster Ausdruck davon war, daß das Vorwärts 
mehr die ganze Kraft auf den Ausbau des Vorwärts-Einflusses in der SJ 
Irlorte, sondern immer stärker auf unabhängige antifaschistische und 
Intische Jugendarbeit setzte. 1992 wurde auf Initiative des Vorwärts das 
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Antifakomitee gegründet, das in den folgenden Jahren - vor dem Hintergrund de 
Löschnakschen „Ausländergesetzc“, der rassistischen Demagogie der FPÖ und dei 
faschistischen Anschläge in Deutschland und Österreich - tausende Jugendlici 
gegen Rassismus und Faschismus auf die Straße brachte, das zu einem reale 
politischen Faktor wurde und durch das sich das Vorwärts einen mehr oder wenigg 
stabilen Einfluß im Schülermilieu aufbaute. Das Antifakomitee, das inzwischen 
österreichischen Sektion der vom CWI geführten Bewegung Jugend gege 
Rassismus in Europa (JRE) geworden war, beteiligte sich auch bereits im Oktobg 
1992 an einer europaweiten antirassistischen Großdemonstration in Brüssel. 


Auch in Salzburg und Feldkirch wurde versucht, mit antirassistischer Jugendarbe 
voranzukonmen, was aber dort nicht in dem Ausmaß gelang wie in Wieg 
Nachdem ein wichtiger Genosse aus Salzburg nach Wien übersiedelt, kommt d 
dortige Vorwärts schließlich wieder zum Erliegen. Mit der Vorarlberger Grupp 
vertiefen sich schließlich Differenzen über den Gruppenaufbau. Nachdem d 
führende Genosse der SJ-Feldkirch, Markus Kaufmann, kurzfristig mit dem A 
sympathisierte, schlossen sich die Vorarlberger Vorwärtsler schließlich der aus de 
CWI ausgeschlossenen Strömung um Grant an - und gründeten 1994 eine ne 
Gruppe um die Zeitung Der Funke. Damit war das Vorwärts bei seinen Versuche! 
sich über Wien hinaus auszudehnen, wieder nahezu bei Null angelangt. In dg 
Folge versuchte das Vorwärts über Aktivitäten des Antifakomitces, sich 
Gänserndorf und St. Pölten festzusetzen, was aber zu keinen längerfristig 
Erfolgen führte. Ab 1994 gelang es aber, die traditionell trotzkoide SJ-Grw 
barricade in Wels zu gewinnen und damit - gemeinsam mit ersten Ansätzen f 
Linz - ein relativ stabiles Standbein in Oberösterreich zu etablieren. Später kı 
eine weitere Gruppe in Wr. Neustadt hinzu. 


Generell wurden in den letzten Jahren die SJ-Gruppen immer weniger, 
Antifakomitee-Gruppen (später in JRE-Gruppen umbenannt), von denen in W 
vier existierten, immer mehr zu den eigentlichen Grundstrukturen der Außenart 
des Vorwärts. Der massive Aktivismus, der dort betrieben wurde, brachte für d 
Vorwärts zwar relativ vielschichtige Interventionserfahrungen, führte 
gleichzeitig zu einer - im Vergleich mit anderen trotzkistischen Gruppen - hofi 
Fluktuation von jungen Sympathisanten und Mitgliedern, die sich mit überhöh 
Erwartungen ins Geschehen stürzten und nach relativ kurzer Zeit enttäuscht € 
Handtuch warfen. Zusätzlich erwiesen sich die JRE-Gruppen seit Mitte der W 
Jahre - angesichts der tendenziellen Verschiebung der gesellschaftlich 
Auseinandersetzung weg vom Komplex Rassismus-Antirassismus hin zu Kor 
um „Sparpakete“ und Sozialabbau - nicht mehr als so erfolgversprech 
Vorfeldstrukturen wie in den Jahren zuvor. Das Vorwärts reagierte darauf mit 
Bildung der SchitlerInnenAktionsPlattform (SAP), der es gelang, 1995 und 1$ 
tausende Schüler gegen die Sparmaßnahmen der Regierung zu mobilisieren 
auch die offiziellen Schülervertreter deutlich unter Druck zu setzen. Ge 
orientierte sich das Vorwärts bei den Protesten gegen die Belastungspakete 


Allem auf den Schülerbereich, wodurch es den Studentenstreik im Frühjahr 1996 
Anllinglich etwas verschlief. 
Aundruck der Konsolidierung des Vorwärts von einer de facto Jugendgruppe zu 
$inor kompakteren politischen Organisation ist auch die Umstellung der Zeitung 
Buf cinc großformatige Monatszeitung ab 1994. Außerdem schaffte es das Vorwärts 
"auch in Zusammenhang mit dem Älterwerden der Mitgliedschaft - in den letzten 
Jahren, erste Ansätze einer systematischen Arbeit im B&G-Bereich zu entwickeln: 
Aldrca Koch wurde Betriebsrätin bei der OMV, Thomas Kerschbaum 
Porsonalvertreter im öffentlichen Dienst. Zusätzlich wurde mit dem Vorwärts- 
£lewerkschaftsstammtisch eine Struktur für die Zusammenarbeit mit anderen linken 
Irlebsräten eingerichtet. 
Die Iintwicklung raus aus der Sozialdemokratie fand schließlich im Mai 1996 ihren 
Abmeiiluß: Die Vorwärts-Unterstützer gründeten mit der Sozialistischen Offensive 
Mwärts (SOV) eine unabhängige Partei, deren Grundstrukturen fünf Ortsgruppen 
Wien, eine in Wels und eine in Wr. Neustadt sind. Die Aktivitäten der 
Prisgruppen sind ebenso wie die Zeitung relativ stark auf Massenarbeit angelegt. 
iMeyorumt hat sich das Vorwärts in den letzten Jahren eindeutig als die quantitativ 
kale Organisation des trotzkistischen Spektrums stabilisiert. Während das 
Iichnittliche Kaderniveau seiner Mitglieder vermutlich deutlich unter dem der 
imen anderen trotzkistischen Gruppen liegt, ist das Vorwärts bezüglich 
örventionserfahrungen und vor allem bezüglich des Ausmasses eines Umfeldes 
rlogen. 
1 Anfang 1996 befindet sich das Vorwärts - in Einklang mit einer Debatte 
when CWI und VS - schließlich in einem Diskussionsprozeß mit der SOAL 
einc intensivere Kooperation und eine mögliche Fusion. Außerdem wird - 
h dem Muster der /zquierda Unida in Spanien oder der Rifondazione 
unista in Italien - ein breiteres linken Bündnis inklusive KPÖ und linke Grüne ii 
Ircbt, das dem Vorwärts als neues Interventionsfeld dienen soll und für das W 
Vorwärts auch zu einigen politischen Zugeständnissen bereit scheint. Bei | 
m solchen Bündnis szellt sich allerdings die Frage, ob es angesichts der völlig (i 
whicdlichen Konzepte (Volksfront, Bürgerbewegung, Patriotismus und ii 
ionopolistische Demokratie versus Einheitsfront der Arbeiterklasse, m 
konkampf, Internationalismus und Sozialismus) nicht bei der ersten ernsthaften 
iinchen Bewährungsprobe in seine Bestandteile zerfällt. 


Ber Funke 


Gruppe um die Zeitschrift Der Funke entstand 1994 aus der Vorwärts- 
ung: aus den Genossen, die an der bisherigen Linie der Arbeit in SPÖ und SJ 
lelten und die in der internationalen Spaltung der Militant-Strömung mit dem | 
Ischen Führer Ted Grant gingen. Die ehemalige Vorwärts-dominierte SJ- 
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Gruppe in Feldkirch, in der Markus Kaufmann die zentrale politisch 
Persönlichkeit darstellte, bildete den Kern der neuen Strömung. Dazu kam de 
ehemalige Vorwärts-Unterstützer Gernot Trausmuth aus Niederösterreich. U 
einige wenige Kader waren einige weitere Jugendliche gruppiert. Angesichts dies 
personellen und organisatorischen Schwäche begann man, gemeinsam n 
deutschen Grant-Parteigängern die Zeitung Der Funke herauszugeben. 


In politischer Hinsicht stellen die Funke-Unterstützer freilich keine neue Strömu 
dar, sie verkörpern vielmehr die Fortsetzung der alten Militant/Vorwärts-Traditig 
in Österreich, d.h. die zeitlose Orientierung auf einen langfristigen Entrismus 
die Sozialdemokratie in der Erwartung, daß zukünftige Klassenkämp 
notwendigerweise zu Radikalisierungen und Brüchen in den reformistischg 
Massenorganisationen führen müssen und daß es gelte, dann bereits dort verar 
zu sein. Abgesehen vom unterschiedlichen Herangehen an die Sozialdemokra 
betonen die Funke-Unterstützer auch die politische Schulung stärker als das d 
Vorwärtsler tun, die stärker auf Aktivismus orientiert sind. Daß die pro-Gra 
Abspaltung nicht etwa in Wien erfolgte, sondern in Vorarlberg 
Niederösterreich, liegt vermutlich nicht nur an subjektiven Zufälligkeiten. 
kleineren Orten wie Feldkirch steht man schon als kämpferischer SJler in schrof 
Konfrontation mit dem lokalen und regionalen gesellschaftlichen Umfeld, währe 
man sich dort - anders als etwa in Wien - als offener Vertreter einer linksradika 
Kleingruppe vollends in die gesellschaftliche Isolation begibt. 


Die Funke-Unterstützer bemühten sich dann bereits ab Herbst 1994 um 

Verlagerung des organisatorischen Zentrums nach Wien. Nachdem sich 

Schüler aus Vorarlberg, die nun in Wien zu studieren begannen, anfänglich et 
schwer taten, sich auf den Gruppenaufbau in Wien, das sich durch 
vielschichtigere politische Konkurrenz doch deutlich von Feldkirch untersclh 
einzustellen, gelang cs schließlich, die SJ-Gruppe Alsergrund zu überneht 
Spätestens seit der Übersiedlung einer weiteren Gruppe Vorarlberger nach Wien 
Herbst 1995 befand sich der Schwerpunkt der Organisation eindeutig in Wien 
Ostösterreich. In Wr. Neudorf wird die sehr aktive lokale SJ-Gruppe zwar nicht 
Funke-Unterstützern dominiert, sie verfügen aber über nicht unerheblichen Ei 
Schließlich gelang es auch, einige neue Genossen zu gewinnen. Daß es sich de 
allerdings weniger um Genossen aus der SJ und mehr um Studenten handelte 
angesichts dessen, daß in der SJ zur Zeit nicht viel politisches Leben herrscht, 

sehr verwunderlich. 


Gleichzeitig bedeutete der Abzug fast aller älteren und erfahreneren Genossen 
Vorarlberg eine deutliche Beeinträchtigung der dortigen Gruppe. Es gelang 7 
1995 die gesamte Vorarlberger SJ-Landesorganisation zu übernehmen, was abs 
wesentlichen darauf zurückzuführen war, daß die SJ in Vorarlberg s0 
zusammengebrochen war, daß außer der Funke-Gruppe in Feldkirch 

funktionierende Ortsgruppe mehr existierte. Die Funke-Gruppe selbst war 
durch die Abgänge politisch soweit geschwächt, daß sie nicht immer 
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Pindeutig auf der Linie der Funke-Führung stand. Als die Vorarlberger SPÖ- 
Phriciführung Anfang 1996 daranging, mit Hilfe der Gründung von Schein-SJ- 
Oruppen durch Parteimitglieder die Kontrolle über die SJ-Landesorganisation 
Vorarlberg wiederherzustellen, schätzten die Funke-Unterstützer ein, daß die 
Foldkircher Gruppe eine harte Konfrontation mit der Vorarlberger Partei nicht 
chstehen könnte, und leiteten einen geordneten Rückzug ein. Die Führung einer 
izen Landesorganisation wurde als eine Nummer zu groß bilanziert - und vorerst 
die Konsolidierung der Gruppe in Feldkirch gesetzt. 


Wien bestritt die Funke-Gruppe eine relativ starke Intervention in die 
Wentenbewegung im Frühjahr 1996. Sie engagierte sich vor allem auf der 
steswissenschaftlichen Fakultät, wo sie sich erste Ansätze einer Verankerung 
aute. Insgesamt gelang es den Funke-Unterstützern, ihre anfangs doch eher 
wache Gruppe in den letzten beiden Jahren zu stabilisieren und auch in 
ıblick auf Kaderbildung einige Schritte vorwärts zu machen. Wieweit sich die 
Ichtung auf Arbeit in der Sozialdemokratie auszahlen wird, wird wohl die 
mh zeigen. 
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Kleine Geschichte des ASt 


von Fritz Haller (Gruppe ArbeiterInnenstandpunkt) 


Seit den frühen 70er Jahren entstanden in Europa kleine, versprengf 
Gruppierungen, die sich auf den Trotzkismus beriefen und davon ausgingen, da 
die einst trotzkistische IV.Internationale gescheitert war. Viele dieser Gruppe 
stellten sich unabhängig voneinander die Aufgabe, das revolutionäre Programm n 
den Methoden von Marx, Engels, Lenin und Trotzki zu rekonstruieren und a 
dieser Grundlage eine von allem Anfang an internationale Organisatid 
aufzubauen. Die portugiesische Revolution bot einen ersten Prüfstein. Etliche dies 
Gruppierungen intervenierten vor Ort. Die gerade in Gründung befindliche I 
(Internationale Kommunistische Liga) trat im Sog ihrer größeren bundesdeutschg 
Schwesterorganisation (dem Spartakusbund, Spabu) in einen internation 
Diskussionsprozeß, die „Notwendige Internationale Initiative“ (NII) ein. An d 
NII beteiligten sich außer IKL und Spabu auch eine italienischen! und ei 
britischen? Gruppe. Ziel war die Rekonstruktion des revolutionären Programms 
der Aufbau einer internationalen revolutionären Organisation. Diesen Grupp 
mangelte es jedoch an einem gemeinsamen methodischen Verständnis w 
ausreichenden programmatischen Voraussetzungen. Dieser frühe Versug 
scheiterte kläglich. Der Spabu zerfiel in der Folge’, die IKL spaltete sich. 

Im Zuge des Niedergangs der NIT suchte die IKL nach neuen internationa 
Diskussionspartnern. Eine internationale Anbindung wurde gerade für eit 
österreichische Gruppe für unverzichtbar gehalten, da hier das Klassenkampfnive 
außerordentlich niedrig und daher die Verankerung im Klassenkampf kai 
gegeben war. Ende der 70er Jahre begann ein neuer internationk 
Umgruppierungsprozeß. An den Konferenzen, die später zur Gründung des TI 
(Trotskyist International Liaison Comittec) führten, nahmen die britische G 
Workers Power (WP) und die österreichische IKL als Beobachter teil. WP 
bereits eng mit der irischen IWG (Irish Workers Group) verbunden. Alle di 
Gruppen schlossen sich nicht dem TILC an, vereinbarten aber 1980 el 
privilegierten Diskussionsprozeß, in dem geprüft werden sollte, ob eine politist 
Übereinstimmung in Methode, Programm und zentralen Taktiken erzielt werd 
konnte. 


Spaltung der IKL 


Es stellte sich sehr bald heraus, daß zwischen der IKL und WP einige wicl 
Differenzen bestanden. Im Vordergrund der internationalen Diskussionen 4 


! Fraction marxista revolutionario (FMR) 
? International Communist League (ICL) 
? Nach heftigen inneren Fraktionskämpfen erfolgte 1980 die Auflösung. 
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linge Zeit die Frage der Wahltaktik. Während WP für cinc fast generelle 
Wuhlunterstützung sozialdemokratischer Parteien eintrat, hatte die IKL traditionell 
Woll gewählt. Dahinter verbargen sich unterschiedliche Analysen des Reformismus 
În der ArbeiterInnenbewegung generell. 
Die Mchrheit in der IKL hielt an der sektiererischen Position fest, daß etwa die 
X) keine bürgerliche Arbeiterpartei sei und daß sie keine organischen Wurzeln in 
ArbeiterInnenklasse hätte, die taktisch angesprochen werden mußten. Es 
land aber cine stärker werdende Minderheit in der IKL (1983 als TI" 
ründet), die langsam auf die revolutionäre Positionen überging, die von WP 
(wickelt worden waren: Die SPÖ war zwar eine bürgerliche Partei, die eine 
tchgchend bürgerliche Politik betrieb, jedoch bedeutete die organische 
bindung zur ArbeiterInnenklasse, daß sie gleichzeitig auch Ausdruck eines 
Itinlen politischen Klassenbewußtseins der ArbeiterInnenklasse war. Aus diesem 
rund können Revolutionäre mit den sozialdemokratisch wählenden Arbeitern und 
olterinnen auch eine Einheitsfront eingehen, in dem sie zur SP-Wahl aufrufen, 
ach gleichzeitig vor dem Verrat dieser Partei warnen und den Aufbau 
skontrollierter Kampfstrukturen der ArbeiterInnen gegen die drohenden 
yrilic vorschlagen. 
4 kam es zur Spaltung der IKL, nachdem sich die Differenzen zur Wahltaktik 
ý zum Reformismus als unüberwindlich herausgestellt hatten und noch eine 
orc wichtige Meinungsverschiedenheit klar geworden war. Hier ging es um die 
o, ob Revolutionäre die atomare Bewaffnung der Sowjetunion für prinzipiell 
lim erklären oder als Ausdruck der stalinistischen Militärpolitik verdammen 
ton. Dic T1 sah sich auch hier in Übereinstimmung mit den Positionen von WP 
der BRKIÍ, einem 1984 geründeten Kreis brüderlich verbundener 
Inlionärer Organisationen, zu dem neben WP und der IWG auch die 
urdeutsche GAM (die aus Teilen des aufgelösten SpaBu hervorgegangen war) 
die POF in Frankreich gehörten. Wer die Verteidigung der degenerierten 
erstaaten ernst nahm, mußte auch deren Recht anerkennen, im Ernstfall die 
ernsten, vom Kapitalismus hervorgebrachten Waffen zu verwenden. Im 
schied dazu war die IKL-Mehrheit unter dem Einfluß der kleinbürgerlich- 
Iintischen Friedensbewegung zur Position gelangt, daß sich ein Arbeiterstaat 
uin auf Massenvernichtungsmittel stützen dürfe, da dies die politisch 
tebte Verbrüderung mit dem Proletariat des Feindstaates unmöglich machen 
9. Dah dies auch dann unmöglich wäre, wenn der Arbeiterstaat vorher atomar 
luhtet würde, überging die IKL-Mehrheit gefließentlich. 


ahiz 1 

wgnng für eine revolutionär-kommunistische Internationale. Sie war eine internationale 
) wnoganisation von brüderlich verbundenen revolutionären Organisationen, aber noch 
imokratisch-zentralistisch organisiert. Ihr gehörten seit 1984 WP, IWG, POF und 
um, 1986 kam der ASt dazu. 1989 verwandelte sich die BRKI in die demokratisch- 
lintinche LRKI. 
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Über Jahre gipfelten die politischen Diskussionen in der IKL in de 
organisatorischen Frage, ob die IKL der BRKI beitreten sollte. Die Mehrheit lehr 
dies naturgemäß ab, was die IKL jedoch auf Jahre in eine internationale Isolierun 
führte. 


Von der Gründung zur kämpfenden Propagandagruppe 


Schon wenige Wochen nach der Spaltung wurde die Gruppe Arbeiterstandpui 

(ASt) gegründet und 1986 trat der ASt der BRKI® bei. Im ersten Jahr seind 
Existenz ging es darum, die programmatische Basis der neuen Organisatio 
öffentlich zugänglich und in der österreichischen Linken bekannt zu mache 
Mehrere umfangreiche Zeitungen wurden herausgegeben, die Aktivität der noo 
sehr kleinen Gruppe bestand im wesentlichen in politischen Diskussionen und ii 
Verkauf dieser Zeitungen. 

Der StudentInnenstreik 1987 bot aber schon die erste Gelegenheit über re 
Propaganda hinauszugehen. Der ASt stand dabei nicht nur an vorderster Front, 4 
es um die Durchsetzung und Ausweitung des Streiks gegen die bürgerliche 
streikfeindliche ÖH’ ging, dem ASt waren alle Initiativen zu verdanken, den Stre 
über die Universitäten hinaus bekannt zu machen und in der ArbeiterInnensch 
Verbündete gegen die Regierungsangriffe zu finden. So wurde auf unse 
Anregung hin eine Demonstration zum Elin-Werk durchgeführt, in dem es dan 
Entlassungen und einen Unmut der Beschäftigten dagegen gab. Es wurd 
Flugblätter an die arbeitende Bevölkerung verteilt, in denen zum gemeinsam 
Kampf gegen die Sparpolitik der Regierung sowie zur Solidarität mit d 
StudentInnen aufgerufen wurde. Als die Versöhnler von VSStÖ? und KSV? d 
Streik schließlich ausverkauften war es einzig der ASt, der diesen reformistisch4 
Verrat anprangerte und ihm ein revolutionäres Kampfprogramm entgegenhielt, 
Der ASt konnte sich durch diese Intervention stärken. Insbesondere kamen wir 
dem linken Flügel der mandelistischen SOAL!’ (österreichische Sektion des VS d 
IV.Internationale) in Kontakt, der über die lahme Intervention der eige 
Organisation frustriert und auf der Suche nach einer revolutionären Alternat 
war. Der größere Teil dieses Flügels konnte später gewonnen werden. Wir kon 
auch erfolgreich auf linke Basisgruppen (wie die LIAB'') und ebenso auf 
isoliert verbliene IKL einwirken, bzw. gelang es uns, auch von diesen Grupf 
einzelne für uns zu gewinnen. 
Wir kamen zusätzlich mit einer linken Organisation in Salzburg in Kontakt, d 
auch SOAL hieß, jedoch nichts mit dem VS zu tun hatte. Unsere zahlreic 


é Bewegung für eine revolutionär-kommunistische Internationale 

? Österreichische Hochschülerschaft 

8 Verband sozialdemokratischer Studenten, steht der SPÖ nahe 

? Kommunistischer Studentenverband, steht bis heute der KPÖ nahe 

10 Sozialistische Alternative (österreichische Sektion des Vereinigten Sckretariats der 
Internationale) 

!! Links-alternative Basisliste 
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Te 


ln Dokumente erwiesen sich nun als großer Vorteil, denn wir 
onnien die Salzburger GenossInnen relativ rasch (in einer 9 monatigen 
Dirkussionsphase) von den Grundlagen unserer Organisation überzeugen. Im 
rübjahr 1989 kam es zur Fusion, wodurch sich nicht nur die Zahl der "AStler" 
Wucnüber der Gründungskonferenz mehr als verdreifacht hatte, sondern der ASt 
durch die zweite Ortsgruppe einen Schritt in Richtung nationale Verankerung 
Wizen konnte. Aus dem ideologischen Zirkel der ersten Tage war innerhalb von 3 
Inhren cine respektable kämpfende Propagandagruppe geworden. 

Aber auch auf internationaler Ebene ging es mit großen Schritten vorwärts. Seit 
Knde 1988 arbeiteten wir in der BRKI an einem internationalen Programm. Als wir 
$a 1989 beschlossen, war damit auch die Basis gegeben, unsere internationale 
Birömung auf eine demokratisch-zentralistische Grundlage zu stellen. Wir nennen 
hin scit damals LRKT'? und unser Programm erschien bald darauf unter dem Titel 
uIrotzkistisches Manifest“ 


Intervention in die Krise des Stalinismus 


IYRY war der Beginn vom Ende des Stalinismus. Wir reagierten auf die Krise des 
Iinismus in doppelter Form. Einerseits erwarteten wir starke Reaktionen im 
bich der KPÖ, d.h. die Bereitschaft zumindest von Teilen der Mitgliedschaft 
Wosichts des Scheiterns ihrer Strategie selbstkritisch die eigene Vergangenheit zu 
torsuchen. Wir inspirierten und unterstützten Bemühungen, eine trotzkistische 
klion in der KPÖ zu gründen. Nur ein radikaler Bruch mit dem Stalinismus 
to dic KPÖ davor bewahrt, ein rein passiver Zuschauer des eigenen Niedergangs 
worden. Die Reaktion war gering, doch stießen einzelne Genossen zu uns, die 
die beklemmende Lähmung der KPÖ angesichts der Ereignisse in den 
dnlistischen Ländern" frustriert waren. 

tor zweiter Interventionsschwerpunkt seit dem Fall der Berliner Mauer war die 
t selbst. ASt-GenossInnen reisten immer wieder nach Ost-Berlin, um in der 
Isch-revolutionären Krise des ost-deutschen Arbeiterstaates zu intervenieren. 
F begannen auf der Basis eines konkreten Aktionsprogrammes für die politische 
Mution in der DDR zu arbeiten. Wir traten für eine revolutionäre Vereinigung 
Alternative zum kapitalistischen Anschluß und legten die ersten Keime für eine 
kistisch-leninistische Organisation. Einige ASt-GenossInnen lebten sogar für 
vro oder längere Perioden in Ost-Berlin, die zu Hause Gebliebenen 
tmiätzten die Arbeit literarisch bzw. durch die Produktion von 
gundamaterial. Tatsächlich gelang es die GAM-Ost aufzubauen, die später 
der GAM-West fusionierte. Noch heute befindet sich das Zentrum der GAM in 
in 

0 Orientierung auf die Krise des Stalinismus fand auch einen Ausfluß in 
pichen theoretischen Arbeiten. Wir publizierten ein Buch zu Jugoslawien, das 
Widersprüche im politischen und ökonomischen System des Titoismus und, 


ti eine revolutionär-kommunistische Internationale 
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daraus abgeleitet, das Aufbrechen der nationalen Widersprüche längst vor den 
offenen Kriegsausbruch analysierte bzw. richtig vorhersagte. Etwas später gabe 

wir ein Buch über Ungarns Weg in die kapitalistische Restauration heraus. Und wi 
publizierten Thesen und Resolutionen zu allen wichtigen Ereignissen in de 
Sowjetunion. In den Jahren 1990 bis 1992 war der ASt auch wesentlich an de 
LRKI-Intervention in der Sowjetunion beteiligt. Wir unterstützten die Herausgab 
einer russisch sprachigen revolutionären Zeitschrift, die uns mit linken Russen i 
Kontakt brachte. 

Der kleine ASt half somit tatkräftig am Aufbau der internationalen Organisatioi 
mit, viele seiner Kader können auf eine Reihe von internationalen Erfahrung 
zurückgreifen. 


Anti-rassistische Arbeit 


Zu Hause in Österreich wurde im Laufe des Jahres 1990 die ImmigrantInnenarbei 
immer wichtiger. Der Fall des eisernen Vorhanges hatte den Zuzug osteuropäisch 
Arbeiter und Arbeiterinnen verstärkt und in ganz Europa war es zu rassistisc 
Reflexen bzw. dem Anwachsen offen rassistischer politischer Kräfte gekomms 
Wir begannen zuerst in Salzburg mit einer Einheitsfrontarbeit, indem wir uns 
einzige Österreichische Gruppe am anti-rassistischen Komitee beteiligten. 
Dieses Komitee umfaßte v.a. Organisationen der türkischen und kurdisch 
ImmigrantInnen, konnte bis zu 300 Leute mobilisieren und hatte etwa . 
regelmäßige AktivistInnen. Es organisierte in den folgenden Jahren zahlreid 
Aktionen gegen die rassistischen Ausländergesetze, gegen individu 
Abschiebungen und gegen rassistische Praktiken von UnternehmerInnen. Uns 
Einheitsfrontpartner waren aber alle noch in der einen oder anderen Weise 
stalinistischen Vorurteilen geprägt und trotz mühsamer und geduldiger Propaga 
(auch in türkischer und später serbo-kroatischer Sprache) gelang es uns nicht, di 
ideologischen Barrieren zu durchbrechen. 
Das galt grundsätzlich auch für die ImmigrantInnenarbeit in Wien, die wir 
Sommer 1991 aufnahmen. Wir initiierten Einheitsfronten, suchten die Diskus 
mit linken Individuen und Gruppen aus der ImmigrantInnenszene und publiziei 
Analysen und ein Aktionsprogramm gegen den Rassismus. Dabei sammelten 
wichtige Erfahrungen in der politischen Arbeit mit ausländischen Arbeiterlı 
jedoch gelang es uns nie, eine Gruppe solcher Arbeiterinnen zu gewinnen W 
damit einen Einbruch in die von stalinistischen Sekten geprägte l 
ImmigrantInnenszene zu machen. 


Revolutionäre Arbeit gegen den Irak-Krieg 


Vom August 1990 an war die Arbeit gegen die imperialistische Intervention 
Nahen Osten ein Schwerpunkt des ASt. Wir initiierten die Gründung € 
antiimperialistischen Komitees in Wien, das für die Niederlage der USA und 
Verbündeten eintrat. Der ASt blieb die führende Kraft in diesem Komitee, 
gewissermaßen den linken Flügel der Antikriegsbewegung bildete. Wir kritig 
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den pazifistischen Zugang der Grünen und der KPÖ und forderten offen den Sieg 
Wer Irak. Dieser wäre nur durch eine breite Massenmobilisierung in der gesamten 
irubischen Welt möglich gewesen, die zugleich die Hussein Diktatur unterminieren 
und möglicherweise stürzen hätte können. 

Mit unserer Forderung eckten wir jedoch bei vielen österreichischen radikalen 
Linken (z.B. auch beim Vorwärts) an, die sich lieber mit einem vagen Anti- 
Imperialismus begnügten (US-Truppen raus aus dem Nahen Osten!), aber nicht 
Angeben wollten, wie denn diese Forderung umgesetzt werden sollte. Insbesondere 
die RKL”? kritisierte uns, jedoch gelang es ihr offensichtlich nicht einmal die 
Alyenen Leute von ihrer Position zu überzeugen, denn wenige Monate später traten 
fei Genossen von der RKL zu uns über. 


duposlawien 


Wie schon erwähnt hatte sich der ASt schon sehr früh mit Jugoslawien befaßt und 
ar daher schneller als alle anderen linken Gruppen in der Lage, dic 
ppuratistischen Bewegungen in Jugoslawien einzuschätzen. Die meisten Linken 
fapiericn konservativ und versuchten sich dem nationalen Zerfall Jugoslawiens 
rch ein blutleeres Bekenntnis zu einem multi-nationalen Jugoslawien 
gegenzustellen. Es wurde nicht verstanden, daß Titos Jugoslawien bei weitem 
n demokratischer und freiwilliger Zusammenschluß verschiedener slawischer 
d nicht-slawischer Völker war, sondern cin zunehmend repressiver werdender 
Bikerkerker, indem die serbische Volksgruppe eine eindeutige Dominanz im 
hl, v.a. im Repressionsapparat, hatte. 

ı dem Zeitpunkt an, an dem sich die slowenischen und kroatischen 
siterInnenklassen durch große Mehrheiten bei den entsprechenden Referenden 
die Loslösung festgelegt hatten, unterstützten wir die Loslösung, traten aber 
noyuent gegen die kapitalistische Restauration auf, indem wir dic Forderung 
h einem "Räte-Siowenien'”" und einem "Räte-Kroatien" aufstellten. Von den 
on verlangten wir, daß sie ihrerseits der serbischen Minderheit das 
Aulbestimmungsrecht zugestehen mußte, wenn sie selber darauf Anspruch erhob. 
Bosnien mit seiner hochgradigen ethnischen Durchmischung konnte die 
mtion von Jugoslawien hingegen keine Lösung darstellen. Wir traten 
went und von Anfang an für den Erhalt eines multi-ethnischen Bosniens ein. 
bosnische Krieg entwickelte sich jedoch rasch zu einem gegen die Moslems 
Weten Vernichtungsfeldzug der Serben und Kroaten. Der Imperialismus 
to zwar ab und zu dagegen, ließ die Vertreibung der Moslems aber im großen 
ganzen geschehen (siehe z.B. Srebrenica). Die internationale 


Wlulonär Kommunistische Liga, Nachfolgeorganisation der durch mehrere Spaltungen 
Austiitte geschwächten Rest-IKL. 

vi ite-Slowenien, bzw. Räte-Kroatien verstehen wir ein Slowenien bzw. Kroatien, 
Niutsupparate sich auf demokratisch gewählte Arbeiter- und Bauernräte stützen 
n also „gesunde“ ArbeiterInnenstaaten. 
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ArbeiterInnenklasse (und an erster Stelle marxistische RevolutionärInnen) mu 
nun die Moslems verteidigen. 

All dies schloß jedoch nicht aus, daß in Österreich etwas gegen die anti-serbisc 
Hetze in den Medien und überhaupt in der Öffentlichkeit getan werden mußte. I 
Sommer 1992 getrauten sich serbische ImmigrantInnen teilweise nicht mehr z 
ihrer Nationalität zu stehen aus Angst vor Beschimpfung oder sogar Mißhandlung: 
In dieser Situation war es wieder der ASt, der als einziger in der Wicner Linken d 
Solidarität mit den serbischen Klassenbrüdern und -schwestern praktisch 
wenden versuchte. Da uns die österreichische Linke schamlos im Stich ließ u 
von österreichischer Seite nur der ASt zu der Solidaritätsdemo aufrief, gelang € 
leider rechten serbischen NationalistInnen die Demo zu hegemonisieren und di 
vereinbarten Losungen (die u.a. auch gegen den serbischen Nationalismus gerichte 
waren!) in den Hintergrund zu drängen. Die Demo wurde ein Mißerfolg. 


Jugendarbeit 


Es war auch im Jahre 1992, daß wir begannen, die Radikalisierung 
Jugendlichen für den Aufbau einer revolutionären Jugendorganisation zu nütze 
Wir intervenierten zunächst in der Wiener SJ, in der es bürokratiso 
Säuberungsmaßnahmen gegeben hatte und wir solidarisierten uns klarerweise 
den gemaßregelten Linken. Jedoch war es notwendig, auch die in diese 
Politikfeld dominierende Vorwärts-Strömung zu kritisieren, da diese auf Gr 
ihres strategischen Entrismus-Konzeptes keine konsequente Kampfführung geg 
die Parteibürokratie verfolgte. 

Unser zentrales Augenmerk war aber auf den Aufbau von Intakt’ als autonon 
revolutionärer Jugendorganisation gerichtet. Intakt begann eine eigene Zeitscl 
herauszugeben und verschiedene Schulungs- und Diskussionszirkel auf 
Universität anzubieten. In einer ersten Phase sollten einige StudentInnen gewonn 
werden, um dann mit verstärkten Kräften um Schüler und Schülerinnen werben 
können. Das Konzept ging ein Stück weit auf, tatsächlich stießen eine Reihe 
jungen Leuten zu Intakt, jedoch entwickelten sich ab dem Herbst 1993 a 
zunehmende Differenzen zwischen einzelnen Jugendführern und der 
Mehrheit. 

1994 spitzten sich die Differenzen weiter zu. Die Minderheit im ASt entwio 
immer deutlichere Züge eines passiven Propagandismus'® und stellte 
Möglichkeit eines revolutionären Parteiaufbaus schließlich überhaupt in F 
Diese Position wurde zuerst im wesentlichen damit begründet, daß die historiso 
Niederlagen der ArbeiterInnenbewegung, die sich nicht zuletzt im Zusammmenb 


5 Internationalistische Aktion, Revolutionäre Jugendorganisation in Sympathie mit d 
ASt. 

lé Revolutionäre Propaganda wird hier nicht verbunden mit einem aktivistisd 
Engagement in den realen Kämpfen. Insbesondere wird die Beteiligung an Aktionseinl 
abgelehnt. 
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der Sowjetunion ausdrückten, derart ungünstige Bedingungen für den 
fovolutionären Parteiaufbau hervorgebracht hätten, daß dieser praktisch unmöglich 
peworden wäre. In einer solchen Situation müsse man sich bis auf weiteres auf 
Theorie und Analyse konzentrieren. Später wurden zu diesen Argumenten auch 
noch Zweifel am leninistischen Parteimodell insgesamt hinzugefügt, insbesondere 
wurde die Notwendigkeit der klaren Abgrenzung gegenüber dem Zentrismus 
Immer mehr abgelehnt. 

Im Sommer 1994 kam es zur Spaltung. Der ASt wurde empfindlich geschwächt, 
aber Intakt wurde überhaupt zerstört. Der kleinbürgerliche Einfluß hatte bereits 
Mehr als die Hälfte der Jugendgruppe erfaßt und die Demoralisierung der anderen 
Awang dazu, Intakt aufzulösen. 

Jedoch blieb dies nicht der letzte Versuch zum Aufbau einer revolutionären 
Jugendorganisation. 1995 wurde „Contra - for revolution“ gegründet. Es entstand 
in unserer Intervention in die Schülerinnenbewegung gegen das erste Sparpaket. 
‘ontra war von vornherein auf SchülerInnen orientiert und hatte ein deutlich 
kiivistischeres Selbstverständnis als Intakt. Die Schüler-Aktivitäten gegen das 
Woite Sparpaket im Herbst 1995 führten zur Gründung von Contra-Salzburg und 
meinsam mit einzelnen Schülern aus anderen Orten wurde im Februar 1996 
Konira als nationale Struktur gegründet. Im Mai 1996 gab sich die Jugendgruppe 
on neuen Namen und heißt jetzt "REVOLUTION" (die Zeitung trägt den Namen 
EVO“). 


rlebsarbeit 


Die brachiale Sparpolitik der Regierung Vranitzky erzeugte v.a. im den Betrieben 
Öffentlichen Dienstes zunehmend Unruhe und Widerstandsbereitschaft. Der 
I wartete nicht lange und versuchte auch diese Klassenkampfpotentiale 
nzutreiben. GenossInnen von uns kandidierten als Personalvertreter (v.a. im 
ulschulbereich erfolgreich) bzw. begannen mit Betriebsarbeit in anderen 
vichen des Öffentlichen Dienstes. Unser Ziel ist dabei ein mehrfaches: Durch 
Herausgabe von Betriebsbulletins und durch die beständige Beteiligung an bzw. 
Vorantreibung der spontanen Proteste gegen die zahlreichen Sparmaßnahmen 
lon Kreise von kampfbereiten Beschäftigten herausgebildet werden. Diese sollen 
listen bei BR- bzw. PV-Wahlen in Erscheinung treten. Gleichzeitig versuchen 
als ASt den aktivierten bzw. kampfbereiten ArbeiterInnen auch weitergehende 
Mische Antworten verständlich zu machen, d.h. auch revolutionäre Propaganda 
Ņ machen. Dies stößt naturgemäß auf zahlreiche Schwierigkeiten, ist jedoch der 
ige Weg, wie wir eine Verankerung in der ArbeiterInnenklasse und in den 
sikschaften erreichen können. 


»Kreik 1996 


kozialen Widersprüche treten seit etwa 2 Jahren auch in Österreich wieder 
ı in Erscheinung. Hintergrund dafür ist die weltweite Profitkrise des 
ulistischen Systems, die die herrschende Klasse und ihre Regierungen dazu 
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